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I.   ABHANDLUNGEN. 

ZUR  FRAGE  DER  ENTSTEHUNG  DER 
STAATEN. 

Von 

Dr.  BRUNO  BB:YER,  Fr.  Eylau. 

I.     Originäre     und     derivative,     tatsächliche     und     rechtliche 
Entstehungsarten  der  Staaten. 

Die  Frage  der  Entstehung  der  Staaten  ist  in  rechtsphilo- 
sophischen Untersuchungen  mitunter  mit  derjenigen  vermischt 
worden,  aus  welchen  Gründen  die  Existenz  von  Staaten  berechtigt 
erscheint  i).  Die  vorliegende  rechtliche  Untersuchung  soll  nur  im 
allgemeinen  die  wichtigsten  Vorgänge  darlegen  und  rechtlich  zu 
würdigen  versuchen,  die  zur  Staatsvollendung  geführt  haben. 

Was  die  Methode  betrifft,  so  pflegt  man  mit  Recht  in  neuerer 
Zeit  mehr  Gewicht  auf  den  Staat  als  eine  Tatsache  der  Erschei- 
nungswelt  als  auf  metaphysische  Staatsideen  zu  legen-).  Immer- 
hin ist  die  spekulative  Betrachtungsweise  nicht  zu  entbehren. 
Wenn  mit  philosophischer  Begründung  behauptet  wird,  daß  die 
Staatsentstehung  nur  in  einer  bestimmten  Form  vor  sich  gegangen 
sein  kann,  so  muß,  zumal  die  Entstehung  der  meisten  Staaten 
historisch  nicht  oder  nicht  völlig  aufgeklärt  ist,  zu  diesen  Gründen 
Stellung  genommen  werden.  Nur  wenn  die  Möglichkeit  für  eine 
bestimmte  Form  der  Staatsentstehung  vorliegt,  kann  ihre  geschicht- 
liche Wahrscheinlichkeit  oder  Wirklichkeit  gegeben  sein. 

Man    spricht    von    einer    ursprünglichen    Entstehungsart    des 

i)  Vgl.  Jellinek,   Allgemeine  Staatslehre,  S.   178  über  Stahls  Staatsphilosophie. 
2)  Vgl.  Schmidt,    Allgemeine    Staatslehre,    i.  Band,    Die    gemeinsamen    Grund- 
lagen des  politischen  Lebens,  Leipzig   1901,  S.    116,    117. 
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Staates,  wenn  er  nicht  aus  anderen  Staaten  hervorgeht,  von  einer 
abgeleiteten  dann,  wenn  dies  der  Fall  ist. 

Immerhin  ist  dem  Umstände,  daß  ein  anderer  Staat  die 
Grundlage  eines  neuen  Staates  ist,  keine  zu  große  rechtliche  Be- 
deutung zuzumessen.  Uenn  dem  Staate  liegen  mitunter  auch 
andere  rechtliche  Gewalten,  z.  B.  familienrechtliche,  zugrunde;  auch 
in  einem  solchen  Falle  kann  man  mit  einer  gewissen  Berechtigung 
\on  einer  derivativen  Entstehungsart  sprechen.  Blimtschli^)  unter- 
scheidet innerhalb  dieser  Kategorie  noch  die  sekundären  Ent- 
stehungsarten, in  denen  ein  Staat  von  innen  heraus  aus  dem 
Volke  entstehe,  aber  in  Anlehnung  an  schon  vorhandene  Staaten, 
die  sich  zu  einem  Gesamtstaate  verbänden  oder  in  mehrere 
Staaten  teilten,  von  der  abgeleiteten  Staatsbildung  im  engeren 
Sinne,  die  nicht  von  innen  heraus  erfolge,  sondern  von  außen  her 
Anstoß  und  Richtung  empfange. 

Wichtiger  als  dieser  systematische  Unterschied  ist  die  Unter- 
scheidung von  tatsächlichen  und  rechtlichen  Entstehungsarten. 
Bei  den  letzteren  nimmt  man  einen  rechtlich  erheblichen  Vorgang, 
einen  Vertrag,  ein  Gesetz  oder  eine  Norm  des  Gewohnheitsrechts, 
als  Grundlage  des  Staates  an-).  Bei  den  ersteren  vollzieht  sich 
die  Staatenbildung  in  Vorgängen  rein  tatsächlicher  Natur. 

Es  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  daß,  wenn  z.  B.  durch  Ver- 
schmelzung mehrerer  Gebiete  (wie  z.  B.  bei  den  italienischen 
Kleinstaaten)  oder  durch  die  freiwillige  Uebereinkunft  mehrerer 
Staaten  aus  ihnen  ein  Bundesstaat  (Konföderation)  oder  ein  ein- 
facher (Union)  Staat  entsteht,  oder  wenn  durch  ein  Gesetz  eines 
bestehenden  Staates,  welches  eine  Gliederung  des  gesetzgebenden 
(so  entstand  Bulgarien  aus  der  Türkei)  Staates  oder  eine  Kolo- 
nisation im  fremden  Gebiete  (z.  B.  beim  Kongostaate)  enthält, 
ein  neuer  Staat  geschaffen  wird,  das  Recht,  unter  welches  diese 
Vorgänge  fallen,  einem  anderen  Rechtskreise  angehört  alj;  der 
neuentstandene  Staat.  In  diesem  Sinne  kann  man  daher  auch 
bei  einer  Staatsentstehung  durch  einen  Vertrag  oder  ein  Staats- 
gesetz anderer  Rechtssubjekte  von  einer  tatsächlichen  Entstehung 
sprechen. 

Man  pflegt  von  der  Staatenbildung  die  Verfassungsänderung'^) 


1)  Vgl.  Allgemeine  Staatslehre,  Stuttgart    1875,   ^-   30°- 

2)  Vgl.  Brie,   a.  a.  O.,  S.  66  flf. 

3)  Vgl.    Robert   v.   Mohl,    Enzyklopädie    der    Staatswissenschaften     ?.    Autlage, 
Tübingen   1872,  S.  90  fT.     Blunischli,  Allgemeine  Staatslehre,  S,  300. 
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und  Entwicklung  der  Staaten  ^)  zu  luiterscheiden.  In  Fällen,  in 
denen  ein  Staat  sich  aus  einem  anderen  herleitet,  kann  es  jedoch 
zweifelhaft  sein,  ob  man  von  einer  Entstehung  eines  neuen  oder 
nur  von  einer  Fortbildung  des  alten  Staates  sprechen  kann. 
Handelt  es  sich  um  eine  Nation,  die  unter  Beibehaltung  ihres 
bisherigen  Territoriums  ihre  Verfassung  so  ändert,  daß  die  Staats- 
gewalt nicht  nur  ihrem  Inhalte  nach,  sondern  auch  ihrer  Träger- 
schaft nach  eine  vollständige  Wandelung  erfährt  (inhaltlich  die- 
selbe kann  sie  bei  der  Annexion  bleiben,  bei  der  aber  eine  ganz 
andere  Trägerschaft  eintritt),  so  pflegt  man  lediglich  eine  wenn 
auch  tiefgehende  Verfassungsänderung  anzunehmen^).  Dagegen 
pflegt  man  bei  der  Loslösung  eines  Teiles  der  von  der  bisherigen 
Staatsgewalt  umfaßten  Glieder  des  Staates  und  ihrer  Organisation 
zu  einem  gegenüber  dem  Mutterstaate  relativ  selbständigen  Staats- 
wesen sowie  beim  Zusammenschlüsse  mehrerer  Staaten  unter 
Begründung  einer  über  ihnen  stehenden  Staatsgewalt  von  einer 
Neuschaffung  von  Staaten  zu  sprechen. 

2.  Das  sukzessive  Hinzutreten  der  einzelnen  Merkmale. 

Wegen  der  Verschiedenartigkeit  der  Meinungen  über  die 
Erfordernisse  des  StaatsbegrifTs  ist  die  Frage  über  die  Staats- 
vollendung nach  der  Auffassung  über  diese  Erfordernisse  eventuell 
verschieden  zu  beantworten. 

Im  Folgenden  wird  die  herrschende  Auffassung  über  das 
Wesen  des  Staates  zugrunde  gelegt. 

Wo  die  Geschichtsforschung  dauernd  zusammenlebende 
Menschen  ergründet  hat,  hat  sie  sie  in  irgend  einer  Form  orga- 
nisiert vorgefunden.  Es  bestehen  in  einer  solchen  Menschen- 
gemeinschaft Regeln,  die  das  Verhalten  der  Glieder  untereinander 
ordnen,  und  deren  Befolgung  in  manchen  Fällen  erzwungen  wird. 

Es  wäre  denkbar,  daß  eine  Rechtsgemeinschaft  sich  damit 
begnügte,    solche  Normen  für  das  Verhalten  ihrer  Glieder  zu  er- 


i)  Rehin,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  267. 

2)  V.  Mohl,  a.  a.  O.,  S.  102:  »Allein  ebenso  klar  ist  auch,  daß  nicht  bloß 
von  Reform  die  Rede  sein  kann,  wenn  eine  in  dem  ganzen  Wesen  und  in  der 
Hauptaufgabe,  vielleicht  selbst  in  den  äußeren  Bestandteilen  verschiedene  Gestal- 
tung eines  allerdings  längst  bestehenden  Staatszustandes  eingetreten  ist.  Alexanders 
asiatisches  Reich  war  eine  ganz  selbständige  Schöpfung,  das  spanische  Mexiko 
keine  Fortsetzung  des  Staates  der  Azteken,  Wilhelm  der  Eroberer  gründete  einen 
ganz  neuen  Staat  in  England,  die  Niederlande  von  1815,  Belgien  im  Jahre  1830 
waren  neu  gegründete  Staaten;   das  Deutsche  Reich  von   1870  ist   ein  neuer  Staat.-; 
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lassen,  ohne  deren  Befolgung  zu  überwachen,  und  ohne  besondere 
Wirkungen,  die  lediglich  durch  besonders  qualifizierte  Personen 
erreicht  werden  können,  hervorzurufen.  Eine  solche  Rechts- 
gemeinschaft  wäre,  selbst  wenn  sich  alle  übrigen  Merkmale  des 
Staates  an  ihr  zeigten,  noch  kein  Staat,  Ein  Staat  ist  stets  eine 
organisierte  Rechtsgemeinschaft.  Es  gibt  in  ihm  Normen,  welche 
dazu  qualifizierten  Personen  besondere  Rechtspflichten  auferlegen, 
damit  durch  ihre  Tätigkeit  die  Befolgung  jener  allgemeinen 
Normen  überwacht,  eventuell  erzwungen  werde,  und  Erfolge  her- 
beigeführt werden,  deren  Erreichung  durch  die  Handlungen, 
welche  man  der  Allgemeinheit  nach  ihren  Durchschnittsfähigkeiten 
zur  Pflicht  macht,  nicht  möglich  wäre.  Insbesondere  gehört 
zum  staatlichen  Charakter  einer  Rechts  gemein  sc  haft 
die  Existenz  solcher  Normen. 

Es  ist  durch  die  staatlichen  Rechtsordnungen  besonders 
qualifizierten  individuellen  Personen  eine  Amtskompetenz, 
d.  h.  Recht  und  Pflicht  zu  Amtshandlungen  bestimmter  Art,  über- 
tragen. 

Die  Staatsfunktionen  heben  sich  also  dadurch  von  anderen 
menschlichen  Willensbetätigungen  ab,  daß  sie  Handlungen  sind, 
die  namens  des  Staates  vorgenommen  werden.  Nicht  die  Glieder 
des  Staates  im  allgemeinen,  obgleich  bei  den  in  Betracht  kom- 
menden einzelnen  Fällen  als  Einzelindividuen,  sondern  von  vorn- 
herein individuell  bestimmte  Personen  als  Organe  des  Staates 
nehmen  sie  vor.  In  dieser  Besonderheit  liegt,  gleichviel  ob  man 
sich  dieses  Wirken  im  Sinne  der  römischen  Juristen  nur  als  kraft 
einer  Fiktion  für  den  Staat  vorgenommene  Tätigkeit  oder  im 
Sinne  der  modernen  Staatstheorie  als  reales  Wirken  des  Staates 
durch  Organe  vorstellt,  das  für  die  Begriffsbestimmung  der 
Staatstätigkeit  allein  maßgebende  Merkmal.  Nicht  das  Objekt 
der  Tätigkeit,  das  mit  den  Gegenständen  privaten  Handelns  iden- 
tisch sein  kann,  sondern  ihr  Subjekt,  der  Handelnde  selbst, 
charakterisiert  die  Staatstätigkeit  in  erschöpfender  Weise. 

Die  Entwicklung  einer  Gemeinschaft  zur  Organisation  in 
diesem  Sinne  läßt  sich  freilich  kaum  irgendwo  nachweisen.  Denn 
nirgends  gibt  es  dauernd  zusammenlebende,  durch  einen  gröfSeren 
Komplex  von  Zwecken  verbundene  Menschen  ohne  eine  solche 
Organisation. 

Die  staatliche  Organisation  ist,  unbeschadet  des  oft  weiten 
Zuständigkeitsumfangs  einzelner  Organe,  in  den  Anfängen  freilich 
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wenig  entwickelt.  Dagegen  läßt  sich  die  Weiterentwicklung 
solcher  meistens  durch  die  Gemeinsamkeit  der  Rasse,  der  Sprache, 
des  Kultus,  aber  mitunter  auch  durch  das  zufällige  Zusammen- 
treffen, Zusammenweilen  auf  abgeschlossenen  Gebieten,  oder 
durch  sonstige  Umstände  verbundener  Menschen  nachweisen. 
War  die  Menschengemeinschaft  bisher  z.  B.  ein  Nomadenvolk, 
das  bereits  eine  Rechtsordnung  und  eine  Organisation  besaf.s,  so 
tritt  der  Zustand  des  Staates  mit  dem  Augenblicke  ein,  in  dem 
dieses  Volk  zu  einem  abgegrenzten  Gebiet  der  Erdoberfläche 
in  eine  solche  Beziehung  tritt,   wie  sie  der  Staatsbegriff  verlangt. 

Die  Rechtspflichten  der  Untertanen  nehmen  allmählich  den 
Charakter  an,  daß  sie  im  allgemeinen  für  alle  Personen  gelten, 
die  sich  im  Staatsgebiete  aufhalten ;  sie  alle  haben  sich  den  An- 
ordnungen zu  fügen,  welche  die  Organe  des  Staates  innerhalb 
ihrer  Zuständigkeit  treffen.  Auch  nomadisierende  Völker  er- 
strecken zwar  ihre  Gewalt  auf  Personen,  die  sich  in  ihrem  Macht- 
bereiche befinden,  ohne  ihnen  anzugehören.  Sobald  jedoch  das 
ansässig  gewordene  Volk  in  staatlicher  Organisation  zusammen- 
gefaßt ist,  tritt  dieses  Herrschaftsverhältnis  über  Personen,  die 
nicht  Staatsuntertanen  sind,  kraft  des  staatlichen  Rechts  mit  dem 
Augenblicke  ein,  in  dem  diese  das  Staatsgebiet  betreten.  Anderer- 
seits lassen  die  Staaten  im  allgemeinen  andere  rechtliche  Ge- 
walten innerhalb  ihres  Gebietes  nicht  wirksam  werden.  Nur 
solche  Staaten,  die  im  Verkehr  mit  ihnen  überlegenen  Staaten 
stehen,  dulden  das  Wirken  fremder  Staatsgewalten  in  ihrem  Ge- 
biete, wie  auch  solche  Staaten,  welche  mit  anderen  in  einem 
loseren  oder  engeren  Bündnisverhältnisse  stehen,  die  Tätigkeit 
der  Organe  dieser  befreundeten  Staaten  zulassen.  Gerade  das 
Durchdringen  dieses  Territorialitätsprinzips,  das  nur  durch  einige 
Ausnahmen,  die  unter  den  Begriff  der  Exterritorialität  fallen, 
durchbrochen  zu  sein  pflegt,  ist  ein  wichtiger  Schritt  in  der  Ent- 
wicklung einer  Völkerschaft  zum  Staate,  wenngleich  mit  der  ge- 
steigerten Intensität  des  Verkehrs  zwischen  den  modernen  Staaten, 
z.  B.  im  Konsulatswesen,  wieder  eine  wesentliche  Durchbrechung 
dieses   Prinzips  stattfindet. 

Im  Verhältnisse  des  Staates  zu  seinen  Gliedern  wird  man 
andererseits  eine  Staatsentstehung  erst  dann  als  vollendet  ansehen 
können,  wenn  der  Zuständigkeitsumfang  der  fraglichen  Rechts- 
gemeinschaft so  groß  ist,  daß  er  andere  Rechtsgemeinschaften 
in  seinem  Innern  sowie  deren  Rechtsordnungen  nur  in  gewissem, 
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von  ihm  festgelegtem  umfange  anerkennt  und  seiner  Regelung 
unterwirft.  Auch  das  Fehlen  eines  solchen  Grades  der  Souve- 
ränität nach  innen  läßt  manche,  den  Staaten  sehr  ähnliche  Ge- 
bilde nur  als  Staatsfragmente  erscheinen. 

Während  ferner  bei  den  auf  der  V'orstufe  zum  staatlichen 
Zustande  stehenden  Stämmen  die  aktive  Beteiligung  an  den 
öffentlichen  Angelegenheiten  von  der  durch  die  verschiedensten 
Merkmale  bestimmten  Zugehörigkeit  zum  Stamme  abhängt,  bringt 
die  Entwicklung  zum  Staate  auch  eine  Beziehung  der  staats- 
bürgerlichen Rechte  zum  Territorium  mit  sich.  Diejenigen  Per- 
sonen, welche  im  Staatsgebiete  ansässig  gewesen  sind,  erlangen 
allmählich  durch  die  Rechtsordnungen  eine  Vorzugsstellung  gegen- 
über anderen.  Sie  und  ihre  Nachkommen  werden  als  Glieder 
des  Staates  betrachtet,  welche  an  der  Bildung  der  staatlichen 
Organe  beteiligt  sind.  Sie  allein  dürfen  in  der  Regel  durch  Wahl 
Personen  bezeichnen,  denen  eine  staatliche  Tätigkeit  zu  über- 
tragen ist,  ihnen  allein  wird  auch  in  der  Regel  eine  Zuständigkeit 
zu  solcher  Tätigkeit  anvertraut. 

Zum  Staatsbegriffe  gehört  ferner  stets  ein  gewisses  Minimum 
des  Lmfanges  seines  Wirkungskreises.  Rechtsgemeinschaften, 
welche  insbesondere  keine  geordnete  Justiz  und  nicht  wenigstens 
bis  zu  einem  bestinmiten  Grade  auch  eine  positiv-fördernde  Tätig- 
keit ausüben,  werden,  selbst  wenn  sie  die  übrigen  Erfordernisse 
des  Staatsbegriffs  erfüllen,  nicht  als  Staaten  aufgefaßt.  Bei  ihnen, 
vollendet  sich  also  die  Entwicklung  zum  Staate,  falls  die  übrigen 
P2rfordernisse  bereits  erfüllt  sind,  mit  der  entsprechenden  Organi- 
sationsentwicklung. Auch  dieses  Merkmal  bildet  natürlich  keine 
scharfe  Grenze  zwischen  Staaten  und  NichtStaaten.  Es  gibt  so- 
wohl im  Hinblick  auf  den  Umfang  des  Wirkungskreises  als  auch 
auf  die  Verbindung  einer  Rechtsgemeinschaft  mit  ihrem  Terri- 
torium Gebilde,  bei  denen  es  zweifelhaft  sein  kann,  ob  man  sie 
noch  als  Staatsfragmente  bezeichnen  kann,  oder  ob  man  sie  schon 
als  Staaten  bezeichnen  muß. 

Häufig  erfolgt  eine  formelle  Anerkennung  des  Staatscharakters 
von  vorgeschrittenen  Rechtsgemeinschaften  (vgl.  z.  B.  die  ent- 
sprechenden Deklarationen  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika in  bezug  auf  einige  ihrer  früheren  »Territorien«).  Bei 
zahlreichen  Staaten  läßt  sich  ihr  Herauswachsen  aus  anderen 
Rechtsgemeinschaften  nachweisen.  Diese  sind  mitunter  bisher 
übergeordnete  Staaten,  von  denen  sich  das  sich  zum  Staate  ent- 
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wickelnde  Volk  emanzipiert  —  eine  solche  Staatsentwicklung 
durch  Dezentralisation  vollzog  sich  z.  B.  bei  der  Zersplitterung 
des  Deutschen  Reiches  —  oder  solche,  die  durch  Zusammenschluß 
ein  umfassendes  Gemeinwesen  bilden.  Die  letzte  Art  der  Ent- 
stehung des  Staates  hat  in  der  modernen  Lehre  von  den  Staaten- 
verbindungen eine  ausführliche  Behandlung  erfahren.  Wie  weit 
aber  im  ersten  Falle  die  erlangte,  im  zweiten  die  verbliebene 
Unabhängigkeit  sein  muß,  damit  das  neue  Staatswesen  entstehe, 
läßt  sich  nicht  mit  scharfer  Begrenzung  angeben.  Jedenfalls  ge- 
hört zum  Staatsbegrifife  ein  gewisses  Maß  der  Unabhängigkeit 
gegenüber  anderen  Rechtssubjekten. 

Es  treten  also  historisch  nicht  alle  Merkmale  des  Staats- 
begrififs  gleichzeitig  bei  einer  sich  zum  Staate  entwickelnden 
Menschengemeinschaft  ein,  sondern  diese  Merkmale  entstehen 
häufig    nacheinander,    mitunter    in    sehr   weiten    Zwischenräumen. 

3.  Ausgangspunkte  der  Staatsgewalt. 

Der  wichtigste  Schritt  auf  dem  Wege  zur  Staatsentwicklung 
ist  die  Entstehung  der  Staatsgewalt,  der  Kompetenz  zur  Vor- 
nahme von  Handlungen  namens  des  Staates  und  zur  Bestimmung 
seines  Geschicks,  zur  Herrschaft  über  die  in  ihm  verbundenen 
Personen. 

Die  Entstehung  der  Staatsgewalt  als  eines  Kompetenzum- 
fanges  ist  identisch  mit  der  Entstehung  der  diese  Kompetenz 
begründenden  Rechtsnormen.  Soweit  die  Kenntnis  der  ursäch- 
lichen Zusammenhänge  in  dieser  Richtung  reicht,  lassen  sich 
zwei  Grundformen  der  Entstehung  der  Staatsgewalt  unterscheiden. 
Bei  der  einen  ist  der  Ausgangspunkt  irgend  eine  tatsächliche 
Macht,  die  allmählich  den  Charakter  einer  Staatsgewalt  annimm.t, 
bei  der  andern  wird  die  Staatsgewalt  durch  einen  Willensentschluß 
eines  sich  organisierenden  Volkes  geschaffen. 

Ueberhaupt  nimmt  die  Entwicklung  von  rechtlichen  Kom- 
petenzen, wie  die  Rechtsgeschichte  zeigt,  häufig  ihren  Ausgang 
von  tatsächhcher  Macht,  Handlungen  gewisser  Personen,  denen 
auf  Grund  ihrer  tatsächlichen  Vorzugsstellung  Gehorsam  und  jeden- 
falls nicht  Widerstand  geleistet  wird,  nehmen  allmählich  den 
Charakter  einer  Tätigkeit  an,  welche,  wenn  die  Gemeinschaft  be- 
stehen und  gedeihen  soll,  notwendig  in  der  bezeichneten  Weise 
respektiert  werden  müssen.  Nicht  immer  wird  die  ganze  Macht 
eines    Gewalthabers     gleichzeitig    als    Rechtsmacht     empfunden. 
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Seine    Rechtskompetenzen    entwickeln    sich    oft   vielmehr    schritt- 
weise. 

K  o  m  p  e  t  e  n  z  e  n  t  s  t  e  h  u  n  g    und    K  o  m  p  e  t  e  n  z  b  e  g  r  ü  n  d  ii  n  g. 

Personen,  die  durch  ihre  Macht  auch  sonstigen  Willensent- 
schlüssen Geltung  zu  verschaffen  vermögen,  tun  dies  oft  auch  be- 
züglich allgemeiner  Anordnungen.  Die  Maclit^),  aufweiche  sich 
solche  Anordnung  stützt,  ist  entweder  ausgedehnter  Besitz,  oder 
sie  äußert  sich  in  hervorragenden  Gaben  des  Geistes  oder  Körpers, 
mitunter  vermag  auch  die  List  oder  Gewalt-)  zu  einer  übergeord- 
neten Stellung  gegenüber  den  anderen  Gliedern  der  Gemeinschaft 
zu  verhelfen.  Im  Kampfe  mit  anderen  Machthabern,  deren  Streben 
nach  der  Erlangung  einer  Gleichartigkeit  geht,  pflegen  sich  dann 
einzelne  —  entweder  die  wirklich  besten  und  klügsten,  oder  auch 
minderwertige  vom  Glück  begünstigte  gegenüber  den  anderen 
als  ausschließhche  Machthaber  durchzusetzen.  Das,  was  die 
Machtunterworfenen  veranlaßt,  jenen  zu  gehorchen,  ist  entweder 
die  freiwillige  für  begründet  erkannte  Anerkennung  der  Stellung 
jener  Personen,  oder  es  ist  besonders  häufig  anfangs  die  Furcht 
vor  Gewalt  oder  die  Hoffnung  auf  Vorteile  im  Falle  des  Gehor- 
sams. Die  dauernde  Befolgung  solcher  Gebote  führt  dann  häufig 
dazu,  daß  die  Beteiligten  jenen  Gehorsam  für  durch  das  Allge- 
meininteresse geboten  halten  und  die  Uebertretung  solcher  An- 
ordnungen für  eine  der  Gemeinschaft  selbst  nachteilige  Handlung 
ansehen. 

i)  Auf  die  dieser  Macht  korrespondierenden  Furcht  vor  Gewalt  weist  Filati- 
gieri,  zitiert  v.  Gramich  und  Weitiand  im  Staatslexikon  d.  Görresges.  IV,  S.  178, 
hin:  »Kann  man  nicht  sagen,  daß  eine  einzige,  aber  in  ihrer  Anwendung  immer 
mannigfaltige  Ursache  das  Prinzip  der  alle  Staaten  gemeinsam  bewegenden  Tätig- 
keit ist,  und  daß  diese  Ursache  die  Liebe  zur  Gewalt  ist  ?  Wenn  es  wahr  ist,  daß 
die  Liebe  zum  Vergnügen,  die  List  und  die  Abneigung  vor  dem  Schmerz,  die  Un- 
lust die  beiden  bewegenden  Kräfte  für  die  Handlungen  des  Menschen  sind,  so  ist 
es  nicht  schwer  zu  zeigen,  daß  die  Liebe  zur  Gewalt  das  wahre  und  eigentliche 
Prinzip  der  Tätigkeit  aller  Regierungen  ist;  denn  die  Liebe  zur  Gewalt  hat  ihren 
Ursprung  in  der  Liebe  zum  Vergnügen.  Jeder  Mensch  wünscht  glücklich  zu  sein 
und  folglich  auf  einer  solchen  Stufe  der  Macht  zu  stehen,  daß  die  übrigen  Men- 
schen zu  seinem  Glück  beitragen  müssen.«  Geleugnet  wird  diese  Bedeutung  der 
Furcht  für  die  Entstehung  der  Staaten  von  Fcnelon,  a.  a.  O.  ?  Kapitel  3. 

2)  So  sagt  Aristoteles  (Politik,  in  Kirchmanns  Philosophischer  Bibliothek  Nr.  7, 
Leipzig  1880,  S.  236)  vom  Despoten,  daß  er  gegenseitiges  Mißtrauen  unter  seine 
Untertanen  säe,  keinen  von  ihnen  zu  irgend  einer  Macht  gelangen  lasse  und  einen 
niedrig  knechtischen  Sinn  bei  ihnen  allen  erzeuge. 
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Mit  dem  Augenblick,  in  dem  sich  das  Bewußtsein  hiervon 
durchgesetzt  hat,  erlangen  die  Kompetenzbestimmungen  die  Natur 
von  (Verfassungs-)  Rechtsnormen,  werden  die  Handlungen  dieser 
Personen  solche  von  dazu  rechtlich  zuständigen  Organen,  die 
tatsächlich  bestehenden  Voraussetzungen  für  jenes  respektierte 
Handeln  regeln  von  nun  an  als  Rechtsnormen  mittelbar  das  Ver- 
halten der  Glieder  der  Rechtsgemeinschaft.  Bei  allgemeinen  An- 
ordnungen, denen  zunächst  auf  Grund  tatsächlicher  Herrscher- 
macht des  Anordnenden  Gehorsam  entgegengebracht  wird,  tritt 
die  Rechtsnormnatur  mit  dem  allgemeinen  Bewußtsein  der  Not- 
wendigkeit dieses  Gehorsams  für  die  Existenz  oder  gedeihliche 
Existenz  der  Gemeinschaft  ein. 

Es  wird  vereinzelt  die  Anschauung  vertreten,  daß,  da  der 
Staat  nur  eine  unter  die  Rechtskategorien  nicht  zu  subsummie- 
rende  Tatsache  sei,  auch  die  Staatsgewalt  lediglich  eine  tatsäch- 
liche Macht  umfasse.  Behauptungen  in  diesem  Sinne  stellten 
schon  die  späteren  Sophisten  und  einige  athenische  Staatsmänner 
auf^).  Diese  Lehre  hat  jedoch  niemals  größere  Verbreitung  ge- 
wonnen. Selbst  ein  Schriftsteller  wie  7'.  Haller,  der  die  Fürsten- 
macht so  betont,  basiert  diese  immer  noch  auf  das  »göttliche 
Recht«.  Ein  ähnliches  ethisches  Prinzip  weiß  v.  Seyäel'^)  mit  der 
Behauptung  zu  vereinbaren,  daß  der  Staat  eine  reine  Tatsache 
sei.  Ganz  isoliert  steht  Spinoza  da,  der  als  Anhänger  der  The- 
orie vom  Staatsvertrage  den  Staat  gleichwohl  nur  als  ein  tat-' 
sächliches  Gewaltsverhältnis  bezeichnet^),  dessen  Grundlage  die 
P2inheit  des  Geistes  sei.  Auch  wenn  eine  tatsächliche  Macht  die 
allgemeine  Anerkennung  als  Rechtskompetenz  erlangt,  kann  sie 
häufig  auch  weiterhin  Sonderinteressen  des  Machtinhabers  dienen. 
Dann  sind  häufig  Staatsinteressen  mit  privaten  Interessen  iden- 
tisch. Das  kann  mitunter  lange  währen,  hat  aber  nie  dauernden 
Bestand.  Die  Gerechtigkeit  setzt  sich  allmählich  immer  mehr 
in  den  Staatseinrichtungen  durch.  Der  Grund  für  die  Anschavi- 
ung,  daß  mit  der  Entstehung  einer  festgegründeten,  weitreichen- 
den und  dauernden  tatsächlichen  Macht  in  einer  Menschenge- 
meinschaft,   bei  der  die    übrigen  Erfordernisse   des  Staatsbegriffs 

i)  Vgl.  Loenbig,  Artikel  »Staat  (Allgemeine  Staatslehre)«  im  Hand\\örterbuch 
der  Staatswis-senschaften,   3.  Aufl.,   7.  Band,  Jena    1911,   S.   697. 

2)  Grundzüge  der  allgemeinen  Staatslehre  1873  in  Hirths  Annalen  des  Deut- 
schen Reiches,    1888,  S.  321  ff. 

3)  Vgl.  Menzel,  Der  Sozialvertrag  bei  Spinoza,  in  der  Zeitschrift  für  das  Privat- 
und  öffentliche  Recht  der   Gegenwart.     XXXIV,    1907,  S.  451  ff. 
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erfüllt  sind,  der  Staat  existent  wird,  scheint  darin  zu  liegen,  daß 
auch  in  der  modernen  Staatslehre  bis  auf  wenige  Ausnahmen 
ein  Teil  der  Staatstätigkeit  nicht  als  Rechtsausführung  bezeichnet 
wird. 

Es  hat  sich  die  —  \on  Häiiel'^]  allerdings  energisch  be- 
kämpfte —  communis  opinio  gebildet,  daß  jedenfalls  ein  Teil 
der  Staatsverwaltung  nicht  Gesetzesvollziehung-  oder  allgemeine 
Rechtsausführung  sei'-),  nämlich  die  Regierung.  Dieser  Teil  der 
Staatsverwaltung,  sofern  er  nämlich  weder  in  der  Setzung  noch 
in  der  Ausführung  von  Rechtsnormen  besteht,  würde  also  in 
keinem  Zusammenhange  mit  der  vom  Staate  gesetzten  oder  durch 
Gewohnheit  in  ihm  entstandenen  Rechtsordnung  stehen. 

Der  Grund  für  diese  als  herrschend  zu  bezeichnende  Auf- 
fassung scheint  darin  zu  liegen,  daß  man  die  in  der  allgemeinen 
Rechtsstellung  der  Verwaltungsbehörden  begründete  Zuständig- 
keit derselben  nicht  als  Folge  von  Kompetenzrechtsnormen  an- 
sieht, sondern  für  einen  Rechtsausführungsakt  ein  Spezialgesetz, 
das  durch  ihn  ausgeführt  wird,   für  erforderlich  hält. 

Jene  Theorie  wird  von  Hänel^)  zutreffend  als  die  »Theorie 
von  der  Zufälligkeit  des  Rechtes  im  Verhältnis  zum  Staate«  be- 
zeichnet. Ihren  allgemeinsten  Ausdruck  findet  sie  in  dem  von 
Jellinek^)  formulierten  Grundsatze:  »Substantiell  ist  der  Staat, 
wie  jede  Person,  durch  sein  physisches  Können  und  seine  Zwecke 
begrenzt.      Rechtsgrenzen    können    ihm    aber    nur    durch    seinen 

1)  Welcher  behauptet,  daß  die  Verwaltung  nur  auf  Grund  eines  Rechtssatzes 
tätig    werden    könne  (Gesetz    im    formellen  und  materiellen  Sinne,    S.  208,  214  ff.). 

2)  N^.  Laöand,  Reichsstaatsrecht  (Marquardsensches  Handbuch),  1907,  S.  141. 
Orelli,  Das  Staatsrecht  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft,  ibid.  IV,  i,  2, 
S.  109,  der  die  Vollziehung  der  Gesetze,  Verordnungen  und  Richtersprüche  nach 
schweizerischem  Recht  in  direkten  Gegensatz  zur  Staatsverwaltung  setzt,  welche 
vor  allem  die  Aufgabe  habe,  das  Staatswesen  gut  und  zweckmäßig  fortzuentwickeln; 
vgl.  ferner  v.  Marlitz,  Betrachtungen  über  die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bun- 
des, S.  2,  V.  liöitne-Zorn,  Das  Staatsrecht  der  preußischen  Monarchie,  5.  Aufl.,  II, 
S.  301;  Georg  Meyer-Anschütz,  S.  342;  Ulbrich,  Der  Rechlsbegriff  der  Verwaltung 
in  Grünhuts  Zeitschrift,  Bd.  IX,  S.  i  ff. ;  v.  Stengel,  Begriff,  Umfang  und  System 
der  Verwaltung,  in  der  Zeitschrift  für  ges.  Staatsw.  38,  S.  218  ff. 

3)  Hänel,   Ges.  im  form,  und  mat.  Sinne,  S.  21. 

4)  Gesetz  und  Verordnung,  S.  198.  Die  entgegengesetzte,  aus  der  libertc 
individuelle  der  Grundrechte  gefolgerte  Behauptung  stellt  0.  Mayer,  Theorie  des 
französischen  Verwaltungsrechts,  Straßburg  1886,  S.  290,  auf:  Ohne  gesetzliche 
Grundlage  ist  ein  Eingriff  in  die  Freiheitssphäre  der  einzelnen  nicht  möglich. 
Vgl.  auch  die  Besprechung  dieses  Werkes  von  Rehm  in  der  Kritischen  Vierteljahrs- 
schrift für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft,  Bd.  X  (N.  F.)  S.    106  ff. 
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eigenen  Willen  gesetzt  werden-.  Diese  die  Unbegrenztheit  aller 
Funktionen  des  Staates  anerkennende  Idee  muß,  wie  Hänel^) 
erkannt  hat,  zu  der  Auffassung  führen,  daß  das  Recht  als  ein 
dem  Staate  nur  zufällig  und  äußerlich  hinzutretendes  Element 
aufgefaßt  wird,  das  er  sich  beliebig  setzen,  und  von  dem  er  be- 
liebig absehen  kann,  als  eine  Erscheinung,  welche  erst  durch 
seine  freie  Willenssetzung  erzeugt  ist,  und  welche  darum  histo- 
risch oder  begrifflich  nur  die  Folge  des  Staates  als  der  ihr  vor- 
hergehenden Ursache  ist  -).  Wenn  das  Handeln  des  Staates  sich 
außer  den  Rechtsgrenzen  vollziehen  kann  und  nur  tatsächlich 
durch  physisches  Können  und  durch  allgemeine,  theoretisch 
konstruierte  Staatszwecke  begrenzt  ist,  so  schwindet  allerdings 
jeder  grundlegende  Unterschied  zwischen  dem  Handeln  eines 
durch  seine  Rechtsstellung  dazu  zuständigen  Staatsorgans  namens 
des  Staates  und  einer  Person,  der  diese  Zuständigkeit  fehlt,  die 
aber  auch  die  Interessen  der  Rechtsgemeinschaft  durch  eine  Tat 
wahrzunehmen  beabsichtigt  und  auch  objektiv  ihren  Zweck  er- 
reicht. Denn  wenn  eine  Rechtskompetenz,  d.  h.  eine  Zuständig- 
keit; welche  durch  eine  das  Handeln  namens  des  Staates  und  das 
von  den  Gliedern  der  Rechtsgemeinschaft  in  bezug  auf  dieses 
Handeln  zu  beobachtende  Verhalten  regelnde  Rechtsnorm  be- 
gründet wird,  für  eine  Staatsfunktion  nicht  erforderlich  ist,  so 
ist  nicht  einzusehen,  weshalb  nicht  auch  jeder  Machthaber,  der 
durch  seine  Handlungen  subjektiv  ihrem  Zwecke  und  objektiv 
ihrem  Erfolge  nach  das  Interesse  einer  Gemeinschaft  wahrnimmt, 
als  Staatsorgan  zu  bezeichnen  ist.  Gerade  der  Umstand,  daß 
Kompetenzrechtsnormen  nicht  nur  dem  Handeln  der  Staatsorgane 
als  solcher  gewisse  Grenzen  setzen,  sondern  dem  Handeln  na- 
mens des  Staates  oder,  um  im  Sinne  der  organischen  Staats- 
theorie zu  reden,  dem  Handeln  des  Staates  überhaupt  zur  Grund- 
lage dienen,  insofern,  als  sie  nur  bestimmten  Personen  eine  Koni- 
petenz  als  Staatsorgan  gewähren,  ist  aber  das  für  die  Staatsgewalt 
wesentliche  Merkmal.  Mit  dem  Fortfall  dieser  Rechtsgrenze  des 
staatHchen  Handelns  würde  das  Handeln  des  Staates  von  seiner 


i)  A.  a.  O.  S.  215. 

2)  Eine  solche  Gewalt  muß  (wie  Affolter,  Zur  Lehre  von  der  Persönlichkeit 
des  Staates,  im  Archiv  für  öffentliches  Recht,  S.  395,  erkannt  hat)  als  auch  dem 
Staate  selbst  vorausgehend  gedacht  werden.  Diese  Auffassung  ist  aber  ein  x^natur- 
rechtliches  Produkt  und  deckt  sich  mit  der  Lehre  von  der  Entstehung  des  Staates 
durch  Vertrag«  Affolter  a.  a.  O.)  dem  pouvoir  constituant  der  demokratischen 
Theorie   (vgl.   S'icyes,  Politische  Schriften  (Usteri)  I,    1796,   S.    13 1  ff.). 
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Beziehung  zur  Rechtsordnung,  deren  Wesen  Begrenzung  ist,  ge- 
löst und  diese  zu  einem  Akzidentale  des  Staates  werden.  Einem 
solchen  Staate  fehlte  jeder  grundlegende  Unterschied  gegenüber 
einer  Menschengemeinschaft,  deren  Angelegenheiten  durch  rein 
tatsächliche  Machthaber,  guter  oder  böser  Art,  wahrge- 
nommen werden.  Mit  Recht  sagt  aber  Hätte/,  Ges.  im  form,  und 
mat.  Sinne  S.  217:  Als  der  erste  Machthaber  in  einer  für  die 
spezifische  Gesellschaftsform  des  Staates  reifen  Volksgemeinschaft 
den  Satz  formulierte,  sei  es.  daß  er  ihn  bewußt  aussprach,  sei 
es,  daß  er  in  instinktiver  Erfassung  ihn  betätigte;  Ich  bin  der 
Staat< ,  da  behauptete  er  die  Geltung  des  Rechtssatzes: 
Jedermann,  den  es  angeht,  hat  anzuerkennen,  daß  ich  be- 
rufen bin,  für  die  Gemeinschaftszwecke  zu  herrschen ;.  Für 
die  rechtliche  Betrachtung  muß  daher  von  der  Annahme  aus- 
gegangen werden,  daß  die  mit  jedem  Staate  notwendig  ge- 
gebene Staatsordnung  Rechtsordnung  ist,  d.  h.,  daß  die  den 
Willen  des  Staates  darstellenden  Organe  kraft  bestehender  Kom- 
petenzrechtsnormen dazu  zuständig  sind,  daß  also  die  auf  einem 
bestimmten  Territorium  ansässige  Menschen  umfassende  ursprüng- 
liche Zwangspotenz  rechtlichen  Charakter  hat.  »Das  Recht  ist 
dem  Staate  notwendige  Erscheinungsweise.  Er  kann  ohne  das- 
selbe in  seinem  Dasein,  in  seiner  Wirksamkeit  und  in  seinen 
Aufgaben  weder  tatsächlich  bestehen,  noch  begreiflich  gedacht 
werden.«  Man  wird  daher  beim  Vorhandensein  tatsächlicher 
Macht,  und  sollte  sie  noch  so  groß  sein,  noch  nicht  von  einer 
Staatsgewalt  sprechen  können,  selbst  wenn  ihre  Aeufierungs- 
formen  denen  der  wirklichen  Staatsgewalt  glichen.  Diese  Mei- 
nung kann  auch  als  die  herrschende  bezeichnet  werden  M.  Hi- 
storisch kann  es  bei  einer  solchen  Betrachtungsweise  zweifelhaft 
sein,  wann  der  Staat  bei  einer  solchen  sich  zur  Staatsgewalt 
entwickelnden  Macht  existent  wird.  Es  gibt  Fälle,  in  denen  eine 
große  rein  tatsächliche  Macht  in  entschiedenem  Gegensatze  zum 
Sinnen  und  Denken  der  Unterworfenen  diese  beherrscht  und  erst 
nach  langer  Zeit   in   der  Volksseele  als  rechtliche  Notwendigkeit 


1)  Vgl.  z.  B.  Loeniiig  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  3.  Aufl., 
VII,  S.  697 :  :'.Die  Herrschaft  bedarf  der  Gewalt,  aber  sie  beruht  nicht  auf  der 
(jewalt,  sondern  auf  dem  Bewußtsein  ihrer  Notwendigkeit,  von  dem  die  Beherrsch- 
ten durchdrungen  sind;«  ähnlich  sagt  Gierke,  Die  Grundbegriffe  des  Staatsrechts 
und  die  neuesten  Staatsrechtstheorien,  1874,  S.  i  ff,  daß  die  Tatsache  einer  be- 
stimmten Herrschaftsordnung  vom  Volksbewußtsein  als  Rechtssatz  empfunden 
werden  müsse. 
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empfunden  wird.  Die  faktische  Unmöglichkeit,  den  Zeitpunkt 
der  Staatsentstehung  in  solchen  Fällen  nachzuweisen,  ist  jeden- 
falls kein  Argument  gegen  die  rechtliche  Seite  der  Staatsgewalt. 

in  dem  oben  angeführten  Sinne  ist  daher  jeder  Staat  ein 
Rechtsstaat '). 

Zwei  Tlieorien  erheben  hauptsächlich  den  Anspruch,  daß 
n  u  r  sie  die  Entstehung  der  Staaten  erklären  :  Die  Theorie  von 
der  n  a  t  ü  r  1  i  c  h  e  n  Entstehung  und  die  von  der  Entstehung 
durch  V  e  r  tr  a  g.  Die  erstere  steht  nicht  in  striktem  Gegensatze 
zur  Vertragstheorie,  denn  auch  die  Entstehung  des  Staates  durch 
einen  Vertrag  ist  eine  natürliche  Tatsache,  insofern  der  Wille  der 
Vertragschließenden  durch  natürliche  Motive  zur  Gründung  ge- 
drängt wird.  Die  Theorie  von  der  natürlichen  Entstehung  des 
Staates  legt  das  Hauptgewicht  auf  die  dem  Staat  zugrunde  lie- 
gende tatsächliche  Macht.  Für  beide  Theorien  aber  kommt,  wie 
noch  im  einzelnen  näher  zu  zeigen  ist,  als  notwendigstes  Moment 
die  Entstehung  des  Bewußtseins  von  der  Notwendigkeit  der  Be- 
folgung gewisser  Normen  in  Betracht. 

Den  "Grundgehalt  beider  Theorien  gibt  Herbart  treffend  mit 
den  Worten  wieder:  »Soll  die  Gesellschaft  Bestand  haben,  so 
bedarf  es  eines  äußeren  Bandes.  Man  läßt  sich  Macht 
gefallen-)  oder  stiftet  eine.  Die  Gesellschaft  verwan- 
delt   sich    in    den    Staat  ^).«     Während    bei    der  Entstehung    des 

1)  Ueber  den  Begriff  des  Rechtsstaates  gehen  die  Meinungen  sehr  auseinander. 
G.  Meyer  sagt  in  seinem  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  6.  Aufl.,  bearbeitet 
von  Anschütz  S.  27 :  »Einen  Staat,  in  dem  die  Befugnisse  der  Verwaltung  gesetz- 
lich fest  begrenzt  sind  und  nur  in  Uebereinstimmung  mit  den  Gesetzen  ausgeübt 
werden  können,  bezeichnet  man  als  Rechtsstaat.«  Während  nach  dieser  Definition 
auch  eine  Gemeinschaft  ohne  jede  rechtliche  Festlegung  einer  Macht  als  Staat  auf- 
gefaßt werden  könnte,  nähert  sich  eine  Entscheidung  des  sächsischen  Oberver- 
waltungsgerichts vom  21.  Januar  1905  (zitiert  von  Oertinann,  Die  staatsbürgerliche 
Freiheit  und  das  freie  Ermessen  der  Behörden,  Leipzig  1912)  mehr  der  hier  ver- 
tretenen Auffassung.  Es  heißt  darin;  »Nach  der  herrschenden  Rechtsauffassung 
muß  der  in  einer  verwaltungsbehördlichen  Verfügung  enthaltene  Befehl  rechtlich 
begründet,  d.  h.  die  Befugnis  des  Staates,  jemand  ein  Tun  oder  Unterlassen  auf- 
zugeben, muß  durch  einen  Rechtssatz  anerkannt  sein.  Dieser  Grundsatz  hat  auch 
in  §  27  Verf.  Urk.  Ausdruck  gefunden,  wonach  der  einzelne  nur  insoweit  zu  einem 
seine  Freiheit  beschränkenden  Tun  oder  Unterlassen  verpflichtet  ist,  als  das  auf 
Gesetz  oder  Recht,  d.  h.  auf  einem  geschriebenen  oder  unterschriebenen  Rechts- 
satz beruht. ; 

2)  Herharti,  Allgemeine  praktische  Philosophie,  neue  Ausgabe  Leipzig,  1873, 
S.    127. 

3)  Dies  geschieht  zunächst  mitunter  nicht   im  Bewußtsein,    daß   die   Macht  be- 
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Staates  durch  das  Durchdringen  der  Rechtsüberzeugung,  daß  die 
Handlungen  von  tatsächhchen  Machtinhabern  notwendig  zu  re- 
spektieren sind,  ein  vom  Willen  des  Menschen  unabhängiger 
Vorgang  die  Staatsgewalt  ins  Leben  ruft,  enthält  die  andere 
Grundform,  in  welcher  sich  die  Staatsbildung  vollzieht,  der  Ver- 
trag, freie  Willensentschlüsse  der  in  Betracht  kommenden  Per- 
sonen. Auch  übereinstimmende  Willenserklärungen  von  Per- 
sonen, die  sich  zur  Staatsbildung  zusammenschließen,  können  eine 
Staatscjewalt  erzeugen.  Gemeinsam  ist  beiden  Formen  der  Staats- 
entstchung  die  rechtlich  erhebliche  Grundlage,  das  allgemein 
herrschende  Bewußtsein,  daß  die  Beobachtung  bestimmter  Regeln 
zur  Erhaltung  der  Gemeinschaft  notwendig  sei  ^).  Ebensowenig, 
wie  ein  tatsächlicher  Machthaber  ohne  dieses  Bewußtsein  eine 
rechtliche  Kompetenz  erlangen  kann,  hat  ein  durch  Vertrag  ge- 
gründeter Staat  Bestand,  wenn  nicht  die  allgemeine  Ueberzeugung 
obwaltet,  daß  die  Beobachtung  der  im  Vertrage  übernommenen 
Pflichten  zur  Erhaltung  der  Gemeinschaft  nötig  sei.  Es  gibt 
übrigens  Grenzfälle,  in  denen  ein  Staat  auf  einer  realen,  von  den 
einzelnen  Gliedern  rechtlich  unabhängigen  Macht  beruht,  zu  der 
sich  jedoch  vertragmäßige  Elemente  beigesellen.  Dahin  gehört 
z.  B.  die  Anerkennung  des  germanischen  Königs  durch  das  Volk, 
dem  jener  Gelübde  tun  mußte-). 

Während  die  Theorie  von  der  gewohnheitsrechtlichen  Ent- 
stehung des  Staates  erfordert,  daß  der  Gehorsam  gegen  eine 
bestehende,  zunächst  tatsächliche  Gewalt  eine  längere  Zeit  hin- 
durch mit  dem  Bewußtsein  der  Rechtsnotwendigkeit  geübt  werde, 
ist  die  Staatsgewalt  sowohl  bei  ihrem  Herauswachsen  aus  son- 
stigen Gewalten  als  auch  bei  ihrer  Neubegründung  durch  frei- 
willigen Zusammenschluß  von  Menschen  schon  dann  existent 
geworden,  wenn  in  jenem  P"alle  die  allgemeine,    wenn    auch  still- 

rechtigt  sei ;  insofern  kann  die  Entstehung  eines  solclien  Staates  als  das  Produkt 
eines  bewußtlosen,  ethischen  Prozesses  bezeichnet  werden  (vgl.  Hegel,  Grundideen 
der  Philosophie  des  Rechts,  Berlin  182 1,  S.  XIX),  obwohl  Hegels  Meinung,  daß 
alles,  was  vernünftig  sei,  auch  wirklich  sei,  und  alles  was  wirklich  sei,  auch  ver- 
nünftig sei,  zu  weit  geht. 

1)  Vgl.  Schlözer,  Allgemeines  Staatsrecht  und  Staatsverfassungslehre,  Göt- 
tingen 1793,  S.  5:  »Man  brauchte  nur  zu  bemerken  daß  Menschen  Glück  ohne 
Verein,  und  dauernder  Verein  ohne  Staat  nicht  möglich  sei:  so  unterwarf  man 
sich  freiwillig ;  oder  falls  auch  die  erste  Unterwerfung  erzwungen  war,  so  harrte 
man  gern  in  derselben  fort.« 

2)  Vgl.  J.  Grimm,  Deutsche  Rechtsaltertümer   1828,  S.  231. 
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schweigende  Anerkennung  der  tatsächlichen  Gewalt  als  einer 
rechtlichen  erfolgt  ist,  bez.  wenn  in  diesem  Falle  der  Zusammen- 
schluß erfolgt. 

Allerdings  muß  der  Sozialvertrag  auf  eine  dauernde  Gemein- 
schaft abzielen,  damit  ein  Staat  durch  ihn  entstehe,  und  anderer- 
seits muß  das  allgemeine  Bewußtsein  entstehen,  daß  die  durch  die 
Existenz  einer  tatsächlichen  Macht  gegebenen  Normen  von  den 
Machtunterworfenen  dauernd  befolgt  werden  müssen,  damit 
ein  Staat  entstehe.  Denn  da  durch  die  Entstehung  des  Staates 
jener  Machtumfang  Kompetenzumfang  wird,  entsteht  ein  Ver- 
fassungsrecht, das,  wie  jedes  Recht,  allgemein  sein  muß  und  zwar 
auch  im  Hinblick  auf  seine  beabsichtigte  Dauer. 

Wollte  man  das  Bestehen  einer  dauernden  Gewalt  zur 
Staatsvollendung  für  erforderlich  halten,  so  müßte  man  das  Er- 
fordernis der  längeren  Geltungsdauer  für  jede  Rechtsnorm  auf- 
stellen und  dürfte  eine  allgemeine  Rechtsnorm,  die  kurze  Zeit 
nach  Entstehung  außer  Kraft  gesetzt  wird,  nicht  als  Rechtsnorm 
bezeichnen.  Denn  auch  das  die  Staatsgewalt  festlegende  Ver- 
fassungsrecht ist  ein  Rechtsnormenkomplex. 

Zwar  hat  die  Existenz  der  Individualgesetze  besonders  nach 
der  Entstehung  der  konstitutionellen  Doktrin  im  Hinblick  auf  die 
bloß  »formellen«  Gesetze  zu  einer  Unterscheidung  zwischen  all- 
gemeinen und  besonderen  (speziellen,  individuellen)  Rechtssetzungs- 
akten des  Staates  geführt.  Diese  Scheidung,  bei  welcher  die  In- 
dividualgesetze als  Ausnahmen  erscheinen,  basiert  auf  der  An- 
nahme auch  nicht  allgemeiner  Rechtsnormen. 

Eine  Ordnung  und  insbesondere  eine  Rechtsordnung  wird 
aber  in  die  Verhältnisse  einer  des  Rechts  noch  entbehrenden 
Rechtsgemeinschaft  nur  durch  eine  allgemeine  Verhaltensbestim- 
mung für  deren  Glieder  gebracht.  Wenn  ohne  eine  solche  ledig- 
lich Einzelbeschlüsse  gefaßt  werden,  die  jederzeit  ihrem  ganzen 
Inhalt  nach  von  früheren  abweichen  können,  ohne  daß  ein  be- 
stimmtes Organ  im  allgemeinen  die  Zuständigkeit  zu  dieser  Be- 
schlußfassung hat,  so  sind  die  Angelegenheiten  der  Gemeinschaft 
einem  derartig  willkürlichen  Wechsel  unterworfen,  daß  sie  weder 
als  geregelt  noch  als  geordnet  zu  betrachten  sind.  Erst  dann 
liegt  ein  Ansatz  hierzu  vor,  wenn  eine  irgend  wie  bestimmte 
Person  oder  mehrere  solche  Personen,  wenn  auch  in  weitem 
Umfange  nach  freiem  Belieben,  gewisse  Gemeinschaftsangelegen- 
heiten wahrzunehmen    haben.     Denn    dann    sind    die   Angelegen- 
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heiten  der  Menschengemeinschaft  nicht  mehr  lediglich  von  den 
nach  Zweckmäßigkeitservvägungen  gefaßten  Beschlüssen  irgend- 
welcher Personen,  sondern  von  den,  wenn  auch  in  der  gleichen 
Weise  zu  fassenden  Beschlüssen  bestimmter,  hierzu  kompetenter 
Organe  abhängig.  Sie  sind  dann  in  gewisser  Weise  —  wenn 
auch  nur  durch  die  allgemeine  Bestimmung  des  Kompetenzum- 
fanges  jener  Personen  und  der  Respektierung  der  von  ihnen  als 
Organen  der  Gemeinschaft  vorgenommenen  Handlungen,  in  ge- 
wisser Weise  umgrenzt  und  geordnet.  Diese  Wirkung  tritt  auch 
dann  ein,  wenn  auch  nur  eine  oder  einige  allgemeine  Anordnungen 
einer  beliebigen  Person  als  für  die  Gemeinschaft  verbindlich  an- 
gesehen werden  sollen,  ohne  daß  der  Anordnende  in  allgemeiner 
Weise,  d.  h.  durch  die  Notwendigkeit  der  Erfüllung  gewisser 
Erfordernisse  bestimmt  zu  sein  braucht.  Denn  für  verbindlich 
zu  erachtende  allgemeine  Anordnungen  selbst  beliebig  wechseln- 
der Personen  führen  gleichfalls  eine  Regelung  der  Verhältnisse, 
auf  die  sie  sich  beziehen,  herbei. 

Der  Hinweis  auf  das  Natürliche  des  Zusammenschlusses  zu 
Staaten  findet  sich  schon  bei  Aristoteles^):  Der  Staat  bedinge 
den  einzelnen  Menschen  ähnlich  wie  das  Naturganze  seine  Teile. 
Besonders  scharf  betont  auch  Fcnclon  ^),  daß  alle  Staatsgrün- 
dungen auf  der  natürlichen  Ungleichheit  und  Abhängigkeit  der 
Menschen  beruhen,  und  die  Lehre  vom  Staatsvertrag  sei  auf 
Eigenliebe  und  Privatinteresse  zurückzuführen,  mit  welchen  das 
Postulat  der  Unabhängigkeit  und  Gleichheit  der  Menschen  ver- 
bunden sei.  Schon  die  ungleiche  Geburt,  die  die  leibliche  und 
geistige  Ueberlegenheit  bestimmter  Menschen  über  andere  zur 
Folge  habe,  führe  zu  der  Ordnung  des  Befehlens  und  Gehor- 
chens  (Kap.  4). 

Aehnlich  sagt  Montesquieu  von  den  Rechtsnormen  im  allge- 
meinen, daß  sie  durch  die  Instinkte  der  Menschennatur,  durch 
die  klimatischen  Bedürfnisse  usw.  entständen.  Vor  allem  aber 
betonten  die  Anhänger  der  historischen  Rechtsschule  gegenüber 
denen  des  Naturrechts  diese  zur  Staatsentstehung  führenden 
Faktoren,    zum  Teil    unter  Ablehnung   jedes    anderen  Vorganges 

i)  Vgl.  Hennauii,  Lehrbuch  der  griechischen  Staatsaltertümer  aus  dem  Stand- 
punkte der  Geschichte,  2.  Aufl.  Heidelberg   1856,  S.    114,    115. 

2)  Essai  de  Politique  oii  l'on  traite  de  l'origine  des  droits,  des  bornes,  des 
differentes  formes  de  la  souverainete,  selon  les  principe»  de  l'auleur  du  Telema- 
que,  London   1721,  Kap.    i   u.   2. 
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als  einer  Grundlage  der  Staatsgewalt,  insbesondere  des  Staats- 
vertrages ^).  Freilich  sind  die  natürlichen  Gewalten  bei  der  Staats- 
entstehung, soweit  die  geschichtliche  Untersuchung  hier  Klarheit 
geschaffen  hat,  immer  schon  irgendwie  zu  rechtlichen  geworden, 
es  sei  nur  z.  B.  auf  die  lehnrechtliche  Gewalt,  auf  die  städtischen 
Gemeinden  und  die  privaten  Grundherrschaften,  auf  Kolonien 
usw'.,  aus  denen  zahlreiche  Staaten  herausgewachsen  sind,  sowie 
auf  den  Umstand,  daß  zahlreiche  Staaten  aus  anderen  entstanden 
sind,  verwiesen. 

Das  Verfassungsrecht  älterer  Staaten  verlangt  daher  auch 
zur  Erlangung  der  Eigenschaft  als  Fürst  die  natürlichen  Eigen- 
schaften in  verstärktem  Maße,  die  der  Einzelne  haben  müßte, 
um  sich  zu  behaupten.  So  wurde  bei  den  Aethiopiern  der  kör- 
perlich Größte  König,  noch  Wilhelm  dem  Eroberer  war  der  Um- 
stand, daß  er,  auf  einem  galoppierenden  Pferde  sitzend,  einen 
Bogen  spannen  konnte,  zur  Erlangung  der  Fürstenstellung  för- 
derlich ■"). 

Vor  allem  ist  es  die  Abhängigkeit  vom  Oberhaupt  der  Fa- 
milie, die  den  Gehorsam  gegen  dessen  Anordnungen  als  etwas 
Selbstverständliches  erscheinen  läßt,  und  die  bei  einem  Zusammen- 
schlüsse mehrerer  F'amilien  zu  einem  Stamme  die  Grundlage  der 
übergeordneten  Stellung  und  Gewalt  eines  der  Familienhäupter 
bildet.  Morgan  hat  in  seiner  Urgesellschaft  für  die  behandelten 
Rechtsgemeinschaften  nachgewiesen,  daß  sie  ursprünglich  Gruppen 
von  Blutverwandtschaften  waren;  daß  also  die  natürlichen  Gründe 
der  mit  dem  höheren  Alter  verbundenen  größeren  Einsicht  und 
sonstigen  Kräfte  die  bevorzugte,  rechtliche  Stellung  der  führenden 
Personen  bewirkten.  F>eilich  wird  die  Auffassung  vielfach  ver- 
treten, daß  anfangs  ein  regelloser  Geschlechtsverkehr  stattgefun- 
den habe.     Dies  behauptet  insbesondere  Moj'gan'^).     Ein  solcher 


1)  Vgl.   z.   B.   Schleiermacher,    System  der  Sittenlehre.    Thilo,    der  Staat,    Bres- 
lau  1827.     Zachariae,    40  Bücher    vom  Staat,    Bd.   i.    S.  73  ff.     Zöpß,    Staatsrecht, 

4.  Aufl.  Bd.  I,  S.  70  ff.  Vogelsang,  Gesammelte  Aufsätze  über  sozialpolitische  und 
verwandte  Themata,  1886,  S.  i  ff.  Morgenstern,  Mensch,  Volksleben  und  Staat, 
Bd.  IS.    136  ff.    (vgl.    Spahn,    Artikel    im  Staatslexikon    der  Görresgesellschaft    II, 

5.  1330),  sowie  die  unten  Zitierten. 

2)  Vergl.   V.   Heriling  »Monarchie.:    im   Staatslexikon  der  Göresgesellschaft  III, 
S.   1194. 

3)  Seine  Konstruktion    eines    vollständig    regellosen  Geschlechtsverkehrs    unter 
den  Menschen   im  Zustande  der  Barbarei,    die  sich  auf  den  Tiefstand    der    ältesten 
erforschten  geschlechtlichen   Beziehungen    stützt,    erscheint    mir  jedoch  ebenso  ver- 
Zeitschrift für  die  ges.  Staatswissensch.    IQ13.    i.  2 
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Zustand  ist  aber  noch  für  keine  Stufe  der  Menschheit  erwiesen. 
Jedenfalls  war  die  natürliche  Abhängigkeit,  die  Abstammung  für 
Ordnung  des  Gehorchens  und  Befehlens  maßgebend ;  in  diesem 
Sinne  wird  an  dieser  Stelle  von  der  patriarchalischen  Grundlage 
der  Staatsgewalt  gehandelt. 

Ein  wichtiger  Schritt  aut  dem  Wege  der  Staatsentstehung 
war  die  Seßhaftwerdung  solcher  Geschlechter,  die  mit  der  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  und  dem  Streben  nach  der  Erlangung 
weiterer  Ernährungsmöglichkeiten  zusammenhingt).  Noch  heute 
bilden  z.  B.  in  China,  Korea  usw.  die  familienrechtlichen  Haus- 
genossenschaften als  politische  Korporationen  die  wichtigste  Grund- 
lage der  staatlichen  Organisation. 

Der  Ursprung  tatsächlicher  7Air  staatlichen  Organisation  füh- 
render Macht  beruht  jedoch  nicht  nur  auf  Interessengemeinschaft, 
sondern  auch  auf  Interessengegensätzen,  z.  B.  auf  der  Notwendig- 
keit der  Abwehr  äußerer  Feinde  und  die  dadurch  geschaffene 
Heerführerstellung  einer  hervorragenden  Persönlichkeit  ^).  Solche 
Heerführer  wissen  sich  mittels  der  Macht,  die  ihnen  der  Ober- 
befehl über  das  Heer  gibt,  oft  allmählich  auch  in  den  Besitz  der 
politischen  Macht  im  Frieden  zu  setzen.  So  wurde  der  »Herzog« 
allmählich  regierender  Fürst.  Die  Geschichtsforschung  zeigt,  daß 
die  Entstehung  der  durch  die  Staatsbedürfnisse  geforderten  staat- 
lichen Zuständigkeiten  im  allgemeinen  sich  schneller  in  den  Ge- 
meinschaften vollzogen,  die  durch  mächtige  Feinde  zu  engem 
Zusammenschluß  genötigt  waren.  Was  jedoch  das  unterjochte 
Volk  betrifft,  so  kommt  auch  durch  Krieg  und  Gewalttat  ein 
Staat  nur  dann  zustande,  wenn  der  Krieger  mit  den  Unterwor- 
fenen zusammenwächst,  so  dafi  sie  ihn  als  das  Haupt  des  Ganzen 

fehlt,  wie  die  Annahme  eines  völlig  rechtlosen  Zuslandes  unter  zusammenlebenden 
Menschen  mit  Rücksicht  auf  die  geringe  Entwicklung  des  Rechts  in  den  ältesten 
Zeiten.  Uebrigens  mehren  sich  die  Stimmen  derer  immer  mehr,  die  gerade  für 
die  älteste  Epoche  eine  verhältnismäßig  hohe  Stufe  der  familienrechtlichen  Be- 
ziehungen unter  den  Menschen  und  ein  Herabsinken  von  dieser  Höhe  bei  zahl- 
reichen Völkern  annehmen.  Vgl.  über  die  ursprüngliche  Gliederung  der  Familie, 
insbesondere  die  Streitfrage,  ob  das  Vaterrecht  oder  das  Mutterrecht  die  ursprüng- 
liche Ordnung  ist,  Rehm,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  268  ff.  und  die  daselbst  Zitierten. 

i)  Vgl.  Re/un,  a.  a.  O.,  S.   271,   272,  276. 

2)  Es  sind  also  auch  Interessengegensätze  zu  Außenstehenden,  die  die  Staats- 
bildung hervorrufen  oder  beschleunigen,  vgl.  Rehm,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  272. 
Müller,  Die  Elemente  der  Staatskunst,  i.  Teil,  Berlin  1809  (»wie  der  Krieg  ein 
Lehrer  politischer  Ideen  werde,  wie  er  das  Nationalrecht  und  die  Nationalökono- 
mie belebe«). 
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anerkennen,  von  dem  sie  die  Glieder  sind,  und  auch  er  sich  als  Haupt 
eben  dieses  Ganzen  weiß,  nicht  aber  dann,  wenn  er,  ohne  mit 
den  Besiegten  in  ein  Gemeinschaftsleben  zusammenzutreten,  sich 
dieselben  nur  in  der  einen  oder  der  anderen  Form  tributpflichtig 
macht. 

Auch  sonstige  Umstände  verschiedener  Art  führten  zur  Ent- 
wicklung der  Gemeinschaft  zum  Staate.  All  die  Gründe,  die 
noch  heute  für  die  Zentralisation  der  staatlichen  Zuständigkeiten 
in  der  Hand  einiger  Häupter  oder  eines  höchsten  Organs  maß- 
gebend su:id,  sind  auch  in  jener  Beziehung  von  Bedeutung  gewesen. 

Die  geistlichen  Mächte  der  Religionsgemeinschaften  sind 
von  jeher  feste  Stützen  der  bestehenden  Gewalten  gewesen  und 
haben  ihre  Anerkennung  als  gottgewollt  gerechtfertigt  ^).  Sie 
haben  teilweise  selber  eine  Staatsgewalt  verlangt,  wodurch  na- 
turgemäß die  betreffenden  Staaten  in  eine  starke  Abhängigkeit 
von  den  geistigen  Mächten  gerieten,  deren  Inhaber  Staatsober- 
häupter geworden  waren.  Eine  Entstehung  solcher  Staaten,  wie 
■/..  B.  des  Staates  der  jüdischen  Hohenpriester  in  Palästina,  bei 
dem  außer  der  Religion  die  Race  der  wichtigste  Faktor  bei  der 
Staatsentstehung  war,  des  Kirchenstaates,  des  arabischen  Kali- 
fates, der  Priesterstaaten  des  Dalai-Lama  in  Tibet  und  der  Dairi 
in  Japan  -),  Uruguays  und  des  Ordensstaates  erfordert  natur- 
gemäß einen  weitgehenden  Einfluß  jener  Religion  auf  ihre  Be- 
kenner. 

Wenn  jedoch,  sei  es  mit  theologischer,  sei  es  mit  philoso- 
phischer Begründung,  die  Entstehung  des  Staates  auf  den  Willen 
der  Gottheit  zurückgeführt  wird^),  so  fällt  diese  Betrachtung  aus 

i)  Vgl.  z.  B.  De  Maistre,  Essai  sur  le  principe  generateur  des  constitutions 
politiques,  St.  Petersburg  1810,  I.  S.  i  ff.  Andererseits  ist  auch  der  Einfluß  geist- 
licher Mächte  auf  den  Staat  mitunter  energisch  zurückgewiesen  worden ;  für  die 
Theorie  vgl.  hierüber  Magistri  Guilhelmi  de  Ockam  super  potestate  summi  ponli- 
ficis  octo  quaestionum  decisiones  in  »Monarchiae  s.  Romani  imperii  sive  tractatuum 
de  iurisdictione  imperiali  seu  regia,  et  pontificii  seu  sacerdotali  .  .  .  tomus  secundus«. 
Francofordiae  MDCXIV,  S.  313  ff.  Die  Gegenüberstellung  der  kirchlichen  zur 
staatlichen  Entwickelung  ist  jedoch  nicht  begrifflich  scharf  zu  ziehen.  Auch  dtr 
Staat  hat  moralische  Aufgaben. 

2)  Vgl,  V.  Haller,  Restauration  der  Staatswissenschaft  oder  Theorie  des  natür- 
lich-geselligen Zustandes,  der  Chimäre  des  künstlich  bürgerlichen  entgegengesetzt, 
Winterthur  1834,  V.  Band  S.  324  ff.  Bluntschli,  Mohammed  und  sein  Reich,  in  den 
> Psychologischen  Studien«   über  Staat  und   Kirche,  Zürich  und  P'rauenfeld    1S44. 

3)  Vgl.  statt  vieler  Walter^  Naturrecht  und  Politik  im  Lichte  der  Gegenwart, 
Bonn   1863,   S.   55  ff.  220. 
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dem  Rahmen  der  rechtlichen  Untersuchung  hinaus.  Diese  kann 
sich  nur  darauf  erstrecken,  welche  Handlungen  des  Menschen 
oder  welche  sonstigen  Vorgänge  der  Außenwelt  den  Vorgang  zei- 
tigen, der  den  Staat  hervorbringt.  Es  sind  also  für  diese  Unter- 
suchung nur  die  religiösen  Motive  als  solche,  soweit  sie  staats- 
bildend gewirkt  haben  und  wirken,  und  ohne  ihre  Beziehung  zur 
Gottheit  zu  berücksichtigen^).  F.  Walter-)  sagt:  »Der  Staat  ist 
eine  göttliche  Ordnung,  daher  auch  die  Staatsgewalt,  weil  sie 
die  notwendige  Bedingung  der  Erhaltung  dieser  Ordnung  und 
mit  ihr  eins  ist,  bekleidet  mit  dem  Schwerte  der  Gerechtigkeit  zur 
Beschützung  der  Unschuld  und  zum  Schrecken  der  Bösen,  über 
alle  Sterblichen  erhaben  bis  zum  furchtbaren  Gericht  über  Leben 
und  Tod,  mit  starker  Hand  Lohn  und  Strafe,  Gnade  und  Ver- 
zeihung spendend,  reich  an  Segnungen  für  jede  Art  des  von  ihr 
geschützten,  menschlichen  Daseins,  erscheint  die  Staatsgewalt  in 
ihrer  ernsten  Majestät  als  der  Ausdruck  und  das  Abbild  des 
göttUchen  Willens  auf  Erden.«  Aehnlich  äußern  sich  Sta/il^), 
sowie  zahlreiche  Vertreter  der  Ansicht,  daß  neben  dem  positiven 
Recht  ein  besonderes  kraft  göttlichen  Willens  bestehendes  Natur- 
recht existiere. 

Insbesondere  hat  auch  die  Lehre  der  christlichen  Kirchen 
die  Entstehung  der  Staaten,  wie  ihre  Ethik  in  engstem  Zusammen- 
hange mit  der  Anerkennung  Gottes  als  eines  persönlichen  Geistes 
steht,  auf  den  Willen  Gottes  zurückgeführt^),  und  die  Staatsgewalt 
als  ein  von  Gott  verliehenes  Recht  bezeichnet. 

i)  Vgl.  den  Artikel  über  Vico  von  VVeinand  im  Staatsle.xikon  der  Görresgesell- 
schaft  Bd.  V  S.  862. 

2)  Naturrecht  und  Politik  im  Lichte  der  Gegenwart,  Bonn  1863,  S.  220,  Nr.  247. 

3)  Philosophie  des  Rechts,  Bd.  II  S.  179,  3.  Aufl.,  1854.  Für  die  religiöse 
Grundlage  der  Staatsgewalt  tritt  auch  mit  besonderem  Nachdruck  Donald  ein, 
Theorie  du  pouvoir  politique  et  religieu.x  dans  la  societe  civile,  demontre  par  la 
raisonnement  et  par  l'historie,  Konstanz  1796,  S.  1 1  ff.  ;  vgl.  ferner  Bluntsckli. 
Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschaften,  S.  233  ff.  und  die  von  ihm 
Zitierten. 

4)  Während  aber  die  katholische  Kirche  früher  eine  allgemeine  Suprematie  des 
Papstes  über  die  weltlichen  Fürsten  auf  den  göttlichen  Willen  als  die  Grundlage 
jeder  Staatsgewalt  stützte,  erkennt  sie  selbst  die  Selbständigkeit  des  Staates  inner- 
halb seiner  Sphäre  an.  Nur  in  Fragen  der  Kompetenzgrenzen  bestehen  noch 
Unterschiede.  Die  herrschende  Auffassung  innerhalb  der  katholischen  Kirche  findet 
ihren  Ausdruck  in  dem  Rundschreiben  Leos  XIII  vom  29.  Juni  1881  (diuturnum 
illud),  das  eingehend  den  Willen  Gottes  als  den  Grund  für  die  Entstehung  der 
staatlichen  Gewalt  bespricht. 
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Fcnclon  löst  diesen  scheinbaren  Widerspruch  zwischen  theo- 
logisch-philosophischer und  juristisch-historischer  Betrachtung  in 
einer  mit  der  christlichen  Aufifassung  vereinbaren  Weise  dadurch, 
daß  er  die  menschlichen  Handlungen  und  sonstigen  Vorgänge 
der  Außenwelt  nicht  als  Handlungen  der  Gottheit  selbst,  sondern 
als  Fügungen  der  göttlichen  Vorsehung  bezeichnet,  durch  die 
mit  Gottes  Willen  die  staatliche  Autorität  entstehe.  Ist  damit 
aber  nur  behauptet,  daß  Gott  in  den  Menschen  das  Bedürfnis 
in  meinem  Staat  zu  leben  und  die  Fähigkeit,  einen  solchen  zu 
gründen,  gelegt  habe,  oder  wird  nur  auf  die  göttliche  Vorsehung 
und  auf  eine  allgemeine  Weltregierung  hingewiesen,  so  bleibt 
immer  noch  zu  zeigen,  auf  welche  Weise  denn  diese  Ordnung 
des  Zusammenlebens  menschlich  gültig  zustande  kommt  ^). 

Dieser  Anschauung  verwandt  ist  diejenige,  wonach  die  Re- 
ligion einen  entscheidenden  Einfluß  auf  die  Staatsgründung  aus- 
geübt hat").  Auch  hier  werden  die  Gesinnung  und  die  daraus 
entspringenden  Handlungen  der  sich  zum  Staate  zusammenschlie- 
ßenden Menschen  zum  Gegenstande  der  rechtlichen  Betrachtung 
gemacht^).  In  scharfem  Gegensatze  zu  dieser  die  religiösen 
Momente  betonenden  Auffassung  von  der  Entstehung  des  Staates 
steht  diejenige,  wonach  das  Wirtschaftsleben,  wie  bei  allen  ide- 
ellen Faktoren,  so  auch  bei  den  bei  der  Staatsentstehung  wirk- 
samen Ideen  das  eigentlich  Bestimmte  sei. 

Ihren  prägnantesten  Ausdruck  findet  diese  Auffassung  bei 
Marx^.  In  der  gesellschaftlichen  Produktion  ihres  Lebens  gehen 
die  Menschen  bestimmte,  notwendige,  von  ihrem  Willen  unab- 
hängige Verhältnisse  ein,  Produktionsverhältnisse,  die  einer  be- 
stimmten Entwicklungsstufe  ihrer  materiellen  Produktivkräfte  ent- 
sprechen.    Die  Gesamtheit    dieser  Produktionsverhältnisse    bildet 

1)  Essai  sur  le  gouvernement  civil,  London  1721,  Kap.  6.  In  demselben 
Sinne  äußert  sich  Bluntschli,  L'etat  c'est  rhomme,  in  den  »Psychologischen  Studien ^< 
über  Staat  und  Kirche,  Zürich  und  Frauenfeld  1844,  S.  39  und  De  Maisire,  Etüde 
sur  la  souverainite   (oeuvres  coinpletes  I  S.   232,   329,   424  if.). 

2)  Encyklopädie  der  Staalswissenschaft,  Tübingen  1872,  S.  loi,  102.  Ein 
anderer  Versuch,  die  Schwierigkeit  zu  lösen,  ist  von  Bellarinin ,  conlroversia  de 
membris  ecclesiasticis  1.  3  unternommen  worden  ;  nach  Ikllannhi  ist  der  Ursprung 
der  Staatsgewalt  zwar  göttlich,  aber  die  bestimmten  Formen  der  Regierung  hingen 
von  der  Zustimmung  der  Gesamtheit  ab. 

3)  Vgl.  z.  B.  Hergenröiher,  Katholische  Kirche  und  christlicher  Staat  in  ihrer 
geschichtlichen  Entwicklung  und  in  Beziehung  auf  die  Fragen  der  Gegenwart, 
Freiburg  i.  B.   1872,  S.  491  ff. 

4)  Zur  Kritik   der   politischen   Oekonomie,   S.    11. 
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die  ökonomische  Struktur  der  Gesellschaft,  die  reale  Basis,  worauf 
sich  ein  juristischer  Ueberbau  erhebt  und  welcher  bestimmte, 
gesellschaftliche  Bewußtseinsformen  entsprechen.  Die  Produk- 
tionsweise des  materiellen  Lebens  bedingt  den  sozialen,  politi- 
schen und  geistigen  Lebensprozeß  überhaupt.«  Näher  interpre- 
tiert Ellgels  die  Marxsche  Auffassung,  daß  die  jedesmalige,  öko- 
nomische Struktur  der  Gesellschaft  die  reale  Grundlage  bildet, 
auf  welcher  der  gesamte  Ueberbau  der  rechtlichen  und  politi- 
schen und  sonstigen  Vorstellungsweise  eines  jeden  geschichtlichen 
Zeitabschnittes  in  letzter  Instanz  zu  erklären  sind. 

Während  aber  diese  Vertreter  der  materialistischen  Geschichts- 
auffassung ^)  im  Vertrage  allein  die  gerechte  Grundlage  eines 
Staates  erblicken-),  sagt  MacJiiavelli'^')  als  Vertreter  der  Macht- 
theorie, daß  die  Fürsten  die  Herrschaft,  derer  sie  sich  bemächtigt 
hätten,  durch  List  und  Gewalt  zu  behaupten  suchen  müßten. 

Hiermit  steht  die  Anerkennung  einer  ursprünglichen,  wirt- 
schaftlichen Macht,  die  unter  Berücksichtigung  der  mannigfach- 
sten ideellen  Momente  Staatsgewalt  wird,  nicht  im  Widerspruch. 
Eine  solche  Grundlage  der  Staatsgewalt  wird  nicht  nur  von  Au- 
toren zugegeben,  die,  ohne  auf  dem  Boden  der  materialistischen 
Geschichtsaufifassung  zu  stehen,  die  Macht  im  weitesten  Sinne 
als  ausschließlichen  Grund  des  Staates  bezeichnen  "*),  sondern 
auch  von  solchen,  die  einen  Vertrag  jedenfalls  als  mögliche  Staats- 
entstehungsform anerkennen. 

Durch  Kompetenzentwicklung  (wenn  die  anderen  Momente 
gegeben  sind)  sind  Staaten  auch  in  neueren  Zeiten  entstanden 
bei  Usurpationen.  Die  herrschende  Lehre  nimmt  an,  daß,  wenn 
im  Falle  einer  Usurpation  tatsächliche,  bestandskräftige  Herr- 
schaftsvcrhältnisse     entstanden     sind,     diese    respektiert    werden 

i)  Von  juristischer  Seite  besonders  bekämpft  von  Stammler,  Wirtschaft  und 
Recht  nach  der  materialistischen  Geschichtsauffassung,   2.  Aufl.,    1906,  S.   i  ff. 

2)  Wobei  allerdings  die  Gerechtigkeit  nicht  als  ideelles  Moment  berücksichtigt 
wird ;  alles  Geistige  ist  ja  nach  konsequenter,  materialistischer  Auffassung  nur 
»geistiger  Ueberbau«  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse.  Damit  steht  die  Auffassung, 
daß  das  Bewußtsein  der  tatsächlichen  (Jewalt  als  einer  rechtlich  notwendigen  sich 
durchgesetzt  haben   nuiß,  damit  der  Staat  vollendet  sei,    in    direktem  Widerspruch. 

3)  Libro  del   jirincipe,  cap.  6. 

4)  So  wurzelt  nach  v.  Haller  a.  a.  O.  die  Erwerbung  der  staatlichen  Herr- 
schaft außer  in  der  Wehr-  und  Lehrkraft,  auch  in  der  Nährkraft  eines  Macht- 
habers, nach  welcher  Einteilung  v.  Haller,  Militär-  geistliche  und  Patrimonial- 
staaten  unterscheidet. 
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müssen;  tatsächlich  werden  sie  es  iiuch  durch  das  Dtirchdringen 
des  Bewußtseins  ihrer  Rechtsnotwendigkeit. 

Die  Bedeutung  rein  tatsächUcher  Macht  für  die  Entstehung 
der  Staatsgewalt  zeigt  sich  auch  darin,  daß  man  mitunter  der 
großen  Fürstenmacht  entgegentreten  zu  müssen  geglaubt  hat. 
Gerade  in  der  theoretischen  Rechtfertigung  der  entsprechenden 
Staatsaktionen  tritt  die  Anschauung  hervor,  dafi  man  jedenfalls 
in  einem  Teile  der  Fürstenmacht  noch  keine  eigentliche  Staats- 
gewalt erblickt.  Dies  gilt  einerseits  vom  Gegenkraftsystem,  durch 
das  ein  Gegengewicht  gegen  die  verschiedenen  Staatstätigkeiten 
im  Sinne  Montesquieusch.er  Gewaltentrennung  als  politisch  zweck- 
mäßiges Mittel  gegen  eine  zu  große  Ausdehnung  der  Staats- 
gewalten empfohlen  wird  ^).  Die  theoretische  Rechtfertigung  des 
Gegenkraftsystems  als  Rechtsprinzip  ist  unrichtig,  sofern  die 
Fürstenmacht  in  dem  besessenen  Umfange  durch  das  allgemeine 
Rechtsbewußtsein  Staatsgewalt  geworden  ist.  Denn  Rechtsbe- 
helfe gegen  Rechtskompetenzen  sind  begrifflich  ausgeschlossen. 
Theoretisch  ist  der  Fall  denkbar,  daß  ein  Teil  der  Fürstenmacht 
den  erwähnten  Charakter  angenommen  hat,  ein  anderer  Teil  nicht. 
Sotern  der  erste  eine  Ausdehnung  erlangt  hat,  die  dem  für  den 
Staatsbegriff  zu  erfordernden  Umfang  der  Staatsgewalt  entspricht, 
ist  der  Staat  beim  Vorliegen  der  sonstigen  Erfordernisse  existent 
geworden. 

Die  erwähnten  Grundsätze  sind  auch  auf  das  andere  Mittel 
zur  Schmälerunsr   der  Fürstenmacht   die   »Verfassungen«    mit  den 


i)  Das  Gegenkraftsyslem  ist  lediglich  ein  politisches  und  kein  Rechtsprinzip. 
Wenn  durch  die  Schaffung  von  Zuständigkeiten  der  Zweck  verfolgt  wird  ,  daß  bei 
diesen  ein  Gegengewicht,  nicht  gegen  Ueberschreitungen  der  Zuständigkeiten,  son- 
dern gegen  eine  volle  Entfaltung  bisher  kompetenzmäßiger  Tätigkeit  geschaffen 
werde ,  so  wird  eben  die  Zuständigkeit  rechtlich  auf  die  unter  Berücksichtigung 
dieser  Zuweisung  mögliche  Tätigkeit  eingeschränkt.  So  groß  auch  die  Einschränkung 
sein  möge ,  die  durch  eine  Rechtssetzung  in  bestimmten  Kompetenzen  der  Organe 
der  Rechtsgemeinschaft  herbeigeführt  wird,  von  einer  Hemmung  oder  Verminderung 
ihrer  rechtlichen  Gewalt  kann  nur  in  Beziehung  auf  das  Verhältnis  des  bisherigen 
zu  dem  gegenwärtigen  Rechtszustande ,  in  politischer  Hinsicht ,  niemals  aber  im 
bloßen  Hinblick  auf  den  neu  geschaffenen  Kompetenzumfang  gesprochen  werden. 
Diese  verminderte  oder  in  sonstiger  Weise  begrenzte  Zuständigkeit  soll  sich  — 
nur  dies  kann  der  Zweck  der  Rechtssetzung  sein  —  voll  entfalten  ,  so  wie  es  in 
der  Vergangenheit  bezüglich  der  weniger  begrenzten  Zuständigkeit  der  Fall  war. 
Damit  ist  die  politische  Erklärung  der  Kompetenzverleilung  aus  dem  Zwecke  der 
Mißbrauchsverhütung  durchaus  vereinbar. 
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»Grundrechten«  ^)  anzuwenden.  Auch  die  theoretische  Begrün- 
dung der  Grundrechte  als  Rechtsprinzipien  geht  davon  aus,  daß 
ein  Eingriff  in  sie  ledighch  auf  Grund  tatsächlicher  Macht  erfolge, 
während  gerade  bei  der  Einführung  der  die  Grundrechte  ent- 
haltenden Verfassungen  die  die  individuelle  Freiheit  beschrän- 
kenden Maßnahmen  der  Fürstenmacht  längst  auf  Grund  recht- 
licher Kompetenzen  erfolgten.  Das  Gegenkraftsystem  sowie  die 
Festlegung  der  für  unveräußerlich  gehaltenen  Grund-  oder  Frei- 
heitsrechte zeigen  nur,  daß  der  ursprünglich  rein  tatsächliche 
Charakter  des  zum  Träger  der  Staatsgewalt  gewordenen  Macht- 
habers im  Bewußtsein  der  Machtunterworfenen  fortlebt,  da  die 
neu  geschaffenen  Staatseinrichtungen  theoretisch  mit  einem  Ent- 
gegenwirken gegen  eine  Gewalt  gerechtfertigt  werden,  die  längst 
den  Charakter  einer  Rechtskompetenz  angenommen  und  so  den 
Staat  zur  Entstehung    gebracht    hat  2),     Häufig    besteht    eine    so 


i)  Zwei  Theorien  stehen  sich  in  der  rechtlichen  Qualifikation  der  Freiheits- 
rechte gegenüber.  Nach  der  einen  sind  diese  Rechte  subjektive  Befugnisse  der 
Glieder  des  Staates  gegenüber  dem  Staate ,  nach  der  anderen  nur  objektive ,  die 
Staatsgewalt  beschränkende  Normen.  Von  beiden  Seiten  sind  eingehende  Begrün- 
dungen der  eigenen  Ansicht,  besonders  auch  mit  Bezug  auf  das  Deutsche  Reich  und 
seine  Bundesstaaten,  geliefert  worden.  Es  streiten  besonders  v.  Gerber ,  Ueber 
üfifentliche  Rechte  (S.  79),  Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches  I,  S.  133,  138, 
V.  Seydel,  Bayerisches  Staatsrecht  I,  S.  571,  Zorn,  Staatsrecht,  2.  Aufl.  Band  I, 
S.  371  if.,  gegen  Georg  Meyer  (Staatsrecht,  6.  Aufl.  S.  799),  Loening,  Verwaltun|;s- 
recht,  S.  8 — 18,  Arndts  Verfassungsurkunde  des  D.  Reichs,  2.  Auil.  S.  47.  Vgl. 
ferner  vor  allem  Jellinek,  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte,  2.  Aufl.  und 
die  bei  Georg  Meyer  a.  a.  O.  S.  799  no.  i  und  bei  Giese,  Die  Grundrechte  (in  den 
Abhandlungen  aus  dem  Staats-,  Verwaltungs-  und  Völkerrecht,  Heft  2)  Zitierten. 

2)  Wenn  z.  B.  Artikel  5  der  preußischen  Verfassung  anordnet:  »Die  persön- 
liche Freiheit  ist  gewährleistet.  Die  Bedingungen  und  Formen,  unter  welchen  eine 
Beschränkung  derselben,  insbesondere  eine  Verhaftimg,  zulässig  ist,  werden  durch 
das  Gesetz  bestimmt«,  so  liegt  darin  nur,  daß  der  Staat  eine  Beschränkung  der 
persönlichen  Freiheit  nicht  vornehmen  soll,  soweit  nicht  das  Gesetz  es  erfordert 
oder  erlaubt,  d.  h.  daß  der  Staat  zur  Ausführung  des  gesetzten  Rechts  berufen  isi, 
ein  Gedanke,  der  sich  bei  einer  allgemeinen  Betrachtung  des  Rechts  als  selbstver- 
ständlich ergibt.  Ob  nach  dem  bestehenden  Rechtszustande  das  pflichtmäßige  Er- 
messen der  Organe  des  Staates  für  eine  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit 
maßgebend  ist,  oder  besondere  Vorschriften  dafür  existieren,  macht  keinen  prinzi- 
])iellen  Unterschied,  sondern  nur  einen  Unterschied  für  die  Art  und  den  Umfang 
der  Kompetenz  der  ausführenden  Organe.  In  jedem  Falle  ist  der  Staat  dazu  be- 
rufen, das  bestehende  Recht  auszuführen,  ein  Beruf,  der  aber  nicht  Gegenstand 
einer  gesetzlichen  Kodifikation  werden  kann,  da  er  sich  von  selbst  versteht.  Zu- 
dem bestanden  in  Preußen  zur  Zeil  des  Erlasses  der  Verfassung  in  dieser  Hinsicht 
bereits  besondere  Vorschriften.     So  hatte  der  König  zum  Schutze  der  persönlichen 
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umfangreiche  Rcclitskompetenz  des  Gewalthabers  nicht  von  vorn- 
herein, daß  alle  im  Interesse  der  gedeihlichen  Existenz  der  Rechts- 
gemeinschaft erforderlichen  Handlungen  von  seinen  Willensent- 
schlüssen abhängen.  Da  wird  sich  häufig  die  Notwendigkeit  von 
Handlungen,  insbesondere  auch  Anordnungen  ergeben,  für  die 
eine  rechtliche  Zuständigkeit  bisher  nicht  besteht.  Nichts  ist 
natürlicher,  als  daß  der  Gewalthaber  sie  vornimmt,  und  daß  ihnen 
mit  Rücksicht  auf  seine  sonstige  rechtliche  und  seine  tatsächliche 
Vorzugsstellung  meistens  Gehorsam  entgegengebracht,  oder  daß 
dieser  Gehorsam  erzwungen  wird.  Rechtlich  sind  derartige  Vor- 
gänge so  lange  unerheblich,  bis  sie  durch  das  sie  billigende  und 
verlangende  Rechtsbewußtsein  die  Eigenschaft  von  Rechtsaus- 
führungsakten erlangen. 

Mit  dem  rechtlichen  Charakter  der  neu  begründeten  Staats- 
gewalt steht  es  nicht  in  Widerspruch,  wenn  sie  im  Verhältnis  zu 
einer  anderen  Staatsgewalt  rein  tatsächlicher  Natur  ist.  Da  diese 
einem  anderen  Rechtskreise  angehört,  ist  es  unzweckmäßig,  hier 
von    einer  Staatsgründung  durch  reine  Gewalt  zu  sprechen  ^). 


Freiheit  auf  den  Antrag  der  zur  Vereinbarung  der  Verfassung  berufenen  Versamm- 
lung nach  Anhörung  des  Staatsministeriums  in  einem  Gesetz  vom  24.  September  1848 
(Ges.  Samml.  S.  257 — 259)  genau  spezialisierte  Vorschriften  über  die  Verhaftung 
und  die  »polizeiliche  Verwahrung«  (vorläufige  Festnahme  im  hetttigen  reichsstraf- 
prozessualen  Sinne)  gegeben.  Weitere  Spezialvorschriften  gab  es  schon  in  dem  Ge- 
setze vom  17.  Juli  1846  (Ges.  S.  S.  268,  270,  275,  276).  Wenn  vor  dem  Erlasse 
der  Verfassung  diese  Bestimmungen  ausgeführt  wtirden,  so  wurde  damit  die  in  Artikel  5 
der  preußischen  Verfassung  enthaltene  Anordnung  ebenso  beachtet,  wie  wenn  später 
die  Bestimmungen  des  Gesetzes  zum  Schutz  der  persönlichen  Freiheit  vom  12.  Fe- 
bruar 1850  angewendet  wurden.  Der  frühere  Rechtszustand  war  nur  nicht  so  fest- 
gelegt, wie  der  jetzige.  Daß  aber  auch  schon  früher  Beschränkungen  der  persön- 
lichen Freiheit  nicht  vorgenommen  werden  durften  ,  wo  das  Recht  sie  nicht  ge- 
stattete oder  gebot,   ergibt   sich  aus  dem  Wesen  des  Rechts. 

l)  So  t'.  Mokl,  Encyklopädie,  S.  102,  der  diese  tatsächliche  Gewalt  zu  begrün- 
den versucht,  ohne  daß  dies  im  Hinblick  auf  den  neu  entstandenen  Staat  und  seine 
Organisation  erforderlich  ist.  Er  sagt  in  Beziehung  auf  die  Begründiuig  des  grie- 
chischen Staates  und  die  Loslösung  herangereifter  Kolonien  vom  Mutterstaate  : 
»Nicht  also ,  weil  die  Gewalt  an  sich  und  als  solche  Recht  schafft ,  sondern  weil 
sie  unter  gegebenen  Umständen  das  einzige  Mittel  zur  Erreichung  eines  notwendigen 
Zweckes  ist,  wird  eine  Staatsgründung  mittelst  ihrer  Anwendung  gegen  ungereclue 
Verhinderung  als  rechtlich  unangreifbar  anerkannt.  Jede  andere  erlaubte  Begrün- 
dung ist  wünschenswerter,  hauptsächlich  aus  Zweckmäßigkeitsrücksichten;  allein 
deshalb  ist  doch  auch  gegen  die  schließliche  Anwendung  im  wirklichen  Notfalle 
nichts  einzuwenden,  man  müßte  denn  behaupten  wollen,  daß  Willkür  und  Unrecht 
befugt  seien,   die  Erreichung  der  Lebenszwecke   Dritter  zu  verhindern,   und   daß   der 
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4.  Der  Vertrag  als  Ursprungsform  des  Staates. 

In  den  Fällen,  in  denen  die  tatsächliche  Macht  eines  oder 
.einiger  der  Mitglieder  einer  Gemeinschaft  im  Verhältnisse  zu 
der  Allgemeinheit  nicht  so  sehr  hervortritt,  daß  ihr  oder  ihre 
Inhaber  eine  besondere  rechtliche  Stellung,  eventuell  als  Inhaber 
der  Staatsgewalt,  erlangen,  führt  die  Notwendigkeit  eines  noch 
engeren  Zusammenschlusses  mitunter  dazu,  daß  diese  Glieder 
sich  zur  Begründung  der  erforderlichen  Macht  und  zur  Schaffung 
der  entsprechenden  rechtlichen  Kompetenzen  vereinigen.  Zweck- 
mäßigkeitserwägungen der  verschiedensten  Art,  religiöse  Momente 
usw.  können  die  Menschen  zu  einer  solchen  Vereinigung  bewegen. 
Ist  das  Ergebnis  dieser  Vereinigung  ein  Staat,  so  nennt  man  sie 
einen  Staatsvertrag. 

Wie  in  den  Fällen,  in  denen  die  Glieder  des  Staats  eine 
Umwandlung  der  Staatsform  durch  Zentralisation  für  notwendig 
halten  und  durchführen,  diese  Umwandlung  auf  ihren  freien 
Willensentschlüssen  beruht,  ist  auch  in  den  F'ällen,  in  denen  ein 
Staat  durch  freiwilligen  Zusammenschluß  verschiedener  durch 
besondere  Umstände  zum  Zusammenleben  und  Wirken  verbun- 
dener Personen  entsteht,  diese  Entstehung  eine  Folge  freier 
VVillensbetätigungen.  Es  handelt  sich  hierbei  also  um  einen  Ver- 
trag von  gleichberechtigten  Personen,  die  durch  ihre  überein- 
stimmende Willenserklärung  eine  staatliche  Organisation  mit  ihren 
sämtlichen  Merkmalen  schaffen.  Das  gilt  besonders  in  jenen  Zeiten, 
in  denen  eine  Unzufriedenheit  mit  der  Ausübung  der  Monarchen- 
rechte eintrat,  und  es  wird  auch  jetzt  häutig  die  Behauptung  auf- 
gestellt, daß  der  Staat  nur  durch  einen  Vertrag  entstehen  könne, 
daß  eine  staatsrechtliche  Zuständigkeit  nur  so  begründet  werden 
könne,  daß  in  einer  Gemeinschaft  jeder  gemeinschaftlich  seine 
Person  und  Kraft  unter  die  Leitung  eines  für  die  Gemeinschaft 
gebildeten  Organs  stellt. 

Es  fragt  sich  zunächst,  ob  ein  ^/ertrag  überhaupt  geeignet 
ist,  Grundlage  einer  Rechtsordnung  im  allgemeinen  und  einer 
Staatsordnung  im  besonderen  zu  sein.  Bei  einem  solchen  Staats- 
vertrage entstehen  die  Rechtswirkungen  nicht  auf  Grund  einer 
über  den  vertragschließenden  Personen  bestehenden  Rechtsord- 
nung,   denn  jene  Rechtsordnung    soll  ja  erst  durch    den  Vertrag 

Mensch  nicht  berechtigt  sei,   unvernünftige  Hindernisse  wegzuräuircn,  bloß  weil  sie 
ihm  entgegen  stehen«. 
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geschaffen  weiden.  Trotzdem  entstehen  aber  durch  diesen  Ver- 
trag Rechtswirkungen,  gleich  wie  mit  dem  erwachenden  Bewußt- 
sein von  der  Notwendigkeit  des  Gehorsams  gegen  einen  tatsäch- 
Hchen  Machthaber  Rechtswirkungen  entstehen.  Der  Unterschied 
zwischen  der  Entstehung  des  Rechts  in  diesem  und  in  jenem 
Falle  liegt  lediglich  in  der  Form,  in  der  die  entstehende  Rechts- 
ordnung sich  kund  tut.  Wenn  das  Bewußtsein  der  rechtlichen 
Zuständigkeit  eines  ursprünglich  nur  tatsächlichen  Machthabers 
sich  durchsetzt,  so  ist  dies  ein  notwendiger  Vorgang  in  der 
inneren  Ueberzeugung  der  Beteiligten,  der  sich  zwar  äußerlich 
kund  tun  kann,  aber  nicht  kund  zu  tun  braucht.  Schließen  sich 
dagegen  verschiedene  Personen  durch  gegenseitige  Erklärung  zu 
einer  Rechtsgemeinschaft,  zu  einem  Staate  zusammen,  so  ist  das 
Bewußtsein  der  Notwendigkeit  solchen  Zusammenschlusses  gleich- 
falls ein  notwendiger  Vorgang,  gleichviel  welche  Gründe  für  den 
Einzelnen  in  dieser  Hinsicht  bestimmend  sein  mögen.  Die  ent- 
stehende Rechtsordnung  wird  in  einem  solchen  Falle  ausdrücklich 
näher  festgelegt.  Auch  bei  dieser  Entstehung  des  Staates  kön- 
nen Personen,  die  schon  früher  im  Besitze  einer  tatsächlichen 
Macht  waren,  mit  den  neugeschaffenen  Zuständigkeiten  ausge- 
stattet werden.  Daß  nur  solche  Personen  die  Kompetenz  er- 
langen, bei  welchen  man  die  erforderlichen  Eigenschaften  für 
gegeben  hält,  ist  selbstverständlich.  Es  muß  jedoch  bemerkt 
werden,  daß  die  Bezeichnung  Staatsvertrag  für  die  übereinstim- 
mende Willenserklärung,  durch  welche  eine  rechtliche  Gewalt 
über  ein  auf  einem  Territorium  ansässiges  Volk  geschaffen  wird, 
streng  juristisch  unrichtig  ist.  Es  handelt  sich,  worauf  Rehvi  zu- 
treffend hingewiesen  hat,  nicht  eigentlich  um  einen  Vertrag,  durch 
welchen  sich  jemand  zum  Gehorsam  gegenüber  dem  anderen 
verpflichtet,  sondern  um  einen  Gesamtakt,  welcher  die  Gehorsams- 
pflicht des  Einzelnen  gegenüber  der  Gesamtheit  begründet  ^);  es 
erfolgt  eine  Vereinigung  zu  gemeinsamem  Handeln  unter  Begrün- 
dung eines  Herrschaftsverhältnisses  zwischen  den  Einzelnen  und 
der  Gesamtheit,  um  die  Entstehung  eines  Rechtssubjekts  -).  Dies 
entspricht  jedoch  auch  dem  Sinne  der  Theoretiker,  welche  den 
Staat    auf   einen  Vertrag  basieren.     Ihnen    kommt    es    vor    allem 


i)  Allgemeine  Staatslehre  Freiburg  i.  B.  1S99  im  Handbuch  des  öffentlichen 
Rechts  von  Marqtiardsen,  S.  372. 

2)  Ueber  die  Geschichte  der  Staatsvertragstheorie  vgl.  v.  Mohl  Encyklopädie 
der  Staatswissenschaften,   Tübingen    1S72,   v^.  98. 
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darauf  an,  als  die  wesentliche  Grundlage  der  Staatsentstehung, 
wenigstens  dem  Prinzip  nach,  den  freien  Willen  der  Einzelnen 
hinzustellen.  Xur  diejenigen,  welche  das  Weiterleben  des  Staates 
auf  den  fortdauernden  Vertragswillen  seiner  Glieder  gründen, 
verkennen  das  Wesen  des  den  Staatsvertrag  enthaltenden  Ge- 
samtaktes. Die  geschaffene  Autorität  ist  mit  dem  Momente  ihrer 
Entstehung  rechtlich  unabhängig  davon,  ob  die  einzelnen  sie  an- 
erkennen oder  nicht.  Es  gibt  auch  einzelne  moderne  Staaten, 
die  sich  auf  einen  Vertrag  zurückführen  lassen,  z.  B.  mehrere 
amerikanische  Republiken.  So  haben  die  von  Holland  nach 
Amerika  übergesiedelten  Kongregationalisten,  welche  Xew-Ply- 
mouth  gründeten,  einen  Staatsvertrag  (covenant)  geschlossen. 
Schon  aus  dem  Umstände,  daß  man  die  von  den  Pilgrionvätern 
über  diesen  Vertrag  aufgenommene  und  unterzeichnete  Urkunde 
als  die  erste  geschriebene  Verfas.sung  bezeichnet,  geht  hervor, 
daß  Staatsgründungen  dieser  Art  nur  der  neueren  Zeit  angehören. 
Sie  sind  auch  sehr  selten. 

Rousseau  als  Begründer  und  wichtigster  Vertreter  der  Ver- 
tragstheorie argumentiert  also  :  Da  kein  Mensch  eine  natürliche 
Gewalt  über  seinesgleichen  habe,  und  da  die  Stärke  kein  Recht 
wäre  ^),  so  blieben  die  Verträge  als  die  einzige  Grundlage  jeder 
rechtmäßigen  Gewalt  unter  den  Menschen  übrig.  Alle  Verträge 
stammten  aus  einem  Urvertrage,  der  den  Staat  begründet  habe 
und  notwendig  mit  Einstimmigkeit  gefaßt  worden  sei.  Denn  es 
gebe  keinen  Grund  für  die  Minorität,  sich  der  Wahl  der  Majorität 
zu  unterwerfen -j.     Woher  besäßen  hundert,  die  sich  einen  Herrn 


i)  Von  der  Annahme  ausgehend,  daß  jede  Gewalt  ungerecht  sein  müsse,  und 
daß  das,  was  seinem  Ursprünge  nach  ungerecht  war,  nicht  durch  Zeitablauf  gerecht 
werden  könne,  wendet  sich  auch  Sidney  gegen  eine  tatsächliche  Macht  als  Grund- 
lage der  Staatsgewalt,  vgl.  Algernon  Sidueys,  Betrachtungen  über  die  Regierungs- 
formen, herausgegeben  von  Erhard,  Leipzig  1793,  I.  Band.  Dem  gegenüber  betont 
Broughatn,  daß  auch  anfängliche  Gewall  und  Betrug  einen  Staat  schaffen  können  : 
and  be  its  (nämlich  der  Staatsgewalt)  origin  ever  so  füll  of  fraud  or  of  violence. 
it  is  actually  etablished  and  produces  advantages  to  ihe  Community  (Polilical 
))hilosophy,  London    1853,   Third  edition  S.  44). 

2)  Im  Hinblick  auf  die  von  Rousseau  konsequenlerweise  verlangte  Einstimmig- 
keit beim  Abschlüsse  des  Staatsvertrages  ist  seine  Stellung  zu  dem  liberum  veto 
des  polnischen  Staatsrechts  interessant.  Weil  es  dem  Charakter  seiner  auf  die  In- 
dividuen basierten  Staatslehre  entspricht,  hält  er  es  in  der  Tat  für  eine  an  sich 
gute  Institution,  muß  aber  doch  zugeben,  daß  sein  Mißbrauch  die  schlimmsten 
Folgen  für  Polen  zeitige  (vgl.  Röpell  J.  J.  Kousseau%  Betrachtungen  über  die  Pol- 
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wünschten,  das  Recht,  für  zehn,  die  sich  keinen  wünschten,  mit- 
zustimmen?  Das  Gesetz  der  Stimmenmehrheit  sei  selbst  eine 
Sache  des  Uebereinkommens  und  setze  wenigstens  eine  einmalige 
Einstimmigkeit  voraus.  Der  Freiheitsbegriff,  der  der  Behauptung 
zugrunde  liegt,  daß  der  Staat  nur  durch  einen  Vertrag  zustande 
kommen  könne,  bringt  es  also  mit  sich,  daß  von  diesen  Ver- 
tretern der  Vertragstheorie  im  Prinzip  eine  Einstimmigkeit  beim 
Staatsvertragsschlusse  verlangt  wird ').  Die  historischen  Staats- 
verträge lassen  eine  solche  Einstimmigkeit  vermissen.  Die  Frauen, 
die  Jünglinge  und  Kinder,  also  zu  einem  großen  Teile  selbständig 
denkende  oder  handelnde  Personen,  deren  Handlungsfreiheit  nach 
genauem  Begriff  und  mit  ihrer  eigenen  Zustimmung  staathch  be- 
schränkt werden  kann,  werden  zum  Abschlüsse  des  Staatsver- 
trages nicht  zugezogen  und  unterliegen  trotzdem  wegen  des 
allgemein  herrschenden  Rechtsbewußtseins  der  neuen  geschaffenen 
Autorität.  Was  die  P'orm  der  den  Staatsvertrag  bildenden  Willens- 
erklärungen anlangt,  so  werden  auch  konkludente  Erklärungen 
als  ausreichend  angesehen  werden  müssen.  Wenn  allerdings 
V.  Gros^)  meint,  daß  der  Vertrag  konkludent  durch  die  Teilnahme 
an  den  Vorteilen,  welche  nur  den  Staatsgenossen  gegen  Ueber- 
nahme  der  aus  dem  Staatsverein  entspringenden  Pflichten  zukom- 
men, geschlossen  werden,  so  ist  zu  bemerken,  daß  der  Genuß 
dieser  Vorteile  unabhängig  von  dem  Bewußtsein  erfolgen  kann, 
daß  ihnen  Pflichten  korrespondieren.  Dies  ist  besonders  im  Hin- 
blick darauf  geltend  zu  machen,  daß  nicht  Staaten,  denen  offen- 
bar kein  Vertrag  zugrunde  liegt,  als  auf  einem  solchen  beruhend 
hingestellt  werden. 

Der  Gesellschaftsvertrag  läßt  sich  nach  Rousseau  in  folgende 
Worte  zusammenfassen  : 

-> Jeder  von  uns  stellt  gemeinschaftlich  seine  Person  und  seine 
ganze  Kraft  unter  die  oberste  Leitung  des  allgemeinen  Willens, 
und  wir  nehmen  jedes  Mitglied  als  untrennbaren  Teil  des  Ganzen 


nische  Verfassung,  in  der  Zeitschrift  der  historischen  Gesellschaft  für  die  Provinz 
Posen,    3.  Jahrgang,    i.   Heft  S.  138). 

i)  Im  Gegensatz  zu  Rousseaits  Einstimmigkeit  beim  Staatsvertrage  stellt 
V.  Rotteck,  Lehrbuch  des  Vernunftrechts  und  der  Staatswissenschaften,  2.  Auflage, 
2.  Band,  Stuttgart  1840,  S.  85  ff.  auch  für  die  Theorie  das  Majoritätsprinzip  auf. 
Organ  des  gesellschaftlichen  den  Staatsvertrag  erklärenden  Gesamtwillens  sei  die 
Majorität  der  natürlich   stimmberechtigten  oder  vollbürtigen   Gesellschaftsglieder. 

2)  Lehrbuch  der  philosophischen  Rechtswissenschaften  oder  des  Naturrechts, 
4.  Ausgabe   Stuttgart  und  Tübingen    1822,   S.  213. 
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auf.«  Während  RoiisseaK  allein  durch  einen  solchen  Vertrag  das 
Recht  der  Freiheit  gewährleistet  und  keine  Beschränkung  der- 
selben durch  den  Staatsvertrag  sieht,  selbst  wenn  die  Staats- 
gründer irrtümlich  die  zu  gründende  Staatsgewalt  zu  weit,  aus- 
dehnen, erkennt  Fichte  ')  in  ihm  und  durch  ihn  gerade  eine  Be- 
schränkung der  Freiheit.  Der  Staat  entsteht  nach  Fichtes  Mei- 
nung dadurch,  daß  jedes  vernünftige  Wesen  seine  Freiheit  durch 
den  Begriff  der  Möglichkeit  der  Freiheit  des  anderen  beschränke 
unter  der  Bedingung,  daß  das  erstere  die  seinige  gleichfalls  durch 
die  des  anderen  beschränke. 

Demgegenüber  beschränkt  Locke'^)  den  Inhalt  des  Staats- 
vertrages auf  die  Uebertragung  der  natürlichen  Rechte  zur  Er- 
haltung des  Lebens  des  Einzelnen  und  der  Gesellschaft  auf  die 
Gesamtheit  und  die  Erwählung  eines  Souveräns  und  Richters  zur 
Erhaltung  von  Leben  und  Eigentum.  Die  staatliche  Wohlfahrts- 
pflege nennt  er  nicht  als  Bestandteil  des  Staatsvertrags. 

Aehnlich  hält  Kant'^)  den  Ausschluß  der  Gewalttätigkeiten 
für  den  Hauptinhalt  des  Staatsvertrags. 

Der  Artikel  2  der  französischen  Verfassung  vom  3.  September 
1891  bezeichnet  als  »den  Endzweck  aller  Staatsverbindung  die 
Erhaltung  der  natürlichen,  unverlierbaren  Rechte  des  Menschen  : 

1)  Gesamte  Werke,  herausgegeben  von  hnmaiiud  Fichte,  III,  S.  52. 

2)  a.  a.  O, 

3)  Vgl.  Metaphysische  Anfangsgründe  der  Reclitslchrc.  Frankfurt  und  Leipzig 
I797i  S.  127  ff.  »Es  ist  nicht  etwa  die  Erfahrung,  durch  die  wir  von  der  Maxime 
der  Gewalttätigkeit  der  Menschen  belehrt  werden,  und  ihrer  Bösartigkeit,  sich,  ehe 
eine  äußere  machthabende  Gesetzgebung  erscheint,  einander  zu  befehden,  also  nicht 
etwa  ein  Faktum ,  welches  den  öffentlich  gesetzlichen  Zwang  notwendig  macht, 
sondern  sie  mögen  auch  so  gutartig  und  rechtliebend  gedacht  werden ,  wie  man 
will,  so  liegt  es  doch  a  priori  in  der  Vernunfiidee  eines  solchen  (nicht-rechtlichen) 
Zustandes,  daß,  bevor  ein  öffentlich  gesetzlicher  Zustand  errichtet  worden,  vereinzelte 
Menschen,  Völker  und  Staaten  niemals  vor  Gewalttätigkeiten  gegen  einander  sicher 
sein  können,  und  zwar  jedes  aus  seinem  eigenen  Recht  zu  tun,  was  ihm  recht  und 
gut  dünkt,  und  hierin  nicht  von  der  Meinung  des  anderen  abzuhängen,  mithin 
das  erste,  was  ihm  zu  beschließen  obliegt,  wenn  er  nicht  allen  Rechtsbegriffen  ent- 
sagen will,  der  Grundsatz  sei :  »man  müsse  aus  dem  Naturzustande,  in  welchem 
jeder  seinem  eigenen  Kopfe  folgt,  herausgehen  und  sich  mit  allen  anderen  (mit 
denen  in  Wechselwirkung  zu  geraten  er  nicht  vermeiden  kann)  dahin  vereinigen, 
sich  einem  öffentlich  gesetzlichen  äußeren  Zwange  zu  unterwerfen,  also  in  einen 
Zustand  zu  treten,  darin  jedem  das,  was  für  das  Seine  anerkannt  werden  soll,  ge- 
setzlich bestimmt,  und  durch  hinreichende  Macht  (die  nicht  die  seinige,  sondern 
eine  äußere  ist)  zu  teil  wird  ,  d.  h.  er  soll  vor  allen  Dingen  in  einen  bürgerlichen 
Zustand  treten. 


Zur  Fraise  der  Entstehunt;;  der  Staaten.  ^I 

Freiheit,  Eigentum,  Sicherheit  und  die  Befugnis,  sich  der  Unter- 
drückung zu  widersetzen.^  Ohne  Zweifel  kann  jedoch,  besonders 
wenn  in  Frieden  mit  einander  lebende  Menschen  sich  zu  einem 
Staate  vereinigen,  auch  von  vornherein  die  »Wohlfahrtspflege« 
im  Sinne  der  modernen  Staatswissenschaft  der  Zweck  der  Staaten- 
gründung sein.  Freilich  wird  das  Nächstliegende  die  Verhinderung 
von  schädigenden  Handlungen  der  Einzelnen  sein,  wie  ja  auch 
erst  der  moderne  Staat  die  Wohlfahrtspflege  in  größerem  Um- 
fange in  seinen  Wirkungskreis  gezogen  hat.  Aber  außer  dem 
Bedürfnis  gegenseitiger  Unterstützung,  ohne  die  die  Befriedigung 
der  Bedürfnisse  des  Menschen  unmöglich  ist,  ist  auch  die  Er- 
kenntnis, daß  die  Verfolgung  gemeinschaftlicher  Ziele  weit  eher 
Erfolg  verspricht  als  isoliertes  Handeln,  eine  so  naheliegende, 
daß,  wenigstens  dem  Sinne  nach,  auch  der  Zweck  der  Wohl- 
fahrtspflege in  den  einen  Staat  begründenden  »Verfassungen« 
enthalten  ist. 

Was  den  begrifl"snotwendigen  Inhalt  des  Staatsvertrages  be- 
trifft^), so  verlangen  die  Vorläufer  Rousseaiis  außer  dem  Ver- 
einigungsvertrage noch  einen  Herrschaftsvertrag,  durch  den  eine 
Regierung  mit  gesichertem  Herrschaftsrecht  geschaffen  werde  -). 
Die  ganze  mittelalterliche  Vertragslehre  legte  sogar  das  Haupt- 
gewicht auf  diese  durch  den  Subjektionsvertrag  erfolgte  Einset- 
zung des  Herrschers^).  Schinittliemie?'^)  führt  als  Bestandteil  des 
Staatsvertrages  außer  dem  pactum  unionis  und  dem  pactum 
subiectionis  noch  das  pactum  ordinationis  an,  welch  letzteres 
jedoch  wohl  unter  den  Unterwerfungsvertrag  in  dem  hier  ge- 
brauchten Sinne  fällt,  während  der  Eigentumsvertrag  Fichtcs 
unter  den  Vereinigungsvertrag  fallen  dürfte.  Die  fundamentale 
Abweichung  Raiisseaiis  als  des  Hauptvertreters  der  Staatsvertrags- 
lehre und  derer,  die  seinen  Spuren  folgten,  von  dieser  Lehre  ist 
nun  die,  daß  er  die  Staatsgründung  mit  dem  Vereinigungsver- 
trage für  vollendet  und   einen  Unterwerfungsvertrag  für  nicht  er- 


1)  lieber  die  historische  Entwicklung  der  bezüglichen  Theorieen  vgl.  die  aus- 
führliche Darstellung  in  Clerkes  Althusius,   S.  82  ff. 

2)  Vgl.  z.B.  lliomasius,  Institutiones  iurisprudentiae  divinae,  1687,   III  6,   29/31. 

3)  Vgl.  V.  Mohl,  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschaften,  I  S.  320  ff. 
(über  die  Geschichte  der  Vertragstheorie  ibidem  S.  230  ff.) ,  Baitmgartner ,  Artikel 
»Volkssouveränität«    im  Staatslexikon  der  Görresgesellschaft  V,   S.  982. 

4)  Zwölf  Bücher  vom  Staate  ,  Bd.  I  (Grundlinien  der  Geschichte  der  Staats- 
wissenschaften, der  Ethnologie,  des  Naturrechtes  und  der  Nationalökonomie)  2.  Aufl. 
Gießen   1839,  S.  13,    14. 
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forderlich  erklärte  \).  Zwar  sei  durch  den  Gesellschaftsvertrag, 
durch  den  die  Menschen  den  Naturzustand  verließen,  um  in  den 
bürgerlichen  überzugehen,  bereits  eine  Gewalt  begründet.  Aber 
es  sei  undenkbar,  daß  sich  die  Menschen  unter  voller  Aufgabe 
ihrer  Freiheit  der  Herrschaft  eines  einzelnen  oder  einer  geringen 
Anzahl  von  Menschen  unterwürfen.  Denn  auf  seine  Freiheit  ver- 
zichten, hieße  auf  seine  Menschheit,  die  Menschenrechte,  ja  selbst 
auf  seine  Pflichten  verzichten.  Wer  auf  alles  verzichtet,  für  den 
sei  keine  Entschädigung  möglich.  Eine  solche  Entsagung  sei 
mit  der  Natur  des  Menschen  unvereinbar,  wenn  man  seinem 
Willen  die  Freiheit  nehme,  nehme  man  seinen  Handlungen  allen 
sittlichen  Wert. 

Was  das  Erfordernis  des  Unterwerfungsvertrages  anlangt, 
so  liegt  in  der  Schaffung  einer  Staatsgewalt  naturgemäß  die 
Unterwerfung  unter  diese;  andererseits  ist  erst  mit  dem  Entstehen 
einer  solchen  Gewalt  der  Staat  vollendet.-  Ihre  Begründung  durch 
Normierung  der  staatlichen  Zuständigkeiten  ist  also  wesentlicher 
Bestandteil  des  Staatsvertrages.  Doch  ist  es  nicht  ausgeschlossen, 
daß  in  einer  Gemeinschaft,  die  sich  zunächst  durch  Verfolgung 
bestimmter  dauernder  Zwecke  ohne  Organisation  zusammen- 
geschlossen hat,  diese  und  mit  ihr  die  Staatsgewalt  im  Laufe  der 
Zeit  unter  dem  Einflüsse  jener  Faktoren,  die  bei  Behandlung  der 
tatsächlichen  Macht  als  einer  Ursprungsform  der  Staatsgevyalt 
hervorgehoben  sind,  sich  büdet.  Roussemis,  Abneigung  gegen 
den  Unterwerfungsvertrag  ist  aus  der  absoluten,  vielfach  miß- 
bräuchlich angewandten  Fürstenmacht  seiner  Zeit  zu  erklären.  Die 
Unterwerfung  der  einzelnen  hält  auch  er,  wenngleich  er  sie  nicht 
zum  Gegenstande  einer  ausdrücklich  in  den  Staatsvertrag  auf- 
zunehmenden Verpflichtung  macht,  für  ein  Gebot  der  Notwendig- 
keit. Damit  der  Gesellschaftsvertrag  keine  leere  Form  sei,  ent- 
hält er  stillschweigend  eine  Verpflichtung,  die  allein  den  übrigen 
Kraft  gewähren  kann,  die  Verpflichtung  nämlich,  daß  jeder,  der 
dem  allgemeinen  Willen  den  Gehorsam  verw^eigert,  von  dem 
ganzen  Körper  dazu  gezwungen  werden  soll ;  das  hat  keine  andere 
Bedeutung,  als  daß  man    ihn  zwingen  werde,    frei  zu  sein ;    denn 

l)  Nach  Fichte  scliließl  der  Staatsvertrag  außer  dem  eigentliclicn  Vurcinigungs- 
vertrage  noch  den  Eigentumsvertrag,  d.  h.  den  Vertrag  auf  freie  Betätigung  in  der 
Sinnenweh,  und  den  Schutzvertrag  auf  Schutz  des  Eigentums  ein.  Gesamtwerke, 
herausgegeben  von  Immamiel  Fichte^  III,  52  (Grundzüge  des  gegenwärtigen  Zeit- 
aUers). 
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das  ist  die  Bedingung,  die  jedem  Bürger  dadurch,  daß  sie  ihn 
dem  Vaterlande  einverleibt,  Schutz  gegen  persönhche  Abhängig- 
keit verleiht,  eine  Bedingung,  welche  die  Stärke  und  Beweglich- 
keit der  Staatsmaschine  ausmacht  und  den  bürgerlichen  Verpflich- 
tungen, die  ohne  sie  sinnlos,  tyranniscli  und  den  ausgedehntesten 
Mißbräuchen  ausgesetzt  wären,  Rechtmäßigkeit  gibt^).  Auch 
sofern  man  in  dem  Träger  der  volonte  generale  den  Gegenkon- 
trahenten erblickt,  mit  dem  die  Einzelindividuen  jenen  Vertrag 
abschließen,  läßt  sich  aus  Rotcsseaus.  Schriften,  insbesondere  auch 
dem  contrat  social,  eine  Art  Subjektionsvertrag  als  Bestandteil 
des  Staatsvertrages  herauslesen^).  Auch  einige  andere  Theoretiker 
nehmen  an,  daß  beim  Staatsvertrage  in  gewisser  Hinsicht  wegen 
der  Unveräußerlichkeit  der  Rechte  eine  Bindung  nicht  erfolgen 
könne.  Besonders  diese  von  Sieyl'S^)  aufgestellte  Meinung  hat 
bei  den  späteren  Vertretern  der  Theorie  des  Staatsvertrages  zahl- 
reiche Anhänger  gefunden.  Nach  Fichte  ist  z.  B.  unveräußerlich 
das  »Recht«  auf  rechtliche  Gleichstellung  aller  Bürger,  durch 
welche  man  in  allmählichem  Fortschritte  dem  Ideal  der  Gesell- 
schaft, der  freien  Vernunftgemeinschaft,  näher  komme  ^). 

In  der  Verfassung  der  Nordamerikanischen  Union  ^)  heißt  es : 
»Wir  halten  folgende  Wahrheiten  für  klar,  daß  alle  Menschen 
g-leich  geboren,  daß  sie  von  dem  Schöpfer  mit  gewissen  unver- 
äußerlichen Rechten  begabt  sind,  und  daß  zu  diesen  Leben,  Frei- 
heit und  das  Streben  nach  Glückseligkeit  gehöre,  daß,  um  diese 
Rechte  zu  sichern,  Regierungen  unter  den  Menschen  eingesetzt 
sind,  welche  ihre  gerechte  Gewalt  von  der  Zustimmung  der  Re- 
gierten ableiten,  daß,  wenn  immer  eine  Staatsform  diesen  End- 
zwecken verderblich  wird,  es  ein  Recht  des  Volkes  ist,  dieselbe 
zu  ändern  oder  abzuschaffen  und  eine  neue  Staatsform  einzu- 
richten, indem  es  dieselbe  auf  solche  Prinzipien  begründet,  und 
deren  Gewalten  in  solcher  Weise  organisiert,  wie  es  ihm  zu  seiner 
Sicherheit  und  zu  seinem  Glücke  am  zweckdienlichsten  erscheint.  <-- 

In  der  Anwendung    auf    einen    tatsächlich    abzuschließenden 

i)  Contrat  social,  Kap.  VII  Ende. 

2)  Vgl.   Hayinaiin,  Der  Begriff  der  volonte    generale   als  Fundament  der  Kais- 
j^a/zschen  Lehre  von  der  Souveränität  des  Volks,  Leipzig   1897,  S.  11  ff. 

3)  Vgl.  V.  Mohl,    Geschichte    und  Literatur    der  Staatswissenschaft,    S.  167  ff., 
Hiibrich,  Deutsches  Fürstentum  und  deutsches  Verfassungswesen,  Leipzig  1905,  S.  63. 

4)  Zurückforderung  der  Denkfreiheit  von  den   Fürsten  Europas  ,    die   sie  bisher 
unterdrückten. 

5)  Zitiert  von  Blunischli,   Allgemeine   Staatslehre,  S.  316. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1913.    i.  3 
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Staatsvertrag  ergibt  dieser  Grundsatz  jedoch,  daß  vom  Stand- 
punkte des  neu  zu  schaffenden  Rechtes  von  einer  Unveräußer- 
Uchkeit  irgend  welcher  Rechte  nicht  die  Rede  sein  kann.  Die 
Rechtsordnung,  welclie  dem  einzelnen  gegen  die  anderen  Rechte 
gewähren  und  den  Umfang  der  staatlichen  Zuständigkeit  regeln 
soll,  soll  ja  erst  geschaffen  werden.  Sache  der  jeweiligen  Ein- 
sicht der  Staatsgründer  ist  es,  die  Grenzen  der  Möglichkeit  staat- 
licher Eingriffe  in  die  Freiheit  der  Einzelnen,  das  Maß  ihrer 
Beteiligung  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  usw.  nach  ihren 
Fähigkeiten  zu  bestimmen  und  andere,  gegen  eine  wohlverstandene 
h'reiheit  und  Gleichheit  keineswegs  verstoßende  Anordnungen 
vorzunehmen. 

Locke  schreibt  in  seinen  beiden  Abhandlungen  of  civil  go- 
vernment  einer  Person  im  Naturzustande  zwei  Gewalten  zu,  die 
der  Selbsterhaltung  und  der  Abwehr  störend  eingreifender  Mächte. 
Daraus  entwickele  sich  dann  allmählich  durch  den  Zusammen- 
schluß der  Menschen  ein  politischer  dadurch,  daß  »every  one 
of  the  members  hath  quitted  this  natural  power,  resigned  it  up 
into  the  hands  of  the  Community  in  all  cases  that  exclude  him 
not  from  appealing  for  protection  to  the  law  established  by  it^)«. 
Der  nunmehr  entstandenen  Rechtsgemeinschaft  \q.^\.  Locke  die  später 
auch  von  Montesquieu  unterschiedenen  drei  Gewalten  bei;  »And 
so  whoever  has  the  legislative  or  supreme  power  of  any  Com- 
monwealth, is  bound  to  govern  by  established  Standing  laws 
promulgated  and  known  to  the  people  and  not  by  extemporary 
decrets;  by  indifferent  and  upright  judges  who  are  to  decide 
controverses  by  those  laws ;  and  to  employ  the  force  of  the 
Community  at  home,  only  in  the  execution  of  such  laws,  or  ab- 
road to  prevent  or  redress  foreign  injuries,  and  secure  the  Com- 
munity from  inroads  and  Invasion«   (a.   a.   O.,  S.  267). 

Die  Meinung,  daß  der  Staat  nur  durch  einen  Vertrag  ent- 
stehen könne,  gründet  sich  einerseits  auf  das  angebliche,  dem 
Menschen  angeborene  Recht  der  Freiheit,  also  auf  eine  natur- 
rechtliche Vermischung  von  Prinzipien,  die  einer  positiven  Rechts- 
ordnung event.  zugrunde  liegen,  und  positive  Rechtsinstitutionen. 
Eine    wie    wichtige  Rolle    diese  Freiheit    bei    den  Vertretern    der 


i)   »The    first  —  power  —  is    to    do    whalsoever    he    thoughl   for  the  preser- 

vation  of  himself «      »The  olher  power  a  man  has  in  the  State  of  nature, 

is    the    power    to    punish    the  crimes  committed  against  that  law«.     The  works  of 
John  Locke,  London  1768.  Two  ireatises  of  governinent  Vol.  II,  S.  266,  267,  250,  251. 
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Meinung,  daß  der  Staat  nur  durch  einen  Vertrag  entstehen  könne, 
spielt,  ergibt  sich  aus  dem  Einflüsse,  den  diese  Theorie  auf  die 
Erklärungen  der  »Freiheitsrechte«  gehabt  hat.  In  ihnen  findet  sich 
Rousseau^  Lehre  wieder,  daß  der  Mensch  frei  und  den  anderen 
s^leich  geboren  werde,  und  daß  nur  der  allgemeine  Wille  Ge- 
setze zu  schaffen  imstande  sei.  Sodann  basiert  sie  auf  der  bisher 
noch  für  keine  Epoche  der  Menschheitsgeschichte  als  begründet 
erwiesenen^)  Annahme  eines  ursprünglich  völlig  rechtlosen  Zu- 
standes  unter  den  Menschen.  Dieser  Zustand  ist  nach  der  Mei- 
nung der  meisten  ein  Zustand  des  Kampfes.  So  sagt  Hobbes-): 
»Quod  homines,  libertatis  et  dominii  per  naturam  amatores,  ex 
praescripto,  ut  fit  in  statu  civiH,  vivere  voluerunt,  finis  et  causa 
fuit  cura  conservationis  suae  vitaeque  commodioris,  id  est,  ut  e 
conditione  misera  belli  omnium  contra  omnes  exirent;  quae  con- 
dicio  libertati  naturali  propter  passiones  humanas,  necessario  tunc 
adhaeret,  quando  nulla  extat  potentia  visibilis  quae  passiones  illas 
terrore  poenarum  temperare  possit,  legesque  naturales  et  pacta 
observari  taciat  .... 

Exitum  autem  e  conditione  belli  omnium  contra  omnes  leges 
et  pacta  per  se  praestare  non  possunt.  Verba  enim  sunt,  dum- 
que  verba  tantum  sunt,  non  timentur  .... 

Communem  autem  potentiam  constituendi,  quae  homines  tum 
ab  invasione  exterorum  tum  ab  injuriis  mutuis  tueri  possit,  ita  ut 
propriae  industriae  et  telluris  fructu  contenti  vivant  et  alantur, 
unica  via  haec  est :  ut  potentiam  et  vim  suam  omnem  in  homi- 
nem  vel  hominum  coetum  unum  unusquisque  transferat,  unde 
voluntates   omnium  ad  unicam  reducatur.« 

Aehnlich  äußert  sich  Hugo  Grotiits  sowie  die  meisten  eng- 
lischen, deutschen  und  französischen  Theoretiker  des  17.  und 
18.  Jahrhunderts^). 

Froebel^)  nimmt  in  dem  dem  Staate  voraufgehenden  Zustande 
der  Gesellschaft  einen  Kampf  zwischen  den  mächtigeren  und  den 
schwächeren  Parteien  an,  der  durch  einen  Vertrag  zwischen  ihnen 

1)  Vgl.  Müller,  Elemente   der  Staatskunst    18 10,   Band  I,  S.  I  ff. 

2)  Leviathan  sive  de  materia ,  forma  et  potestate  civitatis  ecclesiasticae  et 
civilis  (opera  philosophica,  vol.  III,  Londini  MDCCCXLI,   S.  127). 

3)  Dante,  De  Monarchia  libri  III,  herausgegeben  von  Carolas  Witte,  editio 
altera.  Vindolznoe  1874,  S.  3  ff.  (cap.  I  —  5)  begründet  die  Notwendigkeit  der 
monarchischen  Staatsform  mit  der  Entwicklung  aus  dem  Kriegszustande  zum  Frie- 
denszustand, der  nur  möglich   sei,  wenn  einer  befehle,   die  anderen  gehorchten. 

4)  Froebel,  System  der  socialen  Politik,  Mannheim    1847,   2.  Teil,  .S.  80  flf. 
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beseitigt  werden  müsse,  gleichwie  der  Krieg  unter  souveränen 
Mächten  durch  den  Friedensvertrag  sein  Ende  nehme.  Auch  die 
Fortbildung  der  Staatsverfassung  könne  nur  durch  Abänderungs- 
und Zusatzverträge  erfolgen. 

Den  Gedankengang  Rousseau?,  über  den  dem  Staatsvertrage 
vorhergehenden  Kriegszustand  innerhalb  der  Gesellschaft  gibt 
]Vinde7ibe7'ger  ^)  wieder:  »Peu  ä  peu,  se  produit  ....  la  difference 
au  sein  du  meme  groupe,  des  riches  et  des  pauvres,  et  au  lieu 
dofifrir  ä  ceux-ci  leur  assistance,  les  premiers,  pousses  par  une 
ambition  devoraute  et  par  l'ardeur  d'elever  leur  fortune,  ne  son- 
gent  qu'ä  s'enrichir  davantage;  C-est  qu'ils  se  sont  apercus  bien 
vite  qu'ä  la  richesse,  aux  yeux  des  plus  faibles,  est  une  veritable 
puissance.  Ils  deviennent  donc  du  meme  coup  >les  puissants« 
de  l'epoque.  Est-ce  ä  dire,  pour  cela  que  cette  domination  soit 
acceptee  sous  recrimination }  il  n'en  est  rien  :  les  riches  ne  son- 
geant  qu'ä  accumuler  sans  cesse,  irritent  les  pauvres,  et  ceux-ci, 
jaloux  et  surexcites,  vont  user  de  repressailler  ä  l'usurpation 
croissante  des  uns  va  repondre  le  brigandage  des  autres.« 

Vereinzelt  findet  sich  auch  die  Auffassung,  daß  der  der 
staatlichen  Organisation  voraufgehende  Zustand  ein  friedlicher 
sei").  Kattt  läßt  die  Frage,  ob  dieser  Zustand  ein  friedlicher 
oder  unfriedlicher  sei,  offen ;  es  sei  jedenfalls  nicht  notwendig 
ein  solcher  der  Ungerechtigkeit,  sondern  nur  ein  Zustand  der 
Rechtlosigkeit.  Hnheriis'')  sagt;  »Adhuc  quidem  leges  naturae,  id 
est,  dictamina  rationis  satis  aequum  ab  iniquo  separabant.<'f 

Aehnlich  äußert  sich  Wolf^'):  »In  statu  originario  homo  nullus 
potestati  alterius  subjectus  est.« 

Gegenüber  den  Autoren,  welche  einen  solchen  Zustand  der 
isolierten  Individuen  als  ursprünglich  tatsächlich  vorhanden  an- 
nehmen, ist  jedoch  einzuwenden,  daß  unseren  heutigen  Unter- 
suchungen nach  der  Mensch  stets  einer  Gemeinschaft  ange- 
hört^).    Dieser  Meinung  ist   Locke,  a.  a.  O. 

Den  bisher  genannten  Begründern  und  Anhängern  der  Theorie 
\om  Staatsvertrage  schwebten  die  idealen  Güter  der  Freiheit  und 

1)  Windenberger,  Essai  sur  le  sysleme  de  poliliciue  ctrangcre  de  J.  J.  Rousseau, 
La  republiquc  confederative  des  petits  ctats,  Paris   1899,  S.  19. 

2)  Metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre,  S.  163. 

3)  Ulrici  Ilulieri  de  iure  civitatis  libri  tres,   Francofurli  et  Lipsiac,  MDCCVIII, 
S.  32. 

4)  Jus  naturae,  Francofurti  et  Lipsiae,  MDCCXI,  S.  87  (§   143). 

5)  Rehni,   Allgemeine  Staatslehre,  S.  268  und  die  in  Anmerkung  3  Zitierten. 
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Gleichheit  vor.  Sie  verstanden  unter  der  Freiheit  des  Einzehien 
seine  Unabhängigkeit  von  jeder  Autorität  und  seine  Teilnahme 
an  der  Ausübung  der  Staatsgewalt,  ohne  zu  berücksichtigen,  daß 
ein  Staatswesen  ohne  allgemeine  Anerkennung  der  staatlichen 
Autorität  nicht  bestehen  kann,  und  daß  nicht  jeder  ziu-  Teilnahme 
an  den  öffentlichen  Funktionen  geeignet,  sowie,  daß  unter  den 
hierzu  Geeigneten  nicht  jeder  in  gleichem  Maße  geeignet  ist. 
Die  Gleichheit  der  Existenzbedingungen,  die  sie  für  jeden  ver- 
langten bez.  für  sein  natürliches  Recht  ansahen ,  widersprach 
wiederum  den  natürlichen  und  den  durch  das  soziale  Zusammen- 
leben bedingten  Ungleichheiten.«  Da  es  nicht  angängig  ist,  an 
dieser  Stelle  auf  die  Unterschiede  zwischen  der  naturrechtlichen 
und  der  historischen  Schule  einzugehen,  so  sei  auf  ein  Wort 
Stahls^)  hingewiesen,  das  den  Unterschied  treffend  markiert: 
»Die  Gebote  der  christlichen  Offenbarung  haben  ebenso  wie  die 
Gebote  der  Vernunft  und  Gerechtigkeit  ....  keine  unmittelbare 
Geltung  als  Recht,  selbst  nicht,  wenn  sie  eine  deutliche  und 
präzise  Fassung  haben.  Das  beruht  auf  jenem  einen  entschei- 
denden Grundsatz,  daß  eben  nur  die  menschlich  aufgerichtete, 
nicht  die  von  Gott  geforderte  Ordnung  Recht  ist.«  Im  Gegensatz 
zu  den  erwähnten  Autoren  ging  BentJiam  -)  bei  der  Begründung 
des  Staatsvertrages  rein  utilitaristisch  davon  aus,  daß  dieser  zwar 
mit  seinen  Beschränkungen  der  Freiheit  ein  Uebel  sei;  er  sei 
aber  notwendig,  um  das  noch  größere  Uebel  des  Krieges  aller 
gegen  alle  zu  vermeiden. 

Uebrigens  sind  die  Anhänger  der  Meinung,  daß  es  ein  natür- 
liches, insbesondere  die  individuelle  Freiheit  gewährleistendes 
Recht  gebe,  keineswegs  alle  Anhänger  der  Theorie  vom  Staats- 
vertrage. Die  auf  christlicher  Basis  begründete  Rechtsphilosophie 
weist  eine  Reihe  von  namhaften  Vertretern  auf,  die  zwar  ein 
Naturrecht  als  den  Inbegriff  der  Regeln  anerkennen,  die,  in  der 
vernünftigen  Natur  des  Menschen  begründet,  dessen  soziale  Be- 
tätigungen ordnen  ^),  die  aber  trotzdem  ein  Zustandekommen  des 

i)  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  auf  der  Grundlage  christlicher  Weltanschau- 
ung, §   16. 

2)  Works,   collected  by  J.  Bowring,  Edinburgh    1838 — 43,    I   S.  30S. 

3)  Vgl.  z.  B.  Stöckl,  Lehrbuch  der  Philosophie  186S.  Th.  Mever,  Die  Grund- 
sätze der  Sittlichkeit  und  des  Rechts  1868.  A.  Müller,  Von  der  Notwendigkeit 
einer  theologischen  Grundlage  der  gesamten  Staatswissenschaften,  Leipzig  1819,  be- 
sonders aber  y.  de  Maisire,  Essai  sur  le  principe  gencrateur  des  constitutions  poli- 
tiques,   St.  Petersbourg,    1810. 
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Staates  lediglich  durch  einen  Vertrag  für  tatsächlich  ausgeschlossen 
halten.  Einzelne  von  ihnen  halten  einen  Vertrag  auch  für  recht- 
lich ungeeignet,  einen  Staat  ic.s  Leben  zu  rufen. 

Die  wichtigsten  Einwendungen,  welche  von  den  Vertretern 
dieser  entgegengesetzten  Auffassung,  nach  der  ein  Vertrag  nie- 
mals Grundlage  einer  Staatsgewalt  sein  könne,  erhoben  werden, 
werden^)  entweder  daher  entnommen,  daß  tatsächlich  niemals 
und  nirgends  wahre  Staatsverträge  abgeschlossen  worden  seien, 
teils  werden  sie  damit  begründet,  daß  ein  Vertrag  niemals  das 
Wesen  der  Staatsgewalt  erklären  könne.  Ein  rechtswirksamer 
Vertrag  setze  bereits  einen  Staat  voraus,  der  ihn  mit  Rechts- 
wirksamkeit ausstatte;  er  sei  in  das  Belieben  der  Menschen  ge- 
stellt, während  die  Staatsentstehung  eine  notwendige  Erscheinung 
des  Gesellschaftslebens  sei  ;  er  könne  sich  ferner  gegen  die  natür- 
liche Freiheit  der  Einzelnen  wenden,  und  die  Erklärungen  der 
Vertragschließenden  könnten  keine  Wirkung  in  betreff  der  für 
den  Staat  von  ihnen  selbst  zu  übernehmenden  Verpflichtungen 
und  hinsichtlich  späterer  Geschlechter  erzeugen;  er  .beruhte  im 
Grunde  auf  der  Uebermacht,  der  Menge,  welche  als  reine  tat- 
sächliche Macht  keinen  rechtlichen  Zustand  zu  schaffen  vermöge. 
Wird  der  erste  Einwand  durch  historisch  erwiesene  Tatsachen 
widerlegt,  so  beruhen  die  weiteren  auf  der  irrtümlichen  Annahme, 
daß  nur  Tatbestände,  die  schon  unter  geltendes  Recht  fallen, 
Rechtsfolgen  zeitigen  können.  Tatsächlich  ist  dies  jedoch  'auch 
bezüglich  anderer  Vorgänge  der  Fall.  Das  freie  Bedenken  einer 
Mehrheit,  die  sich  für  die  Dauer  zusammenschließt,  um  die  indi- 
viduelle Freiheit  nach  bestem  Gewissen  zugunsten  der  Gesamt- 
heit zu  beschränken,  führt  im  Staatsvertrage  zu  einem  rein  tat- 
sächlichen Vorgang,  welcher  eine  rechtliche  Zuständigkeit  schafft. 
Jedenfalls  ist  dieser  Vorgang  in  Beziehung  auf  die  zu  schaffende 
Rechtsordnung,  unter  die  er  ja  nicht  fallen  kann,  rein  tatsächlich. 
Es  gibt  aber  keinen  Grund  für  die  Annahme,  daß  tatsächliche 
Vorgänge  kein  Recht  zu  schaffen  vermögen.  Die  ursprünglichste 
Rechtsentstehung  muß  sogar,  falls  man  nicht  eine  unendliche 
Reihe  annehmen  will,  in  diesem  Sinne  rein  tatsächlich  gewesen 
sein.  Verträge  haben  nicht  nur  für  die  Anwendung,  sondern 
auch  für  die  Entstehung  des  Rechts  ihre  Bedeutung.  Dieser  so 
entstandenen  Staatsgewalt   haben    sich   die  Einzelnen    zu    beugen 

i)  Vgl.  z>.  Mohl,  Enzyklopädie  der  .Slaatswissenschaften  2.  Aufl.,  Tübingen  1872, 
S.  99  ff,     Schmitt/ianiet ,  Zwölf  Bücher  vom  Staate,  Bd.  I,  S.  14  (Gießen  1839). 
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und  sind  auch  die  späteren  Geschlechter  Untertan.  Unter  Hin- 
weis auf  den  für  den  Staat  erforderlichen  Gemeinwillen  bekämpft 
ScJunitthenner'^)  die  Lehre  vom  Staatsvertrage.  Bei  einer  Ab- 
schh'eßung  von  Verträgen  des  Einzelnen  mit  allen  über  Gegen- 
stände, deren  Wirkung  nicht  einmal  bekannt  sei,  würde  sich  nur 
eine  Summe  von  Einzelwillen  ergeben,  eine  volonte  de  tous,  und 
kein  objektiver  Gemeinwillen,  eine  volonte  generale,  der  das  be- 
seelende Prinzip  des  Staates  sei.  Und  doch  setzt  gerade  eine 
so  große  Zahl  von  Verträgen,  wie  sie  materiell  im  Staatsvertrage 
enthalten  sind,  schon  das  Bestehen  einer  zu  ihrem  Abschlüsse 
drängenden  volonte  generale  voraus. 

Auch  eine  besonders  scharfe  Betonung  des  Autoritäts- 
gedankens führt  bei  einzelnen  Autoren  zu  der  Ansicht,  daß  der 
Vertrag  niemals  die  Grundlage  eines  Staatswesens  sein  könne. 
Dies  ist  jedoch  ebenso  eine  Ueberschätzung  des  Autoritäts- 
gedankens wie  die  Meinung,  daß  ein  Staat  nur  durch  Vertrag 
entstehen  könne,  eine  Uebertreibung  des  Freiheitsbegriffes  ist. 
Man  sagt,  die  Autorität  sei  mit  einem  sie  begründenden  Ver- 
trage unvereinbar-).  Eine  offizielle  Meinungsäußerung  in  diesem 
Sinne  ist  in  den  Konstitutionen  »Diuturnum«  und  »Humanum 
genus«  Leos  XIII.  ^)  enthalten,  worin  ausdrücklicli  hervorgehoben 
wird,  daß  der  Staat  nicht  aus  dem  Gemeinschaftswillen  der  Ge- 
sellschaft entstanden  oder  ein  Werkzeug  der  Mehrheit  ist.  Die 
Anhänger  dieser  Auffassung  verkennen  aber,  daß,  wenn  der 
Staat  durch  einen  Vertrag  existent  werden  soll,  gerade  die 
ethische  Ueberzeugung,  daß  gegebene  Versprechungen  auch  ge- 
halten werden  müssen,  in  den  Beteiligten  lebendig  sein  und  von 
ihnen  —  wenigstens  im  allgemeinen  —  betätigt  werden  muß. 
Auch  hier  fehlt  es  also  nicht  an  einer  ethischen  Grundlage,  auch 
hier  sind  die  mit  der  rechtlichen  Gewalt  ausgestatteten  Organe 
mit  Autorität  umkleidet.  Ihnen  muß  auch  von  denen  Gehorsam 
entgegengebracht  werden,  die  die  Zuständigkeit  jener  nicht  an- 
erkennen wollen  oder  können,  sowie  von  denen  (Frauen,  Kinder 

i)  Zwölf  Bücher  vom  Staate.  Bd.  I  (Grundlinien  der  Geschichte  der  Staats- 
wissenschaften, der  Ethnologie,  des  Naturrechtes  und  der  Nationalökonomie),  2.  Aufl., 
Gießen   1839,  S.  15. 

2)  Vgl.  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  auf  der  (Jrundlage  christlicher  Welt- 
anschauung, 5.  Aufl.,    1878. 

3)  Vgl.  Schneider,  Die  fundamentale  Glaubenslehre  der  katholischen  Kirche, 
vorgelegt  und  gegen  die  anderen  socialen  Irrtümer  verteidigt  von  Papst  Leo  XIII. 
(1903),  S.  74  ff.,  90  ff.,   117  ff.,  351  ff. 
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USW.),  die  zur  Teilnahme  an  der  wichtigen  Aktion  nicht  für  ge- 
eignet befunden  werden.  Auch  hier  handelt  es  sich  um  gott- 
gewollte Einrichtungen  für  den,  der  die  Grundlage  des  Rechts 
in  der  Moral  und  deren  Wurzeln  in  der  Gottheit  sieht.  Man 
kann  also  den  Vertretern  dieser  Meinung,  sofern  man  ihren  prin- 
zipiellen Standpunkt  im  Hinblick  auf  das  Walten  der  göttlichen 
Vorsehung  teilt,  beitreten,  ohne  die  Rechtswirkungen  eines  Staats- 
vertrages in  Zweifel  zu  ziehen.  Selbst  ein  so  eifriger  Verfechter 
des  fürstlichen  Absolutismus  wie  Bossiiet  sagt  daher  in  bezug  auf 
die  tatsächlichen  Vorgänge,  die  die  staatliche  Autorität  ins  Leben 
rufen,  diese  könnten  sowohl  in  Gewalthandlungen  oder  Erobe- 
rungen als  auch  in  der  Uebereinstimmung  der  Völker  bestehen^), 

Aehnlich  erklärt  Baader'-'),  daß  auch  menschliche  Willens- 
handlungen der  staatlichen  Autorität  zugrunde  liegen.  Freilich 
erfolge  der  Zusammenschluß  zu  einem  Gesellschaftsvertrage  nicht 
in  freier  Willkür,  sondern  auch  bei  einem  solchen  Vertrage  führe 
die  Notwendigkeit  zur  Entstehung  der  staatlichen  Organisation. 
Der  Gesellschaftsvertrag  könne  zwar  keine  idealen  Rechte  schaffen, 
wohl  aber  positiv  menschliche  Rechte  begründen. 

Endlich  muß  der  Staatsvertrag  einen  Zusammenschluß  zu 
einer  dauernden  Gemeinschaft  zum  Gegenstande  haben.  Es  muß 
wenigstens  eine  dauernde  Lebensgemeinschaft  auf  Grund  der 
zu  schaffenden  Organisation  beabsichtigt  sein.  Dies  ergibt  sich 
aus  der  Erwägung,  daß  der  Inhalt  des  Staatsvertrages  mit-  dem 
Eintritt  seiner  Geltung  geltendes  Verfassungsrecht  wird,  und  daß 
diese  Verfassungsnormen  als  Rechtsnormen  auch  hinsichtlich  ihrer 
beabsichtigten  Geltungsdauer  die  Willensbetätigungen  der  Gemein- 
schaft allgemein  regeln  müssen.  Sie  können  also  nicht  nur  für 
einen  speziellen  Zeitpunkt  oder  eine  kürzere  Zeitdauer  erlassen 
sein,  wenn  sie  Verfassungsnormen  eines  Staates  sein  sollen.  Im 
übrigen  sei  in  dieser  Hinsicht  auf  die  früheren  Ausführungen 
über  die  Allgemeinheit  der  Rechtsnormen  verwiesen. 

Was  den  Zeitpunkt  der  Entstehung  des  Staates  im  Falle 
eines  Staatsvertrages  anlangt,  so  gilt  hier  das  bei  der  Behandlung 
der  tatsächlichen  Macht  als  Grundlage  einer  Staatsgewalt  Aus- 
geführte analog.    Auch  bei  einem  Staatsvertrage  wird  der  Staat  — 


i)  Vgl.   Weinand,    Artikel  Bossuet    im    Slaalslexikon    der  Gürre.sgesellschaft  I, 

s.  985. 

2)  Vgl.  Franz  Baaders  Kleine  Schriften,  herausgegeben  von  Hojfmaun,   Würz- 
burg  1847,  S.  341,   123  und  passim. 
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beim  Vorliegen  der  übrigen  Erfordernisse  —  mit  der  Schaffung  der 
Staatsgewalt  sofort  existent.  Eine  gewisse  Dauer  des  Bestehens 
der  geschaffenen  Organisation  ist  nicht  erforderlich.  Wer  diese 
verlangt,  müßte  bei  jeder  Norm  eine  gewisse  Dauer  der  Geltung 
verlangen,  wenn  sie  als  Rechtsnorm  bezeichnet  werden  soll. 
Ebenso  wenig,  wie  man  aber  die  Rechtsnormqualität  von  der 
kürzeren  oder  längeren  Geltungsdauer  abhängig  macht,  ist  man 
berechtigt,  als  ein  wesentliches  Merkmal  der  Staatsgewalt  ihr 
längeres  Bestehen  zu  bezeichnen. 

Als  auf  ein  Beispiel  der  Begründung  einer  Staatsgewalt  durch 
Vertrag,  zu  der  inmier  schon  eine  gewisse  Höhe  der  Kultur  er- 
reicht sem  muß^),  sei  auf  die  Verfassung  hingewiesen,  welche 
sich  die  Kongregationalisten  gaben,  die  1620  Holland  verließen 
und  in  Amerika  den  Staat  New-Plymouth  gründeten.  Der  Anfang 
dieses  »Plantation  Convenant«  lautet,  übersetzt,  folgendermaßen  : 
Im  Namen  Gottes,  Amen!  Wir,  die  unterzeichneten  Untertanen 
Seiner  Majestät,  unseres  souveränen  Herrn  Jacob,  von  Gottes 
Gnaden  Königs  von  Großbritannien  usw.,  haben  zur  Ehre  Gottes, 
der  Verbreitung  des  christlichen  Glaubens  ,  zur  Ehre  unseres 
Königs  und  Vaterlandes  eine  Reise  unternommen,  um  die  erste 
Kolonie  im  Norden  von  Virginia  zu  begründen,  vereinigen  uns 
wechselseitig  durch  den  gegenwärtigen  feierlichen  Vertrag  vor 
Gott  und  in  unser  aller  Gegenwart  zur  guten  Ordnung  und  dem 
Gemeinwohl  und  der  Verfolgung  obiger  Ziele.  Kraft  dieses  Ver- 
trages werden  wir  erlassen,  dekretieren  und  einrichten  solche 
gerechte  und  gleiche  Gesetze,  solche  Anordnungen,  solche  Ver- 
fügungen, solche  Verfassungen,  solche  Aemter,  als  sie  für  das 
Allgemeinwohl  der  Kolonie  erwünscht  scheinen,  und  wir  ver- 
sprechen allen  schuldigen  Gehorsam  und  Unterwerfung.  Zum 
Zeugnis  dessen  haben  wir  unsere  Namen  daruntergesetzt  am 
II.  November  anno  Domini  1620:  We  .  .  .  haveing  undertaken  .  .  : 
a  voyage  to  plant  the  first  colonie  in  the  Northerne  parts  of 
Virginia,  doe  by  these  presenls  .  .  .  mutuably,  in  the  presence  of 
God  and  one  of  another,  covenant  and  com.bine  ourselves  toge- 
ther  into  a  civil  body  politic-). 


1)  Dabei  geht  Thoniasms,  Fundamenta  iuris  naturae  et  gentium,  Halae  et  Lipsiae 
MDCCXVIII,  S.  120,  zu  weit,  wenn  er  sagt:  Stulti  reguntur  imperio,  sapientes 
consilio. 

2)  Ueber  andere  ähnliche  Staatsverträge  vgl.  Jellinek,  Erklärung  der  Menschen- 
und  Bürgerrechte,  Seite   34  ff.,  Rehm,  Allgemeine  Staatslehre,   S.  272,  Anm.  3. 
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Schmidt^)  hält  diese  Erscheinungen  für  theoretisch  wertlos, 
weil  der  neue  Staatsakt  an  bereits  Vorhandenes  anknüpfe.  Die 
Vereinbarung  der  KongregationaHsten  bedeute  nur  den  Ueber- 
tritt  der  Angehörigen  eines  bestehenden  Staates  in  einen  anderen, 
wenn  auch  zu  diesem  Zwecke  neu  zu  gründenden ;  um  etwas 
Analoges  handle  es  sich  bei  der  Auswanderung  und  Naturali- 
sation eines  Staatsbürgers  in  einem  anderen  Staate.  Aber  die 
Anerkennung  des  Umstandes,  daß  diese  Vereinbarung  die  Neu- 
gründung eines  Staates  enthält,  schließt  auch  die  Anerkennung 
ihrer  juristischen  Bedeutung  für  dessen  Entstehen  in  sich.  Es 
sei  jedoch  darauf  hingewiesen,  daß,  entgegen  der  herrschenden 
Meinung,  dieser  covenant  den  zu  gründenden  Staat  noch  nicht 
ins  Leben  rief,  da  er  noch  keine  Organisation  bestimmte.  Er 
war  gewissermaßen  nur  ein  V^orvertrag,  da  er  die  Schaffung  von 
staatlichen  Kompetenzen  erst  in  Aussicht  stellte  und  zunächst 
noch  keine  Bestimmung  über   den  Inhaber  der  Staatsgewalt  traf. 

Eine  eigenartige  aus  seinem  philosophischem  System  sich 
ergebende  Begründung  des  Staatsvertrages  gibt  Spinoza.  Recht  ist 
nach  seiner  Auffassung  alles,  was  den  Gesetzen  der  unendlichen 
Einheit  der  Natur  entspricht;  recht  habe  also  ebensowohl  der 
Mensch,  welcher  sich  bei  seinem  Handeln  von  seiner  Vernunft 
leiten  lasse,  als  auch  derjenige,  welcher  seinen  Leidenschaften 
folge.  Da  jedoch  unter  den  Gesetzen  der  Leidenschaften  jeder 
in  steter  Gefahr  und  Angst  schwebe,  so  sei  es  zweckmäßige  den 
Gesetzen  der  Vernunft  entsprechend,  sich  durch  einen  allgemeinen 
Vertrag  selbst  zu  beschränken  und  gegenseitig  zu  achten,  damit 
Friede  und  Sicherheit  eintrete. 

Ihrem  Inhalte  nach  identisch  ist  mit  der  Vertragstheorie  die 
Lehre  vom  pouvoir  constituant,  die  Sieycs^)  begründet  hat.  Nach 
dieser  Lehre  kann  der  Nation  selbst  jedenfalls  eine  Grundver- 
fassung nicht  von  Dritten  gegeben  werden.  Denn  die  Nation  be- 
stehe vor  allem  anderen,  ihr  Wille  sei  Gesetz.  Die  ursprüngliche 
Verfassung  sei  nicht  das  Werk  des  pouvoir  constitue,  sondern 
des  beim  Volke  ruhenden  pouvoir  constituant. 

Als  schon  durch  die  historischen  Fakta  widerlegt  ist  jedoch 
die    besonders    von   einigen  Begründern    der  Staatstheorie    aufge- 


i)  Allgemeine  Staatslehre  i.  Band.  Die  gemeinsamen  Grundlagen  de.s  politischen 
Lebens,  Leipzig    1901,  S.  138. 

2)  Vgl.  Sieyes,  Politische  Schriften,  übersetzt  von  Usieri,  1.  Band,  S.  1796, 
S.   131    ff. 
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stellte  Behauptung  abzuweisen,  daß  der  Staat  nur  durch  Verträge 
entstehen  könne  ^).  Der  Erste,  welcher  die  Meinung  vertreten 
hat,  daß  der  Staat  nur  durch  einen  Vertrag  entstehen  könne,  ist 
Locke  -).  Daß  dieser  Grundsatz  durch  die  Geschichtsforschung 
nicht  bestätigt  werde,  liege  nur  daran,  daß  die  Staatengründungen 
prähistorisch  seien.  Die  Ansicht  von  der  ausschließlichen  Ver- 
tragsgrundlage der  Staaten  ist  zu  verschiedenen  Zeiten  sehr  all- 
gemein vertreten  gewesen  ^). 

Die  Anhänger  der  Auffassung,  daß  der  Staat  nur  durch  einen 
Vertrag  entstehen  könne,  daß  daher  alle  Gemeinschaften,  bei 
denen  dies  offenbar  nicht  der  Fall  ist,  keine  Staaten  im  wahren 
und  berechtigten  Sinne  seien,  verkennen  die  Bedeutung  einer 
bestehenden,  w^enn  auch  noch  nicht  rechtlichen  Gewalt  für  die 
Entstehung  der  Staatsrechtsordnung.  Ein  Vertrag,  auch  ein  still- 
schweigender, beruht  auf  einer  freiwilligen  Uebereinkunft  zweier 
Rechtssubjekte,  während  das  Bewußtsein  der  Notwendigkeit  der 
Befolgung  bestimmter  Normen,  z.  B.  des  allgemeinen  Gehorsams 
gegen  eine  bestehende  Gewalt,  sich  den  Beteiligten  ohne,  ja  auch 
gegen  ihren  Willen  aufdrängen  kann.  Jene  Auffassung  ist  aus 
dem  Bestreben  entstanden,  die  menschliche  Willensfreiheit  auf 
ein  Gebiet  zu  übertragen,  auf  dem  sie  keine  Geltung  hat.  Be- 
sonders in  der  Theorie  Roiisseaits  und  seiner  Anhänger  kommt 
das  Bestreben,  jede  Notwendigkeit  der  Begehung  und  Unter- 
lassung von  Handlungen  und  zur  Duldung  von  Geschehnissen 
auf  die  freie  Willensbestimmung  der  Beteiligten  zurückzuführen, 
zum  Ausdruck.  Aber  der  Mensch  schafft  sich  nicht  das  Bewußt- 
sein von  der  Notwendigkeit  des  Gehorsams  gegen  bestimmte 
Personen,  oder  das  Bewußtsein  von  der  Notwendigkeit  zum  Zu- 
sammenschlüsse mit  anderen  zwecks  Gründung  einer  Rechtsge- 
meinschaft. 

Andererseits  sind  gerade  auch  bei  der  Gründung  des  Staats 
durch  einen  Vertrag    —  wie  gegenüber  den  Vertretern  der  Auf- 

i)  Struve,  Grundzüge  der  Staatswissenschaft,  i.  Band,  Mannheim  1S47  (Von 
dem  Wesen  des  Staats  oder  allgemeines  Staatsrecht),  S.  34.  »Die  Geschichte  be- 
lehrt uns,  daß  gar  viele  Staaten  ohne  den  Willen  eines  großen  Teils,  ja  nicht 
selten  des  größten  Teils  ihrer  Mitglieder  begründet,  daß  die  Einzelnen  bei  deren 
Gründmig  gar  nicht  befragt  worden  sind«. 

2)  Kehm,  Allgemeine   Staatslehre,  S.  267,   268. 

3)  Ueber  die  geschichtliche  Entwicklung  dieser  Staatsvertragsidee  vgl.  Gierke, 
Johannes  Althusius  und  die  Entwicklung  der  naturrechtlichen  Staatstheorien,  Bres- 
lau  1880,   S.  76  flf. 
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Fassung  hervorgehoben  werden  muß,  nach  welcher  die  Gründung 
des  Staates  durch  einen  Vertrag  mit  dem  Prinzip  der  staatHchen 
Autorität  unvereinbar  sei  —  die  ethischen  Momente  von  beson- 
ders schwerwiegender  Bedeutung.  Vor  der  Gründung  des  Staats 
durch  einen  Staatsvertrag  besteht  noch  keine  Rechtsordnung, 
unter  die  der  zu  gründende  Staatsvertrag  fällt,  und  welche  die 
Verbindlichkeit  der  in  diesem  Vertrage  zu  übernehmenden 
Pflichten  anordnet.  Wenn  also  mehrere  Personen  zum  Abschlüsse 
eines  Staatsvertrages  zusammentreten,  so  wird  für  sie  in  erster 
Linie  der  ethische  Grundsatz  bestimmend  sein,  daß  man  ein  ge- 
gebenes Wort  halten  müsse.  Mit  dem  Augenblicke,  in  dem  die 
gegenseitigen  Erklärungen  des  Staatsvertrages  abgegeben  worden 
sind,  sind  die  Verpflichtungen  aus  dem  Staatsvertrage  auch  Rechts- 
pflichten. Es  wird  eingewendet,  daß  eine  Gründung  der  Rechts- 
gemeinschaft durch  übereinstimmende,  gegenseitig  angenommene 
Willenserklärungen  der  künftigen  Rechtsgenossen  die  höchste 
Gewalt  in  deren  Hände  und  ihre  Handhabung  in  deren  Belieben 
legen  würde.  Dieses  Prinzip  der  Volkssouveränität  sei  aber 
wegen  der  moralisch  bindenden  Kraft  der  Staatsgewalt  mit  dem 
Begriffe  des  Staats  schlechthin  vereinbar  ^).  Die  Anhänger  dieser 
Auffassung  verkennen  aber,  daß,  wenn  der  Staat  durch  einen 
Vertrag  existent  werden  soll,  gerade  die  ethische  Ueberzeugung, 
daß  gegebene  Versprechungen  auch  gehalten  werden  müssen, 
in  den  Beteiligten  lebendig  sein  und  von  ihnen  —  wenigstens 
im  allgemeinen  —  betätigt  werden  muß.  Auch  hier  fehlt  es  also 
nicht  an  einer  ethischen  Grundlage,  auch  hier  sind  die  mit  der 
rechtlichen  Gewalt  ausgestatteten  Organe  mit  Autorität  umkleidet. 
Ihnen  muß  auch  von  denen  Gehorsam  entgegengebracht  ^Verden, 
die  die  Zuständigkeit  jener  nicht  anerkennen  wollen  oder  können. 
Auch  hier  handelt  es  sich  um  gottgewollte  Einrichtungen  Rü- 
den, der  die  Grundlage  des  Rechts  in  der  Moral  und  deren 
Wurzeln  in  der  Gottheit  sieht.  Die  nach  dem  Staatsvertrage 
geborenen  Kinder  der  Glieder  der  Rechtsgemeinschaft  unterliegen, 
gleich  den  Personen,  die  nicht  für  geeignet  erfunden  waren,  zur 
Beschlußfassung  über  den  zu  gründenden  Staat  hinzugezogen  zu 
werden,  gleichfalls  der  Staatsgewalt.  I^^ine  besondere  Aufnahme 
in  die  Rechtsgemeinschaft,  wie  sie  vor  der  Geltung  des  Grund- 
satzes, daß  die  Rechtsfähigkeit  der  Menschen  mit  der  Vollendung 

l)  Vgl.  Sta/i/,  Rechts-  und  Staatslehre  auf  der  Grundlage  christliclier  Willens- 
anschauung.    5.  Aufl.   187S. 


Zur  Klaffe   der  P'ntsteliuiiL;   der  Staaten. 


45 


der  Geburt  beginne,  üblich  war,  erfolgt  ohne  Rücksicht  auf  ihren 
Willen.  Die  heranwachsenden  Menschen  setzen  die  begonnene 
Arbeit  der  Väter  an  der  Stelle,  an  der  jene  sie  aufgaben,  fort, 
ohne,  wie  es  das  maßgebende  Prinzip  in  der  Tierwelt  ist,  ge- 
zwungen zu  sein,  das  ganze  Werk  von  neuem  zu  beginnen. 
Durch  Erziehung  —  besonders  seit  die  nationale  Erziehung  einen 
wichtigen  Bestandteil  der  allgemeinen  Erziehung  ausmacht,  und 
der  Staat  sich  erzieherischen  Aufgaben  unterzieht  —  und  Ge- 
wohnheit werden  sie  dem  bestehenden  Staatsorganismus  einge- 
fügt; die  bestehende  Staatsgewalt  ist  ihnen  von  vornherein  Auto- 
rität, der  sie  sich  zu  beugen  haben.  Dem  Zwange  durch  die  an 
der  Entwicklung  arbeitenden  Personen,  dem  zu  widerstehen  die 
Jugend  nur  in  geringem  Grade  imstande  iat,  folgt  bei  erwachen- 
dem Bewußtsein  der  Selbstbestimmung,  die  selbständige  Aner- 
kennung der  Staatsautorität. 

Im  Hinblick  auf  die  göttliche  Autorität  bekämpft  auch  Hegel ') 
die  Ansicht  vom  Staatsvertrage.  Rousseau  habe  zwar  das  Ver- 
dienst gehabt,  ein  Prinzip,  das  nicht  nur  seiner  Form  nach  (wie 
etwa  der  Sozialitätstrieb,  die  göttliche  Autorität),  sondern  dem 
Inhalt  nach  Gedanke  sei,  und  zwar  das  Denken  selbst  sei,  nämlich 
den  Willen  als  Prinzip  des  Staates  aufgestellt  zu  haben.  Allein 
indem  er  diesen  Willen  nur  in  bestimmter  Form  des  einzelnen 
Willens  (wie  nachher  auch  Fichte^  und  den  allgemeinen  Willen, 
nicht  als  das  an  und  für  sich  Vernünftige  des  Willens,  sondern 
nur  als  das  Gemeinschaftliche,  das  aus  diesem  einzelnen  Willen 
als  Bewußtsein  hervorgehe,  gefaßt  habe,  werde  die  Vereinigung 
der  einzelnen  im  Staate  zu  einem  Vertrage,  der  somit  ihre  Will- 
kür, Meinung  und  beliebige  ausdrückliche  Einwilligung  zur  Grund- 
lage habe.  Gegen  das  Prinzip  des  einzelnen  Willens  sei  aber 
an  den  Grundbegriff  zu  erinnern,  daß  der  objektive  Wille  das 
an  sich  in  seinem  Begriffe  Vernünftige  sei,  ob  es  von  einzelnen 
erkannt  und  von  ihrem  Belieben  gewollt  werde  oder  nicht.  Der 
Staat  sei"'^)  als  Substanz  der  als  durch  die  Form  der  Bildung 
hindurch  gegangen  sich   wissende  und  wollende  Geist. 

Jedoch  will  Rousseau  durch  seine  Theorie  vom  Gesellschafts- 

1)  Grundlinien  der  Philosophie  des  Rechts,  Berlin  1821,  S.  243,  244.  Der 
Staat  sei  kein  Kunstwerk  (§  258),  aber  auch  nicht  aus  äußerer  Macht  (§§  270,  272) 
entstanden,  er  sei  seiner  Idee  nach  »der  wirkliche  Gott«,  das  Abbild  der  gött- 
lichen Vernunft. 

2)  a.  a.  O.,  S.  257. 
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vertrage  das  historische  Entstehen  der  Staaten  nicht  erklären^).  Ihm 
kam  es  darauf  an,  festzustellen,  welche  Grundsätze  das  Wirken  der 
Staatsgewalt  mit  der  dem  Menschen  angeborenen  Freiheit  in 
Einklang  setzen.  Diese  allgemeinen  Ideen  benutzte  er  dazu,  um  die 
gerechteste  Staatsform,  die  natürlichen  Rechte  der  Untertanen 
gegenüber  der  Staatsgewalt  zu  untersuchen,  eine  Aufgabe,  die  die 
Lehre  von  der  Rechtfertigung  des  Staates  zu  lösen  suchen  muß. 
Auch  einzelne  andere  Theoretiker  stellen,  obwohl,  sie  an- 
scheinend den  Vertrag  als  historischen  Ursprung  aller  Staaten 
zu  erweisen  suchen,  durch  ihre  Behauptungen,  nur  ein  Prinzip  für 
die  Staatsform  auf.  So  sagt  Ahrens-),  der  Staatsvertrag  sei  die 
wesentliche  Vernunftform  jedes  Staates.  Aehnliches  gilt  von  Black- 
stone, Kant^)  und  Fichte^),  welcher  letztere  ausdrücklich  sagt,  daß 
er  mit  seiner  Lehre  vom  Staatsvertrage  keine  historische  Erklärung 
der  Staatengründungen  geben,  sondern  nur  zeigen  wolle,  wie  der 
Staat  beschaffen  sein  müsse,  um  der  Vernunftidee  zu  entsprechen. 
Kant  weist  darauf  hin  ^),  daß  der  Staat  der  Idee  nach  zwar 
nur  durch  einen  Sozialvertrag,  tatsächlich  aber  auf  verschiedene 
Arten  zustande  gekommen  sein  könne.    Krjig^)  sagt:    »Die  bürger- 

i)  Vgl.  Baeumker,  »Rousseau»  im  Staatslexikon  der  Görresgesellschaft,  4.  Band 
(3.  und  4.  Aufl.),  Sp.  728.  Hay}na7tn ,  Jean  Jaques  Rousseaus  Sozialphilosophie, 
Leipzig  1898,  S.  179.  Dagegen  hielt  Althusius  den  stillschweigenden  Staatsvertrag 
für  ein  historisches  Faktum,  vgl.  Gierke,  Althusius,  S.  99.  Ausdrücklich  bezeichflet 
Froebel  den  Staatsvertrag  als  einen  »historischen  Rechtsakt«,  der  allerdings  nicht 
durch  Einzelne,  sondern  durch  Parteien  abgeschlossen  werde.  System  der  sozialen 
Politik  2.  Teil,  Mannheim   1847,  S.  88. 

2)  Organische  Staatslehre  auf  philosophisch-anthropologischer  Grundlage  1S50, 
Naturrecht   1870,  71,  Bd.  I  und  II. 

3)  Vgl.  Rehm,  Allgemeine  Staatslehre  S.  267.  A'atit,  Metaphysische  Anfangs- 
gründe der  Staatslehre,  Frankfurt  und  Leipzig,  1797,  S.  162  fF. ;  ein  ausführliches 
Verzeichnis  der  Staatsromane  bis  auf  seine  Zeit  gibt  -'.  Mohl  in  seiner  Geschichte 
und  Literatur  der  Staatswissenschaft  I,  S.  167  ff. 

4)  a.  a.  O.  Ueber  den  Unterschied  in  den  Ansichten  Fichtes  und  Hobbes  vgl. 
Buss  und  Hepp,  Geschichte  und  System  der  Staatswissenschaft,  Freiburg  und  Karls- 
ruhe 1839,  S.  DCXXXVIII.  Fichte  teilt  die  Vertragsansicht  mit  Hobbea,  aber  in 
umgekehrter  Richtung  ;  weil  nach  Fichte  die  Persönlichkeit  das  Höchste  ist,  so  wird 
bei  ihm  die  Freiheit  nur  durch  die  Freiheit  der  Freiheit  wegen  beschränkt,  während 
Hobbes  den  Vertrag  zur  äußeren  Abwehrung  der  Gewalt  will. 

5)  Ueber  den  Gemeinspruch  :   »Das  mag  in  der  Theorie  riclitig  sein«   etc. 

6)  System  der  praktisclien  Philosophie,  1.  Teil  Rechlsiehre,  Königsberg  1830, 
S.  231. 

Lehrbuch  des  Vernunftrechts  und  der  Staatswissenschaften,  1.  Band  (Stutt- 
gart  1840),  S,  291. 

Bauer,  Lehrbuch   des  Naturrechts,  Göttingen   1825  (3.  Ausg.),  S.  257  ff. 
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liehe  Gesellschaft  muß,  wie  jedes  andere  gesellige  Rechtsverhält- 
nis, als  gegründet  auf  Vertrag  gedacht  werden.« 

Eine  praktische  Konsequenz  aus  der  Annahme  des  allge- 
meinen Staatsvertrages  zieht  Beccaria  für  die  Gerechtigkeit  der 
Todesstrafe.  Der  Staat  könne  nur  insoweit  strafen,  als  die  Staats- 
bürger bei  Eingehung  des  Staatsvertrages  auf  ihre  Freiheit  ver- 
zichtet hätten  ^). 

Auch  Fichte  begründet  die  Befugnis  des  Staates,  die  Ueber- 
treter  der  Gesetze  zu  strafen,  damit,  daß  außer  dem  allgemeinen 
Unterwerfungsvertrage  noch  ein  besonderer  Abbüßungsvertrag 
geschlossen  werde.  Eine  staatsrechtliche  Konsequenz  der  Lehre 
vom  Staatsvertrage  findet  sich  ferner  bei  Klüber'^),  der  den  ein- 
seitigen Rücktritt  des  Staatsherrschers  für  unzulässig  hält.  Da- 
gegen konstruierten  die  mittelalterlichen  Rechtslehrer  im  allge- 
meinen aus  der  Uebertragung  der  Staatsgewalt  vom  Volk  auf 
den  Fürsten  das  Recht  der  Absetzung  dieser  durch  jenes.  In  der 
späteren  Zeit  erhoben  sich  dann  vereinzelte  Stimmen,  die  diese 
Konsequenz  beanstandeten.  So  bekämpft  J.  AI.  Lampredi^), 
sonst  ein  überzeugter  Anhänger  der  Vertragstheorie,  jene  Meinung 
mit  Entschiedenheit  und  mit  Recht.  Läßt  sie  doch  den  Umstand 
ganz  außer  acht,  daß  ein  solches  Recht  schon  der  Begründung 
einer  auf  die  Dauer  berechneten  ohne  Zeitbeschränkung  fest- 
gelegten Gewalt,  wie  sie  ja  zur  Staatsentstehung  erforderlich  ist, 
widersprechen  würde.  Es  stünde  natürlich  auch  in  Widerspruch 
mit  dem  durch  einen  solchen  Vertrag  geschaffenen  Rechtszustande. 
Aus  diesem  Grunde  kann  auch  nicht  der  Ansicht  Fichtes  bei- 
getreten   werden,    daß    der  Staat    nur    durch    den  fortdauernden 


i)  Dei  delitti  e  delle  pene  ,  Harlem  MDCCL  XVI  S.  92  if.  :  Questa  inutile 
prodigalitä  di  supplicj ,  che  non  ha  mai  resi  migliori  gli  uomini,  mi  ha  spinto  ad 
esaminare  se  la  Morte  sia  veramente  utile,  e  giusta,  in  un  Governo  bene  organizzato. 
Qual  guö  essere  il  diritto,  che  si  attribuiscono  gli  nomini  di  trucidare  i  lorosimili  ? 
Non  certamente  quello,  da  cui  risulta  la  sovranitä,  e  le  leggi.  Esse  non  sono  che 
und  somma  di  minime  porzioni  della  privata  libertä  di  ciascuno  :  Esse  rappresentano 
la  volontä  generale,  che  e  1'  aggregato  delle  particolari  Chi  e  mai  colui,  che  abbia 
voluto  lasciare  ad  altri  uomini  l'arbitrio  di  ucciderlo  >  Come  mai  nel  minimo  sacri- 
firio  della  libertä  di  ciascuno  vi  puö  essere  quello  de  massimo  tra  lutti  i  beni  la 
vita  ?  E  se  ciö  fu  fatto,  come  si  accorda  un  tal  principio  coli'  altro,  che  l'uomo 
non  e  padrone  di  uccidersi,  e  doveva  esserlo,  se  ha  potuto  dare  altrui  questo  diritto, 
o  alla  societä  intera  ?     Non  e   dunque  la  pena  di  Morte  un  Diritto. 

2)  Europäisches  Völkerrecht  2.  Aufl.,  sorgsam  revidiert,  kommentiert  und  bis 
zur  Gegenwart   ergänzt  von    C.  E.  Morstadt,  Heidelberg    1847. 

3)  Juris  publici  universalis   theoremata,   Liburni    1777,   I   S.    I    ff. 
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Vertragswillen  des  Volkes  erhalten  werde.  Die  wichtigsten 
Folgerungen,  wenigstens  auf  theoretischem  Gebiete,  sind  jedoch 
aus  der  Lehre  vom  Staatsvertrag,  wie  bereits  ausgeführt,  für  die 
Aufstellung  der  Grundrechte  gezogen  worden.  Für  die  Theorie 
des  öffentlichen  Rechts  der  einzelnen  Staaten  sind  die  Staats- 
verträge insofern  von  wesentlicher  Bedeutung,  als  sie,  da  die  Art 
der  Entstehung  des  Staates  seiner  Organisation  häufig  für  lange 
Zeit  ein  bestimmtes  Gepräge  verleiht,  zur  Erklärung  der  Ver- 
fassungen besonders  verschiedener  Republiken  dienen  ^). 

5.  Staatsentwickelung  und  Staatsentstehung. 

Die  Lehre  vom  Zweck  des  Staates  spielt  insofern  auch  bei 
der  Frage  von  der  Entstehung  der  Staaten  eine  Rolle,  als  die 
Handlungen  der  Menschen,  durch  die  der  Staat  geschaffen  wird, 
bestimmte  Zwecke  verfolgen,  die  man  als  Staatszwecke  bezeichnen 
kann"-).  Von  Staatszwecken  in  diesem  Sinne  kann  man  daher 
dann  nicht  sprechen,  wenn  der  Staat  durch  das  Durchdringen 
der  Ueberzeugung  entsteht,  daß  gewisse  Regeln  notwendig  befolgt 
werden  müssen,  denn  dann  entsteht  der  Staat  nicht  durch  zweck- 
bewußtes Handeln,  sondern  durch  Vorgänge,  die  vom  Willen  der 
Menschen  unabhängig  sind.  Die  Frage,  welche  Zwecke  die 
Menschen  bei  einer  Staatsgründung  verfolgen,  ist  keine  rein 
juristische^),  sondern  eine  rechtshistorische.  Sie  ist  auch  nicht 
identisch  mit  der  Frage  nach  dem  Staatszwecke.  Denn  die 
Handlungen  der  späteren  Staatsorgane  können  ganz  an'deren 
Zwecken  dienen  als  die  Staatsgründer  sie  verfolgten,  und  die 
Staatszwecke  wandeln  sich  mit  der  wachsenden  Erkenntnis  und 
dem  Wachsen  oder  Abnehmen  des  Bewußtseins  der  Organe  von 
ihrer  Pflicht,  das  Interesse  der  Gemeinschaft  wahrzunehmen. 
Immerhin  äußert  die  Ursprungsform  des  Staates  ihre  Wirkungen 
auch  auf  sein  späteres  Sein,  insbesondere  seine  Form  »Les 
peuples  se  ressentent  toujours  de  leur  origine.  Les  circonstances 
qui  ont  accompagne  leur  naissance  et  servi  ä  leur  developpement 
influent    sur    tout    le    reste    de  leur  carriere«**).     Im    allgemeinen 


1)  Zurückforderung  der  Denkfreiheit,  a.  a.  O. 

2)  Um    etwas    ganz    anderes    handelt  es  sich  bei  den  P'ragen,    welche  Zwecke 
die  Gottheit  oder  die  Natur  mit  den  Gebilden  des  Staates  verfolgt. 

3)  v.  Seydel,  Vorträge  aus  dem  allgemeinen  Staatsrecht  (Sonderabdruck  aus  den 
Annalen  des  deutschen  Reichs),  München   1903,  S.  2. 

4)  Tocqtm'ille,  De  la  Dcmocralie  en  Americ|ue,  Paris   1S35,   ^'  ^-  4^i  ^'S'-  ^"ch 
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kann  man  wohl  sagen,  daß  die  auf  ursprünglich  rein  tatsächlicher 
Macht  ruhenden  Staaten  mehr  zu  monarchischen,  die  auf  der 
Vertragsgrundlage  entstandenen  mehr  zu  republikanischen  Staats- 
formen neigen^).  In  jenen  hat  man  die  bürgerliche  Freiheit  viel- 
fach durch  den  Erlaß  von  Verfassungen  gegen  Uebergrifife  der 
Fürstengewalt  z.u  schützen  gesucht.  Für  die  theoretische  Recht- 
fertigung dieser  Staatsakte  gilt  das  oben  zum  Prinzip  der  Hem- 
mung der  Staatsgewalten  Gesagte  analog.  Eine  Verfassung  im 
Sinne  einer  Organisation  hat  jeder  Staat  begriffsnotwendig. 

Die  mit  der  Staatsgründung  verfolgten  Zwecke  können  sehr 
verschiedener  Art  sein.  Im  Staate  als  einer  organisierten  Rechts- 
gemeinschaft müssen,  dem  Begriffe  der  letzteren  entsprechend, 
Gemeinschaftsangelegenheiten  zum  Wohle  der  Gesamtheit  wahr- 
genommen werden.  Aber  in  den  Fällen,  in  denen  tatsächliche 
Macht  der  Ausgangspunkt  der  Staatsgewalt  ist,  kommt  dieser 
Zweck  für  den  Staatsgründer  häufig  erst  in  zweiter  Linie  in  Be- 
tracht. Auch  die  Art,  wie  das  Staatswohl  durch  die  Staats- 
gründung gefördert  werden  soll,  hängt  von  der  größeren  oder 
geringeren  Einsicht,  dem  größeren  oder  geringeren  Gemeinsinn 
der  Staatsgründer  ab.  Mitunter  ragt  eine  einzelne  Persönlichkeit 
im  Staatsvolke  so  hervor,  daß  sie  der  Organisation  des  gegrün- 
deten Staates  für  lange  Zeit  den  Stempel  ihres  Geistes  aufdrückt. 
In  anderen  Fällen  ist  Kompetenzverteilung  im  Staate  von  vorn- 
herein ein  Bild  der  widerstreitenden,  zum  Ausgleich  drängenden 
Interessen  bestimmter  Gruppen  der  neuen  Staatsbürger. 

Auf  ein  Moment  sei  gegenüber  der  materialistischen  Ge- 
schichtsauffassung noch  besonders  hingewiesen.  Jede  Staats- 
gründung hat,  wenn  anders  man  von  einer  solchen  sprechen  will, 
auch  einen  ethischen  Gehalt^).  Gerade  in  den  Urkunden,  die  von 
Staatsgründungen  berichten,  wird  auf  das  Ideal  der  gerechten 
Lebensordnung,  den  Schutz  der  bestehenden  Verteilung  von 
Gütern  und  die  rechtliche  Ausgleichung  aller  Störungen  des 
friedlichen    Zusammenlebens,    hingewiesen.     Neben   anderen    Mo- 

Bluntschli,    Lehre  vom  modernen  Staat,    i.  Teil,    Allgemeine  Staatslehre,    5.  Aufl., 
Stuttgart    1875,   S.  299. 

i)  So  sagt  V.  Hertling  (Monarchie)  im  Staatslexikon  der  Görresgesellschaft,  III, 
S.  1 190  ff.,  daß  in  der  historischen  Entwicklung  der  Staaten  die  gesellschafüichen 
Zustände  der  Familie,  des  Patriarchats  und  der  Monarchie  eine  Stufenfolge  bildeten. 

2)  Nach  Grotius  (De  jure  belli  ac  pacis  libri  tres  in  Kirchmanns  Fhilos.  Bib- 
liothek XV  und  XVI,  Prolog  VIII)  sind  freilich  Gerechtigkeitserwägungen  bei  der 
Staatsgründung  nicht  maßgebend. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatsvvissensch.      1913.    i.  4 
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tiven  ist  es  das  der  Gerechtigkeit,  der  Achtung  fremden  Eigen- 
tums, der  Bestrafung  des  Bösen  und  Belohnung  des  Guten;  des 
Haltens  von  Verträgen,  kurz  der  Gedanke  des  suum  cuique,  der 
in  jenen  covenants  und  in  den  ursprünglichen  Einrichtungen  der 
Staaten,  die  vielfach  mit  religiöser  Weihe  umgeben  sind  ^),  wieder- 
klingt. Aber  auch  die  Staatsentstehung  auf  der  Grundlage  ur- 
sprünglich nur  tatsächlicher  Macht  kann  des  ethischen  Gehalts 
nicht  entbehren.  Ein  allgemeines  Bewußtsein  von  der  Notwendig- 
keit der  Befolgung  der  Anordnungen  eines  Gewalthabers  kann 
sich  nur  durchsetzen,  wenn  der  Gedanke,  daß  diese  Befolgung 
wirtschaftlich  zweckmäßig  sei,  sich  mit  demjenigen  verbindet, 
daß  die  Anordnungen  gerechtfertigt  seien.  Denn  nur  dann  ist 
der  Mensch  im  innersten  zur  Anerkennung  jener  Gewalt  genötigt. 

Schluß. 

Bei  beiden  Grundformen  der  Entstehung"  der  Staaten  ist  eine 
Verstandestätigkeit  der  Beteiligten  ausschlaggebend,  gleichviel, 
ob  sie  sich  aus  Gründen  der  Zweckmäßigkeit  im  Vertragsvvege 
zu  einem  Staate  zusammenschließen,  oder  ob  dieser  Ziisammen- 
schluß  von  selbst  durch  das  ursprüngliche  Bestehen  der  mit  der 
Abstammung  oder  dem  Besitze  größeren  oder  geringeren  Eigen- 
tums oder  sonstigen  Macht  verbundenen  natürlichen  Abhängig- 
keit erfolgt.  Denn  in  allen  diesen  Fällen  ist  vor  Entstehung  des 
Staates  das  Bewußtsein  erforderlich,  daß  die  zu  schafifende  oder 
die  schon  bestehende  Ordnung  eine  Notwendigkeit  für  die  Exi- 
stenz der  Gemeinschaft  ist.  Insofern  hat  die  Theorie  der  Ver- 
nunftnotwendigkeit ihre  Bedeutung  auch  für  die  Anhänger  der 
Vertragstheorie,  der  Patriarchaltheorie,  der  Patrimonialtheorie  und 
der  Theorie  der  Uebermacht.  Das  gleiche  gilt  von  der  Lehre 
von  der  göttlichen  Stiftung  des  Staates.  Denn  auch  diese  er- 
kennt im  Grunde  an,  daß  die  Staaten  nur  durch  zweckbewußtes 
Handeln  oder  vernunftnotwendige  Anerkennung  von  l^estehendem 
entstehen,  und  führt  nur  insofern  über  die  rechtliche  Betrachtung 
hinausgehend,  diese  Vorgänge  auf  den  Willen  der  Gottheit  zurück. 

i)  Vgl.  Bluntschli,  Allgemeine  Staatslehre,  S.  317  ;  bei  der  Kolonisation  durch 
hellenische  Staaten  »nahm  die  Tochterstadt  aus  dem  Pyrtaneum  der  Mutterstadt 
das  heilige  Feuer  mit,  und  die  väterlichen  Götter  zogen  mit  in  den  neuen  Wohn- 
sitz hinüber«. 
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DAS   NEUE   STATUT   DER  ÖSTERREICHISCH- 
UNGARISCHEN  BANK  UND  DIE  THEORIE 
DER  ZAHLUNG  1). 

Mit  zwei  Diagrammen. 
Von 

Dr.  OTTO  NEURATH. 
Das  neue  Statut  der  Oesterreichisch-unoarischen  Bank  verdient 
die  ihm  in  der  Literatur  zuteil  '  gewordene  Beachtung  weniger 
dadurch,  daß  es  praktische  Neuerungen  der  BankpoHtik  zur  Folge 
haben  wird,  als  vielmehr  dadurch,  daß  es  seit  langem,  nicht  nur 
in  Oesterreich-Ungarn  geübte  Maßnahmen  prinzipiell  anerkennt 
und  sich  damit  in  Gegensatz  zu  der  Tradition  setzt,  der  das  ur- 
spri-ingliche  Statut  seine  Entstehung  verdankte;  unterscheiden  sich 
doch  die  Anschauungen,  welche  das  Bankstatut  von  1911  vertritt, 
wesentlich  von  den  Ideen,  welche  seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts bis  in  eine  nicht  gerade  ferne  Gegenwart  herauf  von  der 
Bankleitung  und  ihr  nahestehenden  Persönlichkeiten  zum  Ausdruck 
gebracht  wurden.  Vor  einer  Generation  gab  es  erregte  Kontro- 
versen in  der  Presse  über  die  Frage,  ob  die  Notenbank  überhaupt 
auf  die  öffentlichen  Interessen  Rücksicht  zu  nehmen  habe.  Damals 
haben  hervorragende  Tageszeitungen  sich  für  eine  rein  privatwirt- 
schaftliche Politik  der  staatlich  privilegierten  Notenbank 
ausgesprochen,  während  man  heute  selbst  von  großen  Privat- 
instituten, die  doch  anderen  in  freier  Konlcurrenz  gegen- 
überstehen, nicht  selten  eine  weitgehende  Rücksichtnahme  auf 
öffentliche  Interessen   fordert-).     Der  Geist  des  neuen  Bankstatuts 


1)  Vgl.  Otto  Neurat/i,  Jahresbilanz  und  Wochenausweis  der  Oesterr.-ung.  Bank 
Ztschr.   f.  d.  ges.  Staatswiss.    191 1.   S.   648  ff.     Beide  Arbeiten  ergänzen  einander. 

2)  Vgl.  Wilhelm  Neurath  gegen  Lucam,  Wiener  Handelsblatt  15.  Juli  1874. 
W.  Neurath  forderte  u.  a.  auch  eine  weitgehende  Differenzierung  bei  der  Diskon- 
tierung,  eine   Trennung  des  »legitimen  und  spekulativen  Geldbedarfs«. 

4* 
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Dr.  Otto  Xeurath  : 


deutet  auf  eine  tiefgreifende  Umformung  des  gesamten  volkswirt- 
schaftlichen Denkens  hin,  das  heute  mit  den  im  i8.  Jahrhundert 
herrschenden  Anschauungen  viele  Aehnlichkeiten  zeigt.  Einerseits 
weist  es  so  in  die  Vergangenheit,  andererseits  aber  auch,  wie  wir 
sehen  werden,  in  die  Zukunft. 

Um  die  Erscheinungen  unseres  Marktlebens  zu  erfassen,  sind 
wir  genötigt,  uns  verhältnismäßig  einfacher  Schemata  zu  bedienen. 
Soweit  kräftige  Tendenzen  verschiedener  Art  gleichzeitig  wirksam 
sind,  empfiehlt  es  sich,  außer  den  extremen  Fällen  auch  gewisse 
Kombinationen  zu  berücksichtigen,  neben  dem  Fall  einer  rein 
administrativen  Ordnung  und  dem  Fall  unbeschränkter  Konkur- 
renz auch  eine  Ordnung,  die  nur  zum  Teil  freie  Konkurrenz  kennt. 
Das  Verständnis  für  bewußte  Gestaltung  der  Produktion  und  Kon- 
sumtion nach  Gesichtspunkten  des  allgemeinen  Wohles  wurde 
durch  eine  wenig  glückliche  Wendung  in  der  theoretischen  Er- 
forschung des  Marktes  gehemmt.  Die  Analyse  der  freien  Kon- 
kurrenz hat  zweifellos  eine  bevorzugte  Stellung  eingenommen, 
was  sich  teils  aus  rein  praktischen  Momenten  erklären  läßt,  teils 
aus  Eigentümlichkeiten  der  Theorie  selbst,  auf  die  wir  an  anderer 
Stelle  genauer  eingehen  werden. 

Obzwar  Adam  Smith,  einer  der  Mitbegründer  des  ökonomi- 
schen Liberalismus,  nie  der  Ansicht  war,  daß  es  je  zu  einer  un- 
umschränkten Herrschaft  der  freien  Konkurrenz  kommen  könne, 
ja  geradezu  solche  Hoffnungen  für  utopistisch  erklärte,  hat  die 
theoretische  Forschung  bewußte  Eingriffe  des  Staates,  der  leiten- 
den Notenbanken,  sowie  gewisse  monopolistische  Vorkehrungen 
nur  unzureichend  untersucht.  In  der  Praxis  freilich  sind  die 
Traditionen  des  Merkantilismus  nie  ganz  ausgestorben  und  wir 
können  zum  Beispiel  die  bewußte  Beeinflussung  der 
Wechselkurse,  welche  durch  die  Bestimmungen  des  neuen 
Oesterreichisch- ungarischen  Bankstatuts  ausdrücklich  statuiert 
wird,  insbesondere  in  Ländern,  wie  Serbien  und  Bulgarien,  be- 
obachten, in  denen  die  moderne  Geldwirtschaft  aufs  engste  sich 
mit  Ideengängen  verbindet,  die  zum  Teil  wohl  aus  genossen- 
schaftlichen Anschauungen  der  Vergangenheit  hervorgewachsen 
sind.  Unter  den  aufgeklärten  Merkantilisten  fanden  sich  nicht 
wenige,  die,  der  Viehegiererei  abhold,  gerade  das  Geld  und  den 
Kredit  als  diejenigen  Institutionen  ansahen ,  die  auch  ferner- 
hin von  Seiten  des  Staates  bewußt  gestaltet  werden  müßten. 
Insbesondere    Laie    war    als  Mann    der  Tat    und    als  Denker    auf 


Das  neue  Statut  der  Oesterr.-uiiiJar.  Uank   und   die  Tlieoiie  der  /ahluni^. 
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diese  Geistesrichtung  von  erheblichem  Einfluß,  die  z.  li.  in  einer 
reinen  Papierwälirung  nichts  abnormes  erbHckte,  wenn  nur  für 
eine  gute  Ordnung  des  Geld-  und  Kreditwesens  Sorge  getragen 
würde,  während  im  19.  Jahriuindert  gerade  aus  Kreisen,  die  der 
Oesterreichisch-ungarischen  Bank  nahe  standen  und  die  heutige 
Währung  schafifen  halfen,  die  gegenteilige  Meinung  laut  wurde ^). 
Die  bewußte  Gestaltung  des  Wirtschaftslebens  durch  entsprechende 
Regulierung  der  Geldzirkulation  durch  Beeinflussung  der  Wechsel- 
kurse mußte  einer  Gedankenrichtung  entsprechen,  welche  die  ge- 
samten Geld-  und  Krediteinrichtungen  auf  dem  Reichtum  einer 
Nation  an  Grund  und  Boden,  Waren  und  Gütern  aller  Art,  nicht 
auf  Goldvorräten  basieren  wollte.  Die  Tendenz  einzugreifen,  ließ 
natürlich  jede  Einrichtung  willkommen  erscheinen,  welche  das  In- 
land möglichst  unabhängig  vom  Auslande  machte  und  vor  allem 
weitgehende  Differenzierungen  ermöglichte.  Wenn  auch 
die  klassische  liberale  Schule  den  Merkantilismus  stark  zurück- 
drängte und  es  sogar  zum  Teil  erreichte,  daß  die  Gegner  des 
Liberalismus  das  Denken  dieser  Richtung  akzeptierten,  so  gab  es 
doch  immer  wieder  Gelehrte,  welche  an  die  merkantilistischen 
Traditionen    anknüpften    und    nach    Mitteln    und  Wegen    suchten. 


l)  Vgl.  y.  Gru/ier,  der  in  seinen  »Statistischen  Beiträgen  zur  Frage  der  Währung 
der  österr.-ung.  Monarchie«  1890  S.  4,  in  Uebereinstimmung  mit  früheren  Autoren 
des  gleichen  Kreises  die  Behauptung  aufstellte  :  »Die  Kreditwährung,  an  sich  eine 
Abnormität,  ist  es  bei  uns  um  so  mehr,  als,  wie  mehrmals  gesagt,  der  Kredit  der- 
selben nicht  auf  ein  bestimmtes,  obligatorischesVersp  rechen 
gebaut  ist,  sondern  auf  die  Befähigung  des  Staates,  seinen  Noten  einen  ange- 
messenen Umlauf  zu  geben  und  zu  erhalten.«  Während  seit  jeher  manche  National- 
ökonomen gerade  darin,  daß  das  Geld  kein  bestimmtes  obligatorisches  Ver- 
sprechen voraussetzt,  sondern  in  einer  Art  Verpflichtung  der  Gesamtheit,  beliebige 
Güter  dafür  auszufolgen,  das  Wesen  dieser  Einrichtung  erblickten  und  die  vorkommen- 
den obligatorischen  Verpflichtungen  als  unwesentlich  ansahen.  So  erklärt  Wilhelm  Neu- 
rath  in  einer  umfangreichen  Artikelserie  über  aktuelle  Bank-  und  Währungsfragen  1874 
im  Wiener  Handelsblatt  Nr.  264:  »Das  Geld  ist  stets  eine  Forderung  dem  Markte 
gegenüber,  welche  erste  durch  meinen  Kauf  von  allerlei  Gut  realisiert  ist,  das  emp- 
fangene Geld  ist  aber  selbst  schon  Realisierung  einer  Forderung  dem  privaten 
Zahler  gegenüber ,  an  welchen  ich  verkauft  habe  .  .  .  .  privatrechtlich 
(d.  h.  zwischen  dem  einzelnen  Verkäufer  und  Käufer)  ist  die  Zirkulationsoperation 
beendigt  und  keine  Forderung  vorhanden  ;  s  o  z  i  a  1  ist  aber  die  Zirkulation  noch 
nicht  beschlossen  und  es  besteht  eine  sozial  rechtliche  Forderung,  oder  vielmehr 
ein  Recht  des  Geldbesitzers  dem  Markte  gegenüber  .  .  .  Erst  die  beiden  Attribute, 
daß  ein  Mittel  den  Geber  (Zahler)  von  der  Verpflichtung  befreit,  dem  Empfänger 
aber  die  ganze  (ökonomische)  Gesellschaft  verpflichtet,  macht  das  Wesen  des 
Geldes  aus,   ob  es  nun   einen  (stofflichen)  Eigenwert   besitzt  oder  nicht.« 
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um  ein  Volk  vor  Zinsfußerhöhungen  oder  vor  einer  Verringerung 
an  Zirkulationsmitteln  zu  bewahren,  die  z.  B.  dadurch  hervor- 
gerufen wurden,  daß  irgend  ein  anderes  Land  zu  Kriegszwecken 
Geld  benötigte.  Die  internationale  Geld-  und  Kreditzirkulation 
hat  ja  für  jeden,  der  nach  Klarheit  strebt,  etwas  gespenstisches, 
und  es  ist  durchaus  verständlich,  wenn  man  wenigstens  für  sein 
eigenes  Land  übersichtliche  und  beeinflußbare  Verhält- 
nisse schaffen  will,  ein  Ziel,  das  in  kleinen  Staaten  mit  zen- 
tralisiertem Geldverkehr  am  leichtesten  realisierbar  erscheint.  In 
vielen  Ländern  wechselten  Perioden,  in  denen  man  die  Papier- 
geldwährung begünstigte,  mit  solchen,  in  denen  man  die  Zirkula- 
tion von  Währungsgeld  für  zweckmäßig  ansah.  Einmal  überließ 
man  den  Handel  selbst  in  schwierigen  Zeiten  seinem  Schicksal, 
dann  konnte  man  wieder  nicht  oft  genug  eingreifen.  Dabei  wurde 
der  piaktische  Merkantilismus  nicht  selten  mit  den  Formeln  der 
liberalen  Schule  erläutert,  man  verstand  gewissermaßen  sein  eigenes 
Tun  nicht  recht,  betrachtete  meist  merkantilistische  Vorkehrungen 
als  zufällige  Abweichungen  und  registrierte  auch  von  diesem  Stand- 
punkt aus  die  Regulierung  der  Wechselkurse,  die  Differenzierung 
bei  der  Abgabe  von  Devisen  und  Gold,  sowie  bei  der  Diskon- 
tierung von  Wechseln  als  theoretisch  unwesentliche  Erscheinungen, 
obzwar  man  sie  alle  präzis  formulieren  und  prinzipiell  behan- 
deln kann  ^).  Während  man  einerseits  eine  Theorie  zu  entwickeln 
vermag,  welche  in  jedem  Augenblick  für  jede  Ware  nur  einen 
Preis  kennt,  kann  man  andererseits  auch  eine  Theorie  entwickeln, 
welche  die  Preisdifferenzierung  zugrunde  legt,  und  überlegen,  wie 
sich  eine  ganze  Wirtschaftsordnung  auf  dieser  Basis  konstruieren 
lasse.  Man  kann  einen  Wirtschaftszustand  ausdenken,  in  dem  es 
eine  ganze  Reihe  verschiedener  Geldsorten  gibt,  deren  jede  einem 
anderen  Zweck  dient,  man  kann  möglicherweise  Geld  in  einem 
Zirkulationskanal  ganz  anders  als  in  einem  andern  behandeln^). 
Der  wirtschaftliche  Liberalismus,  der  solchen  Ideen  fremd  gegen- 
überstand, hat  zwar  die  Tatkraft  vieler  angestachelt,  indem  er  sie 
als  Herrn  ihres  Schicksals  bezeichnete,  er  hat  aber  andererseits 
einen  Fatalismus  erzeugt,  der  überaus  lähmend  wirken  kann.  Der 
übermächtige  Gegner  im  Innern,   das  übermächtige  konkurrierende 

1)  Vgl.  z.  B.  y.   Laiides/ierger,  Ueber  die  Goldprämienpolitik  der  Zctielbanken, 
Wien   1892,  S.    19. 

2)  Vgl.  Otlo  Neurath  >Nationalökonümie  und  Wertlehre«  Ztsclir.  f.  Volkswirisch., 
Sozialpolitik  und  Verwalt.    1911. 
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Volk  auf  dem  Weltmarkt  werden  durch  den  Liberalismus  leicht 
als  Herren  auf  ewige  Zeiten  sanktioniert.  Der  wirtschaftliche  Libe- 
ralismus hätte  nie  so  allgemein  Eingang  gefunden,  wäre  er  nicht 
gewöhnlich  in  Verbindung  mit  der  Forderung  nach  politischer  und 
religiöser  Freiheit  aufgetreten.  Wenn  auch  zweifellos  ein  gewisser 
Zusammenhang  zwischen  diesen  Gedankenrichtungen  besteht,  so 
ist  es  doch  nur  ein  Zeichen  intellektueller  Schwäche,  sie  als  un- 
trennbar anzusehen.  Korrekter  wäre  es,  alle  möglichen  Kom- 
binationen von  Anschauungen  ins  Auge  zu  fassen.  Eine  ähnliche 
Erscheinung  von  Adhärenz  beobachten  wir  auch  innerhalb  der  Natio- 
nalökonomie; es  sind  beispielsweise  oft  dieselben  Männer,  welche  für 
eine  metallgeldfreie  Inlandszirkulation  und  für  eine  Regulierung  der 
Wechselkurse  eintreten,  obgleich  beide  Maßnahmen  unabhängig 
von  einander  durchgeführt  w'erden  können.  Als  einer  der  letzten 
Vertreter  des  aufgeklärten  Merkantilismus  hat  James  Steiiai-t  diese 
Gedanken  verbunden^),  dessen  Hauptwerk  früher  als  das  von  Adavi 
Siiiith  erschienen  ist.  Er  fand  nicht  die  Anerkennung,  welche  er  ver- 
diente, weil  die  klassische  Schule  rücksichtslos  mit  der  Vergangen- 
heit aufräumte  und  manche  heute  überaus  modern  anmutenden 
Gedankenkomplexe  völlig  aus  der  Erinnerung  verdrängte.  Immer 
wieder  können  wir  in  der  Geschichte  der  Wissenschaften  die 
Tatsache  beobachten,  daß  der  Sieg  einer  neuen  Theorie  alle  Be- 
mühungen, die  alte  auszubauen,  liäufig  lähmt,  obgleich  vielleicht 
diese  in  vollendeter  Form  der  neuen  Theorie  überlegen  wäre.  Die 
bloße  Tatsache,  daß  die  eine  Theorie  bedeutendere  Vertreter  als 
die  andere  aufweist,  kann  ihr  Schicksal  bestimmen,  denn  eine 
gerechte  Beurteilung  zweier  Theorien  durch  einen  hervorragenden 
Geist  ist  kaum  zu  erwarten,  fällt  es  doch  schon  überaus  schwer 
nur  eine  Theorie  als  Ganzes  zu  überschauen;  dazu  kommt  noch, 
daß  die  jungen  Kräfte  sich  gewöhnlich  jubelnd  dem  Sieger  zu- 
wenden, ist  doch  das  Streben  nach  Abwechslung,  die  Möglich- 
keit zu  neuer  Tätigkeit  auch  hier  nicht  selten  ein  entscheidendes 
Moment.  Die  wenigen  Forscher,  die  von  der  allgemeinen  Meinung 
fallen  gelassene  Ideen  weiter  verfolgen,  sind  gewöhnlich  nicht  stark 
genug,   dieselben  der  Vollendung  zuzuführen. 

Ein  Blick  in  Stewarts  Werk,  das  stark  unter  dem  Einfluß  des 
großen  Lcnv  steht,  zeigt  uns,  daß  es  sich  auf  dem  uns  interessie- 
renden Gebiet  keineswegs  um  zufälhge  Bemerkungen,  sondern 
um  wohlausgebildete  Anschauungen  handelte:   :>The  Obligation  to 

l)  Steuart.     An  inquiry  into    the  principles    of  political  economy.    Basel    1796. 
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pay  in  coin,  owes  its  origin  to  the  low  State  of  credit  in  Europe 
at  the  time  when  banks  first  began  to  be  introduced  ;  and  it  is  not 
likely  that  any  other  expedient  will  foon  be  fallen  upon  to  remove 
the  inconveniences  which  result  from  it  in  domestic  circulation, 
as  long  as  the  generality  of  people  consider  all  money,  except 
coin,  to  be  false  and  fictitious  .  .  . 

Coin  we  have  called  the  money  of  the  world,  as  notes  may 
be  called  the  money  of  the  society 

It  is  greatly  for  the  interest  of  a  trading  State  to  keep 
exchange,  at  all  times,  as  nearly  at  par  as  possible. 

That  this  is  a  practicable  scheme,  i  prove  by  a  matter  of 
fact,  and  by  an  experiment  made  in  France  by  a  late  minister ; 
where,  upon  a  certain  occasion  the  exchange  having  risen  to  a 
great  height  against  France,  he  immediately  brought  it  to  furnished 
at  that  rate,  to  those  who  should  demand  them ;  and  by  taking 
upon  himself  the  expense  of  sending  the  money  paid  for  such 
bills,  to  the  place  upon  which  they  were  drawn  ^). 

Aehnliche  Gedankengänge  haben  auch  auf  Praktiker  wie 
Gents  gewirkt,  der  sich  mehrfach  über  das  Wesen  des  Geldes 
äußerte.  So  heißt  es  zum  Beispiel  in  einer  von  ihm  verfaßten 
Denkschrift  -) :  »Ein  österreichischer  Bancozettel  ist, 
wie  alles  Papiergeld,  oder  besser  wie  alles  Geld  überhaupt, 
ein  vom  Staate  sanctioniertes  Repräsentations- 
zeichen des  Tauschwertes  aller  käuflichen  Ob- 
jekte ...  Die  Sanction  des  Staates  allein  gibt  allem  Gelde,  aus 
welchem  Stoffe  es  auch  bestehe,  seinen  legalen,  seinen  zirkula- 
tionsfähigen Charakter,  und  so  wie  sich  ohne  die  Einwirkung 
einer  höheren  Autorität  überhaupt  kein  Geld  denken  läßt,  so 
kann  man  auch  mit  Zuversicht  behaupten,  daß  alles  wahres,  Geld 
ist,  was  der  Staat  gesetzmäßig  dafür  erklärt  .... 

Ich  glaube,  daß  eins  der  kräftigsten  Mittel  gegen  eine  ge- 
waltsame Herabwürdigung  des  Papiergeldes  in  der  wohlverstande- 
nen Verwendung  beträchtlicher,  entscheidend  wirkender  Summen 
Goldes  und  Silbers  für  auswärtige  Zahlungen  zu  finden  seyn  würde. 
Wenn  zu  Maßregeln   dieser  Art   sich    andere   gesellten,    wodurch 


1)  Steuart  a.  a.  O.  B.  IV,  P.  II,  Cli.  VII  S.  73,  Cli.  VIII  .'^.  78,  B.V.  Cli.  XIII, 
P.  III,  Ch.  IV  S  359. 

2)  Gentz,  »Gedanken  über  die  'Berechtigung  der  Urteile  des  l'ublikunis  von 
den  österreichischen  Bankozetteln«  abgedruckt  bei  Beer,  Die  Finanzen  Oester- 
reichs  im  XIX.  Jahrhundert,  Prag   1877.     S.  432  und  S.  449. 
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die  Fiiianzadministralioii  mit  einem  der  vornehmsten  Häuser  auf 
fremden  Handelsplätzen,  besonders  auf  denen,  die  für  unseren 
Geldkurs  die  wichtigsten  sind  .  .  in  direkte  Verbindung  träte  und 
unter  Vermittlung  einsichtsvoller  Agenten  sich  dort  gleichsam  eine 
namhafte  Stimme  bei  der  Festsetzung  des  Cnrses  zu  verschaffen 
wüßte,  so  halte  ich  es  kaum  für  zweifelhaft,  daß  in  kurzem  der 
Banco-Zettel  auf  sein  gerechtes  Verhältnis  zurückgebracht  und 
gründlich  befestigt  werden  könnte,  als  womit,  wenigstens  nach 
meiner  Einsicht,  allen  Sorgen  und  Verlegenheiten  ein  Ziel  ge- 
setzt, der  unverkennbare  Vorteil  des  Papiergeldes  fernerhin  ge- 
sichert, jede  möglicher  Weise  damit  verknüpfte  Gefahr  entfernt, 
das  öffentliche  Vertrauen  von   neuem  gegründet  .  .  .   wäre.« 

Geiitz  war  es  auch,  der  eindringlich  betonte,  daß  die  Bevöl- 
kerung Oesterreichs  gar  kein  Verlangen  nach  Metallgeld  zeige. 
Ohne  die  Mängel  der  zeitgenössischen  Papierwirtschaft  zu  be- 
streiten, sagte  er  in  einer  Polemik  gegen  Klüber  und  Sis)nondi  ^) : 
> Jeder  aufmerksame  Reisende  muß  bemerkt  haben,  und  in  den 
Provinzen  noch  mehr  als  in  der  Hauptstadt,  daß  das  Papiergeld, 
anstatt  ein  unbeliebtes  Zirkulationsmittel  zu  sein,  gerade  in  den 
Gewohnheiten  und  Bedürfnissen  des  Volks  am  tiefsten  Wurzel 
geschlagen  hat,  dagegen  die  Metallmünze,  wie  ein  unbequemer 
Fremdling,  im  alltäglichen  Verkehr  nicht  ohne  eine  gewisse  Ab- 
neigung angenommen  wird.« 

Es  würde  zu  weit  führen,  wollten  wir  zu  zeigen  versuchen, 
wie  diese  Anschauungsweisen  allmählich  verblaßten  und  wie  die 
Theorien  des  englischen  Liberalismus  im  österreichischen  Bank- 
statut zu  einer  Zeit  wirksam  waren,  da  man  in  der  Praxis 
besser  den  alten  Anschauungen  gefolgt  wäre.  Die  Not  zwang  zu 
Modifikationen  aller  Art,  bis  schließlich  durch  die  durchgebildete 
Devisenpolitik  einer  Reihe  von  Notenbanken  die  prinzipielle  Ab- 
kehr von  den  Lehren  der  klassischen  Schule  nahegelegt  wurde. 
Die  große  Wirkung,  welche  Knappe  '^)  Werk  so  rasch  auszuüben 
vermochte,   erklärt  sich  zum  Teil  aus  der    innerlich    schon    lange 

1)  Gentz,  Schriften  herausg.  v.  Schlesier  III,  Mannheim  1839,  S.  28 1.  Ueber 
eine  plötzliche  Tilgung  des  österreichischen  Papiergeldes«  (Bruchstück  aus  einem 
Aufsatz  gegen  Klüber's  Staatsarchiv  in  der  Allg.  Ztg.  v.   1816). 

2)  Ueber  Knapp?,  Versuch,  die  metallgeldfreie  Inlandzirkulation  bei  gleichzeitiger 
Beeinflussung  der  Wechselkurse  mit  der  staatlichen  Macht  in  Geldsachen  überhaupt 
in  Verbindung  zu  bringen,  äußerte  sich  von  Seiten  der  Bankleitung  z.  B.  Caligaris 
im  Bankarchiv    1907/08  S.   291. 
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v^oUzogenen  Umkehr,  die  wir  ja  auch  in  \ielen  wissenschafthchen 
Fubhkationen  mehr  oder  weniger  klar  angedeutet  finden. 

Der  durch  das  neue  Bankstatut  geschaffene  Zustand  ist  in 
erster  Reihe  durch  die  Anerkennung  der  Wechselkurs- 
politik  charakterisiert,  sowie  durch  einige  Bestimmungen,  welche 
der  Notenbank,  bez.  den  Regierungen  weitgehende  Rechte 
einräumen,  die  in  kritischen  Zeiten,  so  insbesondere  wenn  ein 
Krieg  droht,  von  Wichtigkeit  sein  können. 

Das  Wesen  der  Wechselkurspolitik  begegnet  uns  in  Vor- 
kehrungen der  verschiedensten  Art  in  allen  Zeitaltern.  So  be- 
standen seit  dem  ersten  Jahrhundert  v.  Chr.  in  China  Preis- 
ausgleichungsreissp  eicher.  Die  Regierung  kaufte  in 
Jahren  überreicher  Ernten  im  Interesse  der  Bauern  solange  Reis 
auf,  bis  ein  Normalpreis  erreicht  wurde.  Stieg  hingegen  der  Reis- 
preis, so  gab  sie  im  Interesse  der  Konsumenten  Reis  aus  den 
Magazinen  ab.  '■)  Es  ist  klar,  daß  ein  derartiges  Vorgehen  nur 
solange  durchführbar  ist,  als  gute  Ernten  mit  schlechten  Ernten 
in  nicht  zu  großen  Zeiträumen  miteinander  abwecliseln,  es  sei 
denn,  daß  man  z.  B.  die  Vorräte  immer  wieder  mit  Hilfe  von. 
Steuern  stärkt.  Die  Steuerzahler  tragen  dann  die  Kosten  der 
Preisregulierung. 

Eine  ähnliche  Tendenz  verfolgten  der  Antrag  Kanitz  im  deut- 
schen, der  Antrag  Jaurcs  im  französischen  Parlament  -).  Jaurcs 
suchte  in  der  Begründung  seines  Antrags  zu  zeigen,  daß  ^  eine 
Beschaffung  ausländischen  Getreides  durch  den  Staat  zum  Zwecke 
der  Preisregulierung  durchaus  in  den  Rahmen  der  sonstigen  staat- 
lichen Vorkehrungen  hineinpasse.  Wer  durch  Zölle  den  Markt 
beeinflussen  wolle,  könne  nicht  grundsätzlich  eine  Beeinflussung 
durch  marktmäßige  Eingriffe  ablehnen. 

In  die  gleiche  Gruppe  von  Maßnahmen  gehören  auch  die 
brasilianischen  Kaffeevalorisationen.  Es  ist  auf  der 
Börse  seit  jeher  iiblich,  durch  geschickte  Dirigierung  von  Käufen 
und  Verkäufen  Kurse  zu  beeinflussen.     Daß  man  diese  Maßregeln 

1)  Vgl.  A'.  Mayet,  Landwirtschaftliche  Versicherung  in  organischer  Verbindung 
mit  Sparanstalten,  Bodenkredit  und  Schuldenablösung.  Im  Auftrag  des  kais.  jap. 
Min.  d.  Inn.  abgefaßt.     Tokyo   1888.  S.  289  ff. 

2)  D.  Rtg.  9.  Legper.  II.  Sess.  1894/95  Aktenst.  No.  211.  und  IV.  Sess.  1895 
bis  96  Aktenst.  No.  29.  Bachern  hob  gegenüber  dem  Antrag  Kanitz  hervor,  daß 
er  nur  die  Landwirte  vor  zu  niedrigen  Getreidepreisen,  nicht  aber  die  Konsumenten 
vor  zu  hohen  schützen  wolle.  Annales  de  la  chambre  des  Dcputcs  Doc.  pari. 
Tome  XLIII  Sess..ord.  de  1894.    Tome  I  Seance  du  23.  Jan.  1894.  Annexe  No.  312. 
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aber  auch  zugunsten  der  Gesamtheit  vornehmen  könne,  hat  man 
sich  erst  neuerUch  klar  machen  müssen.  Während  des  russisch- 
japanischen Krieges  wurden  Staatspapiere,  Devisen  und  Valuten 
von  Berlin  aus  im  Interesse  Rußlands  gehalten.  Angstverkäufe 
wurden  so  auf  ein  Minimum  reduziert  und  vor  allem  erreicht, 
daß  die  Schwankungen  der  russischen  Rentenkurse  vielfach  ge- 
ringer waren,  als  die  der  Rentenkurse  anderer  Staaten  ^).  Auch 
hat  man  bereits  in  anderen  Ländern  die  Devisenkurse  zu  beein- 
flussengesucht, doch  hat  erst  die  Devisenpolitik  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  zu  einer  klaren,  theoretischen  Formulierung 
Veranlassung  gegeben. 

Wir  sahen,  daß  die  Politik  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Bank  darauf  basiert  ist,  daß  eine  völlig  freie  Strömung  der  ver- 
schiedenen Zahlungsmittel  nicht  stattfindet,  daß  derjenige,  der 
z.  B.  Devisen  als  Importeur  erhält,  sie  nicht  sofort  Spekulanten 
weiterveräußert,  daß  man  also  einigermaßen  die  Zirkulationskanäle 
von  Zahlungsmitteln  bestimmen  kann.  Man  erkennt  offiziell  die 
Vorteile  einer  metallgeldfreien  Inlandszirkulation  und  hält  die 
Trennung  von  Weltgeld  und  Inlandsgeld  für  ebenso  möglich,  wie 
die  von  der  jeweiligen  Marktlage  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
unabhängige  Beeinflussung  der  Wechselkurse.  Wenn  man  auch  die 
großen  Erfolge  anerkennen  muß,  welche  von  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  erzielt  wurden,  so  darf  man  nicht  etwa  glau- 
ben, daß  durch  Reformen  des  Geld-  und  Währungswesens  allein 
die  Grundprobleme  unserer  Wirtschaft  gelöst  werden.  Es  gibt 
vielmehr  eine  Reihe  von  Schwierigkeiten,  auf  die  ich  aber  hier 
nicht  weiter  eingehen  will,  die  nicht  von  irgend  einer  F  o  r  m 
der  Währung  abhängen,  sondern  von  dem  Gelde  als 
solchem. 

Alle  unsere  Währungen  sind  einerseits  dazu  bestimmt, 
die  ungeordnete  und  völlig  freie  Konkurrenz  zu  ermöglichen, 
Menschen  miteinander  zu  verbinden,  welche  keiner  einheitlichen 
wirtschaftlichen  Organisation  angehören,  andererseits  will  man  sie 
entsprechend  der  allseits  steigenden  Tendenz  zur  wirtschaftlichen 
Organisation  und  staatlichen  Regelung,  den  Gesamtinteressen 
dienstbar  zu  machen.  Selbst  verhältnismäßig  kleine  Erfolge  in 
dieser  Richtung  werden  anerkennend  hervorgehoben.  Die  Wäh- 
rung kann  aber  nur  dann  im  öffentlichen  Interesse  geregelt  wer- 

l)  K.  Helfferich,    Das  Geld  im  russisch-japanischen   Kriege.     Berlin    1906,    be- 
sonders S.   226. 
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den,  wenn  das  Inlandsgeld  vom  Auslandsgeld  möglichst  isoliert 
ist,  und  die  Auslandszahlungen  von  einer  Zentralstelle  aus  in  er- 
heblichem Ausmaß  kontrolliert  werden  können. 

Die  heute  immer  mehr  sich  durchsetzende  Einsicht,  daß  im 
Inland  keine  Notwendigkeit  für  die  Zirkulation  von  Währungsgeld 
besteht,  dürfte  allmählich  auch  zu  einer  Umbildung  der  gesamten 
Xotenbankgesetzgebung  führen.  Was  hat  es  beispielsweise  für 
einen  Sinn,  in  einem  Staat  wie  Oesterreich-Ungarn  eine  Noten- 
deckung festzusetzen.  An  sich  besteht  doch  gar  kein  innerer 
Zusammenhang  zwischen  dem  gesamten  Notenumlauf  und  dem 
Bestand  an  Gold  und  Goldforderungen.  Nur  jener  Teil  der  Noten 
der  voraussichtlich  zur  Beschaffung  von  Auslandszahlungsmittel 
aufgewendet  wird,  bedarf  einer  Art  Golddeckung.  Es  wäre  da- 
her ein  Zusammenhang  zwischen  der  von  einer  Notenbank  y.xi 
reservierenden  Goldmenge  und  der  Zahlungsbilanz  vernünftiger- 
weise vertretbar,  obzwar  sich  dabei  praktische  Schwierigkeiten 
ergeben,  aber  eine  Verbindung  zwischen  Notenzirkulation  schlecht- 
hin und  Metallschatz  kann  wohl  nur  als  Relikt  vergangener  Tage 
aufgefaßt  werden.  Die  ganze  Praxis  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Bank  zeigt  ja  deutlich,  daß  die  Formen  des  Gesetzes  bereits  einen 
neuen  Inhalt  umspannen.  Es  wäre  wirklich  verdienstvoll,  wenn 
von  wissenschaftlicher  Seite  diesem  Punkt  der  Notenbankgesetz- 
gebung etwas  mehr  Aufmerksamkeit  zugewendet  würde.  Die 
verschiedenen  Palliativmittel,  welche  die  alten  überlieferten  For- 
men mit  den  Forderungen  der  Gegenwart  versöhnen  sollen,  sind 
einer  ernsthaften  Behandlung  kaum  wert.  Sollte  man  hier 
Aenderungen  vornehmen  wollen,  dann  müfite  man  wohl  auch 
eine  Reihe  anderer  Probleme  gleichzeitig  in  Angriff  nehmen.  Aber 
wenigstens  daran  könnte  man  vielleicht  heute  schon  gehen,  nach 
dem  in  Frankreich  gegebenen  Vorbilde  die  Deckungsvorschriften 
überhaupt  zu  sistieren,  ohne  daß  deshalb  tatsächlich  die  Deckung 
verschlechtert  werden  müßte  ^).     Wir  werden  im  folgenden  sehen, 


l)  Wenn  der  elTeklive  Metallbestand  mit  m  gegeben  ist  —  nicht  identisch  mit 
dem  »Metallschatz«  des  Gesetzes,  der  auch  60  Millionen  Devisen  enthält,  die  volks- 
wirtschaftlich mit  den  Devisen  der  »Anderen  Aktiven«  zusammenzufassen  sind  — 
war  früher  die  emittierbare  Notenmenge  nur  in  recht  komplizierter  Weise  berechen- 
bar. Die  Vorschriften  waren  so  wenig  klar  gehalten,  daß  nicht  nur,  wie  ich  in 
meiner  ersten  Arbeit  erwähnte,  Fellner  in  ungerechtferügter  Weise  die  Zehnkronen- 
noten für  Goldzertifikate  hielt,  sondern  daß  sie  auch  vom  Berichterstatter  des  Herren- 
hauses bei  der  Verhandlung  des  Bankgeselzes  dafür  angesehen  wurden.  >Insbe- 
sondere  soll  die  ordentliche  Bedeckung  der  Noten  .t  ig  Kronen,  die  bislier  Stück  für 
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daß  die  Neuerungen  in  den  Rahmen  des  bisherigen  Statuts  nicht 
ganz  hineinpassen,  ja  teilweise  dem  Geist  desselben  geradezu 
widersprechen.  Man  kann  eben,  wenn  alle  Faktoren  damit  ein- 
verstanden sind,  gegebene  juristische  Formen  in  der  Praxis  in 
sehr  verschiedener  Weise  verwenden,  und  da  das  Streben  nach 
Kontinuität  der  äußeren  juridischen  Form  auch  seine  Berechtigung 
hat,  ist  vielleicht  der  eingeschlagene  Weg  der  zweckmäßigste; 
Veränderungen,  die  schließlich  zum  Teil  nur  Schönheitsfehler  be- 
seitigen würden,  könnten  das  allgemeine  Vertrauen,  insbesondere 
auch  im  Auslande  tangieren,  dessen  Basis  nur  ungenau  bekannt 
ist,  jedenfalls  aber  nicht  in  einer  gründlichen  Kenntnis  unseres 
verwickelten  Bankgesetzes  besteht.  Es  gilt  überdies  wohl  auch 
heute  noch  in  übertragenem  Sinne,  was  seinerzeit  LeonJiardt  'iw- 
gunsten  von  gesetzlichen  Beschränkungen  der  Notenemission  an- 
führte ^):  »Hatte  die  absolute  Begrenzungder Notenemission  auch  zu- 
nächst den  Zweck,  eine  Korrektur  gegen  eine  zu  \villige  und  zu 
weit  gehende  Kreditgewährung  der  Bank  zu  sein,  so  gab  sie  doch 
auch  der  aufmerksam  und  sorgsam  prüfenden  Verwaltung  der 
Bank  einen  Rückhalt,  der  ihr  in  manchen  Fällen  ihre  ablehnende 
Haltung  erleichterte.  Eines  solchen  Rückhalts  zu  entbehren, 
dürfte  auch  nicht  in  dem  Wunsche  einer  künftigen  Bankverwal- 
tung liegen.« 

Die  Währungsgeldfreie  Innenzirkulation  basiert  selbstverständ- 
lich zum  wesentlichen  Teil  auch  auf  der  einsichtslosen  Gewöhnung 
der  breiten  Massen  an  Papiergeld  und  Kurantgeld,  das  nicht 
Währungsgeld  ist.  Auch  in  Staaten,  welche  normalerweise  keine 
Goldzirkulation  in  erheblichem  Ausmaß  kennen,  wie  z.  B.  in 
Oesterreich-Ungarn,  kommt   es  zuweilen  in  kritischen  Zeiten  doch 

Stück  metallisch  bedeckt  werden  mußten,  so  daß  sie  eigentlich  Zertifikate  und 
nicht  Banknoten  waren,  nun  eine  elastischere  Bedeckung  erfahren«.  (^Niebaiier 
im    Herrenhaus,    Sten.    Prot.    3.    Sitz.   XXI.    Sess.    3.    Aug.     191 1.     S.    28a.)      Im 

ganzen  durften:  -^ —  4519592S0  Kronen  Noten  emittiert  werden.  Jetzt  da- 
gegen:         —    150000000  Kronen.     Davon    steuerfrei:   so  viel  Noten,    als 

dem  effektiven  Aletallbestand  :  m,  vermehrt  um  660  Millionen,  entspricht.  Die 
Notensteuer  wird  in  der  Weise  festgestellt,  daß  von  jedem  für  einen  der  vier  monat- 
lichen Termine  sich  ergebenden  steuerpflichtigen  Ueberschusse  des  Notenumlaufs 
5,48  Perzent  als  Steuersoll  berechnet  werden.  Die  noch  nicht  bezahlte  Noten- 
steuer befindet  sich  vom  Bilanztag  bis  zur  Generalversammlung  unter  dem  Posten 
»sonstige  Passiva«   der  Wochenübersicht. 

l)   G.  Leonhardt,  Die  Verwaltung  der  öslerr.-ungar.   Bank.      Wien   1886,  S.  69. 
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ZU  Runs  der  Bevölkerung  auf  Sparkassen,  Banken  und  Filialen  der 
Notenbank,  um  Gold  zu  holen,  das  in  Kriegszeiten  als  sicherer 
gilt.  Es  fragt  sich  eben  nur,  wie  weit  man  solchen  Bestrebungen 
entgegenzukommen  geneigt  ist.  Als  Oesterreich-Ungarn  nach  der 
Annexion  Bosniens  mit  Serbien  in  einen  Konflikt  zu  kommen 
schien,  kam  es  zu  nicht  unerheblichen  Runa  in  Oesterreich,  wobei 
auch  durch  Goldabgaben  beruhigend  gewirkt  wurde.  Auch  191 2 
führte  die  Balkankrise  gleich  zu  Beginn  des  Krieges  der  Balkan- 
staaten gegen  die  Türkei  zu  ähnlichen  Runs,  insbesondere  in  Ga- 
lizien,  und  es  mußten  von  seilen  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Bank  besondere  Maßnahmen  getroffen  werden,  um  einerseits  durch 
Goldabgaben  zu  beruhigen  und  andererseits  doch  zu  starke  Aus- 
strömungen zu  verhindern.  Gut  sind  die  Notenbanken  jener  Län- 
der daran,  in  denen  Silbergeld  thesauriert  wird,  wie  das  z.  B.  in 
Serbien  der  Fall  ist.  Zwar  waren  die  Abhebungen  in  Serbien 
bei  den  Sparkassen  vor  Erlassung  des  Moratoriums  im  Jahre  191 2 
nicht  übermäßig,  aber  auch  sie  beschränkten  sich  im  wesentlichen 
auf  Silber.  Um  dem  großen  Silberbedarf,  auch  für  die  militäri- 
schen Ausgaben  im  Inland,  Genüge  leisten  zu  können,  winden  alle 
Arten  Silbermünzen  an  das  Publikum  abgegeben.  Man  nahm  sich 
nicht  einmal  die  Zeit,  nagelneue  Alexanderdinare  umprägen  zu 
lassen,  sondern  brachte  sie  in  Verkehr.  Auch  in  Oesterreich-Ungarn 
besitzen  wir  in  der  Vorliebe  der  Bevölkerung  für  die  Silbergulden 
eine  Analogie  zu  dieser  Tatsache.  Die  Abneigung  gegen  Gold- 
geld ist  zwar  in  der  Monarchie  erheblich,  führt  aber  doch  nie  zu 
einem  Gold  d  i  s  a  g  i  o,  wie  in  Serbien,  Das  alte  Bankgesetz  hatte 
bekanntlich  den  Umlauf  von  Zehnkronennoten  mit  160  Millionen 
Kronen  k-ontingentiert,  daher  wurden  vielfach  Zehnkronenstücke  im 
Kleinverkehr  notgedrungen  als  N  o  t  e  n  s  u  r  r  o  g  a  t  verwendet. 
Das  neue  Bankgesetz  bestimmt  nun,  daß  mindestens  160  Mil- 
lionen Zehnkronennoten  im  Umlauf  sein  müssen.  Trotz  der  er- 
höhten Kosten,  welche  die  kleinen  Noten  der  Bank  verursachen, 
zirkulierten  Ende  1911  bereits  ca.  190  Millionen  Zehnkronennoten. 
Neben  der  Unbeliebtheit  der  Zehnkronenstücke,  der  Neuemission 
von  Zehnkronennoten,  und  der  jetzt  erfolgten  Vermehrung  der 
Scheidegeldzirkulation,  welche  unter  anderem  das  neue  Zwei- 
kronenstück gebracht  hat,  scheint  auch  der  Industriebedarf  an 
Gold  das  Verschwinden  des  Goldgeides  aus  dem  Klcinverkehr 
mitbedingt  zu  haben.  So  erklärt  es  sich  vielleicht,  wenn  in  einem 
großen  Wiener  Lebensmittelgeschäft    auf   eine  Monatslosung  von 
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5000  Kronen  nur  etwa  12  Sttlck  Zehnkronenstücke  entfielen. 
Zwanzigkronenstücke  sind  noch  weit  seltener.  Wenn  z.  B.  zur 
Weihnachtszeit  vom  Publikum  Zwanzigkronenstücke  zu  Geschenk- 
zwecken begehrt  werden,  besorgt  dieselben  der  Detailkaufmann 
aus  Gefälligkeit.  Bereits  vor  Beginn  der  Balkanmobilisierungen 
scheint  in  manchen  Kreisen  der  Bevölkerung  Oesterreich-Ungarns, 
auch  der  Wiens,  das  Gerücht  zirkuliert  zu  haben,  daß  Gold 
eingeschmolzen  werde ,  was  manche ,  so  auch  Detailkaufleute 
veranlaßt  zu  haben  scheint,  Goldstücke  zurückzuhalten.  Wieweit 
die  nach  langen  Verhandlungen  ausdrücklich  erklärte  Bereitwillig- 
keit der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank,  an  Juweliere  und  ähn- 
liche Interessenten  Gold  glatt  abzugeben,  etwas  an  diesem  Zu- 
stand geändert  hat,  läßt  sich  nicht  kontrollieren.  Jedenfalls  ist 
in  der  Oesterreichisch-ungarischen  Monarchie  die  sichtbare  Zirku- 
lation so  gut  wie  vollständig  frei  von  Goldgeld.  Bedauerlich  ist 
es  eigentlich  nur,  daß  dieser  für  die  Bankpolitik  so  erwünschte 
Zustand  nicht  der  Einsicht  der  Bevölkerung  seinen  Ursprung  ver- 
dankt, sondern  vor  allem  der  zufälligen  Eigenschaft  der  Zehn- 
kronenstücke, häufig  mit  neuen  Zweihellerstücken  verwechselt  und 
leicht  verloren  zu  werden.  Anhänger  der  Notenzirkulation  im 
Deutschen  Reich  müßten  auf  Grund  dieser  Erfahrungen  eigent- 
lich den  Schluß  ziehen,  daß  man  die  Konzentrierung  der  Gold- 
bestände in  der  Reichsbank  am  ehesten  erreichen  kann,  wenn 
man  den  Goldstücken  eine  möglichst  unpraktische  Form  gibt. 

Ein  Staat  mit  Währungsgeldfreier  Inlandszirkulation  und  einer 
Gold-  und  Goldguthabenreserve  zur  Regulierung  der  Wechsel- 
kurse sollte  einmal  auch  ein  Bankgesetz  erhalten,  das  diesen  Zu- 
ständen klar  Rechnung  trägt.  Das  neue  Statut  gibt  der  Bank 
ausdrücklich  bemerkenswerte  Freiheiten,  ist  man  doch  außer- 
stande, die  im  Statut  vorgesehene  Aufrechterhaltung  der  Parität 
präzis  zu  formulieren.  Um  aber  dennoch,  vielleicht  auch  nur 
der  Üeffentlichkeit  zuliebe  die  staatliche  Autorität  zu  wahren,  hat 
die  Bank  mit  den  beiden  Regierungen  einen  Geheimvertrag  ab- 
geschlossen, der  die  äußersten  Abweichungen  der  Wechselkurse 
von  der  Münzparität  festlegt.  Werden  diese  Grenzen  über- 
schritten, dann  würde  der  durch  das  Gesetz  vorgeschriebene  Pri- 
vilegiumsverlust  einzutreten  haben  —  ein  Fall,  der  ernstlich  nicht 
in  Erwägung  zu  ziehen  ist,  denn  selbst  vorausgesetzt,  die  Regie- 
rungen würden  die  Bank  nicht  exkulpieren,  wozu  sie  ja  laut  Statut 
berechtigt    sind,    und    die    obere  Grenze    der  Wechselkurse    wäre 
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z.  B.  Überschritten  worden,  was  sollte  dann  geschehen  ?  Würde 
man  neue  Notenbanken  gründen-  oder  sofort  die  Liquidation 
durchführen  ?  Zwar  sind  selbst  die  Prinzipien  dieser  geheimen 
Abmachung  nicht  veröffentlicht  worden,  doch  kann  es  w'ohl  kei- 
nem Zweifel  unterliegen,  daß  den  bisherigen  Erfahrungen  ent- 
sprechend selbst  eine  gewisse  U  e  b  e  r  s  c  h  r  e  i  t  u  n  g  des  oberen 
Goldpunktes  noch  als  zulässig  erklärt  wird.  Wenn  nicht  kom- 
pliziertere Bestimmungen  vereinbart  wurden,  dürfte  es  sich  um  die 
Festsetztmg  einer  prozentuell  fixierten  Latitude  handeln,  vielleicht 
nach  den  möglichen  Zinssätzen  verschieden  abgestuft.  Jedenfalls 
scheint  diese  Grenze  für  die  Devise  Paris  mindestens  bei  i  Proz. 
oberhalb  der  Parität  zu  liegen,  wurden  doch  Ausschläge  bis 
0,9  Proz.  1907  gelegentlich  der  großen  amerikanischen  Geldkrise 
und  191 1  gelegentlich  der  allgemeinen  kriegerischen  Stimmung  er- 
reicht. Greifen  wir  bis  zum  Jahre  1900  zurück,  das  sogar  eine 
Abweichung  der  Devise  Paris  bis  1,5  Proz.  gesehen  hat,  so  würde 
selbst  eine  Vereinbarung,  die  eine  Grenze  von  1,5  Proz.  für  die 
Devise  Paris  festsetzt,  nicht  verwundern  können.  Tiefer  als  i  Proz. 
kann  wohl  die  Grenze  für  die  Devise  Paris  nicht  liegen,  denn 
sonst  wäre  ja  bereits  im  September  und  Oktober  1911  nach  In- 
krafttretung  des  Gesetzes  und  der  Vereinbarung  die  tJank  schon 
straffällig  geworden.  Da  nun  gerade  damals  ein  so  starkes  An- 
steigen der  Devisenkurse  wohl  nicht  unbedingt  notwendig  war, 
muß  man  wohl  annehmen,  daß  die  Vereinbarungen  der  Bank 
noch  einigen  Spielraum  ließen.  Die  Devise  Paris  erreichte  den 
Kurs  von  96,125  (0,944  Proz.  Abweichung),  die  Devise  London 
241,90  (0,719  Proz.  Abweichung),  deutsche  Bankplätze  118,025 
(0,393  Proz.  Abweichung).  Der  obere  Goldpunkt  ist  dabei  wie 
schon  in  friiheren  Jahren  —  vgl.  Tabelle  I  S.  65  — jedenfalls  über- 
schritten worden.  Wir  dürfen  beim  Hinweis  auf  die  Ueberschrei- 
tung  des  oberen  Goldpunktes  weit  zurückgreifen,  haben  doch 
z.  B.  im  kritischen  Jahre  1900  die  P^ragen  der  bewußten  VVechsel- 
kursregulierung  bereits  eine  Rolle  gespielt.  Die  Situation  der 
Auslandsmärkte  bedingte  einen  hohen  Stand  der  Wechselkurse 
schon  1899  und  der  Bericht  des  Generalrates  vom  5.  Februar 
1900  nahm  ausdrücklich  Rücksicht  auf  die  Frage  der  P^rhaltung 
der  Relationsparität  ^) :  »Unsere  Bemühungen  zur  Aufrechterhal- 
tung der  Relationsparität  nahmen  indessen  unseren  verfügbaren 
Goldbesitz  in  den  verschiedensten  Formen  mehr  in  Anspruch,  als 
i)  Bankbericht.     Febr.    igoo.  S.  XI. 
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Tabelle    I. 


Maximalkurse  der  Devisen 


Jahr 

Deiitsclie 

Englische 

Französische 

(100  Mk.) 

(10^) 

(100  Fcs.) 

1900 

118,70 

243.05 

96,625 

1901 

117,65 

240,85 

95.90 

1902 

117,425 

240,75 

95.575 

1903 

"7.475 

240,325 

95,55 

1904 

"7.65 

240,45 

95,55 

1905 

117,80 

340,45 

95,825 

1906 

117,625 

241,35 

95.825 

1907 

1 18,05 

242,50 

95,975 

1908 

117,70 

241,175 

95,875 

1909 

"7.925 

241.475 

95,80 

1910 

"7,75 

241,125 

95.575 

1911 

118,025 

241,90 

96,125 

Parität 

117,5627 

240,1742 

95,2258 

es  sich  mit  unserer  Aufgabe  vertrug,  diese  Bemühungen  im  Herbst 
angesichts  der  sich  immer  schwieriger  gestaltenden  Verhältnisse 
im  Ausland  erfolgreich  fortzusetzen.  <  Die  Bankleitung  berichtet 
über  die  Maßnahmen,  welche  durch  Erhöhung  des  Diskontes  den 
arg  geschwächten  Metallschatz  stärken  sollten,  andererseits  wurde 
möglichst  bald  mit  dem  Heruntergehen  des  Diskontes  wieder  be- 
gonnen auf  die  Gefahr  hin,  die  Wechselkurspolitik  nicht  im  Sinne 
der  Parität  zu  regulieren  mit  der  ausdrücklichen  Erklärung:  »wei- 
ters durften  wir  nicht  außer  acht  lassen,  daß  die  Aufgaben  der 
Bank  in  der  Verteidigung  der  Relationsparität  allein  nicht  er- 
schöpft sein  können,  und  uns  nicht  weniger  obliegt,  auch  die  an- 
derweitigen Interessen  unserer  durch  allerlei  Schwierigkeiten  be- 
drängten Volkswirtschaft  nach  Tunlichkeit  zu  schützen  und  zu 
fördern.«  Von  manchen  Seiten  wurde  der  Bank  der  Vorwurf 
gemacht,  daß  sie  191 1  die  Devisenpolitik  früherer  Jahre,  welche 
nur  die  Spekulation  bekämpfte,  nicht  befolgte,  sondern  die  De- 
visenkurse ansteigen  ließ,  obgleich  die  Auslandszahlungen  unbe- 
dingt geleistet  werden  mußten  ^).  Der  Bankbericht  gibt  nur  un- 
genügend Auskunft  -).  »Angesichts  der  stetig  ansteigenden  Pas- 
sivität der  Handelsbilanz  mußte  für  eine  ausgiebige  Vermehrung 
des  Devisenvorrates  schon  zu  einer  Zeit  Vorsorge  getroffen  wer- 
den,   zu   welcher   die    im  Herbst   vornehmlich   zufolge   politischer 

1)  Walter  Federn  im:   österr.  Volkswirt  191 1    vom   30.  IX.  und   7.  X. 

2)  Bankbericht  vom   3.  Febr.    1912. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1913.    i.  5 
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Verstimmungen  eingetretene  Zurückziehung  fremder  Anlagen  aus 
unserem    Wirtschaftsgebiete    noch    nicht    vorausgesehen    werden 
konnte.     Trotzdem  war  es  der  Bank  möglich,    den  ungewöhnlich 
großen  Bedarf   an   ausländischen    Zahlungsmitteln   ohne   nennens- 
werte Verminderung  des  Goldbesitzes  zu  befriedigen.«    Die  Bank- 
leitung hat  sich  so  auch  dem  Verdacht  ausgesetzt,  in  erheblichem 
Ausmaß  Aktionärpolitik  getrieben  zu   haben.    Jedenfalls  zeigt  ein 
Vergleich  der  Gewinne  aus  dem  Devisengeschäft,    daß    im   Jahre 
191 1  ebenso  wie  im  Jahre  1907  die  Vorteile  sehr  erheblich  waren  ^}. 
Das  ist  aber  eine  Erscheinung,   die    im  Wesen  der  Notenbanken 
liegt:    die  Nachteile  für  die  Kreditsuchenden  und  Devisenkäufer, 
welche   in    »ungünstigen«    Jahren   zu  verzeichnen    sind,    bedeuten 
Vorteile  für  die  Aktionäre  -).     Unter  diesen  Umständen,   die  dazu 
führten,  daß  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  es  tür  notwendig 
hielt,  halboffiziell  in  der  Presse  diese  Ueberschreitung  des  oberen 
Goldpunktes  zu  verteidigen,    ist    es  nicht  recht  verständlich,    daß 
Mises  seinen  Standpunkt,  die  Oesterreichisch-ungarische  Bank  sei 
eigentlich  barzahlend,  noch  immer  aufrecht  zu  erhalten   sucht  ^) ; 
»Es  soll  durch  das  Statut  nur  die  von  der  Bank  seit  Jahren  ohne 
gesetzlichen  Zwang  geübte  Praxis,  die  Devisenkurse  nie  über  den 
oberen  Goldpunkt  ansteigen  zu  lassen,  ihr  fortan    zur  Pflicht    ge- 
macht werden.     Die  Bank  wird    also    auch    fernerhin  die    gleiche 
Politik  zu  befolgen  haben,   die  sie  bisher  getrieben  hat;    sie  wird 
auch  in  Zukunft,  wie  bisher  lediglich  darnach  zu  trachten  haben, 
daß  der  obere  Goldpunkt  nicht  überschritten  werde  oder  mit  an- 
deren Worten,  daß  keine  stärkeren  Abweichungen  der  Wechsel- 
kurse von  der  Münzparität   nach  oben  vorkommen,    als    auch    in 
barzahlenden  Ländern   möglich    sind.     Eine    empfindliche    Lücke 
ist  es  dabei,  daß  diese  Grenze  weder  im  Gesetze   noch  sonstwie 
kundgemacht    wurde.  ^      Mises    erwähnt    zwar    die    geheime    Ab- 
machung nicht,  welche  zwischen  den  Regierungen  und  der  Bank 
getroffen  wurde,  es  ist  aber  jedenfalls  irrig  zu  glauben,  daß  durch 
sie  nichts  weiter  festgestellt  werden  sollte,  alsjene  Grenze, 
welche    als    oberer   Goldpunkt    zu    gelten    hätte. 

i)  Ertrag  von  Devisen  und  Valuten:  in  Millionen  Kronen. 

191 I      19 10      1909      1908      1907       1906 

5,9         5-3         5.4        4,7         5.7         4,3 

2)  Vgl.  Abg.  Raab    in    der  Bankdebatte.     Prot.    d.   deutsch.     Reichstags.  209. 
Sitz.  d.   17.  Febr.   1909,  S.  7081   A. 

3)  Vgl.    L.  V.   Mises,    Das    vierte    Privilegium     der    österreichisch-ungarischen 
Bank.     Zeitschr.  f.  Volkswirtsch.  Sozialpol.  u.  Verwalt.    191 2  S.  621. 
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Uebrigens  ist  es  auch  in  barzahlenden  Ländern,  so  in  Deutsch- 
land zu  Ueberschreitungen  des  oberen  Goldpunktes  gekommen. 

Versuchen  wir  nun  uns  ein  ungefähres  Bild  vom  Verlauf  des 
Jahres  19 ii  zu  machen,  in  dem  zum  erstenmal  das  neue  Bank- 
gesetz in  Geltung  stand.  In  Tabelle  II  S.  68  stellen  wir  das  Ergebnis 
dieser  Betrachtungen  zusammen.  Es  handelt  sich  in  erster  Reihe 
darum,  eine  Uebersicht  von  den  im  Posten  »Andere  Aktiven« 
des  Wochenausweises  enthaltenen  Devisen  und  Auslands- 
guthaben zu  entwerfen.  Wir  knüpfen  an  die  von  uns  bereits  ver- 
öffentlichten Schätzungen  an  ^),  die  sich  auf  die  Bilanzposten 
am  Jahresschluß  bezogen.  Wir  müssen  dementsprechend  die  Po- 
sten »Andere  Aktiven  der  Schlußbilanz«  durch  den  Posten  »An- 
dere Aktiven  der  Wochenbilanz <  auch  dort  ersetzen,  wo  wir  die 
am  Jahresschluß  vorhandenen  Stände  untersuchen.  Um  die 
Schätzungen  auf  einem  engeren  Gebiet  durchführen  zu  können, 
subtrahieren  wir  zunächst  von  dem  Posten  »Andere  Aktiven  <  der 
Wochenausweise  den  Posten  »Gebäude  und  fundus  instructus«,  den 
wir  der  vorhergehenden  Jahresschlußbilanz  entnehmen  können. 
Ueberdies  wissen  wir,  wie  groß  die  Gesamtauslagen  sind.  Bis 
zum  Jahre  1903  wurden  die  Auslagen  jede  Woche  publiziert,  von 
da  ab  fungierten  sie  unter  den  »Anderen  Aktiven«,  wurden  aber 
wenigstens  am  Jahresschluß  veröffentlicht.  In  der  Jahresübersicht 
des  Jahres  191 1  wurde  auch  diese  VeröfTentlichung  beseitigt.  Wir 
wissen  aber,  daß  sich  die  Ausgaben  ungefähr  in  der  Weise  ver- 
teilen, daß  auf  jede  Woche  ein  Zuwachs  von  ca.  einer  Million 
Kronen  entfällt,  der  Rest  aber  im  Monat  Dezember  aufgewendet 
wird.  Wir  können  daher  mit  der  allergrößten  Wahrscheinlichkeit 
diese  Gruppe  von  Posten  von  35  Millionen  Kronen  —  34  Mil- 
lionen für  die  Gebäude  und  den  fundus  instructus,  i  Million  für 
die  Auslagen  —  bis  50  Millionen  Kronen  als  Monatsdurch- 
schnitt anwachsen  lassen,  tatsächlich  ist  am  Bilanztag  diese 
Gruppe  von  Posten  höher  einzustellen.  Auch  der  Rest  der  »xAn- 
deren  Aktiven«  hat  wohl  ein  ähnliches  Anwachsen  aufzuweisen, 
Im  ganzen  ist  dieser  Rest  wohl  niedriger  als  in  vergangenen  Jah- 
ren anzusetzen,  weil  die  gegen  Deponierung  von  Wertpapieren 
verliehenen  Devisen  und  Valuten,  die  früher  erhebliche  Beträge 
ausmachten,  jetzt  von  geringer  Bedeutung  sind.  Der  Bestand  an 
Devisen,  die  geeignet  sind,  als  Bankdeckung  zu  dienen,  ist  uns  für 
den  31.  Dezember  1912  sowie  für  den  31.  Dezember  1911  aus  den 

i)  Otto  Neurath,    Jahresbilanz.  .   .    Ztschr.  f.  d.  ges.  Staatsvv.   191 1,    S.  648  ff. 
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Bankberichten  bekannt.  Man  wird  daher  wohl  nicht  sehr  fehl- 
gehen, wenn  man  diese  Ziffern  gleichzeitig  als  Monatsdurchschnitte 
für  den  Januar  und  für  den  Dezember  1911  verwendet.  Im  Mittel- 
punkt unserer  Schätzungen  steht  aber  die  Mitteilung  der  Bank- 
leitung vom  31.  Mai  191 1,  daß  die  zirkulierenden  Noten  zu 
92  Proz.  mit  Metall,  Devisen  und  Guthaben  gedeckt  seien  ^).  Der 
letzte  Wochenausweis  vor  dieser  Veröffentlichung  vom  23.  Mai 
weist  nun  folgende  Daten  auf:  Notenumlauf:  2061  Millionen  Kro- 
nen, Metallschatz  (Goldmünzen,  Gold,  Silbergulden,  Teilmünzen 
der  Kronenwährung  und  60  Millionen  Schatzdevisen):  1715  Mil- 
lionen. Die  92  prozentige  Deckung  erfordert  aber :  1896  Millionen, 
d.  h.  für  Devisen  und  Auslandsguthaben  bleiben  etwa  180  Mil- 
lionen Kronen  zur  Verfügung.  Man  hatte  für  diese  Mitteilung 
den  Zeitpunkt  gewählt,  da  man  das  Devisen-  und  Guthabenreser- 
voir gefüllt  hatte.  Vieles  spricht  dafür,  daß  die  Auslandsguthaben 
ungefähr  den  Devisen  die  Wage  gehalten  haben  dürften.  Die  im 
ganzen  von  Jahr  zu  Jahr  steigenden  Auslandsguthaben  haben  wohl 
immer  mehr  die  Tendenz,  einen  Minimalstand  von  50  bis  60  Mil- 
lionen nicht  zu  unterschreiten.  Stark  über  90  Millionen  dürften 
sie  wohl  auch  nur  selten  ansteigen;  vielleicht  vor  den  Auszah- 
lungen der  Rentenkupons.  Da  die  Stärkung  der  Guthaben  durch 
die  Regierungen  vor  dem  Monatsersten  und  nach  der  letzten  Wo- 
chenbilanz erfolgen  dürfte,  kann  diese  Erhöhung  der  Auslandsgut- 
haben in  den  publizierten  Ausweisen  im  allgemeinen  nicht  zum  Aus- 
druck kommen.  Setzen  wir  die  Auslandsguthaben  mit  etwa  90  Mil- 
lionen, die  Devisen  ebenfalls  mit  90  Millionen  an,  so  dürften  wir 
der  Wahrheit  ziemlich  nahe  kommen.  Im  Hinblick  auf  die  im 
Herbst  zu  erwartenden  Devisenabgaben  war  wohl  die  Menge  der 
längerfristigen  Devisen  etwas  größer  als  sonst,  durchschnittlich 
werden  sie  aber  10  Millionen  kaum  erheblich  überschritten  haben. 
Wir  erhalten  dann  einen  Posten  von  80  Millionen  für  die  bank- 
mäßigen Devisen,  einen  von  etwa  100  Millionen  für  die  Auslands- 
guthaben vermehrt  um  die  längerfristigen  Devisen,  die  zur  Noten- 
deckung nicht  brauchbar  sind.  Da  die  Devisenposten  im  allge- 
meinen weit  stärkeren  Schwankungen  unterliegen  als  die  Auslands- 
guthaben, was  schon  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  lassen  wir  die 
Devisen  zunächst  möglichst  entsprechend  der  Höhe   des  Postens 

i)  Da  die  Bank  offenbar  ihren  Bestand  an  A  u  s  1  a  n  d  s  z  a  h  1  u  n  g  s  mittein 
mitteilen  wollte,  wären  die  Silbergulden  und  Teilmünzen,  die  übrigens  keine  große 
Summe  ausmachen,  besser  weggeblieben. 
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»Andere  Aktiven«  ansteigen,  den  Abfall  teilen  wir  ziemlich  gleich- 
mäßig auf.  Während  von  Mai  bis  September  der  Posten  An- 
dere Aktiven«  stetig  abnimmt  —  wir  verteilen  dementsprechend 
auch  die  Abnahme  der  Devisen  —  ist  der  Abstieg  von  Septem- 
ber bis  Oktober  rapid.  Solange  die  Abgabe  von  Devisen  in 
mäßigen  Grenzen  verblieb,  zeigten  die  vierzehntägig  eingetragenen 
Kurse  in   Tabelle  III   nur    ein  langsames  Ansteigen    —  besonders 

Tabelle  III. 
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deutlich  an  der  Devise  Paris  zu  erkennen^).  Erst  als  mit  Anfang 
September  die  Devisenentnahme  vor  allem  infolge  der  Zurück- 
ziehung der  französischen  Guthaben  aus  Deutschland  und 
Oesterreich-Ungarn  unaufhaltsam  erfolgte,  stiegen  die  Kurse  rasch 
an,  ohne  aber  dem  Fallen  des  Postens  »Andere  Aktiven«  Einhalt 
zu  tun,  erst  Mitte  Oktober  beruhigte  sich  die  Situation  einiger- 
maßen. Der  Posten  »Andere  Aktiven  ist  zwar  am  Jahresschluß 
um  20  Millionen  gewachsen,  aber  der  Gesamtbestand  der  Bank  an 
Gold,  Devisen  und  Guthaben,  hat  um  etwa  40  Millionen  gegenüber 
dem  ersten  Monat  desselben  Jahres  und  um  etwa  15  Millionen 
gegenüber  dem  Schluß  des  vorhergehenden  Jahres  abgenommen. 
Die  Devisen  wurden  in  großen  Mengen  gegen  Noten  abgegeben, 
die  selbst  wieder  bei  der  Diskontierung  von  Wechseln  in  Umlauf  ge- 
kommen waren,  die  Notenbank  hatte  gewissermaßen  Devisen  gegen 
Wechsel  verkauft;  während  im  allgemeinen  die  Notenmenge,  die 
in  Zirkulation  ist,  die  Tendenz  hat,  rascher  als  der  Eskompt  zu 
wachsen  —  findet  doch  auch  bei  der  Lombardierung  und  sonst  die 
Abgabe  von  Noten  statt  —  nahm  die  Notenzirkulation  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Jahres  1912  (s.  Tabelle  IV)  weit  langsamer  zu, 

Tabelle    IV. 


in 

Millionen  Kronen 

Datum 

Eskompt 

Noten 

7.  März  191 1 
30.   Juni    191 1 

618 

749 

2095 

2274 

Differenz 

+    131 

+    179 

7.   Juli    191 1 
31.  Oktober   19 

I 

714 
1235 

2212 
2570 

Differenz 

+   519 

+   358 

als  die  Eskomptmenge,  Die  Notenmenge  wuchs  um  161  Mil- 
lionen weniger  als  die  Eskomptmenge,  im  Gegensatz  etwa  zu  den 
zwei  vorhergehenden  Jahren  (siehe  Tabelle  V  S.  72)  in  denen  die 
Zunahme  der  Notenmenge  höchstens  um  53  Millionen  hinter  jener 
der  Eskomptmenge  zurückblieb. 

Diesen  Austausch   von  Devisen  gegen  Wechsel    können    wir 
so  in  großen  Zügen  an  Hand  der  Wochenausweise  in  Oesterreich- 

i)  Die  Devisenkurse  der  Monatsmitten  und-  enden,  sowie  die  Minima,  Ma.xima 
und  Durchschnitte  der  Kurse  werden  alljährlich  im  »Kompaß«  Finanzielles  Jahr- 
buch für  Oesterreich-Ungarn  sehr  übersichtlich  publiziert.  Vgl.  Jhg.  1912  S.  98, 
Jhg.    1913  S.    10 I. 
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Tabelle    V. 


in  Millionen  Kronen 


Datum 


Eskompt 


Noten 


7.   März   1910 
30.  Juni   1910 


431 
641 


1931 
21 28 


Differenz 


197 


7.  Juli    1910 
;i.   Oktober   19 10 


595 
977 


2071 
2410 


Differenz 

+   3S2 

,      +   339 

7.   März   1909 
30.  Juni   1909 

435 

441 

1876 

1999 

Difterenz 

+       6 

i     +   123 

7.  Juli   1909 
31.  Oktober  1909 

404 
616 

;      1953 
2220 

Differenz 

+  212 

+  267 

Ungarn  verfolgen.  In  Deutschland  ist  das  dadurch  unmöglich 
gemacht,  daß  die  deutsche  Reichsbank  die  beiden  Posten  Eskomp- 
tierte  Wechsel  und  Devisen  in  einem  Sammelposten  vereinigt. 
Die  Vergrößerung  des  Postens  Wechsel,  bei  gleichzeitiger  Ver- 
ringerung des  Postens  Devisen  kann  dort  überliaupt  nicht  beob- 
achtet werden. 

Während  wir  nur  den  Notenumlauf  gegenüber  dem  Wechsel- 
bestand ins  Auge  fassen  mußten,  müßte  man  bei  einer  Analyse 
der  deutschen  Reichsbank  auch  auf  die  metallische  Zirkulation 
zurückgreifen,  besteht  doch  bei  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Bank  überhaupt  kein  unmittelbarer  Zusammenhang  zwischen  dem 
im  allgemeinen  recht  stabilen  Metallschatz  und  dem  Eskompt; 
die  Wochenausweise  der  Reichsbank  dagegen  zeigen  einen  deut- 
lichen Zusammenhang  zwischen  diesen  beiden  Posten ;  die  Ver- 
größerung des  VVechselportefeuilles  geht  parallel  einer  Verringe- 
rung des  Metallschatzes  und  umgekehrt.  Tabelle  VI  S.  "J^  gibt  dar- 
über Aufschluß.  Um  dem  Posten  »Wechsel«  der  deutschen 
Reichsbank,  der  nach  dem  Sprachgebrauch  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  Wechsel  und  Devisen  umfaßt,  ein  Oesterreichisch- 
ungarisches  Gegenstück  schaffen  zu  können,  wurden  die  Wechsel- 
bestände der  Wochenausweise  um  die  von  uns  oben  angegebenen 
Durchschnittsbestände  der  Devisen  vermehrt.  Man  müßte  eigent- 


Das  neue  Statut  der  Oesterr.-ungar.  Bank   und   die  Theorie  der  Zahlung.         •j-i 

Tabelle  VI. 
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Visen. 

lieh  auch  die  Auslandsguthaben  einbeziehen,  die  sowohl  in  der 
Bilanz  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  als  auch  in  jener 
der  Reichsbank  unter  den  »Anderen  Aktiven«  sich  befinden.  Die 
Devisenmenge  der  Reichsbank  abzuschätzen,  und  von  dem  Sammel- 
posten zu  subtrahieren,  scheint  recht  schwierig  zu  sein. 

Die  eben  erwähnte  Stabilität  des  Goldbestandes  ist  nur  ein 
Glied  in  einer  langen  Kette  von  Stabilisierungstendenzen,  denen 
wir  bei  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  begegnen.  Zu  ihnen 
wären  auch  alle  Bemühungen  zu  rechnen,  den  Zinsfuß  mög- 
lichst konstant  zu  erhalten.  Bisher  hat  diese  Politik  unverkenn- 
baren Erfolg  aufzuweisen.  Welches  die  Ursachen  desselben  sind, 
darüber  freilich  gehen  die  Meinungen  auseinander.  Es  scheint  aber 
doch  wohl  aus  den  rohen  statistischen  Zusammenstellungen  hervor- 
zugehen [vgl  Tabelle  VII  S.  74  ^)],  daß  eine  gewisse  Isolierung  des 
Geld-  und  Kreditverkehrs  eines  Landes  möglich  ist.  Freilich  darf 
man  bei  Betrachtung  dieser  Zusammenstellung  nie  übersehen,  daß 

i)  Vgl.  G.  Scfwiidt,  Der  Einfluß  der  Bank-  und  Geldverfassung  auf  die  Dis- 
kontopolitik im  Deutschen  Reich,  in  England,  Frankreich,  Oesterreich-Ungarn, 
Belgien  und  den  Niederlanden.     Leipzig,  Duncker  &  Humblot   1910  S.  64. 
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Tabelle   VII. 


Die  Zahl  der  Veränderungen  des  Diskonts  betrug  in  den  Jahren 


bei  der 


1876 — 1907       1901  — 1907   i    1905  — 1907 


Bank  von  Frankreich 
Oesterreichisch-ungarische  Bank 
Belgische  Nationalbank 
Niederländische   Bank 

Reichsbank        

Bank  von  England     .... 


29 
40 

59 

S2 
116 

1S7 


2 

7 
II 
12 
26 


o 

3 
5 
6 

17 
17 


Die    durchschnittliche  Spannung    zwischen    höchstem    und   tiefstem  Stand  des  Bank- 
diskonts  in  einem  Jahre  betrug 


bei   der 


1876 — 1907       1901  — 1907       1905 — 1907 


Bank  von   Frankreich 
Oesterreichisch-ungarische  Bank 
Belgische  Nationalbank 
Niederländische  Bank     . 

Reichsbank        

Bank  von  England     .... 


0,55  % 
0,6250/0 
1,02  o/j, 
0,84  % 
i>73% 


2,30' 


0,33% 
0,86  o/j, 

1,03% 
0,69  % 
1,86  0/0 

1,89% 


0.31  % 
0,65  % 
0,81  0/^, 
0,88  0^ 
1,690/0 
1.88  o/„ 


die  mit  einander  verglichenen  Notenbanken  keineswegs  dieselbe 
Funktion  auf  dem  Markte  ausüben  und  daß  der  Diskontsatz 
dementsprechend  ganz  verschiedene  Bedeutung  haben  kann;  ins- 
besondere die  Angaben  über  die  Bank  von  England  können  schwer 
den  anderen  gegenübergestellt  werden.  Hingegen  ist  eine  Parallele 
zwischen  der  deutschen  Reichsbank  und  der  Oesterreichisch-unga- 
rischen  Bank  wohl   möglich. 

Eine  wichtige  Frage  bleibt  allerdings  noch  immer  offen,  wie 
weit  nämlich  neben  der  Diskontpolitik  die  Zensurpolitik  wirk- 
sam war.  Die  Differenzierung  der  Personen,  welche  auf  dem  Wege 
der  Wechseldiskontierung  den  Kredit  der  Notenbank  in  letzter 
Linie  in  Anspruch  nehmen,  entspricht  in  vielem  der  Differenzie- 
rung der  Devisenkäufer.  Während  nun  die  Variation  der 
Diskontsätze  eingehend  studiert  wird,  wendet  man  der  Varia- 
tion der  Zensur  nur  wenig  Augenmerk  zu.  Es  wäre  sehr 
wohl  möglich,  daß  der  geringeren  Veränderung  der  Diskontsätze 
bei  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  ein  größeres  Schwan- 
ken in  den  Zensurmodalitäten  entspricht,  wobei  Zensur 
nicht  im  engsten  Sinne  zu  nehmen  ist.  Es  handelt  sich  nicht  nur 
um  die  Wechsel,  welche  tatsächlich,  abgelehnt  werden,  son- 
dern selbstverständlich  auch  tim  die,  welche  gar  nicht  eingereicht 
werden,    weil    man    im    Publikum    über    die    Absichten    der    Bank 
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bereits  unterrichtet  ist.  Gerade  im  verflossenen  Jahre  191 1,  aber 
auch  im  Jahre  1912,  hat  die  Zensurpohtik  der  Oesterreichisch- 
ungarischen  Bank  zu  vielen  P^rörterungen  Anlaß  gegeben.  Wenn 
die  Bankleitung  auch  nicht  mit  jener  Offenheit,  die  zu  wünschen 
wäre,  die  Prinzipien  ihrer  Politik  mitteilt,  und  vor  allem  nicht  klar 
erkennen  läßt,  mit  welchen  Mitteln  sie  den  Kreditmarkt  von  ihren 
Tendenzen  verständigt,  so  bleibt  es  unbestritten,  daß  gegen  früher 
eine  Aenderung  des  Vorgehens  zu  verzeichnen  ist,  die  wohl  die- 
selbe —  wenn  nicht  durch  die  Nichtpublikation  schwerwiegendere 
—  Bedeutung  hat,  wie  eine  Zinsfußänderung,  nur  mit  dem  Unter- 
schied, daß  wir,  was  die  Höhe  des  Diskontsatzes  anlangt,  keine 
Differenzierung  kennen.  Formell  wird  man  wohl  nur  wenig  der 
Bankleitung  nachweisen  können,  sie  wird  vielleicht  nur  längst 
bestehende  Instruktionen  neuerlich  eingeschärft  haben,  aber  die 
Wirkung  ist  eine  erhebliche  und  wird  besonders  in  Galizien  stark 
empfunden.  Ehe  die  Krediteinschränkungen,  die  durch  andere 
Mittel  als  die  Zinsfußerhöhung  erfolgen,  nicht  eingehend  unter- 
sucht sind,  kann  man  sich  auch  nur  schwer  ein  Urteil  über  die 
wie  es  scheint  mit  einiger  Plötzlichkeit  von  der  Bank  vorgenom- 
menen Maßnahmen  bilden.  Es  handelte  sich  u.  a.  um  Bau- 
kredite, die  auf  dem  Wege  der  Diskontierung  wie  es  scheint, 
in  nicht  unerheblichem  Ausmaß  gewährt  worden  waren.  Aus  den 
Bankberichten  kann  man  leider  über  diese  so  wichtigen  Dinge 
nur  wenig  erfahren,  wie  denn  überhaupt  die  ganze  Zensur-  und 
Kreditbemessungspolitik,  sowie  die  Politik  der  »Warnungen«  von 
der  Bankleitung  nur  ausnahmsweise  zusammenfassend  vor  der 
Oeffentlichkeit  vertreten  wird.  Es  besagt  sehr  wenig,  wenn  wir 
erfahren,  daß  z.  B.  in  Wien  die  Wechsel,  welche  als  Notendeckung 
dienen,  eine  durchschnitthch  dreiwöchentliche  Laufzeit  19 11  — 
gegen  eine  zweiwöchentliche  1909  —  aufzuweisen  haben,  während 
sie  in  den  ungarischen  Filialen  durchschnittlich  zwei  Monate 
laufen,  in  Bosnien  gar  zweieinhalb  Monate.  Die  tatsächlich 
langfristigen  Kredite  erscheinen  eben  notwendigerweise  unter  der 
Form  kurzfristiger.  Die  so  häufigen  Prolongationen  von  Krediten 
erfolgen  ja  nicht  unmittelbar.  Eine  Sparkasse  z.  B.  habe  eine 
Gruppe  von  Wechseln  diskontiert ,  die  Valuta  zur  Bezahlung 
dieser  Wechsel  verschafft  sie  sich  etwa  in  der  Weise,  daß  sie  vor 
Verfall  eine  andere  Gruppe  von  Wechseln  einreicht,  für  deren 
Bezahlung  sie  sich  die  Valuta  seinerzeit  wieder  mit  Hilfe  der 
schon    einmal    verwendeten  Gruppierung    von    Unterschriften    be- 
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sorgt.  Es  besteht  nur  die  eine  Wahrscheinlichkeit,  daß  dort,  wo 
die  längeren  Laufzeiten  sehr  überwiegen,  auch  die  tatsächhch 
langfristigen  Kredite  von  mehr  als  3  Monaten  eine  größere  Rolle 
spielen. 

Wir  sehen  so  die  im  neuen  Statut  enthaltenen  Reformen 
durchaus  dem  Gesamtcharakter  der  Oesterreichisch-ungarischen 
Bank  angepaßt,  welche  heute  stark  nach  neo  mer  ka  n  tilis  t  i- 
schen  Grundsätzen  verwaltet  wird.  Die  Verfügungsfreiheit  spielt 
bei  der  Bank  bereits  eine  sehr  erhebliche  Rolle.  Sie  ermöglicht 
starke  Schwankungen  willkürlich  zu  bezeugen,  die  aber  oft  zu 
einer  Stabilisierung  des  Wirtschaftslebens   verwendet  werden. 

Die  weitgehenden  Befugnisse  der  Bank  und  der  Regierungen, 
die  Wechselkursregulierung  oder  nach  Aufnahme  der  Barzahlungen 
diese  einzustellen,  haben  besonders  im  Kriegs-  und  Mobilisierungs- 
fall erhebliche  Bedeutung,  so  vor  allem :  Art.  83 :  »Die  öster- 
reichisch-ungarische Bank  ist  verpflichtet,  die  von  ihr  ausgegebenen 
Noten  .  .  .  einzulösen.  .  .  Wird  diese  Verpflichtung  .  . .  nicht  läng- 
stens 24  Stunden  nach  Präsentation  erfüllt,  so  hat  dies  außer  dem 
Falle  einer  im  gesetzlichen  Wege  gleichzeitig  in  beiden  Staaten 
der  Monarchie  verfügten  zeitweiligen  Einstellung  der  Notenein- 
lösung den  Verlust  des  Privilegiums  zur  Folge,  sofern  nicht  eine 
durch  höhere  Gewalt  hervorgerufene,  von  beiden  Regierungen 
anerkannte  unmittelbare  Verhinderung  besteht.« 

Für  die  Dauer  der  Suspension  gilt  statt  dessen  Art.  1 1 1  : 
^> Falls  die  österreichisch-ungarische  Bank  während  der  Zwischen- 
zeit ihrer  Verpflichtung  nicht  nachkommt,  mit  allen  der  zu  Ge- 
bote stehenden  Mitteln  dafür  zu  sorgen,  daß  der  im  Kurse  der 
ausländischen  Wechsel  zum  Ausdrucke  gelangende  Wert  ihrer 
Noten  entsprechend  der  Parität  des  gesetzlichen  Münzfußes  der 
Kronenwährung  dauernd  gesichert  bleibt,  so  hat  dies,  außer  dem 
Falle  einer  im  gesetzlichen  Wege  gleichzeitig  in  beiden  Staaten 
der  Monarchie  verfügten  zeitweiligen  Enthebung  der  österreichisch- 
ungarischen Bank  von  ihrer  vorbezeichneten  Verpflichtung  den 
Verlust  des  Privilegiums  zur  Folge,  sofern  nicht  eine  durch  höhere 
Gewalt  hervorgerufene,  von  beiden  Regierungen  anerkannte  un- 
mittelbare Verhinderung  besteht.^ 

Selbst  im  Falle  die  Barzahlungen  aufgenommen  werden  und 
das  Bankstatut  bestehen  bleibt,  ist  die  Einstellung  derselben  durch 
einverständliche  Zustimmung  der  Regierungen  ermöglicht.  Für 
Deutschland  wurde  eine  Anregung    in  diesem  Sinne    von   Riesser 
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gegeben  ^),  der  aber  nur  den  Kriegsfall  ins  Auge  faßt,  während 
praktisch  die  Mobilisierungsperiode  von  gleicher  Bedeutung  ist, 
wobei  nicht  die  offizielle  Mobilisierung,  sondern  auch  die  tatsäch- 
liche in  Betracht  kommt.  Gerade  der  Umstand,  daß  der  Kriegs- 
erklärung häufig  eine  Periode  nicht  zugestandener  Mobilisierung 
vorausgeht,  kann  Veranlassung  sein,  der  Regierung  in  Verbindung 
mit  der  Bankleitung  weitgehende  Rechte  einzuräumen.  Dieser 
Zeitpunkt  läßt  sich  nicht  im  vorhinein  durch  eine  Bestimmung 
fixieren,  ja  für  die  politischen  Vorkommnisse  könnte  eine  solche 
F'ixierung  geradezu  hinderlich  sein''^). 

In  Zeiten  der  politischen  Spannung  wie  191 1,  als  Deutschland 
finanziell  nicht  unwesentlich  bedroht  war,  kann  es  zu  Steigerungen 
der  Wechselkurse  kommen,  die  nicht  allein  durch  unsere 
politische  Lage,  sondern  auch  durch  die  eines  befreundeten 
Staates  bedingt  sein  mag.  Dann  kann  es  vielleicht  einmal  am 
Platz  sein,  die  Abweichung  der  Kurse  von  der  Münzparität  über 
jene  Grenze  hinaus  zu  gestatten,  die  durch  den  Geheimvertrag 
zwischen  den  Regierungen  und  der  Bank  genauer  fixiert  ist.  Eine 
Kontrolle  ist  in  solchen  Zeiten  durch  die  heutige  Form  der  Volks- 
vertretung ohnedies  nicht  durchführbar  und  ein  gewisses  Vertrauen 
in  die  Regierungen  und  die  Bankleitung  wohl  unvermeidlich. 
Dazu  kommt  noch,  dafS  ohnehin  die  meisten  Bankleitungen  ent- 
schlossen sein  dürften,  selbst  wenn  jede  gesetzliche  Bestimmung 
fehlen  sollte,  im  P^inverständnis  mit  den  Regierungen,  wenn  die 
Not  es  unbedingt  erfordert,  die  Barzahlungen  einzustellen,  wobei 
allerdings  kostbare  Zeit  mit  Zaudern  verloren  gehen  kann. 

Während  aber  das  Bankstatut  die  Einstellung  der  Wechsel- 
kursregulierung oder,  was  dasselbe  ist,  die  P^inlösung  der  Noten 
durch  Golddevisen  und  im  Pralle  die  Barzahlung  besteht  die  Ein- 
stellung dieser  vorsieht,  fehlt  eine  Bestimmung,  welche  die 
Verschlechterung  der  Notendeckung  ermöglichte.  Mit 
§  14  des  Staatsgrundgesetzes  wäre  nur  in  Oesterreich  eine  ent- 
sprechende Verfügung  durchführbar,  während  man  in  Ungarn 
irgend  eine  der  dort  schon  mehrfach  verwendeten  tatsächlichen 
Methoden  zur  Anwendung  bringen  könnte.  Man  denke  nur  an  den 
Februar  191 1,  wo  man  durch  gesetzlich  ungenügend  gestützte 
Abmachungen    zwischen   den    Regierungen    und  der  Bank    deren 

i)  Vgl.  y.  Riesser,  Finanzielle  Kriegsbereitschaft  und  Kriegführung.  Jena   1909. 
2)  Vgl.  Otto  Neurath,    »Gesetzliche   Barzahlung  und  KriegsfalK<,    Jahrb.  f.  Ge- 
setzgeb.,  Verwalt.  u.  Volkswirtschaft  i.  Deutschen  Reich,  S.    18S5. 
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Bestand  sicher  stellte.  Früher  konnte  man  mit  einiger  Spitz- 
findigkeit einen  Ausweg  finden.  So  wurde  im  Jahre  1870  der 
§  14  zur  Anwendung  gebracht,  als  man  33  Millionen  Gulden 
Devisen  in  den  Metallschatz  einrechnen  wollte.  Die  österreichi- 
sche Nationalbank  war  nämlich  in  Ungarn  gesetzlich  nicht  an- 
erkannt —  also  ein  rein  österreichisches  Unternehmen  —  wäh- 
rend ihre  Statuten  in  beiden  Reichshälften  Gesetzeskraft  hatten  ^). 
Die  Verschlechterung  der  Notendeckung  kann  in  verschiedener 
Weise  erfolgen.  Entweder  bleibt  der  Metallschatz  bestehen  und 
man  vermehrt  die  Notenemission,  wobei  man  als  bankmäßige 
Deckung  Wechsel  verwendet.  Oder  aber  man  verschlechtert  die 
Deckung  nicht  nur,  was  die  Quote  der  Metallmenge  anlangt,  son- 
dern auch  dadurch,  daß  man  in  die  bankmäßige  Deckung  die 
Staatsschuld  einrechnet,  die  eventuell  bei  der  Bank  aufgenommen 
wird.  Nicht  selten  dürfte  sich  auch  der  Fall  ereignen,  daß  bei 
unverändertem  Notenumlauf  die  Regierung  sich  Gold  von  der 
Bank  geben  läßt;  zweckmäßiger  freilich  wäre  es,  alle  diese  Vor- 
gänge nicht  vom  Standpunkte  der  Deckung  aus  zu  betrachten. 
Da  die  Barzahlungen,  soweit  sie  bestehen,  in  jedem  größeren 
Kriege  eingestellt  werden  dürften,  muß  man  nur  von  Inlands-  und 
Auslandsgeld  sprechen ;  ersteres  kann  rein  chartalen  Charakter 
tragen,  während  für  letzteres  heute  nur  Gold  praktisch  in  Europa 
in  Betracht  kommt.  Die  Inlandszirkulation  kann  nun  im  Interesse 
des  Nationalwohlstandes  unabhängig  von  jeder  Beziehung  zur 
Deckung  geregelt  werden,  während  hinwiederum  eine  besondere 
Auslandszahlungsmittelpolitik  Platz  greifen  wird. 

Die  von  der  Oesterreichisch-ungarischen  Bank  vertretenen 
Prinzipien  trifft  man  denn  auch  sonst  häufig  an.  In  Bulgarien 
haben  sie  während  des  Krieges  mit  der  Türkei  im  Jahre  191 2  eine 
hervorragende  Rolle  gespielt;  es  wurde  jedwede  Auslandszahlung 
kurzerhand  unterbunden,  die  nicht  von  Staats  wegen  gewünscht 
wurde.  Gold  und  Devisen  gab  die  staatliche  Notenbank  nur  an 
solche  Personen  ab,  welche  Kriegslieferanten  waren,  in  kleineren 
Beträgen  an  Kaufleute,  die  dringende  Reisen  zu  machen  hatten 
u.  dergl.  Doch  wurde  dann  immer  Legitimierung  verlangt,  Vor- 
weisung der  Pässe  oder  sonstiger  Dokumente.  Auch  der  Versand 
von  Geld  in  größeren  Beträgen  durch  die  Post  wurde  eingestellt. 
Die  Privatbanken  konnten  dagegen  keine  Schecks  abgeben,  weil 

i)    Vgl.  Leonhardt,    a.   a.  O.  S.  66.     Damals   war  das  Xotenkonlingent  absolut 
mit  400  Millionen  Kronen  fixiert. 
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ihre  Kredite    im  Auslande  gekürzt    wurden    imd    sie  nur  unzurei- 
chende Guthaben  zur  Verfügung  hatten. 

Die  geschilderten  typischen  Züge  des  neuen  Bankstatuts  und 
der  gesamten  neomerkantilistischen  Politik  der  Bank  lassen  aber 
eine    volle  Würdigung    erst    zu,    wenn    man    gleichzeitig   die  Pro- 
duktionspolitik Oesterreich-Ungarns  ins  Auge  faßt.    Was  hilft  alle 
Devisenpolitik,  wenn  der  Export  z.  B.  dauernd  leidet.     Bei  Unter- 
suchung dieser  umfassenderen  Zusammenhänge  treten  neue  Fragen 
in  den  Vordergrund,  die  sich  mit  Maximen  wie:  Schutz  des  Me- 
tallschatzes,   oder    Stabilität    der    Wechselkurse    nicht    erledigen 
lassen.     Es  ist  sehr  leicht  zu  sagen,  wenn  die  Devisenkurse  hoch 
steigen,  müsse  man  zum  Schutze  des  Metallschatzes  die  Zinsfuß- 
schraube anziehen.     Es  kann  gerade    durch  einen  niedrigen  Dis- 
kontsatz der  Handel  so  gefördert  werden,  daß  er  die  Devisenkurse 
auf  dem  Umwege    des  gesteigerten  Exportes  senkt.     Wie  umge- 
kehrt eine   starke  Erhöhung    des  Diskontsatzes  unter  Umständen 
derart  lähmend  wirken  kann,  daß  die  Exportfähigkeit  leidet  und 
damit    die  Quelle,    aus    der    die  Devisen  strömen,    die    man   zur 
Devisenpolitik  in  erster  Reihe  benötigt,  verstopft  wird.  So  wertvoll 
alle  Anregungen    sind,    welche    der  Wechselkursregulierung    eine 
größere  Aufmerksamkeit    als  bisher  zuwenden  wollen,   so    dürfen 
sie  uns  doch  nicht  blind  machen  gegen  einen  weit  umfassenderen 
Komplex  von  Problemen,    welche  mit  dem  Nationalreichtum  un- 
mittelbar zusammenhängen,    denn    schließlich  ist  die  Regulierung 
der  Wechselkurse  zuweilen    nur  im  Interesse    eines  recht  kleinen 
Kreises  der  Bevölkerung,  in  erster  Linie  der  Importeure  gelegen. 
Es    kann  nicht  im  Rahmen  der  vorliegenden   Arbeit  unsere  Auf- 
gabe sein,    diese  Punkte   näher  zu    untersuchen ;    haben    wir   uns 
doch  vor  allem  auf  die  Fragen  beschränkt,    die  mit  dem  Wesen 
des  Geldes  in  näherem  oder  entfernterem  Zusammenhange  stehen. 
So  wie  das  neue  Statut  auf  eine  schon  vielfach  vergessene  Ver- 
gangenheit zurückweist,  so  deutet  es  auch  ein  wenig  auf  die  zu- 
künftige Entwicklung  hin.     Um  Reformen    des  Geldwesens  wirk- 
lich zu  würdigen,  genügt  es  nicht,  ihre  augenblicklichen  Wirkungen 
zu  beschreiben,    man  muß  wenigstens    den   Versuch  machen,    sie 
umfassenderen  Umwälzungen   einzugliedern. 

Die  Geldzahlung  war  bei  ihrer  Entstehung  ein  Produkt 
mangelnder  Organisation.  In  einem  abgeschlossenen,  wohl- 
administrierten Gemeinwesen  kann  die  Natur  alw  irtsc  haft  auf 
eine  Stufe    der  Vollkommenheit  gebracht  werden,    die  allen  An- 
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forderungen  der  Kultur  Genüge  leistet;  auch  in  einem  entsprechend 
organisierten  Staaten  syst  e  m  ist  sie  denkbar  und  manches  spricht 
dafür,  daß  ihr  eine  nicht  allzuferne  Zukunft  gehört.  Dabei  muß 
man  sich  darüber  klar  werden,  daß  eine  solche  naturalwirtschaft- 
liche Organisation  von  einer  bestimmten  sozialen  Ordnung  ziem- 
lich unabhängig  ist,  z.  B.  durchaus  vereinbar  erscheint  mit  einer 
Ordnung,  welche  das  Privateigentum  an  Produktionsmitteln  kennt. 
Die  historisch  bekannten  Typen  des  Natur  aliengiro  Ver- 
kehrs^) und  des  Naturalienkredits  zeigen  zur  Genüge,  welch 
hohe  Formen  der  Organisation  mit  der  Naturalwirtschaft  verein- 
bar sind,  wie  ungerechtfertigt  es  ist:  Naturalwirtschaft,  Geldwirt- 
schaft, Kreditwirtschaft  als  unabänderliche  Stufenfolge  festzuhalten. 
Weit  richtiger  wäre  es,  verschiedene  Stufen  der  Naturalwirtschaft 
und  verschiedene  Stufen  der  Geldwirtschaft  zu  unterscheiden. 
Die  Naturalwirtschaft  in  ihrer  vollendetsten  Ausgestaltung,  die 
Giroverkehr  und  Naturalienkredit  auf  internationaler  Basis,  ohne 
Verwendung  irgend  einer  Tauscheinheit  kennt,  dürfte  die  höchste 
Form  der  Güterzirkulation  darstellen,  die  wir  überhaupt  schaffen 
können.  Es  sind  bestimmte  historische  Gründe,  welche  die  be- 
kannte Stufenfolge  begünstigten. 

Eine  Großnaturalwirtschaft,  zu  der  im  alten  Aegypten  be- 
deutsame Ansätze  vorhanden  waren,  bedarf  einer  straffen  staat- 
lichen Organisation,  hochentwickelter  Rechtssicherheit  und  eines 
geschulten  Beamtenapparates.  Eine  solche  Institution  ist  in  alten 
Zeiten  nur  dort  möglich,  wo  man  mit  fremden  Völkern  wenig  in 
Berührung  kommt  und  eine  verhältnismäßig  isolierte  staatliche 
Existenz  führt.  Aegypten  besaß  im  dritten  Jahrtausend  v.  Chr.  eine 
hochentwickelte  Naturalwirtschaft,  die  später  verfiel.  Zur  Zeit  des 
Hellenismus  und  des  römischen  Reichs  blühte  sie  in  veränderter 
Form  wieder  auf.  Das  Geld  ist  in  einem  solchen  Staatswesen  prin- 
zipiell überflüssig,  es  wird  erst  notwendig,  wenn  Individuen  mit- 
einander tauschen  wollen,  die  nicht  einer  Organisation  angehören, 
welche  geeignet  wäre,  einen  direkten  Tausch  zwischen  mehr  als 
zwei  Personen  unmittelbar,  etwa  durch  Vermittlung  von  Naturalien- 
girobanken zu  gestatten,  wie  sie  freilich  in  großem  Stiel 
historisch  nicht  bekannt  sind.  Wenn  der  fremde  Händler  mit  dem 
Mitglied  eines  Naturaliengiroverbandes  zusammentrifft,  muß  er 
etwas  mitbekommen,    was  er  selbst  verwerten  kann,    oder  wofür 

i)    Vgl.  Preisigke,    Girovvesen    im    griechischen  Aegypten,    1910.     Ueber  Korn- 
giroverkehr, S.  62  ff. 
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er  sich  verschaffen  kann,  was  er  braucht.  In  Zeiten  des  Schatz- 
handels sind  die  reichen  Leute  immer  Abnehmer  aller  Gegen- 
stände, die  zur  Hortbildung  dienen  können,  die  übrige  Bevölke- 
rung kauft  mit  ziemlicher  Sicherheit  Waffen  und  Werkzeuge.  Will 
der  Zwischenhändler  sein  Risiko  verringern,  so  wählt  er  als 
Handelsartikel  nicht  Fertigfabrikate,  nach  denen  die  Nachfrage 
stark  wechselt,  da  sie  der  Mode  unterliegen,  sondern  die  Rohstoffe, 
welche  zur  Herstellung  der  erwähnten  Gegenstände  verwendbar 
sind.  Jene  Güter  nun,  deren  Angebot  auf  dem  Markte  sich  wenig 
ändert,  sind  besonders  geeignet,  als  Basis  eines  sicheren  Handels- 
verkehrs zu  dienen  und  die  Grundlage  für  die  Vererbung  von 
Handelsgütern  vom  Vater  auf  den  Sohn  zu  bilden.  Auch  erhöht 
die  Aufspeicherung  dieser  Rohstoffe  das  Risiko  nur  unwesentlich. 

Die  so  entstehenden  Tauschmittel  setzen  keinerlei  Organi- 
sation zwischen  den  Tauschenden  voraus.  Man  kann  sich  ihrer 
mit  Vorteil  bedienen,  wo  kurze  Friedensperioden  mit  Kriegen 
abwechseln.  Das  Tauschmittel  wird  zu  einem  primitiven  Binde- 
mittel dort,  wo  Organisationen  höherer  Art  fehlen,  es  spielt  seine 
Rolle  insbesondere  im  internationalen  Verkehr.  Wenn  eine 
hochentwickelte  Naturalwirtschaft,  die  die  Bürger  eines  Staates 
vereinigt,  Kredit-  und  Giroverkehr  kennt,  im  internationalen 
Verkehr  zur  Geldwirtschaft  übergeht ,  muß  organisatorisch 
von  einem  Rückschritt  gesprochen  werden;  nur  inso- 
fern an  die  Stelle  des  staatlichen  der  internationale  Ver- 
kehr tritt,  ist  ein  Fortschritt  zu  verzeichnen.  Durch  den 
Handel  mit  Fremden  wird  die  Naturalwirtschaft  begreiflicher- 
weise in  ihrer  weiteren  Entfaltung  gehindert  und  einer  auflösen- 
den Tendenz  unterworfen.  Wir  sehen  denn  auch  das  alte  Aegypten 
im  2.  Jahrtausend  v.  Chr.,  sobald  es  zu  einem  erobernden  Staat 
wird,  immer  stärker  sich  der  Geldwirtschaft  zuwenden.  In  den 
meisten  Ländern  ist  nun  die  priinitive  Naturalwirtschaft,  ehe  sie 
sich  recht  entfalten  konnte,  durch  Fremdinfektion  in  die  Geld- 
wirtschaft übergegangen,  was  den  so  weit  verbreiteten  Glauben 
hervorrief,  die  Naturalwirtschaft  sei  an  sich  weniger  entwicklungs- 
fähig, notwendig  primitiver  als  die  Geldwirtschaft. 

Das  einmal  zur  Herrschaft  gelangte  Tauschmittel,  welches 
eventuell  früher  schon  vorhanden  war,  aber  keine  entscheidende 
Rolle  spielte,  wird  bald  staatlich  anerkannt,  bei  Steuer-,  Straf- 
zahlungen usw.  in  Verwendung  genommen;  das  Geld  wird  zum 
nationalen    und    internationalen   Zahlungsmittel.     Erst    allmählich 
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sehen  wir  wieder  die  rückläufige  Bewegung  einsetzen.  Man  schafft 
Geldsorten,  die  nur  im  nationalen  Verkehr,  nicht  auch  im  inter- 
nationalen brauchbar  sind,  betont  am  Geld  immer  stärker  die 
organisatorische  Seite,  läßt  es  von  der  staatlichen  Autorität  ab- 
hängen und  beginnt  Pläne  von  einem  Weltgeld  zu  schmieden, 
das  nicht  mehr  von  seinem  Gebrauchswert  als  Schmuck  oder 
Werkzeug  abhängig  ist,  sondern  das  Ergebnis  des  allgemeinen 
Vertrauens  zur  Stabilität  der  Marktinstitutionen.  Und  es  geschieht 
das  merkwürdige,  daß  dies  primitive  Produkt  mangelnder  Orga- 
nisation schließlich  als  das  non  plus  ultra  menschlicher  organisa- 
torischer Erfindungskraft  gepriesen  wird,  während  man  die  Natural- 
wirtschaft mit  ihren  bedeutenden  Ansätzen  zu  einer  weit  höheren 
Organisationsform  verächtlich  beiseite  schiebt. 

Wenn  wir  den  Versuch  machen,  uns  vorzustellen,  wie  die 
Entwidmung  sich  gestaltet  hätte,  wenn  Staaten  mit  ausgebildeter 
Großnaturalwirtschaft  zusammengestoßen  wären,  so  können  wir 
wohl  vermuten,  daß  ein  internationaler  Naturaliengiroverkehr  sich 
herausgebildet  hätte,  so  wie  in  der  Geldwirtschaft  aus  dem  natio- 
nalen Geldgiroverkehr  sich  allmählich  ein  internationaler  heraus- 
bildet. Der  internationale  Handelsverkehr  würde  in  einer  solchen 
Organisation  so  vor  sich  gehen,  daß  nie  gleichzeitig  Waren  der- 
selben Qualität  von  dem  Lande  A  ins  Land  B  und  von  dem  Lande 
B  ins  Land  A  geschickt  würden,  es  könnte  nur  zur  Versendung  in 
einer  Richtung  kommen,  während  wir  bekanntlich  heute  noch 
nicht  so  weit  sind,  den  internationalen  Handelsverkehr  derart 
wirtschaftlich  zu  gestalten.  Denn  wenn  auch  viele  wechselseitige 
Importe  nicht  Waren  gleicher  Qualität  betreffen,  so  bleiben 
doch  noch  immer  genug  Fälle  übrig,  in  denen  kein  Qualitäts- 
unterschied die  Versendung  motivierte. 

Sobald  der  Geldverkehr  sich  einigermaßen  ausgebildet  hat, 
beginnt  man  ihn  auch  schon  von  Staats  wegen  zu  beherrschen, 
teils  bewußt,  teils  infolge  zufälliger  Verknüpfungen,  die  wie 
so  oft  gerade  in  der  Geschichte  des  Geldes  eine  bedeutsame 
Rolle  gespielt  haben.  Die  erste  Veränderung  wird  zu  einem 
belanglosen  naheliegenden  Zweck  vorgenommen  und  die  Kon- 
sequenzen äußern  sich  in  späteren  Zeiten  in  schwerwiegender 
Weise.  Der  erste  Weg,  die  Geldzirkulation  staatlich  zu  regulieren, 
besteht  in  der  Verschlechterung  des  Geldes.  Hier  ist  wohl 
der  bedeutsamste  organisatorische  Fortschritt  auf  dem  Gebiet  des 
Geldwesens  zu   suchen,    denn   die    so  oft  gerühmte  Münzprägung 
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hat  nur  untergeordnete  Bedeutung,  haben  doch  Phöniker  und  Baby- 
lonier,  die  sich  doch  sicher  auf  ihren  Vorteil  verstanden,  lange  ge- 
zögert, die  Münze  einzuführen.  Das  Papiergeld  können  wir  als 
Extremfall  der  Geldverschlechterung  auffassen,  ebenso  das  reine 
Girogeld.  Nur  ist  in  diesen  Fällen  die  funktionelle  Reform  deut- 
licher auch  für  den  Laien  zu  erkennen;  Papiergeld  und  Girogeld, 
die  beide  wieder  eine  geschlossene  Organisation  voraussetzen,  be- 
ginnen allmählich  den  internationalen  Verkehr  zu  durchdringen, 
und  manche  glauben,  daß  das  internationale  Girogeld,  ebenso  wie 
das  internationale  Papiergeld,  eine  große  Zukunft  vor  sich  habe. 
Ein  derartiges  internationales  Zahlungssystem  müßte  seinem  Wesen 
nach  mit  einem  internationalen  Kreditsystem  Hand  in  Hand  gehen. 
Diese  Organisation  würde  aber  noch  keineswegs  allen  Anforde- 
rungen genügen,  die  von  denen  gestellt  werden,  welche  den  Ge- 
samtreichtum im  Auge  haben.  Scheint  doch  die  Geldzahlung 
schon  im  nationalen  Zahlungsverkehr  mangelhaft  zu  sein,  inso- 
fern sie  nicht  eine  genügende  Beeinflussung  durch  den  Staat  ge- 
stattet und  die  Gesamtbefriedigung  kein  Maximum  erreichen  läßt, 
können  wir  doch  sehen,  daß  offenbare  Mängel  im  Geldwesen  mit 
an  den  Krisenerscheinungen  schuld  sind. 

Man  muß  sich  auch  vor  Augen  halten,  daß  —  ohne  Rück- 
sicht auf  irgend  eine  bestimmte  soziale  Ordnung  —  unter  den 
Zahlungseinrichtungen  der  Giroverkehr  keineswegs  die  letzte  mög- 
liche darstellt^),  sondern  der  geldfreie  unmittelbare 
Tauschverkehr  zwischen  mehr  als  zwei  Personen 
ohne  Verwendung  irgendwelcher  Einheiten-). 

Heute  stehen  sehr  viele  Nationalökonomen  einer  Beeinflus- 
sung des  Geldverkehrs  durch  die  Staaten  durchaus  freundlich 
gegenüber.  Immer  häufiger  wird  die  Verkehrswirtschaft  als  ein 
Produkt  bewußt  gestaltender  Kräfte  angesehen  und  dement- 
sprechend wissenschaftlich  behandelt.  Diese  Bewegung  dürfte 
vielleicht  den  Anstoß  zu  einer  Beseitigung  der  Geldwirtschaft 
überhaupt  geben.  Denn  das  Geld  ist  ein  Zwittergebilde,  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  beeinflußbar  und  dennoch  seinem 
Wesen  nach  dazu  ausersehen,  unbestimmte  Forderungen  zu  re- 
präsentieren, die  sich  in  unvorhergesehener  Weise  mani- 
festieren können.  Heute  freilich  kommt  dies  Doppelspiel  noch  nicht 

i)  Vgl.  dagegen  Knapp,  Staatl.  Theorie  d.  Geldes,  S.   145. 
2)  Vgl.  Otto  Neurath,  »Nationalökonomie  und  Wertlehre«  Ztschr.  f.  Volkwirtsch. 
Sozialpolitik  und  Verwalt.  XX.  S.  69  if. 
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34  Dr.  Otto  Neurath:  Das  neue  Statut  der  Oesterr.-ungar.  Bank  etc. 

allgemein  zum  Bewußtsein  und  sehr  viele  glauben  an  einer  Vered- 
lung des  Geldes  und  an  die  Möglichkeit  es  als  Werkzeug  im  Dienste 
des  Nationalreichtums  handhaben  zu  können.  Jedenfalls  zeigt 
sich  auch  auf  dem  Gebiet  des  Geldwesens,  daß  die  Periode  des 
Geschehen-  und  Gewährenlassens,  die  besonders  in  der  Theorie 
eine  so  große  Rolle  spielte,  überwunden  ist ;  wir  nähern  uns 
wieder  Anschauungen,  die  wir  einst  verließen,  weil  wir  sie  nicht 
gut  zu  nutzen  verstanden,  die  Zukunft  wird  zeigen,  ob  wir  so 
viel  an  klarer  Einsicht  gewonnen  haben,  daß  wir  endgültig  über 
die  periodischen  Schwankungen  zwischen  Liberalismus  und  Mer- 
kantilismus hinaus  sind.  Viel  wird  auch  davon  abhängen,  ob  es 
der  Wissenschatt  gelingen  wird,  auch  eine  Marktordnung,  die  im 
Interesse  der  Allgemeinheit  von  Staats  wegen  oder  von  Verbänden 
beeinflußt  wird,  derart  zu  schematisieren,  daß  sie  nicht  nur  als 
eine  Abweichung  vom  Idealfall    der  freien  Konkurrenz  erscheint. 

In  der  Geschichte  dieser  Bewegung  wird  das  österreichisch- 
ungarische Bankstatut  von  191 1,  sowie  die  Ideenwelt,  mit  der  es 
verbunden  ist,  eine  bedeutsame  Episode  darstellen. 

Wien,  November   1912. 
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DAS  REICHS-PETROLEUMMONOPOL. 

Von 

W.  TRENKHORST. 

In  den  letzten  Jahren  ist  wohl  kaum  eine  wirtschaftliche  Frage 
so  lebhaft  erörtert  worden  wie  gegenwärtig  das  Problem  des 
Reichs-Petroleummonopols.  Zahlreiche  Berufene  und  noch  viel 
mehr  Unberufene  haben  bereits  in  längeren  oder  kürzeren  Aus- 
führungen hierzu  Stellung  genommen,  jedoch  ohne  daß  eine  auch 
nur  einigermaßen  genügende  Klärung  der  Lage  erzielt  worden 
wäre.  Die  erste  Lesung  des  Gesetzentwurfs  im  Reichstage  hat 
dieselbe  gleichfalls  nicht  gebracht.  Insbesondere  bedürfen  die 
den  Nationalökonomen  in  erster  Linie  interessierende  Preisfrage 
und  im  Zusammenhang  damit  die  Bezugsmöglichkeiten  noch  einer 
gründlichen  Untersuchung.  Von  deren  Ausfall  wird  es  dann  ab- 
hängen müssen,  wie  sich  die  weitere  Behandlung  der  Vorlage 
gestaltet. 

Um  Zweck  und  Bedeutung  des  Monopolplanes  richtig  ein- 
schätzen zu  können,  ist  es  zunächst  erforderlich,  daß  wir  uns 
einen  Ueberblick  über  die  Entwicklung  des  deutschen  Petroleum- 
marktes verschaffen.  Von  1862  bis  gegen  1890  kam  ausschließ- 
lich amerikanisches  Petroleum  nach  Deutschland,  und  zwar  war 
während  der  zweiten  Hälfte  dieses  Zeitraums  die  Standard  Oil  Co. 
alleinige  Lieferantin.  Ihr  machten  später  die  Pure  Oil  Co.  und 
die  Deutsch-Russische  Naphtha-Import-Gesellschaft  empfindliche 
Konkurrenz.  Um  diese  zu  brechen,  vernichtete  die  St.  O.  C. 
skrupellos  die  letzten  selbständigen  Importeure,  welche  notge- 
drungen russisches  und  von  der  P.  O.  C.  geliefertes  Petroleum 
führten.  Bereits  vor  1900  erfolgte  dann  eine  Einigung  zwischen 
den  deutschen  Standard-Gesellschaften  und  ihren  Gegnern.  Nun 
herrschte    längere   Zeit    Ruhe,    bis    Oesterreicher    und    Rumänen 
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wachsende  Mengen  Leuchtöl  in  Deutschland  unterzubringen  such- 
ten. Das  rumänische  Petroleum  wurde  von  der  Petroleum-Pro- 
dukte A.-G.  vertrieben,  hinter  welcher  hauptsächlich  die  Deutsche 
Petroleum-A.-G.  (Deutsche  Bank)  stand.  Dagegen  sorgten  für 
den  Absatz  der  österreichischen  Ware  verschiedene  Untergesell- 
schaften der  A.-G.  für  österreichische  und  ungarische  Mineralöl- 
Produkte  (Olex),  zu  welcher  fast  alle  galizischen  Raffinerien  ge- 
hörten. Die  Amerikaner  waren  durchaus  nicht  gesonnen,  eine 
erneute  Einschränkung  ihrer  Macht  ruhig  hinzunehmen.  Sie  führten 
daher  überall,  wo  sie  sich  bedroht  fühlten,  den  Straßentankwagen- 
betrieb  ein  und  fesselten  die  Detaillisten  auf  mehrere  Jahre  hinaus 
durch  Verträge  an  sich.  Dann  ging  i.  J.  1905  plötzlich  die 
Freundschaft  mit  den  Russen  in  die  Brüche,  und  ein  äußerst 
heftiger  Preiskampf  der  Standard-Gesellschaften  gegen  alle  anderen 
begann.  Mit  welcher  Rücksichtslosigkeit  dieser  zum  Austrag  ge- 
bracht wurde,  lehrt  die  Tatsache,  daß  man  in  Kreuznach  einige 
Zeit  lang  das  Petroleum  mit  8  Pfg.  pro  Liter  frei  Haus  kaufen 
konnte').  Rechnet  man  von  dem  Erlös  für  Zoll  6  Pfg.  ab,  so 
bleibt  als  Aequivalent  für  die  Ware  fast  nichts  übrig. 

Unter  diesen  Umständen  war  es  unausbleiblich,  daß  die 
schwächeren  Gesellschaften  Riesenverluste  erlitten.  Infolgedessen 
schlössen  sich  1907  die  Deutsch-Russische  Naphtha-Import-Gesell- 
schaft  und  die  Petroleum-Produkte  A.-G.,  die  am  ärgsten  mitge- 
nommen worden  waren,  zur  Europäischen  Petroleum-Union*  zu- 
sammen und  verschmolzen  ihre  Verkaufsorganisationen  in  den 
einzelnen  Ländern  durch  Tochtergesellschaften ;  auf  diese  Weise 
entstand  auch  die  Deutsche  Petroleum- Verkaufs-Gesellschaft.  Als 
Ziel  der  E.  P.  U.  wurde  offiziell  die  Verdrängung  der  amerikani- 
schen Gesellschaften  aus  Europa  angegeben.  —  Man  stand  der 
Union  aber  von  vornherein  skeptisch  gegenüber,  und  nur  zu  bald 
sollte  sich  zeigen,  wie  sehr  das  berechtigt  war.  Knapp  ein  Jahr 
nach  der  Gründung  mehrten  sich  die  Anzeichen  einer  zwischen 
der  D.  P.  V.  G.  und  der  Deutsch-Amerikanischen  Petroleum- 
Gesellschaft  erfolgten  Verständigung  derart,  daß  an  der  Tatsache 
nicht  mehr  gezweifelt  werden  konnte.  Ereignisse  der  neuesten 
Zeit  haben  das,  was  damals  nur  vermutet  wurde,  vollauf  bestätigt 
und  uns  außerdem  mit  dem  Inhalt  des  Vertrages  vertraut  gemacht. 
Das  Abkommen  sicherte  der  D.  P.  V.  G.  einen  bestimmten  Anteil 
am    gemeinsamen  Absatz  zu.     Dafür    durften  aber  alle  wichtigen 

i)  Leis,  Reichsmonopol,  S.  2. 
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Angele^^enheiteii,  insbesondere  Organisation  des  Vertriebes,  Preis- 
festsetzung und  z.  T.  sogar  Personalfragen  nur  nach  deti  Anord- 
nungen der  D.  A,  P.  G.  geregelt  werden  ^).  Bis  zum  Juni  1912 
in  welchem  Monat  die  Deutsche  Bank  plötzlich  den  Vertrag  an- 
focht, hatte  also  die  D.  A.  P.  G.  die  D.  P.  V.  G.  völlig  in  der 
Hand.  Daß  sie  diese  Lage  nach  Möglichkeit  auszunützen  bestrebt 
war,   kann  uns  nicht  weiter  wundern. 

Nach  dem  erwähnten  Friedensschluß  verdoppelte  die  St.  O.  C. 
ihre  Anstrengungen,  um  auch  den  letzten  Gegner  zum  Erliegen 
zu  bringen.  Das  verursachte  insofern  außerordentliche  Schwierig- 
keiten, als  die  österreichischen  Raffinerien  damals  infolge  beson- 
derer Umstände  sehr  billiges  Rohöl  hatten  und  daher  mit  nied- 
rigen Preisen  vorlieb  nehmen  konnten.  Aber  die  geriebenen 
Standard-Leute  wußten  schon  Mittel  und  Wege  zu  finden,  die 
unfehlbar  zum  Ziele  führten.  Natürlich  spielten  die  bekannten 
Verträge,  die  sich  früher  bereits  vorzüglich  bewährt  hatten, 
wiederum  eine  hervorragende  Rolle.  Nur  begnügten  sich  die 
Amerikaner  und  ihre  Bundesgenossen  jetzt  nicht  mehr  damit,  die 
Detaillisten  vertraglich  an  sich  zu  binden,  sondern  verpflichteten 
sie  obendrein  durch  eine  besondere  Klausel  ausdrücklich,  kein 
österreichisches  oder  ungarisches  Petroleum,  weder  rein  noch 
vermischt,  zu  verkaufen.  Wer  es  trotzdem  tat,  ging  seiner  An- 
sprüche auf  Rabatt  verlustig,  zahlte  also  indirekt  eine  Konventional- 
strafe. Stellenweise  scheint  ein  noch  schärferes  Mittel  angewandt 
worden  zu  sein.  Der  Großeinkaufs-Verein  der  Kolonialwaren- 
Händler  zu  Hannover  erhielt  nämlich  im  Sommer  1909  von  der 
D.  A.  P.  G.,  D.  P.  V.  G.  und  P.  O.  C.  die  Mitteilung,  daß  ge- 
nannte Gesellschaften  denjenigen  Mitgliedern,  die  nebenbei  noch 
österreichisches  Petroleum  führten,  vom  i.  April  1910  an  nichts 
mehr  liefern  würden.  —  Von  größerer  Tragweite  ist  zweifellos 
das  Vorgehen  der  Standard-Leute  auf  dem  Faßmarkte  gewesen. 
Hiermit  hat  es  folgende  Bewandtnis:  Weil  die  Olex  anfangs  keine 
Lagertanks  besaß  und  wegen  ihrer  knappen  Geldmittel  mit  dem 
Ausbau  dieses  Systems  nur  allmählich  vorgehen  konnte,  war  sie 
zum  großen  Teil  noch  auf  Benutzung  der  Fässer  angewiesen. 
Deren  gab  es  in  Deutschland  genug  zu  kaufen,  weil  von  Amerika 
große  Mengen  herüber  gekommen,  infolge  des  Tankwagenverkehrs 
aber  entbehrlich  geworden  waren.  Um  nun  die  Gestehungskosten 
der  Gegnerin  zu  erhöhen,  kauften  Vertreter  der  St.  O.  C.  Hundert- 
I)  Frankf.  Ztg.   1912,   215   A  4. 
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tausende  von  Fässern  zu  steigenden  Preisen  im  ofifenen  Markte 
auf  und  brachten  sie  auf  Lager  (so  z.  B.  in  Oberschlesien). 
Daher  mußte  dann  die  Olex  notgedrungen  rascher  zum  Tank- 
wagenbetrieb übergehen  und  verhältnismäßig  hohe  Beträge  in  den 
erforderlichen  Einrichtungen  festlegen. 

Als  gefährlichste  Waffe  des  Oil-Trusts  erwies  sich  jedoch 
auch  diesmal  wieder  seine  rücksichtslose  Preispolitik.  Er  konnte 
dieselbe  jetzt  frei  von  allen  Bedenken  anwenden,  weil  sich  in- 
zwischen die  letzten  Grossisten  vom  Geschäft  zurückgezogen  hatten, 
ein  unerwünschtes  Eingreifen  von  dritter  Seite  also  nicht  mehr 
zu  befürchten  war.  Die  Fehde  ist  in  den  Jahren  1909  bis  1911 
am  erbittertsten  gewesen,  und  zwar  wurde  dort  am  heißesten  ge- 
stritten, wo  zahlreiche  Abnehmer  dicht  beieinander  wohnen,  in 
den  großen  Städten  und  Industriebezirken.  Die  Frachtlage,  welche 
unter  den  gegebenen  Umständen  einzig  und  allein  Preisunter- 
schiede hätte  rechtfertigen  können,  wurde  kaum  noch  in  Rech- 
nung gezogen.  So  kostete  zeitweilig  i  Liter  amerikanisches  Petro- 
leum in  Oberschlesien  nur  11  Pfg.,  während  gleichzeitig  in  Ham- 
burg 13  Pfg.,  in  Stettin  15  Pfg,  und  in  Köln  17  Pfg.  dafür  gezahlt 
werden  mußten.  Für  die  Höhe  der  Preise  war  also  ausschließlich 
die  Schärfe  der  Konkurrenz  maßgebend.  Daß  unter  diesen  Umstän- 
den die  Galizier  früher  oder  später  die  Waffen  strecken  würden,  ließ 
sich  voraussehen.  Sie  mußten  den  Widerstand  aufgeben,  als  ihr 
Kartell  die  Zahlung  von  Exportprämien  einstellte  und  gleichzeitig 
infolge  eines  bedeutenden  Produktionsrückganges  die  Rohölpreise 
stark  anzogen.  Im  Frühjahr  1912  ging  daher  die  Olex  in  den 
Besitz  der  Deutschen  Erdöl  A.-G.  über,  und  wenig  später  einigte 
sich  letztere  mit  der  Standard  Oil  über  die  deutschen  Absatz- 
verhältnisse ^).  Der  Inhalt  dieses  Vertrages  wird  von  dem  seiner 
Zeit  zwischen  der  D.  A.  P.  G.  und  der  D.  P.  V.  G.  geschlossenen 
wohl  nur  unwesentlich  abweichen. 

Gegenwärtig  wird  also  der  deutsche  Petroleummarkt  von  zwei 
Gruppen  beherrscht: 

1.  den  amerikanischen  Gesellschaften  im  Verein  mit  der  Deut- 
schen Erdöl-A.-G.  und 

2.  der  Deutschen  Petroleum-Vcrkaufs-Gesellschaft. 

An  der  Einfuhr  im  Spezialhandel  waren  dieselben  191 1  an- 
nähernd wie  folgt  beteiligt : 


i)  Berliner  Börsenkurier   1912,  489  III. 
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Amerikanische  Gesellschaften  7^% 

Olex  (D.  E.  A.  G.)  15  o/p 

"93%" 
D.  P.  V.  G.  7% 

100  0/0 

Die  Pure-Üil-Co.  wurde  in  dieser  Aufstellung  nicht  besonders 
berücksichtigt,  weil  sie  zur  Zeit  nicht  mehr  in  Deutschland  tätig 
ist,  sondern  ihr  Oel  schon  in  New- York  an  die  St.  O.  C.  verkauft. 
Außerdem  hat  sie  seit  Jahren  die  gleichen  Preise  gefordert  wie 
die  Standard-Gesellschaften,  weshalb  die  Annahme  berechtigt  zu 
sein  scheint,  daß  schon  länger  geheime  Beziehungen  zu  denselben 
bestanden  haben.  Alles  in  allem  beherrscht  also  die  D.  A.  F.  G. 
weit  über  90  %  des  deutschen  Petroleumkonsums,  und  mit  vollem 
Recht  spricht  man  von  einem  Privatmonopol  der  Amerikaner, 
Sie  haben  es  völlig  in  der  Hand,  durch  Einrichtung  von  Kannen- 
geschäften, womit  sie  in  den  letzten  Jahren  schon  vielerorts  vor- 
gegangen sind,  den  Detaillisten  den  Petroleumverschleiß  zu  ent- 
ziehen. Zudem  hängt  auch  die  Höhe  der  Verkaufspreise  ganz 
von  ihrem  Belieben  ab;  es  besteht  also  anscheinend  die  Gefahr, 
daß  die  Konsumenten  übervorteilt  werden. 

Aus  diesen  Gründen  hat  sich,  angeregt  durch  die  bekannte 
nationalliberale  Resolution,  die  Reichsleitung  entschlossen,  den 
deutschen  Leuchtöl-Handel  von  der  Uebermacht  der  St.  O.  C.  zu 
befreien.  In  der  Hauptsache  sind  zweifellos  die  beweglichen 
Klagen  und  ausführlichen  Eingaben  der  hilfeheischenden  Klein- 
händler für  das  Verhalten  der  Regierung  bestimmend  gewesen, 
während  die  bedrohten  Interessen  der  Konsumenten  nur  dazu 
dienen,  das  Gericht  schmackhafter  zu  machen.  Andernfalls  hätte 
sich  schon  längst  Anlaß  zum  Eingreifen  geboten ;  denn  das 
Privatmonopol  hat  sich  doch  nicht  erst  in  den  letzten  Jahren 
herausgebildet,  sondern  in  Wirklichkeit  beherrschte  die  Rocke- 
fellergruppe  von  Anfang  an  den  deutschen  Markt,  und  sie  hat 
nur  gelegentlich  die  auftauchende  Konkurrenz  ihrem  Willen  unter- 
worfen. Werden  alle  Beziehungen  berücksichtigt,  die  zwischen 
der  Standard-Oil  Co.  und  anderen  Lieferanten  bestanden  haben 
und  noch  bestehen,  so  ergibt  sich,  daß  der  Grad  der  Abhängig- 
keit niemals  viel  geringer  gewesen  ist  als  in  der  Gegenwart. 
Lieferten  doch  der  Trust  und  seine  Verbündeten,  wie  an  Hand 
der  beigegebenen  Einfuhrtabelle  leicht  festgestellt  werden  kann, 
regelmäßig    85,    90    und   mehr    Prozent    unserer    Gesamteinfuhr! 
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Das  Reichs-Petroleummonopol.  gl 

Eine  Ausnahme  bilden  allein  die  Jahre  1905  und  1906  mit 
gut  80%.  —  Mithin  ist  die  Gefahr,  daß  willkürliche  Preiserhö- 
hungen vorgenommen  werden,  gegenwärtig  nicht  größer  als  früher. 
Der  einzige  Unterschied  gegen  vergangene  Jahre  liegt  vielmehr 
darin,  daß  die  St.  O.  C.  jetzt  im  Begriff  ist,  das  Heer  der  Klein- 
händler  auszuschalten. 

Mag  nun  immerhin  die  Regierung  zu  deren  Gunsten  ein 
Monopol  schaffen.  Solange  nicht  andere  wichtige  Interessen  ver- 
letzt werden,  wird  sich  kaum  etwas  dagegen  einwenden  lassen. 
Wenn  aber  einwandfrei  nachgewiesen  wird,  daß  eine  solche  Kol- 
lision sehr  wahrscheinlich  ist,  dann  werden  hoffentlich  die  zur 
Mitwirkung  Berufenen  nicht  verfehlen,  die  Gesetzwerdung  des 
vorliegenden  Entwurfs  zu  vereiteln. 

Der  Nationalökonom  kann  natürlich  nicht  alle  möglichen 
Sonderinteressen  und  Sonderwünsche  berücksichtigen  ;  er  hat  ledig- 
lich festzustellen,  ob  die  geplante  Maßnahme  zum  Wohle  der 
Gesamtheit  ausschlagen  wird  oder  nicht.  Daher  haben  wir  ledig- 
lich zu  untersuchen,  wie  das  Petroleum-Monopol  die  Preise  beein- 
flussen wird,  und  auf  Grund  des  Ergebnisses  uns  für  oder  wider 
das  Projekt  zu  entscheiden. 

Wichtigste  Voraussetzung  niedriger  Verkaufspreise  ist  stets 
der  billige  Einkauf.  Besteht  nun  die  Möglichkeit,  daß  die  Ver- 
triebsgesellschaft preiswerter  einkauft  als  bei  der  Standard-Üil  Co.? 
Kann  überhaupt  darauf  gerechnet  werden,  daß  Oesterreich,  Ruß- 
land, Rumänien  und  die  unabhängigen  amerikanischen  Produ- 
zenten genügend  große  Mengen  nach  Deutschland  zu  liefern  ver- 
mögen? Wir  wollen  versuchen,  im  folgenden  hierauf  eine  klare 
Antwort  zu  geben.  Der  Gesamtbedarf  Deutschlands  beträgt  rund 
960000  t  roh  =  770000  t  netto.  Dem  stehen  folgende  Export- 
mengen gegenüber  (Reingewicht) : 

1910  1911 

Oesterreich                 213400  t  176400  t 

Rumänien                   339  300  t  323  000  t 

Rußland  i)                 407  700  t  404  ^00  t 

Zusammen  960  400  t  903  500  t 

Ueber  die  Leistungsfähigkeit  der  amerikanischen  Außenseiter 
sind  keine  zuverlässigen  Angaben  zu  erlangen.  Da  aber  Amerika 
insgesamt    3 — 3,3  Mill.   Tonnen    exportierte,    darf    sie    keinesfalls 

i)  Nach  freundl.  Angabe  der  Deutschen  Petroleum  A.-G. 
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höher  als  auf  4 — 500000  t  geschätzt  werden,  denn  die  Unab- 
hängigen beherrschen  zwar  ca.  25%  der  Produktion,  sind  jedoch 
infolge  gewißer  Umstände  am  Inlandsabsatz  viel  stärker  beteiligt 
als  an  der  Ausfuhr. 

Gemäß  dieser  skizzenhaften  Berechnung  würde  allerdings  über- 
genug Petroleum  zu  haben  sein,  jedoch  bedingen  die  technische 
Eigenart  des  Leuchtölhandels  und  die  Organisationsverhältnisse  eine 
starke  Einschränkung.  Weil  nämlich  in  Europa  das  Petroleumge- 
schäft kostspielige  stationäre  Anlagen  erfordert,  können  die  Expor- 
teure bei  aller  Sympathie  für  Deutschland  nicht  plötzlich  ihre  bis- 
herigen Absatzgebiete  aufgeben,  wenn  anders  sie  keine  erheblichen 
Einbußen  erleiden  wollen.  Zudem  müssen  sie  stets  eingedenk  sein, 
daß  es  ihnen  schon  nach  Verlauf  weniger  Jahre  fast  unmöglich 
sein  würde,  die  vernachlässigten  Abnehmer  zurück  zu  gewinnen, 
denn  die  Standard  Oil  würde  die  Zwischenzeit  sicherlich  nicht 
unbenutzt  verstreichen  lassen.  Endlich  darf  nicht  übersehen  werden, 
daß  die  Preisgabe  verschiedener  Absatzgebiete  und  die  Beschränkung 
auf  einige  wenige  dem  Trust  den  Kampf  gegen  seine  Konkurrenten 
ganz  bedeutend  erleichtern  würde.  Die  Ausfuhrländer  haben  also  nur 
die  Wahl  zwischen  zwei  Möglichlceiten  :  entweder  liefern  sie  aus- 
schließlich an  die  deutsche  Monopolanstalt  und  begeben  sich  damit 
wohl  für  immer  vollkommen  in  deren  Gewalt,  oder  sie  beschränken 
sich  darauf,  das  nach  Deutschland  gelieferte  Quantum  in  mäßigem 
Umfange  zu  erhöhen.  In  beiden  Fällen  werden  die  deutschen 
Konsumenten  Nachteil  davon  haben ;  im  ersten  kann  es  nicht 
ausbleiben,  daß  im  Preise  eine  Entschädigung  für  die  aufgegebenen 
Anlagen,  welche  wohl  kaum  für  andere  Zwecke  verwertbar  sein 
dürften,  geleistet  werden  muß,  im  zweiten  bleibt  die  Abhängig- 
keit von  der  St.  O.  C.  nach  wie  vor  bestehen,  und  diese  kann 
dann  um  so  unbedenklicher  Ueberpreise  fordern,  als  ja  so  wie  so 
von  ihr  nur  so  viel  gekault  werden  wird,  als  unbedingt  nötig  ist. 

Im  einzelnen  ist  über  die  verschiedenen  Bezugsländer  fol- 
gendes zu  sagen:  Oesterreich  leidet  gegenwärtig  unter  einem 
starken  Rückgange  der  Rohölausbeute,  und  trotz  lebhaftester 
Bemühungen  ist  es  bislang  nicht  gelungen,  eine  Besserung  der 
Verhältnisse  herbeizuführen.  Infolgedessen  hat  der  Preis  für 
Rohöl  gegenwärtig  die  doppelte  Höhe  von  dem  erreicht,  was 
vor  zwei  Jahren  als  auskömmlich  bezeichnet  wurde.  Auch  denkt 
der  Landesverband  der  galizischen  Produzenten  schon  lange  nicht 
mehr  daran,  seinen  recht  bedeutenden  Verpflichtungen  gegenüber 
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der  staatlichen  Entbenzinierungsanstalt ,  welche  vor  wenigen 
Jahren  ihretwegen  errichtet  wurde  und  als  Lieferantin  für  die 
Vertriebs-Gesellschaft  in  Aussicht  genommen  war,  nachzukommen. 
Mit  Hilfe  des  allmächtigen  Polenklubs  hat  er  erreicht,  daß  er 
die  abgeschlossenen  Mengen  größtenteils  nicht  zu  liefern  braucht. 
Wie  sich  die  Premier-Oil  and  Pipeline  Co.  verhalten  wird,  die 
gleichfalls  einen  ziemlich  bedeutenden  Einfluß  besitzt,  steht  dahin. 
Ist  es  doch  immerhin  nicht  ganz  ausgeschlossen,  daß  sie  von  der 
Standard  Oil  Co.  beeinflußt  wird.  Welche  Haltung  die  übrigen 
Raffinerien  einnehmen  werden,  läßt  sich  schwer  voraussagen,  weil 
sie  nicht  durch  eine  straffe  Organisation  zusammengehalten 
werden.  Jedenfalls  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  daß  die 
D.E.A.G.  das  recht  wenig  in  der  Hand  hat,  da  die  Werke  wohl 
berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet  sind,  ihre  Leuchtöl-Produktion 
durch  die  Olex  absetzen  zu  lassen.  Daß  infolge  der  enormen 
Rohölteuerung  sämtliche  Raffinerien  nur  zu  hohen  Preisen  ver- 
kaufen können,  ist  selbstverständlich.  —  Nun  noch  ein  Wort  über 
die  zu  erwartende  Menge.  In  den  letzten  Jahren  hat  Oesterreich 
regelmäßig  50 — 60  %  seiner  Gesamt- Ausfuhr  an  Deutschland  ab- 
gegeben, und  diesen  Anteil  wird  es  kaum  noch  steigern  können, 
ohne  anderweitige  Interessen  aufzugeben.  Im  günstigsten  Falle 
wären  also  von  dieser  Seite  ico — 1 10 000  t  zu  erwarten.  Nach 
dem,  was  vorher  gesagt  ist,  tut  man  aber  gut,  mit  noch  geringe- 
ren Mengen  zu  rechnen. 

Weiter  kommt  Rußland  in  Frage.  Dort  hat  gleichfalls  eine 
rückläufige  Bewegung  der  Rohöl-Produktion  eingesetzt,  und  gleich- 
zeitig macht  sich  ein  stark  vermehrter  Bedarf  an  Heizöl  geltend. 
Infolgedessen  muß  für  die  nächsten  Jahre  mit  einem  Rückgange 
des  Exports  gerechnet  werden.  Da  nun  zuletzt  nur  ein  geringer 
Teil  desselben  nach  Deutschland  geleitet  wurde,  besteht  trotz- 
dem Aussicht,  daß  die  russischen  Zufuhren  wachsen.  Ob  es 
tatsächlich  der  Fall  sein  wird,  hängt  ganz  von  dem  Verhalten 
der  drei  Gesellschaften  ab,  welche  die  Petroleum-Industrie  Ruß- 
lands maßgeblich  beeinflussen.  Unter  diesen  kommt  wohl  die 
Russian  General  Oil  Co.,  hinter  der  möglicherweise  die  St  .0  .C. 
steht,  für  Deutschlands  Versorgung  kaum  in  Betracht.  Die  Roth- 
schild-W'erke  befinden  sich  seit  dem  Sommer  letzten  Jahres  im 
Besitz  der  Asiatic-Petroleum-Ges.,  jener  mächtigen  Gruppe,  welche 
ausschließlich  die  Märkte  im  nahen  und  fernen  Osten  beherrscht  ^). 

i)  Handelsmuseum   1912  Nr.  29. 
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Diese  wird  in  erster  Linie  darauf  bedacht  sein,  ihre  eigenen  Absatz- 
gebiete möglichst  vollkommen  zu  versorgen,  um  der  Standard-Oil 
Co.,  mit  der  sie  im  Kampfe  liegt,  keine  Angriffspunkte  zu  bieten. 
So  bleibt  also  für  die  Bedienung  des  deutschen  Marktes  lediglich 
die  Nobelgruppe  übrig,  welche  an  der  E.  P.  U.  beteiligt  ist.  Gerade 
sie  hat  aber  unter  der  Erschöpfung  der  Bakuer  Felder  außerordent- 
lich zu  leiden.  Nimmt  man  nun  an,  daß  sie  über  ein  volles  Drittel 
der  russischen  Produktion  verfügt,  so  können  günstigenfalls  aus 
Rußland  140000  t  netto  nach  Deutschland  gelangen.  Selbst 
das  wird  aus  bereits  erörterten  Gründen  kaum  geschehen.  In 
Wirklichkeit  wird  die  Menge,  auf  welche  mit  Sicherheit  gerechnet 
werden  darf,  nicht  mehr  als  80 — 90  000  t  ausmachen.  Billige 
Preise  sind  auch  in  diesem  Falle  nicht  zu  erwarten. 

Etwas  günstiger  sind  die  Aussichten,  die  Rumänien  bietet. 
Dort  haben  vier  große  Aktiengesellschaften  den  weitaus  größten 
Teil  der  Produktion  in  der  Hand.  Unter  ihnen  nimmt  die  den 
Niederländern  und  damit  zur  Asiatic  gehörende  Astra  Romana 
bei  weitem  die  erste  Stelle  ein.  Zusammen  mit  der  vom  Oil 
Trust  ins  Leben  gerufenen  Romana  Americana  verfügt  sie  über 
die  Hälfte  der  gesamten  Rohöl-Ausbeute,  also  wohl  auch  des 
Exports.  Lassen  wir  dieses  Quantum  außer  Rechnung,  so  bleiben 
für  den  deutschen  Markt  etwa  160  000  t  übrig.  Da  diese  in  der 
Hauptsache  von  deutschen  Gesellschalten  (Steaua  Romana  und 
Vega)  erzeugt  werden,  ist  ihnen  jedenfalls  das  deutsche  Absatz- 
gebiet für  immer  sicher,  wenn  das  Monopolprojekt  zur  Ausführung 
gelangt.  Dann  müssen  jedoch  beide  Unternehmungen  ihre  Ver- 
kaufseinrichtungen in  den  anderen  Ländern  aufgeben,  was 
wiederum  eine  Preiserhöhung  bedingen  wird. 

Soweit  sich  die  Dinge  zur  Zeit  übersehen  lassen,  kann  die 
Vertriebs-Gesellscliaft  also  einigermaßen  sicher  nur  auf  folgende 
Bezüge  aus  den  europäischan  Produktionsgebieten  rechnen: 

Oesterreich  90 — 100  000  t 

Rußland  8o —  90  000  t 

Rumänien  160000  t 

330 — 350  000  t  netto. 

Mithin  müssen  noch  weit  über  400000  t  von  amerikanischen 
Lieferanten  beschafft  werden. 

Nun  setzt  die  Regierung  große  Hoffnungen  auf  die  unab- 
hängigen amerikanischen  Werke.  Deren  gibt  es  ja  eine  ganze  Reihe, 
so  z.  B.  die  Texas  Co.,  die  Gulf  üil  Co.  und  die  Indian  Refinig  Co. 
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Aber  »ganz  sicher  ist   man  bei  keiner  dieser  sogenannten   »Inde- 
pendents«   ob  sie  auch  wirklicli  nicht  mit  dem   Oil-Trust  in  Ver- 
bindung stehen,  bez.  ob    die  Mehrheit   ihrer  Aktien  nicht  in  den 
Tresors    der  Rockefellergruppe    zu    finden  ist.     Wie    eine  Unter- 
suchung vor  drei  Jahren  bewies,  gründet  ja  gelegentHch  der  Oil 
Trust    selbst    unabhängige  Gesellschaften«  ').     Soweit    die  Unter- 
nehmungen gegenwärtig  wirklich    noch    die    Bezeichnung    »unab- 
hängig«   verdienen,   verdanken  sie  das    wohl  nicht    ihrer  eigenen 
Widerstandskraft,    sondern    hauptsächlich    dem    Umstände,    daß 
die  Standard   Oil    sie    für    ungefährlich    hält.     Ein    klarer  Beweis 
hierfür    liegt    in    folgender    Tatsache:     Am    i.  I.  1909  hatte    der 
Trust    im    Mid-Continent-Feld    28  Mill.    Barrels    Petroleum  lagern 
gegenüber  einem  Vorrat  der  Unabhängigen  von  10  Mill.  B.    Inner- 
halb   dreier  Jahre    trat  dann    eine    derartig   starke   Verschiebung 
des  Kräfteverhältnisses  ein,    daß    die    Standard-Gruppe    über   43 
Millionen,   die  Unabhängigen  dagegen  nur  über  0,3  Mill.  Faß  ver- 
fügten -).     Es  muß    also    ernstlich  damit  gerechnet  werden,    daß 
größere    Bezüge     der    Vertriebsgesellschaft    von     amerikanischen 
Außenseitern    Rockefeiler     und     seinen    Getreuen     Veranlassung 
geben,    unter  den   »Independents«   aufzuräumen.     Voraussichtlich 
wird  ihnen    das  keine   großen  Schwierigkeiten  verursachen,    denn 
das  jüngste  Antitrust-Gesetz,    durch  welches  die  Röhrenleitungen 
zu   »commen    carriers«    (öffentlichen  Transport-Anlagen)    erhoben 
werden ,     ist     vorerst     angefochten     worden     und     wird     vermut- 
lich erst    nach  Ablauf   einiger  Jahre  in  Kraft   treten.     Außerdem 
steht    schon  jetzt    fest,    daß  die    amerikanischen   Outsiders    nicht 
daran  denken,  auch  nur  den  größten  Teil  ihrer  Produktion  nach 
Deutschland    zu  liefern.     Hat  doch    der  Präsident    einer    großen 
unabhängigen  Gesellschaft  selbst  geäußert  ^) :    »Wir  sind  natürlich 
bereit,  so  viel  Oel  nach  Deutschland  zu  liefern,  wie  es  nur  eben 
geht.     Deswegen  aber  unsere  anderen  Absatzgebiete  zu  vernach- 
lässigen wäre  höchst  unklug,  schon  allein  aus  dem  Grunde,  weil 
man  nie    wissen    kann,     wann    man     ein    in  Deutschland     aufge- 
bautes Geschäft    aufgeben    muß.   .   .   .     Die     richtige    Politik    der 
amerikanischen  Oelgesellschaften  ist  daher  nach  wie  vor,   Expan- 
sion in  jedem  Absatzgebiet    zu    suchen.«     Hiernach    zu    urteilen, 
sind  von    den    amerikanischen  Unabhängigen    höchstens    250  bis 

1)  Frankf.  Ztg.  30  Okt.   19 12. 

2)  Nachrichten  für  Handel  und  Industrie    1912,    10. 

3)  Frankf.  Ztg.  30.  Oktober   19 12. 
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300000  t  ZU  erwarten,  so  daß  die  Standard-Üil  auf  jeden  Fall  mit 
ansehnlichen  Aufträgen  bedacht  werden  muß.  Sie  kann  dann 
also  ganz  beliebig  hohe  Preise  fordern.  Zum  Ueberfluß  ist 
schließlich  auch  bekannt,  daß  die  Unabhängigen  sich  in  ihrer 
Preispolitik  meistens  eng  an  den  Trust  anschließen.  Mögen  sie 
zum  Teil  auch  eine  Kleinigkeit  unter  den  New- Yorker  Notierungen 
verkaufen,  im  großen  ganzen  folgen  sie  doch  der  Bewegung  der 
Standard-Preise.  Und  es  würde  gar  verwunderlich  sein,  wenn 
es  anders  wäre.  Soweit  die  Monopolanstalt  ihr  Petroleum  aus 
Amerika  bezieht,  gleichgültig  von  wem,  wird  sie  also  hinsichtlich 
des  Preises  nach  wie  vor  von  der  St.  O.  C.  abhängig  sein. 

Zusammenfassend  müssen  wir  also  sagen,  daß  im  Hinblick 
auf  den  Einkauf  die  Aussichten  der  Vertriebs-Gesellschaft  die 
denkbar  ungünstigsten  sind.  Die  europäischen  Produzenten  kön- 
nen noch  nicht  einmal  50  %  des  Bedarfs  liefern,  dazu  besteht 
die  Gefahr,  daß  sie  ziemlich  hohe  Preise  fordern.  Und  mit  der 
größeren  Hälfte  unserer  Bezüge  werden  wir  nach  wie  vor  — 
teils  direkt,  teils  indirekt  —  von  der  St.  O.  C.   abhängig  sein. 

Diesen  Verhältnissen  gegenüber  wird  auch  der  Reichskommis- 
sar vollkommen  machtlos  dastehen.  Es  kann  sich  durch  Einsicht- 
nahme in  die  Bücher  und  Schriftstücke  davon  überzeugen,  daß 
hohe  Preise  gezahlt  werden,  ist  damit  aber  auch  am  Ende  seiner 
Kunst,  wenn  er  nicht  klipp  und  klar  nachweisen  kann,  daß  beim 
Abschluß  eines  Kaufvertrages  Unredlichkeiten  vorgekommen  sind. 
Und  das  wird  ihm  selten  möglich  sein,  denn  einmal  hat  die 
Vertriebsgesellschaft  selbst  ein  Interesse  an  niedrigen  Einkaufs- 
preisen, zum  andern  heißt  es  ja  in  der  Denkschrift  S.  30  aus- 
drücklich :  >' Insbesondere  kann  es  im  Hinblick  auf  eine  spätere 
Entwicklung  zweckmäßig  sein ,  unter  Umständen  Außenseiter 
gegenüber  den  großen  monopolistischen  Gesellschaften  trotz 
höherer  Preise  zu  bevorzugen,  um  ihnen  für  künftige  Jahre  den 
Wettbewerb  zu  ermöglichen.  Ebenso  könnte  es  sich  empfehlen, 
eine  noch  unabhängige  Industrie  auch  zu  ungünstigeren  Bedin- 
gungen mit  Aufträgen  zu  bedenken,  um  sie  vor  der  Abhängigkeit 
von  den  großen  Privatmonopolen  zu  bewahren.«  Recht  zutreffend 
hat  daher  ein  Abgeordneter  die  Stellung  des  Reichskommissars 
mit  der  eines  Kiebitzes  beim  Skatspiel  verglichen  :  Er  darf  zu- 
sehen, ab  und  an  auch  ein  Wort  sagen,  hat  aber  sonst  nicht 
den  geringsten  Einfluß. 

Neben  dem  Einkaufspreise  bestimmen  die  Kosten  für  Trans- 
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port,  Lagerung  etc.  den  Verkaufspreis.  Obwohl  es  schwerlich 
der  Fall  sein  wird,  wollen  wir  annehmen,  daß  die  Monopolanstalt 
m  dieser  Hinsicht  ebenso  billig  zu  arbeiten  vermag  wie  die 
Standard-Oil  Co.  Da  sie  keine  Abweichung  bedingen,  können 
dann  alle  diese  Aufwendungen  außer  Betracht  bleiben,  und  es 
ist  nur  noch  erforderlich,  die  voraussichtlichen  Gewinnzuschläge 
der  neuen  Vertriebsgesellschaft  kurz  zu  besprechen. 

Wie  überall  im  Geschäftsleben,  so  bildet  natürlich  auch  hier 
den  Gewinn  die  Differenz  zwischen  Selbstkosten  und  Verkaufspreis. 
Er  ist  also  um  so  größer,  je  höher  letzterer  angesetzt  wird,  wäh- 
rend erstere  einigermaßen  konstant  bleiben.  Die  Regierung  glaubt 
nun,  keine  bestimmten  Verkaufspreise  festsetzen  und  so  die  Ge- 
winnzuschläge begrenzen  zu  können,  weil  die  Einkaufspreise 
zu  sehr  schwanken.  Bei  einigem  guten  Willen  würde  sich  das 
jedoch  mit  Leichtigkeit  regeln  lassen.  Indes  haben  die  Reichs- 
vertreter versucht,  das  Problem  in  anderer  Weise  zu  lösen :  Sie 
haben  für  eine  ganze  Reihe  von  Verkaufspreisen  die  zulässigen 
Höchstgewinne  festgestellt,  und  zwar  derart,  daß  die  Gesellschaft 
ihr  Aktienkapital  mit  5  "/o  verzinst  erhält,  wenn  die  Verkaufspreise 
im  Jahresdurchschnitt  eine  bestimmte  Obergrenze  nicht  über- 
schreiten. Je  tiefer  sie  darunter  bleiben,  desto  höher  ist  der  zu- 
lässige Gewinn  für  Gesellschaft  und  Reich,  und  je  höher  sie  über 
die  Grenze  hinausgehen,  desto  niedriger  wird  die  Gesellschafts- 
Dividende,  wohingegen  das  Reich  leer  ausgeht.  Einzelheiten  be- 
liebe man  aus  der  Tabelle  selbst  zu  ersehen  (Denkschrift  S.  63). 
Diese  Art  der  Gewinnbeschränkung  kann  nur  in  der  beabsich- 
tigten Weise  wirksam  werden,  wenn  ein  ganz  unfähiger  Direktor 
an  die  Spitze  der  Vertriebsgesellschaft  gestellt  wird,  der  seine 
Ehre  einzig  und  allein  darin  sucht,  eine  möglichst  hohe  Dividende 
herauszuwirtschaften.  In  jedem  anderen  Falle  jedoch  muß  sie 
vollkommen  versagen,  was  nachfolgende  Ausführungen  verdeut- 
lichen mögen. 

Der  Schwerpunkt  liegt  in  der  gesetzlich  festgestellten  Ober- 
grenze der  Verkaufspreise,  für  welche  vorläufig  der  Satz  von 
20  Pfg.  pro  Liter  in  Aussicht  genommen  ist.  Für  später  ist  der 
Bundesrat  befugt,  die  Grenze  nach  Anhörung  des  Beirats  durch 
den  Reichskommissar  von  Jahr  zu  Jahr  herauf-  oder  herabzusetzen 
(§  4  Ziff.  4  Abs.  6).  Nach  der  Begründung  (S.  44)  ist  sie  '>  un- 
gefähr so  zu  ziehen,  daß  sie  den  Verkaufspreisen,  wie  sie  ohne 
das  Eingreifen  des  Reichs  bestehen  würden,  entspricht«.     Damit 
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ist  soviel  wie  nichts  gesagt,  denn  wie  sich  die  Dinge  entwickelt 
haben  würden,  wenn  das  Reich  nicht  eingegriffen  hätte,  wird 
später  selbst  der  Weiseste  nicht  verraten  können.  Gemeint  ist 
doch  wohl,  daß  die  Einkaufspreise  maßgebend  sein  werden. 
Wegen  des  spekulativen  Charakters  des  Petroleumgeschäfts,  d.  h. 
wegen  der  durch  die  Vormachtstellung  der  St.  O.  C.  höchst  un- 
sicheren Lage  des  amerikanisch-europäischen  Leuchtölmarktes, 
muß  stets  nach  oben  ein  ziemlich  weiter  Spielraum  bestehen.  Analog 
der  erstmaligen  Normierung  wird  sich  die  Obergrenze  also  in  der  Regel 
etwa  3  Pfg.  über  dem  Einkaufspreise  zuzüglich  Fracht,  Zoll  und 
sonstiger  Kosten  bis  zum  Verkaufstank  bewegen.  Es  ist  aber 
garnicht  ausgeschlossen,  daß  dereinst  diese  Spannung  noch  er- 
weitert wird;  versteht  sich:  nur  aus  berechtigten  Gründen,  denn 
Gründe  sind  ja  bekanntlich  billig  wie  Brombeeren.  Der  Willkür 
sind  hier  Tür  und  Tor  geöffnet. 

Und  das  ist  durchaus  nicht  so  belanglos,  wie  es  im  ersten 
Augenblick  scheinen  möchte,  da  von  der  Entfernung  zwischen 
Verkaufspreis  und  Obergrenze  die  Höhe  des  zulässigen  Gewinns 
abhängt.  Das  Reich  erhält  nur  etwas,  wenn  der  Jahresdurchschnitt 
nicht  über  den  fixierten  Höchstpreis  hinausgeht.  Es  hat  also 
offenbar  das  lebhafteste  hiteresse  daran,  daß  die  Spannung 
zwischen  beiden  Werten  möglichst  groß  bleibt  und  wird  dies 
dadurch  zum  Ausdruck  bringen,  daß  es  die  Grenze  immer  mehr 
nach  oben  verschiebt.  Ganz  anders  sieht  sich  die  Sache,  vom 
Standpunkt  der  Gesellschaft  aus  an.  Ihr  ist  es  nicht  verboten, 
die  Obergrenze  zu  überschreiten  (Denkschrift  S.  45).  Wenn  sie 
so  operiert,  daß  der  Jahresdurchschnitt  etwa  ein  Zehntel  Pfennig 
über  der  Obergrenze  steht,  dann  hat  das  Reich  keinerlei  Anspruch 
auf  Gewinn  mehr.  Die  Vertriebsgesellschaft  dagegen  darf  noch 
beinahe  5  ^/g  verteilen,  und  der  große  Rest  des  erzielten  Ge- 
winnes wandert  in  den  Preisausgleichsfonds  (§  4  Ziff.  5).  Dieser 
darf  zur  Herabsetzung  der  Preise  nur  angegriffen  werden,  wenn 
sonst  die  Obergrenze  überschritten  würde.  Er  braucht  aber  nicht 
eher  in  gedachtem  Sinne  verwandt  zu  werden,  als  er  nicht  die 
Höhe  von  20  Mill.  Mark  erreicht  hat.  Dagegen  können  dem 
Preisausgleichsfonds  mit  Zustimmung  des  Reichskommissars  jeder- 
zeit die  Beträge  entnommen  werden,  welche  erforderlich  sind, 
um  die  Dividende  auf  5"/^  zu  bringen.  Wenn  der  Fonds  10  Mill. 
Mark  erreicht  hat,  ist  sogar  nicht  einmal  mehr  seine  Zustimmung 
erforderlich.     Genau  betrachtet  ist    also    der  Preisausgleichsfonds 


Das  Reichs-Petroleummonopol.  gg 

lediglich  ein  im  Interesse  der  Gesellschaft  anzusammelnder  Re- 
serve- und  Dividendenausgleichsfonds.  Damit  er  rasch  aufgefüllt 
wird,  hat  die  Vertriebsgesellschaft  vorerst  das  größte  Interesse 
daran,  daß  die  Entfernung  zwischen  Verkaufspreis  und  Ober- 
grenze möglichst  kurz  ist.  Das  kann  sie  natürlich  mit  Leich- 
tigkeit erreichen  und  so  dem  Reich  ein  Schnippchen  schlagen. 
Setzt  dieses  dann  im  nächsten  Jahre  die  Grenze  wieder  herauf, 
so  folgt  die  Gesellschaft  mit  den  Preisen,  und  es  wiederholt  sich 
dasselbe  Schauspiel  in  ewigem  Wechsel  zum  Schaden  der  Kon- 
sumenten. Hieran  werden  auch  die  mit  mathematischer  Genauig- 
keit ausgeklügelten  Gewinnsätze  nicht  einen  Deut  ändern. 

Mithin  vermag  das  ganze  System  nicht  das  zu  halten,  was  es 
verspricht;  es  sichert  in  keiner  Weise  den  Verbrauchern  niedrige 
Preise  und  dem  Reich  keine  Einnahmen,  sondern  scheint  einzig 
und  allein  im  Interesse  der  Vertriebsgesellschaft  ersonnen  zu  sein. 

Diese  ist  überhaupt  in  jeder  Hinsicht  sichergestellt.  So 
darf  die  Abschreibungsquote  ohne  weiteres  im  Durchschnitt 
12^/2^/0  betragen,  mit  Zustimmung  des  Reichskommissars  sogar 
noch  mehr  (§  4  Ziff.  7).  Dem  gesetzlichen  Reservefonds  sollen 
jährlich  10  "/o  vom  Reingewinn  zufließen,  bis  er  die  Hälfte  des 
Aktienkapitals  ausmacht  (§  4  ZifT.  3),  während  im  Aktienrecht 
(H.  G.  B.  §  262)  5  0/0  vom  Reingewinn  und  eine  Ansammlung 
auf    10  0/0    des    Grundkapitals    für    ausreichend    erachtet    werden. 

Endlich  verdient  noch  hervorgehoben  zu  werden,  daß  der 
Vertriebsgesellschaft  bestimmte  Einnahmen  garantiert  sind.  So- 
lange die  Normalgrenze  nicht  überschritten  ist,  erhält  sie  5  ^jo 
des  Aktienkapitals  und  mehr,  mindestens  aber  4<'/o.  Falls  jedoch 
der  Jahresumsatz  zurückgeht,  erhöht  sich  der  zulässige  Verdienst 
um  je  ein  Zwanzigstel  für  je  angefangene  50  Mill.  Liter  Minder- 
absatz (§  4  Zifif.  4  Abs.  5).  Ein  paar  kleine  Beispiele  mögen 
dies  erläutern : 

i)  Gegenw.  Umsatz       900  Mill.  Liter,  fing.  Verdienst     4,5  Mill.  Mk. 
Rückgang                    100     »           » 

800  Mill.   Liter  »               »               4,0            »  » 

Erhöhung  um  '-/20  0,4            »  » 

Verdienst   "4^4  Mill.  Mk. 

2)  Gegenw.  Umsatz       900  Mill.  Liter,  fing.  Verdienst     4,5  Mill.  Mk. 
Rückgang                    1 1  o     »           » 

790  Mill.  Liter  »               »              3,95           »  » 

Erhöhung  um  ^20  0,5925       »  » 


Verdienst     4,5425    Mill.  Mk. 
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Die  Gesellschaft  erleidet  also,  da  wohl  nie  ein  Rückgang  um 
runde  50000  Liter  erfolgen  wird,  durch  das  Nachlassen  des  Um- 
satzes nicht  nur  keinen  Schaden,  sondern  steht  sich  im  Gegenteil 
noch  etwas  besser  dabei.  Es  wird  ihr  daher  höchst  gleichgültig 
sein,  wie  sich  infolge  ihrer  Preispolitik  der  Leuchtölverbrauch 
gestaltet.  Den  Schaden  haben  in  erster  Linie  die  Konsumenten, 
weil  alle  Lasten  von  einer  bedeutend  kleineren  Warenmenge  ge- 
tragen werden  müssen,  die  Preise  also  naturnotwendig  anziehen. 
Außerdem  büßt  aber  das  Reich  an  jeder  Tonne,  die  weniger  ein- 
geführt wird,  75  Mark  Zoll  ein,  an  50000  t  also  3.75  Mill.  Mark. 
Hierdurch  geht  dann  reichlich  wieder  verloren,  was  an  anderer 
Stelle  vielleicht  gewonnen  wird. 

Von  welcher  Seite  man  das  geplante  Monopol  auch  betrachten 
mag,  stets  erscheint  es  als  ein  sehr  gewagtes,  von  Anfang  an 
fast  aussichtsloses  Unternehmen.  Dieser  Eindruck  wird  noch 
dadurch  verstärkt,  daß  die  Kleinhändler  volle  Freiheit  haben 
sollen.  Es  sieht  sogar  so  aus,  als  ginge  die  Regierung  mit  der 
Absicht  um,  ihrethalben  den  Kannengeschäften  das  Dasein  zu 
erschweren,  was  mit  Hilfe  von  §  5  Abs.  3  leicht  zu  erreichen 
ist.  Seite  27  der  Denkschrift  heißt  es  nämlich:  »Es  dürfte  wirt- 
schaftlicher und  mehr  im  Interesse  der  Verbraucher  sein,  die 
Versorgung  des  Verbrauchers  dem  Ladengeschäfte  zu  überlassen. 
E)er  Teil  des  Publikums,  der  sich  an  das  Kannengeschäft  gewöhnt 
hat,  ist  noch  nicht  groß.  Der  Handel  selbst  wird  künftig  die 
Aufgabe,  die  ihm  bisher  durch  die  Maßnahmen  der  ausländischen 
Gesellschaften,  insbesondere  durch  die  langfristigen  Bindungen, 
äußerst  erschwert  war.  willig  übernehmen.';  Bewiesen  werden 
diese  Behauptungen  nicht.  Eine  unfreundliche  Stellungnahme  der 
Regierung  dem  Hausierkannenhandel  gegenüber  würde  sich  aber 
kaum  rechtfertigen  lassen.  Er  arbeitet  zurzeit  nicht  viel  teurer 
als  der  Vertrieb  durch  die  Detaillisten.  Außerdem  muß  es  aber 
stets  Privatsache  der  Konsumenten  bleiben,  ob  sie  die  größere 
Bequemlichkeit  mit  einem  geringen  Aufgeld  bezahlen  wollen  oder 
nicht.  So  wie  bislang,  können  beide  Verkaufssysteme  auch  in 
Zukunft  sehr  gut  nebeneinander  bestehen.  Es  ist  sogar  wünschens- 
wert ;  denn  die  Konkurrenz  zwischen  ihnen  wird  verhindern,  daß 
übermäßig  hohe  Gewinnzuschläge  erhoben  werden. 

Sobald  aber  die  Detaillisten  das  Feld  allein  beherrschen 
sollen,  muß  ihnen  unbedingt  vorgeschrieben  werden,  welchen 
Nutzen    sie  nehmen    dürfen,    weil  sonst    die  Gefahr    besteht-,  daß 
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sie  ihre  Monopolstellung  zu  sehr  ausnutzen.  Der  Seite  50  der 
Denkschrift  gegen  solche  Festsetzung  vorgebrachte  Grund  ist 
nicht  stichhaltig ;  denn  der  zulässige  Gewinn  kann  ja  statt  in 
einer  absoluten  Zahl  auch  in  Prozenten  ausgedrückt  werden. 
Zudem  dürfte  es  niemals  schwer  fallen,  die  ungefähre  Höhe  der 
Unkosten  zu  ermitteln.  Daß  bis  herab  zu  100  Liter  Petroleum 
an  jeden  Beliebigen  abgegeben  werden  soll,  gewährt  nicht  den 
geringsten  Schutz  gegen  Monopolpreise  der  Kleinhändler,  weil 
nur  wenige  Verbraucher  daran  denken  können,  sich  loo  Liter 
Petroleum  in  den  Keller  zu  legen.  Und  daß  noch  zahlreiche 
neue  Detailgeschäfte  ins  Leben  treten,  kann  bei  der  bekannten 
starken  Ueberfüllung  dieses  Erwerbszweiges  kaum  erwünscht 
sein.  Wenn  ferner  gesagt  wird,  die  Konsumenten  könnten  ja 
selbst  den  Preisaufschlag  der  Kleinhändler  überwachen,  weil  die 
Preise  ab  Tank  regelmäßig  veröffentlicht  werden  sollen,  so  hat  das 
nur  bis  zu  dem  Augenblick  Bedeutung,  in  welchem  eine  Ver- 
ständigung sämtlicher  Händler  eines  Ortes  oder  eines  kleinen 
Bezirkes  erfolgt. 

An  dieser  Stelle  der  Denkschrift  zeigt  sich  am  deutlichsten 
der  Zweck  des  Gesetzes,  den  Interessen  eines  bestimmten  Standes 
einseitig  Vorschub  leisten.  Daß  weder  das  Reich  noch  die  an 
der  Vertriebsgesellschaft  beteiligten  Banken  Neigung  haben,  dieser- 
halb  viel  zu  riskieren,  kann  man  ihnen  nicht  gerade  verargen ; 
aber  Anlaß  zum  Nachdenken  sollten  die  besprochenen  Tatsachen 
doch  geben.  —  Von  einem  wirksamen  Schutz  der  Verbraucher 
gegen  willkürliche  Preissteigerungen  ist  jedenfalls  weit  und  breit 
nichts  zu  spüren ;  Grund  genug,  den  ganzen  Monopolplan  in 
seiner  gegenwärtigen  P'orm  abzulehnen.  Hoffen  wir  also,  daß 
er  im  Schöße  der  Kommission,  an  welche  er  jetzt  verwiesen 
worden  ist,  einen  langen  Schlaf  tut,  bis  zu  dem  Tage,  da  die 
Versorgungsmöglichkeiten  günstiger  geworden  sind,  und  daß 
dann  statt  der  unansehnlichen  Raupe  ein  farbenprächtiger  Schmet- 
terling unser  Auge  erfreut. 

So  bleibt  dem  deutschen  Volke  also  nichts  weiter  übrig, 
als  sich  ruhig  von  der  Standard-Oil  Co.  ausbeuten  zu  lassen  ? 
Fast  sieht  es  so  aus,  doch  können  wir  die  Sache  getrost  an 
uns  herankommen  lassen.  Die  Technik  der  gesamten  Beleuch- 
tungsindustrie macht  gegenwärtig  solche  Fortschritte,  daß  ver- 
mutlich nach  5  — 10  Jahren,  wenn  das  Netz  der  Ueberlandzentralen 
erst   engmaschiger  geworden   ist,  die  Bedeutung    des    Petroleums 
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für  uns  rasch  nachlassen  wird.  Wenn  lediglich  die  Kosten  für 
den  Brennstoff  zu  berücksichtigen  wären,  dann  hätte  sich  die 
Bedarfsverschiebung  wahrscheinlich  schon  in  viel  größerem  Um- 
fange geltend  gemacht,  als  es  tatsächlich  der  Fall  ist,  denn 
eine  Brennstunde  kostet  bei 


l)  Petroleum  (i   Liter  =  22  Ptg.) 


22 


10"'  Kiichenlampe  :=   i  o     Pf<» 

22  '  "■ 


16'"  Tischlampe  mit  Rundbrenner 
2)  Gas  (i   cbm  =   18  Pfg.) 


22 

—  =  2,0 

II 


stehendes  Glühlicht  (ca.  80  H.  K.)  — '■ =  2,16 

1000 

hängendes  Glühlicht  (ca.   100  H.  K.)  — —  =:   i  62 

1000 

3)  Elektrizität  (25  kerz.  Metallfaden-Lampe) 

Zählertarif  (i    K.   W.   =:  40  Pfg.)  4£_f5_  ^    ^  ^ 

1000  ' 

Bremer  Pauschaltarif  (10  W.  pro  Jahr  =  M.  3.90) 

97  S 

bei  jährlich    i  !;oo  Brennstunden —  =  0,6!; 

1500 


975 


=  0,98 


Daß  das  elektrische  Licht  bei  weitem  am  billigsten  ist,  wenn 
es  sich  um  die  Beleuchtung  von  mäßig  großen  Zimmern  handelt, 
unterliegt  hiernach  wohl  keinem  Zweifel.  Allerdings  geben  die 
Zahlen  kein  vollkommen  treues  Bild,  weil  die  Ausgaben  für 
Leuchtkörper,  Lampen,  Ersatz  von  Strümpfen  und  Zylindern 
sowie  für  Zählermiete  nicht  inbegriffen  sind.  Diese  kann  man 
nur  richtig  verteilen,  wenn  man  eine  bestimmte  Lampenzahl  im 
Auge  hat  und  die  Gesamtsumme  der  Brennstunden  im  Jahr  an- 
nähernd kennt.  Die  Berechnung  hat  dann  in  der  Weise  zu  er- 
folgen, daß  man  den  Betrag  aller  erwähnten  Kosten  durch  die 
Zahl  der  Brennstunden  dividiert.  Je  nach  dem  Verhältnis  dieser 
beiden  Faktoren  zu  einander  werden  sich  da  ganz  verschiedene 
Werte  ergeben,  welche  zu  den  Brennkosten  hinzuzuschlagen  sind. 
Aber  selbst  dann  bleibt  die  Ueberlegenheit  des  elektrischen 
Lichtes  und  nach  ihm  der  Gasbeleuchtung  noch  bestehen.  Wenn 
sie  trotzdem  bislang  nicht  in  dem  auch  vom  gesundheitlichen 
Standpunkt  aus  wünschenswerten  Maße  benutzt  werden,  so  liegt 
das  hauptsächlich  wohl  daran,  daß  entweder  infolge  der  hohen 
Installationskosten  oder  wegen  des  Mangels  an  Erzeugungsstätten 
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zahlreiche  Wohnungen  noch  nicht  damit  ausgestattet  sind.  Beides 
wird  in  wenigen  Jahren  ganz  anders  sein.  Wie  mir  Sachver- 
ständige versicherten,  erhalten  jetzt  beispielsweise  in  Leipzig  fast 
ausnalmislos  alle  Neubauten  mit  Wohnungen  im  Mietwerte  von 
450 — 500  M.  an  aufwärts  sofort  elektrische  Lichtanlage  und  außer- 
dem meistens  Gas,  letzteres  besonders  für  Kochzwecke.  Werden 
die  Wohnungen  dadurch  auch  um  20 — 30  Mk.  teurer,  so  macht 
das  bei  dem  zunehmenden  Wohlstande  doch  herzlich  wenig  aus. 
Und  in  welcher  Weise  sich  die  Ueberlandzentralen  vermehren, 
das  dürfte  zur  Genüge  bekannt  sein.  Des  Interesses  halber  sei 
nur  erwähnt,  daß  das  Königreich  Sachsen  schon  vollkommen 
von  Leitungsnetzen  überspannt  ist  und  Thüringen  sowie  die 
Provinz  Sachsen  sich  ihm  bald  an  die  Seite  werden  stellen 
können. 

Die  Standard-Oil  Co,  hat  also  alle  Veranlassung,  in  ihrer 
Preispolitik  äußerst  vorsichtig  zu  sein,  wenn  sie  nicht  Gefahr 
laufen  will,  daß  sie  im  nächsten  Jahrzehnt  einen  erheblichen 
Teil  des  Absatzes  verliert,  und  hierin  liegt  für  die  deutschen 
Verbraucher  doch  immerhin  eine  gewisse  Beruhigung.  Zum 
Verzweifeln    ist  jedenfalls    nicht  der   geringste  Anlaß    vorhanden. 
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List  oder  Raymond  ? 

Von 
Ed.  Heuser. 


Ein  neueres  Werk  »Problematisches  zu  Fr.  LisU  von  Dr.  Kurt 
Köhler,  Leipzig  1908  befaßt  sich  in  seinem  Hauptabschnitte  mit  der 
Entstehungsgeschichte  der  Fr.  Lzsfschen  Theorien  und  kommt  zu  dem 
Resultate,  »daß  Fr.  Lists  »Nationales  System«  wurzelt  in  dem  Raytnond- 
schen  Werke«  ^) :  »Thoughts  on  political  Economy«.  Schon  Eheberg 
machte  in  seiner  historischen  Einleitung  zu  dem  »Nationalen  System« 
auf  Raymond,  als  einen  Vorgänger  Zw/s  aufmerksam  ^),  ohne  ihm  aber 
einen  bestimmenden  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  Z/j'/schen  Lehren 
zuzuschreiben.  Verfasser  vorliegendes  Aufsatzes  möchte  Köhler  wider- 
sprechen und  der  Ansicht  Eheberg?,  zustimmen,  »daß  List  in  seinen 
grundlegenden  Theorien  durchaus  original  war«  ^). 

Köhler  argumentiert  kurz  so :  Die  volkswirtschaftlichen  Lehren,  die 
List  in  den  vor  seiner  Auswanderung  nach  Amerika  veröffentlichten 
Schriften  vertrat,  decken  sich  in  der  Hauptsache  mit  denen  der  Smith- 
schen  Schule.  List  kennt  noch  nicht  die  Bedeutung  und  die  Aufgaben 
des  eigentlichen  Schutzsystems  und  steht  auf  freihändlerischem  Boden, 
Nur  als  Verteidigungsmaßregel  gegen  die  Maßnahmen  anderer  Nationen, 
die  die  Einführung  der  europäischen  Handelsfreiheit  verhindern,  fordert 
er  Retorsionszölle.  Der  Unterschied  zwischen  Privat-  und  National- 
ökonomie ist  ihm  noch  unbekannt.  Diese  Anlehnungen  an  die  »Schule« 
werden  erklärlich  durch  das  Fehlen  des  Nationalitätsprinzips,  das  später 
als  Leitstern  über  dem  ganzen  Listschcn  vSystemc  schwebt.  List  be- 
hauptet zwar  später,  er   habe    schon    in  Deutschland  an  den  traurigen 


1)  Köhler  a.  a.  O.,  S.    133.  2)  Eheberg  a.  a.  O.,   S.   149. 

3)  a.  a.  O.,  S.   152. 
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Wirkungen  der  Aufhebung  der  Kontinentalsperre  gesehen,  daß  die  An- 
sichten Smiths  falsch  sein  müßten,  und  habe  Stellung  gegen  sie  genom- 
men, doch  in  den  damals  erschienenen  Abhandlungen  findet  man  keine 
Spur,  keinen  Anklang  seiner  späteren  Theorien.  Wie  mit  einem 
Schlage  tauchen  plötzlich  dann  in  seinen  amerikanischen  Veröffentlich- 
ungen die  Grundlinien  seines  »Nationalen  Systems«  klar  und  deutlich 
hervor.  In  Amerika  verfaßt  er  im  Auftrage  der  Pennsylvanischen  Ge- 
sellschaft zur  Beförderung  der  INIanufakturen  eine  Reihe  von  Briefen 
als  »Umriß  einer  amerikanischen  politischen  Oekonomie«,  die  bisher 
noch  nicht  genügend  gewürdigt  worden  sind.  Von  jetzt  an  bekämpft 
er  das  ganze  Sjniths.chQ  System  und  stellt  ihm  ein  neues  entgegen. 
Scharf  trennt  er  individuelle,  politische  und  kosmopolitische  Oekonomie. 
Die  Theorie  der  Tauschwerte  lehnt  er  ab  und  ersetzt  sie  durch  die 
der  produktiven  Kräfte.  An  die  Stelle  eines  auf  Notwehr  beruhenden 
Retorsionssystems  setzt  er  ein  umfassendes  Schutzsystem,  indem  er  die 
Bedeutung  der  Zölle  für  die  Erziehung  der  nationalen  Industrie  in  den 
Vordergrund  stellte.  Alle  seine  »neuen«  Ansichten  aber  gehen  auf 
das  jetzt  erst  erfaßte  Nationalitätsprinzip  zurück,  auf  die  Erfassung 
des  Wesens  der  ökonomischen  und  politischen  Einheit  der  Nationali- 
täten. Zwischen  diesen  und  den  früheren  Lehren  Lisfs  ist  eine  breite 
Kluft,  die  die  Annahme  der  Weiterentwicklung  Zw/scher  Ideen  in  der 
neuen  Umgebung  nicht  überbrücken  kann.  Diese  INIeinung  wird  durch 
ein  Buch  zur  Gewißheit,  das  alles  das  enthält,  was  bei  I.isf  neu  er- 
scheint. Es  ist  die  Arbeit  Rayvwnd'i  »Thoughts  on  political  Economy« 
Baltimore  1820,  die  erste  Abhandlung  über  politische  Oekonomie  in 
Amerika.  Diese  Schrift  gibt  uns  den  Schlüssel  zu  den  Meinungsände- 
rungen List?,.  So  kann  man  die  Argumente  Köhlers  zusammenfassen. 
Auf  die  einzelnen  Stellen,  die  er  zur  Begründung  seiner  Ansicht  heran- 
zieht, werden  wir  bei  der  Kritik  eingehen.  Zur  Widerlegung  wollen 
wir  folgenden  Weg  einschlagen :  Wir  fragen :  i .  Inwieweit  ist  List  vor 
seiner  Auswanderung  nach  Amerika  noch  Anhänger  der  6"w/r//schen 
Schule?  2.  Wie  erklärt  uns  List  seine  Abkehr  von  einzelnen  Ansichten? 
3.  Darf  man  List  des  Plagiats  an  Raymond  bezichtigen,  oder  hat  er 
sich  nur  in  alten  Ansichten  bestärken  lassen,  um  sie  besser  auszubauen? 

II. 

]\Iit  Recht  stellt  Ivöhler  die  nationale  Idee  bei  List  in  den  Vor- 
dergrund. Auf  ihr  baut  sich  das  ganze  »Nationale  System«  auf.  Wenn 
daher  Köhler  der  Nachweis  gelungen  ist,  daß  List  erst  in  Amerika  bei 
Raymond  diese  Idee  vorgefunden  und  von  ihm  übernommen  hat,  so 
müssen  wir  zugeben,  daß  der  eigentliche  Kern  der  Zw/schen  Theorien 
kein  originelles  Geistesprodukt  Lists  ist.  Verfasser  möchte  zeigen,  daß 
List  nicht  nur    >in  seinen   praktisch    politischen    Ansichten    im  großen 
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und  ganzen  derselbe  geblieben«  ^)  ist,  sondern  auch  in  seinen  theore- 
tischen Lehren  in  der  Hauptsache  den  ersten  Standpunkt  aufrecht  er- 
halten hat.  List  lag  keineswegs  in  seinen  ersten  Schriften  die  Auf- 
fassung von  dem  Wesen  und  der  Bedeutung  der  Nation  fern.  Schon 
igi?  preist  er  den  Staat  als  :vdas  höchste  menschliche  Institut«  ^j,  und 
1819  schreibt  er  in  seiner  Eingabe  an  die  Bundesversammlung  3) :  »Ein 
Staatenbund,  wie  jede  andre  bürgerliche  Gesellschaft,  wird  immer  nur 
der  Form,  nie  dem  Wesen  nach  bestehen,  wem  derselbe  nicht  auf  der 
Einheit  der  Interessen  aller  Individuen  beruht.«  Er  will  keineswegs 
die  Interessen  der  Individuen  den  nationalen  überordnen.  Schon  der 
Zusammenhang,  in  dem  wir  die  zweite  angeführte  Stelle  finden,  zeigt, 
dafi  er  mit  diesen  Sätzen  nur  die  Pflicht  des  Staates  dartun  wollte,  durch 
ein  einheitliches  Zollsystem  für  seine  Untertanen  zu  sorgen.  Daß  ihn 
stets  die  nationale  Idee  begleitet  und  geleitet  hat,  beweisen  zahlreiche 
Stellen,  von  denen  wir  nur  einige  bezeichnende  hervorheben  möchten. 
In  der  Bekämpfung  der  Binnenzölle  behauptet  er,  sie  gefährdeten  den 
ganzen  Zweck  des  Bundes  »indem  die  Binnenzölle  gegenseitige  Zwie- 
tracht unter  den  verschiedenen  deutschen  Völkerstämmen  nähren,  die 
erhebende  Idee  eines  gemeinsamen  deutschenVater- 
1  a  n  d  e  s  töten,  und  somit  in  dem  Deutschen  das  große  Gefühl  der  N  a- 
tion  alein  heit  ersticken,  ohne  welches  noch  keine  Nation  gegen 
auswärtige  Feinde  kräftigen  Widerstand  geleistet  hat«  *).  Er  beklagt 
>'den  Mangel  eines  Nationalbandes  rücksichtlich  der  Handels-  und  Ge- 
werbverhältnisse in  Deutschland«  und  wünscht  -eine  Vereinigung  der 
Interessen  aller  deutschen  Völkerstämme«  ^).  Wie  ein  nationales  Heer 
im  Kriege  nötig  ist,  so  braucht  man  im  Frieden  nationale  Zölle  ^). 
Nationalkapital,  Nationalreichtum,  Nationalvermögen,  Nationalihdustrie 
sind  ihm  schon  damals  geläufige  Begriffe  und  kehren  fast  auf  jeder 
Seite  seiner  ersten  Schriften  wieder.  Auf  sie  weist  er  hin,  um  die 
Wichtigkeit  eines  gemeinsamen  Zollsystems  ins  klare  Licht  zu  stellen, 
sie  stellt  er  scharf  privaten  Interessen  entgegen  ^).  Daß  er  damals  aus 
solchen  Begriffen  noch  nicht  die  späteren  Theorien  z.  B.  die  der  pro- 
duktiven Kräfte  im  Gegensatz  zu  der  der  Tauschwerte  ableitete,  erklärt 
sich  wohl  zum  weitaus  größten  Teile  aus  der  praktischen  Tendenz 
seiner  ersten  Aufsätze.  Der  eine  soll  die  Notwendigkeit  einer  staats- 
wirtschaftlichen Fakultät,  der  andere  die  Wichtigkeit  einer  Ausstellung 
der  nationalen  Industrie  nachweisen.  Alle  übrigen  aber  sind  im  Inter- 
esse des  von  ihm  ins  Leben  gerufenen  deutschen  Handclsvereins  ge- 
schrieben und  wollen  die  damals  unhaltbar  gewordenen  Zollverhältnisse 


i)  Köhler  a.  a.  O.,  S.  98.  2)  Hüusser,  Ges.  Sehr.  II,   S.   i. 

3)  Häusser,   II,    S.    19.  4)  Häusser,  S.  33, 

5)  Häusser,  II,   S.   33.  6)  Häusser,  II,  S.  50. 

7)  Vgl.  z.  B.  Häusser,  S.  47,  48,  42. 
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im  Innern  Deutschlands  durch  ein  besseres,  gemeinsames  Schutzsystem 
ersetzen.  Damit  kommen  wir  zu  der  ersten  Listschen  Schutzzollehre. 
Er  verlangt  vor  allem  damals  die  völlige  Aufhebung  der  inneren  Zölle 
und  Mauten.  Diese  mußte  ihm  als  e  r  s  t  e  notwendige  Maßregel  ge- 
genüber den  herrschenden  Zuständen  erscheinen.  Wie  uns  Röscher'^) 
mitteilt,  bestanden  allein  in  den  preußischen  Provinzen  60  verschiedene 
Zoll-  und  Akzisetarife,  von  denen  die  letzteren  2775  Gegenstände  um- 
faßten. In  den  anderen  Ländern  war  es  nicht  besser.  Kein  Wunder, 
wenn  List  meint,  diese  inneren  Zölle  brächten  »ungefähr  dieselbe 
Wirkung  hervor,  wie  wenn  jedes  Glied  des  menschlichen  Körpers  un- 
terbunden wird,  damit  das  Blut  ja  nicht  in  ein  anderes  überfließe.  Um 
von  Hamburg  nach  Oesterreich,  von  Berlin  in  die  Schweiz  zu  handeln, 
hat  man  zehn  Staaten  zu  durchschneiden,  zehn  Zoll-  und  Mautord- 
nungen zu  studieren,  zehnmal  Durchgangszoll  zu  bezahlen.  Wer  aber 
das  Unglück  hat,  auf  einer  Grenze  zu  wohnen,  wo  drei  oder  vier  Staa- 
ten zusammenstoßen,  der  verlebt  sein  ganzes  Leben  mitten  unter  feind- 
lich gesinnten  Zöllnern  und  Mautnern  ;  der  hat  kein  Vaterland«  ').  Nur 
aus  nationalen  Gründen  empfiehlt  List  den  freien  Verkehr  im  Inneren. 
Das  preußische  Zollgesetz  ruiniere  völlig  den  deutschen  Handel  und 
stehe  also  dem  Geist  des  deutschen  Bundes  schroff  entgegen  ^).  Die 
Binnenzölle  nähren  »gegenseitige  Zwietracht  unter  den  verschiedenen 
deutschen  Völkerstämmen«  *)  und  verhindern  die  Zwecke  des  Deutschen 
Bundes.  Besonders  erregt  die  Aufrechterhaltung  der  inneren  Handels- 
beschränkungen auch  die  Entrüstung  der  Deutschen,  als  sie  »eine  der 
uralten  Nationaleinheit  der  Deutschen  feindlich  entgegenstehende  Neue- 
rung« zu  sein  scheint,  »zumal  da  man  gewohnt  ist,  sie  als  ein  Ueber- 
bleibsel  der  fremden  Tyrannei  zu  betrachten,  unter  deren  Einfluß  das 
Douanensystem  in  Deutschland  sich  größtenteils  so  gestaltet  hat,  wie 
es  heute  besteht«  *).  Nationale  Erwägungen  veranlassen  die  Z/V/sche 
Forderung  der  Aufhebung  der  inneren  Verkehrsbeschränkungen.  Na- 
tionalen Interessen  dient  auch  sein  Schutzsystem  nach  außen.  Aller- 
dings rühmt  er  laut  die  Segnungen  der  Elandelsfreiheit  und  hebt  die 
Schäden  der  Zölle  für  das  Wirtschaftsleben  der  Völker  hervor.  Er  sagt: 
»Vernünftige  Freiheit  ist  die  Bedingung  aller  physischen  und  geistigen 
Entwicklung  des  INIenschen.  Wie  der  menschliche  Geist  niedergehal- 
ten wird  durch  Bande  des  Gedankenverkehrs,  so  wird  der  Wohlstand 
der  Völker  gebeugt  durch  Fesseln,  welche  der  Produktion  und  dem  Ver- 
kehr materieller  Güter  angelegt  werden.  Nur  alsdann  werden  die  Völ- 
ker der  Erde  den  höchsten  Grad  des  physischen  Wohlstands  erreichen, 
wenn  sie  allgemeinen,  freien,  unbeschränkten  Handelsverkehr  unter  sich 


i)  In  »Nord  und  Süd«,  III.  Bd.   1877,  S.  44  ff. 
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festsetzen«  1).  Und  an  einer  anderen  Stelle  meint  er^):  »Wo  einmal 
der  natürliche  Lauf  der  Industrie  durch  feindliche  Dämme  abgeleitet 
wird,  da  muß  man  zu  gleichen  Maßregeln  schreiten,  um  den  schlimmen 
Einwirkungen  derselben  zu  begegnen,  oder  um  den  Feind  zu  billigen 
Verträgen  zu  nötigen,  und  allein  auf  diesem  Wege  kann  man  zur  Welt- 
handelsfreiheit gelangen,  wodurch  einzig  nur  die  höchste  Stufe  mensch- 
lichen Wohlstandes  erreichbar  scheint.«  List  hält  also  die  Handelsfrei- 
heit für  die  beste  handelspolitische  Maßregel.  Das  tut  er  auch  noch 
in  den  späteren  Schriften,  worin  er  den  Schutzzoll  auf  einer  gewissen 
Kulturstufe  als  eine  vorübergehende  Maßregel  zur  Vorbereitung  auf  die 
höchste  Stufe  der  nationalen  Entwicklung,  die  Universalunion,  fordert. 
Auf  dieser  Endstufe  darf  nur  Freihandel  getrieben  werden.  Um  1817 
bis  1820  konnte  List  den  Schutzzoll  gar  nicht  als  Erziehungsmittel 
der  nationalen  Industrie  empfehlen.  Durch  das  künstliche  Mittel  der 
Kontinentalsperre  waren  die  deutschen  INIanufakturen  zu  einer  Art 
Treibhausblüten  entfaltet  worden.  Aber  als  die  schützenden  Hallen 
des  Treibhauses  nach  dem  Sturze  Napoleons  beseitigt  wurden,  da  zeigte 
sich,  daß  die  Blüten  noch  wenig  gekräftigt  waren.  Ein  rauher  Wind 
von  England  her  drohte  sie  zu  vernichten.  Die  wichtigeren  Nationen 
des  europäischen  Kontinents  schützten  sich  durch  einen  Schutzzoll, 
nur  Deutschland  bot  allen  einen  offenen  INIarkt  und  setzte  seine  kaum 
entwickelte  Industrie  unbedenklich  der  mächtigen  ausländischen  Kon- 
kurrenz aus.  Konnte  da  Z/V/ Erziehungszölle  predigen?  Mußte  er  nicht 
vielmehr  auf  Erhaltungszölle  zum  Schutze  der  neuen  Manufakturen 
dringen?  Besonders,  w^o  er  gar  keine  theoretischen  Zwecke,  sondern 
nur  praktische  Maßregeln  für  eine  augenblickliche  Notlage  in  den  da- 
maligen Schriften  verfolgen  wollte.  P^s  mußte  den  patriotischen  Sinn 
der  Deutschen  zu  rascher  Tat  entflammen,  wenn  er  ihnen  vorstellte, 
man  müsse  die  feindlichen  Maßregeln  der  Ausländer  erwidern,  und 
ihnen  zeigen,  daß  man  sich  nicht  alles  gutmütig  gefallen  lasse.  Die 
gedrückte  Nation  müsse  den  Druck  erwidern;  »denn  wie  groß  auch 
immer  bei  den  Nationen  der  Reiz  gewesen  ist,  ihren  Wohlstand  durch 
Beschränkung  fremder  Industrie  zu  vergrößern,  so  unangenehm  haben 
sie  es  von  jeher  empfunden,  wenn  ihnen  diese  Feindseligkeit  von  außen 
erwidert  wurde  ^).  Nur  so  könne  man  andere  Staaten  zu  billigen  Han- 
delsverträgen zwingen.«  So  fordert  er,  es  möchte  »ein  auf  dem  Grund- 
satz der  Retorsion  beruhendes  Zollsystem  gegen  fremde  Nationen  aut- 
gestellt werden«  *),  also  eine  von  der  Notwehr  geforderte  INIaßregel. 
Daß  er  hinzufügt,  »bis  auch  sie  den  Grundsatz  der  europäischen  Han- 
delsfreiheit   anerkennen«  ■')   beruht  darauf,    daß   die   damaligen    Staats- 


i)  Häusser,  II,  S.   16.  2)  Häusser,  II,  S.  35. 
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männer  und  Fabrikanten  völlig  unter  dem  Einflüsse  der  Smü/ischcn 
Schule  standen.  Die  Freihandelslehre  an  sich  zu  bekämpfen,  wäre  ihnen 
als  Vermessenheit  erschienen.  Und  gerade  die  wichtigsten  ersten  Schrif- 
ten Lisfs  waren  Eingaben  an  die  Regierungen,  im  Interesse  und  im  Auf- 
trage des  Fabrikantenvercins.  Es  war  also  ein  taktisches,  ein  politisches 
Moment,  das  L/s^  zu  einer  solchen  Schutzzollpolitik  veranlaßte.  Das 
wird  noch  gesichert,  Avenn  wir  von  Lzsf  selbst  hören,  wie  er  sich  zu 
seiner  Aleinungsänderung  äußerte. 

III. 

An  mehreren  Stellen,  "besonders  des  »Nationalen  Systems«  erzählt 
er  uns,  er  habe  schon  in  den  ersten  Schriften  die  falschen  Ansichten 
S!)i?t/is  und  seiner  Schule  bekämpft.  Die  wichtigste,  die  Köhlei-  nicht 
zu  kennen  scheint,  entnehmen  wir  der  Einleitung  zu  dem  »Nationalen 
System«  1):  ».  .  .  .  Ein  eigener  Artikel  (der  19.)  hatte  ausdrücklich 
Raum  gelassen  zu  Gestaltung  eines  nationalen  Handelssystems.  Mir 
schien  dieser  Artikel  ein  Fundament  abgeben  zu  können,  auf  welches 
die  künftige  industrielle  und  kommerzielle  Prosperität  des  deutschen 
Vaterlandes  zu  gründen  sei,  und  diese  Ueberzeugung  führte  mich  zu 
der  Idee  der  Stiftung  eines  Vereins  deutscher  Kaufleute  und  Fabrikanten, 
der  sich  zum  Zwecke  setzen  sollte,  die  Aufhebung  der  deutschen 
Provinzialdouanen  und  die  Herstellung  eines  gemeinschaftlichen  deutschen 
Handelssystems  zu  erwirken.  Wie  dieser  Verein  zustande  gekommen 
und  auf  das  Zustandekommen  eine  Vereinigung  der  beiden  erleuchteten 
und  hochsinnigen  Regenten  von  Bayern  und  Württemberg  und  später 
des  deutschen  Zollvereins  gewirkt  hat,  ist  bekannt.  Als  Konsulent 
des  deutschen  Handelsvereins  hatte  ich  einen  harten  Stand.  Allen 
wissenschaftlich  gebildeten  Staatsbeamten,  Redakteuren  von  Zeitungen 
und  Zeitschriften  und  allen  politisch-ökonomischen  Schriftstellern,  er- 
zogen in  der  kosmopolitischen  Schule  wie  sie  waren,  schien  jeglicher 
Zollschutz  ein  theoretischer  Greuel.  Dazu  kam  das  Interesse  Englands 
und  der  Trödler  der  englischen  Industrie  in  den  deutschen  See-  und 
Meßstädten.  Bekannt  ist,  welches  Mittel  das  englische  Ministerium 
nie  gewohnt,  zu  knickern,  wo  es  seine  Handelsinteressen  zu  fördern 
gilt,  in  seinem  secret  service  money  besitzt,  um  allerwärts  im  Ausland 

der  öffentlichen  Meinung  unter  die  Arme  zu  greifen Diese 

Wortführer  der  englischen  Interessen  hatten  um  so  leichteres  Spiel, 
als  ihnen  die  herrschende  Theorie  und  die  Ueberzeugung  der  deutschen 
Gelehrten  zur  Seite  stand.  Im  Innern  des  Vereins  selbst  gab  es  große 
Meinungsverschiedenheiten.  Die  einen  verlangten  nur  Freiheit  des 
Handels  im  Innern,  die  offenbar  ohne  Schutz  nach  außen  unter  den 
herrschenden  Verhältnissen  noch  schlimmer  gewesen  wäre,  als  das  Fort- 

i)  Ekebergsche.  Ausgabe,  S.  V  fif. 
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bestehen  der  Provinzial-Douanen  —  es  waren  die  in  dem  deutschen 
Meßverkehr  und  im  Kolonialwarenhandel  Beteiligten.  Die  anderen  da- 
gegen, die  deutschen  Fabrikanten  nämlich,  verlangten  das  Prinzip  der 
Retorsion,  als  das  einleuchtendste,  vorteilhafteste  und  gerechteste.  Der 
letzteren  waren  wenige,  und  diese  wenigen  waren  zum  Teil  schon 
durch  englische  Konkurrenz  halb  oder  ganz  niedergebrochen.  Gleich- 
wohl hatte  der  Konsulent  ihnen  zu  folgen,  wenn  er  überhaupt  eine 
Partei  für  sich  haben  wollte.  Politische  wie  überhaupt  gemeinsame 
Wirksamkeit  ist  nur  möglich  durch  Transaktion  zwischen  den  Meinungs- 
verschiedenheiten derjenigen,  die  zunächst  ein  gleiches  Ziel  verfolgen. 
Das  nächste  Ziel  in  diesem  Falle  aber  war :  Aufhebung  der  Provinzial- 
Douanen  und  Herstellung  einer  National-Douane.  Waren  nur  einmal 
die  inneren  Schlagbäume  gefallen,  so  war  es  immer  noch  Zeit,  ihrer 
falschen  Basis  eine  bessere  zu  substituieren,  und  in  dem  vorliegenden 
Fall  um  so  mehr,  als  das  Retorsionsprinzip  für  den  Augenblick  mehr 
gewährte,  als  das  Schutzprinzip  verlangte.«  Bessere  und  triftigere 
Gründe  für  seine  erste  Lehre  hätte  uns  List  wohl  kaum  geben  können. 
Ob  Köhler  im  Hinblick  auf  diese  Worte  nicht  stutzig  und  vorsichtiger 
geworden  wäre?  Aber  er  könnte  vielleicht  einwenden,  diese  Stelle 
habe  List  erst  später  bei  Abfassung  des  »Nationalen  Systems«  ge- 
schrieben. Abgesehen  davon,  daß  ICöhler  der  Offenheit  und  ehrlichen 
Ueberzeugung  Lists  manches  zugute  halten  will  —  wir  haben  auch  aus 
dem  Jahre  1819  wichtige  Belegstellen,  die  in  Briefen  Lists,  die  er  bei 
der  Auswanderung  verfaßt  hat,  enthalten  sind.     Er  schreibt  von  Havre 

de  Grace  aus  ^) : »Wann  wird  endlich  der  Anblick  solcher  ge- 

wcrbreichen  Gegenden  die  verstockten  Nachbeter  Ad.  Smit/is  auf  den 
rechten  Weg  bringen !  Mag  dieser  Lehrer  der  Nationalökonomie  um 
die  Völker  sich  in  anderer  Hinsicht  verdient  gemacht  haben  so  viel 
er  will :  alle  seine  Verdienste  können  den  unerhörten  Schaden  nicht 
vergüten,  den  die  Grille  des  sogenannten  freien  Verkehrs,  die  er  einigen 
unserer  Theoretiker  in  den  Kopf  gesetzt,  verursacht  hat.  Smiths  Grund- 
irrtum besteht  darin,  daß  er  dem  Kapital  eine  Produktivkraft  zuschreibt, 
während  nur  die  Arbeit  mit  Beihilfe  eines  größeren  oder  kleineren 
Kapitals  produziert.«  Werfen  wir  einen  Rückblick  auf  die  Z/5/^chen 
Anfänge,  so  finden  wir,  daß  er  vollbewußt  weit  über  Smith  hinausgeht. 
Er  erkennt  klar  den  Begriff  der  Nation  und  ihre  Sondcnstellung  zu 
den  Individuen :  »Ich  sah  :  die  Theorie  habe  vor  lauter  Menschheit,  vor 
vor  lauter  Individuen  die  Nationen  nicht  gesehen«  ^).  Die  Trennung 
zwischen  kosmopolitischer  und  politischer  Oekonomie  vorzunehmen, 
war  nur  ein  Schritt  weiter.  Erkannt  hatte  er  sie,  wie  er  uns  mitteilt  2) 
»Ich    kam    auf  den   Unterschied    zwischen    der   kosmopolitischen   und 


i)  Röscher,  In  »Nord  und   Süd«,  III.   Bd.    1877,  S.  81. 

2)   »Nat.  Syst.«  (Eheberg),  S.  VI,  wo  er  den  Werdegang  seiner  Lehre  schildert. 
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politischen  Oekonomie ;  es  entstand  in  mir  die  Idee  :  Deutschland  müsse 
seine  Provinzial-Douanen  aufheben  und  durch  ein  gemeinschaftliches 
Handelssystem  nach  außen  denjenigen  Grad  von  industrieller  und  kom- 
merzieller Ausbildung  zu  erreichen  streben,  den  andere  Nationen  durch 
ihre  Handelspolitik  errungen  halten.«  Er  fijhlte  schon  den  Unter- 
schied ZAvischen  dem  Nationalkapital  und  dem  rein  materiellen  der 
»Schule«  und  legte  den  Grund  zu  der  späteren  Theorie  der  produktiven 
Kräfte.  Warum  aber  führte  er  diese  Lehren  noch  nicht  weitläufiger 
aus?  Er  selbst  sagt  es  uns^):  »Anstatt  aber  diese  Idee  weiter  zu  ver- 
folgen, drängte  mich  mein  praktischer  Sinn,  sie  ins  Leben  einzuführen ; 
ich  war  noch  jung.«  Dazu  muß  immer  wieder  hervorgehoben  werden, 
daß  die  ersten  Schriften  kein  theoretisches  System  aufrichten  wollten, 
sondern  daß  sie  Gelegenheitsaufsätze  mit  starker  Parteifärbung  waren, 
wie  man  besonders  an  seinem  Eintreten  für  den  Retorsionszoll  sieht. 
Trotz  alledem  lassen  sich  die  Zw/schen  Lehren  auf  die  ersten  Schriften 
zurückführen.  Eine  von  Smith  abweichende  Theorie  hat  übrigens 
List  damals  näher  ausgeführt,  die  Lehre  von  der  Handelsbilanz.  Er 
meint 2),  die  Theoretiker  verfielen  in  den  entgegengesetzten  Irrtum  wie 
die  Merkantilisten,  indem  sie  die  Möglichkeit  eines  Passivhandels  leug- 
neten. »Wir  erkennen  es  allerdings  als  unbestreitbare  Wahrheit,  daß 
Silber  und  Gold  als  Waren  zu  betrachten  seien,  welche  auf  demselben 
Wege,  wie  alle  anderen  Waren,  erworben  werden,  und  daß  zwei  unter 
sich  verkehrende  Nationen  zu  gleicher  Zeit  im  Handel  gewinnen  können. 
Dessen  ungeachtet  glauben  wir  an  einen  Passivhandel.  Derselbe  existiert 
alsdann,  wenn  eine  Nation  die  Bedürfnisse,  die  ihr  von  außen  geliefert 
werden  und  die  sie  verzehrt,  nicht  mit  ihrem  Erwerb  zu  decken  ver- 
mag, sondern  das  Nationalkapital  angreifen  muß.«  Hierin  liegt  doch 
auch  schon  ziemlich  deutlich  die  Vorbildung  der  Theorie  der  produk- 
tiven Kräfte.  Und  wenn  List  meint,  man  müsse  >nach  der  besonderen 
Beschaffenheit  der  verschiedenen  Länder«  beurteilen,  ob  dieser  Fall 
eingetreten  sei,  so  sehen  wir,  wie  er  schon  damals  die  relative  Be- 
deutung der  Theorie  je  nach  dem  Kulturstande  der  Nation  im  Auge 
hatte.  Bei  dieser  Gelegenheit  vergleicht  List  private  und  nationale 
Wirtschaft.  Köhler  verdichtet  diese  Gegenüberstellungen  zu  völliger 
Identifizierung  und  Verkennung  des  L^nterschiedes  zwischen  nationaler 
und  privater  Oekonomie !  Wie  entwickelt  sich  nun  die  /?>/sche  Lehre 
in  Amerika?    »Beeinflußt-:   ihn  Raymond} 

IV. 

List  geht  in  der  ausgesprochenen  Absicht  nach  Amerika,  seine  in 
Deutschland  gefundenen  Ansichten  dort  zu  verbessern  und  auszubauen. 


1)  Eheberg  a.   a.   O.,  S.   IV, 

2)  Hausse?-,  II,  S.  36. 


112  Miszellen, 

Er  schreibt^),  er  habe  zwar  schon  in  den  für  den  Handelsverein  ver- 
faßten Aufsätzen  die  Smi//ische  Theorie  bekämpft,  »aber  der  Gegen- 
stand verdient,  daß  man  ihn  besonders  bearbeitet  und  dabei  die  eigenen 
Worte  des  Stifters  der  Schule  zugrunde  legt.  Ich  hoffe,  die  Vereinigten 
Staaten  sollen  mir  ein  schönes  Beispiel  zum  Beleg  meiner  Behauptungen 
darbieten.  Sie  haben  Smiths  Theorie  so  lange  befolgt,  bis  ihre  ganze 
Industrie  am  Boden  lag,  und  dann  erst  das  von  den  Theoretikern  ver- 
worfene System  ergriffen.  Wir  wollen  nun  sehen,  wie  sie  sich  dabei 
befinden.  Beim  Himmel,  ich  glaube  zuletzt  selbst,  daß  ich  eine 
literarische  Reise  nach  den  Vereinigten  Staaten  mache!«  Und  er  sollte 
sich  in  seinen  Erwartungen  nicht  getäuscht  haben.  Bald  nach  seiner 
Ankunft  wurde  er  in  die  Kämpfe  des  Parlaments  hineingezogen^  in 
welchem  eine  heftige  Debatte  zwischen  einer  schutzzüllnerischen  und 
einer  freihändlerischen  Richtung  ausgebrochen  war.  Der  Präsident  der 
Pennsylvanischen  Gesellschaft  zur  Beförderung  der  Manufakturen,  Inger- 
soll,  auch  Schutzzöllner,  mit  dem  List  durch  Lafayette  bekannt  ge- 
W'Orden  war,  forderte  List  auf,  seine  handelspolitischen  Ansichten  in 
Form  eines  Systems  zu  veröffentlichen.  Er  mußte  also  wohl  Lisis 
Gegnerschaft  gegen  Smit/ische  Ansichten  kennen.  Er  wollte  doch 
eine  theoretische  Begründung  seiner  eigenen  Ansichten  haben.  List 
entsprach  der  Aufforderung  und  gab  die  erwähnten  elf  Briefe  als 
»Umriß  einer  amerikanischen  politischen  Oekonomie«  heraus.  Zur 
Vorbereitung  habe  er,  so  erzählt  er  uns  in  dem  ersten  Brief,  die  ver- 
schiedenen Denkschriften  der  Philadelphia  -  Gesellschaft  für  die  Be- 
förderung nationaler  Industrie  durchgelesen,  ebenso  die  verschiedenen 
Kongreßreden  etc.  Und  da  schon  so  geistreiches  INIaterial  vorliege, 
so  könne  er  es  eigentlich  gar  nicht  mehr  ergänzen.  Er  wolle  deshalb 
nur  die  Grundirrtümer  der  Sfuit/ischcn  Schule  im  Zusammenhange 
darstellen  und  widerlegen.  Hier  wurde  ihm  Gelegenheit  geboten,  zum 
ersten  Male  sein  System  theoretisch  zu  begründen,  und  er  benutzte  sie. 
Alle  die  Ansichten,  die  in  ihrem  Kern  in  den  ersten  Schriften  stecken, 
entwickelt  er  jetzt  klar  und  deutlich.  Köhler,  der  in  dem  List  der 
ersten  Schriften  einen  »Smithianer«  sieht,  erklärt  sich  die  »Umwand- 
lung« List%  durch  die  Annahme  eines  Plagiats  aus  Raymond.  Dieser 
hatte  1820  in  einem  Buche  »Thoughts  on  political  Economy^•;  ganz 
ähnliche  Ideen  wie  Zz>/ vertreten.  Die  Schrift  war  in  dem  sogenannten 
Nilcsschen  Register  angezeigt,  das  List,  wie  er  uns  im  ersten  Brief 
mitteilt,  durchgesehen  hat.  Daß  er  so  auch  mit  der  Raymondschtn 
Schrift  bekannt  geworden,  kann  man  annehmen.  Ein  Vergleich  zwischen 
beiden  zwingt  jedoch  nicht  dazu.  Köhler  markiert  den  Gegensatz 
zwischen  dem  späteren  und  dem  früheren  List  so  2):  »Neu  ist  sein 
Kampf  gegen  das  Smithsche  System    in   dieser  geschlossenen  Phalanx, 


i)  Koscher  a.  a.  O.,  S.  81.  2)  Köhler  a.  a.  O.,  S.  93. 
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wenn  ich  so  sagen  darf  ...  Er  sucht  jetzt  dem  Swit/ischen  ein  eigenes 
neues  System  entgegenzustellen  .  .  .  Ferner  unterscheidet  er  scharf 
zwischen  individueller,  politischer  und  kosmopolitischer  Oekonomie. 
Diesen  Unterschied  hatte  Lzst  in  Deutschland  noch  nicht  gekannt, 
ebenso  aber  ferner  nicht  den  Unterschied  der  Theorie  der  produktiven 
Kräfte  von  der  Ä//////schen  Theorie  der  Tauschwerte.  Erst  so  ist  ihm 
auch  in  Amerika  das  ökonomische  Nationalitätsprinzip  {^DiiJiring)  klar 
geworden  und  von  ihm  vertreten  worden.  Daß  er  schon  in  Deutsch- 
land »nationale  Politik«  getrieben  habe,  beweist  hiergegen  nichts !  Denn 
ohne  seine  ebenfalls  in  seinen  Briefen  neuvertretene  »Schutzzollpolitik« 
hat  dieses  ökonomische  Nationalitätsprinzip  keinen  Sinn.  Kannte  und 
forderte  List  in  Deutschland  nur  ein  Retorsionssystem  in  der  Handels- 
politik, so  tritt  er  erst  jetzt  mit  der  Forderung  eines  verständigen 
Tarifs  auf  zum  Schutz  des  einheimischen  Marktes  und  Gewerbefleißes, 
zur  Entwicklung  von  jungen  Industrien  und  zur  Sicherung  der  Stetig- 
keit und  Unabhängigkeit  der  einheimischen  Produktion  und  zur  Ent- 
faltung der  Harmonie  in  Ackerbau,  Handel  und  Industrie.«  Daß  List 
jetzt  ausführlicher  gegen  Smith  Stellung  nimmt,  ist  allerdings  neu.  Der 
ganze  »Umriß«  soll  ja  eine  Widerlegung  des  .S»///>^schen  Systems 
sein.  Er  ist  ja  gerade  in  dieser  Absicht  nach  Amerika  gekommen. 
Von  der  Forderung  des  Retorsionszolles  auf  Grund  taktischer  Er- 
wägungen haben  wir  schon  genügend  gesprochen.  Im  Grunde  genommen 
hatte  er  dieselbe  INIaßregel  aus  politischen  Bedenken  anders  benannt. 
Was  das  Retorsionssystem  erreichen  sollte,  verfolgte  auch  das  spätere 
Schutzsystem.  In  den  ersten  Schriften  hob  er  die  Vorteile  des  Frei- 
handels mehr  hervor,  um  die  Interessenten  in  dem  Glauben  zu  lassen, 
er  sei  im  Grunde  kein  Gegner  Smiths.  Auch  später  ist  er  keineswegs 
der  Schutzzöllner,  wie  man  ihn  hinstellt.  Er  schreibt  in  einer  seiner 
späteren  Schriften  (1839)  i) :  »Wahr  ist  im  allgemeinen  bei  diesem  System 
die  Idee  der  allgemeinen  Handelsfreiheit.  Gleichwie  die  Einigung  der 
einzelnen  Städte,  der  einzelnen  Provinzen  und  Länder  zu  einem  frei 
unter  sich  verkehrenden  Ganzen  allen  Individuen  vorteilhaft  gewesen 
ist,  so  muß  auch  die  Universalhandelsfreiheit  vorteilhaft  für  alle  einzelnen 
Nationen  wirken.  Die  Realisierung  dieser  Idee  setzt  aber  eine  Einigung 
unter  dem  Rechtsgesetz,  eine  Universalconföderation  und  die  Unmöglich- 
keit des  Krieges  voraus,  wie  sie  jetzt  unter  den  verschiedenen  Städten 
und  Provinzen  der  einzelnen  Nationen  besteht.«  Zuerst  müßten  alle 
Nationen  genügend  entwickelt  und  vorgebildet  sein.  England  allein 
sei  schon  so  weit  vorgeschritten,  daß  es  vom  Freihandel  und  nur  von 
ihm  profitiere.  Das  durfte  List  in  den  Denkschriften  gar  nicht  aus- 
führen. Der  Kampf  gegen  Englands  Handelspolitik  sollte  ja  den 
deutschen  Patriotismus  entflammen  !     Wenn  er  andererseits  dem  Retor- 
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sionssystem  im  letzten  Grunde  dieselben  Aufgaben  stellt  wie  dem  später 
»Schutzsystem«  genannten  Systeme,  so  mußte  er  auch  die  Bedeutung 
des  Nationalitätsprinzips  und  der  produktiven  Kräfte  der  Nation  kennen. 
Nationalen  Zwecken  dienen  sein  Retorsions-  und  sein  Schutzsystem. 
Es  war  ihm  klar  geworden,  daß  nicht  jede  Nation  bei  jedem  Handel 
gewinnen  müsse,  wie  es  die  Tauschwertlehre  meinte,  sondern  daß  es 
auf  die  Förderung  der  produktiven  Kräfte,  wenn  auch  unter  augen- 
blicklichen Tauschwerteinbußen  ankomme.  Ein  prinzipieller  Unterschied 
zwischen  Lisfschen  und  Jiaymond sehen  Ideen  liegt  gleich  im  Ausgangs- 
punkte beider.  Raytnond  beginnt  sein  Buch  mit  folgender  Definition 
der  politischen  Oekonomie:  »Die  politische  Oekonomie  ist  eine  Wissen- 
schaft, welche  die  Aufgabe  hat,  die  Natur  und  die  Ursachen  des  öffent- 
lichen oder  Nationalreichtums  zu  untersuchen«  ^j.  Raymond  hält  also 
an  dem  Begriff  einer  theoretischen  Nationalitätsökonomie,  die  objektiv 
untersucht  und  feststellt,  fest.  List  aber  polemisiert  gegen  alle,  die 
die  Politik  aus  der  politischen  Oekonomie  ausschalten  wollen.  Er  sagt 
im  zweiten  Briefe 2):  »Wenn  ihre  (der  »Schule«)  Wissenschaft  mit  Recht 
politische  Oekonomie  genannt  ist,  dann  muß  sich  darin  genau  so  viel 
Politik  als  Oekonomie  vorfinden,  und  wenn  es  keine  Politik  darin  gibt, 
dann  hat  die  Wissenschaft  nicht  den  richtigen  Namen;  dann  ist  sie 
nichts  anderes  als  Oekonomie.«  Seine  politische  Oekonomie  ist  keine 
theoretische.  Sie  will  dem  Staate  vorschreiben,  wie  er  unter  den  be- 
sonderen Verhältnissen,  die  nur  ihm  eigen  sind,  Landwirtschaft  und 
Industrie  nebst  Handel  auf  den  höchstmöglichen  Grad  der  Entwicklung 
bringen  muß^).  Er  läßt  ja  auch  das  ganze  nationale  System  auf 
handelspolitische  Forderungen  auslaufen.  Und  von  dem  politischen 
Standpunkt  aus  bekämpft  List  in  diesen  Briefen  den  5w///^9chen. 
Weiter  will  er  gar  nichts  bringen.  Es  zeugt  meines  Erachtens  von 
wenig  Kenntnis  des  Z/5/schen  Systems,  wenn  Köhler  auf  Gründe  der 
Aehnlichkeit  Zw^cher  und  Raymoitdschtx  Gedanken  —  es  sind  nur 
wenige,  beide  gehen  sonst  getrennte  Wege,  wie  schon  ihr  Ausgangs- 
punkt zeigt  —  den  »Theoretiker«  List  fallen  lassen  will.  Wie  unendlich 
viel  hat  List  auf  diesem  Gebiete  geleistet,  was  nicht  in  seinem 
nationalen  System  enthalten  ist.  Wo  finden  wir  seine  Agrarpolitik 
seine  Verkehrsanschauungen,  seine  sozialpolitischen  Anschauungen,  um 
nur  einige  Lehren  zu  nennen?  Etwa  in  dem  »Nationalen  System«,  in 
dem  Köhler  die  Z/^/schcn  Theorien  sämtlich  vorfindet?  Und  doch 
würden  sie,  die  in  ihrer  Originalität  noch  nicht  angezweifelt  sind, 
genügen,  List  einen  hervorragenden  Platz  in  der  deutschen  National- 
ökonomie zu  sichern.     Wir  können  zusammenfassen  : 

List  hat   kein  Plagiat    an    Raymond  begangen.     Dafür   sjjrechen    i. 

i)  Köhler  a.  a.  O.,  S.   108.  2)  Köhler,  S.   183. 

3)  Vgl.  Brief  III. 
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seine  früheren  Schriften,  in  denen  die  späteren  Lehren  vorgebildet 
sind,  2.  seine  Worte,  mit  denen  er  uns  scheinbare  Widersprüche  auf- 
hellt, 3.  äußere  Umstände,  die  wir  noch  heranziehen  wollen.  Wenn 
wirklich  ein  so  starkes  Anlehnen  Lisis  an  Raymond  stattgefunden  hätte, 
so  wären  Raymond  und  seine  Freunde  wirklich  gutmütige  Naturen, 
daß  sie  die  Arbeit  geleistet  hätten,  um  einen  Ausländer  die  reichlich 
gespendete  Ehre  annehmen  zu  lassen.  In  Wahrheit  war  List  den 
Amerikanern  besser  bekannt,  als  denen,  die  mit  KöJder  seine  Abhängig- 
keit von  Raymond  annehmen.  Sechs  Jahre  konnte  List  in  einer  Um- 
gebung, die  ihm  so  viel  Neues  bot,  eifrigen  Studien  obliegen.  Wie 
mußte  das  auf  seinen  reichen  Geist  wirken  »in  einem  Lande,  wo 
er  die  verschiedensten  Kulturstufen  zwischen  Urwald  und  Großstadt  dicht 
neben  und  hinter  einander  sehen  konnte  ;  wo  jede  Neuerung,  fast  wie 
ein  physikalisches  Experiment,  freien  Spielraum  hatte  und  alles  in  vollster 
Oeffentlichkeit  vor  sich  ging« ').  Hier  baute  er  seine  in  ihm  schlum- 
mernden Ideen  systematisch  aus,  wenn  auch  nur  zum  kleinen  Teil, 
wie  wir  aus  den  Zwecken  der  »Briefe«  entnommen  haben.  Höchstens 
in  der  Fassung  einzelner  Ansichten  könnte  List  auf  Raymond  zurück- 
gegriffen haben.  Die  Ideen  selbst  sind  und  bleiben  sein  Eigentum, 
das  er  aus  Deutschland  mitgebracht  hat.  Erst  wenn  alle  späteren 
Theorien  List^  sich  auf  einen  gemeinsamen  Ursprung  zurückführen 
ließen,  könnte  man  seine  volle  Originalität  bezweifeln. 


Die  farbigen  Truppen  Frankreichs. 
Von 

Dr.  Ernst  Schnitze. 

In  den  Marokko-Debatten  ist  auf  den  Wunsch  Frankreichs  hinge- 
deutet worden,  sich  in  seinen  afrikanischen  Besitzungen  eine  Einge- 
borenen-Truppenmacht heranzuziehen,  die  sich  im  Kriegsfalle  auch  in 
Europa  verwenden  ließe.  Seit  Jahren  tragen  sich  unsere  westlichen 
Nachbarn  mit  dieser  Absicht,  seit  Jahrzehnten  haben  sie  sie  in  gewissem 
Umfange  bereits  durchgeführt.  Vor  etwa  3  Jahren  haben  in  der  fran- 
zösischen Kammer  die  Generale  Lacroix,  Langlois  und  Bonnal  die 
Ansicht  vertreten,  man  müsse  imstande  sein,  150000  schwarze 
Soldaten  im  Bedarfsfalle  nach  Frankreich  hinüber- 
zubringen und  dort  an  die  Ostgrenze  zu  werfen;  das  Bündnis  mit 
England  würde  diesen  Truppentransport  zur  See  ermöglichen. 

Nun  sollte  zwar  kein  Volk  so  unklug  sein,  auf  ein  gegenwärtig 
bestehendes  Bündnis    oder   gar   nur   auf  eine  Entente   seine  Zukunfts- 

i)   Röscher  a.  a.   O.,  S.  49.  z 
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plane  aufzubauen.  Indessen  haben  uns  die  letzten  Jahrzehnte  genügend 
von  der  Tatsache  überzeugt,  daß  ein  erheblicher  Teil  der  öffentlichen 
Tileinung  in  Frankreich,  jedenfalls  ihr  einflußreichster  Teil,  alle  politi- 
schen Zustände  und  Entwicklungen  nur  daraufhin  betrachtet,  wie  man 
sich  an  Deutschland  für  den  Tag  von  Sedan  und  den  >^Raub«  Elsaß- 
Lothringens  rächen  könnte.  Die  Durchführung  der  Pläne,  eine  fremd- 
rassige Kolonialarmee  zu  schaffen,  die  im  Kriegsfalle  ohne  weiteres 
in  Europa  verwendet  werden  würde,  scheint  daher  für  die  nächste 
Zukunft  sicher  zu  sein.  Daß  diese  Pläne  zunächst  ausschließlich  gegen 
Deutschland  gerichtet  sind,  ist  sonnenklar.  Denn  man  wird  weder 
gegen  Rußland  noch  gegen  Skandinavien  zu  Felde  ziehen  wollen,  und 
eine  Landung  in  England  würde  den  Franzosen  heute  fast  ebenso  un- 
möglich sein  wie  vor  loo  Jahren  Napoleon.  Eher  könnte  sich  der  Fall 
ereignen,  daß  die  farbigen  Truppen  A'on  Frankreich  gegen  Italien  oder 
gegen  Spanien  ins  Feld  geschickt  würden.  Geplant  ist  die  j\Iaßnahme 
aber  offensichtlich  zunächst  nur  gegen  Deutschland. 

Unverkennbar  ist  der  Vorschlag,  eine  große  farbige  Truppenmacht 
aufzustellen,  zunächst  von  der  Angst  eingegeben.  Man  sieht, 
daß  der  fast  völlig  zum  Stillstand  gekommenen  Bevölkerungsvermeh- 
rung Frankreichs  eine  so  erhebliche  Zunahme  der  Volkszahl  im  Deut- 
schen Reiche  gegenübersteht,  daß  sich  das  militärische  Gleichgewicht 
trotz  aller  Anstrengungen  der  Franzosen  nicht  mehr  lange  wird  auf- 
recht erhalten  lassen. 

Dieses  starke  und  von  Jahr  zu  Jahr  wachsende  Uebergewicht 
Deutschlands  wird  jenseits  der  Vogesen  ungemein  peinlich  empfunden. 
Darin  ist  wohl  hauptsächlich  der  Wunsch  begründet,  sich  außerhalb 
des  Landes  eine  Quelle  zur  Vermehrung  des  Heeres  zu  erschließen. 
Frankreich  ist  nicht  in  der  glücklichen  Lage  wie  England,  in  einem 
Kriege  nötigenfalls  damit  rechnen  zu  können,  daß  Stammesangehörige, 
die  außerhalb  des  Landes  leben,  für  den  Kampf  des  Mutterlandes  die 
Waffen  ergreifen.  Im  südafrikanischen  Kriege  fochten  Freiwillige  aus 
Kanada,  Australien  und  anderen  englischen  Kolonien  mit.  Woher  aber 
sollten  wohl  die  französischen  Freiwilligen  kommen?  Hat  Frankreich 
doch  nicht  einmal  genug  Menschen,  um  an  seine  Kolonien  eine  irgend- 
wie nennenswerte  Zahl  abzugeben ;  während  die  Bevölkerungszifter  der 
britischen  Siedlungskolonien  sich  von  I84i— IQH  nach  den  so- 
eben veröffentlichten  Forschungen  von  Sir  Athelstone  Baines  um 
467  Proz.  vermehrt  hat.  Jacques  Bonhomme  bleibt  lieber  zu  Hause, 
als  daß  er  sich  auf  die  Uebersiedelung  in  ein  fernes  Land  einließe, 
dessen  Verhältnisse  unsicher  sind  und  wo  er  vielleicht  auf  sein  ge- 
liebtes Weißbrot  und  seinen  schönen  Rotwein  verzichten  muß. 

Um  also  dem  französischen  Heere,  dem  allmählich  die  Kraft  zahlen- 
mäßiger Vermehrung  zu  entschwinden  droht,  neue  Stärke  zuzuführen, 
wünscht  man,    in    den  Kolonien    fremdrassige  Truppen   heranzubilden. 
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Oberstleutnant  INI  angin,  der  den  Gedanken  des  Aiifbaus  farbiger 
Truppen  mit  besonderer  Wärme  vertreten  hat,  meint,  daß  man  18  Tage 
nach  Beginn  der  Mobilmachung  2 — 3  französische  Divisionen  von 
Sudannegern  und  anderen  farbigen  Kolonialtruppen  in  Bordeaux  oder 
Marseille  zur  Verwendung  bereit  haben  könne.  Insbesondere  wird 
hierbei  an  die  schwarzen  Truppen  gedacht,  weit  weniger  an  die  Turkos 
oder  die  übrigen  arabisch-berberischen  Truppen.  Optimisten  meinen, 
daß  Frankreich  innerhalb  kurzer  Zeit  aus  Senegambien  und  Dahomey, 
aus  Guinea  und  von  der  Elfenbeinküste  160000  schwarze  Truppen 
ziehen  könnte.  —  Die  Regierung  ging  jedoch  auf  diese  Pläne  zunächst 
nur  zögernd  und  halb  widerwillig  ein.  Sie  beabsichtigte,  vor- 
erst nur  versuchsweise  6000  schwarze  Soldaten  nach  Algerien  zu  bringen 
und  sie  dort  in  3  verschiedene  Garnisonen  zu  stellen.  Man  hofft, 
ihre  Zahl  allmählich  vermehren  und  dadurch  die  eingeborenen  Soldaten 
Nordafrikas  zu  anderweitiger  Verwendung  freimachen  zu  können,  um 
sie  im  Falle  eines  Krieges  auf  europäischem  Boden,  vielleicht  auch 
schon  vorher,  über  die  See  schaffen  zu  können. 

Schon  seit  dem  Jahre  1903  wird  letzterer  Plan  erwogen.  In  Nord- 
afrika stehen  61  Bataillone.  Man  möchte  sie  wenigstens  zum  Teil 
nach  Frankreich  verlegen.  Ursprünglich  stieß  der  Vorschlag,  Neger- 
truppen aus  den  Senegal-Provinzen  zu  ihrer  Ablösung 
heranzuziehen,  auf  starken  Widerstand.  Anfang  1910  beschloß  jedoch 
die  Armeekommission,  zunächst  4  Kompagnien  zu  je  200  Mann  aus 
Senegambien  nach  Algerien  zu  verpflanzen  und  am  i.  Januar  191 1 
2  weitere  Bataillone  folgen  zu  lassen;  gleichzeitig  sollten  die  Senegal- 
truppen um  1650  Mann  vermehrt  werden. 

In  der  Kammer  hatte  sich  der  Abgeordnete  M  e  s  s  i  m  y ,  Bericht- 
erstatter der  Heereskommission,  der  Idee  mit  Feuereifer  angenommen. 
Bereits  1907  hatte  er  den  Vorschlag  gemacht,  die  arabische  Be- 
völkerung Algeriens  in  größerem  Umfange  zum  Heeresdienst 
heranzuziehen.  Bis  dahin  gab  es  3  Regimenter  Turkos  und  3  Regi- 
menter Spahis,  die  sich  sämtlich  aus  Angeworbenen  rekrutierten.  Nun 
schlug  Messimy  vor,  man  möge  diese  Truppenzahl  allmählich,  und 
zwar  durch  Aushebung  auf  Grund  einer  gesetzlich  festzulegenden  Wehr- 
pflicht, so  erhöhen,  daß  im  Laufe  der  Zeit  50000^100000  Einge- 
borene zu  Kriegsdiensten  zur  Verfügung  ständen.  Die  Kammer  er- 
nannte daraufhin  eine  Kommission,  welche  die  Vorschläge  Messimys 
in  Afrika  selbst  prüfen  sollte.  Sie  schloß  sich  jenen  Vorschlägen  im 
allgemeinen  an.  Indessen  erhoben  die  in  Algerien  lebenden  Weißen 
heftigen  Widerspruch,  und  da  man  durch  Einführung  der  Wehrpflicht 
eine  gewisse  Erregung  in  der  arabischen  Bevölkerung  zu  wecken  be- 
fürchtete, wurde  die  Ausführung  dieses  Planes  zunächst  —  möglicher- 
weise auf  Ewigkeit  —  verschoben. 

Da    kam    nun    dem   Abgeordneten    Messimy    der    Oberstleutnant 
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Mangln,  einer  der  fähigsten  und  verdienstvollsten  Kolonialoffiziere, 
zu  Hilfe.  Er  kannte  aus  eigener  Erfahrung  die  vortrefflichen  soldati- 
schen Eigenschaften,  deren  die  Neger  —  oder  wenigstens  gewisse 
Negerstämme  —  fähig  sind,  und  die  sich  unter  europäischer  Zucht 
und  Führung  glänzend  entwickeln  können.  IMangin  vertrat  die  INIei- 
nung,  daß  es  gar  nicht  schwer  halten  könne,  an  Stelle  der  etwa 
16000  Mann  arabischer  Truppen,  die  augenblicklich  in  Algerien  ge- 
halten werden,  und  an  Stelle  der  4500  wcstafrikanischen  Milizen  eine 
Heeresmacht  von  70  000  Negern  zu  schaffen  und  gleichzeitig  Reserven 
anzusammeln,  die  schon  nach  wenigen  Jahren  eine  Kopfzahl  von  50  000 
ausmachen  würden.  Davon  sollten  alsdann  etwa  40000  Mann  nach 
Algerien  übergeführt  werden,  um  hier  außer  allem  anderen  ein  Gegen- 
gewicht gegen  die  Vermehrung  der  arabischen  Truppen  zu  bilden. 

Die  Kostenberechnungen,  die  für  diese  Vermehrungen 
und  Veränderungen  des  Truppenbestandes  aufgestellt  worden  sind, 
scheinen  eine  erhebliche  Mehrbelastung  nicht  zu  ergeben.  In  Algerien 
belaufen  sich  die  Kosten  für  jeden  Soldaten  einschließlich  der  Aus- 
gaben für  Transport  und  Quartier,  sowie  für  den  Aufschlag  infolge 
des  höheren  Preises  der  Nahrungsmittel  auf  810  Frs.  jährlich,  während 
der  weiße  Soldat  in  Frankreich  jährlich  1137  Frs.,  der  eingeborene 
algerische  Tiralleur  sogar  1500  Frs.  kostet.  Die  Unterhaltung  der 
Negertruppen  würde  also  wesentlich  billiger  sein,  so  daß  eine  höhere 
Kopfzahl  von  ihnen  unterhalten  werden  könnte.  Würden  die  Pläne 
Mangins  und  die  weitgehendsten  Absichten  Messimys  restlos  ausge- 
führt, so  würde  sich  eine  Erhöhung  der  Militärausgaben  für  Westafrika 
um  8^/2  Millionen  Frs.  ergeben  und  für  Algerien,  bez.  für  die  arabi- 
schen Soldaten  aus  Algerien  eine  solche  von  37V2  Millionen  Frs.  An- 
dererseits würde  dadurch  eine  Ersparnis  in  Frankreich  selbst  möglich 
sein,  die  durch  die  Verminderung  der  Geburtenziffer  auch  ohnedies 
automatisch  herbeigeführt  werden  wird.  Heute  beträgt  die  Zahl  der  Ein- 
berufenen dort  jährlich  nur  noch  433  000,  nach  10  Jahren  mag  sie  auf 
399000  gesunken  sein,  nach  20  Jahren  sogar  auf  371000.  Dadurch 
würden  70  Millionen  Frs.  erspart  werden,  so  daß  sich  die  geforderten 
Mehrausgaben  für  die  senegambischen  und  arabischen  Truppen  da- 
durch mehr  als  bezahlt  machen  würden. 

Der  Gouverneur  von  Westafrika  erklärte  auf  Anfrage  der 
französischen  Regierung,  daß  die  Aushebung  von  Negern  wohl 
möglich  sei.  Daraufhin  entschloß  sich  die  Regierung  zu  dem  erwähnten 
Versuch.  Bisher  betrug  die  Stärke  der  Senegaltruppen  4  Regimenter 
und  weitere  4  Pjataillone  Negerschützen,  i  Regiment  ist  nach  Mada- 
gaskar abkommandiert,  die  übrigen  sind  —  meist  in  einzelnen  Kom- 
pagnien —  in  den  französischen  Kolonien  an  der  Küste  des  Atlanti- 
schen Ozeans  von  Senegambien  bis  zum  Kongogebiet  und  im  Innern 
bis  nach  dem  Tschad-See   verteilt.     Die  Zahl   der  Kompagnien   ist    in 
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den  einzelnen  Regimentern  und  Bataillonen  verschieden,  ihre  Stärke 
beträgt  3  weiße  Offiziere  und  10  weiße  Soldaten,  i  farbigen  Offizier 
und  168 — 178  eingeborene  Soldaten.  Die  Bataillone,  die  am  Südrande 
der  Sahara,  in  Mauretanien  und  im  Tschad-Gebiete  stehen,  sind  als 
gemischte  Truppenteile  organisiert;  sie  setzen  sich  aus  Infanterie  und 
Kavallerie  zusammen,  die  auf  Pferden  oder  Kamelen  beritten  ist.  Auch 
sind  sie  mit  Gebirgsgeschützen  und  mit  Magazingewehren  ausgerüstet. 

Es  wird  übereinstimmend  berichtet,  daß  die  wertvollsten 
Teile  dieser  Truppen  aus  den  eigentlichen  Senegal- 
provinzen s  t.a  m  m  e  n.  Die  dortige  Negerbevülkerung  ist  mit  der 
französischen  Herrschaft  durchaus  einverstanden  —  ganz  im  Gegen- 
satz zu  der  arabischen  Bevölkerung  Algeriens  —  und  liefert  ein  vor- 
treffliches Soldatenmaterial.  Anwerbungen  sind  leicht  und  lassen  sich 
in  großem  Umfang  durchführen,  weil  die  Senegalneger  gern  in  den 
Militärdienst  treten.  Im  oberen  Senegalgebiet  bestehen  nicht  weniger 
als  80  Bureaus  zur  Anwerbung  und  Aushebung,  im  übrigen  Senegam- 
bien  35.  Jene  80  Bureaus  können  ihre  Anwerbungen  aus  einer  Bevölke- 
rung von  4  Millionen  Köpfen  (?)  entnehmen.  Die  Senegaltruppen  er- 
gänzen sich  durch  Freiwillige  und  durch  Kapitulanten.  Die  Mann- 
schaften treten  nach  Beendigung  ihrer  Dienstzeit  unter  der  Fahne  zur 
Reserve  über,  in  der  die  Dienstzeit  5  Jahre  beträgt.  Die  Reserve  ver- 
stärkt sich  weiter  durch  diejenigen  Eingeborenen  zwischen  20  und  30 
Jahren,  die  von  den  Rekrutierungskommissionen  als  Hilfsreservisten 
bezeichnet  werden. 

Ob  nicht  mit  dem  Augenblick,  in  dem  die  Zahl  der  Neger  aus 
Senegal  wesentlich  vermehrt  wird,  eine  Erhöhung  ihrer  Löhnung  würde 
eintreten  müssen,  mag  man  als  offene  Frage  betrachten.  Gefordert 
wird  diese  Erhöhung  von  selten  der  Freunde  der  »Armee  noire«  schon 
aus  dem  Grunde,  weil  das  erste  Handgeld  des  Angeworbenen  in  der 
Regel  dazu  dient,"  sich  ein  Lasttier  anzuschaffen;  ein  menschliches 
Lasttier,  d.  h.  (beim  Neger)  eine  Frau.  Sie  begleitet  ihn  auf  allen 
Kriegszügen,  schleppt  außer  den  Kindern  das  Gepäck,  kocht  und  sorgt 
für  ihren  Mann,  kurzum  erregt,  wohin  sie  kommt,  bewundernde,  neidi- 
sche oder  auch  ablehnende  Gefühle.  In  der  sehr  ernsthaften  und 
wissenschaftlich  einwandfreien  »Revue  de  Paris«  war  kürzlich  zu  lesen: 
»Fast  immer  ist  sie  eine  starke  und  schöne  Frau,  die  sowohl  Kinder 
als  auch  das  Gepäck  tragen  kann.  Sie  vertritt  vorteilhaft  die  Stelle 
der  Gepäckwagen,  der  Küchenwagen  und  aller  anderen  Gepäckbeförde- 
rungsmittel. Unter  dem  Gewicht  einer  Ladung,  die  einen  berufs- 
mäßigen Sackträger  erschrecken  würde,  marschiert  sie  oeben  den  aller- 
leichtesten  fliegenden  Marschkolonnen  her,  ohne  sich  zu  beklagen, 
tapfer  wie  ihr  Mann,  trotz  der  Strapazen,  der  Entbehrungen  und  Leiden. 
Kaum  ist  sie  im  Biwak  angekommen,  so  zündet  sie  die  Feuer  an, 
kocht  das  Essen  und  bringt  es  ihrem  Mann,    der  seinen  Wachtposten 
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bezogen  hat.  So  haben  sich  die  ]\Iänner,  dank  ihren  Frauen,  im  Lager 
um  keine  der  ermüdenden  Arbeiten  zu  kümmern,  die  den  europäi- 
schen Soldaten  beschweren.« 

Die  Leistungen  der  Neger  Soldaten  aus  Senegam- 
b  i  e  n  werden  sehr  gerühmt.  Es  ist  keineswegs  bloßer  Zukunftsenthu- 
siasmus, wenn  Oberstleutnant  Tvlangin  sich  für  sie  ins  Feuer  legt  — 
auch  ihre  bisherigen  Leistungen  sind  vortrefflich. 

Ueberhaupt  hat  Frankreich  es  seit  mindestens 
100  Jahren  vortrefflich  verstanden,  sich  seine  Ko- 
lonien von  anderen  Leuten  erobern  zu  lassen.  Wel- 
ches nennenswerte  Stück  des  heutigen  französischen  Kolonialbesitzes 
wäre  denn  mit  französischem  Blut  erobert  worden?  Die  Fremden- 
legion und  die  Söldnertruppen,  die  sich  aus  eingeborenen  Elementen 
zusammensetzten,  haben  ihm  ermöglicht,  Französisch-Westafrika  zu  er- 
obern, haben  die  Niederwerfung  Madagaskars  erzielt,  haben  die 
Schaujas  unterworfen,  haben  das  französische  Kongogebiet  erobert  und 
sind  jetzt  für  die  »friedliche  Durchdringung«  ?Jarokkos  verwendet  wor- 
den. Ueber  die  Fremdenlegion  gibt  es  in  militärischer  Hinsicht  nur 
e  i  n  Urteil,  das  nicht  nur  ihrer  todesmutigen  Tapferkeit  das  höchste 
Lob  spricht,  sondern  auch  ihrer  wunderbaren  Fähigkeit,  zu  marschieren 
und  selbst  die  schwierigsten  Stellungen  zu  halten.  Man  lese  nur  ein- 
mal die  paar  Beispiele,  die  Evwin  Rosen  in  seinen  »Erinnerungen  aus 
der  Fremdenlegion«  anführt,  oder  man  denke  an  das  glänzende  Urteil, 
das  der  Kriegskorrespondent  der  »Times«,  Reginald  Rankin,  der  den 
Feldzug  des  Generals  d'Amade  mitmachte,  der  Fremdenlegion  ausge- 
stellt hat. 

Aber  auch  über  die  Negersoldaten  aus  Senegambicn 
gibt  es  viele  sehr  günstige  Urteile :  ihre  kriegerische  Tüchtig- 
keit wird  von  den  französischen  Offizieren  in  den  Himmel  erhoben. 
Während  die  Soldaten  des  Heimatlandes  mit  fortschreitender  Kultur 
mehr  und  mehr  die  Eigenschaften  der  Einfachheit  und  der  Selbstver- 
leugnung, der  ^Manneszucht  und  der  Bescheidenheit  verloren  haben, 
während  andererseits  die  Einstellung  des  großstädtischen  Pöbels 
schlimmster  Sorte  in  das  Heer  eine  nicht  unbedenkliche  Zunahme  der 
Verbrechen  und  der  allgemeinen  Demoralisation  geschaffen  hat,  wissen 
die  französischen  Offiziere  diesen  Söhnen  der  Wildnis  nicht  genug  Lob 
zu  spenden.  Insbesondere  ihre  bedingungslose  Hingebung  an  ihre 
weißen  Befehlshaber,  ihre  Manneszucht,  ihre  ungeheure  Ausdauer  und 
ihre  nie  versagende  Tapferkeit  machen  sie  zu  einem  ausgezeichneten 
Soldatenmaterial.  Die  schönste  und  reichste  Stadt  des  hellenischen 
Sizilien,  Akragas,  das  heutige  Girgenti,  fiel,  weil  die  Bewohner  zu  arg 
verweichlicht  waren,  um  die  Verteidigung  kräftig  durchführen  zu  kön- 
nen; mußte  doch  eine  Vorschrift  erlassen  werden,  daß  kein  Soldat  mehr 
als    2   ^latratzen    auf   Posten    mitnehmen    dürfe.     So    vermochten    die 
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Karthager  die  Stadt  zu  erobern  und  bis  auf  den  Grund  zu  zerstören. 
Nun  ist  gewiß  eine  ähnliche  Verweichlichung  in  Frankreich  noch  nicht 
zu  beobachten;  es  wird  aber  von  vielen  Seiten  schwer  über  die  Zu- 
nahme der  Bequemlichkeit  und  über  die  Unfähigkeit  geklagt,  größere 
Anstrengungen  und  INIühen  ohne  Klage  oder  gar  Widersetzlichkeit  auf 
sich  zu  nehmen. 

Uebrigens  sind  vereinzelt  auch  Stimmen  laut  geworden,  die  die 
militärische  Tüchtigkeit  der  Senegalneger  in  Zweifel  ziehen.  So  brachte 
z.  B.  die  Zeitung  »La  Nation«  1912  einen  Aufsatz,  der  den  Wert  der 
schwarzen  Armee  als  sehr  problematisch  schilderte.  Insbesondere  wurde 
die  ausgesprochene  Abneigung  der  Eingeborenen  hervorgehoben,  sich 
rekrutieren  zu  lassen.  So  seien  z.  B.  mehr  als  3000  kriegstüchtige 
Männer  eines  Senegalflcckens  bei  Herannahen  der  Rekrutierungs- 
kommission auf  englisches  Gebiet  geflüchtet,  nur  um  der  Einverleibung 
in  die  schw^arze  Armee  zu  entgehen.  Diese  setze  sich  nur  aus  den 
Aermsten  der  Armen  zusammen.  Auch  die  Ausbildung  ihrer  Soldaten 
lasse  sehr  viel  zu  wünschen  übrig;  so  sei  es  bei  einer  Schießübung,  an 
der  456  Senegalschützen  teilnahmen,  nur  zwei  gelungen,  überhaupt  die 
Scheibe  zu  treffen.  —  Dieser  skeptischen  Ansicht  stehen  jedoch  viele 
entgegengesetzte  Aeußerungen  gegenüber,  so  daß  man  ihr  allzu  große 
Bedeutung  nicht  beimessen  kann. 

Franzosen  haben  an  den  Kolonialfeldzügen  der  letzten  Jahrzehnte 
nur  verhältnismäfMg  wenig  teilgenommen.  Die  Offiziere  allerdings  sind 
größtenteils  Franzosen  gewesen,  obwohl  z.  B.  die  arabischen  Tirail- 
leure  Algeriens,  die  Spahis  und  die  Goumiers  selbst  unter  Führung 
eingeborener  Offiziere  sich  trefflich  gehalten  haben.  Unter  den  Truppen, 
die  in  den  Kolonialfeldzügen  zur  Verwendung  kamen,  haben  sich  letzt- 
hin meist  nur  Zuaven  und  Chasseurs  d'Afrique  befunden,  sowie  die 
nötige  Artillerie  und  ein  paar  Genietruppen.  Die  sogenannte  »K  o  I  o- 
nialarmee«  dagegen  blieb  zu  Hause. 

1870  hatten  die  Franzosen  4  Regimenter  Turkos  und  3  Regimenter 
Spahis,  heute  4  Regimenter  Turkos  und  4  Regimenter  Spahis.  Indessen 
würde  diese  Gegenüberstellung  kein  rechtes  Bild  geben,  weil  die  Zahl 
der  Bataillone  bez.  Eskadrons  heute  eine  wesentlich  größere  ist.  Die 
Gesamtzahl  betrug  1870  12  Bataillone  Turkos  und  12  Eskadrons 
Spahis,  heute  dagegen  26  Bataillone  Turkos  und  20  Eskadrons  Spahis. 
Das  bedeutet  gegenüber  1870  ungefähr  eine  Verdoppelung.  Damals 
stand  etwa  ein  halbes  Armeekorps  afrikanischer  Truppen  zur  Ver- 
fügung, heute  ein  ganzes.  Insgesamt  gehören  jetzt  17 — 18000  Ein- 
geborener in  Algerien  der  französischen  Armee  an ;  nicht  gerechnet 
die  jNIohamedaner,  die  in  den  Spezialwaffen  dienen,  nicht  gerechnet 
ferner  8000  Eingeborene  von  Tunis. 

Der  Dienst  ist  einstweilen  tatsächlich  noch  ein  fast  freiwilliger, 
da  die   Wehrpflicht   für  Algerien  noch    fast  ganz  auf  dem  Papier 
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steht  und  auch  in  Tunis  nicht  mit  aller  Schärfe  durchgeführt  wird. 
Man  befürchtet,  sonst  eine  lebhafte  Mißstimmung  hervorzurufen,  die 
ein  schon  bestehendes  Uebel  verstärken  würde:  die  Auswanderung  ein- 
geborener Elemente.  Auch  würden  Haltung,  Disziplin  und  Geist  der 
Truppe  nicht  gefördert  werden,  wenn  man  an  die  Seite  der  bisher 
freiwillig  eingetretenen,  dem  Heeresdienst  ergebenen  Leute  nun  eine 
gröfiere  Zahl  zvv^angsweise  Gepreßter  stellte,  unter  denen  sich  auch 
die  zahlreichen  eingeborenen  Elemente  befinden  würden,  die  mit  der 
französischen  Herrschaft  unzufrieden  sind,  ja  sie  teilweise  geradezu 
hassen.  Die  Erfahrungen  der  Türkei  im  Kriege  gegen  den  Balkan- 
bund 191 2  bieten  ein  warnendes  Beispiel. 

Wer  sich  anwerben  läßt,  erhält  ein  Handgeld.  Die  Dienstzeit 
betrug  früher  25  Jahre  —  heute  muß  der  Abschied  nach  12  Jahren 
erfolgen.  Da  die  meisten  mit  etwa  18  Jahren  eintreten,  scheiden  sie 
also  mit  etwa  30  Jahren  wieder  aus.  1909  sind  etwa  600  auf  diese 
Weise  verabschiedet  worden.  Man  hatte  die  Beobachtung  gemacht, 
daß  die  älteren  Soldaten  den  Anforderungen  des  Dienstes  durchschnitt- 
lich nicht  mehr  entsprachen,  daß  sie  also  in  der  Truppe  »non-valeurs« 
darstellten.  Deshalb  wollte  man  eine  schnellere  Auffrischung 
mit  jungem  Blut  vornehmen  und  gleichzeitig  größere  Reserven 
ansammeln.  Der  erstere  Zweck  ist  erreicht  worden  —  ja  man  glaubt 
zum  Teil,  daß  die  Verjüngung  allzu  weit  gegangen  ist,  indem  Soldaten, 
die  ganz  gut  noch  4  oder  8  Jahre  lang  Dienst  tun  könnten,  der  all- 
gemeinen Bestimmung  zufolge  nun  mit  30  Jahren  ausscheiden  müssen; 
beim  Anblick  der  Tirailleurkompagnien,  die  aus  den  besten  einge- 
borenen Soldaten  ausgewählt  werden,  erstaune  man  über  ihr  jugend- 
liches Aussehen  im  Vergleich  mit  den  weit  älteren,  schnurrbärtigen 
Fremdenlegionären.  Andererseits  ist  der  Aufbau  der  Reserve  durch- 
aus nicht  in  dem  erwünschten  Maße  vor  sich  gegangen. 

Aber  das  hat  vielleicht  einen  anderen  Grund:  man  hat  allzu  sehr 
sparen  wollen. 

Die  arabischen  Eingebe  renentruppen  des  französi- 
schen Nordafrika  sind  bereits  wiederholt  im  Kriege  verwendet 
worden,  meist  mit  Erfolg.  Der  Sieg  von  Isly  am  14.  August  1844, 
der  für  die  Festsetzung  der  französischen  Macht  in  Nordafrika  ent- 
scheidend war,  sah  in  den  Reihen  des  Heeres  des  Marschalls  Bugeaud 
auch  arabische  Truppen  mitfechten.  Als  am  20.  und  21.  Oktober  1854 
auf  der  Westseite  der  Krim  an  der  Alma  die  verbündeten  Franzosen 
und  Engländer  über  die  Russen  siegten,  fochten  ebenfalls  algerische 
Eingeborenentruppen  mit.  In  beiden  Schlachten  haben  sie  sich  wacker 
gehalten.  Auch  bei  Solferino  am  24.  Juni  1859  wurden  sie  mit  Er- 
folg verwendet.  In  der  Schlacht  bei  Wörth  schlugen  sich  die  Turkos 
ausgezeichnet.  Mehrmals  mußten  unsere  Regimenter  vor  ihnen  zurück- 
gehen,  bis   sie   sie    endlich  zum  Weichen   brachten.     Dabei   hatte   das 
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2.  Turkoregiment  den  außerordentlich  hohen  Verkist  von  8i  Offizieren 
und  I900  Mann  zu  verzeichnen  —  hauptsächlich  an  Toten  und  Ver- 
wundeten. —  Ferner  haben  sich  die  algerischen  Truppen  bei  der  Er- 
oberung INIadagaskars  sowie  in  kleineren  Schlachten  und  Gefechten, 
wie  z.  B.  bei  Hoa-Moc  und  Bu-Denib,  tapfer  geschlagen. 

Sie  sind  dabei  den  verschiedensten  klimatischen  Einflüssen 
ausgesetzt  worden  und  haben  sie  meist  gut  überstanden.  An  die  Er- 
tragung von  Hitze  sind  sie  aus  ihrer  Heimat  gewöhnt,  zugleich  aber 
auch  an  sehr  starke  und  sehr  schnelle  Abkühlungen.  Sinkt  doch  in 
der  Sahara  und  in  ihrer  Umgebung  die  Temperatur  nicht  selten  unter 
den  Nullpunkt.  Vor  allem  erfolgt  der  Absturz  so  schnell,  daß  er  weit 
schärfer  empfunden  wird,  als  wenn  sich  langsam  eine  kältere  Tempe- 
ratur einstellte.  Infolgedessen  können  Völker,  die  in  Gegenden  mit 
schneller  Abkühlung  leben.  Kälte  vielfach  gut  aushalten.  Den  Berbern, 
die  in  den  Heeren  Hannibals  mitfochten,  vermochte  die  Kälte  kaum 
etwas  anzuhaben.  In  der  großen  Armee,  mit  der  Napoleon  gegen 
Rußland  zog,  sollen  die  italienischen  Truppen  die  klimatischen  An- 
strengungen am  besten  ertragen  haben.  Auch  die  Schwarzen  ver- 
mögen sich  der  Kälte  gut  anzupassen.  In  den  nördlichen  Vereinigten 
Staaten  kann  man  dies  beobachten,  obwohl  sich  hier  kaum  auf 
einen  längeren  Zeitraum  der  Akklimatisierung  hinweisen  läßt,  da  der 
größte  Teil  der  Negerbevölkerung  noch  vor  einem  halben  Jahrhundert 
in  den  Südstaaten  unter  der  Sklaverei  arbeitete.  Auch  die  Erfahrungen 
Frankreichs  mit  seinen  schwarzen  Truppen  zeigen  deutlich,  daß  klima- 
tische Bedenken  gegen  ihre  Verwendung  unter  kälteren  Himmelsstrichen 
kaum  vorliegen  würden.  Die  Beobachtungen  in  der  Schauja  haben 
nach  den  Aeußerungen  des  Generals  Langlois  ergeben,  daß  trotz  un- 
günstiger äußerer  Bedingungen  die  schwarzen  Soldaten  allen  Einflüssen 
des  nordafrikanischen  Klimas  Widerstand  leisteten.  Und  Turkos  und 
Kabylen  haben  ihrerseits  sowohl  in  der  Krim  wie  im  deutsch-franzö- 
sischen Kriege  ihre  Wetterfestigkeit  erwiesen.  Allerdings  gibt  es  auch 
—  s.  weiter  unten  —  entgegengesetzte  Erfahrungen. 

Einer  Verwendung  von  Nichten  ropäern  im  Kriege 
zwischen  europäischen  Nationen  wird  allerdings  stets,  min- 
destens auf  selten  des  bekriegten  Volkes,  starker  Widerstand  entgegen- 
gesetzt werden.  Als  England  den  Widerstand  der  Buren  in  Südafrika 
nicht  zu  brechen  vermochte,  ging  es  mit  dem  Gedanken  um,  10  000 
Mann  seiner  indischen  Truppen  dorthin  zu  werfen.  Da  außerhalb 
Großbritanniens  fast  die  gesamte  Welt  mit  den  Buren  sympathisierte, 
wurde  diese  Absicht,  die  übrigens  kläglich  scheiterte,  fast  allenthalben 
verdammt.  Auch  die  Verwendung  von  Turkos  durch  die  Franzosen 
im  Jahre  1370  hat  lebhaften  Widerspruch  gefunden.  In  beiden  Fällen 
handelte  es  sich  aber  doch  noch  nicht  einmal  um  Schwarze.  Mit 
diesen  möchte  ein   weißes  Volk  im  Ringen  mit  einem    anderen  nichts 
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ZU  tun  haben,  einmal  weil  der  Weiße  sich  dem  Neger  kulturell  und 
menschlich  überlegen  fühlt,  ferner  auch,  weil  der  Schwarze,  wenn  er 
Blut  sieht,  besonderer  Brutalität  fähig  ist.  Wenigstens  ist  dies  eine 
weit  verbreitete  Meinung;  man  kann  dahin  gestellt  sein  lassen,  ob  die 
Bestialität  des  Negers  in  solchen  Fällen  die  Durchschnitts-Brutalität 
des  Weißen  übertrifft.  Auf  alle  Fälle  muß  man  mit  dieser  Abneigung 
und  Ablehnung  rechnen,  weil  sie  der  Anlaß  dafür  werden  würde,  daß 
die  Verwendung  schwarzer  Soldaten  zu  den  rücksichtslosesten  Formen 
kriegerischen  Ringens,  zu  einem  erbarmungslosen,  von  Grausamkeit  ver- 
gifteten Kampf  auf  Leben  und  Tod  führte.  — 

Wenn  also  die  Vervvendung  hellfarbiger  arabischer  und  schwarzer 
Truppen  auch  außerhalb  Senegals,  Algeriens  und  Marokkos  vom  rein 
militärischen  Standpunkt  aus  möglich  sein  wird,  so  darf  andererseits 
nicht  übersehen  werden,  daß  dennoch  Schwierigkeiten  mannig- 
facher Art  eine  solche  Absicht  kaum  in  größerem  Maßstabe  zur 
Durchführung  kommen  lassen  werden. 

Augenblicklich  verfügt  Frankreich  in  Nordafrika  etwa  über  12  bis 
14000  Tirailleure.  Nach  den  kühnsten  Berechnungen  würde  man  dort 
auf  mehr  als  insgesamt  24000  kaum  rechnen  können,  einschließlich 
aller  anderen  arabisch-berberischen  Truppenteile  auf  allerhöchstens 
40000  Mann.  Das  ist  wenig  mehr  als  ein  Armeekorps.  Anderseits 
ist  nötig,  um  die  französischen  Gebiete  Nordafrikas  in  dauernder  Unter- 
werfung zu  halten ,  dort  eine  erhebliche  französische 
Truppenmacht  zu  unterhalten.  Einstweilen  haben  es  die 
Franzosen  durchaus  nicht  verstanden,  die  Eingeborenen  jener  Land- 
striche mit  ihrer  Herrschaft  auszusöhnen.  Auch  in  Marokko  wird  sich 
aller  Voraussicht  nach  der  gleiche  Mißerfolg  ergeben.  Nicht  feinmal 
die  persönliche  Sicherheit  ist  in  Algerien,  selbst  nicht  in  der  Haupt- 
stadt und  ihrer  unmittelbaren  Umgebung,  einigermaßen  zweifellos. 
Recht  häufig  ereignen  sich  Morde,  die  nicht  als  Raubmorde  gedeutet 
werden  können,  sondern  in  dem  wilden  Haß  der  Eingeborenen  gegen 
die  herrschende  Rasse  ihren  Grund  haben.  Der  Hochmut,  mit  dem 
der  französische  Beamte  und  Soldat  in  den  unterjochten  Gebieten 
häufig  auftritt,  vermag  eine  so  stolze  und  kriegerisch  denkende  Be- 
völkerung wie  die  Araber  Nordafrikas  nicht  mit  der  Herrschaft  dieses 
fremden  Volkes  auszusöhnen.  So  gleicht  dieser  Kolonialbesitz  mehr 
oder  weniger  einem  Pulverfaß,  das  an  der  Explosion  nur  dadurch 
verhindert  wird,  daß  man  ihm  jeden  Zündstoff  fernzuhalten  sucht. 
Wird  Frankreich  in  einen  auswärtigen  Krieg  verwickelt,  so  kann  es 
nie  sicher  sein,  was  sich  während  dessen  in  Algerien  begibt;  es  wird 
daher  regelmäßig  eine  weit  stärkere  Truppenmacht  stehen  lassen 
müssen,  als  es  nach  Euroi)a  abgeben  kann.  Genügt  doch  schon  der 
Kampf,  der  sich  igii/12  in  Tripolis  zwischen  Italicnern  und  Türken  ab- 
spielte, um  die  Bevölkerung  des  benachbarten  Tunis  unruhig  zu  machen; 
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auf  die  dortigen  arabischen  Soldaten  ist  in  jenen  Monaten  kein  Ver- 
laß gewesen. 

Augenblicklich  stehen  in  Algerien  und  Tunis  20  Bataillone  Zuaven, 
5  Bataillone  leichter  Infanterie  und  12  Bataillone  Fremdenlegion,  ferner 
30  Eskadrons  Chasseurs  d'Afrique.  Es  sind  also  gegenüber  26  Ba- 
taillonen Turkos  37  Bataillone  europäischer  Fußtruppen  vorhanden,  und 
gegenüber  30  Eskadrons  Spahis  30  Eskadrons  Chasseurs  d'Afrique. 
Das  sieht  nicht  gerade  danach  aus,  als  ob  man  sich  auf  die  eingeborenen 
algerischen  Truppen  allzusehr  verlassen  könnte. 

In  Zukunft  wird  dies  kaum  anders  sein  —  auch  nicht,  nachdem 
Marokko  von  den  Franzosen  wirklich  ihrer  Herrschaft  unterworfen 
sein  sollte,  was  augenblicklich  doch  noch  keineswegs  der  Fall  ist.  Man 
wird  dann  zwar  in  Marokko  über  eine  zwei-  bis  dreimal  so  große 
Eingeborenen-Bevölkerung  verfügen  als  in  Algerien  und  Tunis  —  aber 
man  wird  auch  damit  zu  rechnen  haben,  daß  die  Marokkaner  religiös 
besonders  fanatisch  sind  und  daß  sie  sich  mit  demselben  wilden  Haß 
gegen  die  ihnen  unsympathischen  Franzosen  erfüllen  werden,  wie  er 
heute  noch  in  Algerien  und  Tunis  vorherrscht.  Gewiß  ist  die  marok- 
kanische Bevölkerung  im  Grunde  ihres  Herzens  kriegerisch  und  nicht 
schwer  für  das  Heeresleben  zu  gewinnen.  Im  Lande  selbst  aber  werden 
sie  sich  zur  Niederschlagung  eines  Aufstandes  in  der  Regel  kaum  ver- 
wenden lassen.  Man  wird  vielmehr  dort  froh  sein  müssen,  wenn  man 
aus  den  Eingeborenen  Polizeitruppen  bilden  kann,  die  zur  Sicherung 
der  Straßen  und  zu  ähnlichen  Dingen  verwendet  werden  können. 

Wenn  man  die  französischen  Truppen  in  Algerien  wenigstens  zum 
Teil  durch  Negertruppen  ersetzen  will,  wozu  hauptsächlich 
die  Senegalschützen  dienen  sollen,  so  darf  hiebei  nicht  außer  Betracht 
gelassen  werden ,  daß  ihrer  Verpflanzung  klimatische 
Schwierigkeiten  entgegenstehen,  die  für  die  eingeborenen 
algerischen  Truppen  nicht  in  Betracht  kommen.  Das  Bataillon  Senegal- 
schützen, das  vor  V/2  Jahren  nach  Algerien  verlegt  wurde,  weist  eine 
außerordentliche  Sterblichkeit  auf:  sie  ist  bis  zu  48  vom  Tausend  ge- 
stiegen, wohlgemerkt  unter  Leuten  der  kräftigsten  Jahresklassen.  Auch 
sonst  hat  sich  zuweilen  gezeigt,  daß  in  Negertruppen  die  neu  ange- 
worbenen Mannschaften  in  bestimmten  Gebieten  infolge  der  Verände- 
rung ihrer  Lebensweise  Jahr  für  Jahr  die  Hälfte  ihres  ursprünglichen 
Bestandes  verlieren  können  und  daß  die  Krankenliste  entsprechend 
groß  ist.  Nur  in  Westmarokko  scheinen  sich  die  Schwarzen  besser  zu 
akklimatisieren,  so  daß  Messimy,  der  gegenwärtig  Kriegsminister  ist, 
sich  bereits  mit  dem  Gedanken  befaßt  hat,  sie  nur  dort  zu  verwenden. 

Außerdem  würde  die  Ausführung  jenes  Planes  auf  wirklich  breiter 
Grundlage  mancherlei  andere  Schwierigkeiten  ernsthafter  Art  mit  sich 
führen.  Zunächst  wäre  der  A  b  s  c  h  e  u  nicht  zu  vergessen,  den  viele 
Araber,    wie    oben    erwähnt,    vor    den    Senegalesen    emp- 
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finden.  Gewiß  mag  deren  soldatische  Tüchtigkeit  auch  von  den 
Arabern  anerkannt  werden ;  es  ist  zuweilen  vorgekommen,  daß  die 
Sultane  von  IMarokko  schwarzen  Führern  wichtige  Kommandos  anver- 
trauten. Sich  aber  von  Negertruppen  in  Schach  halten  zu  lassen,  würde 
keineswegs  nach  dem  Geschmack  der  algerischen  Bevölkerung  Marok- 
kos sein. 

Weiter  würden  sowohl  in  den  arabischen  Soldaten  wie  in  den 
schwarzen  Truppen  durch  den  Vergleich  ihrer  Lage  mancherlei  Wünsche 
entstehen,  die  recht  unangenehm  werden  könnten.  Die  Franzosen 
fürchten  selbst,  die  Negersoldaten  mit  den  algeri- 
schen Truppen  zusammenzubringen,  weil  die  letzteren  auf 
den  Gedanken  kommen  könnten,  die  gleiche  Freiheit  zu  verlangen  wie 
die  Senegalesen,  die  ihre  halbnackten  Weiber  als  Last-  und  Lusttiere 
mit  sich  herumschleppen.  Andererseits  würden  die  Schwarzen,  deren 
Vorliebe  für  alle  bunten  Kleidungsstücke  bekannt  ist,  nach  einiger  Zeit 
sicherlich  auf  den  Gedanken  kommen,  sich  ebenfalls  so  teure  und 
bunte  Uniformen  zu  wünschen,  wie  sie  von  den  arabischen  Soldaten 
getragen  werden;  auch  deren  bessere  und  teurere  Beköstigung  wie  ihre 
höhere  Besoldung  würden  die  Schwarzen  bald  nicht  schlafen  lassen, 
bevor  sie  nicht  ähnliches  erreicht  haben. 

Wenn  also  nach  den  Vorschlägen  des  Oberstleutnants  Mangin  die 
Gesamtzahl  der  arabischen  Soldaten  in  Nordafrika  auf  40000  Mann 
erhöht  und  diese  Gesamtzahl  nach  Frankreich  verlegt  wird,  um  in  den 
algerischen  Garnisonen  durch  40000  Mann  schwarze  Soldaten  der 
west-afrikanischen  Kolonien  ersetzt  zu  werden,  von  denen  im  Kriegs- 
falle 20000  zusammen  mit  Negertruppen  aus  dem  Sudan  nach  Frank- 
reich geschafft  werden  sollen,  so  ist  mindestens  sehr  fraglich, 
wie  es  mit  dem  Einvernehmen  dieser  Bevölkerungs- 
gruppe n  s  t  e  h  e  n  w  ü  r  d  e.  Ist  dieses  Einvernehmen  schlecht,  so  wird 
die  unvermeidliche  Folge  sein,  daß  die  Rekrutierung  mindestens  in 
Algerien  in  ihren  Ergebnissen  zurückgeht,  so  daß  Frankreich  nicht,  wie 
es  hofft,  eine  Steigerung,  sondern  eher  eine  Verminderung  der  nord- 
afrikanischen Eingeborenentruppen  erzielen  würde. 

Und  ferner:  welches  würde  der  Einfluß  der  französischen 
Garnisonstädte  auf  die  dorthin  zu  verlegendenAraber 
sein?  Man  wird  sie  dort  nicht  isolieren  können;  sie  müssen  mit 
anderen  Truppenteilen  zusammenkommen.  Mißverständnisse  und  Eifer- 
süchteleien, Reibungen  und  scharfe  Zerwürfnisse  werden  nicht  ausbleiben. 
Insbesondere  wird  der  Aufenthalt  in  Frankreich  nicht  zur  Erhöhung 
der  Mannszucht  unter  den  arabischen  Truppen  beitragen. 

Ebenso  werden  die  schwarzen  Truppen,  die  nach  Nord-Afrika  ver- 
legt werden  sollen,  dort  sicherlich  nicht  in  einem  Sinne  beeinflußt  werden, 
der  den  französischen  Machthabern  erwünscht  sein  kann.  Der  Islam 
hat  letzthin  in  West-Afrika  nicht  unerheblich  an  Boden  gewonnen.    Die 
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Senegalesen  sind  einstweilen  noch  Meiden.  Wie  die  Erfahrunsr  hundert- 
fach gezeigt  hat,  lassen  sich  solche  für  den  Uebertritt  zum  Islam  weit 
leichter  gewinnen  als  für  das  Christentum.  Die  nach  Algerien  ver- 
legten N  e  g  e  r  t  r  u  p  p  e  n  werden  also  vielleicht  nach  einiger  Zeit  zum 
Islam  übertreten.  Nach  ihrer  Rückkehr  in  die  Heimat  werden 
sie  dann  Abgesandte  des  Mohammedanismus  sein  und  ein  Ferment  der 
Gärung  in  die  Bevölkerung  ihrer  einstweilen  noch  loyalen  Kolonie 
hineintragen. 

Es  könnte  daher  infolge  aller  dieser  Gefahren  leicht  der  Fall  ein- 
treten, daß  man  in  Frankreich  händeringend  ausriefe : 

»Die  ich  rief,  die  Geister, 

W  e  r  d'  ich  nun  nicht  los.« 


Die  Konzessionsgesellschaften  im  französischen 
Kongo. 

Von 

Otto  Boas. 

In  jüngster  Zeit  ist  wieder,  insbesondere  anläßlich  der  Abtretung 
eines  Teils  der  französischen  Kongokolonie  an  Deutschland,  die  Frage 
der  großen  Konzessionsgesellschaften  auch  in  Deutschland  viel  erörtert 
worden,  und  alle  diese  Besprechungen  haben  mit  einer  fast  einmütigen 
Verurteilung  dieses  Systems,  sowohl  in  nationalökonomischer  wie  auch 
in  juristischer  Beziehung,  geendigt.  Allerdings  scheinen  auch  auf  den 
ersten  Blick  die  Vorwürfe,  die  gegen  die  großen  Konzessionsgesellschaften 
erhoben  werden,  nicht  immer  ganz  unberechtigt,  jedoch  muß  man  sich 
darüber  klar  werden,  daß  dieses  System  auch  in  Frankreich  selbst  im 
allgemeinen  nicht  als  das  Ideal  hingestellt,  sondern  immer  nur  als  das 
kleinere  Uebel  betrachtet  wird.  Um  die  juristische  Konstruktion  und 
die  sie  betreffende  französische  Rechtsprechung  ganz  zu  verstehen,  ist 
es  nötig,  zunächst  einen  kurzen  Rückblick  auf  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung und  die  wirtschaftliche  Stellung  der  großen  Landgesellschaften 
zu  werfen. 

Als  sich  Frankreich,  dank  dem  hervorragenden  kolonisatorischen 
Talent  eines  de  Brazza,  in  den  Besitz  jener  großen  Länderstrecken  am 
Kongo  ganz  ohne  sein  Zutun  gesetzt  sah,  wußte  es  zunächst  nicht  recht, 
was  es  damit  anfangen  sollte.  Wie  überall,  so  erhoben  sich  besonders 
natürlich  auch  im  sozialistischen  Frankreich  Stimmen,  die  sich  für  die 
Anwendung  der  sogenannten  gestion  directe  des  Staates  aussprachen, 
ein  System,  das  nur  Holland  in  größerem  Maßstabe  durchgeführt  aber 
schon  um  1860  aufgegeben  hatte.     Die  schlechten  Erfahrungen  jedoch. 
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die  der  benachbarte  Kongofreistaat  seit  igQi  mit  dieser  INIethode  machte, 
ließen  ihre  Anwendung  nicht  gerade  wünschenswert  erscheinen.  Die 
Kleinsiedlungsmethoden  ferner,  mit  denen  die  Republik  in  Neu-Kaledonien 
und  Guayana  seit  1895  recht  gute  Erfolge  erzielte,  ließen  sich  in  den 
großen  Länderstrecken  des  Kongo  bei  der  Ausdehnung  des  Gebiets 
nicht  anwenden.  Nun  hatte  der  Kongofreistaat  mit  seinen  ganz  ähn- 
lichen Bodenverhältnissen  auf  Anregung  des  bekanten  Kolonel  Thys 
versucht,  das  belgische  Kapital  dadurch  an  dem  Kolonialgebiet  zu  in- 
teressieren, daß  er  in  einer  gewissen  Zone  kapitalskräftigen  Gesellschaften 
weite  Länderstrecken  zur  alleinigen  Ausbeutung  zur  Verfügung  stellte  ^). 
Im  Jahre  1885  hatte  die  Regierung  alle  »terres  vacantes  et  sans  maitre« 
als  ihr  Eigentum  erklärt  und  legte  diesen  Begriff  so  aus,  daß  darunter 
alle  Ländereieu  zu  verstehen  seien,  die  außerhalb  der  Eingeborenen- 
dörfer und  der  —  unbedeutenden  —  von  ihnen  bebauten  Grundstücke 
lägen.  Dieses  Staatsland  wurde  nun  nach  und  nach  privaten  Unter- 
nehmungen konzessioniert,  und  zwar  hatten  diese  Maßregeln  einen  außer- 
ordentlichen Erfolg:  Von  1885  bis  1898  entstanden  im  Kongofreistaat 
25  Konzessionsgesellschaften  mit  einem  Aktienkapital  von  etwa  60  jNIil- 
lionen  Franks.  Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  diese  Erfolge  auch 
auf  die  Wahl  des  Kolonisationssystems  der  benachbarten  französischen 
Kolonie  von  Einfluß  sein  mußten. 

Die  ersten  Versuche  der  Republik  waren  allerdings  wenig  ermutigend. 
Durch  Dekret  vom  21.  Oktober  1893  wurde  einem  Mr.  Verdier,  an 
dessen  Stelle  gleich  darauf  die  »Compagnie  frangaise  de  Kong«  trat, 
die  erste  Konzession  an  der  Elfenbeinküste  verliehen.  Doch  unterschied 
sich  diese  Gesellschaft  noch  wesentlich  von  den  heutigen;  sie  hatte 
nur  das  Handelsmonopol  (commercial  monopoly),  in  dem  ihr  zugewiesenen 
Gebiete  das  Holz  zu  verwerten  2).  Ihr  folgte  gleich  darauf  durch  Dekret 
vom  17.  November  1893  die  Societe  de  Haut-Ogooue,  die  im  Ogowe- 
Becken  für  ein  Gebiet  von  11  IMillionen  Hektar  das  Ausbeutungsrecht 
bekam.  Doch  waren  beide  Gesellschaften  nicht  von  langem  Bestand. 
Durch  Verordnungen  vom  4.  September  1395  und  26.  Februar  1896 
wurden  beide  Konzessionen  zunächst  ohne  Entschädigung  widerrufen, 
und  erst  auf  eine  Klage  der  Gesellschaften  hin  wurden  vom  Staat  die 
ihnen  erteilten  Rechte  abgelöst  bez.  gegen  Entschädigung  eingeschränkt. 
Durch  diese  Schwankungen  in  der  Bodenpolitik  wurde  jedoch  das 
französische  Großkapital  naturgemäß  mißtrauisch  gemacht,  und  erst 
durch  die  Dekrete  vom  8.  Februar  und  28.  März  iS99,  die  das  System 
der  Landkonzessionen  generell  regelten,  sowie  durch  die  Einrichtung 
einer  Kommission  für  Konzessionsgesellschaften  (commission  des  conces- 
sions  coloniales)  wurden  die  gewünschten  Erfolge  erreicht ,  so  daß  seit 

i)  Vgl,  zu  dieser  Entwicklung  die  Ausführungen  bei  v.  Bornhattpt,  »Die  Kon- 
goakte  und  der  Freihandel«.     Berlin   1902. 

2)  Ed.  D.  Morel,  The  British  case  in  the  French  Congo. 
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dem  Jahre  1899  im  Gebiete  des  französischen  Kongo  40  Gesellschaften 
mit  einem  Kapital  von  über  50  Millionen  Franks  entstanden  sind.  Ich 
kann  hier  auf  die  nationalökonomische  Seite  dieses  Systems  nicht  näher 
eingehen,  doch  waren  die  vorstehenden  Abschweifungen  nötig,  um  zu 
erklären,  warum  die  französische  Theorie  und  Rechtssprechung  mit 
solcher  Zähigkeit  die  juristische  Berechtigung  der  Landkonzessionen 
aufrecht  zu  erhalten  sucht,  weil  man  eben  in  diesem  System  die  einzige 
Kolonisationsmöglichkeit  für  den  Kongo  erblickt. 

Die  Berliner  Kongokonferenz  in  den  Jahren  1884  bis  1885  hatte 
vor  allem  im  Auge,  die  Freiheit  des  Handels  im  Kongogebiet  zu  ge- 
währleisten. Dieses  Ziel  drückte  gleich  zu  Anfang  der  Verhandlungen 
der  britische  Bevollmächtigte  bei  der  Konferenz,  Sir  Edward  Malet, 
in  klaren  Worten  aus  ^) ,  und  im  Artikel  I  der  Kongoakte  wurde  fest- 
gestellt, daß  der  Handel  im  Kongogebiet  sowie  in  einer  bestimmten 
Zone  entlang  dem  atlantischen  Ozean  vollkommen  frei  sein  solle  (shall 
enjoy  complete  freedom).  Ebenso  bestimmte  Artikel  V :  »Toute  puis- 
sance  qu  exerce  ou  exercera  des  droits  de  souverainete  dans  les  terri- 
toires  survises  ne  pourra  y  conceder  nimonopole  ni  privjlege 
d'aucune  espece  en  matiere  commerciale«,  und  Baron  de  Courcel,  der 
französische  Bevollmächtigte,  betonte  ausdrücklich,  daß,  während  der 
Ausdruck  »Monopol«  die  Idee  von  »ausschließlichen  Rechten«  mit- 
umfasse, der  Ausdruck  »Privileg«  nicht  so  weit  gehe. 

Nun  haben  die  Gesellschaften,  welche  die  französische  Regierung 
konzessionierte,  etwa  folgende  Rechtsstellung:  Sie  erhalten  für  die 
Dauer  von  gewöhnlich  30  Jahren  alle  Rechte  der  Nutznießung  und 
Ausbeutung  (touts  droits  de  jouissance  et  d'exploitation)  in  den  ihnen 
zugeteilten  Bezirken,  unter  Vorbehalt  der  den  Eingeborenen  zugewiesenen 
Gebiete  und  der  Eigentumsrechte,  die  vorher  von  Dritten  er- 
worben worden  sind  (droits  de  propriete ,  anterieurement  acquis  par 
des  tiers)2)3).  Außerdem  mußten  sich  diejenigen  Gesellschaften,  deren 
Konzessionen  in  der  Küstenzone  lagen ,  noch  durch  Geheimvertrag 
verpflichten,  gegen  die  in  ihrem  Gebiet  arbeitenden  fremden  Handels- 
firmen auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  nichts  zu  unternehmen*).  Wenn 
dieses   System   auch   nicht    den    ursprünglichen    extremen  Vorschlägen 

i)  »The  first  basis  of  discussion  by  the  Conference  is  the  freedom  of  commerce 
in  the  Congo  Basin.« 

2)  Eiienfte,  Le  Congo  et  l'acte  general  de  Berlin  in  der  Revue  politique  et 
parlamentaire  November   1903. 

3)  Für  die  Eingeborenenreservate  vergleiche  jedoch  die  Entscheidung  des  Con- 
seil  d'appel  von  Libreville  vom  24.  Oktober  1901  :  »Les  indigenes  peuvent  vendre 
les  produits  recoltes  par  eux,  dans  les  rayons  reserves,  mais  ce  droit  n'implique 
point,  que  les  negociants  europeens  puissent  s'etablir  dans  les  dites  zones,  sans 
l'autorisation  de  la  Compagnie.« 

4)  Morel  a.  a.  O. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1913.     i.  Q 
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folgt,  die  insbesondere  ihre  Befürworter  in  den  Herren  Lavertujon  und 
Paulliat  fanden  und  im  Kongogebiet  autonome  und  souveräne  Koloni- 
sationsgesellschaften errichtet  wissen  wollten  (vgl.  die  Verhandlungen 
im  Senat  1895,  1896,  1899),  so  scheint  es  doch  auf  den  ersten  Blick 
dem  Artikel   V   der  Kongoakte  direkt  zu  widersprechen. 

Es  dauerte  auch  nicht  lange,  so  führten  Differenzen  zwischen  deut- 
schen und  hauptsächlich  englischen  Handelshäusern  und  einigen  der 
Konzessionsgesellschaften  vom  April  bis  August  1900  (hauptsächlich 
waren  die  Nyanga-  und  die  Sette-Kama-Konzessionsgesellschaft  daran 
beteiligt)  zum  Ausbruche  eines  berühmten  Rechtsstreites,  der  lange 
Zeit  die  französischen  Gerichte  beschäftigt  hat  i).  Die  abgewiesenen 
englischen  Handelshäuser  wandten  sich  an  ihre  Handelskammern  und 
an  die  englische  Regierung,  die  in  einem  Rundschreiben  an  die  Sig- 
natarmächte der  Kongoakte  —  das  sich  zwar  direkt  nur  gegen  den  bel- 
gischen Kongofreistaat  richtete,  indirekt  aber  auch,  und  zwar  haupt- 
sächlich, die  französischen  Konzessionsgesellschaften  mit  im  Auge  hatte  — 
den  Grundsatz  vertrat,  daß  jedenfalls  bis  zur  effektiven  individuellen 
Inbesitznahme  der  Ländereien  durch  die  Gesellschaften  die  Früchte 
herrenlos  blieben  und  die  Eingeborenen  frei  über  sie  verfügen  könnten. 
In  der  Tat  ließ  sich  bei  der  ungeheuren  Ausdehnung  des  Gebietes 
der  einzelnen  Gesellschaft  eine  effektive  Inbesitznahme  im  einzelnen 
fast  unmöglich  durchführen,  hatten  doch  sogar  noch  im  Jahr  1906 
deutsche  Gesellschaften  von  Kamerun  aus  auf  dem  Gebiete  der  Ngoko- 
Sangha-Gesellschaft  sich  niederlassen  können,  ohne  auf  ein  Hindernis 
zu  stoßen  2).  Doch  läßt  sich  m.  E.  diese  englische  These  durch  kei- 
nen Rechtssatz  stützen  und  wir  müssen  hier  den  Argumentationen  der 
französischen  Gerichtshöfe  folgen,  jedenfalls  soweit  sie  sich  in  gesunden 
Bahnen  bewegen.  Die  französische  Rechtsprechung  argumentiert  näm- 
lich folgendermaßen:  Das  ganze  Gebiet  der  terres  vacantes  ist  durch 
Dekret  zum  Staatseigentum  erklärt  worden,  wozu  der  Staat  ein  unbe- 
strittenes Recht  hatte,  das  sich  auf  internationale  Uebung  und  zahl- 
reiche Präzedenzfälle  stützt.  Er  hat  über  diese  Ländereien  mithin  volle 
Verfügungsbefugnis  und  dementsprechend  sein  Eigentum  den  einzelnen 
Konzcssionsgescllschaften  verpachtet.  Es  gehören  mit  dem  Boden  zu- 
gleich aber  auch  die  Bodenprodukte  dem  Staat  bez.  jetzt  der  Gesell- 
schaft, sodaß  »der  Handel  aufgehört  hat,  zu  existieren,  seit  der  Einge- 
borene nicht  mehr  Besitzer  der  Bodenfrüchte  ist«,  wie  Mr.  Desvallons, 
der  Vorsitzende  des  Gerichtshofes  von  Libreville,  ausführt,  eine  sehr 
feine  Unterscheidung  von  »Handelsmonopol«  und  »Eigentumsrechten«, 
der  man  aber  wird  folgen  müssen.  Dies  führt  ferner  zu  folgender 
Schlußfolgerung:  Die  fremden  Handelshäuser   haben  bis  dahin  Handel 

i)  Vgl.  hierzu  insbesondre  das  Gutachten  von  M.  Barboux,  abgedruckt  in  der 
Depeche  coloniale  2.  Juni   1903. 

2)  Girault,  Principes  de  colonisation  et  de  legislation  coloniale  Band  I.  Seite  494  ff. 
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getrieben  mit  den  Produkten  eines  herrenlosen  Landes,  ohne  natürlich 
je  daran  zu  denken,  ein  Recht  an  dem  Lande  selbst  zu  erwerben. 
Nachdem  dies  nun  vom  Staate  okkupiert  ist,  die  Produkte  also  Staats- 
eigentum geworden  sind,  ist  der  Handel  der  fremden  Häuser  mit  den 
Eingeborenen  illegal  (das  belgische  Recht  zieht  daraus  für  den  Kongo- 
freistaat sogar  noch  die  weitere  Konsequenz,  daß  es  Fremden  den 
Handel  mit  Eingeborenen  auf  dem  Gebiete  der  Konzessionsgesellschaften 
als  Hehlerei  verbietet  und  unter  Strafe  stellt).  Insoweit  wird  man 
der  französischen  Rechtsprechung  also  folgen  müssen,  doch  kann  ich 
mich  mit  der  zweiten  Konstruktion,  die  auch  angewandt  wird,  nicht 
einverstanden  erklären.  Sie  führt  nämlich  aus:  Solange  die  Produkte 
nicht  vom  Boden  getrennt  sind,  gelten  sie  als  sein  Zubehör  und  unter- 
stehen somit  dem  code  civil.  Mit  der  Perzeption  werden  sie  bewegliche 
Gegenstände  und  ihr  Verkauf  ist  ein  rein  zivilrechtliches  Rechtsgeschäft. 
Trotz  des  Artikels  V  der  Kongoakte  muß  jedoch  dem  Staat  das  Rechte 
^Monopole  in  zivilrechtlicher  Beziehung  —  im  Gegensatz  zu  »inter- 
nationalen« Monopolen  i)  —  zu  erteilen,  unbedingt  zugestanden  werden. 
Ebensowenig  haltbar  ist  m.  E.  auch  die  Unterscheidung  zwischen  Mono- 
polen im  inneren  und  im  Außenhandel 2),  die  etwa  auf  dasselbe  hin- 
auskommt. Es  sind  dies  ganz  willkürliche  Auffassungen  und  Einschrän- 
kungen des  Artikels  V,  die  in  striktem  Gegensatze  zu  den  in  der  Kon- 
gokonferenz selbst  allseitig  geäußerten  Absichten  und  Zielen  stehen. 
(Vergleiche  zu  dem  ganzen  Vorstehenden  das  Urteil  des  Tribunals 
von  Libreville  vom  ii.  Januar  ig02  und  vom  28.  Juni  1902,  arret  du 
Conseil  d'appel  von  Libreville  vom  27.  November  1901  und  die  er- 
schöpfende Zusammenstellung  bei  Girmilt  a.  a.  O.)  Immerhin  wird 
man  jedoch  ,  wenn  es  auch  hier  häufig  summum  ius  summa  iniuria 
heißt,  die  juristische  Berechtigung  der  Konzessionsgesellschaften  mit 
der  französischen  Rechtsprechung  im  Gegensatz  zu  der  deutschen  und 
englischen  Literatur  m.  E.  im  allgemeinen  anerkennen  müssen. 


ArbeitswechseL 

Von 

Otto  P  o  h  1-Hannover. 

Die  Sozialpolitik  sucht  zwar  die  wirtschaftlichen  und  hygienischen 
Lebensbedingungen  zu  verbessern,  auch  das  Wohlbehagen  außerhalb 
der  Arbeitszeit  und  Arbeitsstätte  durch  allerhand  nützliche  Einrich- 
tungen zu  fördern,  sie  hat  auch  zweifellos  die  gesamte  Lebenslage  für 

1)  ErnestNys  in  der  Revue  de  detroit  international  et  de  legislation  comparee  1902» 

2)  V.  Siengel,  L'etat  independant  du  Congo  et  les  actes  diplomatiques,  qui  s'y 
rapportent  in  der  Revue  economique  internationale  Januar   1905. 
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weite  Kreise  der  Bevölkerung  segensreich  gehoben,  mußte  aber  zum 
Beginn,  weil  noch  viele,  weit  wichtigere  Fragen  vorher  zu  lösen  waren, 
naturgemäß  an  einem  sehr  wichtigen  Problem  vorübergehen,  nämlich 
an  einer  befriedigenden  Gestaltung  der  Arbeit  für  den  Schaffenden  i). 
Wenigstens  werden  die  allergröbsten  geistigen  Mißhandlungen,  wie 
etwa  die  vielfach  zur  Verblödung  führende  stets  gleichbleibende  Tätig- 
keit mancher  Fabrikarbeiterinnen,  in  der  wissenschaftlichen 
Literatur  stets  behandelt,  und  neuerdings  ist  für  Herkner  die 
Arbeitsfreude  ein  ethisches  Postulat  der  Sozialpolitik.  Hilfe  aber  ist 
jedenfalls  äußerst  schwer  und  nur  in  allmählich  langsamer  Entwicklung 
möglich,  um  so  mehr,  als  der  sozialpolitische  Gedanke  nicht  allein 
maßgebend  sein  darf,  sondern  sich  mit  betriebstechnischen  und  wirt- 
schaftlichen Forderungen  der  Rentabilität  auseinandersetzen  muß. 

Trotzdem  hat  die  Entwicklung  der  deutschen  Industrie  sich  viel- 
fach für  die  Sozialpolitik  und  gegen  die  —  oft  nur  scheinbare  — 
größere  Rentabilität  entschieden.  Für  die  Werftindustrie  wurde  z.  B. 
jüngst  von  dem  Direktor  der  Weserwerft  von  Ahlefeld  hervorgehoben, 
daß  im  Schiffbau  das  Vernieten,  um  nur  eine  Spezialarbeit  heraus- 
zuheben, in  England  sogar  von  eigenen  Unternehmern  mit 
eigens  dafür  geschulten  Arbeitern  ausgeführt  wird,  während  in  Deutsch- 
land die  Werft  das  Schiff  von  Anfang  bis  zu  Ende  baut  2).  Ebenso  ist 
es  mit  dem  Beplatten  und  Stemmen.  Es  ist  auch  einleuchtend,  daß 
der  englische  Schiffbau  auf  diese  Weise  billiger  und  rascher  arbeitet 
als  der  deutsche.  Trotz  dieser  Ueberlegenheit  des  britischen  Schiff- 
baus hat  die  deutsche  Werftindustrie,  unbewußt  natürlich  und  unter 
dem  Zwange  der  Entwicklung,  sich  nicht  dem  englischen  Vorbild  der 
Arbeitsteilung,  der  Berufsspaltung,  angepaßt,  so  daß  der  deutsche' Werft- 
arbeiter sicherlich  eine  wechselreichere  Arbeit  hat  als  der  eng- 
lische Vernieter,  der  erst  nach  Jahren  vielleicht  wieder  eine  andere 
Stellung  und  Arbeit  bekommt,  oder  der  Bcplatter  oder  der  Stemmer, 
und  es  ist  sozialpolitisch  ein  Zeichen  weiten  Blicks,  wenn  der  Direktor 
einer  so  großen  deutschen  Werft  wie  der  Vizeadmiral  von  Ahlefcld 
trotz  der  englischen  Konkurrenz  die  Vorzüge  des  deutschen  Systems 
ausdrücklich  betont. 

War  der  Entwicklungsgang  einer  Industrie  hier  gewissermaßen : 
für  die  Sozialpolitik  als  die  auf  lange  Zeit  »rentabelste«  Ren- 
tabilität und  gegen  die  unmittelbare,  rein  rechnerische  Rentabili- 
tät, so  soll  im  folgenden  die  Frage  wechselnder  Arbeit  für  den 
kaufmännischen  Bureaudienst  besonders  im  Großbetrieb  er- 
örtert werden. 


1)  S.  a.  Herkner^  Die  Bedeutung  der  Arbeitsfreude  in  Theorie  und  Praxis 
■der  Volkswirtschaft,  Neue  Zeit-  und  Streitfragen,  3.  Jahrgang,  i.  Heft,  Dresden 
1905,  S.  26. 

2)  Berl.  Tagebl.  vom   17.  III.    1912,  4.  Beiblatt. 
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Die  Intima  des  Bureaulebens  sind  oft  geschildert  worden.  Gleich, 
ob  mehr  idealistisch-heiter  gesehen,  oder  mehr  modern-realistisch  oder 
satirisch,  läßt  es  die  vielen  kleinen  Sorgen  an  uns  vorüberziehen,  die 
durch  das  soziale  Problem  bedingt  sind,  daß  eine  Gruppe  Menschen 
(Personal),  um  ihr  Brot  zu  verdienen,  sich  und  ihre  Individualität 
unterordnend  fremder  Leitung  anvertraut,  um  in  gemeinsamer  Arbeit 
dauernd  ein  von  dieser  bestimmtes  Ziel  zu  erreichen  (kaufm.  Betrieb). 
Der  Gegensatz  von  sozialem  Zweck  und  Individualität  führt  notwendiger- 
weise zu  den  bekannten  Bureaufriktionen.  Sie  sind  also  unver- 
meidlich, auch  wenn  bei  allen  Beteiligten  stets  der  gute  Wille  vorhanden 
ist,  indessen  zeigt  ihr  Umfang,  ob  sich  die  Angestellten  leidlich 
glücklich  fühlen  oder  nicht. 

Vielleicht  von  kurzer  Lehrzeit  abgesehen,  verrichten  diese  in  den 
ersten  Jahren  ihre  Arbeit  mit  frohem  ]\Iut,  dann  freilich  scheiden 
sie  sich  in  zwei  Gruppen.  Die  Minderzahl  bleibt  innerlich  im 
Gleichgewicht  und  wächst  mit  der  Arbeit;  Kenntnisse,  Fähigkeiten, 
der  Kreis  der  Geschäfte,  die  Verantwortung  nehmen  zu,  auch  ihr  Ein- 
kommen steigt  schneller,  mithin  ihre  ganze  berufliche  und  damit  auch 
ihre  gesellschaftliche  Stellung  führt  aufwärts.  Der  großen  Masse 
der  Bureaubeamten  geht  es  natürlich  minder  gut.  Auch  sie  machen  ihre 
Arbeit  im  allgemeinen  flink  und  gewandt,  sind  aber  im  ganzen  nicht 
annähernd  so  agil  wie  jene,  denn  ihre  Tätigkeit  ist  winzig  an  Umfang 
im  Verhältnis  zu  der  jener  kleinen  Schar  von  Bevorzugten,  sie  wird 
von  ihnen  selbst  häufig  nicht  recht  geschätzt  oder  gar  unterschätzt, 
sie  werden,  winkt  ihnen  keine  Beförderung,  zur  Arbeitsmaschine  und 
verlieren  durch  ihrer  Arbeit  ewiges  Einerlei  mehr,  als  sie  dadurch  ge- 
winnen. Arbeits  fr  eu  di  gk  e  i  t  haben  sie  bald  nicht  mehr,  höchstens 
erfüllt  sie  noch  ein  gewisser  Stolz  über  die  Gewandtheit,  mit  der  sie 
die  einzelnen  Funktionen  ihrer  Stellung  versehen,  sowie  die  Befriedigung, 
ihren  Lebensunterhalt  zu  verdienen.  Vielleicht  das  einzige  geistige 
Salz  sind  für  sie  die  vielen  Unterhaltungen  und  jedem  Büro  eigentüm- 
lichen Witze,  die  gegenseitig  ausgetauscht  werden,  um  über  die  innere 
Oede  hinwegzutäuschen  i). 

Für  viele  ist  das  nur  ein  Durchgangsstadium,  manche,  etwa  die 
Korrespondenten,  stehen  in  der  Mitte  zwischen  beiden  Gruppen,  sie 
sind  mit  ihrer  Arbeit  teils  zufrieden  teils  unzufrieden.  Jedenfalls  aber 
ist  die  Schar  der  geistig  Bedürftigen  so  groß,  daß  die  Frage  aufge- 
worfen werden  muß,  ob  ihnen  nicht  durch  teilweise  geringfügige  Aende- 
rungen  geholfen  werden  kann. 

Das  ist  in  der  Tat  der  Fall.  Denn  hier  ist  die  sozialpolitische 
Sünde  häufig  viel  größer,  weil  nicht  nur  durch  sachverständige  Arbeits- 


i)  Beim  Arbeiter    dagegen  vielfach    als  segensreich  anzusehen,    besonders,    wo 
doch  kein  Arbeitswechsel  möglich  ist.     S.  a.  Herkner  a.  a.  O.,  S.   18  und  28. 
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Verteilung  eine  Besserung  möglich  ist  und  nicht  nur  kein  Konflikt  mit 
kaufmännischer  Betriebstechnik  und  Rentabilität  eintreten  muß,  vielmehr 
beide  noch  gefördert  werden :  für  einen  großen  Teil  der  kaufmännischen 
Tätigkeit  ist  planmäßigere  Arbeitsverteilung  und  Arbeitswechsel  im 
Interesse  des  Betriebes  wie  des  Personals.  Zwar  wird  mancher  Buch- 
halter auf  sein  Buch  beschränkt  bleiben  müssen,  obwohl  hier  schon 
die  Verschiedenartigkeit  der  einzutragenden  wirtschaftlichen  Vorgänge 
einen  nicht  unbeträchtlichen ,  aber  noch  nicht  genügenden  Wechsel 
des  Denkstofifs  und  damit  der  unbewußten  Gehirnfunktion  mit  sich 
bringt.  Bei  dem  Gros  aber  ist  eine  gewisse  Abwechslung  der  Tätigkeit 
durchaus  möglich,  bei  einem  kleinen  Teil  besteht  sie  in  genügendem 
Umfang,  er  ist  es,  aus  dem  sich  vornehmlich  der  Nachwuchs  für  die 
höheren  Stellen  rekrutiert. 

Das  Bestimmungsrecht  über  das  Arbeitspensum  jedes 
Angestellten  hat  zwar  der  Bureauchef.  In  der  Regel  ist  er  jedoch 
durch  die  Aufgabe,  den  Betrieb  ertragreich  zu  gestalten,  durch  Berück- 
sichtigung der  Bedürfnisse  der  Kundschaft,  durch  Organisationsfragen, 
Bestellungen  und  Verhandlungen  mit  Lieferanten  u.  a.  so  in  Anspruch 
genommen,  daß  er  für  die  ganz  anders  geartete  und  keineswegs  gerade 
willkommene  Frage  der  Personalbehandlung  keine  Zeit  oder,  soweit 
er  sie  hat,  keine  Neigung  hat.  Personalchef  der  Großbetriebe 
ist  ein  höherer  Beamter ;  daß  neben  und  unter  ihm  jeder  von  den  zahl- 
reichen Bureauchefs  im  Nebenamt  auch  Personalchef  —  für  sein  Bureau 
—  ist,  wird  schon  bei  dessen  Ernennung  kaum  berücksichtigt,  da  bei 
seiner  Auswahl,  abgesehen  von  Protektion,  die  Fachtüchtigkeit 
maßgebend  ist,  so  daß  ein  derart  geeigneter  Chef  oft  kein  richtiges 
Bewußtsein  seiner  Pflichten  gegen  seine  Angestellten  hat  und  für  seine 
Personalakte  häufig  die  Konduite  verdiente:  »zur  Leitung  eines  größeren 
Bureaus  ungeeignet.«  Bureauvorsteher,  die  ihre  Nebenfunktion  als  Per- 
sonalchefs trotz  der  erwähnten  Ueberlastung  gut  erfüllen,  finden  sich 
immerhin  nicht  gar  so  selten,  besonders,  wenn  sie  durch  akademische 
oder  sonstige  Bildung  oder  zuweilen  auch  vielleicht  dadurch  sozialen 
Blick  haben,  daß  sie  von  Anfang  an  als  Lehrjunge  ihren  Beruf  begonnen 
haben  und  daher  den  Angestellten  noch  sozial  näherstehen.  Jedenfalls 
aber  werden  sie  leider  nur  eine  Ausnahme  bilden,  ein  vernichtendes 
sozialpolitisches  Urteil  über  den  Typ  des  Bureauchefs. 

Er  meidet  also  jede  unnütze  Berührung  mit  den  Fragen  des  Per- 
sonals, ihm  ist  es  daher  im  allgemeinen  auch  schon  ziemlich  gleich- 
gültig, die  Arbeit  sachgemäß  an  die  Geeigneten  zu  verteilen,  ihn 
interessiert  daher  auch  erst  recht  nicht  die  Frage,  wie  den  Beamten 
abwechslungsreiche  Arbeit  gegeben  werden  könne. 

Tatsächlich  entscheidet  darüber  sein  Disponent.  Dieser 
muß,  damit  er  die  Arbeit  sachgemäß  zuweisen  kann,  zunächst  nicht 
gar  zu  jung  und  unerfahren  sein,  eine  Forderung,  die  schon  deshalb 
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meist  erfüllt  sein  dürfte,  weil  er  die  einzelnen  Zweige  der  Bureauarbeit 
beherrschen  muß,  um  sie  betriebstechnisch  richtig  verteilen  zu  können, 
und  daher  meist  eine  mehrjährige  Tätigkeit  bereits  hinter  sich  hat. 
Immerhin  habe  ich  in  einer  Depositenkasse  einer  Großbank  gesehen, 
wie  ein  zwanzigjähriger,  befähigter  Beamter  diese  Funktion  versah, 
zuweilen  ganz  angemessen,  zuweilen  ganz  ohne  Grund  und  mit  kind- 
lichem Eigensinn  einseitig  in  einer  Weise,  die  die  übrigen  Beamten  und 
auch  ihn  selbst  terrorisierte  und  dem  Betrieb  nur  schadete.  Der 
Fehler,  den  er,  wenn  sonst  geeignet,  mit  25 — 30  Jahren  vielleicht  nicht 
in  dem  Maße  gemacht  hätte,  liegt  darin,  daß  bei  so  jungen  Jahren  sein 
Blick  für  das  Verhältnis  vom  Beamten  zu  seiner  Arbeit  nicht  ausreichen 
konnte,  und  führt  uns  zur  zweiten  Forderung,  der  ein  auch  für  die 
Personalbehandlung  geeigneter  Disponent  gerecht  werden  muß,  es  ist 
naturgemäß  dieselbe,  die  oben  an  den  Bureauchef  gestellt  werden  mußte, 
daß  er  seiner  Funktion  als  Vorgesetzter,  die  er,  auch  wenn  er  seinen 
Kollegen  formell  gleichsteht,  durch  sein  häufig  zwar  nicht  förmliches, 
aber  doch  stets  tatsächliches  Recht  der  Arbeitsverteilung  hat,  nach- 
komme. Natürlich  gibt  es  auch  Disponenten,  die  das  tun,  und  wenn 
namentlich  ein  Anfänger  stundenlang  ein  und  dieselbe  Tätigkeit  fleißig 
ausgeübt  hat,  so  wird  ihm  in  der  Regel  jeder  sagen,  er  solle  sich  erst 
etwas  ausruhen  und  dann  mal  etwas  Anderes  tun.  Aber  auf  eine  be- 
wußt abwechslungsreiche  Arbeit  zu  achten,  werden  die  meisten  Dis- 
ponenten schon  deshalb  nicht  imstande  sein,  weil  auch  ihre  Auswahl, 
genau  wie  beim  Bureauvorsteher,  nur  nach  beruflicher  Fähigkeit, 
nicht  nach  der  viel  selteneren  kluger  Menschenbehandlung  und  Arbeits- 
zuweisung erfolgt. 

Um  so  weniger,  als  ein  betriebstechnisches  Moment  dem  Arbeits- 
wechsel entgegensteht :  es  ist  für  Chefs  und  Disponenten  viel  »bequemer«, 
wenn  dieselbe  Arbeit  stets  von  demselben  Beamten  verrichtet  wird. 
Beide  schließen  einander  indessen  keineswegs  vollkommen  aus,  denn 
bei  kleineren  und  mittleren  Betrieben  nimmt  ein  und  dieselbe  spezielle 
Arbeit  des  Bureaus  wegen  der  Universalität  des  Betriebs  nur  einen  ver- 
hältnismäßig kleinen  Teil  des  Tages  in  Anspruch,  z.  B.  das  Buchen 
der  Kasse,  der  Effekten-  oder  Warenkonten.  Daher  macht  z.  B.  im 
Bankbetrieb  der  Arbeitswechsel  gar  keine  prinzipiellen  Schwierig- 
keiten in  den  kleinen  Bankgeschäften  und  den  Depositen- 
kassen der  Großbanken;  wenn  man  bei  den  Zentralen  der 
Banken  sodann  noch  die  Zahl  der  leitenden  Beamten,  Prokuristen, 
Disponenten  usw.  ausscheidet,  die  sowieso  eine  interessantere,  ab- 
wechselnde Tätigkeit  haben,  so  bleiben  noch  einzelne  Gruppen  wie 
Kontokorrentrechner,  Buchhalter  etc.,  bei  denen  der  Arbeitswechsel 
nur  bei  revolutionär  erscheinenden  Aenderungen  der  Bureau-Organisation 
möglich  ist.     Herkner'^)    sieht  —    für   die  Arbeiter  —  die  Grenze,    bei 

l)  Herkner  a.  a.  O.,   S.    16. 
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der  die  Arbeitsteilung  durch  Erlangung  grcißerer  Virtuosität  noch 
die  Arbeitsfreude  erhöht,  etwa  da,  wo  »die  auszuübende  Tätigkeit  den 
Charakter  einer  Berufs-Spezialität  behauptet,  also  eine  Berufslehre 
voraussetzt«.  Bei  den  genannten  Angestellten  ist  das  schon  eigentlich 
um  so  weniger  der  Fall,  als  sie  in  der  Lehrzeit  meist  mehr  oder  weniger 
universell  kaufmännisch  ausgebildet  zu  werden  pflegen,  also  bei  ihrem 
Avancement  vom  Lehrling  zum  Beamten  hinsichtlich  des  Arbeitsbe  re  Ichs 
vielfach  einen  Rückschritt  machen.  Bei  den  kleineren  Betrieben  wäre 
eine  Reform,  da  Bureauchefs  und  Disponenten  sozialpolitisch  nicht  ge- 
nügen, bequem  durch  Anweisungen  seitens  der  Direktion,  auf  wechselnde 
Arbeit  der  Beamten  bedacht  zu  sein,  möglich,  ein  Verfahren,  das  zwar 
die  meist  belächelten  »Verordnungen  vom  grünen  Tisch«  um  eine  ver- 
mehrt, aber  leicht  durchführbar  ist. 

Die  Hauptsache  wäre,  daß  jede  Direktion  eines  kaufmännischen 
Betriebes,  und  möglichst  auch  die  Vorsteher  und  Disponenten,  den 
Arbeitsstofif  auf  die  Frage  hin  prüfen  und  sichten,  welche  Tätig- 
keitkann abwechselnd  von  verschiedenen  Angestellten 
und  welche  muß  stets  vondemselbenversehenwerden? 

Eine  ganze  Reihe  von  Arbeiten  werden  geradezu  am  besten  dann 
ausgeführt,  wenn  der  betr.  Beamte  nicht  zu  lange  daran  arbeitet,  z.  B. 
das  Rechnen  und  Nachrechnen  von  Staffeln  und  Schlußnoten  etwa 
1/2 — I — 172  Std.  hintereinander,  eventuell  auch,  wenn  nötig,  zwei  oder 
mehrmals  am  Tage  dieselbe  kürzere  Zeit.  Die  Ermüdungser- 
scheinungen beginnen  hier  nach  meinen  Beobachtungen  im  allge- 
meinen schon  nach  etwa  ^/i  Std.,  bei  manchem  etwas  später,  sie  zeigen 
sich  in  flachem  Atmen,  Augenzucken,  Augenflimmern,  zusammengepreß- 
tem Mund  und  überhaupt  gespannten  Gesichtszügen  und  anderen  un- 
nötigen Muskelspielen  und  -Kontraktionen.  Ganz  ausnahmsweise  kann 
gefordert  werden,  daß  die  Arbeit  trotzdem  im  Interesse  des  Dienstes 
fortgesetzt  werde;  im  allgemeinen  ist  auch  bei  eiligen  Arbeiten  durch 
Verteilung  auf  eine  größere  Zahl  von  Beamten  ausreichender  Arbeits- 
wechsel möglich.  Deshalb  braucht  der  Angestellte  bei  eintretender 
Abspannung  meist  nicht  einmal  eine  auch  nur  kurze  Erholung,  er  soll 
nur  nicht  weiter  Staffeln  oder  Schlußnoten  rechnen. 

Denn  bei  einseitiger  und  zu  lange  fortgesetzter  Tätigkeit  einzelner 
Organe  oder  Organteile  entsteht  physiologisch  beim  menschlichen 
Körper  ein  doppelter  Schaden:  die  überangestrengten  Teile  leiden 
ebenso  wie  die  zu  wenig  beanspruchten,  denen  die  notwendige  Aus- 
lösung der  in  ihnen  vorhandenen  Kräfte  fehlt,  so  daß  z.  B.  das  Blut 
in  abnormem  Grade  zu  den  erstercn  strömt  und  dafür  den  letzteren 
mangelt. 

Gerade  aber  die  beginnende  Erschöpfung  bezeichnet  den 
Augenblick,  in  dem  zum  Schaden  für  den  Betrieb  die  normale  Arbeits- 
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qualität  versagt  und  die  Fehler  durch  falsches  Rechnen  i)  und  vielleicht 
noch  häufiger  durch  falsches  Lesen  von  Ziffern  (einseitig  angespannte 
Augen!)  beginnen 2).  Tritt  nunmehr  ein  Wechsel  in  seiner  Tätigkeit 
ein,  so  leistet  dafür  derselbe  so  abgespannte  Beamte  Arbeit  von  durch- 
aus einwandfreier  Qualität,  wenn  er  z.  B.  —  am  besten  stehend  —  sich 
damit  beschäftigt,  etwas  zu  registrieren,  vielleicht  auch  mit  einem 
Kollegen  zu  kollationieren,  Kupons  oder  Effekten  zu  bearbeiten  und 
dgl.,  und  er  wird  jede  nicht  gar  zu  unangenehme  neue  derartige 
Arbeit  nicht  nur  gleichgültig  bewältigen,  sondern  mit  einer  entschiedenen 
Lust  und  freien  Spannkraft  anpacken,  froh,  von  der  ersten  Arbeit  gerade 
dann  befreit  zu  sein,  als  sie  anfing,  unangenehm  zu  werden.  Denn  es  ist 
geradezu  ein  hygienischer  Fundamentalsatz  aller  Arbeit,  geistiger  wie 
körperlicher,  daß  jede  einzelne  Tätigkeit  den  Körper,  und  zwar  Muskeln 
wie  Sinnesorgane,  namentlich  aber  die  Nerven,  in  verschiedener  Weise 
in  Anspruch  nimmt  ^);  dasjenige  Organ,  das  bei  einer  Arbeit  be- 
sonders, über  den  normalen  Kräftezustand  hinaus  seine  Funktion 
erfüllen  muß,  ist  froh,  bei  der  nächsten  wie  »Brachland«  zu  ruhen, 
oder  gar,  wie  der  Boden  beim  »Fruchtwechsel«,  durch  angenehme, 
neue,  andersartige  Inanspruchnahme  wieder  Kraft  zu  gewinnen,  sich 
am  neuen  Gegenstand  zu  erfreuen,  z.  B.  das  Auge,  das  nach  den  an- 
spannenden, langweiligeren  Staffeln,  farbig-schöne,  künstlerisch  ausge- 
führte Effekten  oder  Kupons  erblickt.  Bei  jedem  Schaffen  ist  derjenige 
der  Glücklichste,  der  seine  Tätigkeit  stets  so  einrichten  kann, 
daß  die  eine  Arbeit  für  ihn  eine  Erholung  von  der  anderen 
bedeutet. 

Vor  einigen  Jahren  wies  Herkner'^)  im  Anschluß  an  die  physio- 
logischen Untersuchungen  Mosso'^^)  auf  die  bekannte  Erscheinung  hin, 
daß  die  Ermüdung  mit  der  Länge  der  Arbeitszeit  nicht  nur  proportional, 
sondern  geometrisch-progressiv  zunimmt.  Genügender  Ar- 
beitswechsel vermindert  jedoch  nicht  nur  das  Unlustgefühl  der  Arbeit 
beträchtlich,  er  verwandelt  es  vielmehr,  wie  wir  sahen,  vielfach  geradezu 
in  Lustgefühl.  Er  hat  aber  noch  viel  weitergehende  segensreiche 
Wirkungen,  er  führt  dazu,  daß  jeder  Angestellte  bei  seiner  Arbeit 
häufiger  einer  Tätigkeit  begegnet,  die  ihn  besonders  einnimmt  und  für 
die  er  sich  über  das  Durchschnittsmaß  eignet.  Der  Arbeitswechsel  ist 
also  gewissermaßen  auch  ein  Mittel  zur  Zuchtwahl  für  die  geeignetste 
Stellenbesetzung.  So  bringt  er  dem  Beamten  größere  Arbeitsfreude, 
dem  Unternehmer  intensivere  und  rationellere  Ausnützung  der  Ar- 
beitskraft. 

1)  S.  a.  Bücher,  Arbeit  und  Rhythmus,   4.  Aufl.,  Leipzig   1909,   S.  22. 

2)  Hierüber  s.  bes.  auch  Herkner  a.  a.  O.,  S.   11. 

3)  S.  a.  Bücher  a.  a.  O.,  S.  21  und  30. 

4)  Herkner  a.  a.   O.,   S.   7   und   33. 

5)  Mosso,  Die  Ermüdung,  Leipzig,  S.    150  ff. 


1^3  Miszellen. 

Das  Erscheinungsjahr  von  Süssmilchs  Götthcher  Ordnung 
in  den  Veränderungen   des  menschlichen  Geschlechts, 

Von 

Dr.  Rein  hold  Jaeckel. 

Es  ist  kein  Ruhmestitel  der  deutschen  statistischen  Wissenschaft, 
daß  das  grundlegende  Werk  der  Bevölkerungsstatistik  >Die  göttliche 
Ordnung  in  den  Veränderungen  des  menschlichen  Geschlechts  aus  der 
Geburt,  Tod  und  Fortpflanzung  desselben  erwiesen  von  Johann  Peter 
Süssmilch.  Prediger  beym  hochlöblichen  Kalchsteinischen  Regiment. 
Nebst  einer  Vorrede  Herrn  Christian  Wolfifens  Berlin,  zu  finden  bey  J. 
C.  Spener.  1741«  fast  anderthalb  Jahrhundert  nach  seiner  Veröffent- 
lichung selbst  unter  den  hervorragendsten  Statistikern  in  seinem  Er- 
scheinungsjahr nicht  bekannt  war. 

Wappaais,  dem  unbewußt  selbst  das  eigentliche  Erscheinungsjahr 
verborgen  war,  war  wohl  der  erste,  der  diesen  Zustand  empfand,  wenn 
er  in  seiner  Bevölkerungsstatistik  über  SüssmilchsG'ötxX.  Ordnung  schrieb i). 
Diese  erste  Ausgabe  scheint  selten  zu  sein,  da  sowohl  Dieierici,  der 
gründliche  Kenner  der  bevölkerungsstatistischen  Literatur  (in  s.  aus- 
gezeichneten Abhandlung  über  die  Anzahl  der  Geburten  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  Europas,  gelesen  in  der  Königl.  Akademie  der 
Wissenschaften  zu  Berlin  1855  P-  322)  wie  der  unglaublich  belesene 
Röscher  in  dem  geistreichen,  der  Bevölkerung  gewidmeten  5.  Buche 
seiner  Nationalökonomie  (S.  464  2 te  Auflage)  die  Auflage  von  1761  als 
die  erste  betrachten.  Diese  erste  Ausgabe  von  1742,  die  nur  aus  einem 
kleinen  Oktavbande  besteht,  in  welchem  Süssmilch  jedoch  sein  System 
schon  völlig  entwickelt,  ist  auch  interessant  wegen  der  Vorrede,  aus 
der  u.  a.  hervorgeht,  daß  Süssmilch  zu  seinen  Untersuchungen  zuerst 
durch  Derhams  Physico-Theologie  angeregt  wurde  (Phisico-theolog}'; 
or  a  demonstration  of  Being  and  Attributes  of  God  from  his  works  of 
creation  by  W.  Derham,  Canon  of  Windsor  etc.  6th  edit.  Lond.  1723. 
g.  S.  besond.  Kap.  X.),  darnach  an  das  Studium  der  Geburts,-  Trau-  und 
Sterbelisten  aus  dem  Preußischen  Staate  ging  und  erst  nachdem  er  sich 
hieraus  eine  selbständige  Ansicht  gebildet  hatte,  die  Schriften  von 
Graunt  (Natural  and  political  observations  —  made  upon  the  bills  of 
mortality.  Lond.  1662.  4.),  Fettj'  (Essays  in  political  arithmctik.  I>ond. 
1699.  8.),  Halley  (Philosophical  transactions  for  1693)  usw.  kennen 
lernte.  Auch  Hörn  hat  diese  erste  Ausgabe  v^^ohl  nicht  gesehen,  da  er 
sie  in  das  Jahr  1740  setzt  und  sie  unter  dem  veränderten  Titel  der 
späteren    Ausgaben    anführt.      (Bevölkerungswissenschaftliche    Studien 

i)  Allgemeine  Bevölkerungsstatistik,  Vorlesungen  von  J.  E.  Wappaeus.  I.  Teil 
Leipzig   1859,  S.   15,  Anmerkung   l   zu  S.  5. 
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S.  14.)  Ich  füge  nur  noch  hinzu,  daß  von  den  weiteren  drei  Ausgaben 
die  beiden  ersten  von  dem  Verf.  selbst  (damals  Oberkonsistorialrat, 
Propst  in  Kölln  und  Mitglied  der  K.  Akademie  der  Wissenschaften) 
ganz  umgearbeitet  und  vermehrt  von  ihm  selbst  herausgegeben  wurden 
(2  Bände,  Berlin  1761.  62  und  das.  1765),  die  letzte  aber  nach  dessen 
Tode  von  seinem  Schwiegersohn  C.  J.  Baumann,  Prediger  zu  Lebus, 
mit  einem  3.  Teile  nach  Vorarbeiten  von  Süssmilch  vermehrt  1775 
bis  1776  zu  Berlin  erschienen  ist.  Diese  letzte  Ausgabe  wurde  auch 
1798  nochmals  in  unverändertem  Abdruck  herausgegeben. 

Erst  John  war  es  in  seiner  Geschichte  der  Statistik  vom  Jahr  1884 
vorbehalten,  hierüber  Klarheit  zu  bringen,  indem  er  (S.  242.  Anmer- 
kung) in  den  folgenden  Ausführungen  die  Ausgabe  von  1741  für  die 
wirkliche  erste  hinstellte,  wenn  er  auch  gewissermaßen  in  Puslowski 
und  Mayr  einen  Vorläufer  fand,  indem  ersterer  in  seiner  Denkschrift^) 
über  das  Kgl.  Preußische  Statistische  Bureau  bereits  im  Jahr  1872  und 
Mayr  in  seinen  statistischen  Studien  über  die  Gesetzmäßigkert  im 
Gesellschaftsleben  (S.  220)  1877  das  Erscheinungsjahr  der  Göttlichen 
Ordnung  als  Einzige  und  Erste  richtig  gesetzt  hatten.  »Diese  echte 
erste  Ausgabe«,  schreibt  er,  »ist  äußerst  selten«.  Selbst  unter  den 
reichen  fachmännischen  Bibliotheken  Berlins  besitzt  nur  die  kgl.  Biblio- 
thek ein  Exemplar  derselben  2)  mit  der  schriftlichen  Bemerkung;  »Andere 
Exemplare,  Berlin.  Im  Verlag  Daniel  August  Gohls,  1742,  sind  durch- 
aus von  derselben  Auflage,  nur  mit  verändertem  und  sehr  weitläufigem 
Titel«.  Wir  vermochten  kein  Exemplar  dieses  vielleicht  eigenmächtigen 
Nachdrucks  zu  Gesicht  zu  bekommen.  Es  scheint  derselbe  darnach 
eben  so  selten  zu  sein,  wie  die  echte  erste  Ausgabe  von  1741,  oder 
mindestens  bis  in  die  neuere  Zeit  gleich  jener  wenig  bekannt  gewesen 
zu  sein;  denn  sowohl  Dieterici  (»Abhandlung  über  die  Geburtenanzahl 
in  den  verschiedenen  Staaten«  1855)  als  der  so  kompetente  Röscher 
(System  I.)  kennt  in  seinen  früheren  Auflagen  nur  die  »Göttliche  Ord- 
nung« von  I76i;und  der  hierüber  erstaunte  Wappaeus  {y^&vo\k&xwng%- 
Statistik«  LS.  15  Anm.  i)  erklärt  sofort  selbst  den  Nachdruck  von 
1742  als  die  »wahre  erste«  Ausgabe.  Die  währe  zweite  Ausgabe  von 
1761,  von  Süssmilch  selbst  als  eine  vollständige  Neubearbeitung  erklärt 
(Vorrede),  enthält  nach  der  begeisterten  Widmung  an  Friedrich  II.  noch 
eine  ebensolche  Dedikation  an  Peter  III.  von  Rußland,  weil  »der  ruhm- 
würdigste Anfang  der  Regierung  dieses  Selbstherrschers  aller  Reußen 
so  vollkommen  mit  den  in  diesem  Buche  enthaltenen  Gedanken  über- 

i)  Leon  Puslowski,  Das  Königliche  Preußische  Statistische  Bureau  und  seine 
Dezendentien.     Berlin   1872,  S.  8,  Anm.  7. 

2)  Das  ist  aber  nicht  der  Fall.  Auf  der  Kgl.  Bibliothek  sind  2  Exemplare 
vorhanden.  Davon  ist  i  Exemplar  der  Schrift  von  Johann  Muthmann  »Salfeldi- 
sche  Freude  über  die  den  Salzburgischen  Emigranten  widerfahrene  Gnade  Gottes« 
Leipzig,  ZüDichow   1733«  vorgebunden. 
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einstimme  und  derselbe  sich  überdies  noch  als  Freund  seines  Königs 
und  Landes  erwiesen  habe«.  Diese  zweite  Ausgabe  enthält  in  ihren 
beiden  Teilen  ganz  dieselbe  Seitenzahl  wie  jene  von  1775,  ein  Beweis, 
daß  die  späteren  Ausgaben  keine  Veränderung  im  Text  erfuhren.  Auch 
der  sehr  detaillierte  Index,  in  der  IV.  Auflage  dem  III.  Teil  angehängt, 
ist  bereits  von  Süssmi/ch  selbst  der  IL  Auflage  beigegeben.  Die  Vor- 
rede datiert  von  Kölln  a.  d.  Spree  am  30.  März  1761.  Die  heute  ver- 
breitetste  Ausgabe  ist  die  von  seinem  Schwiegersohn,  Prediger  Baumann, 
besorgte  IV.  Auflage  vom  Jahre  1775,  von  diesem  vermehrt  um  einen 
dritten  Teil  (Anmerkungen  und  Zusätze). 

Nach  diesen  Feststellungen  könnte  diese  Frage  nunmehr  endgültig 
als  erledigt  gelten.  Und  doch  darf  das  nicht  sein,  weil  nicht  nur  eine 
Reihe  von  ersten  älteren  Autoren  auf  dem  Gebiet  der  Statistik,  so  Fal- 
lati und  Hörn,  sondern  sogar  in  der  jüngsten  Gegenwart  auch  noch 
der  Bearbeiter  der  Süssmilch-^iogvdL^^hie  in  der  3.  Auflage  des  Hand- 
wörterbuches der  Staatswissenschaften  v.  Jahre  iQio,  der  Bibliothekar 
Schmidt^  als  Erscheinungsjahr  das  Jahr  1740  nennen.  Fallati  vlvlö.  Hörn 
nehmen  dabei  eine  2bändige  Ausgabe  als  Erstauflage  an  ^),  während 
Schmidt  als  Erscheinungsjahr  1740  schreibt  und  in  Klammern  dahinter 
fügt  angeblich  auch  1742.  Wenn  nun  auch  nach  diesem  nicht,  wie 
der  jüngste  Biograph  von  Süssmilch  das  tut,  die  Ausgabe  von  1741  zu 
leugnen  ist,  so  scheint  doch  andererseits  eine  frühere  Ausgabe  von  1740 
als  feststehend  angenommen  werden  zu  dürfen.  Und  doch  kann  diese 
Ausgabe  nur  als  ein  Phantasieprodukt  gelten,  das  noch  niemand  er- 
blickt hat.  Der  Nachweis  läßt  sich  durch  Süsstnilch  selbst,  durch  einen 
Vergleich  der  verschiedenen  Ausgaben  führen,  wie  der  Verfasser  dieser 
Zeilen  das  mit  den  in  seinem  Besitz  befindlichen  Ausgaben  von  1741  und 
1765  getan  hat.  Es  heißt  nämlich  zu  Beginn  der  Vorrede  zur  2.  u.  3.« 
Auflage  1761  und  1765:  ^Geneigter  und  billiger  Leser!  Es  sind  in 
diesem  Frühjahr  gerade  zwanzig  Jahr,  da  ich  es  zuerst  gewaget, 
meine  über  die  Ordnung  der  göttlichen  Weisheit  und  Güte,  welche 
sich  in  der  Geburt,  Fortpflanzung  und  Tode  der  Menschen  klärlich 
zeiget,  angestellte  Betrachtungen  in  den  Druck  zu  geben,  zu 
welchen  mich  ein  mit  dem  größten  Vergnügen  und  Bewunderung  ver- 
knüpftes Nachspüren  der  göttlichen  Vorsehung,  und  eine  genauere 
Prüfung  der  von  dem  Graunt,  Petty,  King,  Arbutthnot,  Derha7n,  Nieuwen- 
(y/und  andern  gemachten  wiederhohltcn  mir  bestätigten  Regeln  gebracht 
haben.«  Da  nun  diese  Vorrede  vom  30.  März  1761  datiert  ist  und  die 
Vorrede  zur  Ausgabe  von  1741  auf  den  28.  ]\Iärz  1741  lautet,  so  kann 
es  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  diese  Ausgabe  die  wirklich  erste 
Ausgabe  ist  und  1741  damit  auch  das  Erscheinungsjahr  bedeutet.  Strittig 

l)  Vgl.  Fallati.,  Einleitung  in  die  Wissenschaft  der  Statistik,  Tübingen  1843, 
S.  153,  zitiert  Die  Göttliche  Ordnung  1740,  2.  Bd.  8".  J.  P.  Hörn,  Bevölke- 
rungswissenschaftliche Studien  in  Belgien  I.     Leipzig   1854,   S.    14. 
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ist  jetzt  nur  noch,  ob  die  Ausgabe  von  1742,  von  der  auf  der  Kgl.  Biblio- 
thek ein  Exemplar  vorhanden  ist,  mit  als  erste  Ausgabe  mit  nur  ver- 
ändertem Titelblatt  oder  als  Neuauflage  oder  als  Nachdruck  zu  gelten 
hat.  John  vermutet  in  ihr  einen  Nachdruck  der  ersten  (a.  a.  O.  S.  242); 
dem  widerspricht  aber  einer  der  besten  Kenner  auf  dem  Gebiete  der 
statistischen  Bibliographie,  der  Antiquar  Prager  in  Berlin,  der  in  seinen 
Katalogen  Bibliotheca  juridica  et  oeconomico-politica,  1885,  No.  82, 
S.  357  unter  10473  und  Aus  dem  Gesamtgebiete  der  Staats-  und  Volks- 
wirtschaft No.  166,  1905,  S.  199  unter  6006  sich  zu  dieser  Frage  sowohl 
bei  Beschreibung  der  Ausgabe  von  1742  im  Katalog  von  1885  als  auch 
bei  Beschreibung  der  wirklich  ersten  Auflage  der  Göttlichen  Ordnung 
dahin  äußert,  daß  die  Ausgabe  von  1742  »lediglich  eine  Titelauflage 
der  Ausgabe  von   1741   mit  neugedrucktem  ersten  Bogen  ist«. 

Trotzdem  muß  aber  John  beigepflichtet  werden.  Die  Ausgabe  von 
1742  kann  nicht  von  derselben  Auflage  des  Jahres  1741  mit  nur  ver- 
ändertem Titelblatt  i)  sein,  weil  Süssmilch  sonst  unbedingt  dieser  Umwand- 
lung Erwähnung  getan  hätte,  und  weil  es  auch  nicht  verständlich  ist, 
daß  die  Auflage  einem  andern  Verlage  und  noch  dazu  mit  einer 
Verteuerung  infolge  des  Neudruckes  der  ersten  Seite  übergeben  worden 
ist,  ganz  abgesehen  davon,  daß  der  Zweck  der  Titeländerung  und  der 
ganzen  Operation  gar  nicht  einzusehen  ist.  Auch  der  eigentliche  Bio- 
graph Süssmilchs  und  seines  Lebenswerkes  F.  S.  Crum  bringt  in  seiner 
Bibliographie  2)  der  Schriften  Süssmilchs  1897  an  erster  Stelle  die  Aus- 
gabe von  1741  mit  dem  Zusatz  in  Klammern:  First  edition  edited  by 
Süssmilch  himself,  während  die  Ausgabe  von  1742  gleich  dahinter  ohne 
jeglichen  Zusatz  Abdruck  findet,  ein  Beweis,  daß  Criau  sich  über  die 
Art  dieser  Auflage  auch  nicht  recht  klar  war,  daß  er  sie  jedenfalls  als 
nicht  von  Süssmilch  herausgegeben  ansah,  da  er  die  anderen  beiden 
Ausgaben  von  1761  und  1765  ausdrücklich  als  von  Süssmilch  selbst 
herausgegebene  bezeichnet  hatte.  In  seiner  Dissertation,  der  eigent- 
lichen Arbeit  über  das  Süssmilch%ch.&  Werk,  betont  er  dann  aber  drei 
Jahre  später  ausdrücklich  (S.  41) :  »The  first  edition  of  Die  Göttliche 
Ordnung  was  published  at  Berlin  in  1741«^). 

i)  Der  Titel  dieser  Ausgabe  1742  lautet:  »Die  göttliche  Ordnung  in  denen 
Veränderungen  des  menschlichen  Geschlechts,  wobey  Listen  der  Gebohrenen  und 
Gestorbenen  in  allen  Königl.  Preußischen  Ländern,  Landen  etc.,  daraus  der  Wachs- 
thum  und  die  Anzahl  der  Einwohner  bestimmt  wird.  Nebst  einer  Vorrede  Chr. 
Wolffens.  8.  Berlin  im  Verlag  D.  A.  Gohls.     1742.« 

2)  A  Trial  Bibliography  of  the  Writings  of  Johann  Peter  Süssmilch  1707  to 
1767.  W.  F.  Willcox  and  F.  S.  Crum,  Publications  of  the  American  Statistical 
Association.     Vol.  V.  Nr.   39. 

3)  The  Statistical  Work  of  Süssmilch  by  F.  S.  Crum,  B.  L.  Ph.  D.  Presented 
to  the  University  Faculty  of  Cornell  University  as  a  thesis  for  the  Degree  of 
Doctor  of  Philosophy,  May  1897.  Boston  1901  Reprinted  from  Quarterly  Publi- 
cations of  the  American  Statistical  Association.     September,    1901. 
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Daß  die  Ausgabe  von  1742  verbreiteter  ist^)  —  Wappaens,  Conrad^), 
V.  Mayr^),  Legoyt^),  Oettingen^)  u.  a.  m.  zitieren  nach  ihr  —  will  nichts 
besagen,  es  läßt  sich  daraus  nur  schließen,  daß  selbst  ein  Nachdruck 
in  jener  Zeit  bereits  einträglich  war.  Die  endgültige  Feststellung  kann 
nach  diesem  daher  nur  sein,  daß  es  in  der  Ausgabe  von  1742  sich 
nicht  um  eine  Neuauflage  oder  eine  bloße  Titelauflage  der  Ausgabe 
von  1741,  sondern  um  einen  Nachdruck  der  ersten  wirklichen  echten 
Ausgabe  von  1741  handelt. 

1)  Zur  Verbreitung  von  Süssmilchs  Göttl.  Ordnung  in  den  Veränderungen  des 
menschlichen  Geschlechts  in  Oesterreich.  Oesterreichische  Statistische  Monatsschrift, 
herausg.  von  der  Statistischen  Zentralkommission,  Jahrg.  I,  S.  42  und  Jahrg.  II, 
S.   279. 

2)  Grundriß  zum  Studium  der  Politischen  Oekonomie.  Teil  IV.  Statistik. 
3.  Aufl.   1900,  S.    15. 

3)  Statistik  und  Gesellschaftslehre,  Bd.  I— III,  Tübingen   1895 — 191 1. 

4)  Le  suicide  ancien  et  moderne.     Paris   1881. 

5)  V.  Oetiingen,  Moralstatistik,    i.  Aufl.,  S.    100. 
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Staatslexik07i.  Dritte  neubearbeitete  Auflage.  Unter  Mitwirkung  von 
Fachmännern  hrsg.  im  Auftrag  der  Görres-Gesellschaft  zur  Pflege 
der  Wissenschaft  im  kathol.  Deutschland  von  Dr.  Julius  B achem 
und  Hermann  Sacher.  IIL— V.  Band.  Freiburg  i.  Br.,  Herder- 
sche  Verlagshandlung,  1910/12.  1626,  1564  und  1532  Spalten.  Alle 
5  Bde.  geb.  Mk.  90. — . 

Die  beiden  ersten  Bände  dieser  stark  veränderten  neuen  Auflage 
sind  bereits  früher  (Bd.  LXV,  S.  700  ff.)  von  uns  angezeigt  und  im 
allgemeinen  charakterisiert  worden;  es  erübrigt  also  nur,  daß  wir  unseren 
Lesern  von  der  Vollendung  des  Ganzen  Kenntnis  geben  und  zugleich 
mit  Bedauern  berichten,  daß  mit  dem  Abschlüsse  des  V.  Bandes 
der  seitherige  verdienstvolle  Herausgeber  sich  verabschiedet,  um  seinem 
oben  genannten  Hilfsredakteur  die  fernere  Fürsorge  für  dasselbe  zu 
überlassen.  Bekanntlich  umfaßt  das  Staatslexikon  nicht  nur  alle  Seiten 
des  staatlichen  und  sozialen  Lebens,  sondern  auch  einen  erheblichen 
Teil  des  Privatrechts  (vgl.  die  Artikel :  Konkursrecht,  Zivilgesetzgebung, 
Luftrecht,  Verlagsrecht);  ja  selbst  eine  Reihe  von  sehr  allgemeinen 
Artikeln,  wie  Kultur,  Religion,  Mensch,  Person,  Sittlichkeit,  Studenten- 
tum,  Theater,  die  nur  in  entfernte  Beziehung  zum  Staate  gebracht 
werden  können.  Ueberall  ist  der  katholische  Standpunkt  streng  fest- 
gehalten, und  wenn  dieser  auch  nicht  so  weit  geht,  daß  entgegengesetzte 
Meinungen  verschwiegen  werden,  so  legt  doch  derselbe  den  Benutzern 
besondere  Vorsicht  auf.  Allerdings  bleibt  bei  manchen  Artikeln  dieser 
Standpunkt  nicht  unberührt  von  der  modernen  Kultur;  aber  die  meisten 
Mitarbeiter  haben  doch  den  Mittelweg  zwischen  moderner  Anschauung 
und  dogmatischer  Gebundenheit  nur  schwer  gefunden.  Der  V.  Band 
enthält  ein  Verzeichnis  der  199  Mitarbeiter;  es  sind  verhältnismäßig 
wenig  akademische  Fachgelehrte  unter  ihnen ;  die  meisten  beschäftigen 
sich  mit  dem  Felde,  auf  dem  ihre  Beiträge  liegen,  nur  im  Nebenberufe. 
Für  ihre  Auswahl  ist  nicht  in  erster  Linie  ihr  Fachwissen,  sondern 
vorzugsweise  ihre  Gesinnung  maßgebend  gewesen.  Dies  hat  zur  Folge, 
daß  die  Artikel  vorwiegend  kompilatorischen  Charakter  tragen,  daß 
sie  nicht  selten  der  begrifflichen  Schärfe  und  klarer  Unterscheidungen 
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entbehren  und  daß  sie  in  bczug  auf  die  benutzte  oder  zur  Benutzung 
empfohlene  Literatur  arg  von  persönlichen  Zufälligkeiten  abhängig  sind. 
Aber  es  hat  auch  den  Vorteil,  daß  das  Tatsächliche  überwiegt  und 
daß  die  Artikel  darum  leichter  orientieren.  Der  letzte  Band  ist  durch 
einen  umfangreichen  Abschnitt  »Nachträge«  bis  nahezu  auf  die  Gegen- 
wart herabgeführt.  Diese  Nachträge  enthalten  u.  a.  die  Reichsver- 
sicherungsordnung, die  Privatbeamtenversicherung,  das  Hausarbeits- 
und das  preuß.  Feuerbestattungsgesetz,  die  Verfassungsänderungen  in 
Elsaß-Lothringen,  Hessen,  Bulgarien,  Großbritannien,  Portugal,  ja  es 
werden  selbst  die  neuesten  Vorgänge  in  China,  Persien,  Tripolis  und 
iNIarokko  besprochen.  So  darf  das  Staatslexikon  den  politisch  inter- 
essierten Gebildeten  warm  empfohlen  werden ;  es  bildet  in  seiner 
technisch  vorzüglichen  Durchführung  bei  mäßigem  Umfang  in  der  Tat 
eine  Ehre  und  einen  Ruhm  der  katholischen  Literatur  in  Deutschland. 

-r. 


Cahn,  Dr.  Er  71  st.  Das  Verhältnisivahlsystem  in  den  modernen  Ktdtur- 
staate?i.  Eine  staatsrechtlich-politische  Abhandlung.  Berlin.  Verlag 
von  O.  Häring  1909. 

Dieses  Werk  kommt  dem  Bedürfnis  nach  einer  methodischen  Dar- 
stellung der  Proportionalwahl  und  der  dabei  in  Betracht  kommenden 
Prinzipienfragen  in  sehr  erwünschter  Weise  entgegen.  Es  ist  ersicht- 
lich eine  Masse  von  Fleiß  darauf  verwandt,  nur  ist  vielfach  die  Dar- 
stellung keine  vorteilhafte,  weil  das  Detail,  das  oft  nur  ganz  kleine 
Länder  betrifft,  zu  sehr  in  den  Vordergrund  gerückt  ist.  Eine  größere 
Zusammendrängung  des  weniger  Wichtigen  hätte  sich  sehr  empfohlen 
und  wäre  vor  allem  der  Lesbarkeit  des  verdienstlichen  Werkes  sehr 
zu  statten  gekommen. 

Dem  Verfasser  möchte  man  vor  allem  eins  zu  bedenken  geben : 
Je  schwieriger  die  Proporzbestimmungen  gestaltet  werden,  desto  weniger 
ist  es  möglich,  den  Proporz  über  weite  Gebiete  auszudehnen  und  die 
Vertretung  parteirichtig  zu  erhalten,  weil  eben  die  unvertreten  bleibenden 
Reste  zu  groß  werden  und  weil  in  einem  zu  kleinen  Raum  für  mehrere 
Parteien  nicht  mehr  genug  Platz  ist.  Je  verwickelter  die  Bestimmungen 
sind,  desto  kleiner  geraten  die  Bezirke  und  desto  weniger  entspricht 
der  Proporz  seinem  Zweck,  die  Vertretung  im  richtigen  Verhältnis  zu 
den  für  die  einzelnen  Parteien  abgegebenen  Stimmen  zu  halten.  Man 
sehe,  was  Ca/m  auf  Seite  215  über  Belgien  schreibt:  »Durch  die 
furchtbare  Kleinheit  der  Wahlkreise  wird  gerade  die  Verballhornung 
eines  richtig  funktionierenden  Verhältniswahlsystems  herbeigeführt.  Die 
in  Belgien  am  Ruder  befindlichen  Klerikalen  haben  sich  mit  dem 
Proporz  sehr  gut  abzufinden  gewußt,  indem  sie  ihn  gehörig  verdorben 
haben.« 
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Je  leichter  die  Proportionalwahl  funktioniert,  desto  größere  Gebiete 
können  gemacht  werden ;  aber  gerade  das  leichte  Funktionieren  wird 
dadurch  sehr  verhindert,  wenn  viele  Kandidaten  auf  den  Stimmzettel 
genommen  werden,  weil  dies  den  Anreiz  zu  allen  möglichen  Künste- 
leien schafft.  Bei  nur  einem  Namen  auf  dem  Stimmzettel,  wie  ich 
dies  einstmals  für  Württemberg  vorgeschlagen,  sind  solche  Organisationen 
der  Wähler,  die  für  eine  Vertretung  aller  Gegenden  des  Landes  sorgen 
können,  leicht  durchführbar;  aber  gerade  in  Württemberg  ist  das  Ge- 
setz sehr  wenig  mustergültig  zustande  gekommen.  Man  vergleiche 
hierzu  auch,  was  Cahn  auf  S.  161  (und  ähnlich  auch  auf  S.  264)  schreibt: 
erst  in  40  Stunden  kam  die  Ermittlung  der  Wahlresultate  in  den  beiden 
Landeswahlkreisen  zu  Ende. 

Leichtes  Funktionieren  und  flüssige  Darstellung  wohnen  dicht 
nebeneinander.  Dieses  ist  mir  bei  vielfachem  Durchlesen  des  Buches 
sehr  ins  Gedächtnis  gekommen.  Hierher  gehört  folgender  Fall:  Auf 
S.  310 — 323  wird  der  Kampf  zwischen  den  Vorzügen  des  d  Ho  mit-  und  des 
Hagenbach- Bischoffschtxx  Verteilungsverfahrens  behandelt.  Wunderbarer- 
weise geht  CaJm  von  dem  Wettstreit  zwischen  Hare  und  d'Hondt  aus ; 
Hagenbach  wird  nur  als  Anhängsel  zu  d'Hondt  mitgenommen.  Die  Note 
auf  S.  323  scheint  mir  von  ganz  unrichtigen  Voraussetzungen  auszu- 
gehen, wenn  sie  alles  mögliche,  z.  B.  die  Verteilungsvorschriften  der 
neuen  Frankfurter  Statuten,  dem  Einflüsse  von  Hare  zuschreibt:  hier 
kann  es  sich  nur  um  einfache  Regeldetrirechnungen  handeln,  an  die 
die  dort  in  zweiter  Reihe  genannten  Verfasser  gedacht  haben  mögen; 
und  unter  dem  Einfluß  von  Hare  haben  sie  jedenfalls  nicht  gestanden. 
Die  Note  hätte  richtiger  Hare  ganz  beiseite  lassen  und  darauf  hinweisen 
sollen :  wer  stellt  sich  auf  die  Seite  von  d'Hondt  und  wer  auf  die  Seite 
von  Hagenbach-Bischoff }  Diejenigen,  die  Cahn  dem  Hare  zuschreibt, 
sind  gar  nicht  so  bekümmert,  die  Verteilung  so  scharf  wie  möglich 
durchzuführen,  und  zerbrechen  sich  darüber  gar  nicht  so  sehr  den  Kopf; 
sie  lassen  es  schon  bei  der  einfachen  Regeldetri  bewenden. 

Cahn  hätte  möglicherweise  viel  schärfer  für  Hagenbach  Stellung 
genommen,  wenn  ihm  Hagenbachs  Schrift  bekannt  gewesen  wäre  :  »Die 
Verteilungsrechnung  beim  Basler  Gesetz  nach  dem  Grundsatz  der  Ver- 
hältniswahl«, Basel  1905,  28  S.  Diese  Schrift,  die  letzte  bedeutende 
von  Hagenbach,  fehlt  aber  im  Schriftenverzeichnis  bei  Cahn.  Mir  ist 
die  Verteilungsberechnung  von  d'Hondt  schon  immer  sehr  unverständ- 
lich erschienen,  und  ich  bin  mit  Hagenbach-Bischoff  viel  in  Korrespondenz 
gewesen,  um  zu  einem  leichter  zu  handhabenden  Verteilungsverfahren 
zu  gelangen,  denn  letzterer  Punkt  ist  wegen  des  Ausbaus  des  Systems 
der  verbundenen  Listen,  worauf  gerade  der  Schutz  der  Minoritäten 
ganz  besonders  beruht,  von  höchster  Wichtigkeit.  Der  von  Cahn  von 
S.  322 — 323  mit  solchem  Nachdruck  geltend  gemachte  Gesichtspunkt, 
lieber    das   dHottdtsche   Verfahren    zu    bevorzugen,    um    das  Publikum 

Zeitschrift  für  die   ges.  Staatswissensch.  1913.     i.  lO 
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leichter  für  die  Proportionalwahl  einzunehmen,  erscheint  mir  nicht 
beifallswürdig  :  muß  bei  derselben  Wahl  mehrfach  zur  Verteilung  ge- 
schritten werden,  weil  man  sonst  nicht  mit  den  verbundenen  Listen 
aus  der  Stelle  kommt,  so  ist  mir  ein  schnell  zu  handhabendes  Ver- 
teilungssystem vielmal  lieber,  als  das  von  ihm  so  sehr  empfohlene, 
aber  höchst  umständliche  d'Hondtsche.  System. 

An  anderer  Stelle  (Archiv  für  Oeff.  Recht)  ist  auf  verschiedene  kleine 
Unebenheiten  hingewiesen.  Den  dort  gegebenen  Notizen  wäre  nachzu- 
tragen :  der  oft  angeführte  Name  eines  württembergischen  Landtags- 
abgeordneten heißt  nicht  Hauser,  sondern  Hanser,  wie  aus  dem  Titel- 
blatt der  betretfenden  Schrift  klar  hervorgeht;  auch  habe  ich  deswegen 
das  Stuttgarter  Adreßbuch  zu  Rate  gezogen  und  beim  Verleger  nach- 
gefragt. 

Seite  219,  Zeile  16  von  oben  muß  es  ersichtlich  statt  »im  Kanton 
Bern«  in  der  Stadt  Bern  heißen;  im  ersteren  ist  die  Gesetzgebung  dem 
Proporz  nicht  günstig  gesinnt. 

Die  Schrift  von  Cahn  kann  ich  nur  mit  großer  Genugtuung  als 
bahnbrechendes  Werk  begrüßen.  Möchte  sie  der  Proportionahvahl 
viele  Freunde  zuführen,  damit  dieses  neue  wichtige  Feld  des  öffentlichen 
Rechts  die  ihm  gebührende  Beachtung  finde! 

Königsberg  i.  Pr.,   12.  Okt.   1912. 

Prof.  R.  Siegfried. 


Weule,    Prof.    K.,    Dr.     Die    Urgesellschaft   und   ihre    Lebens  für  sorge. 

Stuttgart  Kosmos.  Francksche  Verlagsh.,  o.  J.  112  S.  8  ".  Mk.  i. — ,  geb. 

Mk.   1.80. 

Man  kann  sich  herzlich  freuen,  wenn  jetzt  auch  ein  so  bewährter 
Ethnograph  wie  Weule  versucht,  das  Ganze  der  Wirtschaft  primitiver 
Völker  darzustellen.  Von  dem  gleichen  Versuche,  den  ich  in  meiner 
»Entstehung  der  Volkswirtschaft«  gemacht  habe,  weicht  naturgemäß 
der  vorliegende  wesentlich  ab.  War  es  dort  mein  Bestreben,  zunächst 
den  wirtschaftlichen  Urzustand  zu  beschreiben,  so  wie  er  sich  nach 
den  bei  den  primitivsten  Völkerschaften  sich  findenden  Zügen,  m  i  t 
einiger  Wahrscheinlichkeit  rekonstruieren  läßt,  um 
dann,  davon  abgesondert,  alles,  was  wir  von  der  Wirtschaft  der  über 
diese  Stufe  hinausgekommenen  Naturvölker  wissen,  geordnet  zusammen- 
zufassen, so  kann  sich  der  Ethnograph,  der  es  nur  mit  den  T  a  t- 
Sachen  des  heute  noch  bestehenden  Völkerlebens  zu  tun  hat,  selbst- 
verständlich nur  an  diese  halten.  Daß  sich  hier  manche  Abweichungen 
von  einer  hinter  das  heutige  Dasein  zurückreichenden  Rekonstruktion 
ergeben,  habe  ich  natürlich  gewußt,  als  ich  diese  zuerst  veröffentlichte. 
Ich  kann  darum  nicht  zugeben,  daß  der  Hinweis  Weules  auf  die  Waff"en 
und    die   von    Geschlecht    zu    Geschlecht   übertragene   technische   Er- 
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fahrung  der  zentralafrikanischen  Zwergvölker  und  der  Buschmänner 
gegen  die  Stufe  der  individuellen  Nahrungssuche  etwas  beweisen  könne. 
Denn  das  ist  ausdrücklich  von  mir  betont  worden,  daß  keines  der 
heute  noch  zai  beobachtenden  primitiven  Völker  noch  auf  dieser  Stufe 
sich  befindet.  Wenn  aber  der  Verfasser  in  seiner  Schilderung  jeden 
Unterschied  zwischen  den  primitiven  und  den  vorgeschritteneren  Natur- 
völkern, denen  ich  durchaus  nicht  den  Besitz  einer  Wirtschaft  abspreche 
(das  IL  Kapitel  der  »Entstehung«  ist  ausdrücklich  überschrieben  :  »Die 
Wirtschaft  der  Naturvölker«),  weiterhin  völlig  fallen  läßt,  so  ist 
damit  die  Polemik  zwar  außerordentlich  erleichtert;  aber  der  Aufklärung 
der  Dinge  wird  damit  nicht  gedient.  Die  Funktionsteilung  zwischen 
beiden  Geschlechtern  kann  ich  als  Arbeitsteilung  im  nationalökonomischen 
Sinne  nicht  betrachten;  noch  viel  weniger  läßt  sich  unter  diese  Kate- 
gorie das  gesonderte  Essen  und  Wohnen  bringen,  das  ich  S.  t,^  if.  der 
»Entstehung«  zu  erklären  versucht  habe.  Das  Vorkommen  einzelner 
Fälle  von  handwerksmäßiger  Berufsarbeit  würde,  selbst  wenn  in  Zukunft 
sich  die  Zahl  der  Beispiele  noch  vermehren  ließe,  ebensowenig  etwas 
gegen  die  geschlossene  Hauswirtschaft  beweisen  können  als  die  Ver- 
zehrung eines  Teils  seiner  Ernte  durch  unsere  Bauern  an  der  Tatsache 
der  Verkehrswirtschaft  etwas  zu  ändern  vermag.  Was  der  Verfasser 
unter  »Wirtschaftsformen«  bringt,  beschränkt  sich  auf  die  Urproduktion. 
Hier  dürfte  er  auch  in  den  Einzelheiten  gegenüber  £d.  Hahn  Recht 
behalten ;  es  sei  insbesondere  auf  die  Ausführungen  über  die  Entstehung 
des  Wagens  und  des  Pfluges  aufmerksam  gemacht.  Sehr  ausführlich 
sind  die  Geldarten  behandelt;  in  der  Frage  der  von  Scimrfz  aufgestellten 
Unterscheidung  eines  Binnen-  und  Außengeldes  glaubt  der  Verf.  keine 
Entscheidung  treffen  zu  können.  Den  Schluß  macht  ein  Kapitel  über 
die  Transport-  und  Verkehrsmittel,  das  sich  auf  den  Personen-  und 
Güterverkehr  beschränkt,  während  der  ungleich  interessantere,  zur 
Wirtschaft  doch  auch  gehörende  Nachrichtenverkehr  außer  Betracht 
bleibt.  Im  ganzen  ist  der  Versuch  einer  zusammenfassenden  Dar- 
stellung unseres  Wissens  über  die  »Lebensfürsorge«  der  Naturvölker 
(der  Ausdruck  »Urgesellschaft«  im  Titel  ist  sehr  cum  grano  salis  zu 
verstehen)  wohl  gelungen,  sein  Hauptwert  liegt  im  beschreibenden  De- 
tail, das  durch  die  zahlreichen  beigefügten  Abbildungen  wirkungsvoll 
veranschaulicht  wird.  ^r. 


Handbuch  der  Forstwissenschaft,  begründet  von  Prof.  Tuisco  Lorey,  dritte 
verbesserte  und  erweiterte  Auflage,  hrsg.  von  Prof.  Dr.  Christof 
Wagner.  In  4  Bänden.  IL  Band:  Produktionslehre.  Mit 
49  Abbildungen  im  Text  und  zwei  farbigen  Tafeln.  Tübingen, 
H.  Laupp'sche  Buchhandlung,  1912.    Das  Werk  erscheint  in  4  Bänden 

10* 


148 


Literatur. 


zum  Preise  von  Mk.  74. — ,  geb.  Mk.  90.—  oder  in  Lieferungen ;  einzelne 

Teile  werden  nicht  abgegeben. 

Das  bekannte  und  vielverbreitete  Sammelwerk  hat  nach  dem  Tode 
Stötzers  in  dem  Tübinger  Professor  Wagner,  der  sich  durch  seine 
»Grundlagen  der  räumlichen  Ordnung  im  Walde«  und  mehrere  andere 
forstliche  Schriften  vorteilhaft  bekannt  gemacht  hat,  einen  neuen  Heraus- 
geber gefunden.  Von  den  18  Mitarbeitern  der  1887/8  erschienenen 
ersten  Auflage  sind  15  zumeist  durch  den  Tod  ausgeschieden;  geblieben 
sind  nur  Fürst,  v.  Gnttenberg  und  Schwappach\  ihnen  sind  zwanzig  neue 
hinzugetreten,  zumeist  bewährte  Fachleute.  Der  zuerst  erschienene 
IL  Band  umfaßt  die  Teile  VI — IX,  nämlich  den  Waldbau,  früher  von 
Lorey,  jetzt  von  Professor  Beck  in  Tharandt  bearbeitet,  den  Forstschutz 
von  dem  früheren  Bearbeiter  Fürst,  die  Wildbach-  und  Lawinenver- 
bauung,  früher  von  Förster,  jetzt  von  Prof.  Wang  in  Wien,  die  Forst- 
benutzung, bei  der  in  der  Darstellung  der  technischen  Eigenschaften 
der  Hölzer  an  die  Stelle  des  Technologen  W.  F.  Exner  Forstmeister 
Ja7ika  in  Marienbrunn  getreten  ist,  während  die  Hauptnutzung,  die 
früher  St'ötzer  bearbeitet  hatte,  vom  Herausgeber,  die  Nebennutzungen 
von  Forstamtmann  Dieterich  in  Stuttgart  und  die  forstlich-chemische 
Technologie  statt  von  Schwackhöfer  von  Dr.  J.  Schmidt  in  Wien  be- 
arbeitet sind.  Die  Bearbeiter  haben  sich  meistens  an  den  Text  der 
früheren  Verfasser  gehalten  und  denselben  durch  Einschiebungen,  Um- 
stellungen und  wo  nötig  Verbesserungen  auf  den  heutigen  Stand  des 
Wissens  zu  bringen  gesucht.  Dem  Ganzen  soll  eine  Abhandlung  über 
Systematik  und  Methode  der  Forstwissenschaft  vorausgestellt  werden, 
was  zweifellos  als  berechtigt  zu  erachten  ist.  Außerdem  wird  der 
Forstzoologie,  welche  der  i.  Auflage  fehlte,  in  der  2.  aber  in  einen 
Ergänzungsband  verwiesen  war,  im  I.  Band  der  neuen  Auflage  eine 
besondere  Stelle  reserviert.  Richtiger  wäre  es  gewesen,  wenn  Forst- 
botanik und  Forstzoologie,  die  sich  der  Gliederung  des  Handbuchs 
doch  nur  widerwillig  fügen,  ganz  fortgelassen  worden,  dafür  aber  der 
Forststatistik  eine  Stelle  gesichert  worden  wäre,  die  jetzt  als  besondere 
Disziplin  ganz  fehlt.  Jedenfalls  ist  sie  zur  Abrundung  des  Ganzen 
nötiger  als  die  Forstästhetik,  die  von  ihrem  bekannten  Vertreter,  dem 
Rittergutsbesitzer  von  Salisch  bearbeitet  werden  soll.  Zum  ersten  Male 
erscheinen  in  der  neuen  Auflage  die  Wälder  unserer  Kolonien,  von 
Prof.  Dr.  Bilsgen  in  Hann. -Münden  bearbeitet. 

Bei  der  großen  Zahl  von  Disziplinen,  welche  die  Forstwissenschaft 
in  ihrer  heutigen  Ausdehnung  umfaßt,  ist  eine  systematische  Gliederung 
■des  Stoffes  eine  schwere  Aufgabe,  deren  Lösung  sich  die  neue  Auflage 
allerdings  mehr  angenähert  hat,  ohne  daß  sie  vollständig  gelungen  wäre. 
Sie  will  im  I.  Bande  die  allgemeinen  Teile  und  die  Grundlagen  der 
Produktionslehre  bringen;  der  vorliegende  IL  Band  enthält  die  Pro- 
duktionslehre, der  III.  soll  die  Betriebslehre  und  der  IV.  Forstgeschichte, 
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Forstpolitik  und  forstliche  Rechtskundc  (mit  Unterscheidung  einer  Aus- 
gabe für  das  Deutsche  Reich  und  einer  solchen  für  Oesterreich)  bringen. 
Auf  jeden  Fall  steht  das  Sammelwerk  insofern  einzig  da,  als  es  die 
gesamte  Forstwissenschaft  in  wissenschaftlicher  Weise  erschöpfend  nach 
dem  heutigen  Stande  der  Wissenschaft  behandelt  und  so  auch  den 
Nichtforstleuten ,  insbesondere  den  Nationalökonomen,  ein  für  ihre 
Zwecke  ausreichendes  Hilfsmittel  bietet. 

Der  allein  vollendet  vorliegende  IL  Band  weist  in  der  Anordnung 
des  Stoffes  allerlei  kleine  Veränderungen  auf,  die  als  Verbesserungen 
gelten  müssen.  Aber  die  Bearbeiter  haben  doch  unnötige  Umwälzungen 
unterlassen,  und  so  braucht  der  Benutzer  nicht  zu  fürchten,  ihm  lieb  gewor- 
dene Ausführungen  der  früheren  Verfasser  entbehren  zu  müssen.  Größere 
Umgestaltungen  sind  mir  nur  in  dem  Abschnitte  über  die  Neben- 
nutzungen entgegengetreten.  Außerdem  ist  im  »Waldbau«  die  Lehre 
von  den  Betriebsarten,  welche  Lorey  unzweckmäßiger  Weise  an  den 
Schluß  dieses  Teiles  gestellt  hatte,  vor  die  Darstellung  der  Bestandes- 
gründung und  Bestandserziehung  gerückt,  wodurch  die  Systematik 
zweifellos  gewonnen  hat.  Auf  den  Inhalt  des  Bandes  näher  einzugehen, 
erübrigt  sich  für  diese  Zeitschrift,  da  derselbe  fast  ausschließlich  privat- 
wirtschaftlich-technischer Natur  ist.  Sobald  die  eigentlich  staatswissen- 
schaftlichen Partien  des  Werkes  vollendet  vorliegen,  werden  wir  auf 
dasselbe  zurückkommen.  Auf  alle  Fälle  spricht  es  für  die  Güte  eines 
so  schweren  und  entsprechend  teueren  Werkes,  daß  es  innerhalb 
25  Jahren  drei  Auflagen  erlebte.  Warum  die  für  die  i.  Auflage  ge- 
wählte Fraktur  seit  der  2.  durch  Antiqua  ersetzt  ist,  wird  schwer  zu 
sagen  sein  ;  fast  noch  rätselhafter  bleibt  es,  warum  allein  auf  dem  Titel 
die  Fraktur  beibehalten  ist.  Titel  und  Text  sollten  doch  in  der  gleichen 
Schriftgattung  gesetzt  sein.  — r. 


Mamroth,  Karl,  Gezverblicher  KonstihUionalismus.  Die  Arbeits- 
tarifverträge in  ihrer  volkswirtschaftlichen  und  sozialen  Bedeutung. 
Jena,  G.  Fischer,  191 1.     IV  u.  126  S.  8°. 

Ueber  Mangel  an  Literatur  über  Arbeitstarifverträge  kann  man 
sich  schon  längere  Zeit  nicht  mehr  beklagen,  sie  hat  vielmehr  bereits 
einen  Umfang  erreicht,  daß  sie  unübersehbar  zu  werden  beginnt  und 
man  gern  zu  einem  Buche  greift,  das  zu  einem  Führer  und  Leitfaden 
durch  das  vielgestaltige  Gewirr  der  beim  Tarifvertrag  sich  ergebenden 
Fragen  und  Probleme  bestimmt  scheint.  Diese  Hoffnung  wird  aber 
nicht  restlos  erfüllt;  nach  einem  versprechenden  Anfang  geht  der  Ver- 
fasser stark  in  Einzelheiten  unter  und  wird  von  der  Fülle  der  sich 
in  Inhalt  und  Umfang  aufdrängenden  Stoffes  erdrückt. 

Die   Schrift  beginnt  mit  einer  Erklärung   des  Wesens  des  gewerb- 
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liehen  Konstitutionalismus,  unter  welchem  jenes  Stadium  in  der  Aus- 
bildung des  Arbeitsverhältnisses  verstanden  wird,  in  welchem  die  Ar- 
beiter durch  ihre  Organisationen  auf  die  Gestaltung  der  Arbeitsbe- 
dingungen Einfluß  gewonnen  haben.  Seine  Verfassungsurkunde  ge- 
wissermaßen ist  der  Arbeitstarifvertrag,  dessen  Erklärung  und  Einteilung 
der  nächste  erste  Hauptabschnitt  des  Buches  gewidmet  ist.  Es  wird 
ausführlich  über  die  richtige  und  unrichtige  Anwendung  der  für  Ar- 
beitstarifvertrag in  der  nationalökonomischen  und  juristischen  Literatur 
vorkommenden  Ausdrücke  wie  Arbeitsnormenvertrag,  Tarifvertrag, 
Tarifgemeinschaft,  Lohntarifabkommen  usw.  gehandelt.  Daran  schließt 
sich  dann  ein  längerer  Abschnitt  über  die  geschichtliche  Entwicklung 
des  Arbeitstarifvertrages,  der  recht  wenig  befriedigt,  weil  gar  kein 
Versuch  gemacht  wird,  eine  Entwicklungslinie  zwischen  den  Lohnver- 
einbarungen mittelalterlicher  Zünfte,  mit  denen  begonnen  wird,  und 
den  neuzeitlichen  Tarifverträgen  zu  zeigen,  und  durch  das  gleichzeitige 
]\Iitberücksichtigen  anderer  Länder  wie  Schweden,  Holland  usw.  das 
Gesamtbild  noch  unruhiger  und  sprunghafter  wird.  Besser  ist  das 
folgende  Kapitel,  das  den  Inhalt  der  Tarifverträge  zum  Gegenstand 
hat,  obwohl  man  auch  hier  klare  Disposition  und  scharfes  Heraus- 
arbeiten der  wesentlichen  und  unwesentlichen  Elemente  des  Arbeits- 
tarifvertrages vermißt. 

Ueber  die  Vorbedingungen  der  Anwendbarkeit  und  über  die  Grund- 
lagen der  Arbeitstarifverträge  handelt  die  zweite  Hälfte  des  Buches. 
Der  Abschnitt  Gewerkvereine  und  Unternehmerverbände  zeigt,  wie 
beide  Interessentengruppen  nebeneinander  und  voneinander  beeinflußt 
sich  ausbreiten  und  innerlich  festigen  und  wie  sie  namentlich  auch, 
allerdings  erst  sehr  viel  später  als  z.  B.  in  England,  sich  gegenseitig 
achten  und  anerkennen  lernen.  Gegenüber  diesem  viel  tatsächliches 
Material  aufweisenden  Abschnitt  bietet  der  darauf  folgende  mehr  Er- 
örterungen theoretischer  Art,  wie  weit  der  Arbeitstarifvertrag  in  den 
einzelnen  Gewerben  nach  ihrer  Eigenart  überhaupt  durchführbar  ist 
und  ob  er  sich  schließlich  auf  alle  Gewerbezweige,  besonders  auch 
den  Bergbau  ausdehnen  läßt.  Die  vom  Verfasser  angezogenen  Ge- 
währsmänner stehen  sich  in  dieser  Frage  einstweilen  noch  uneinig 
gegenüber.  Den  Schlufi  machen  Betrachtungen  über  Vorteile  und 
Nachteile  der  Arbeitstarifverträge  und  über  die  Aussichten  ihrer  künf- 
tigen Ausgestaltung,  sowie  einer  gesetzlichen  Regelung  der  Materie. 

Viel  Neues  gegenüber  dem  schon  Vorhandenen  bietet  der  Verfasser 
kaum.  Sein  Buch  ist  ein  Versuch,  die  zahlreichen  Aeußerungen  und 
Meinungen  über  den  Gegenstand  zusammenzutragen,  und  es  ist  anzu- 
erkennen, daß  er  sich  dabei  der  größten  Objektivität  befleißigt.  Wenn 
das  Gesamtergebnis  nicht  ganz  befriedigt,  so  liegt  das  auch  mit  an 
dem  fortgesetzt  im  Flusse  befindlichen  Stoff".     Recht  unbequem  ist,  um 
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3as  zu  erwähnen,    daß  die  Anmerkungen    sich  am  Ende   befinden  und 
fortgesetztes  Umblättern  beim  Lesen  nötig  machen. 

Benno  Schmidt. 


Bredt,  J  0  h.  Victor,  Die  Polenfrage  t/n  Ruhrkohlengehiet.  Eine 
wirtschaftspolitische  Studie.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1909. 
139  S.  80.  M.  3.-. 
Die  Arbeit  lenkt  die  Aufmerksamkeit  auf  eines  jener  Gebiete 
Deutschlands,  die  in  dem  letzten  halben  Jahrhundert  eine  besonders 
auffallende  Wandelung  durchgemacht  haben,  auf  das  Ruhrkohlengebiet 
in  Rheinland-Westfalen.  Denn  hier  hat  sich  nicht  nur  eine  gewaltige 
Steigerung  des  Bergbaubetriebes  und  damit  eine  entsprechende  Ver- 
mehrung der  Belegschaft  —  von  rund  51000  Mann  im  Jahre  1870  auf 
256000  im  Jahre  1906  —  vollzogen,  sondern  es  ist  gleichzeitig  auch 
eine  Verschiebung  in  der  Zusammensetzung  der  Bergbaubevülkerung 
eingetreten,  wie  sie  mit  der  gleichen  Schnelligkeit  sonst  nur  in  jungen 
Kolonialländern  vorzukommen  pflegt.  Und  zwar  sind  es  die  Polen, 
die  den  bei  weitem  größten  Anteil  an  der  zugewanderten  Bevölkerung 
ausmachen.  Während  in  den  Regierungsbezirken  Düsseldorf,  Arnsberg 
und  Münster  noch  in  den  60er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  so  gut 
wie  keine  Polen  vorhanden  waren,  betrug  ihre  Zahl  1905  254000;  von 
der  Belegschaft  machten  sie  rund  40  Proz.,  die  Reichsausländer  abge- 
rechnet etwa  34  Proz.  aus. 

Es  konnte  nicht  ausbleiben,  daß  diese  durch  gemeinsame  Sprache, 
gemeinsame  politische  Ideale  und  gemeinsames  religiöses  Bekenntnis 
zusammengehaltenen  Massen  das  Bedürfnis  zur  Organisation,  zur  Wahr- 
nehmung eigener  Interessen  zeigten.  Am  frühesten  kam  diesen  Be- 
strebungen die  Kirche  entgegen  durch  Begründung  geselliger  Vereine, 
durch  Einrichtung  polnischer  Gottesdienste,  die  Herausgabe  polnischer 
Blätter.  Doch  vermochte  sie  die  Polen  nicht  immer  zufrieden  zu 
stellen;  denn  mit  dem  Erreichten  wuchsen  die  Wünsche.  Statt  pol- 
nisch predigender  deutscher  Geistlicher  wollte  man  Landsleute,  in  den 
Geselligkeitsvereinen  wünschte  man  »Pflege  nationalpolnischen  Lebens« 
usw.  Die  Kirche,  der  an  Erhaltung  der  Polenstimmen  für  das  Zen- 
trum gelegen  war,  konnte  diese  Forderungen  nicht  alle  erfüllen,  und 
so  bestand  zwischen  ihr  und  den  Polen  nicht  immer  ungetrübte  Freund- 
schaft, zeitweilig  sogar  Feindschaft.  Deutlich  zeigt  sich  die  unge- 
sicherte Macht  der  Kirche  auch  in  dem  wechselnden  Einfluß,  den  ihre 
Presse  hat;  neben  den  vorzugsweise  kirchliche  Interessen  vertretenden 
Zeitungen  behaupten  solche  gewerkschaftlicher,  sozialdemokratischer 
Richtung  ein  immer  größer  werdendes  Gebiet.  Das  hängt  zusammen 
mit  der  zunehmenden  gewerkschaftlichen  Organisation  unter  den  Polen 
überhaupt.      Zu    einem    Teil    gehören    sie    dem    sozialdemokratischen 


IC2  Literatur. 

»Alten  Verband«,  zu  einem  Teil  dem  Christlichen  Gewerkverein  an. 
Daneben  sind  aber  auch  rein  polnische  Berufsvereine  entstanden,  die 
n  allen  Teilen  Deutschlands  ihre  Mitglieder  haben.  Die  Leistungen 
aller  dieser  Gewerkschaften  werden  von  dem  Verfasser  im  einzelnen 
beleuchtet  und  müssen  in  der  Arbeit  selbst  nachgelesen  werden.  Im 
AnschlufJ  hieran  entwirft  er  in  dem  folgenden  Kapitel  »Familienleben 
und  Wirtschaft«  eine  Schilderung  von  der  Begründung  eines  Haus- 
standes durch  eingewanderte  Polen,  von  ihrer  Sparsamkeit,  ihrem  Ziele, 
das  in  der  Erübrigung  einer  Geldsumme  zum  Ankauf  eines  Stückchen 
Grund  und  Bodens  in  der  östlichen  Heimat  besteht,  von  ihren  nicht 
immer  erfolgreichen  genossenschaftlichen  Versuchen,  wie  Konsum- 
vereinen usw.  und  schließt  mit  einer  nicht  sehr  günstig  ausfallenden 
Kennzeichnung  der  sittlichen  Eigenschaften  der  Polen. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  Buches  will  der  Verfasser  untersuchen, 
ob  der  Pole  als  Bergarbeiter  beruflich  das  gleiche  leistet  wie  der  Deut- 
sche und  diesem  beim  wirtschaftlichen  Wettbewerb  ebenbürtig  ist,  und 
ob  weiter  das  bei  Bedarf  zuströmende  oder  wieder  abströmende  Polen- 
tum  für  die  technische  Ausgestaltung  des  Bergbaus  von  Bedeutung  ist 
oder  nicht.  Auf  Grund  einer  »Leistungsstatistik«,  in  der  die  Jahres- 
förderung pro  Arbeiter  vor  und  in  der  Zeit  des  Auftretens  polnischer 
Arbeiter  und  nach  einzelnen  mit  Polen  wenig  oder  stark  belegten 
Zechen  berechnet  wird,  beantwortet  er  die  erstere  Frage  bejahend, 
wenn  er  auch  selbst  den  Mangel  an  Exaktheit  einer  solchen  Feststel- 
lung anerkennt  und  zugibt,  daß  die  Gleichheit  der  Leistung  auch  auf 
das  Nachlassen  der  Leistungsfähigkeit  der  Deutschen  zurückgeführt 
werden  kann.  Jedenfalls  seien  die  Polen  keine  Lohndrücker,  die  sich 
mit  einem  geringeren  Gedinge  zufrieden  geben,  sie  machten  vielmehr 
bei  einem  Ausstand  stets  gemeinsame  Sache  mit  den  deutschen  Berg- 
arbeitern und  würden  deshalb  auch  von  diesen  durchaus  nicht  scheel 
angesehen.  Dagegen  aber  macht  der  Verfasser  den  Polen  den  Vor- 
wurf, daß  sie  technische  Fortschritte  hintanhalten ,  weil  die  neuen 
Verfahren  in  der  Regel  sehr  kostspielig  seien  und  erst  dann  Anwen- 
dung finden  und  rentabel  werden,  wenn  Mangel  an  neu  einzustellenden 
Arbeitskräften  bestehe.  Dieser  Mangel  könne  nicht  eintreten,  solange 
die  östlichen  Provinzen  Reservoire  seien,  aus  denen  fortgesetzt  neue  Ar- 
beitskräfte herangezogen  und  wohin  sie  nach  Bedarf  auch  wieder  ab- 
strömen könnten.  Ohne  die  Polen  hätte  der  Kohlenbergbau  ^entweder 
seine  heutige  Ausdehnung  nicht  erreichen  können,  oder  aber  seine  Be- 
triebsweise und  seine  Arbeiterschaft  trügen  ein  völlig  anderes  Gepräge«. 

Mit  diesen  Worten  schließt  die  Schrift,  die  eine  Art  Gegenstück 
zu  Bernhard?,  Polnischem  Gemeinwesen  bildet,  wenn  auch  insofern  ein 
Unterschied  zwischen  dem  westlichen  und  östlichen  Gemeinwesen  be- 
steht, als  »im  Westen  geredet,  im  Osten  gehandelt  wird«. 

Benno  Schmidt. 
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Schwarz,  Otto  (Geh.  Oberfinanzrat),  Die  Kurse  der  deutschen  Reichs- 
und Staatsanleihen.  Die  Ursachen  ihres  Niederganges  und  Vorschläge 
zu  ihrer  Hebung.  Mit  drei  tabellarischen  (!)  Zeichnungen.  Berlin, 
Dr.  W.  Rothschild,  1911/12.     55  S.    4^.    M.  3.—. 

Der  Verfasser  gehört  zu  unseren  fleißigsten  Finanzschriftstcllern, 
und  seine  amtliche  Stellung  im  preußischen  Finanzministerium  bringt 
ihn  auch  zu  der  hier  behandelten  Frage  in  allernächste  persönliche 
Beziehung,  während  sie  ihm  auf  der  anderen  Seite  Reserven  auf- 
erlegt, die  einer  energisch  durchgreifenden  literarischen  Behandlung 
derselben  nicht  durchweg  günstig  sein  können.  Man  hat  sehr  um- 
sichtige und  vielseitige  Erwägungen  vor  sich,  ist  aber  doch  am  Ende 
nicht  viel  klüger  als  am  Anfang.  Dieselben  Erwägungen  hat  der  Ver- 
fasser bereits  in  der  2.  Lieferung  des  II.  Bandes  des  im  gleichen  Verlage 
erschienenen  »Handbuchs  der  Politik«  angestellt,  und  die  vorliegende 
Schrift  ist  nur  ein  um  eine  Anzahl  Einschiebungen  und  einige  Tabellen 
erweiterter  Abdruck  des  früheren  Textes.  Es  ist  dies  vom  Verleger 
nur  an  einer  leicht  zu  übersehenden  Stelle,  in  einer  Anzeige  auf  der 
Innenseite  des  Umschlags  erwähnt  worden,  womit  den  Bibliotheken, 
welche  die  Schrift  als  selbständige  Publikation  kaufen,  schwerlich  ge- 
gedient sein  wird. 

Was  nun  den  Inhalt  der  Schrift  angeht,  so  fällt  dieser  gegen  das 
auf  dem  INIünchener  Bankiertag  von  Warb7irg  über  den  gleichen  Gegen- 
stand erstattete  Referat  an  Klarheit,  Präzision  und  Vollständigkeit  stark 
ab.  Zwar  wird  in  übersorgfältiger  Partition  und  Division  des  Stoffes 
eine  Reihe  von  wichtigen  Punkten  erörtert;  aber  meist  hat  der  Leser 
am  Schlüsse  kein  klares  positives  Resultat  auf  der  Hand  und  geht 
unbefriedigt  weiter.  Schwarz  unterscheidet  nicht  weniger  als  zehn 
»Ursachen  der  Kursrückgänge  und  vorgeschlagene  Maßregeln  zur  Ab- 
hilfe«. Die  Vermischung  dieser  beiden  Punkte  ist  weder  logisch  noch 
stofflich  empfehlenswert.  Die  Erörterung  der  Abhilfemaßregeln  hätte 
an  das  Ende  der  Schrift  gehört,  während  die  Besprechung  der  Bedeu- 
tung der  Kursrückgänge  für  Staat  und  Staatsgläubiger,  die  ihr  jetzt 
folgt,  an  den  Anfang  hätte  kommen  müssen  und  die  ihr  nachstehenden 
»Vorschläge  über  die  Einführung  neuer  Staatsschuldformen«  unter  die 
»Abhilfemaßregeln«  aufzunehmen  gewesen  wären.  Mit  dieser  verfehlten 
Disposition  des  Stoffes  mag  es  zusammenhängen,  daß  die  Darstellung 
nicht  den  Gang  einer  fortschreitenden  Beweisführung  einhält,  sondern 
daß  die  einzelnen  Teile  in  zusammenhangsloser  Aufeinanderfolge  neben 
einander  sich  befinden,  wie  Rekruten,  die  das  erstemal  in  Reih  und 
Glied  stehen.  Man  kann  die  Schrift  sozusagen  an  jeder  beliebigen 
Stelle  zu  lesen  anfangen,  ohne  etwas  zu  verlieren. 

Die  Darstellung  beginnt  eigentlich  sehr  glücklich  mit  der  Hervor- 
hebung des  internationalen  Charakters  der  Kursrückgänge,  die  fast 
allen  Staaten  mit  alter  Wirtschaftskultur  gemeinsam  sind,   während  zu 
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gleicher  Zeit  kleinere  Länder  von  meist  junger  Kultur  ihre  früher  oft 
noch  notleidenden  Staatsfonds  steigen  sahen.  Mit  der  Hervorhebung 
dieser  Tatsachen,  die  in  ihrem  gegenseitigen  Verhältnis  aufzuhellen 
nicht  versucht  wird,  war  der  Niedergang  der  Kurse  der  deutschen 
Staatspapiere  zwar  nicht  erklärt;  aber  er  war  in  einen  großen  Zu- 
sammenhang gerückt,  innerhalb  dessen  zunächst  die  gemeinsamen  Ur- 
sachen der  Erscheinung  zu  erörtern  gewesen  wären.  Daran  hätte  dann 
der  Versuch  einer  Erklärung  angereiht  werden  müssen ,  warum  die 
deutschen  Anleihen  mehr  verloren  haben  als  die  französische  Rente, 
aber  weniger  als  die  englischen  Consols.  So  verfährt  der  Verfasser 
aber  nicht.  Er  vergißt  im  folgenden  fast  gänzlich  den  universellen 
Charakter  des  ganzen  Vorgangs  und  verfährt  so,  als  ob  er  eine  iso- 
lierte, auf  Deutschland  beschränkte  Erscheinung  vor  sich  habe.  Unter 
diesem  Gesichtspunkte  stehen  die  ganzen  langen  Erörterungen  über 
die  Ursachen  der  Kursrückgänge  und  die  Vorschläge  zu  ihrer  Beseiti- 
gung, die  gewiß  viel  praktisch  Verständiges  und  Belehrendes  enthalten, 
aber  doch  eines  abschließenden  Urteils,  in  dem  das  Gewicht  der  ein- 
zelnen Ursachen  und  Hilfsmittel  gegen  einander  abgewogen  wäre,  ent- 
behren. Nur  bei  der  Besprechung  des  ökonomischen  Aufschwungs 
der  letzten  anderthalb  Jahrzehnte  wird  beiläufig  bemerkt,  daß  dieser 
>als  die  weitaus  wichtigste  Ursache«  anzusehen  sei,  und  am  Ende  wird 
als  Schlußergebnis  festgestellt,  daß  ein  durchgreifendes  Mittel  zur  He- 
bung des  Kurses  unserer  Staatsanleihen  überhaupt  nicht  zu  finden  sei. 
Von  Einzelheiten  sei  bemerkt,  daß  der  Verfasser  den  Anlagezwang 
für  Sparkassen,  öffentliche  und  private  Versicherungsanstalten,  be- 
sonders Lebensversicherungsgesellschaften  befürwortet,  für  Kreditge- 
nossenschaften ihn  nicht  ablehnt,  für  Banken  und  die  Reservefonds 
der  Aktiengesellschaften  ihn  aber  verwirft.  Vielleicht  hätte  im  letzteren 
Falle  schärfer  betont  werden  können,  daß  der  Reservefonds  nichts  für 
sich  abgesondertes,  sondern  ein  Teil  des  Betriebskapitals  ist,  als  welcher 
er  recht  selten  in  der  Geldform  auftritt.  Bei  der  Besprechung  der 
Konkurrenz  ausländischer  Werte  wird  die  Hauptfrage,  deren  Erörte- 
rung nach  der  Natur  des  Themas  gar  nicht  abzulehnen  war,  nämlich 
die  Frage  der  Zulässigkeit  von  Anlagen  dieser  Art  mit  der  Motivie- 
rung beiseite  geschoben,  »sie  müsse  vor  allem  unter  allgemein  volks- 
und  weltwirtschaftlichen ,  wie  politischen  Gesichtspunkten  betrachtet 
werden«.  Der  Konkurrenz  einheimischer  festverzinslicher  Werte  gegen- 
über weiß  die  Schrift  rein  gar  keinen  Rat;  selbst  der  Vorschlag,  der 
übertriebenen  Inanspruchnahme  des  Kredits  auf  selten  der  Kommunen 
durch  schärfere  Handhabung  des  Aufsichts-  und  Genehmigungsrechts 
der  Staatsbehörden  entgegen  zu  treten,  findet  nicht  seine  ungeteilte 
Billigung.  Im  allgemeinen  wird  man  also  gut  tun,  an  die  Arbeit  mit 
nicht  zu  großen  Erwartungen  heranzutreten. 

Dies  gilt  auch  von  der  äußeren  Form  der  Schrift.     Dem  Verleger 
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muß  einmal  gesagt  werden,  daß  das  für  dieselbe,  wie  überhaupt  für 
das  »Handbuch  der  Politik«  gewählte  Quartformat  mit  seinen  langen 
Schriftzeilen  und  seinem  kompressen  Antiquadruck  zum  Lesen  geradezu 
unbequem  ist.  Dem  Verfasser  kann  man  die  Bemerkung  nicht  er- 
sparen, daß  seine  Darstellungsweise,  die  etwa  die  Mitte  hält  zwischen 
Kanzlei-  und  Zeitungsstil,  an  sprachlichen  Inkorrektheiten  leidet.  Es 
kann  ihm  unter  keinen  Umständen  zugegeben  werden,  daß  man  auf 
gut  deutsch  beispielsweise  sagen  darf:  »die  Einkommensteuer  erfolgt 
getrennt  nach  den  Quellen«  (S.  10)  oder  »Die  Anlage  von  Staats- 
papieren« (statt  »Anlage  in  Staatspapieren«  S.  21,  23,  31)  oder  »börsen- 
steuerliche Besteuerung«  (S.  33),  »Erweiterungsanlagen  der  stehenden 
Kapitalien«  (S.  34),  »die  Steigerung  der  Lebens-  und  Genußmittel- 
preise und  vieler  Gebrauchswaren«  (S.  35),  »ethische  und  moralische 
Gründe«  (S.  43),  »der  Staat  hat  ihn  (den  Gläubiger)  verdrießt«, 
ein  »Rettungsmittel  erweist  sich  als  kaum  gangbar«  (S.  47)  u.  dgl. 
Auch  pflegt  sonst  der  Verfasser  eines  Buches  die  Pflicht  einer  sorg- 
fältigen Korrektur  zu  übernehmen.  Wenn  man  aber  in  unserer  Schrift, 
S.  17  statt  Aktiven  »Aktionen  ,  S.  22  »Aktien«  liest,  statt  Marktver- 
hältnisse »Machtverhältnisse«  (S.  50)  und  sich  S.  15  mit  S.  —  auf  eine 
unbekannte  spätere  Seite  verwiesen  sieht,  so  kommt  man  unwillkürlich 
auf  die  Vermutung,  daß  auch  an  anderen  Stellen  nicht  verbesserte 
Druckfehler  vorliegen  müßten.  Sind  doch  mehrere  Verweisungen  auf 
des  Verfassers  Abhandlung  über  die  öffentlichen  Kredite  stehen  ge- 
blieben, die  zwar  im  Handbuch,  nicht  aber  in  der  vorliegenden  Schrift 
abgedruckt  ist.  Um  schließlich  eine  Stilprobe  zu  geben,  setze  ich  fol- 
genden Satz  von  S.  35  hierher:  »Die  mit  wirtschaftlicher  Hochkonjunktur 
meist  Hand  in  Hand  gehende  stärkere  Bevölkerungszunahme,  die  Steige- 
rung des  gesamten  Staats-  und  Gemeindebedarfs,  die  zunehmende  Bau- 
tätigkeit und  damit  Belebung  und  Inanspruchnahme  des  Hypotheken- 
und  Pfandbriefmarktes,  die  mit  der  gesteigerten  Weltwirtschaftskon- 
junktur in  engstem  Zusammenhange  stehende  Steigerung  des  Anleihe- 
bedarfs der  produzierenden,  am  Weltmarkt  von  Jahr  zu  Jahr  mehr 
beteiligten  auswärtigen  Länder,  all  diese  Folgen  und  Begleiterschei- 
nungen einer  Hochkonjunktur  zeigen  deutlich  an,  daß  diese  in  letzter 
Linie  auch  für  eine  ganze  Anzahl  der  schon  behandelten  Vermehrung 
der  verschiedenen  unter  Nr.  8  und  9  näher  bezeichneten  festverzins- 
lichen in-  und  ausländischen  Werte,  schließlich  auch  der  eigenen  Staats- 
schulden (7)  zum  großen  Teile  verantwortlich  zu  machen  ist.«  Ob  sich 
dies  wirklich  noch  unklarer  ausdrücken  ließe  ?  — r. 


Jahrbuch  der  Frauenbewegung  igi2.  Im  Auftrage  des  Bundes  deutscher 
Frauenvereine  hrsg.  von  Dr.  Elisabeth  Altmann -Gottheiner.  Mit 
2  Bildnissen,     Leipzig,  B.  G.  Teubner,  o.  J.  204  S.  8».  M.  3.—. 
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Das  Jahrbuch,  welches  hiermit  zum  ersten  INIale  erscheint,  soll 
künftig  Jahr  für  Jahr  eine  Uebersicht  über  die  Vorgänge  auf  dem  Ge- 
biete der  Frauenbewegung  (deren  »Fortschritte«,  wie  die  Vorrede  sich 
ausdrückt)  bieten.  Es  weicht  also  von  der  sonstigen  einschlägigen 
Literatur  wesentlich  ab,  indem  es  an  die  Stelle  vielfach  unerfreulicher 
Erörterungen  den  Bericht  über  nüchterne  Tatsachen  setzt.  Der  vor- 
liegende Jahrgang  enthält  außer  einem  Kalendarium  die  Satzungen  des 
Internationalen  Frauenbundes  und  des  Bundes  deutscher  Frauenvereine, 
Verzeichnisse  der  Mitglieder  des  engeren  Bundesvorstandes  und  der 
dem  Bunde  angeschlossenen  Verbände  sowie  eine  Reihe  ähnlicher 
nützlicher  Nachweisungen.  Hierauf  folgt  eine  Chronik  der  internatio- 
nalen Frauenbewegung  von  Alice  Saloinon  und  eine  solche  der  deut- 
schen Frauenbewegung  von  Marie  Stritt.  Eine  Reihe  von  Berichten 
verschiedener  Verfasserinnen  über  einzelne  Teile  der  Bewegung  schließt 
sich  an:  Stand  der  Frauenbildung,  die  Frau  im  bürgerlichen  Recht,  im 
Berufsleben,  in  der  Gemeinde,  im  Staat,  im  Parteileben,  im  kirchlichen 
Leben,  bei  der  karitativen  und  sozialen  Arbeit.  Endlich  folgt  eine 
Uebersicht  über  die  Frauenliteratur  des  abgelaufenen  Jahres  (bloßes 
Titelverzeichnis)  und  die  Aufsätze:  »Zur  Psychologie  der  Gegner«  von 
G.  Bäumer,  »über  den  Stil  unseres  öffentlichen  Lebens«  von  J.  Freuden- 
berg und  »praktische  Winke  zur  Abfassung  von  Petitionen«  von  A. 
Bensheinier.  Es  kann  bei  einer  erstmaligen  Publikation  nicht  fehlen, 
daß  vielfach  über  das  Berichtsjahr  zurückgegriffen  wird.  Im  ganzen 
befleißigen  sich  die  ^Mitarbeiterinnen  der  Sachlichkeit,  und  so  erfährt 
man  aus  ihren  Berichten  eine  Fülle  von  Tatsachen  im  Zusammenhang, 
deren  Bedeutung  in  der  Vereinzelung,  in  der  sie  die  Presse  uns  bietet, 
sich  leicht  unserer  Aufmerksamkeit  entzieht.  Weniger  wird  man  viel- 
leicht den  an  den  Schluß  gestellten  allgemeinen  Betrachtungen  'Ge- 
schmack abzugewinnen  vermögen.  Sie  lassen  sich  in  der  Tat  mit  dem 
Zweck  der  Publikation  schwer  vereinbaren  und  könnten  ohne  Schaden 
für  das  Ganze  entbehrt  werden.  Man  wird  gern  dem  Unternehmen 
guten  Fortgang  wünschen.  — r. 


Jacobsohn,  Margarete,  Die  Arbeiter  in  der  öfferitlichen  Armen- 
pflege. Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  191 1.  95  S.  S**.  M.  2. — . 
»Die  Beteiligung  der  Arbeiter  in  der  Armenpflege  wurde  von  dem 
Gesichtspunkte  aus  gefordert,  daß  sie  die  notwendigen  Elemente 
sind,  um  eine  »soziale  Ausgestaltung  der  Armenpflege«  allmählich  her- 
beizuführen.'^ In  diesen  Worten  gibt  die  Verfasserin  kurz  den  Ge- 
dankengang wieder,  der  ihrer  vorliegenden  beachtenswerten  Arbeit 
zugrunde  liegt.  Denn  die  Schrift  geht  darauf  aus  nachzuweisen,  daß 
an  einem  nicht  unwichtigen  Zweig  der  (iffentlichen  Verwaltung,  der 
Armenpflege,  die  Entwicklung  der  letzten  Jahrzehnte  insofern  fast  ohne 
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Einwirkung  vorübergegangen  ist,  als  zu  der  praktischen  Mitarbeit  als 
Armenpfleger  Arbeiter  bei  weitem  nicht  in  dem  Maße  herangezogen 
wurden,  wie  sie  es  nach  ihrer  Bedeutung  im  Wirtschaftsleben  und  nach 
dem  an  anderen  Stellen  gewonnenen  Einfluß  eigentlich  mußten. 

In  einem  ersten,  mehr  theoretischen  Teile  wird  kurz  das  heutige 
Wesen  der  großstädtischen  Armenpflege  (auf  diese  beschränkt  sich  die 
Verfasserin)  in  der  hauptsächlich  vertretenen  Form  des  Elberfelder 
Systems  geschildert,  und  die  Stellung  des  Sozialismus  und  der  Sozial- 
demokratie zu  der  Frage  der  Armenpflege  beleuchtet.  Weiter  werden 
die  Gründe  erörtert,  die  den  Arbeiter  als  besonders  geeignet  zu  dem 
Amt  des  Armenpflegers  erscheinen  lassen,  und  als  solche  angeführt 
der  geringere  soziale  Abstand  zwischen  ihm  und  dem  Unterstützten 
und  die  daraus  entspringende  richtigere  Beurteilung  der  Lage  des 
Armen,  weiter  seine  unbefangene,  nicht  von  persönlichen  Interessen 
beeinflußte  Stellung  z.  B.  in  der  Wohnungsfrage,  dann  in  der  Lohn- 
frage, wenn  durch  Arbeitslosigkeit  Verarmte  zu  Notstandsarbeiten  heran- 
gezogen werden,  und  nicht  zuletzt  endlich  die  Gelegenheit,  ihn  ein 
Stück  praktische  Sozialpolitik  mit  treiben  zu  lassen. 

Der  zweite  Teil  der  Arbeit  gibt  ein  Bild  von  der  heutigen  Zu- 
sammensetzung des  Armenpflegerpersonals  nach  ihrem  Beruf.  Das 
Material  hat  die  Verfasserin  aus  71  Fragebogen  entnommen,  die  sie 
von  den  89  an  Gemeinden  mit  über  50  000  Einwohnern  verschickten 
beantwortet  zurück  erhielt.  Danach  gibt  es  nur  verschwindend  wenige 
Berufsarmenpfleger  —  die  Höchstzahl  erreicht  Bremen  mit  14  — ,  in 
weit  überwiegendem  Maße  wird  die  Armenpflege  ehrenamtlich  ausge- 
übt. Interessant  ist  aber  nun  nach  den  S.  54 — 57  aufgestellten  Ta- 
bellen, daß  fast  immer  ein  Drittel  der  Armenpfleger  Handwerksmeister 
sind ,  Kleingewerbetreibende ,  also  jene  Schicht  der  städtischen  Be- 
völkerung,  die  vor  40^ — 50  Jahren  die  ausschlaggebende  Rolle  im 
Gemeinwesen  spielte,  heute  aber  diese  Rolle  ausgespielt  hat,  wenig- 
stens in  den  großen  Städten.  In  Berlin  stellen  die  Handwerksmeister 
über  40  Proz.  aller  Armenpfleger.  In  weitem  Abstand  folgen  dann 
Kaufleute  und  Fabrikanten,  Lehrer;  nur  2,28  Proz.  der  Armenpfleger 
sind  Arbeiter.  Aehnlich  ist  das  Verhältnis  in  anderen  Städten.  Eine 
Ausnahme  machen  nur  solche,  deren  Entwickelung  der  letzten  Zeit 
angehört  wie  INIülheim  a.  Rh.,  Gelsenkirchen,  und  solche,  die  ihr  Armen- 
wesen reorganisiert  haben,  wie  Nürnberg  und  Straßburg  i.  E.  In 
Nürnberg  erreichen  die  Arbeiter  20  Proz.,  in  Mülhausen  i.  E.,  wo  die 
Verwaltung  sozialdemokratisch  ist,  den  Höhepunkt  mit  34  Proz.  Die 
letzteren  Zahlen  können  als  Beweis  genommen  werden,  daß  eine  stärkere 
Heranziehung  der  Arbeiter  trotz  aller  theoretischen  Einwendungen 
recht  wohl  möglich  ist,  zumal  die  mit  ihnen  gemachten  Erfahrungen  fast 
durchweg  günstig  lauten.  Wenn  heute  die  Handwerksmeister  noch 
einen  so  breiten  Rainn  einnehmen,  so  ist  der  Hauptgrund  dafür  wohl 
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Gewohnheit  und  Ueberlieferung,  und  diese  dürften  auch  noch  eine 
Weile  wirksam  sein.  Die  Verfasserin  hält  aber  die  stärkere  Beteiligung 
der  Arbeiter  an  der  Armenpflege  mit  Recht  für  wünschenswert,  weil 
Ehrenämter  nicht  ein  Privileg  besitzender  Klassen  bleiben  sollen,  und 
die  Arbeiter  durch  ihre  gewerkschaftliche  Einrichtungen,  wie  Unter- 
stützung Arbeitsloser,  der  Armenpflege  manche  Ausgabe  ersparen. 

Benno  Schmidt. 


Winkler,  Dr.  Wilhelm,  Die  soziale  Lage  der  deutschen  Hochschul- 
stttdentenschaft  Prags  unter  besonderer  Berücksichiignng  ihrer  Wohn- 
verhältnisse. Wien,  Tempsky,  191 2.  130  S.  Lex.  8°.  M.  4.50.  (Her- 
ausgegeben vom  deutschen  Zweigvereine  Prag  der  Zentralstelle  für 
Wohnungsreform  in  Oesterreich.) 

Der  Gegenstand  dieser  schönen ,  von  Professor  Ranchberg  mit 
einem  eindringlichen  Vorworte  eingeleiteten  Schrift  hat  wohl  schon 
oft  die  Aufmerksamkeit  nachdenklicher  Beobachter  erregt;  aber  er  hat 
meines  Wissens  noch  nie  eine  so  eingehende  Untersuchung  gefunden 
wie  in  diesem  Falle.  Sie  beruht  auf  einer  von  dem  Zweigvereine  Prag 
der  Zentralstelle  für  Wohnungsreform  in  Oesterreich  veranlaßten  Woh- 
nungserhebung sowie  auf  Ausschreibungen  aus  dem  Aktenmaterial  der 
beiden  deutschen  Prager  Hochschulen,  der  Universität  und  der  Tech- 
nischen Hochschule.  Die  zu  erhebenden  Verhältnisse  waren  in  einem 
Fragebogen  festgelegt,  welcher  nicht  nur  Angaben  über  die  Studenten- 
wohnungen verlangte,  sondern  auch  Fragen  über  eine  Reihe  von  andern 
wirtschaftlichen  und  persönlichen  Punkten  enthielt.  Die  Ausfüllung 
dieses  Fragebogens  sollte  gelegentlich  der  Inskription  der  Studenten- 
schaft für  das  Sommersemester  1910  erfolgen  und  nur  die  noch  in- 
skriptionspflichtigen  Hörer,  d.  h.  der  ersten  8 — 10  Semester  umfassen, 
ergab  aber  an  der  Universität  nur  für  87,  an  der  Technik  gar  nur  für 
42  Proz.  ein  Resultat,  so  daß  eine  rege  ergänzende  Tätigkeit  einsetzen 
mußte,  die  erst  bei  den  Inskriptionen  für  das  Wintersemester  ihren 
Abschluß  fand.  Schließlich  blieb  immer  noch  ein  Rest  von  Studieren- 
den, die  überhaupt  keine  Bogen  abgeliefert  hatten,  an  der  Universität 
5,2  Proz.,  an  der  Technik  18,4  Proz.  Immerhin  ist  die  Zahl  der  Fälle, 
für  welche  Angaben  vorlagen  (bei  der  Universität  1295,  bei  der  Tech- 
nik 678),  noch  groß  genug,  um  eine  statistische  Aufbereitung  zu  lohnen, 
wobei  freilich  nicht  übersehen  werden  darf,  daß  nur  70,8  Proz.  der 
Bogen  vollständig  waren,  während  24,2  Proz.  zwar  unvollständig,  aber 
brauchbar  und  5  Proz.  nahezu  unbrauchbar  waren. 

Die  vorliegende  Untersuchung  hat  sich  nun  nicht  auf  die  Auf- 
arbeitung der  in  den  Bogen  gemachten  Angaben  beschränkt;  sie  be- 
ginnt vielmehr  mit  einer  Reihe  allgemeiner  jNIerkmale,  die  für  die  ge- 
samte Studentenschaft  gewonnen  werden  konnten,  wie  Hörerzahl,  Alter 
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und  Studiengang,  Muttersprache,  Konfession,  Wohnort  und  Berufsstand 
der  Eltern  der  Studierenden.  Aus  diesen  Abschnitten,  die  wir  sonst 
beiseite  lassen  müssen ,  kann  vielleicht  bemerkenswert  erscheinen, 
daß  20,5  Proz.  der  Universitätshörer  und  27,5  Proz.  der  Techniker 
israelitischer  Konfession  waren  und  daß  von  den  Vätern  31,1  Proz. 
selbständigen  Berufen  in  Landwirtschaft,  Gewerbe,  Handel  und  freien 
Berufsarten,  40,0  Proz.  den  Angestellten,  4,0  Proz.  dem  Arbeiterstande 
angehörten,  während  der  Rest  auf  Bedienstete,  Pensionisten,  Private 
entfiel  oder  die  Väter  schon  verstorben  waren.  Es  ist  nicht  gesagt, 
warum  die  große  Zahl  der  letzteren  (14,2  Proz.)  nicht  in  die  Berufs- 
gliederung aufgenommen  wurde.  Der  Beruf  eines  verstorbenen  Vaters 
ist  doch  ebensogut  ein  JNIerkmal  der  sozialen  Zugehörigkeit  wie  der 
eines  Lebenden. 

Erst  der  folgende  Abschnitt  beschäftigt  sich  mit  den  Ergebnissen 
der  eigentlichen  Wohnungserhebung  und  beschränkt  sich  somit  auf 
diejenigen  Studierenden,  welche  Angaben  gemacht  hatten.  Diese  be- 
trafen zunächst  die  Monatseinnahmen  (Unterstützung  der  Ange- 
hörigen, Stipendien,  Nebenerwerb).  Zweckmäßigerweise  ist  bei  der  Ver- 
arbeitung dieser  Angaben  zwischen  auswärtigen  Hörern  und  solchen,  die 
in  Prag  bei  ihren  Eltern  wohnen,  unterschieden.  Von  den  auswärtigen 
Hörern  {^/i  der  Gesamtzahl)  hatten  18,5  Proz.  eine  Monatseinnahme  bis  zu 
60  K.,  27,8  Proz.  hatten  61 — 80  K.,  24,8  Proz.  81  —  100  K.,  26,6  Proz. 
loi — 200  K.  und  nur  2,3  Proz.  über  200  K.  Nach  Prager  Verhältnissen 
ist  eine  Einnahme  bis  zu  60  K.  als  ganz  unzureichend  anzusehen,  61 
bis  80  K.  als  kaum  entsprechend,  80  K.  als  knapp,  90  K.  als  genügend, 
100  K.  als  auskömmlich  und  was  darüber  ist,  als  reichlich.  Ueber 
eine  reichliche  bez.  auskömmliche  Monatseinnahme  verfügten  nur 
28,9  Proz.  der  Studierenden,  so  daß  mehr  als  ^/s  sich  in  wenig  be- 
friedigender Lage  befanden.  Die  schlechtesten  Verhältnisse  ergaben 
sich  für  die  Angehörigen  der  philosophischen  Fakultät,  unter  welchen 
57,6  Proz.  nicht  über  mehr  als  80  K.  verfügen  ;  am  wenigsten  schlecht 
waren  die  Mediziner  und  Techniker  gestellt.  Die  Monatseinnahmen 
werden  dann  noch  nach  dem  Berufsstande  und  dem  Wohnorte  der 
Eltern  gegliedert,  wobei  sich  die  Verhältnisse  von  Söhnen  von  Ar- 
beitern und  Bediensteten ,  aber  auch  von  selbständigen  Gewerbe- 
treibenden (Handwerkern)  als  besonders  ungünstig  herausstellen.  Von 
den  Konfessionen  wiesen  die  Protestanten  und  die  Israeliten  relativ 
am  wenigsten  ungenügende  Einkommen  auf.  Die  Ermittlung  für  die 
Theologen,  welche  in  Seminaren  verpflegt  werden  und  die  Prager 
Studierenden  erstreckte  sich  bloß  auf  das  Taschengeld.  Neben- 
erwerbsfälle wurden  im  ganzen  237  (14,2  Proz.  der  Studierenden) 
ermittelt;  davon  entfiel  über  ein  Viertel  auf  solche  mit  Privatstunden, 
etwa  ein  Fünftel  auf  solche  mit  wissenschaftlichen  Hilfsarbeiten  und 
der    kleine  Rest  auf    »sonstigen  Nebenerwerb«.     Man    wird    sich  nicht 
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wundern,  daß  dabei  die  Bedeutung  des  Stundengebens  bei  Philosophen 
und  Technikern  über,  bei  Juristen  und  Medizinern  unter  dem  Gesamt- 
durchschnitte steht.  In  nahezu  drei  Fünfteln  aller  Fälle  bildete  der 
Nebenerwerb  die  alleinige  oder  doch  die  hauptsächliche  Quelle  des 
Unterhalts.  Wir  werden  den  Ergebnissen  der  z.  T.  sehr  feinen  Gliede- 
rung der  Nebenerwerbsfälle  nach  dem  Berufsstande  des  Vaters,  nach 
der  Einnahmenhöhe  der  Hörer,  nach  ihrer  Konfession  und  Herkunft 
wegen  der  Kleinheit  der  in  Betracht  kommenden  Ziffern  kaum  größere 
Bedeutung  beilegen  dürfen.  Her\^orzuheben  bleibt  vielleicht  nur  noch, 
daß  die  Prager  vor  den  Auswärtigen  in  bezug  auf  den  Nebenerwerb 
begünstigt  erscheinen  und  daß  die  Vermittlung  von  Nebenerwerb  eine 
ganz  untergeordnete  ist.  Stipendiaten  gab  es  im  ganzen  296 
(257  Auswärtige  und  39  Prager);  bei  der  großen  Mehrzahl  überstieg 
die  jährliche  Stipendiensumme  200  K. ;  der  durchschnittliche  Anteil  der 
Stipendien  an  den  Gesamteinnahmen  betrug  42,9  Proz.  Schließlich  er- 
wähnt der  Bearbeiter  noch  die  Unterstützung  von  Studierenden  durch 
Vereine  u.  dgl.,  die  sich  auf  211  Fälle  von  Geldunterstützung  und 
223  Freitische  belief. 

Damit  ist  die  Einnahmeseite,  soweit  darüber  Aufschluß  zu  erlangen 
war,  erledigt;  der  Fragebogen  hatte  aber  auch  Angaben  über  die 
Hauptkategorien    der   Ausgaben    verlangt.     Von    diesen    entfielen 

6.4  Proz.  auf  das  Frühstück,  24,9  Proz.  auf  das  Mittagessen,  17,6  Proz. 
auf  das  Abendessen,  insgesamt  48,9  Proz.  auf  die  Nahrung  überhaupt, 
ferner  22,9  Proz.  auf  den  Mietzins  und  28,2  Proz.  auf  sonstige  Aus- 
gaben. Naturgemäß  nahmen  die  Ausgaben  für  Nahrung  und  Wohnung 
mit  zunehmendem  Gesamteinkommen  ab,  die  Ausgaben  für  sonstige 
(Kultur-)Bedürfnisse  zu.  Bei  den  niedrigsten  Einkommensstufen  er- 
erforderte die  Wohnung  über  26  Proz.  der  Gesamtausgabe.  Der  durch- 
schnittliche monatliche  Mietzins  betrug  bei  Juristen  24,84  K.,  bei  INIedi- 
zinern  23,28,  bei  Philosophen  20,53,  Universitätsstudenten  überhaupt 
22,18,  Technikern  22,53  ^-  ^'^O'^  den  Hörern  mit  bis  zu  60  K.  Mo- 
natseinnahme gaben  53,4  Proz.,  von  denen  mit  61 — 80  K.  27,6  Proz. 
zwischen  25  und  50  Proz.  ihrer  Bezüge  für  die  Wohnung  aus.  Die  in 
voller  Pension  wohnenden  Studierenden  machen  17,4  Proz.  der  Gesamt- 
zahl aus. 

Der  zweite  Teil  der  Untersuchung  bezieht  sich  ausschließlich  auf 
die  Wohnverhältnisse  der  Studierenden  und  gliedert  hierbei  das 
Material  nach  den  verschiedensten  Gesichtspunkten.  Wir  können  nicht 
alle  berücksichtigen,  sondern  müssen  uns  damit  begnügen,  folgendes 
hervorzuheben.    Von  allen  Wohnungen  auswärtiger  Studierender  hatten 

5.5  Proz.  nur  bis  zu  20  m^  Luftraum  (also  völlig  ungenügend),  53,8  Proz. 
von  20 — 50  m^  (immer  noch  knapp),  31,9  Proz.:  50 — 100  m^  und  8,8  Proz. 
über  100  m^.  Anschaulicher  ist  vielleicht  noch  die  Angabe  der  auf 
einen  Bewohner  entfallenden  Bodenfläche.    Dieselbe  betrug  bei  14,1  Proz. 
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der  Studenten  bis  7,5  m^,  bei  54,3  Proz.  7,5 — 15  m^,  bei  24,1  Proz. 
15 — 25  m^  und  bei  7,5  Proz.  mehr.  63,6  Proz.  der  Studierenden  hatten 
in  ihren  Wohnungen  Fenster,  die  auf  die  Straße  führten,  27,9  Proz.  in  den 
Hof,  4,8  Proz.  auf  einen  Lichthof  und  3,7  Proz.  in  den  Garten  oder 
anderswohin.  Die  Zahl  der  Zimmer  mit  ungenügendem  Luftzutritt  ist 
also  nicht  unbeträchtlich.  7,1  Proz.  der  Hörer  hatten  halbdunkle  und 
10,2  Proz.  dunkle  Zimmer;  somit  verfügte  mehr  als  der  sechste  Teil 
der  Auswärtigen  über  nicht  genügend  helle  Wohnräume.  Auch  die  für 
Prag  nicht  unwichtige  Frage  der  Nationalität  der  Vermieter  (warum 
der  Bearbeiter  immer  von  »Aftervermietern«  spricht,  ist  mir  nicht  klar 
geworden)  ist  untersucht.  Von  1385  in  Betracht  kommenden  Fällen 
waren  die  Vermieter  deutsch  in  733,  nichtdeutsch  in  632  Fällen,  dar- 
unter eine  große  Zahl,  in  welchen  die  Vermieter  nicht  einmal  deutsch 
verstanden;  von  den  nicht  deutsch  sprechenden  Vermietern  gehörten 
fast  ^/s  den  niederen  Ständen  an.  Unter  allen  142 1  Hörern,  welche 
einen  Raum  gemietet  hatten,  gab  es  nur  485,  welche  den  Raum  allein 
bewohnten,  770,  welche  ihn  mit  einer  Person  und  166,  welche  ihn  mit 
zwei  oder  mehr  Personen  bewohnten.  Das  häufige  Zusammenwohnen 
mehrerer,  welches  dem  Studium  keineswegs  günstig  sein  kann,  weist  auf 
beengte  Verhältnisse  hin;  andererseits  läßt  sich  nicht  verkennen,  daß 
€s  eine  billigere  und  reichlichere  Befriedigung  des  Wohnungsbedürf- 
nisses gestattet.  Die  örtliche  Lage  der  Studenten-Wohnungen  bietet 
mit  Rücksicht  auf  ihre  Entfernung  vorn  Beschäftigungsorte  und  auf 
ihre  Stockwerkslage  kaum  zu  Bedenken  Anlaß.  Dagegen  scheint  mir 
die  Tatsache,  daß  nahezu  zwei  Drittel  aller  Wohnungen  separaten  Ein- 
gang hatten,  keineswegs  so  günstig  zu  beurteilen,  wie  es  von  Seiten 
des  Bearbeiters  geschieht ;  für  das  sittliche  Verhalten  der  Studierenden, 
das  leider  in  der  Schrift  völlig  unbeachtet  gelassen  ist,  ist  sie  gewiß 
nicht  zuträglich.  Die  Vergleichung  des  den  Einzelnen  zur  Verfügung 
stehenden  Luftraumes  mit  den  Monatseinnahmen  ergibt  das  auch  bei 
anderen  Wohnungserhebungen  gewonnene  Resultat,  daß  schlechtes 
Wohnen  nicht  immer  Folge  von  zu  geringen  Einkünften  ist.  Vielfach 
ergaben  sich  unverhältnismäßig  hohe  Preise,  was  vom  Verfasser  zum 
Teil  mit  ungenügender  Wohnungsvermittlung  in  Zusammenhang  gebracht 
wird,  der  durch  einen  akademischen  Wohnungsausschuß  jetzt  abge- 
holfen werden  soll,  zum  Teil  aber  auch  auf  wirklichen  Wohnungs- 
mangel zurückgehen  soll. 

Die  Vorschläge,  welche  der  Bearbeiter  in  der  Richtung  einer  Re- 
form der  bestehenden  Zustände  macht,  halten  sich  in  engen  Grenzen. 
In  erster  Linie  denkt  er  an  eine  Verbesserung  der  Einkommensver- 
hältnisse der  Studierenden  durch  gerechtere  Verteilung  des  Neben- 
erwerbs vermöge  einer  außerhalb  der  Studentenschaft  stehenden  Ver- 
mittlungsstelle, sodann  an  die  Beschaffung  einer  genügenden  Zahl  von 
hygienischen   Wohnungen,    etwa    durch    die  Aufführung    eines   eigenen 
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Baus  nach  Art  der  Ledigenheime,  ferner  an  eine  Reorganisation  des 
Wohnungsvermittlungswesens ;  endlich  sei  »der  hohe  Wert  guten  Woh- 
nens  allen  Studierenden  auf  das  eindringlichste  ins  Bewußtsein  zu 
rufen«.  Auch  die  Vorrede  Rmichberg's,  hebt  hervor,  wie  wichtig  für 
unsere  staatliche  und  soziale  Zukunft  es  ist,  daß  unsere  Studierenden 
ein  kulturgemäßes  Dasein  zu  führen  imstande  sind  und  von  welcher 
Bedeutung  die  Ergänzung  der  höheren  Schichten  der  Gesellschaft  aus 
den  unteren,  den  Kosten  des  akademischen  Studiums  meist  nicht  ge- 
wachsenen Ständen  ist.  Er  erhofft  eine  Besserung  durch  Gewinnung 
reichlicher  INIittel  aus  freiwilligen  Zuwendungen  der  besitzenden  Stände. 
Auf  eine  Erörterung  seiner  Vorschläge  und  Andeutungen  im  ein- 
zelnen muß  ich  hier  verzichten ;  sie  werden  an  die  Besonderheit 
der  Prager  Verhältnisse  anzuknüpfen  haben.  Aber  ich  kann  mir  doch, 
indem  ich  diese  sorgfältige  und  gewissenhafte  Arbeit,  die  in  der  Gliede- 
rung des  Zahlenmaterials  stellenweise  vielleicht .  zu  sehr  ins  INIinutiöse 
eingeht,  aus  der  Hand  lege,  nicht  verhehlen,  daß  auch  die  Zustände 
unserer  deutschen  Universitäten  in  Hinsicht  der  von  der  Prager  Unter- 
suchung berührten  Verhältnisse  dringend  eine  nähere  Aufklärung  fordern. 
Auch  hier  steht  in  diesen  Dingen  keineswegs  alles,  wie  es  sollte,  und 
der  Aufhellung  der  Wahrheit  werden  sich  wahrscheinlich  die  größten 
Widerstände  entgegenstellen,  nicht  bloß  von  seiten  der  Studierenden, 
sondern  auch  von  seiten  der  Dozenten.  Ob  man  an  einer  deutschen  Uni- 
versität die  Einkommens-,  Wohnungs-  und  Ernährungsverhältnisse  der 
Studierenden  in  demselben  Umfange  würde  statistisch  feststellen  können 
wie  an  den  beiden  Prager  Hochschulen,  ist  recht  zweifelhaft.  Hat  doch 
der  Schreiber  dieser  Zeilen,  als  er  es  unternehmen  wollte,  als  Rektor 
das  Wohnungswesen  der  Studierenden  einer  großen  deutschen  Uni- 
versität durch  Konzentration  der  Wohnungsvermittlung  unter  Ausschluß 
aller  hygienisch  oder  sittenpolizeilich  bedenklichen  Studentenwohnungen 
zu  reorganisieren,  den  hartnäckigsten  Widerstand  gefunden  und  sich 
sagen  lassen  müssen,  daß  ein  solches  Eingreifen  der  Universitätsbe- 
hörden der  »akademischen  Freiheit«  widerstreite.  Auf  Grund  solcher 
Erfahrungen  muß  ich  die  schöne  Prager  Veröffentlichung  hochwill- 
kommen heißen;  vielleicht  gibt  sie  doch  den  Anlaß,  daß  die  Frage: 
wie  leben  unsere  Studenten?  auch  bei  uns  in  Fluß  kommt.       — r. 


Sodofjsky,    Dr.    Gustav,    Höhere   konmierziede  Bildung.     Leipzig, 
Hirschfeld,  191 1.     36  S.    8°. 

Das  Schriftchen,  das  hauptsächlich  an  das  russische  Publikum  ge- 
richtet ist,  preist  im  ersten  Teile  die  Vorteile  des  höheren  kaufmänni- 
schen Unterrichts,  um  im  zweiten  sich  über  die  nach  Ansicht  des  Ver- 
fassers an  einer  Handelshochschule  zu  behandelnden  Fächer  auszu- 
sprechen.    Dies    geschieht   im    ganzen    im  Sinne    der    in    Deutschland 
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bestehenden  Einrichtungen,  von  denen  dem  Verf.  allerdings  nur  die- 
jenigen der  Berliner  Handelshochschule  bekannt  zu  sein  scheinen^ 
während  er  bezüglich  Rußlands  mehrfach  auf  die  Handelsabteilung  des 
Rigaer  Polytechnikums  Bezug  nimmt.  — r. 


Zacher,  Albert,  Italieit  von  heute.    Im  Jahre  seines  fünfzigsten  Jubi- 
läums.    Historisch-politisch-nationalökonomisch    betrachtet.     Heidel- 
berg, C.  Winters  Universitätsbuchhandlung,  191 1.    276  S.  g".  M.  3.80. 
Der  Verfasser  hat  fünfzehn  Jahre  in  Italien  zugebracht  und  ist  bis 
zu    seinem    vor    einigen  Monaten    erfolgten    Tode    Korrespondent    der 
Frankfurter    Zeitung    gewesen.     Beides    muß    man    wissen,    wenn    man 
dieses    ernste,    in    schlichter    Tonart    geschriebene    Buch,     das    jeder 
Sensation    abhold    ist,    richtig    verstehen   will.      Es    ist    ein    im    guten 
Sinne   politisches  Buch,    das   in   allen   seinen  Teilen  Rücksicht    nimmt 
auf    die    Tätigkeit    von    Regierung,    Volksvertretung    und    Verwaltung 
während  der  beiden  letzten  Jahrzehnte,    nicht  selten   aber  auch  weiter 
zurückgreift    bis    auf    die    Zeit    der    Entstehung    des    jetzigen    König- 
reichs Italien.     Die  Darstellung   beginnt   mit   dem   Leben    in   den    Ge- 
meinden  und   Regionen,    wendet   sich   dann   aber   dem  Parlamentaris- 
mus und  der  Regierung  zu ;    es  folgen :    Finanzen,  Hygiene,  Volkswirt- 
schaft, Unterrichtswesen,  Literatur  und  Kunst,  sittliche  Zustände ;  darauf 
mit  ausgeprägter  Vorliebe  für  das  Persönliche  ein  Kapitel  »Älonarchie« 
und  ein  solches  über  die  Gegner  der  Monarchie  (Kirche  und  Parteien), 
die   Landesverteidigung    und   die    auswärtige   Politik    (mit    besonderer 
Hervorkehrung  der  Stellung  Italiens  im  Dreibunde)  machen  den  Schluß. 
Der  Verfasser  hat   sowohl   die  offiziellen,   namentlich   die    statistischen 
Publikationen   als   auch   die  zeitgenössische   italienische  Literatur,   ins- 
besondere   auch   die  Zeitungen   fleißig   benutzt  und   führt    vieles  wört- 
lich  an.      Seine   Hauptquelle   aber   sind   eigene  Erfahrungen    und   Be- 
obachtungen, die  in  knapper,    aber  sehr  anschaulicher  Form  vorgelegt 
werden  und  die  zum  großen  Teil  weit  abliegen  von  dem,  was  die  ge- 
wöhnlichen Italienreisenden  interessiert.     Wiederholungen,  die  zur  Ab- 
rundung  der  einzelnen  Abschnitte  schwer  zu  vermeiden  waren,    haben 
wir  wenig  bemerkt.   Auch  daß  der  Presse  an  zwei  verschiedenen  Stellen, 
einmal    unter   Literatur    und    das    andere  Mal    unter   der    auswärtigen 
Politik,  je  ein  Kapitel  gewidmet  wird,  stört  nicht  weiter;    es  findet  in 
der  Verschiedenheit  der  anzulegenden  Maßstäbe   seine  Rechtfertigung. 
Den  Verfasser  beschäftigt  nur    das    moderne  Italien,    und    er  hat  eine 
ausgesprochene  Vorliebe  für  dessen  Kulturleben;   Kunstgeschichtliches 
und   Volkstümliches   darf  man  also   in   dem  Buche   nicht  suchen.     Er 
behandelt   die  Dinge    ohne  Vorliebe    und  Haß,    sucht   sie  vielmehr  zu 
verstehen    und    dem  Leser   zu    erklären,    warum   sie  nicht  anders  sein 
können.  Ein  feiner  Humor,  der  aber  mehr  in  den  Dingen  liegt  und  in  der 
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Art,  wie  sie  zusammengestellt  sind,  als  daß  er  vom  Verfasser  gesucht 
wäre,  durchzieht  manche  Abschnitte.  So  darf  das  kleine  Buch  allen, 
welche  das  Land,  »wo  die  Zitronen  blühen'<,  ernstlich  kennen  lernen 
wollen,  warm  empfohlen  werden,  und  man  kann  nur  wünschen,  daß 
jeder  auswärtige  Korrespondent  deutscher  Zeitungen  eine  gleich  intime 
Kenntnis  des  Landes,  über  das  er  schreibt,  besitzen  möchte,  wie  der 
leider  zu  früh  heimgegangene  Verfasser.  — r. 


Da  hl  mann-  Waitz,  Quellenkunde  der  deutschen  Geschichte.  8.  Auf- 
lage, hrsg.  von  Paul  Herre.  Leipzig,  K.  F.  Köhler,  I912.  1290  S. 
8«.    M.  28.—,  geb.  M.  31.—. 

Seitdem  Dahlmann  dieses  Buch  zunächst  für  die  Teilnehmer  an 
seinen  Vorlesungen  über  deutsche  Geschichte  i.  J.  1530  herausgab,  hat 
es  mancherlei  Veränderungen  erfahren,  je  nachdem  es  die  Heraus- 
geber wechselte.  Noch  Waitz,  der  1869  die  dritte  Auflage  besorgte, 
brachte  es  nur  auf  den  mäßigen  Umfang  von  224  bescheidenen  Oktav- 
seiten; seitdem  ist  das  Format  größer  geworden,  und  der  Umfang  ist 
fast  auf  das  Sechsfache  gewachsen.  Aber  die  Grundanlage  ist  in  der 
Hauptsache  dieselbe  geblieben,  wenn  auch  vielfach  neue  Rubriken  ein- 
gefügt und  alte  verändert  worden  sind.  Das  Buch  zeigt  in  diesem 
Punkte  der  äußeren  Anordnung  so  recht,  wie  sehr  sich  das  Interesse 
an  den  historischen  Dingen  im  Laufe  der  letzten  80  Jahre  gewandelt, 
d.  h.  in  der  Hauptsache  erweitert  hat.  Die  politische  Geschichte  ist 
bedeutend  zurückgetreten;  dafür  sind  Kunstgeschichte,  Rechtsgeschichte, 
Wirtschaftsgeschichte,  Literaturgeschichte,  Kulturgeschichte  nun  um  so 
reichlicher  zu  bedenken  gewesen.  Auch  der  Zweck  der  Darstellung 
ist  in  dieser  langen  Zeit  ein  anderer  geworden:  das  Buch  dient  heute 
nicht  mehr  in  erster  Linie  dem  Studenten,  sondern  dem  Forscher,  der 
sich  über  das  Ouellenmaterial  einer  Untersuchung  und  die  seitherigen 
Bearbeitungen  des  Gegenstandes  orientieren  möchte.  Was  die  vor- 
liegende Auflage  von  den  früheren  unterscheidet,  das  ist  der  große 
Umfang,  in  welchem  jetzt  von  der  wissenschaftlichen  Arbeitsteilung 
Gebrauch  gemacht  wird.  Während  bei  der  7.  Auflage  nur  5  Mitarbeiter 
tätig  waren,  zählt  die  8.  Auflage  deren  jetzt  42.  Freilich  sind  mit  der 
wachsenden  Zahl  der  Beteiligten  auch  die  Schwierigkeiten  gewachsen, 
die  einzelnen  Abschnitte  des  Buches  miteinander  in  Uebereinstimmung 
zu  bringen,  da  die  Gegenstände  vielfach  ineinander  greifen.  Man  darf 
darum  nicht  erwarten,  jede  Einzelheit  gerade  da  zu  ünden,  wo  man 
sie  dem  Gegenstande  nach  zunächst  suchen  wird.  Es  wäre  wünschens- 
wert gewesen,  daß  die  Namen  der  Mitarbeiter  auch  im  Inhaltsver- 
zeichnisse bei  den  einzelnen  Abschnitten  angeführt  worden  wären;  das 
nachfolgende  Verzeichnis  der  »Anteile  der  Mitarbeiter«  ist  für  die 
praktische  Benutzung  wertlos.  Außerdem  wäre  neben  dem  Autorenregister, 
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dessen  Notwendigkeit  vielleicht  nicht  so  dringend  zu  erachten  ist,  ein 
Sachregister  angenehm  gewesen,  in  welchem  der  Benutzer,  der  die 
Quellen  über  eine  einzelne  historische  Erscheinung  sucht,  unter  dem 
Stichworte  derselben  auf  die  Stellen  verwiesen  worden  w^äre,  wo  er 
Näheres  finden  kann.  Sucht  jemand  jetzt  z.  B.  die  Literatur  über  das 
Zeitungswesen,  das  doch  zu  den  wichtigsten  Gegenständen  der  Ge- 
schichte gehört,  so  läßt  ihn  das  Inhaltsverzeichnis  ganz  im  Stiche. 
Kennt  er  die  Namen  einiger  Verfasser  hervorragender  Schriften  auf 
diesem  Gebiete,  so  mag  ihn  das  Autorenregister  auf  S.  112  des  Buches 
führen,  wo  er  unter  »Kulturgeschichte«  einiges  Allgemeine  findet;  bei 
weiterem  Nachsuchen  gelangt  er  auch  vielleicht  dazu,  zu  entdecken, 
daß  in  der  Geschichte  der  Reformationszeit  unter  »Geistiges  und  pri- 
vates Leben«  S.  665  und  669  noch  Schriften  über  die  Anfänge  des 
deutschen  Zeitungswesens  nachgewiesen  sind,  diesmal  unter  einer  Ver- 
weisung im  Inhaltsverzeichnis,  die  aber  für  die  folgende  Zeitperiode 
fehlt,  während  tatsächlich  S.  784  einige  Literatur  erwähnt  wird.  Das- 
selbe gilt  für  die  Zeit  von  1806 — 1871,  wo  S.  928  aufzuschlagen  ist; 
aber  für  die  neueste  Zeit,  die  recht  eigentlich  durch  den  Aufschwung 
des  Zeitungswesens  charakterisiert  ist,  fehlt  die  Rubrik  auch  am  Rande 
vollständig.  Warum  sodann  ein  Buch  von  so  hervorragender  historischer 
Bedeutung  wie  Heinrich  Wuttkes,  »Die  deutschen  Zeitschriften  und  die 
Entstehung  der  öffentlichen  Meinung«  oder  die  für  ihre  Zeit  vortreff- 
lichen Bücher  von  Joachim  von  Schwarzkopfs  nirgends  erwähnt  werden, 
bleibt  ebenso  unklar,  als  weshalb  S.  112  auf  das  populäre  Schriftchen 
von  Kellen  Bezug  genommen  wird,  während  die  analogen  und  gewiß 
gleich  guten  Arbeiten  von  Brtmhuber  und  Diez  unerwähnt  bleiben.  So 
wird  auch  in  anderen  Abschnitten  der  Spezialist  mancherlei  vermissen, 
was  zu  finden  man  um  so  mehr  erwarten  dürfte,  als  in  den  neueren 
Auflagen  der  Gesichtspunkt  mit  Recht  ganz  aufgegeben  ist,  von  dem 
Dahhnann  und  Waitz  sich  wohl  auch  teilweise  haben  leiten  lassen,  mit 
der  Anführung  eines  Buches  auch  eine  Empfehlung  von  dessen  Inhalt 
zu  verbinden.  Wir  verzichten  ausdrücklich  auf  weitere  Beispiele,  die 
uns  aufgestoßen  sind.  Sie  würden  auch  nicht  den  Herausgeber,  sondern 
dessen  INIitarbeiter  treffen  können,  und  man  würde  sich  ihnen  gegen- 
über doch  immer  auch  darauf  berufen  können,  daß  die  Urteile  über 
das,  was  wichtig  ist,  verschieden  sind.  Im  ganzen  liegt  doch  eine  ge- 
waltige Leistung  vor,  die  namentlich  den  Vielen  willkommen  sein  wird, 
welche,  ohne  die  Geschichte  zu  ihrem  Hauptstudium  zu  machen,  auf 
historische  Untersuchungen  über  Spezialfragen  ihres  Faches  geführt 
werden.  Allen  diesen  wird  das  Buch  ein  willkommenes  Hilfsmittel 
bieten,  wenn  sie  sich  einmal  in  seine  Anordnung  gefunden  haben;  auch 
die  Fehler  des  Buches,  die  z.  T.  in  seiner  ursprünglichen  Anlage  be- 
gründet sind,  erklären  sich  aus  seiner  Geschichte.  Ist  es  doch  auch 
erfreulich,  daß  das  Werk  jetzt  schon  der  dritten  Generation  dient  und 
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darf  man  darin  doch  ohne  Bedenken  ein  Zeichen  seiner  Brauchbarkeit 
erkennen.  — r. 


Aiinarnl  statistic    al   Roviäniei  (Annuaire  statistique    de   la  Roumanie). 
Bucuresti  191 2.     511  S.    8". 

Das  seit  1902  erscheinende  Statistische  Jahrbuch  für  Rumänien, 
dessen  Herausgabe  inzwischen  vom  Finanzministerium  zum  jNIinisterium 
für  Industrie  und  Handel  übergegangen  ist,  gibt  einen  bequemen  Ueber- 
blick  über  die  mancherlei  Gebiete,  welche  von  der  amtlichen  Statistik 
des  Landes  bereits  erfaßt  sind.  Dies  ist  unter  Umständen  mehr,  aber 
unter  Umständen  auch  weniger  als  in  westlichen  Ländern,  und  so  weist 
das  Jahrbuch  über  Verhältnisse  Tabellen  auf,  über  die  man  in  andern 
Jahrbüchern  vergeblich  Aufschluß  sucht.  Sehr  vielseitig  ist  vor  allem 
die  Agrarstatistik  behandelt,  die  u.  a.  auch  eingehende  Nachweisungen 
enthält  über  die  Wirkungen  der  neuen  Agrargesetzgebung,  ferner  die 
Statistik  der  Hypothekenbanken  und  Kreditgenossenschaften,  die  Ver- 
kehrsstatistik, die  Statistik  der  Großindustrie,  wobei  die  Nachweisungen 
über  die  staatlich  subventionierten  Unternehmungen  bemerkenswert 
sind ,  die  ausführliche  Finanz-  und  Unterrichtsstatistik ,  endlich  die 
Kriminal-  und  Gefängnisstatistik.  Wo  immer  möglich,  sind  Vergleichs- 
zahlen früherer  Jahre  angeführt;  eine  Uebersicht  der  Ouellenpublika- 
tionen  erleichtert  weitere  Nachforschungen.  Die  Tabellen  sind  über- 
sichtlich und  nur  hier  und  da  etwas  zu  sehr  mit  Detail  überladen;  die 
Ausstattung  ist  angemessen.  — r. 


Max  Rusch,  Statistik  der  Zivilrechtspflege  (Nr.  i  der  Ergänzungshefte 
zum  Deutschen  statistischen  Zentralblatt).  Druck  und  Verlag  von 
B.  G.  Teubner,  Leipzig,   1912.     99  S.,  Preis  ]M.  3.60. 

Die  vorliegende  Schrift  ist  eine  dankenswerte  Ausgestaltung  jenes 
Aufsatzes,  den  der  Verfasser  für  das  Georg  von  Mayr  gewidmete  Jubiläums- 
werk (i.  Band,  vS.  559 ff.)  beigesteuert  hat.  Rusch  bezeichnet  seine  Arbeit 
selbst  als  eine  methodische,  er  will  also  keine  zififermäßigen  Ergebnisse 
bieten,  sondern  sein  Streben  ist  in  erster  Linie  darauf  gerichtet,  uns 
zu  zeigen,  wie  die  Statistik  der  Zivilrechtspflege  für  die  Erforschung  so- 
ziologischer und  namentlich  wirtschaftlicher  Verhältnisse  nutzbar  gemacht 
werden  kann.  Daneben  findet  aber  auch  die  geschichtliche  Entwicklung 
der  Zivilrechtsstatistik,  die  Frage  der  Stoffgewinnung  und  anderes  eine 
gründliche  Beleuchtung,  wobei  auch  die  Leistungen  anderer  Staaten, 
insbesondere  die  bahnbrechenden  Arbeiten  der  französischen  Statistik, 
gewürdigt  werden.  Ob  freilich  der  Autor  in  dieser  letzteren  Richtung 
den  Rahmen  seiner  Untersuchungen  immer  weit  genug  gespannt  hat, 
erscheint  uns   doch  etwas   zweifelhaft.     Rusch   beschränkt   sich   in  der 
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Hauptsache  auf  die  Darstellung  deutscher  Einrichtungen  und  neigt 
dann  dazu,  Schlußfolgerungen  zu  ziehen,  die  in  dieser  Allgemeinheit 
nicht  immer  zutreffen.  So  ist  es  nicht  allgemein  richtig,  daß  dasNachlaß- 
und  Teilungsverfahren  für  die  Statistik  schlechthin,  also  für  alle  Staaten 
nur  eine  geringe  Bedeutung  besitze,  weil  im  Verhältnis  zu  sämtlichen 
Erbfällen  die  gerichtlichen  Akte  auf  diesem  Gebiete  einen  zu  geringen 
Bruchteil  darstellten  (S.  i8).  Gleich  für  unseren  Nachbarstaat  Oester- 
reich  trifft  dies  schon  nicht  zu,  da  hier  die  gerichtliche  Verlassenschafts- 
abhandlung schon  seit  langer  Zeit  eine  allgemeine  Einrichtung  bildet, 
die  aus  fiskalischen  Gründen  mit  Zähigkeit  festgehalten  wird.  Eine  all- 
seitige wissenschaftliche  Behandlung  der  Zivilrechtsstatistik  setzt  daher 
eigentlich  eine  genauere  Kenntnis  der  Justizpflege  in  den  wichtigsten 
Kulturstaaten  voraus.  Es  ist  natürlich  nicht  leicht,  einen  solchen  Ueber- 
blick  zu  gewinnen,  und  daher  wollen  wir  auch  mit  dem  Verfasser,  dessen 
redliches  Streben  wir  gerne  anerkennen,  in  diesen  Dingen  nicht  allzu 
streng  zu  Gericht  gehen,  sondern  vielmehr  die  Hoffnung  aussprechen, 
daß  er  seine  Studien  in  Zukunft  bezüglich  der  übrigen  Staaten  noch 
weiter  fortsetzen  und  vertiefen  werde.  Nicht  beistimmen  können  wir 
auch  seiner  Behauptung  (S.  55),  daß  eine  statistische  Erfassung  der  von 
ihm  so  genannten  »idealen«  Vereine  nicht  von  solcher  Bedeutung  sei 
wie  die  der  wirtschaftlichen  Vereinsgebilde,  sodaß  eine  dauernde  Kon- 
trolle oder  auch  nur  eine  wiederholte  Bestandsaufnahme  für  die  ersteren 
kaum  als  ein  dringendes  Erfordernis  angesehen  werden  könne.  Wir 
müssen  dieser  Auffassung  mit  aller  Entschiedenheit  widersprechen. 
Wer  wollte  z.  B.  leugnen,  daß  die  zahlreichen  Bildungsvereine  für  die 
Erkenntniss  unseres  Gesellschaftslebens  nicht  auch  eine  ganz  fundamentale 
Wichtigkeit  besitzen,  und  der  Einfluß  der  politischen  Vereine  auf  unser 
ganzes  Staatsleben  ist  bekannt  genug.  Es  muß  daher  im  Gegenteile 
mit  allem  Nachdruck  gefordert  werden,  daß  auch  die  deutsche  amtliche 
Statistik  zu  einer  möglichst  vollständigen  Erfassung  des  gesamten  Ver- 
einswesens allmählich  gelange,  soweit  eine  solche  nach  der  bestehenden 
Gesetzgebung  oder  nach  der  sonstigen  Lage  der  Dinge  möglich  er- 
scheint. In  Oesterreich  führt  das  statistische  Zentralamt  seit  langer 
Zeit  einen  vollständigen  Vereinskataster,  wenn  derselbe  leider  auch  bis- 
her für  die  statistische  Erforschung  des  soziologisch  so  hochbedeutsamen 
Vereinswesens  nur  sehr  wenig  ausgenützt  worden  ist,  und  die  Deutsche 
Gesellschaft  für  Soziologie  hat  es  bekanntlich  in  richtiger  Würdigung 
dieser  Bedeutung  als  eine  ihrer  ersten  Aufgaben  betrachtet,  über  alle 
zwischen  der  Familie  und  dem  Staate  stehenden  Verbandsgebilde  Licht 
zu  verbreiten.  Ebenso  können  wir  es  umgekehrt  nicht  billigen,  wenn 
der  Verfasser  das  ganze  Gebiet  der  Stiftungen  im  Prinzipe  in  die  Zi- 
vilrechtsstatistik einzubeziehen  geneigt  ist  (S.  17),  obwohl  er  doch  selbst 
(S.  88)  zugeben  muß,  daß  den  Gerichten  für  eine  solche  Statistik  kein 
ausreichendes  Tatsachenmaterial  unterbreitet  wird.    Desgleichen  können 
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die  Ausführungen  des  Verfassers  (S.  88  ff.)  über  das  Grundbuch  und 
seine  statistische  Ausnutzung  den  falschen  Eindruck  hervorrufen  oder 
wenigstens  zu  dem  Mißverständnisse  AnlafS  geben,  als  ob  die  Statistik 
des  Grundbesitzes  und  insbesondere  seiner  Verteilung  in  erster  Linie 
oder  ausschließlich  auf  das  Grundbuch  als  Quelle  angewiesen  wäre. 
Nun  wissen  wir  aber  doch  alle,  daß  neben  dem  Grundbuch  für  die 
statistische  Erforschung  der  Grundbesitzverhältnisse  auch  die  Kataster 
als  eine  ebenso  wichtige  Erkenntnisquelle  in  Betracht  kommen.  Es  muß 
sogar  als  ein  hervorragendes  Problem  der  statistischen  Technik  be- 
zeichnet werden,  diese  beiden  Quellen,  das  Grundbuch  und  den  Kataster, 
für  den  gedachten  Zweck  in  möglichst  geschickter  Weise  zu  kombinieren, 
welches  Problem  die  österreichische  Grundbesitzstatistik  in  ganz  her- 
vorragender Art  gelöst  hat.  Wir  möchten  mit  diesen  Bemerkungen  dem 
Verdienste  des  Autors  keinen  Abbruch  tun,  sondern  nur  zeigen,  daß 
die  an  ein  einzelnes  Verwaltungsgebiet  sich  allzusehr  anklammernde 
Behandlung  der  Statistik  leicht  zu  schiefen  Auffassungen  Anlaß  geben 
kann.  Unseres  Erachtens  müssen  nicht  bloß  bei  der  Behandlung  der 
materiellen  statistischen  Ergebnisse,  sondern  selbst  bei  einer  metho- 
dischen Darstellung  die  der  statistischen  Forschung  zugänglichen  Ge- 
sellschaftsverhältnisse in  den  Vordergrund  gestellt  werden, 
Denn  alle  wissenschaftliche  Statistik  verfolgt  keinen  anderen  Zweck, 
als  uns  eine  möglichst  genaue  und  erschöpfende  Erkenntnis  des  ge- 
samten Gesellschaftslebens  zu  erschließen.  Auch  der  Autor  nähert  sich 
dieser  Auffassung,  indem  er  wiederholt  betont,  daß  die  Zivilrechtsstatistik 
ein  stärkeres  Gewicht  auf  die  Erforschung  der  in  den  Zivilrechtsakten 
zutage  tretenden  soziologischen  und  wirtschaftlichen  Erscheinungen 
legen  müsse.  Das  ist  ohne  Zweifel  richtig.  Wir  werden  aber  noch 
einen  Schritt  weiter  gehen  und  fordern  müssen,  daß  die  Statistik,  und 
zwar  vor  allem  auch  die  Verwaltungsstatistik  das  ihr  noch  immer  all- 
zu sehr  anhaftende  »administrative«  Kleid  ablege  und  die  Momente 
des  Wirtschafts-  und  sonstigen  Gesellschaftslebens  sowohl  bei  der  ganzen 
Organisierung  der  Erhebungen  als  auch  namentlich  bei  der  Bearbeitung 
ihrer  Ergebnisse  in  stärkerem  Maße  betone.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  kann  die  Statistik  der  Zivilrechtspflege  dann  ihren  Platz 
nur  in  der  jetzt  von  der  Wissenschaft  schwer  vernachlässigten  Verwal- 
tungsstatistik im  engeren  Sinne  des  Wortes  finden,  worunter  wir  alle 
jene  statistischen  Tatsachen  verstehen  möchten,  die  sich  auf  den  Staat 
als  die  höchste  Form  der  organisierten  menschlichen  Gesellschaft  be- 
ziehen. Denn  auch  die  Zivilrechtspflege  gehört  zur  Verwaltung  des 
Staates,  wenn  das  Wort  »Rechtspflege«  nicht  gerade  im  Sinne  der  Ge- 
waltenteilung verstanden  wird.  Damit  schrumpft  die  Statistik  der  Zivil- 
rechtspflege freilich  wieder  zu  einer  Art  »Geschäftsstatistik«  zusammen, 
aber  dafür  wird  die  statistische  Bearbeitung  der  in  den  Justizakten  sich 
verkörpernden    Tatsachen    des   gesellschaftlichen   und   wirtschaftlichen 


Literatur, 


169 


Lebens  zu  ihrem  vollen  Rechte  gelangen  können.  Der  wissenschaftliche 
Forscher  wird  dann  auch  nicht  versucht  sein ,  den  Rahmen  seiner  Unter- 
suchungen zu  enge  abzustecken,  sondern  wird  sich  im  Gegenteile  be- 
streben, alle  Hilfsmittel  und  Tatsachen,  welche  zur  wissenschaftlichen 
Klärung  eines  bestimmten  Gebietes  des  Gesellschaftslebens  beitragen  kön- 
nen, in  möglichst  erschöpfender  Weise  heranzuziehen,  mögen  sie  nun  diesem 
oder  jenem  Tätigkeitsbereiche  des  Staates  angehören.  Wir  dürfen  hoffen, 
daß  bei  dieser  Auffassung  der  Dinge  auch  der  neuerdings  entfachte 
Streit,  ob  die  Erscheinungen  des  Wirtschaftslebens  einen  Bestandteil 
der  wissenschaftlichen  Statistik  zu  bilden  haben,  ganz  von  selbst  auf- 
hören werde.  Rusch  neigt  der  ^^/^schen  Auffassung  zu,  daß  die  Wirt- 
schaftsstatistik nur  als  eine  Hilfswissenschaft  der  Volkswirtschaftslehre 
anzuerkennen  sei  (S.  29).  Wir  haben  zu  dieser  Streitfrage  schon  mehr- 
mals an  anderen  Orten  Stellung  genommen  und  glauben  daher  ihre 
nochmalige  Erörterung  unterlassen  zu  können.  Jedenfalls  ist  durch 
die  besprochene  Arbeit,  mag  man  auch  im  Einzelnen  des  Autors  Auf- 
fassung nicht  teilen,  eine  der  empfindlichsten  Lücken  unserer  Statistik 
bis  zu  einem  gewissen  Maße  ausgefüllt  und  dieses  Verdienst  möchten 
wir  zum  Schlüsse  noch  ganz  besonders  betonen. 

Ferdinand  Schmid. 


170 


Literatur. 


Eingesendete  Schriften. 

Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet 
Die  Redaktion  muß  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  »Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in  keinem  Falle. 
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Freudiger,  Dr.  Hans,  Die  politisch-wirtschaftliche  Entwicklung 
des  Amtes,  Bipp.     Baisthal,  Baumann,  1912.   231  S.  8^. 

Wolff,  D.  W.,  Die  Säkularisierung  und  Verwendutig  der  Stifts- 
und Klostergnter  in  Hessen-Kassel  unter  Philipp  dem  Großmütigen  und 
Wilhelm  IV.  Ein  Beitrag  zur  deutschen  Reformationsgeschichte.  Gotha, 
F.  A.  Perthes,  1913.     433  S.  8».     M.  7.—. 

II.  Rechts-  und  Verwaltungslehre. 

Wörterbuch  des  deutschen  Staats-  und  Verwaltungsrechts.  Begründet 
von  Frhrn.  v.  Stengel.  2.  völlig  umgearbeitete  und  erweiterte  Auflage, 
hrsg.  von  Prof.  Dr.  M.  Fl eischmann.  17.  Lieferung  (S.  401 — 480). 
Tübingen,   Mohr,   191 2.     M.  2. — . 

Del  Vec c hio ,  Giorgio  (Prof.  nella  Universita  di  Messina),  La 
coffiunicabilitä  del  diritto  e  le  idee  del  Vico.  Trani,  Vecchi  e  C,  191 1. 
13  S.  8». 

—  //  progresso  giuridico  (Estr.)  Roma,  „Rivista  Italiana  di  Sozio- 
logia",  191 1.     6  S.  8". 

—  Sulta  positivita  come  carattere  del  diritto.  Modena,  A.  F.  For- 
miggini,  191 1.     25  S.  8». 

Lab  an  d ,  Y)x.Paul,  Deutsches  Reichsstaatsrecht.  6.  Auflage.  Tü- 
bingen, Mohr,  191 2.  488  S.  Lex  8".  M.  9.—  ,  geb.  M.  11.—.  (Das 
öffentliche  Recht  der  Gegenwart,  hrsg.  von  Huber,  Jellinek  f,  Laband, 
Piloty.) 

Gebhardt,  Dr.  jur.  71/.,  Verfassung  und  Verwaltung  des  Deutschen 
Reiches  nebst  wichtigen  Nebengesetzen.  Ein  Hilfsbuch  für  die  Examina 
in  Justiz  und  Verwaltung  sowie  für  die  Doktorprüfung.  Berlin,  Gutten- 
tag,  1912.     506  S.  8". 

Deiitscher  Juristen- Kalender.  Hrsg.  von  Dr.  A  r  t  hur  Ka  Itm  ann. 
Berlin,  O.  Liebmann,  191 3.     (Abreißkalender)  M.  3.20. 

Poet  seh  ,  Dr.  jur.  J.,  Die  Reichsjustizreform  von  14QS .,  insbeson- 
dere ihre  Bedeutung  für  die  Rechtsentwicklung.  Münster  i.  W.,  Coppen- 
rath,  1912.     77  S.  8°.     M.  1.60. 

Ale i er ,  Ernst  von,  Die  Reform  der  Verwaltungsorganisation  tm- 
ter  Stein  und  Hardenberg.  Nach  dem  Tode  des  Verfassers  herausgegebene 
2.  Auflage  mit  Anmerkungen  und  einer  Einleitung  von  Friedrich  Thieme. 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  191 2.     521  S.  8*'.     M.  14.—. 

K oellreutt e  r ,  Dr.  Otto,  Verwaltungsrecht  7tnd  Verwaltungs- 
rechtsprechnng  im  modernen  Ejigland.  Eine  rechtsvergleichende  Studie. 
Tübingen,  Mohr,  1912.     226  S.  8.     M.  5. — . 

Markus  ,Yix.  D  e  si  der ,  Ungarisches  Verwaltungsrecht.    Tübingen, 
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Mohr,  1912.  579  S.  Lex.  8".  M.  20. — ,  geb.  M.  22. — .  (Das  öffentliche 
Recht  der  Gegenwart,  hrsg.  von  Huber,  Jellinek  f,  Laband,  Piloty  XVI.) 

Sammlung  der  Erkemitnisse  des  k.  k.  Reichsgerichtes.  Begründet  von 
Dr.  Anton  Hye,  Frhrn.  von  Gluneck,  fortgesetzt  von  Dr.  Karl  Hugel- 
mann.  XIV.  Teil,  2.  Heft,  Jahrg.  1908.  Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staats- 
druckerei, 1912.     615  S.  8.     Kr.  5. — . 

Lustig,  Hans,  Wie  mache  ich  mein  Testametit  ohne  Rechtsan- 
walt und  ohne  Notar}  Das  Erbrecht.  Gemeinverständliche  Darstellung 
nebst  Beispielen.     Saarbrücken,  Baumgarten,  o.  J.  30  S.  8". 

Die  Landesgesetzgebung  für  das  Schutzgebiet  Kamerun.  Sammlung 
der  in  Kamerun  zur  Zeit  geltenden  völkerrechtlichen  Verträge,  Gesetze, 
Verordnungen  und  Dienstvorschriften  mit  Anmerkungen  und  Registern. 
Hrsg.  von  Dr.  Ruppel.  Berlin,  Mittler  &  Sohn,  1912.  1262  S.  8**. 
M.  27.50,  geb.  M  31. — . 

Marburg,  Dr.  Je s sie,  Die  sozialökonomischen  Grundlagen  der 
englischen  Annenpolitik  ifn  ersten  Drittel  des  XIX.  Jahrhunderts.  Karls- 
ruhe, Braunsche  Hofbuchdruckerei,  1912.  120  S.  8.  M.  2.40.  (Volksw. 
Abhandlungen  der  badischen  Hochschulen,  N.  F.  11.) 

Der  Beamte.  Soziale  Vorträge,  siebentes  Heft.  Hrsg.  vom  Volks- 
verein für  das  katholische  Deutschland.  M. -Gladbach  ,  Volkvereins- 
Verlag,  1912.     200  S.  8°.  M.   1.50. 

Gesnndheits-  und  Wohlfahrtspflege  der  Königl.  Haupt-  und  Residenz- 
stadt Breslau.  Festschrift,  hrsg.  vom  Magistrat.  Breslau,  Druck  von 
Graß.  Barth  &  Co.   191 2.     482  S.  S». 

Sechster  Bericht  über  die  gesamten  Unterrichts-  und  Erziehungsan- 
stalten im  Königreich  Sachsen.  Erhebung  vom  i.  Juni  1911.  Auf  Grund 
der  Erhebungen  des  Kgl.  Ministeriums  des  Kultus  und  öffentl.  Unter- 
richts, des  Innern,  der  Finanzen  und  des  Kriegs  zusammengestellt  im 
Kgl.  Statistischen  Landesamt.     Dresden  191 2.     170  S.  4". 

Bücher,  Dr.  Karl,  Hochschulfragen.  Vorträge  und  Aufsätze. 
Leipzig,  Joh.  Wörners  Verlag,   191 2.    324  S.  8^.    M.  6.50,  geb.  M.  7.75. 

Bücher,  Dr.  Karl,  Ein  Votum  zur  Dresdener  Universitätsfrage. 
Leipzig,  Joh.  Wörner,   191 2.     41  S.  8.  M.  — .80. 

III.  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre. 

S alv  io  li ,  Froi.  fosep  h,  Der  Kapitalismus  im  Altertum.  Studien 
über  römische  Wirtschaftsgeschichte.  Nach  dem  Französischen  über- 
setzt von  Karl  Kautsky  jun.     Stuttgart,  Dietz  Nachf.   191 2.     298  S.  8°. 

Fridrichowicz,  Dr.  Eugen,  Grundriß  einer  Geschichte  der 
Volkswirtschaftslehre.  München,  Duncker  &  Humblot,  191 2.  267  S.  8. 
M.  6.—. 

Ladefithin,  Dr.  Ernst,  Zur  Entzvickelung  der  ?iationaldkono- 
mischen   Ansichten    Fr.  Lists  von   1820 — 182§.     Wien,    Konegen,    191 2. 
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126  S.  8".     (Studien  zur  Sozial-VViitschafts-  und  Verwaltungsgeschichte, 
hrsg.  von  Grünberg  VII.) 

Wygodzinski,  Prof.  Dr.,  Einführung  in  die  Volkswirtschafts- 
lehre. Leipzig,  Quelle  &  Meyer,  191 2.  154  S.  kl.  8".  M.  i. — ,  geb. 
M.   1.25,     (»Wissenschaft  und  Bildung  113«.) 

Philippov  ic  h ,  Dr.  Eugen  von,  Grundriß  der  politischen  Oeko- 
fwfnie,  IL  Band:  Volkszvirtschaftspolitik.  i.  und  2.  Teil.  Erster  Teil 
6.  Auflage,  zweiter  Teil  4.,  neubearbeitete  Auflage.  Tübingen,  Mohr, 
1912.     372  und  442  S.     M  9. —  und  10. — ,  geb.  M.  10. —  und  M.  11. — . 

Wirtschaft  und  Recht  der  Gegenzvart.  Ein  Leitfaden  für  Studie- 
rende der  technischen  Hochschulen  und  Bergakademien  sowie  für 
praktische  Techniker  und  Bergleute.  Hrsg.  von  Dr.  Leopold  von 
Wiese.  In  2  Bänden.  L  Bd.:  Politische  Oekonomie,  II.  Bd.:  Rechts- 
kunde, Fabrikorganisation  und  Arbeiterkunde ,  Privatwirtschaftslehre 
und  angrenzende  Disziplinen.  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1912.  695 
und  514  S.     Lex.  2,^.     M.  32.—,  geb.  M.  36.—. 

S ombart ,  Werner,  Studien  zur  Entwicklungsgeschichte  des  Kapi- 
talismus. I.  Band:  Ljixus  und  Kapitalismus.  IL  Band:  Krieg  und 
Kapitalismus.  München,  Duncker  &  Humblot,  1913.  220  und  232  S. 
8°.    je  M.  6.—,  geb.  M.  7.50. 

Schneider ,  Dr.  Oszvald,  Bismarcks  Eiftanz-  und  Wirtschafts- 
politik. Eine  Darstellung  seiner  volkswirtschaftlichen  Anschauungen. 
München,  Duncker  &  Humblor,  191 2.  276  S.  S''.  M.  7. — .  (Staats- 
und sozialwiss.  Forschungen,  hrsg.  von  Schmoller  und  Sering  Nr.  166.) 

Revue  economique  Canadienne.  Publication  mensuelle.  Organ  de 
l'Ecole  des  Hautes  Etudes  commerciales  de  Montreal.  II  ^  Annee. 
53  S.  80. 

Pyritz,  Carl,  Die  Volkswirtschaftliche  Entwickhmg.'itendenz  in 
Egypten  und  im  englisch-egyptischen  Sudan.  115  S.  8°.  M.  2. — .  (Ko- 
loniale Abhandlungen  Heft  52/56.) 

Hellzüig,  Dr.  E.,  Die  Theorien  über  de?i  Zusammenhang  von  Pro- 
duktion und  Kaufkraft.  Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  1913. 
loi  S.  80.  M.   2.—. 

Silber  stein,  Dr.  Franz,  Dogmenkritische  und  systematische  Ver- 
suche zur  Lohntheorie.     Bonn,  Georgi,   191 2.     108  S.  8".  M.  2. — . 

Tr  0 e  Itsc h ,  Walter,  Volkswirtschaftliche  Betrachtungen  über  die 
Mode.  Rede.  Marburg,  Elwertsche  Buchhandlung,  1912.  66  S.  8^ 
M.  1.25.     (Marburger  akademische  Reden  191 2,  Nr.  27.) 

Beiträge  zur  schweizerischen  Wirtschaftskunde ,  hrsg.  von  Bach- 
mann, Geering,  Georg,  Landmann,  Milliet,  Wartmann,  i.  Heft:  Gee- 
ring,  GrundzUge  der  schweizerischen  Wirtschaftsgeschichte.  Bern, 
Stämpfli,  19 12.     48  S.  8». 

Jöhr,  Dr.  Adolf,  Die  Volkswirtschaft  der  Schweiz  im  Kriegsfall. 
Zürich,  Kuhn  &  Schürch,  191 2.     248  S.  8**.  Fr.  6.50. 
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IV.   Spezielle  Volkswirtschaftslehre, 
A.  Land-   und   Forstwirtschaft. 

Institut  international  d'Agriculture.  Bureau  de  la  statistique  gene- 
rale: Anmiairc  intertiational  de  staiistiqiie  agricole  igio.  Rome,  Impri- 
merie  de  l'Institut,  1912.     375  S.    8". 

Das  landwirtschaftliche  Versuchswesen  und  die  Tätigkeit  der  land- 
wirtschaftlichen Versuchsstationen  Preußens  (einschließlich  der  Tier- 
seuchen und  Pflanzenschutzstellen)  in  den  Jahren  1906 — 1910.  Be- 
arbeitet von  Prof.  Dr.  Ger  lach.  Berlin,  Reichsdruckerei,  191 2. 
317  S.  gr.  8°. 

Jahrbuch  der  Deutschen  Landwirtschafts-Gesellschaft.  Hrsg.  vom 
Vorstande.  Band  27,  2.  Lieferung.  Berlin,  D.  Landwirtschafts-Gesell- 
schaft, 1912.  S.  305 — 688.  8».  M.  2. — .  (Enthält  die  Jahresberichte 
des  Vereins  und  seiner  Abteilungen,  welche  auf  der  Wanderversamm- 
lung zu  Bad  Harzburg  erstattet  wurden.) 

Betriebsverhältnisse  der  deutschen  Landwirtschaft.  Bearbeitet  unter 
Leitung  der  Betriebs-Abteilung  der  Deutschen  Landwirtschafts-Gesell- 
schaft. Stück  XXIH:  Niederrheinische  Bucht,  Verfasser:  Dr.  Michael 
Pützkaul.     Berlin,  D.  Landwirtschafts-Gesellschaft,  191 2.     186  S.    8°. 

Social-economical  Stiidies  made  by  the  General  Direction  of  Agricul- 
ture  of  Mexico,  Ministry  of  Fotnento.  Vol.  II:  The  International  In- 
stitute of  Agriculture  of  Rome  and  the  Departement  of  Fomento  of 
Mexico.     99  S.    8°. 

Boletin  de  la  Direcciön  Getjeral  de  Agricultura.  Parte  LI:  Revista 
de  Economia   Rural  y  Sociologia    Nr.  i — 4.     Mexico,   191 2.     326  S.    8°. 

Hock,  A.,  D Agricjilture  au  Katanga:  Possibilitcs  et  Realites.  Bru- 
xelles,  Misch  &  Thron,  191 2.  305  S.  S«*.  (Instituts  Solvay,  Actua- 
lites  sociales.) 

Veröffentlichungen  zur  Statistik  des  Bodenkredits  und  verwandter 
Gebiete,  hrsg.  vom  Archiv  für  Bodenkredit  der  bayerischen  Handels- 
bank zu  München,  Heft  2 :  Die  Bodenkreditinstitute  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  1841 — igio.  Bearbeitet  von  Dr.  Fritz  Schulte. 
München,  Duncker  &  Humblot,  1912.     235  S.     Lex.  8^.  M.  12. — . 

Eßlen,  Dr,  Joseph  Bergfried,  Die  Fleischversorgung  des 
Deutschen  Reiches.  Eine  Untersuchung  der  Ursachen  und  Wirkungen 
der  Fleischteuerung  und  der  Mittel  zur  Abhilfe.  Stuttgart,  F.  Enke, 
1912.     289  S.  gr.  8».    M.  7.-. 

Rot  he,  Dr.  Fritz,  Die  Fleischversorgung  der  Großstädte  unter 
besonderer  Berücksichtigung  der  Preisbildung  und  Preisentwicklung, 
dargestellt  auf  Grund  der  Entwicklung  der  Stadt  Cöln.  M.-Gladbach, 
Volksvereins- Verlag,  1912.     141  S.    8".  M.  3. — . 

Mitteilungen    des   schzveizerischen    Bauernsekretariats.      Nr.  44 :    Er- 
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hebnngeji  über  den  Stand  des  landwirtschaftlichen  Vereins-  tmd  Genossen- 
schaftswesens ifi  der  Schweiz  am  l.  Januar  igio.  138  S.  —  Nr.  45: 
Die  landwirtschaftliche  Arbeiterfrage  in  der  Schweiz.  III.  Teil.  Vor- 
schläge zur  Lösung  des  Problems.  (Fortsetzung.)  Bern,  K.  J.  Wyß, 
1912.     148  S.    8». 

Handbuch  der  Forstwissenschaft,  h^gxxmAtX.  von  Prof.  Dr.  T.  Lorey, 

3.  verbesserte  Auflage,  hrsg.  von  Dr.  Christof  Wagner.  III.  Band: 
Betriebslehre.  Tübingen,  Lauppsche  Buchh.  191 2.  686  S.  Lex.  8.  Alle 
4  Bde.  zusammen  M.  74. — ,  geb.  M.  90. — . 

Milatii,  Oberförster  Dr.,  Beiträge  zur  Frage  des  Umtriebs  in 
Fichten-   und  Kiefernbeständen.     Vortrag.      Wiesbaden    1912.     15  S.   8". 

B.   Gewerbe  und  Bergbau. 

Monographies  industrielles.  Apergu  economique,  technologique  et 
commercial.  Croupe  III:  Industries  de  la  consiructioji  niccanigiie  tome  III. 
fasc.  B:  Deplacement  des  matieres  pondereuses ,  organes  separes. 
Bruxelles,  Lebegue  &  Cie.,   1912.     160  S.    8^. 

Wi  e  m  ann ,  He  r  rn  an  n ,  Die  Osnabrücker  Stadtlegge.  Osna- 
brück 191 1.  76  S.  8».  (S.-A.  aus  den  Mitteilungen  des  Vereins  für 
Geschichte  und  Landeskunde  von  Osnabrück  XXXV.) 

Wiedenfeld,  Kurt,  Das  Rheinisch-westfälische  Kohlensyndikat. 
Bonn,  A.  Marcus  und  E.  Webers  Verlag,  1912.  172  S.  8°  und  ein  Heft 
Tafeln.  M.  7.50.  (Moderne  Wirtschaftsgestaltungen.  Veröffentlichungen 
des  Kölner  Museums  für  Handel  und  Industrie,  hisg.  von  K.  Wieden- 
feld, Heft  I.) 

Löhr,  Dr.  August,  Beiträge  zur  Würdigung  der  Akkordlohn- 
methode im  rheinisch-zvestfälischen  Maschinenbau.  M. -Gladbach,  Volks- 
vereins-Verlag, 1912.     105  S.    8".    M.   2. — . 

Kahler,  Dr.  ,Wi  l  he  Im,  Die  Bildung  von  Industriebezirken  und 
ihre  Probleme.  Vortrag  der  Gehe-Stiftung.  Leipzig,  Teubner,  1912. 
27  S.    8°. 

Windorf,  Dr.  Hermann,  Die  Thüringische  Porzellanindustrie 
in  Vergangenheit  und  Gegenwart.  Leipzig,  W.  Schuncke,  191 2.  130  S. 
80.    M.  3.—. 

Jahresberichte  der  Königlich  Sächsischen  Gezverbe- Auf  Sichtsbeamten  für 
igii.  Nebst  Berichten  der  Berginspektoren.  S.-A.  Berlin  1912.  Reichs- 
druckerei.    346  S.    8". 

Taschenbuch    des  Gezverbe-' und  Arbeiterrechts   von    Georg   Evert. 

4.  umgearbeitete  Aufl.    Berlin,  C.  Heymann,  191 3.    202  S.    12".   M.  2. — . 

C.  Handel  und  Verkehr. 

Landauer,  Dr.  E dga  r ,  Hafidel  tcnd  Prodtiktion  in  der  Baum- 
zvollindustrie.  Unter  besonderer  Berücksichtigung  der  lohnindustriellen 
Organisation.   Tübingen,  Mohr,  1912.    M.  5.60,  für  Abonnenten  M.  4.60. 
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(Ergänzungsheft  VII  zum  *  Archiv  für  Soziahvissenschaft  und  Sozial- 
poHtik«.) 

Schröter,  Arthur,  Sächsische  Getreidehandelspolitik  vom  lö.bis 
zum  l8.  Jahrhundert.     Tübingen   1912.     108  S.    8".    (Diss.) 

Ltistig,  Hans,  Wie  mache  ich  Inventur  und  Bilanzabschluß  r 
3.  Aufl.     Saarbrücken,  Baumgarten,  o.  J.     34  S.    8°.    M.  1.50. 

Berichte  der  Handelskammer  Jür  den  Kreis  Mannheim.  Hrsg.  von 
Syndikus  Dr.  Blaustein.  August/September  1912.  I.  Jhg.  Nr.  8.  S.  491 
bis  543.     Oktober  191 2,  II,  S.   i — 56. 

Van  der  Borght,  Dr.  R.,  Das  Verkehrswesen.  2.  Aufl.  Leipzig, 
C.  L.  Hirschfeld,  1912.  650  S.  8«.  M.  16.—,  geb.  M.  18.—  (Hand- 
und  Lehrbuch  der  Staatswissenschaften  I.  Abt.,  Bd.  7.) 

Elsas,  Dr.  Fritz,  Die  Aiisnahmetarife  im  Güterverkehr  der 
preußisch-hessischen  Eisenbahngemeinschaft.  Ein  Beitrag  zur  gegenwär- 
tigen Eisenbahntarifpolitik.  Stuttgart,  F.  Enke ,  1912.  151  S.  8". 
M.  2.60.     (Tübinger    staatswiss.    Abhandlungen,    hrsg.   von  Fuchs,    26.) 

Schöne,  Walter,  Die  Anfänge  des  Dresdener  Zeitungswesens  im 
18.  Jahrhundert.  (Mitteilungen  des  Vereins  für  Geschichte  Dresdens, 
23.  Heft.)     Dresden  191 2.     126  S.    8''. 

D.   Versicherungswesen.     Genossenschaften. 

Fürst,  Dr.  jur.  Adolf ,  Die  reichsrechtlichen  Arbeiterkrankenkassen 
in  Deutschland  und  England.  Ein  juristischer  Vergleich.  Berlin,  Putt- 
kammer &  Mühlbrecht,  191 2.     165  S.    8°.    M.  3.60. 

Jahrbuch  des  Ällge7neinen  Verbandes  der  auf  Selbsthilfe  beruhenden 
deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  e.  V.  für  igil. 
XV.  Jahrgang,  hrsg.  von  Dr.  Ha 71s  Crüger.  Berlin,  Guttentag, 
1912.     404  S.  Fol. 

Jahrbuch  des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine.  X.  Jahr- 
gang 191 2.  Hrsg.  vom  Generalsekretär  des  Zentralverbandes  d.  K.-V. 
H,  Kaufmann.  Hamburg,  Verlagsanstalt  des  Zentralverbandes,  1912. 
1013  und  1079  ^-    ^^-    M-  ^°- — • 

Pawlicki,  Dr.  W.,  Das  Genossefischaftswesen  der  Provinz  Posen. 
Tübingen,  H.  Lauppsche  Buchh.  191 2.  128  S.  M.  3.60,  im  Abonne- 
ment M.  3. —  (Ergänzungsheft  XLIII  zu  dieser  Zeitschrift.) 

\i.  Geld-,  Kredit-  und  Bankwesen. 

Obst,  Dr.  Georg ,  Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen.  Ein  Hand- 
buch für  Bankbeamte,  Juristen,  Kaufleute  und  Kapitalisten  sowie  für  den 
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I.  ABHANDLUNGEN. 
DIE  ZEHNTABLÖSUNG  IN  WÜRTTEMBERG. 

Von 

Dr.  O.  REINHARD. 


Einleitung. 

Die  württembergische  Grundentlastung  wurde  in  verschiedenen 
Etappen  durchgeführt.  Zuerst  wurden  die  Abgaben  leibeigen- 
schaftUcher  Natur  durch  das  Edikt  vom  i8.  November  1817  auf- 
gehoben, eine  Verallgemeinerung  dieser  Maßnahmen  war  aber 
damals  nicht  möglich,  so  daß  bei  dem  Widerstand  der  von  der 
Aufhebung  Betroffenen,  namenthch  des  Adels  und  der  Kor- 
porationen, die  Durchführung  auf  die  Leibeigenen  des  Staates 
und  der  seiner  Aufsicht  unterstellten  Körperschaften  beschränkt 
blieb. 

In  einer  zweiten  Epoche,  welche  in  das  Jahr  1836  fiel,  wurde 
der  leibherrliche  Verband  allgemein  zur  Lösung  gebracht,  sowie 
die  aus  der  Gerichtsherrschaft  fließenden  Fronen  und  die  steuer- 
artigen Gefälle  beseitigt;  damit  war  die  Leib-  und  Gerichtsherr- 
schaft gelöst. 

Die  wichtigste  Reform,  die  Lösung  der  Grundherr- 
schaft, blieb  noch  vorbehalten.  Unter  diesem  Namen  wurde 
in  Württemberg  derjenige  Zustand  der  Agrarverfassung  zusam- 
mengefaßt, bei  welchem  dem  Grundherrn  das  Obereigentum  an 
dem  Gute,  dem  Grundholden  nur  ein  dingliches,  dem  Privat- 
recht angehörendes  Nutzungsrecht  an  diesem  zustand.  Für  Ueber- 
lassung  des  Gutes  hatte  der  Pflichtige  Abgaben  verschiedener 
Art  zu  entrichten,  welche  Bedingung  der  Ueberlassung  der  Nutzung 
waren  und  den  Lebensunterhalt  des   Grundherrn  bildeten. 
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P3inen  Hauptbestandteil  der  Grundhenschaft  bildete  der  An- 
spruch des  Grundherrn  auf  Reich  ung  des  Zehnten; 
es  kamen  als  Zehntherr  zunächst  der  Fiskus  als  Inhaber  der  öffent- 
lichen Gewalt,  sodann  die  Korporationen  der  Kirche  und  Schule, 
endlich  Privatpersonen  —   Adel    \\\c  Bürgerstand   —  in    Betracht. 

Nachdem  die  Gefällablösung  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
14.  April  1848  im  Gange  war,  wurde  seitens  der  demokra- 
tischen Partei  der  Ständeversammlung  mit  allem  Nachdruck  die 
Beseitigung  des  Zehnten  verlangt,  welcher  als  letztes  Residuum 
einer  veralteten  Agrarverfassung  noch  in  die  Neuzeit  hineinragte. 

Mit  Beseitigung  dieser  Last  hat  der  württembergische  Gesetz- 
geber von  allen  Maßnahmen  zur  Förderung  des  Wohles  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  am  tiefsten  in  die  bestehenden  Verhältnisse 
eingegriffen.  Der  Berechtigte  verlor  ziemlich  unvermittelt  die 
Grundlage  seiner  bisherigen  Einnahmewirtschaft,  der  Pflichtige 
wurde  in  einen  Zustand  wirtschaftlicher  Ungebundenheit  über- 
geführt, welcher  die  Lösung  mancher  Rechtsverhältnisse  zur  P^olge 
haben  mußte. 

Es  dürfte  deshalb  hinreichend  begründet  sein,  diese  wichtigste 
Seite  der  württembergischen  Grundentlastung  eingehender  dar- 
zustellen, als  dies  bisher  geschehen  ist. 

I. 
I.  Erörterungen  über  die  Geschichte  des  Zehnten. 

Württemberg  gehörte  mit  Ausnahme  seines  nordwestliclVen 
Teiles  ehedem  zum  früheren  Römerzehnlland^).  Wir  wissen 
ferner,  daß  die  Römer  sich  etwa  vier  Jahrhunderte  in  diesem 
Besitz  behaupteten,  daß  später  die  Alemannen  zuerst  in  der 
Neckar-  und  Albgegend,  später  nach  längeren  Kämpfen  auch  im 
Osten  des  Rheins  und  im  Süden  der  Donau  festen  Fuß  gefaßt 
und  hiedurch  das  ehemalige  Römerzehntland  an  sich  gerissen 
hatten.  Eine  Erweiterung  der  Alemannenherrschaft  führte  zwar 
noch  zur  Herrschaft  über  Elsaß,  die  Schweiz  und  Oberschwaben, 
während  der  nordwestliche  Teil  Württembergs  nach  dem  Siege 
Chlodwigs  bei  Zülpich   fränkisch  wurde. 

Nachdem  mit  dem  Jahre  536  der  letzte  Rest  von  Unabhängig- 
keit der  Alemannen  verschwunden  war,  bildete  Württemberg 
einen  Teil  des  tiroßen  Frankenreichs. 


l)  Das  Königreich  Württemberg   1863,  S.  3  ff. 
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Nach  lJinlaiii/_  und  lic,! iimiiinii.;  war  lUiiiaeJi  d«  i  /e|ml  v(»i  ■ 
/iij'sweise    ein«:    Al>i,;al)e    (m    l.ii  eliliehc   Zwer.ke, 

Melieii  diesen  /elinlen  (mt,!  Im  Imi  AiI  f'.il.  e.  ,«  Im.h  \/(,\, 
altetslier  welllielie  '/eliiitcM,  die  wii  '.elion  nntei  r|<-ii  r(<Mii:ielieii 
Kaisern  in  (\(:\  l'oriM  von  ;;e',<:lienk1en  I  ^o)innil;al^M;(;illen  kennen, 
ferner  solche,  die  auf  den  I' i'ikalf^jlitern  hafteten,  weh.he  fl»  n 
Kirchen   von  (h-.n   (i.inki'.fihen  Königen   UbcrlaHHcn   worden   waren; 

1)  A'o/)/j,   /!,,   Zehnt wciicii   und   /c.linliilii'i^.iinj.^   in    I'i.'i'lcn  (Volksiw,    Al.li,   'l<r  )!fi<l, 
HocliHcliiiltn   MI.   I',«!,,    2.   Heft,    iHoo),   S,    l(,H. 

2)  miUni'er,    y.    G.,  I.c.IhI.ik  h  (l«i    Kim  jien(<e«chichlfc    iH;^Ci  ,   II,   l'.'l,,    \.   At,i,, 

S,   35     3^'. 

3)  h'ü/ilml/inl,   <',tnc]\\c\\\b  (\m  <lciit«(:ti«-n  /ilinicn    (K'^7,  S,   y/,  41— 58, 

4)  Kfi|.itul!ii(:   von  77»),   K!i|i,   7. 
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hieher  sind  auch  diejenigen  Zehnten  zu  rechnen,  welche  den 
Kolonen  für  den  Fall  vorbehalten  wurden,  daß  die  Kirche  un- 
bebaute Strecken  nicht  selbst  bebauen  wollte. 

War  der  Kampf  der  Kirche,  um  die  zur  Erfüllung  der  ihr 
obliegenden  Aufgaben  notwendigen  Mittel  sicherzustellen,  ein  Akt 
des  Selbsterhaltungstriebs,  so  suchte  man  anderseits  auch  die 
Eigenschaft  des  Laienzehnten  als  einer  wirklichen  Grundabgabe 
dadurch  aufrecht  zu  erhalten,  daß  man  diesen  später  nonae, 
decimae  dominicae,  regales  salicae^)  nannte. 

Die  widerstreitenden  Interessen  führten  zunächst  zu  theo- 
retischen Erörterungen  darüber,  ob  der  Zehnt  fernerhin  über- 
haupt noch  als  eine  kirchliche  Abgabe  zu  betrachten  war;  es 
traten  indessen  die  Ergebnisse  dieser  Untersuchungen  gegenüber 
der  den  kirchlichen  Ansprüchen  widerstreitenden  Entwicklungs- 
tendenz bald  zurück. 

Karl  des  Großen  Nachfolger,  Ludwig  der  Fromme  und 
Karl  der  Kahle  mußten  immer  wieder  Klagen  der  Bischöfe  über 
die  Gewalttaten  vieler  Großen  entgegennehmen,  welche  in  dem 
Uebergang  vieler  Grundstücke  und  Zehnten  der  Kirche  an  stärkere 
Machthaber  eine  schwere  Schädigung  der  kirchlichen  Interessen 
sehen  mußten^). 

In  der  Folgezeit  mehrten  sich  die  feindlichen  Angriffe  auf 
die  Kirche  so  sehr,  daß  die  Bischöfe  den  Schutz  hiegegen  gerne 
durch  Hingabe  der  kirchlichen  Zehnten  erkauften;  nachdem  mit 
dem  Papst  Gregor  VII.  das  prävalierende  Element  der  Kirche 
begonnen  hatte  zu  schwinden,  war  schlechterdings  jede  Aussicht 
auf  Wiedererlangung  der  verlorenen  Güter  und  Zehnten  verloren. 

Gleichwohl  machte  die  Kirche  um  die  Mitte  des  li.  Jahr- 
hunderts ein  letztes  Mal  den  Versuch ,  die  früheren  Gesetze  mit 
Nachdruck  in  Erinnerung  zu  bringen,  jede  Umgehung  der  Ver- 
äußerungsverbote als  rechtlich  unwirksam  zu  erklären  und  die 
Verweltlichuiig  kirchlicher  Zehnten  absolut   zu  verbieten. 

Es  blieb  bei  diesem  Versuch,  wenn  auch,  namentlich  in 
Deutschland,  viele  Laien  aus  religiösen  und  anderen  Gründen 
zugunsten  der  Stifte  und  Klöster  freiwillig  auf  ihre  Zehnten  ver- 
zichteten. 

Der  Verlust  und  die  Vorenthaltung  der  Zehnten  wurde  für 
die  einzelnen  Kirchen  um  so  empfindlicher,  als  diese  seit  Einfüh- 

i)  Kühleiithal  a.  a.  O.,  S,   19. 

2)  Permaneder,  M.,  Die  kirchliche  Baulast   1S36,  S.    15. 
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rung  der  Parochialverwaltung  namentlich  auf  den  Ertrag  der 
Zehnten  angewiesen   waren. 

Mit  der  auf  Betreiben  PhiHpps  des  Schönen  im  Jahre  1312 
erfolgten  Aufhebung  des  Templerordens  mit  seinen  namhaften 
Zehntgefällen  wurde  die  kirchenfeindliche  Entwicklungstendenz 
durch  eine  Epoche  staatlicher  Okkupation  von  Zeimtgefällen 
fortgesetzt.  Die  Reformation  brachte  den  Fürsten  protestantischer 
Länder  die  Berechtigung,  als  summi  episcopi  über  die  Güter  und 
Gefälle  der  Kirche  zu  verfügen.  Viele  Zehnten  der  Stifte,  Prob- 
steien  und  Klöster  gelangten  so  unmittelbar  in  den  Besitz  des 
Staates  ^),  welcher  sich  die  zur  Deckung  der  Reformationskosten 
erforderlichen    Mittel    geradezu    durch    Inkameration    beschafifte. 

Da  auch  katholische  Fürsten  häufig  Kirchenvermögen  als 
herrenloses  Gut  konfisziert  hatten,  griff  die  Kirche  zu  Abwehr- 
maßregeln. Das  Tridentiner  Konzil  (1537)  faßte  die  Begriffe  der 
weltlichen  und  geistlichen  Zehnten  schärfer  und  zählte  zu  den 
ersteren  nur  solche,  auf  welchen  keine  L.ast  zugunsten  irgend 
eines  kirchlichen  Zwecks  ruhte. 

Auch  für  das  evangelische  Württemberg,  dessen  Herrscher 
damals  in  vielen  Pfarreien  im  Genuß  des  Zehnten  standen,  sprach 
die  Vermutung  für  die  kirchliche  Eigenschaft  des  Zehnten.  Dieser 
erschien  früher  gewöhnlich  als  appendix  des  Kirchenpatronats, 
namentlich  im  Besitze  der  Grafen  von  Württemberg,  welche  nach 
langem  Streit  mit  der  Kirche  zunächst  den  Kirchensatz  als  päpst- 
liches Lehen  empfingen.  In  einer  Bulle  vom  4.  September  1463 
überließ  Papst  Pius  II.  das  nutzbare  Zehnteigentum  an  den 
Grafen  von  Württemberg  erst,  als  ein  weiterer  Kampf  wegen  der 
Zehntgefälle  aussichtslos  erschien.  In  einer  späteren  Bulle  vom 
9.  Mai  1469  wurden  Graf  Eberhard  und  seine  Nachfolger  durch 
Papst  Paulus  II.  mit  den  Zehnten  in  einigen  Burgen,  Städten, 
Dörfern  und  Weilern  gegen  Entrichtung  eines  jährlichen  Zinses 
von  zwei  Unzen  Gold  belehnt-). 

Dem  Grafen  Eberhard  dem  Aelteren  wurde  mit  Bulle  vom 
8.  Januar  1480  die  fortdauernde  Genehmigung  erteilt,  den  Noval- 
zehnten  zur  Unterhaltung  der  Universität  Tübingen  oder  für 
andere  fromme  Zwecke  zu  erheben  und  zu  verwenden. 

Vor  der  Reformation  mochten  wohl  zwei  Drittel  der  all- 
württembergischen   Kirchen  in-    oder  ausländischen  Klöstern   ein- 

1)  Kühle7ithal  a.  a.  O.,   S.    174  fif. 

2)  Reyscher,  Württ.  Privatrecht  I,  S.  507  ff. 
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verleibt  gewesen  sein^).  Bei  der  Vergrößerung  Württembergs 
bestand  der  Hauptanteil  der  erworbenen  Patronatsrechte  und 
Kirchensätze  in  Zehnten  ^),  von  welchen  namentlich  Eberhard  der 
Greiner  namhafte  Erwerbungen  gemacht  hatte.  Mit  der  Auf- 
hebung der  Klöster  als  katholische  Einrichtung  durch  die  Refor- 
mation wuchsen  diese  Güter  und  hierauf  ruhende  Rechte  dem 
altwürttembergischen  Kirchengut  zu. 

Eine  neue  Epoche  begann,  als  infolge  der  französischen 
Revolution  das  Volk  durch  Dekret  vom  4.  August  1789  aller 
Kirchengefälle  ledig  geworden  war.  Nach  diesem  Vorgang  er- 
griff mancher  deutsche  Fürst  die  Gelegenheit,  jene  Zehnten, 
welche  in  den  Erzbistümern  Mainz  und  Köln  auf  deutschem  Grund 
und  Boden  zur  Erhebung  gelangt  waren,  an  sich  zu  reißen. 
Erheblich  war  der  Umfang  dieser  Berechtigungen  zwar  nicht, 
umso  umfangreicher  aber  die  Zehntsäkularisationen  infolge  des 
Lüneviller  Friedens,  in  welchem  die  deutschen  Fürsten  für  ihre 
jenseits  des  Rhein  erlittenen  Verluste  entschädigt  worden  waren. 

Die  Folgen  dieser  Umwälzungen  machten  sich  lange  Zeit 
nicht  nur  in  den  souveränen  Gebieten,  sondern  auch  in  jenen 
der  mediatisierten  Standes-  und  Grundherrn  geltend. 

2.  Das  Zehntrecht  und  seine  Nutzung. 

Der  geschichtlichen  Entwicklung  entsprechend  wurde,  je 
nachdem  die  Einkünfte  zu  kirchlichen  oder  anderen  Zw'ecken 
bestimmt  waren,  der  Kirchen-  von  dem  Laienzehnt  ge- 
schieden^). Ausgehend  von  dem  längst  in  Kultur  genommenen 
Land  wurde  der  Altzehnte  der  Abgabe  von  neu  in  Bebauung 
genommenem  Land  dem  Neub  ruc  h- (N  oval  zehnt)  gegenüber- 
gestellt. Nach  der  Art  der  zur  Erhebung  gelangenden  Früchte 
gab  es  einen  großen  Zehnt  und  einen  K  1  e  i  n  z  e  h  n  t.  Zu 
jenem,  auch  Kornzehnt  genannt,  zählte  alles,  was  Halm  und 
Stengel  trieb,  wie  Dinkel,  Haber  und  Einkorn,  im  allgemeinen 
die  im  Sommer-  und  Winterfeld  stehenden  Früchte.  Der  kleine 
Zehnt  war  eine  Abgabe  namentlich  von  Erbsen,  Linsen,  Flachs, 
Hanf,  Kraut,   Rüben,  Obst,  von  allen  Garten-  und  Baumfrüchten, 

1)  Cless,    Kirchliche    und    politische  Landes-    und  Kulturgeschichte  von  Würt- 
temberg II,  S.  477.     Reyscher,  A.  Z.,  Sammlung  der  Württ.  Gesetze,  Bd.  IX,  S.  4. 

2)  Sattler,    Wirt.  Geschichte,     i.  Forts.,    S.    159,    198—199;    2.  Forts.,    S.  61, 
147,   199;  3.  Forts.,  S.  199,  2  11. 

3)  Reyscher,  Privatrecht  I,  S.  507 — 508. 
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sofern  die  Früchte  in  der  Brache  eingebaut  waren.  Wo  bei 
vermischter  Bauart  dem  Kleinzehnt  unterworfene  Früchte  im  Be- 
zirke des  prinzipalen  Zehntherrn  angebaut  waren ,  hatte  hieran 
der  Kleinzehntherr  nur  zu  einem  halben  Morgen  Anteil,  während 
das  Uebrige  dem  großen  Zehntherrn  zu  überlassen  war,  dagegen 
fand  für  den  Kleinzehnten  Gegenseitigkeit  im  Großzehntfeld  nicht 
statt. 

Eine  Sonderstellung  nahm  der  H  e  u  -  u  n  d  O  e  h  m  d  z  e  h  n  t , 
sowie  der  für  ein  weinbautreibendes  Land  besonders  wichtige 
We  i  n  z  e  h  n  t  ein. 

Wo  der  Zehnt,  wie  es  Regel  war,  von  Erzeugnissen  eines 
Grundstücks  gereicht  wurde,  haftete  er  als  Reallast  auf  dem 
Pflichtigen  Gute;  wurde  ein  Zehnt  von  gefallenen  Tieren  wie 
Schweinen,  Kälbern,  von  Bienen  oder  Produkten  derselben  wie 
Fleisch ,  Eier ,  Käse ,  Wachs ,  der  sog.  Blutzehnt  erhoben, 
so  hatte  die  Abgabe  gelegentlich  den  Charakter  einer  persön- 
lichen Last  des  Besitzers  jener  Tiere. 

Grundsätzlich  war  der  Zehnt  nur  einmal  zu  reichen,  die  Ver-' 
zehntung  war  eine  allgemeine,  sofern  nicht  eine  Beschränkung 
auf  einen  bestimmten  Bezirk  erfolgt  war;  Gegenstand  der  Ver- 
zehntung  war,  wie  der  Name  besagte,  der  zehnte  Teil  des  aus 
dem  landwirtschaftlich  benützten  Grund  und  Boden,  so  wie  er 
zur  Zeit  der  Zehntpflicht  angebaut  war,  erzielten  Roherzeugnisses. 

Schon  die  Zehnt-  und  Ernteordnung  von  161 8  sowie  das 
Generalreskript  vom  24.  Mai  1663  regelten  die  Behandlung  der 
Teilgebühren,  welche  in  dem  sechs-,  sieben-,  acht-  oder  mehr- 
fachen Teile  des  gewonnenen  Ertrags  bestanden  und  im  Staats- 
budget speziell  veranschlagt  wurden.  Solche  Teilabgaben  kamen 
beim  Getreide,  sowie  beim  Wein  vor;  erstere  hießen  Landgarben, 
die  letzteren  Teilwein. 

Ein  Abzug  für  den  Aufwand  auf  die  Produktion  war  ebenso 
ausgeschlossen,  wie  ein  Zwang  des  Zehntherrn  zum  Anbau  einer 
bestimmten  Fruchtgattung.  Nichtbebauen  eines  zehntpflichtigen 
Grundstücks  gab  dem  Zehntherrn  einen  Entschädigungsanspruch 
wegen  des  ihm  zustehenden  Rechtes,  was  auch  schon  bei  einer 
ihm  nachteiligen  Kulturänderung  der  Fall  war.  Solche  Kultur- 
änderungen waren  übrigens  nicht  Sache  des  Einzelnen,  sie  unter- 
lagen vielmehr  der  Kognition  des  Gemeinderats,  welcher  nach 
beschlossener  Kulturänderung  den  Zehntherrn  zu  benachrichtigen 
hatte.     Bei  Einführune:  neuer  Fruchtsattunffen  war  für  den  Anbau 
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im  Sommer-  und  Winterfeld  ohne  weiteres  der  große  Zehnt,  in 
der  Brache  der  kleine  Zehnt  zu  reichen  ;  für  den  letzteren  kamen 
namentlich  Klee  und  Esper,  Welschkorn  und  Kartoffeln  in 
Betracht  *). 

Die  Ausnützung  des  Zehntrechts  erfolgte  teils  durch  V  e  r- 
pachtung,    teils    durch    Selbstein  zug    der    Berechtigten. 

Von  den  dem  Fiskus  zustehenden  3174  Zehntberechtigungen, 
welche  sich  auf  eine  Gesamtfläche  von  1107101  Morgen  verteilten, 
waren  2812  mit  einer  Fläche  von  ca.  879000  Morgen  verpachtet^), 
aus  ca.  23000  Morgen  wurde  ein  Geldsurrogat  bezahlt,  während 
nur  25434  Morgen   durch  Verleihung  genutzt  wurden. 

Von  der  gesamten  fiskalischen  Weinbergfläche  von  5 1  816 
Morgen  waren  nur  27  535  Morgen  auf  längere  Zeit  verpachtet, 
hier  hatte  also  der  Naturaleinzug  großen  Umfang,  was  freilich 
die  Verwaltungskosten  wesentlich  erhöhen  mußte. 

Auch  beim  kleinen,  sowie  dem  Heu-  und  Übstzehnt,  gelang 
die  Verpachtung  nicht  immer,  der  Kleinzehnt  war  übrigens  häufig 
'den  Kirchendienern  überlassen,  deren  Besoldung  zum  Teil  in 
Zehntfrüchten  bestand,  die  selbst  eingezogen  wurden. 

3.    Wirtschaftliche    und    moralische    Würdigung    der    Zehnt- 
abgaben. 

Der  Zehnt  war  zur  Zeit  unentwickelter  Steuerverhältnisse, 
vorherrschender  Naturalwirtschaft  und  unentwickelten  Verkehrs, 
welchem  eine  Produktion  für  Geld  noch  ziemlich  fremd  war, 
berechtigt.  An  dem  wirtschaftlichen  Erfolg  waren  beide  Teile 
gleichmäßig  interessiert,  weil  bei  guter  Ernte  der  Berechtigte  wie 
der  Pflichtige  teilnahm,  bei  ungünstigem  Ausfall  derselben  der 
Schaden  auf  beiden  Schultern  ruhte ").  Die  Verabreichung  der 
Zehntabgabe  in  natura  mußte  dem  Zehntherrn  erwünscht  sein, 
weil  sie  einer  Geldabgabe  gegenüber  wesentlich  größere  Sicher- 
heit und  Stetigkeit  gewährte,  ein  Sinken  des  Zinsfußes  die  Ein- 
nahmen nicht  verringerte.  Der  Landwirt  hingegen  hatte  mit  dem 
Absatz  seiner  Produkte  wenig  Mühe,  er  konnte  seine  Verpflich- 
tungen mit  der  ihm  möglichen  Produktion  erfüllen,  in  guten 
Jahren  gab  er  mehr,  in  schlechten  weniger.  Sozialpolitisch  war 
es  ein  eminenter  Vorteil,    daß  beim  Sammeln    und  Veredeln  des 

i)  Ernte  G.  R.   vom   17.   Juni   1808. 

2)  Akten  F.  A.  47,  7. 

3)  Kopp  a.  a.  O.,  S.  67  ff. 
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Zehnten  die  ärmeren,  besitzlosen  Klassen  Arbeit  fanden,  in 
Teuerungsjahren  die  Zehntspeicher  die  billigsten  und  zugäng- 
lichsten Staatsmagazine  waren,  welche  dem  Wucher  und  Elend 
steuern  konnten. 

Diesen  vorteilhaften  Seiten  der  Zehntabgabe  standen  aber 
sehr  erhebliche  Nachteile  gegenüber. 

Das  wesentlichste  Bedenken  technischer  Natur  bestand  darin, 
daß  die  Abgabe  vom  Rohertrag  erhoben  wurde,  was  bei  der  im 
Süden  des  deutschen  Reiches  vorhandenen  starken  Bodendiffe- 
renzierung zu  den  größten  Unbilligkeiten  und  Härten  führen 
mußte,  weil  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  Produktionskosten 
qualitativ  weniger  begünstigtes  Land  die  gleiche  Last  zu  tragen 
hatte  wie  bestes  Land.  Man  denke  hiebei  etwa  an  die  Unter- 
schiede zwischen  im  Neckartal,  im  Unterland  und  in  den  rauhen 
Gegenden  der  Alb,  Oberschwabens,  des  Albuchs  und  Schwarz- 
walds gelegenen  Grundstücken. 

Sodann  erforderte  die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Zehnt- 
früchte und  des  Zehntweins  einen  großen,  umständlichen  und 
kostspieligen  Apparat.  Die  Belästigung  für  die  Pflichtigen  be- 
stand bei  der  Erhebung  darin,  daß  kein  Zehntholde  vor  der 
Auszehntung  Früchte  vom  Felde  wegnehmen  durfte,  außer  wenn 
Gefahr  im  Verzug  war  und  der  Zehntherr  auf  eine  ihm  erstattete 
Anzeige  sein  Zehntrecht  nicht  ausüben  ließ.  Die  der  Verzehntung 
unterliegenden  Garben  wurden  von  einem  von  der  Herrschaft 
aufgestellten  und  vereidigten  Zehntknecht  ausgewählt,  was  in 
unzähligen  Fällen  zu  den  häßlichsten  Streitigkeiten  und  Verdäch- 
tigungen führte,  weil  je  nach  Wahl  des  Ausgangspunktes  das 
Ergebnis  ein  sehr  verschiedenes  sein  konnte;  dies  besonders  dann, 
wenn  von  einem  Grundstücke  auf  das  andere  hinübergezählt 
wurde. 

Für  die  Verwertung  des  Zehntergebnisses  war  die  Verpach- 
tungsverhandlung sehr  wichtig.  Sie  fand  für  den  fiskalischen 
Zehnten  in  Gegenwart  des  Amtmanns  auf  dem  Rathaus  statt, 
wobei  verschiedene  F'ormalitäten  herkömmlich,  ja  zur  rechtlichen 
Gültigkeit  erforderlich  waren.  Beginn  und  Beendigung  des  Ge- 
schäfts waren  begrenzt  durch  Aufstecken  und  Abbrennen  eines 
Lichtes. 

In  der  zwischenliegenden  Zeit  waren  die  Gebote  abzugeben. 
Wollte  nun  ein  Pachtliebhaber  ein  niederes  Pachtlokar  erzielen, 
so    enthielt    er    sich    möglichst    lange    eines  Angebotes,    um    die 
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Herrschaft  zu  einem  niedrigeren  Angebot  zu  zwingen;  häufig 
machten  die  Teilhaber  an  der  Pachtverhandlung  unter  sich  oder 
auch  mit  dem  Schultheißen  zum  Schaden  der  Herrschaft  gemein- 
same Sache.  Oder  aber  führte  eine  leidenschaftliche  Ueber- 
steigerung  der  Pachtliebhaber  zu  den  erheblichsten  wirtschaft- 
lichen Nachteilen,  denn  häufig  waren  die  Beteiligten  vermögenslos, 
so  daß  hiedurch  geradezu  die  Existenz  der  Familie  gefährdet 
war^).  Eine  durchaus  nicht  seltene  betrügerische  Manipulation 
bestand  darin,  daß  die  Zehntpächter  vor  Erlegung  des  Pachtes 
Zehntfrüchte  zum  eigenen  Vorteil  verkauften  oder  in  der  eigenen 
Wirtschaft  konsumierten,  wodurch  die  Herrschaft  geschädigt  wurde. 

Mit  Trennung  des  Halmes  vom  Boden  hatte  der  Zehntherr 
alles  Risiko  zu  tragen,  was  beim  Lagern  der  F'rucht  auf  dem 
Felde  zu  großen  Nachteilen  führte. 

Zu  diesen  ökonomischen  Nachteilen  kamen  noch  die  mora- 
lischen Schädigungen,  weil  der  Pflichtige  in  allem  Gegner  seines 
Zehntherrn  war,  den  er  mit  allen  Mitteln  zu  übervorteilen  suchte. 
Der  Betrug  begann  schon  beim  Garbenbinden  und  endigte  erst, 
nachdem  die  Frucht  in  den  Sack  des  Fruchtkäufers  gemessen 
war.  —  Beim  Ausdreschen  erhielten  die  Zehntteilhaber  häufig  viel 
Stroh  und  Spreuer,  an  Frucht  viel  solche  leichter  Art;  in  den 
Säcken,  welche  zum  Transport  dienten,  fanden  sich  plötzlich 
leichtere  PYüchte  vor,  welche  für  die  Herrschaft  bestimmt  w^aren. 
Stets  waren  die  schlechtesten  P'rüchte  auf  den  zehntpflichtigen 
Grundstücken  zu  finden,  auch  wenn  sie  dorthin  erst  gebracht 
werden  mußten.  Der  Heuzehnt  lieferte  oft  saures  Gras,  beim 
VVeinzehnt  war  die  Schädigung  des  Zehntherrn  durch  Lieferung 
schlechter  Qualität  noch  erheblicher, 

Beim  Kleinzehnt  gab  es  häufig  Kollisionen  der  geistlichen 
und  weltlichen  Zehntberechtigten ;  bei  den  Neubrüchen  mußte 
schon  ein  Generalreskript  vom  21.  Juli  1649  das  Verbleiben  dieses 
Zehnten  in  seinem  ganzen  Umfang  bei  dem  »weltlichen  Kammer- 
gut« dadurch  sicherstellen-),  daß  den  Klöstern  und  geistlichen 
Verwaltungen  der  Bezug  des  Heu-  und  kleinen  Zehnten  nur  da 
belassen  wurde,  wo  derselbe  durch  Lagerbuch  berechtigt  erschien. 

Ein  späteres  Generalreskript  vom    17.  Juli  1691  ^)  ordnete  an, 

i)  Verh.  Kammer  der  Abg.    1836,   Bd.  IX,  Beil. -Heft  3,   S.  134;  Beil.  105  zum 
LV.  Protokoll  vom   17.  Mai   1836. 

2)  Reyscher,  Sammlung  der   Württ.  Gesetze,   Bd.  XVI,  S.  387 — 388. 

3)  a.  a.  O.,  S.  511. 
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daß  bei  Begrenzung  des  Zehnten  der  Geistlichen  auf  gewisse 
Gattungen  von  Früchten  nur  diese  sollten  eingesammelt  werden 
können,  alles  Andere  aber  den  zur  Einziehung  der  Zehnten  be- 
stimmten geistlichen  und  weltlichen  Beamten  zu  überlassen  wäre. 
—  Beim  Anbau  wurde  das  mit  Sommer-  und  Winterfrucht  zu 
bebauende  Feld  den  in  anderen  Ländern  angebauten  kleinen 
Zehntfrüchten,  der  große  Zehnt  dem  kleinen  Zehnt,  welchen  der 
Pfarrer  bezog,  ausdrücklich  gegenübergestellt. 

Zur  Ausgleichung  wurde  noch  vorgeschrieben,  daß  beim 
Einsäen  kleiner  Zehntfrüchte  in  das  dem  großen  Zehnt  reservierte 
Oeschfeld  vom  kleinen  Zehnt  ein  halber  Morgen  dem  Pfarrer, 
das  übrige  aber  als  Surrogat  des  großen  Zehnten  dem  Kammer- 
gut zustehen,  im  umgekehrten  Falle  aber  der  Pfarrer  drei  Vierteile, 
der  Herzog  ein  Vierteil  erhalten  sollte.  Diese  Bestimmungen 
wurden  aber,  ob  absichtlich  oder  nicht,  soll  hier  nicht  untersucht 
werden,  mißverstanden,  so  daß  die  Ausübung  des  kleinen  Zehnten 
an  den  in  der  Brache  eingebauten  Halmfrüchten  durch  zwei 
weitere  Reskripte  vom  l8.  und  25.  Mai  1789  klargelegt  werden 
mußte. 

Die  Forderung  einer  Beseitigung  der  gründlich  verhaßten 
Zehntlast  war  nach  den  geschilderten  Rechts-  und  tatsächlichen 
Verhältnissen  nur  zu  begründet.  Als  vollends  mehrere  schlechte 
Ernten  im  Jahre  1809,  18 10,  18 12 — 18 15,  besonders  aber  eine  Miß- 
ernte in  Obst,  Kartoffel,  Wein,  Getreide  und  Futter  im  Jahre  1816 
den  Bauern  zu  entkräften  drohten,  der  Wohlstand  und  Kredit  des 
Bauern  sowie  die  Sicherheit  für  den  Eingang  der  Kapitalzinse 
ernstlicher  Gefährdung  unterlag,  konnte  die  Agrargesetzgebung 
an  der  Regulierung  der  Zehntverhältnisse  nicht  mehr  vorüber- 
gehen. 

II. 

I.  Der  Anfang  einer  planmäßigen  Reform  des  Zehntrechts. 

Die  Erkenntnis,  daß  die  Erhebung  des  Zehnten  in  natura 
für  den  Staat  Erhebungskosten  in  einem  Umfange  verursachte, 
welcher  in  keinem  Verhältnis  zu  der  hiedurch  erzielten  Mehrung 
des  Staatseinkommens  stand,  war  im  Verein  mit  der  Rücksicht 
auf  die  unglückliche  Lage  der  Landwirtschaft  schon  in  den  Jahren 
181 8  und  1819  für  die  Regierung  Anlaß,  die  dem  Staate  zu- 
stehenden Frucht-  und  Weinzehnten  da,  wo  die  Gemeinden  hiezu 
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geneigt  waren,  auf  mehrere  Jahre  an  diese  zu  verpachten;  die 
Gemeinden  hatten  dann  den  PachtschiUing  auf  die  Gemeindege- 
nossen nach  der  Größe  der  Verpflichtungen  umzulegen. 

Da  der  Erfolg  den  Erwartungen  nicht  eutsprach,  wurde  nun, 
als  die  gewöhnlich  auf  neun  Jahre  abgeschlossenen  Zehntpacht- 
akkorde mehrerer  Gemeinden  sich  ihrem  Ende  näherten,  der 
Versuch  gemacht,  die  dem  Staate  gehörigen  Frucht-  und  Wein- 
zehnten ,  sowie  die  Teilgebühren  ganzer  Markungen  in  eine 
ständige  Rente  zu  verwandeln  ^). 

Gegen  eine  Regelung  in  dieser  Richtung  machten  indeß  die 
in  Betracht  kommenden  Gemeinden  geltend,  daß  die  Zehntreichung 
in  natura  den  meisten  Pflichtigen  leichter  falle  als  eine  auch  in 
Mißjahren  abzutragende  Rente,  besonders  wenn  diese  in  Geld  zu 
reichen  war.  Die  Regierung  kam  den  ausgesprochenen  Bedenken 
dadurch  entgegen,  daß  sie  am  25.  Juni  1828  in  den  neu  aufge- 
stellten Grundsätzen  die  Verträge  über  Zehntwandlung  durch 
Einräumen  eines  Kündigungsrechts  nach  neun  Jahren  widerruflich 
machte  und  der  Majorität  der  Pflichtigen  anheimstellte,  die  an 
Stelle  der  Fruchtzehnten  tretende  Rente  in  Geld-  oder  Getreide 
zu  reichen,  wobei  die  Geldrenten  nach  mittleren  Schrannen- 
preisen  zur  Zeit  des  Verfalltermins  und  unter  Berück'sichtigung 
der  Entfernung  der  Schranne  festgesetzt  wurden.  Bei  Hagel- 
schaden und  anderen  in  den  Zehntordnungen  angeführten  Fällen 
eines  Anspruchs  auf  Zehntnachlaß  sollte  dieser  auch  für  die 
andere  Erhebungsweise,  wenn  nicht  mehr  als  75  Proz.  des  durch- 
schnittlichen Ertrags  geerntet  waren,  Platz  greifen.  Von  dem 
durchschnittlichen  Zehntertrag  kamen  diejenigen  reinen  Kosten, 
welche  durch  die  Zehntwandlung  gespart  wurden,  in  Abzug,  die 
Zehntfelder  wurden  nach  ihrer  Ertragsfähigkeit  in  Klassen  ein- 
gereiht und  hierauf  die  Gült  dauernd  festgelegt;  die  Gemeinden 
hatten  die  Haftung  für  die  ganze  Abgabe  und  deren  abzugfreie 
Lieferung  an  die  staatliche  Bezirksfinanzbehördo  zu  übernehmen. 
Wo  P'rucht-  und  kleiner  Zehnt  auf  einer  Markung  zusammen- 
trafen, konnte  der  Kleinzehnt  in  der  Weise  in  eine  Getreiderente 
verwandelt  werden,  daß  sein  Durchschnittsertrag  nach  dem  Ge- 
treidepreise der  Durchschnittsjahre  zugrunde  gelegt  wurde.  Die 
in  Form  von  Zehntgemeinschaften  vorkommenden  Rechte  anderer 
Zehntherrschaften  in  den  staatlichen  Zehntbezirken  sollten  durch 
Uebernahme  der  diesen  zustehenden  Zehnten  auf  den  Staat  oder 

i)  Akten  F.  A.  XIX,  46,  7'. 
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durch  Vornahme  einer  Teihing  gemeinschaftHcher  Zehntbezirke 
beseitigt  werden.  Uni  die  Durchführung  der  geplanten  Neurege- 
lung noch  mehr  zu  erleichtern,  wurde  bestimmt,  daß  da,  wo 
Gemeinden  in  ihrer  Gesamtheit  widerstrebten,  auch  einzelne  Guts- 
besitzer mit  wenigstens  20  —  50  Morgen  Anbaufläche  einbezogen 
werden  konnten.  Auch  jetzt  blieb  das  Resultat  ein  negatives, 
die  Pflichtigen  wollten  nicht  fiskalischen  Absichten  und  der 
Zentralisierung  in  der  starken  Hand  des  Staates  Vorspann  leisten, 
sie  wollten  Beseitigung  der  Zehntlast  überhaupt  und  wurden 
nicht  müde,  über  die  Art  der  Erhebung  von  Zehnten  und  Teil- 
gebühren immer  wieder  laut  Klage  zu  führen. 

Die  Regierung  trug  den  Wünschen  der  ländlichen  Bevölke- 
rung angesichts  der  zunehmenden  Bevölkerung,  welche  zu  einer 
Erhöhung  der  Urproduktion  führen  mußte,  die  unter  dem  der- 
zeitigen Wirtschaftssystem  unmöglich  war,  Rechnung,  denn  es  war 
nachgewiesen,  daß  der  durch  Erhebung  des  Zehnten  auf  dem 
Felde  entstehende  Verlust  etwa  den  achten  Teil  des  gesamten 
Zehntertrags  der  Konsumtion  überhaupt  entzog. 

Die  Behandlung  der  Beseitigung  der  Zehnten  im  Sinne  der 
von  den  Pflichtigen  vorgebrachten  Wünsche  war  seitens  der 
Regierung  zunächst  noch  eine  dilatorische.  Ihr  war  die  wichtigste 
Frage,  ob  der  Zehntberechtigte  durch  Kapital  oder  Rente  ent- 
schädigt werden  sollte,  ob  die  Zehnten  und  Teilgebühren  zur 
Ablösung  überhaupt  schon  reif  waren  oder  ob  Verwandlung  in 
jährliche,  nach  ihrem  bisherigen  Nutzungswerte  bemessene  Lei- 
stungen vorerst  genügte.  Gegen  die  Ablösung  schien  der  Um- 
stand zu  sprechen,  daß  die  Zehntholden  wegen  der  Nachwirkung 
der  letzten  Notjahre  zur  Aufbringung  der  hiefür  erforderlichen 
Kapitalien  wirtschaftlich  nicht  genügend  gekräftigt  waren,  daß 
ein  für  die  wirksame  Durchführung  einer  solchen  Maßnahme  an- 
zuordnender Zwang  nicht  hinreichend  begründet  erschien. 

Damit  waren  die  Grundsätze  für  den  im  Jahre  1832  bear- 
beiteten Gesetzentwurf  gegeben  ^). 

Alle  Zehnten  von  Bodenerzeugnissen,  sowie  die  dem  Gesetz 
vom  23.  Juni  1821  im  löfachen  Kapital  ablösbaren  Teilgebühren 
des  Staates,  der  Hofdomänenkammer  und  der  unter  Aufsicht  des 
Staates  stehenden  Korporationen  sollten  in  eine  jährliche  Rente 
verwandelt  werden,  wobei  die  Verwandlung  für  die  berechtigten 
eine  zwangsweise,  für  die  Pflichtigen  eine  freiwillige,  nur  für  eine 

i)  Akten  F.   A.  XIX,   46,  7. 
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ganze  Markung  oder  wenigstens  alle  Weinzehnten  derselben  zu- 
lässige sein  sollte.  —  In  der  jährlichen  Rente,  nach  deren  Fest- 
setzung jede  Naturalverzehntung  erloschen  war,  war  der  ganze 
bisherige  durch  Berechnung  oder  Schätzung  ermittelte  Reinertrag 
aufgegangen.  Die  Reichung  der  Rente  je  einer  Markung  erfolgte 
aus  einer  Hand,  bei  geteilten  Markungen  durch  diejenige  Ge- 
meinde, welche  den  Einzug  besorgte  und  für  das  ganze  Geschäft 
haftete. 

In  einer  Neuredaktion  wurde  die  Beschränkung  der  Ver- 
wandlung je  für  eine  ganze  Markung  bez.  alle  Weinzehntgefälle 
fallen  gelassen  und  auf  alle  übrigen  Frucht-  und  anderen  Zehnten 
ausgedehnt,  im  übrigen  aber  alles  weggelassen,  was  die  Kammer 
der  Standesherren  zu  verletzen  und  damit  dem  ganzen  Gesetz  zu 
schaden  geeignet  war. 

Bei  Eröffnung  des  Landtags  hatte  der  Passus  der  Thron- 
rede, welcher  von  der  Vereinfachung  und  Minderung  der  Grund- 
abgaben handelte,  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  lebhaften 
Widerhall  gefunden,  die  Spannung  auf  den  Entwurf  war  deshalb 
eine  sehr  große.  Der  König  überwand  seine  Abneigung  gegen 
die  formelle  Genehmigung  der  in  dem  Entwurf  niedergelegten 
Grundsätze  und  erteilte  seine  Zustimmung  zur  Vorlage  des  Ent- 
wurfes in  der  Ständeversammlung,  welche  außer  dem  Budget 
noch  keinen  Beratungsstoff  erhalten  hatte.  —  Besondere  Verhält- 
nisse machten  aber  die  Beratung  des  Entwurfes,  welcher  am 
5.  Februar  1833  eingebracht  worden  war  ^),  unmöglich,  weil  die 
Kammer  aufgelöst  wurde. 

Eine  Reihe  von  Gesetzentwürfen  ^)  zur  Grundentlastung  war 
mit  dem  Zehntgesetzentwurf  eingebracht  worden;  sämtliche  Ent- 
würfe wurden  dem  II.  Landtag  des  Jahres  1833  unverändert 
wieder  vorgelegt,  der  Zehntgesetzentwurf  aber  fehlte. 

Noch  vor  der  am  22.  März  1833  erfolgten  Auflösung  des 
Landtags  hatte  der  Antrag  des  Abgeordneten  Kayser  wegen  der 
Umwandlung  oder  Ablösung  der  Zehnten^)  eine  längere  Debatte 
veranlaßt.  Für  die  durch  die  Kameralämter  zu  erhebenden 
Zehnten  war  schon  durch  eine  Verfügung  vom  25.  Juni  1819*) 
eine  veränderte  Erhebung  der  Staatszehnten  angeordnet  worden, 

i)  Verh.  Kammer  der  Abg.   1833,  I.  L.  T.  XXII,  S.   50. 

2)  Wegen  Beseitigungen  der  Fronen,  Beeden  und  leibeigenschaftlichen  Abgaben. 

3)  Beilage  4  zum  Protokoll  vom  20.  März   1833. 

4)  S.    191   oben. 
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welche  aber  keineswegs  geeignet  war,  eine  aligemeine  Ver- 
einfachung des  Staatshaushalts  oder  eine  Erleichterung  der  Land- 
wirtschaft herbeizuführen,  sondern  nur  eine  Vereinfachung  in  der 
Verwaltung  der  kameralamtlichen  Zehntgefälle  bezweckte. 

Da  hiedurch  der  bestehende  Zustand  nicht  nur  bestehen 
blieb,  sondern  durch  die  künftige  Steigerung  der  quantitativen 
und  qualitativen  Anforderungen  eher  noch  verschärft  wurde,  da 
künftig  mehr  und  bessere  Früchte  verlangt  wurden,  so  ver- 
dichtete der  Abg.  Kayser  seine  Ausführungen  zu  dem  Antrag, 
die  Getreidezehnten  für  immer  in  Fruchtgülten  zu  verwandeln, 
welche  jeder  Zehntpflichtige  in  den  alljährlich  sich  ergebenden 
Preisen  entweder  zu  bezahlen  oder  in  natura  abzuliefern  hätte. 
Anderseits  sollte  aber  der  dem  Staate  durch  die  sichere  jähr- 
liche Einnahme,  die  vorzüglichen  Früchte  und  den  Verkauf  der 
Zehntscheuern  zufließende  Gewinn  den  Pflichtigen  dadurch  zu 
gute  kommen,  daß  ihnen  ein  Achtel  ihrer  Schuldigkeit  nachge- 
lassen wurde.  Um  die  F'olgen  einer  Mißernte  abzuschwächen 
und  dem  Wucher  zu  steuern,  war  ferner  angetragen,  immer  einen 
Jahrgang  reiner  Früchte  vorrätig  zu  halten. 

Wegen  der  den  Pflichtigen  freigestellten  Wahl,  ob  sie  in 
natura  oder  Geld  zehnten  wollten,  wurde  die  Anregung  als  nicht 
durchgreifend  genug  angefochten,  da  die  Verwaltung  in  gleichem 
Umfang  aufrecht  erhalten  werden  mußte,  auch  die  Vorteile  im  Falle 
einer  Mißernte  oder  vorkommenden  Wuchers  mit  der  Beibe- 
haltung eines  kostspieligen  Apparates  zu  teuer  erkauft  waren. 

Die  Kommission  ging  in  ihren  Deduktionen  weiter,  indem  sie 
zwar  auch  noch  lediglich  an  eine  Verwandlung  dachte,  aber  doch 
in  Fehljahren  den  Weinzehnt  nachgelassen  wissen  wollte  und  mit 
der  Aufhebung  der  wahlweisen  Reichung  der  Zehnten  in  natura 
oder  Geld  das  Bezugsrecht  des  Staates  an  Zehnten  auch  äußer- 
lich dadurch  zu  beseitigen  trachtete,  daß  die  Abgabe  von  der 
Amtspflege  mit  der  direkten  Steuer  erhoben  wurde.  Es  erschien 
nun  möglich,  den  ganzen  Zehntverwaltungsapparat  überhaupt  zu 
veräußern  und  die  Stiftungen  und  Korporationen  zu  einem  ana- 
logen Vorgehen  zu  ermuntern. 

Als  Ergebnis  der  stattgehabten  Erörterungen  im  Schöße  der 
Kammer  der  Abgeordneten  wurde  am  18.  September  1833  an 
die  Regierung  die  Bitte  gestellt,  unter  Bezugnahme  auf  den 
früheren  Gesetzentwurf  und  unter  Berufung  auf  den  in  der  aller- 
neuesten  Zeit    noch    allgemeiner    ausgesprochenen  Wunsch  nach 
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einer  Aenderung  der  Zehntverhältnisse  einen  bezüglichen  Gesetz- 
entwurf einbringen  zu  lassen  ^).  —  In  dieser  Vorstellung  der 
Kammer  war  der  Wunsch  ausgedrückt,  den  Zehnten  gegen  Ent- 
schädigung beseitigen  zu  lassen. 

Solch  radikale  Bahnen  zu  betreten  scheute  sich  die  Regie- 
rung aus  verschiedenen  Gründen. 

Einmal  waren  die  Wirkungen  einer  solchen  Maßnahme  noch 
gar  nicht  zu  übersehen,  sodann  aber  wollte  zur  Vermeidung  un- 
liebsamer Folgen  erst  die  Entscheidung  der  Bundesversammlung 
auf  eine  von  den  württembergischen  Standesherren  dort  gegen 
das  Edikt  vom  i8.  November  1817  eingereichten  Beschwerde 
abgewartet  werden. 

Die  Regierung  hielt  noch  an  der  Auffassung  fest,  daß  bei 
einer  eventuellen  Aenderung  nur  eine  Kombination  von  Verw^and- 
lung  und  Ablösung  in  Frage  kommen  konnte.  Da  außerdem 
der  Grundsatz  der  Ablösung  noch  nicht  auf  alle  Grundlasten 
ausgedehnt  war,  schien  ihr  kein  Grund  vorzuliegen,  gerade  die 
Zehnten  herauszugreifen,  weil  sich  für  die  Pflichtigen  die 
gleichen  Wohltaten  auch  durch  Verwandlung  erzielen  ließen.  Am 
15.  Mai  1834  war  zur  Unterstützung  der  von  der  Kammer  der 
Abgeordneten  gestellten  Bitte  der  Regierung  eine  Eingabe 
des  landwirtschaftlichen  Vereins  Ellwangen  überreicht  wor- 
den, welche  die  Nachteile  der  Zehnten  in  beweglichen  Worten 
schilderte.  Auch  diese  neueste  Vorstellung  konnte  die  Re- 
gierung von  iiirem  Standpunkt  nicht  abbringen.  Es  hatte 
vielmehr  eine  K.  Entschließung  vom  10.  September  1834  auf 
Grund  eines  von  dem  Geheimen  Rat  erstatteten  Gutachtens  sich 
dahin  ausgesprochen,  daß  vorerst  der  Erfolg  der  ständischen  Be- 
ratungen über  die  übrigen  von  der  Kammer  der  Abgeordneten 
in  Behandlung  genommenen  ^)  Gesetzentwürfe  abgewartet  werden 
sollte.  Da  diese  Gesetzentwürfe  wegen  der  verzögerten  Bericht- 
erstattung der  Kommission  erst  spät  im  Plenum  der  Kammer 
der  Abgeordneten  zur  Beratung  kamen,  blieb  der  für  die  Kammer 
unbefriedigende  Zustand  zunächst  unverändert  bestehen. 

Auch  eine  am  i.  Juni  1836  von  der  Kammer  der  Abgeord- 
neten vorgebrachte  Bitte  um  Beantwortung  ihrer  früheren  An- 
regung hatte  keinen  Erfolg,  weil  die  Beratung  über  die  Gesetz- 
entwürfe  wegen  Beseitigung  der  Fronen,    Beeden    und   leibeigen- 


1)  Verh.  Kammer  der  Abg.   II.  Landtag   1833.     XXVIII,  S.  66  ff. 

2)  Verh.  Kammer  der  Abg.  LXX,  S.  36—37. 
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schaftlichen  Abgaben  noch  nicht  beendet  war'),  hinsichthch 
des  Ablösungsmaßstabs  aber  wollte  die  Regierung  erst  die  Be- 
schlüsse der  Bundesversammlung  über  die  Reklamationen  des 
württembergischen  Adels  abwarten. 

Die  eingehenden  neuesten  Beratungen  über  ein  Agrikulturge- 
setz, welche  der  Abgeordnete  Nefflen  veranlaßt  hatte'-),  gaben  aber 
immerhin  der  Regierung  angesichts  der  mit  dem  Jahr  1833  ein- 
setzenden Häufigkeit  literarischer  Behandlung  des  Gegenstandes 
und  der  wiederholten  Besprechungen  desselben  in  öffentlichen 
Versammlungen  Veranlassung,  den  Zehntgesetzentwurf  des  Jahres 
1833   wenigstens  einer  Revision  zu  unterziehen. 

Auf  unmittelbares  Eingreifen  des  Königs  wurde  das  Finanz- 
ministerium zur  Berichterstattung  darüber  aufgefordert,  ob  nicht 
aus  den  Ueberschüssen  der  letzten  Finanzperiode  überbürdete 
Gemeinden  unterstützt  oder  wenigstens  die  Ablösung  der  Wein- 
gefälle erleichtert  werden  könnten.  Der  Initiative  des  Königs  ent- 
sprach auch  die  Anregung,  nun  der  Ablösung  der  fiskalischen 
Klein-  und  Heuzehnten  näher  zu  treten.  Am  29.  März  1838  er- 
ging die  konkrete  Weisung,  die  Revision  des  Gesetzentwurfes 
vom  Jahre  1833  unter  Beschränkung  auf  den  großen  Fruchtzehnt 
in  Angriff  zu  nehmen,  wegen  der  Wein-  und  Kleinzehnten  einen 
Gesetzentwurf  vorzubereiten,  in  welchem  dem  Fiskus,  den  Ge- 
meinden und  Stiftungen  Ablösung  im  20  fachen  Betrag  ermög- 
licht war. 

Unmittelbare  Veranlassung  hiezu  hatte  die  vorgeschrittene 
Gesetzgebung  in  Baden  und  Hessen  gegeben.  —  Dort  war  der 
Neubruch-  und  Blutzehnt  im  Jahre  1831,  der  gesamte  Feldzehnt 
im  Jahre  1833  aufgehoben  worden.  In  Hessen  waren  schon  im 
Jahre  1816  die  fiskalischen  Zehnten  und  Teilgebühren  in  Grund- 
renten verwandelt,  1824  alle  übrigen  Zehnten  von  dieser  Maß- 
regel betroffen  worden,  im  Jahre  1831  alle  fiskalischen  Renten, 
also  auch  die  Zehnten  im  18  fachen  Betrage  für  ablösbar  erklärt 
worden.  —  Trotz  der  schonenden  Grundsätze  der  badischen  Ge- 
setzgebung folgte  die  Regierung  ihnen  zunächst  nicht.  Die  Rat- 
geber des  Königs  wollten  vielmehr  eine  bindende  Entschließung 
solange  hinauszögern,  bis  die  bereits  jetzt  ermöglichten  Gefäll- 
ablösungen in  Württemberg  weiter  vorgeschritten  waren  und 
demnach  einen  besseren   Ueberblick  boten. 

1)  Ebenda  LXVI,  S.  2  ff.,  9.     Adresse  III.  B.  H.,   S.   184. 

2)  Ebenda  LV,  B.  H.  III.,  S.   134. 
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Die  Kammer  der  Abgeordneten  hatte  von  der  eifrigen 
Tätigkeit  im  Schöße  der  Regierung  keine  genaue  Kenntnis.  In 
der  Meinung,  es  könnte  das  Tempo  der  von  ihr  erstrebten  Agrarge- 
setzgebung verlangsamt  sein,  entwickelte  der  Abgeordnete  Redwitz 
eine  Motion  über  Ablösung  der  Zehnten  und  Gülten.  Grund- 
sätzlich mit  der  Forderung  einverstanden,  hatten  Kommission  und 
Plenum  der  Kammer  der  Abgeordneten  den  Gegenstand  beraten 
und  in  einem  Ersuchen  an  die  Regierung  vom  3.  Juli  1839  die 
Weiterführung  der  Agrarreform  wenigstens  in  der  Richtung  ge- 
wünscht, daß  in  einem  Gesetzentwurf  die  Bestimmungen  des 
II.  Ediktes  vom  18.  November  1817  und  des  Gesetzes  vom 
23.  Juni  1821  zum  Zwecke  der  Ablösung  der  auf  dem  Grund- 
eigentum ruhenden  Zehnten  oder  Verwandlung  derselben  in 
ständige  Renten  näher  entwickelt  und  wenigstens  die  Ablösung 
oder  Verwandlung  da,  wo  der  Staat  zehntberechtigt  war,  zur 
Durchführung  gelangte  ^). 

Mit  Rücksicht  auf  das  Beispiel  in  Baden  und  die  Stellung- 
nahme der  Kammer  der  Abgeordneten  war  auch  der  Geheime 
Rat  dem  Wunsche  nach  einer  Beseitigung  der  Zehntlast 
insoweit  entgegengekommen,  als  er  ihrer  Aufhebung  dann  nicht 
entgegentreten  zu  wollen  erklärte,  wenn  dies  ohne  Schädigung 
der  Beteiligten  möglich  war.  Durch  diese  Einschränkung  wollte 
eine  allzu  rasche  Auflösung  des  Zusammenhangs  zwischen  Grund- 
herrn und  Pflichtigen  vermieden  und  der  bekannten  Ansicht  der 
Bundesversammlung  Rechnung  getragen  werden. 

Reklamationen  der  durch  die  württembergische  Gesetzgebung 
verletzten  Berechtigten  des  standesherrlichen  Adels  lagen  seit 
dem  Beginn  der  Agrargesetzgebung  im  Jahre  1817  unerledigt  im 
Schöße  der  Bundesversammlung  bez.  seines  zuständigen  Aus- 
schusses. Nun  ließ  auf  Grund  einer  K.  Entschließung  vom 
23.  Mai  1840  die  Regierung  die  endliche  Entscheidung  auf  die 
bisher  vorgebrachten  Beschwerden  der  Berechtigten  durch  den 
württembergischen  Gesandten  betreiben. 

Gleichzeitig  gab  die  Beratung  des  Budgets  im  Mai  infolge 
der  von  den  landwirtschaftlichen  Vereinen  Überschwabens  vor- 
gebrachten Anliegen  Gelegenheit  zu  eingehenden  Debatten  über 
Zehntverhältnisse.  Der  von  dem  Abg.  Redwitz  wieder  auf- 
genommene frühere  Antrag  führte  die  Kommission  der  Kammer 
der  Abgeordneten  zu  dem  Ersuchen  an  die  Regierung,  sie  möge 

i)  Verh.  Kammer  der  Abg.  LXXXII,  S.    10  fT.,  Akten  F.  A.  XVII,  38,  2. 
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mit  Beendigung  der  Zehntpacht  bei  v^orhandener  Neigung  der 
Gemeinden  den  Zehnten  in  eine  ständige  Rente  verwandeln 
lassen. 

Weiter  wollte  im  gegenwärtigen  Zeitpunkt  auch  die  Kom- 
mission nicht  gehen,  weil  für  eine  sofortige  Durchführung  einer 
allgemeinen  Zehntablösung  ein  Ablösungskapital  von  mindestens 
45   Millionen  Gulden  berechnet  wurde. 

Die  Rücksichtnahme  hierauf  war  aber  für  die  Formulierung 
des  Kommissionsantrags  nicht  das  einzige  Motiv,  denn  die  etwa 
1800  Gemeinden  des  Landes  konnten  eine  Belastui:g  von  etwa 
je  2500  ü.  Ablösungskapital  immerhin  ertragen.  Mitbestimmend 
war  vielmehr  namentlich  der  Umstand,  daß  im  Königreich  Bayern 
die  Verwandlung  der  Zehnten  in  ständige  Abgaben  mit  Erfolg 
durchgeführt  war,  die  fürstlichen  Häuser  Thurn  und  Taxis  und 
Fürstenberg  für  einen  Teil  ihrer  in  Württemberg  gelegenen  Be- 
sitzungen die  Zehnten  fixiert  hatten.  Diese  Beispiele  sprachen 
für  ein  Vorgehen  im  Sinne  der  von  der  Kommission  gegebenen 
Anregungen,  zumal  aus  einem  anderen  Nachbarstaat  bekannt  ge- 
worden war,  daß  bei  Durchführung  der  bezüglichen  Gesetzgebung 
sich  langwierige  Prozesse  ergeben  hatten.  Somit  war  alles  einig 
über  die  Notwendigkeit  einer  Neuregulierung  des  Zehntwesens 
einerseits,  über  ein  schrittweises  Vorgehen  anderseits.  Nur  ein 
Redner  in  der  Kammer  der  Abgeordneten,  der  Bischof  von 
Rottenburg,  trat  der  allgemeinen  Auffassung  von  der  Kultur- 
hinderung des  Zehnten  mit  dem  Appell  entgegen,  daß  die  nach 
höheren  kirchlichen  Gesetzen  festgelegten  Einrichtungen  von 
Menschenhand  nicht  eingeengt  werden  dürften,  und  legte  gegen 
jede  Beseitigung  des  göttlich  eingesetzten  Zehntrechts  Verwahrung 
ein.  Ein  Vertreter  der  evangelischen  Geistlichen  sprach  sich  für 
eine  feste  Naturairente  aus,  weil  der  Selbsteinzug  des  Zehnten 
der  Würde  und  Wirksamkeit  des  geistlichen  Amtes  nachteilig 
war,  Freiherr  von  Wöllwarth  lehnte  wegen  der  örtlichen  Ver- 
schiedenheiten und  der  Schwierigkeit  der  Preisbestimmung  an 
Orten  ohne  Schrannen  die  Fixierung  ab  und  glaubte  der  Zustim- 
mung aller  Berechtigten  sicher  zu  sein,  wenn  ein  angemessenes 
Aequivalent  geboten  wurde. 

Die  Stellungnahme  der  eben  erwähnten  Redner  veranlaßte 
das  Plenum  im  Jahre  1842,  die  Regierung  um  einen  Gesetzent- 
wurf wegen  Verwandlung  des  Staatszehnten  in  eine  ständige, 
nach    einem    noch    festzusetzenden    Maßstab    jederzeit    ablösbare 
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Rente,  sowie  wegen  Verwandlung  der  Teilgebühren,  des  Heu-, 
Oehmd-  und  lebendigen  Zehnten,  der  unveränderlichen  Geld-  und 
Naturalabgaben  von  i\'2 — lO  fl.,  wenn  dem  Staate  unterstellte 
Körperschaften  zehntberechtigt  waren,  um  einen  dem  wahren 
Wert  entsprechenden  Kaufpreis  zu  ersuchen. 

Die  Richtlinien  des  von  der  Kammer  vorgebrachten  neuesten 
Ersuchens  wurden  vom  Finanzministerium  und  auch  in  dem  Gut- 
achten des  Geheimen  Rats  vom  21.  Dezember  1842  bekämpft,  die , 
spezielle  weitere  Behandlung  der  Zehntfrage  aber  ausgesetzt,  weil 
die  Kammer  der  Standesherren  an  der  geplanten  Ausdehnung  der 
Zehntregulierung  auf  die  Körperschaften  Anstoß  genommen 
hatte. 

Die  ablehnende  Haltung  der  Regierung  erfuhr  nur  dadurch 
eine  gewisse  Milderung,  daß  einer  Weisung  des  Königs  ent- 
sprechend, die  noch  immer  ausstehende  Entscheidung  der  Bundes- 
versammlung auf  die  Reklamationen  des  württembergischen  Adels 
wiederholt  angeregt  wurde. 

Die  Behandlung  der  nachgerade  dringend  gewordenen  Be- 
seitigung der  Zehntlasten  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  war 
zunächst  aufgeschoben. 

Um  so  intensiver  bemühten  sich  die  interessierten  Zehntholden 
und  die  landwirtschaftlichen  Berufsvertretungen  um  ein  Zehnt- 
gesetz. 

jMassenpetitionen  wurden  an  Regierung  und  Stände  abge- 
schickt^), auf  zahlreichen  Konferenzen  die  Zehntfrage  und  deren 
Weiterentwicklung  eingehend  besprochen.  Eine  alle  Wünsche 
der  Beteiligten  umfassende  Beratung  hatte  in  Hall  stattgefun- 
den, so  daß  die  Kammer  selbst  reichlich  Material  zur  Begrün- 
dung einer  neuen  Petition  an  die  Regierung  wegen  der  Zehnt- 
wandlung in  ständige  Renten  oder  Ablösung  gegen  Entschädigung 
hatte. 

Die  formelle  Abstimmung  über  die  speziellen  Anliegen  er- 
folgte am  5.  August  1845,  sie  hatte  zwei  Petitionen  an  die  Re- 
gierung zur  P'olge  ^).  Sie  gingen  dahin,  die  Staatszehnten  auf 
dem  Wege    der  Verwaltung,    wozu    die    Kammer    die  Regierung 


1)  Zu  den  umfangreichen  Petitionen  von  Uhn,  Münsingen  tnid  Neresheim  an 
die  Kammer  der  Abgeordneten  kamen  solche  von  Biberach,  Ehingen,  Leonberg, 
Ravensburg,  Riedlingen,  Sauigau,  Tettnang,  Wiblingen,  Verh.  K.  d.  Abg.  1845. 
II.   Beil.-Heft,  S.   1177,   1205  fF.,    1247. 

2)  A.  a.  0.  2.  Beil. -Heft,  .S.    1218  fr.;  LXVIII,  2  IT. 
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für  befugt  erachtete,  in  ständige  Renten  zu  verwandeln  und  die 
Ablösung  dieser  Renten,  welche  jederzeit  gestattet  sein  sollte, 
durch  nähere  gesetzliche  Bestimmungen  zu  ermöglichen.  Gleich- 
zeitig wurde  die  Regierung  um  einen  auch  die  übrigen  Zehnten 
und  Teilgebühren  umfassenden  Gesetzentwurf  zur  Verwandlung 
derselben  in  ständige  Renten  ersucht,  worin  auch  die  unentgelt- 
liche Aufhebung  der  Novalzehnten  da,  wo  nicht  besondere  Privat- 
rechte entgegenstanden,  behandelt  sein  sollte. 

Die  Regierung  hatte  nun  von  neuem  Erörterungen  über  die 
in  nächster  Zeit  zu  ergreifenden  Maßnahmen  veranlaßt,  aber  bei 
der  Uneinigkeit  der  beteiligten  Ministerien  wurde  die  Beseitigung 
aller  Zehnten,  also  auch  jener  der  Privatberechtigten,  für  verfrüht 
erachtet,  allerdings  die  Möglichkeit  der  Beseitigung  aller  fiska- 
lischen Zehnten  im  Verwaltungsweg  nicht  mehr  bestritten. 

Auf  erstatteten  Vortrag  befahl  der  König  am  3.  Oktober 
1845,  in  unauffälliger  Weise,  alle  dem  Staate,  den  Gemeinden 
und  Körperschaften  zustehenden  Zehntberechtigungen  festzustellen 
und  deren  Kapitalwert  zu  berechnen.   Es  wurde  damals  ermittelt^): 

(Siehe  Tabelle  S.  202.) 

Der  weitere  Ausbau  der  Agrargesetzgebung  war  bisher  neben 
der  Rücksicht  auf  die  Bundesversammlung  durch  die  noch  nicht 
beendigte  Lösung  des  gerichts-  und  leibherrlichen  Verbandes, 
welche  die  wirtschaftlichen  Kräfte  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
in  Anspruch  genomnien  hatte,  gehindert^)  gewesen. 

Nachdem  aber  die  hierauf  bezügliche  Gesetzgebung  des 
Jahres  1836  die  Beeden,  Fronen  und  die  leibeigenschaftlichen 
Leistungen  beseitigt  hatte,  auch  die  Durchführung  der  hiezu  er- 
forderlichen Maßnahmen  in  der  Hauptsache  beendet  war,  Iconnte 
die  erhöhte  Leistungsfälligkeit  der  landwirtschaftlichen  Bevölke- 
rung neuen  Anforderungen,  die  nun  ziffermäßig  festgestellt 
waren,  eher  gerecht  w^erden.  Auch  hatte  die  Bundesversammlung 
in  ihrem  endlich  ergangenen  Beschluß  auf  die  Reklamationen  des 
Adels  gegen  die  Anwendung  des  württembergischen  Edikts  vom 
18.  November  1817  am  17.  September  1846  sich  dahin  ausge- 
sprochen, daß  eine  allgemeine  Entscheidung  über  die  vorge- 
brachten Beschwerden  nicht  möglich  sei,  die  Befugnis  zum  Ein- 
schreiten der  Bundesversammlung  vielmehr  für  den  konkreten 
Fall  vorbehalten  werden  müsse. 


i)  Akten  F.  A.  XIX,  47,  7;  A.  d.  J.  A  20-=*J3i. 

2)  Verh.  Kammer  der  Abg.   1848 — 49  II.  B.  B.  S.  236. 
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Gesamtwert  der  Zehntgefälle  aller  Berechtigten. 

a)  Staatsfinanzverwaltung. 

b)  Hofdomänenkammer. 

c)  Korporationen  und  übrige  Berechtigte. 


Art  des  Zehnten 

P^, ,          Glatte 

Geld          T7      i.^ 

f.           1   Frucht 

"•          ,  Scheffel 

1 

Dinkel      Haber 
Seh.          Seh. 

Wein 

Eimer 

Geldwert 
der  Na- 
turalien 
fl. 

Zusammen 
fl. 

a 
b 

I02  i88 

32637 

145  412 

72  292 

— 

1051  150 

I  153  339 
118  444 

c 

" 

— 

— 

— 

— 

127  000 

I.   Großzehnt 

a 
b 

132340         517 

lOI 

153 

— 

4329 

I  398  783 

136  669 

9  136 

c 

—         ;          — 

— 

— 

— 

749  000 

11.  Klein-  und  Obstzehnt 

— 

—             — 

— 

894  805 

a 

22  927 

—             — 

— 

22  927 

b 
c 

a 
b 

84  222 

— 

— 

— 

217 

3476 

5  439 
193  600 

III.   Heu-  und  Oehmdzehnt 

221  966 
87698 
16  632 

c 

—                  — 

—             — 

— 

— 

26  900 

IV.  Weinzehnt 

a 
b 

51456             421 

I  216 

985 

- 
II  028 

131  230 
61  484 

c 

a 
b 

32  369                   I 

1 
1 

9 

6 

— 

69 

I  000 

V.  Neubruchzehnt 

62  484 

32438 

6  888 

c 

Hievo 

n  Staatszehnt: 
Privatzehnt: 
Hofdomänenkam 

Ges 
I  . 
I  c 
mer: 

— 

— 

VI.  Zehntsurrogate 

amtwert : 

J94  555  fl- 
)96  500  fl. 

57540  fl. 

39  326 

2  748  594 
=  54,3% 
=  39,9% 
=     5,80/o 

Nach  der  politischen  Seite  war  somit  die  totale  Beseitigung 
des  Zehnten  möglich,  wirtschaftliche  Verhältnisse  übten  auf  die 
Aenderung  des  bestehenden  Zustandes  einen  Zwang  aus. 

Die  Ernte  des  Jahres  1845  war  in  bezug  auf  Winterfrucht 
kaum  mittelmäßig  gewesen,  die  Kartoffelkrankheit  hatte  verderb- 
liche Folgen  in  einem  Umfang  gezeitigt,  daß  die  Regierung  so- 
wohl die  Ausfuhr  wie  den  Ankauf  von  Kartoffeln  zum  Handel 
und  Brennen  hatte  verbieten  müssen.  Die  Lage  änderte  sich 
mehrere  Jalire  nicht,  so  daß  die  Regierung  1847  ^uf  entfernten 
Plätzen  Getreide  aufkaufen  ließ  und  durch  Bereitstellung  von 
Mitteln    aus    der    Staatskasse ,    deren    Höhe    schließlich    bis    auf 
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5  Millionen  Gulden  angewachsen  war,  der  Notlage  der  Landwirt- 
schaft steuern  mußte. 

Eine  Verallgemeinerung  der  Zehntablösung  erschien  aber 
der  Regierung  im  gegenwärtigen  Zeitpunkt  noch  nicht  durch- 
führbar, deshalb  einigte  man  sich  mit  den  Ständen  dahin,  an  den 
Staatszehnten  die  Möglichkeit  der  Zehntablösung  in  ihrem  ganzen 
Umfang  zu  erproben  und  alles  zu  vermeiden,  was  die  Interessen- 
sphäre anderer  Zehntberechtigten  zu  verletzen  geeignet  war ; 
auch  bei  den  fiskalischen  Zehnten  war  grundsätzlich  die  freie 
Uebereinkunft  der  Pflichtigen  maßgebend;  Anwendungsgebiet 
der  Ablösung  waren  in  Anlehnung  an  den  früheren  Entwurf  nur 
ganze  Markungen. 

Die  hier  wiedergegebenen  Grundsätze  wurden  am  3.  Oktober 
1847  durch  den  König  genehmigt. 

2.  Allgemeine  Beseitigung  der  Zehntlasten. 

a)    Der  Neubruchzehnt^). 

Das  Recht  der  Verzehntung  von  Neubrüchen,  sofern  dieselben 
in  den  Kreis  des  landwirtschaftlichen  Betriebs  einbezogen  wurden, 
bildete  von  jeher  eine  Ergänzung  des  allgemeinen  Altzehntrechts. 
Zur  lückenlosen  Ausnützung  des  Zehntrechts  ließ  sich  Württem- 
bergs erster  Herzog  Eberhard  dieses  Recht  im  Jahre  1480  durch 
Papst  Sixtus  IV.  ausdrücklich  bestätigen.  Spätere  Anordnungen 
gingen  weiter,  indem  das  erste  Generalreskript  von  1552  und 
spätere  Verfügungen  das  Novalzehntrecht  zum  Regal  erklärt  und 
hieran  bis  zum  Jahre  167 1  festgehalten  hatten.  Der  heftige 
Widerstand  derjenigen,  welche  als  bisherige  Inhaber  des  Noval- 
zehntrechts  gegen  dessen  Beseitigung  protestierten,  führte  nach 
einer  kurzen  Uebergangszeit  dazu,  das  strenge  Prinzip  der  Re- 
galität zu  verlassen. 

Erstmals  in  den  Generalreskripten  vom  20.  Oktober  1722 
und  II.  Juli  1742  wurde  die  Ausnützung  neben  dem  Staate  auch 
anderen  Berechtigten  unter  der  Voraussetzung  eingeräumt,  daß 
das  Recht  seitens  der  Privatberechtigten  durch  besondere  Rechts- 
titel erworben  war.  Das  war  namentlich  bei  einer  bedeutenden 
Anzahl  katholischer,  in  Neu  Württemberg  gelegener  Pfarreien  der 
Fall.  Später  kehrte  man  wieder  zur  Regalität  zurück,  die  Kom- 
missäre wurden  noch  in  der  sog.  Organisations-Instruktion,  welche 

I)  Akten  F.  A.  46'  XIX. 
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die  infolge  der  Erhebung  Württembergs  zum  Königreich  ge- 
schaffene neue  Rechtslage  festlegen  sollte,  angewiesen,  den 
Zehnten  von  allen  vom  r,  Dezember  1802  an  neugebrochenen 
Feldern  als  Regal  auszuscheiden.  Für  die  Erwerbungen  Würt- 
tembergs infolge  des  Preßburger  Friedens  wurde  das  württem- 
bergische Recht  durch  besondere  Instruktionen  und  Ausschreiben 
dadurch  festgehalten,  daß  alle  ihm  zuwiderlaufenden,  besonderen 
Statuten  für  kraftlos  erklärt  wurden. 

Bei  der  Erklärung  der  Wirksamkeit  der  altwürttembergischen 
Gesetze  auch  für  die  neuervvorbenen  Landesteile  durch  ein  spe- 
zielles Manifest  vom  10.  Oktober  18 10  gab  es  sofort  Kollisionen 
mit  den  dort  befindlichen  umfangreichen  standesherrlichen  Gebieten 
und  den  katholischen  Pfarreien. 

Unter  Verlassung  der  schroffen  Grundsätze  des  eben  erwähn- 
ten Manifestes  wurde  zwar  nach  dem  Protokoll  vom  22.  Juni  18 19, 
in  welchem  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des  fürstlichen 
Hauses  Thurn  und  Taxis  geregelt  wurden,  die  Beschränkung 
der  Ausnützung  des  Novalzehntrechts  auf  diejenigen  Orte  und 
Markungen  versucht,  in  welchen  die  Ausübung  desselben  sich 
auf  einen  privatrechtlichen  Rechtstitel  stützen  konnte.  Die  Durch- 
führung dieses  bedingenden  Vorbehalts  hätte  das  bisherige  No- 
valzehntrecht  in  seinen  Wirkungen  beseitigt,  weshalb  der  Ver- 
treter der  fürstlich  Thurn  und  Taxisschen  Standesherrscliaft  mit 
Erfolg  hiegegen  opponierte. 

Gleichzeitig  waren  mit  anderen  Standesherrschaften  Verhand- 
lungen wegen  Regulierung  der  künftigen  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnisse zu  führen,  die  dann  in  sog.  Deklarationen  zusammen- 
gefaßt wurden.  Hiebei  legten  alle  Gegenkontrahenten  Wert 
darauf,  daß  die  Regierung  den  ausgesprochenen  Vorbehalt  beim 
Novalzehnten  fallen  ließ. 

Das  Novalzehntrecht  wurde  späterhin  von  der  Krone  den 
türstlichen  und  gräflichen  Häusern  Thurn  und  Taxis,  Waldburg- 
Zeil-Wurzach,  Waldburg- Wolfegg- Waldsee,  Hohenlohe-Bartenstein, 
Quadt  Isny-Königsegg-Aulendorf,  Erbach-Wartenberg-Roth  in  den 
mit  diesen  abgeschlossenen  Deklarationen  in  allen  Zehntbezirken 
überlassen  bez.  belassen ;  den  fürstlichen  Häusern  Hohenlohe- 
Jagstberg-  Oehringen-Kirchberg  -  Langenburg  sowie  Waidenburg 
und  Schillingsfürst  wurde  der  Neubruchzehnte  ausdrücklich  in 
dem  vor  dem  Jahre  1806  hergebrachten  Umfang  wieder  einge- 
räumt,    Graf  W'aldeck-Pyrmont,  Ysenburg-Meerholz  und  Neipperg 
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sowie  sämtlichen  INIitgliedern  der  Reichsritterschaft,  welche  der 
im  Jahre  1821  erlassenen  Generaldeklaration  über  ihre  staats- 
rechtlichen Verhältnisse  beigetreten  waren  und  auf  die  Patri- 
monialgerichtsbarkeit verzichtet  hatten,  war  das  Recht  auf  den 
Bezug  des  Neubruchzehnten  für  die  Zeit  des  Bestehens  dieser 
Abgabe  wieder  eingeräumt  worden. 

Nicht  soweit  ging  das  Entgegenkommen  gegenüber  den 
katholischen  Pfarreien ;  sie  gelangten  in  den  Genuß  des  Noval- 
zehntrechts  nur  da  wieder,  wo  ihnen  der  Nachweis  eines  Privat- 
rechtstitels gelungen  war,  oder  wo  sie  die  Wiedereinräumung  ge- 
richtlich und  außergerichtlich   erstritten  hatten. 

Für  diese  beiden  Gruppen  von  Zehntberechtigten  war  somit 
eine  Rechtsgrundlage  geschaffen  worden,  welche  später  der  Be- 
seitigung der  Novalzehnten  sehr  hinderlich  war. 

Von  sich  aus  wäre  die  Regierung  an  die  Aufhebung  des 
Novalzehntrechts  in  der  nächsten  Zeit  nicht  herangetreten. 
Sie  konnte  sich  aber,  als  aus  dem  Schwarzwaldkreis  im  Namen 
der  ärmeren  Klassen  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  namentlich 
der  Heubergorte,  eine  ihr  übergebene  Eingabe  ^)  in  beweglichen 
Worten  die  für  den  Feldbau  nachteilige  und  drückende  Abgabe 
geschildert  und  um  ihre  Beseitigung  gebeten  hatte,  einer  ein- 
gehenden Prüfung  der  vorliegenden  Verhältnisse  nicht  entziehen. 

Einer  gewünschten  unentgeltlichen  Aufhebung  des  fiskalischen 
Neubruchzehntrechts  abgeneigt,  hoffte  die  Regierung  von  der 
Erstreckung  der  bisher  auf  4 — 8  Jahre  gewährten  Freiheit  auf 
12 — 18  Jahre  auch  insbesondere  eine  günstige  Wirkung  auf  das 
Verhalten  des  Adels.  —  Diese  neuen  Bestimmungen  fanden  am 
16.  Mai   1824  die  K.   Bestätigung. 

Nicht  lange  darauf  wurde,  der  Macht  der  Verhältnisse  Rech- 
nung tragend,  eine  Kommission  eingesetzt,  welche  einen  Gesetz- 
entwurf wegen  Ablösung  der  Zehnten  einschließlich  der  Neu- 
bruchzehnten bearbeitete  und  am  7.  Dezember  1832  den  Mini- 
sterien der  Justiz  und  des  Innern   übergab. 

Das  vom  Geheimen  Rat  am  i.'8.  Dezember  1832  hierüber 
erstattete  Gutachten  schlug  Gewährung  einer  Entschädigung  vor; 
ausgenommen  waren  die  Zehntbezirke  des  Staates  und  der  Hof- 
domänenkammer ;  das  Finanzministerium  hielt  aus  praktischen 
Gründen  eine  Entschädigung  nicht  für  angezeigt,  weil  deren  Be- 
rechnung schwierig,  wenn  nicht  unmöglich  war. 

l)  Vom  25.  Januar   1S24. 
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Schließlich  gelang  ein  Annähern  der  divergierenden  An- 
sichten insoweit,  als  die  Entschädigungspflicht  grundsätzlich  den 
Pflichtigen  auferlegt  und  ihnen  nach  dem  Vorgang  anderer 
Staaten  und  der  Uebung  der  Finanzverwaltung  entsprechend 
zwanzig  Freijahre  gewährt  wurden,  nach  deren  Ablauf  erst  die 
Pflichtigen  mit  Zahlung  der  im  20  fachen  Betrage  zu  gewährenden 
Entschädigungsrente  beginnen  sollten. 

Um  die  Pflichtigen  mit  denjenigen  gleichzustellen,  welche 
unentgeltlich  von  der  Novalverzehntung  befreit  wurden,  sollte  zu 
einer  solchen  Abfindung  zwischen  Berechtigten  und  Pflichtigen 
eine  Zeit  von  drei  Jahren  festgesetzt  werden. 

Mit  den  Grundsätzen  des  Entwurfes  erklärte  sich  die  Krone 
am  I.  Januar  1833  einverstanden,  die  Einbringung  bei  der  Stände- 
versammlung wurde  aber  bis  auf  weitere  Entschließung  verzögert 
und  erst  am  28.  Januar  1833  genehmigt.  Nach  nochmaliger 
Vorlage  an  den  König  erfolgte  Mitteilung  zur  Beratung  und  Be- 
schlußfassung durch  die  Ständeversammlung. 

Die  Feudalkommission  der  Kammer  der  Abgeordneten  hatte 
die  Pflicht  zu  einer  Entschädigung  bejaht,  auch  der  Gewährung 
von  Freijahren  und  einer  eventuell  durch  schiedsrichterliche 
Schätzung  zu  ermittelnden  Rente  und  deren  Ablösung  im  20 fachen 
Betrage  zugestimmt. 

Das  Plenum   selbst  stand    auf  ganz  anderem  Boden. 

Da  dessen  Zustimmung  im  derzeitigen  Stadium  der  Ange- 
legenheit sehr  unsicher,  auch  mit  der  Ablehnung  des  Ges,etzes 
in  der  Kammer  der  Standesherren  zu  rechnen  war,  zog  die  Re- 
gierung den  Entwurf  am  4.  Dezember  1833   zurück  ^). 

Trotz  der  in  den  nächsten  Jahren  einsetzenden  umfangreichen 
gesetzgeberischen  Tätigkeit  der  Regierung  und  Kammern  auf 
dem  Gebiet  der  Grundentlastung,  welche  vorläufig  mit  den  sog. 
Oktobergesetzen  des  Jahres  1836  mit  erheblichen  Bemühungen 
beider  Teile  zum  Abschluß  gelangt  war,  wurde  an  eine 
Aenderung  oder  Beseitigung  des  Novalzehntrechts  nicht  iieran- 
getreten. 

Erst  als  der  Regierung  am  5.  August  1845 -)  eine  mit  Nach- 
druck vertretene  Eingabe  der  Kammer  der  Abgeordneten  über- 
geben wurde,  in  welcher  mit  dem  Antrag  auf  Beseitigung  des 
Zehntrechts  auch  die  unentgeltliche  Beseitigung    des  Novalzehnt- 

i)   Verh.  Kamm.  d.  St.  Prot.  B.,  S.  2460,  2464. 
2)  Zu  vergl.  S.  200. 
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rechts  überall  da  verlangt  war,  wo  nicht  Privatrechte  entgegen- 
standen, nahm  diese  Veranlassung  zur  Ausarbeitung  eines  neuen 
Entwurfes  bez.  Revision  der  in  dem  früheren  Entwurf  aufgestellten 
Grundsätze. 

Es  war  nun  vorgeschlagen,  das  Recht  zum  Bezug  des  Neu- 
bruchzehnten für  den  Staat  und  die  Hofdomänenkammer  auch 
gegenüber  denjenigen  Pflichtigen  aufzuheben,  welche  früher  Neu- 
bri.iche  hatten,  aber  zur  Zeit  des  Erscheinens  des  Gesetzes  noch 
im  Genuß  der  Zehntfreiheit  standen. 

Der  Ertrag  des  No  v  al-Ze  hn  t  en   von   1835  — 1846  bezifferte  sich    auf 
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Eine  volle  Entschädigung  hiefür  wurde  auf  785  000  fl.  berechnet. 

Für  die  Hofdomänenkammer  kamen  rund  looo  fl.  Jahres- 
ertrag in  Betracht.  Für  die  Rechte  des  Staates  wurde  auf  Ab- 
lösung in  einem  höheren  Maßstab  verzichtet  und  im  Gesetzent- 
wurf nur  eine  Summe  von  120 000  fl.  eingesetzt,  während  der 
Neubruchzehnt  der  Hofdomänenkammer  mit  dem  20 fachen  Be- 
trage, somit  20000  fl.,  in  Rechnung  genommen  war.  Das  Finanz- 
gesetz forderte  zunächst  140  000  fl.,  wobei  allerdings  die  durch 
Rodung  von  Wald  entstandenen  Neubrüche,  für  welche  die  Auf- 
stellung eines  richtigen  Verhältnisses  ausgeschlossen  war,  wie 
auch  eigentliche  Moore  und  Rodungen,  wie  sie  in  Oberschwaben 
vorkamen,  nicht  berücksichtigt  waren. 

Die  für  den  Neubruchzehnt  in  Betracht  kommende  Fläche 
wurde  berechnet  auf  259786  Morgen;  hievon  17  616  M.  für  den 
Neckar-,  82  225  M.  für  den  Schwarzwald-,  82  675  M.  für  den 
Jagst-  und  yy  270  M.  für  den  Donaukreis. 
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Um  auch  andere  Inhaber  von  Zehntrechten  außer  dem 
Staat  und  der  Hofdomänenkammer  in  den  Kreis  der  Ablösung 
einzubeziehen,   wurden  genauere  Berechnungen   angestellt. 

Hiebei  ergab  sich,  daß  seit  der  Landesversammlung  im  Jahre 
1827  etwa  24  186  Morgen  Fläche  in  Anbau  genommen  worden 
waren,  so  daß  235  600  Morgen  noch  als  ungebrochen  galten.  Für 
die  wahrscheinliche  Kultivierung  in  den  nächsten  60  Jahren  wurde 
eine  Fläche  von  73000  Morgen  angenommen  (hierunter  39600  M. 
im  Donau-  und  Jagst-,  33  400  M.  im  Neckar-  und  Schwarzwald- 
kreis). Mit  Rücksicht  darauf,  daß  der  größere  Teil  der  Kulturen 
in  den  minder  fruchtbaren  Teilen  des  Landes  lag,  wurde  ein 
Gesamtablösungskapital  von  196225  fl.  in  Vorschlag  gebracht; 
der  die  Summe  von  140000  fl.  übersteigende  Betrag  sollte  die 
Entschädigung  des  standesherrlichen  und  ritterschaftlichen  Adels 
sowie  jene  der  katholischen  Geistlichkeit  enthalten. 

Zu  einer  weiteren  Verfolgung  der  Ablösung  der  Neubruch- 
zehnten kam  es  zunächst  nicht,  da  die  politische  Hochströmung 
für  andere,   größere   Aufgaben  interessiert  war. 

Am  24.  Februar  1848  wurde  vom  König  nochmals  ein  Gut- 
achten über  Aufhebung  und  Entschädigung  des  Novalzehnten 
einverlangt. 

Dies  war  durch  die  im  März  einsetzenden  Ereignisse  gegen- 
standslos geworden.  Die  Kammer  der  Abgeordneten  hatte  ein 
ihren  Wünschen  entsprechendes  Gefällablösungsgesetz  mit  der 
Regierung  verabschiedet,  in  dessen  Artikel  18  das  Zehntrecht  aus 
Grundstücken,  von  welchen  bisher  noch  kein  Zehnt  erhoben  (Neu- 
bruchzehnt) ohne  Entschädigung  aufgehoben  worden,  dagegen 
bezüglicli  aller  übrigen  Zehnten  auf  ein  demnächst  zu  erlassendes 
Gesetz  hingewiesen  w^ar^). 

Damit  war  diese  Materie  kurzerhand   endgültig  erledigt. 

b)  Der  A  1 1  z  e  h  n  t  ^). 

Die  neueste  Haltung  der  Regierung  in  der  Ablösungsfrage, 
sowie  der  Gang  der  politischen  Ereignisse  hatten  die  Kammer 
der  Abgeordnelen  zu  der  Hoffnung  berechtigt,  daß  es  möglich 
sein  werde,  durch  Beseitigung  der  Gefälle  und  Zehnten  in  einem 
Akt  den  grundherrlichen  Verband  sofort  zur  vollständigen  Lösung 
zu  bringen.  —  Waren  doch  die  Wirkungen  des  Zehntrechts  den- 

1)  Reg.-Blatt   1848,  S.   171. 

2)  Akten  A.  d.  J.  20,  6 ;  F.  A.  46,  7—8;  47,  7. 
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jenigen  der  übrigen  Grundlasten  gleich,  wenn  auch  in  ihrer  Ent- 
stehung verschieden,  wie  das  von  der  Regierung  in  dem  Begleit- 
vortrag zu  dem  Gefällablösungsgesetz  vom  14.  April  1848  aner- 
kannt war. 

Das  Drängen  der  Ereignisse,  sowie  das  Bestreben  der  Re- 
gierung, bei  der  Versetzung  der  bäuerlichen  Bevölkerung  aus 
einem  Zustand  der  Gebundenheit  in  einen  solchen  vollkommener 
wirtschaftlicher  Freiheit  äußerste  Vorsicht  walten  zu  lassen,  waren 
aber  der  gesetzgeberischen  Behandlung  der  Materie  nicht  günstig. 

Erst  als  allenthalben  das  Fehlen  eines  Zehntgesetzes  die 
lebhaftesten  Klagen  ausgelöst  hatte,  legte  die  Regierung  einen 
inzwischen  fertig  gestellten  Entwurf  am  22.  September  1848  der 
Ständeversammlung  vor  '). 

Der  Vorschlag  ging  nun,  entgegen  den  früheren  gesetz- 
geberischen Versuchen  auf  vollständige  Beseitigung  aller  Zehnten; 
berechtigte  Privatpersonen  und  nicht  öffentliche  Körperschaften 
mußten  ablösen,  bei  den  Zehntgefällen  des  Staatskammerguts, 
der  Hofdomänenkammer,  der  unter  öffentlicher  Aufsicht  stehen- 
den Körperschaften  war  ein  Antrag  der  Berechtigten  oder 
Pflichtigen  Grundlage  des  Ablösungsverfahrens. 

Wie  beim  Gefällablösungsgesetz,  so  erfolgte  auch  beim  Zehnt 
die  Ablösung  so,  daß  die  in  der  Markung  einem  und  demselben 
Berechtigten  zustehenden  Zehnten  von  den  Pflichtigen  gemein- 
schaftlich in  einer  Verhandlung  abgelöst  wurden.  Bei  Konkurrenz 
mehrerer  Zehntbezugsberechtigten  an  denselben  Grundstücken 
einer  ^larkung,  war  nur  gleichzeitige  Ablösung  der  Zehntpflicht 
zugelassen,  nur  bei  Wein-,  Wiesen-,  Garten-  und  Holzzehnten 
war  gesonderte  Ablösung  der  einem  Berechtigten  auf  der  Markung 
zustehenden  sonstigen  Zehnten  möglich,  während  Besitzer  ge- 
schlossener Hofgüter  die  Gesamtheit  der  auf  ihren  Gütern  haften- 
den Zehnten  getrennt  von  den  auf  der  übrigen  Markung  lasten- 
den Zehnten  ablösen  konnten. 

Im  Prinzip  war  die  Zehntablösung  Sache  des  einzelnen 
Pflichtigen,  doch   war  als  Zwangsmaßregel  Ablösung  durch  einen 

i)  Verh.  Kammer  der  Abg.  1S48— 49,  I.  B.  B.,  i.  Abt.,  S.  15  ff.,  437  —  502, 
1567  ff.  Hiezu  kamen  Petitionen  von  Niederstotzingen,  Crailsheim,  Affalterwang, 
Eschenau,  Riedlingen,  Trochteliingen,  Schrozberg,  Utzmemmingen,  Biberach,  Herren- 
berg, Wangen  i.  A.,  Leutkirch,  Heubach,  Neresheim,  Gerabronn,  Westerheim, 
Hohenstadt,  Spaichingen,  Waiblingen,  Geislingen,  Böffingen,  Kerkingen,  Itzlingen, 
Dirgenheim  ein,  woraus  hervorgeht,  daß  die  Zehntlast  am  schwersten  in  Neu- 
württemberg getragen  wurde. 
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Beschluß  der  bürgerlichen  Kollegien  der  Gemeinde  vorgesehen, 
welche*  dann  das  ganze  Geschäft  zu  erledigen  hatte.  In  Württem- 
berg trug  zu  der  verhältnismäßig  raschen  Erledigung  der  Zehnt- 
ablösung namentlich  diese  Mitwirkung  der  Gemeindeorgane  bei, 
denn  sie  hafteten  gegenüber  dem  Berechtigten  für  die  Gesamt- 
schuld und  waren  so  Schuldner  gegenüber  den  Ansprüchen  der 
Berechtigten.  Nicht  berechtigte  Anrechnungen  der  Zehntherren 
konnten  eher  beseitigt  oder  auf  ihr  richtiges  Maß  zurückgeführt 
werden,  weil  jeder  Beschluß  in  Zehntablösungssachen  zur  Prüfung 
und  Genehmigung  an  die  Kreisregierung  bez.  die  Zehntablösungs- 
kommission ging.  Wie  den  Pflichtigen  eine  korporative  Ver- 
tretung ihrer  Interessen  zugestanden  wurde,  so  trat  bei  der  Ab- 
wicklung des  ganzen  Geschäfts  zugunsten  der  Berechtigten  eine 
eigene  Zehntablösungskasse  in  der  Weise  ins  Leben,  daß  von  ihr 
die  Entschädigungsansprüche  der  Zehnlherren  übernommen  und 
in  4 ''/'eigen  Obligationen  der  Kasse  befriedigt  wurden. 

Die  in  dem  Gesetzentwurf  niedergelegten  Grundsätze,  nament- 
lich die  zwischen  Pflichtigen  und  Berechtigten  vermittelnde  Ab- 
iösungskasse,  fanden  in  den  eingehenden  Beratungen  der  Kom- 
mission der  Kammer  der  Abgeordneten  Zustimmung,  dagegen 
wurde  die  Verzinsung  des  Ablösungskapitals  mit  5  Proz.  statt4Proz. 
wie  beim  Gefällablösungsgesetz  lebhaft  bemängelt.  Die  Auf- 
fassung der  Kommission  wurde  zwar  von  der  Regierung  mit  dem 
Hinvv'eis  bekämpft,  daß  einem  Ablösungskapital  im  16  fachen 
Betrag  rechnerisch  ein  Zinsfuß  von  6'/4  Proz.  entsprechen  würde, 
gleichwohl  wurde  bei  der  Abstimmung  im  Plenum  aus  Gründen 
der  Uebereinstimmung  mit  dem  Gefällgesetz  ein  Zinsfuß  von  4  Proz. 
festgelegt  und  auch  Gesetz. 

Bei  den  Bestimmungen  zur  Feststellung  des  Wertes  einer 
Zehntberechtigung  ergaben  sich  neue  Differenzen,  da  die  Kom- 
mission sowohl  den  Kastenabgang  (Fruchlschrannung),  die 
Schüttekosten  (Umwenden  der  Früchte)  als  auch  das  Fassen  der 
Frucht  in  die  Säcke  zum  Verkauf,  sowie  die  Kosten  für  die  Ver- 
waltung, das  Aufsichtspersonal  und  die  Verwertung  hierunter 
einbeziehen  wollte. 

Nur  mit  Mühe  konnte  die  Regierung  diese  Absicht  bei  den 
stattfindenden  Verhandlungen  dadurch  vereiteln,  daß  sie  auf  die 
Unmöglichkeit  hinwies,  diese  abzugsberechtigten  Posten  auch  nur 
annähernd  zu  berechnen. 

Die  Bestimmung  des  Entwurfes,  daß  weiter  gereichte  Zehnten 
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als  Abschlagszahlungen  auf  das  künftig  festzustellende  Ablösungs- 
kapital betrachtet  werden  sollten,  liatte  manche  Pflichtige  veran- 
laßt, die  Zehntreichung  überhaupt  einzustellen  ^).  Die  hiedurch 
entstandene  Verwirrung  drohte  ernsteste  Folgen  zu  zeitigen. 
Anstatt  die  Pflichtigen,  welche  sich  offensichtlich  ins  Unrecht 
gesetzt  hatten,  auf  ihre  Verpflichtung  hinzuweisen,  verlangte  die 
Kommission  der  Kammer  in  ihrer  Mehrheit  für  die  später  An- 
meldenden die  gleiche  Vergünstigung  wie  für  diejenigen,  welche 
schon  mit  der  Erklärung,  ablösen  zu  wollen,  auch  eine  urkund- 
liche Aufnahme  des  Zehntertrags  herbeigeführt  hatten.  —  Der 
Ausdehnung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  nach  dieser  Richtung 
trat  der  Chef  des  Departements  des  Innern  mit  dem  Appell 
entgegen,  doch  endlich  mit  den  bei  jeder  Gelegenheit  beliebten 
Beschlüssen  zum  Nachteil  der  Berechtigten  Halt  zu  machen. 

Die  Kammer  der  Standesherren  ,  welcher  die  Beschlüsse 
der  Kammer  der  Abgeordneten  am  26.  Februar  1849  mitgeteilt 
worden  waren,  hatte  auf  den  Bericht  des  Freiherren  von  Wächter- 
Spittler  und  Grafen  von  Rechbergs  die  Gewährung  einer  Ent- 
schädigung im  nur  16  fachen  Betrage  mit  dem  Hinweis  auf 
Baden  und  Bayern  bemängelt,  wo  um  25  Proz.  mehr  gewährt 
war.  Auch  die  Reduktion  des  Zinsfußes  von  5  auf  4  Proz.  wurde 
wegen  der  Benachteilung  der  Zehntberechtigten  lebhaft  beklagt. 
—  Stürmische  Debatten  lösten  indessen  die  unabwendbaren  Be- 
schlüsse des  anderen  Hauses  nicht  aus;  abgelehnt  wurden  acht 
Beschlüsse  der  Kammer  der  Abgeordneten,  bei  drei  Artikeln 
wurden  besondere  Voraussetzungen  ausgesprochen. 

Im  übrigen  schlug  sich  im  Kommissionsbericht  und  Plenar- 
beratung  die  Resignation  darüber  nieder,  daß  trotz  der  zahl- 
reichen Eingaben  aus  dem  Kreise  der  Körperschaften,  Stiftungen 
und  Inhaber  von  Kirchenpfründen  der  Entwurf  Gesetz  werden 
sollte;  Aenderungen  an  den  Beschlüssen  des  anderen  Hauses 
waren  indes  trotz  der  wiederholten  Komiuunikation  beider  Häuser 
nicht  möglich.  Beim  Abschluß  der  Verhandlungen  gab  der  Mi- 
nister des  Innern  die  Zusicherung,  daß  das  Gesetz  gleichzeitig 
mit  demjenigen  über  Ablösung  der  Komplexlasten  erscheinen 
werde. 

Dieses  Versprechen  erschien  der  Kammer  der  Standesherren 
wegen  der  hiedurch  möglichen  Ausgleichung  der  Interessengegen- 
sätze so  wichtig,  daß  sie  ihre  Zustimmung  zum  Zehntgesetz  von 
1)  Verh.  Kammer  der  Abg.    1848 — 49,  S.  4483,  4503,  4525,  4758. 
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der  Einlösung  dieser  Zusage  abhängig  machte.  Damit  endete 
die  gemeinsame  gesetzgeberische  Tätigkeit  der  beiden  Häuser, 
die  Kammer  der  Standesherren  stellte  am  26.  Mai  1849  "hre  Be- 
ratungen ein,  so  daß  eine  weitere  Behandlung  der  noch  schweben- 
den Dififerenzpunkte  nicht  möglich  war. 

Da  nach  §  i6l  der  Württembergischen  Verfassungsurkunde 
bei  nicht  vollzähligem  Erscheinen  der  Mitglieder  einer  Kammer 
diese  als  in  die  Beschlüsse  der  andern  einwilligend  angesehen 
wird,  so  gelangten  die  Beschlüsse  der  Kammer  der  Abgeordneten 
einseitig  an  die  Regierung.  Der  so  gefaßte  Ständebeschluß  wurde 
am  17.  Juni   1849  sanktioniert. 

III. 

I.  Der  'Widerstand  der  Berechtigten  und  die  Maßnahmen 
der  Regierung. 

Die  württembergische  Gesetzgebung  über  die  Bauernent- 
lastung hatte  mit  einem  wesentlich  stärkeren  Widerstand  der 
davon  Betroffenen  zu  rechnen,  als  die  bezüglichen  gesetzgeberi- 
schen Maßnahmen  der  Nachbarstaaten. 

Schon  die  im  Jahre  1817  beginnende  Reformarbeit  größeren 
Stils  mußte  sofort  auf  die  Pflichtigen  des  Staatskammerguts  be- 
schränkt werden,  die  Aufhebung  der  leibeigenschaft- 
lichen Gefälle  im  ganzen  Königreich  erfolgte  erst 
zwei  Jahrzehnte  später. 

Die  Gesetzgebung  des  Jahres  1836,  welche  von  dem  ge- 
samten Kreis  der  Berechtigungen  nur  die  aus  der  L  e  i  b  h  e  r  r- 
schaft  und  Gerichtsherrschaft  fließenden  Prärogative 
zur  gesetzlichen  Aufhebung  brachte,  war  nur  nach  eingehenden 
Verhandlungen  mit  den  Berechtigten  und  durch  das  Eingehen 
auf  die   von    diesen    vorgebrachten  Wünsche    möglich   geworden. 

Noch  intensiver  war  der  Widerspruch  der  Berechtigten  bei 
Aufhebung  der  g  r  u  n  d  h  e  r  r  1  i  c  h  e  n  Rechte  durch  Be- 
seitigung der  Gefälle  und  Zehnten. 

Die  gesetzgeberischen  Maßnahmen  hierüber  waren  von  der 
jeder  politischen  Neugestaltung  vorangehenden  Unruhe  beeinflußt, 
das  Zehntgesetz  nur  mit  der  Kammer  der  Abgeordneten  verab- 
schiedet worden. 

Die  gesamte  innere  Politik  war  längere  Zeit  von  dem  Streite 
über  die  Gültigkeit  der  sog.  Grundrechte  beeinflußt;  auch    nach- 
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dem  die  Bestimmungen  derselben  im  Jahre  1851  für  Württemberg 
außer  Kraft  gesetzt  worden  waren,  hielt  die  Kammer  der  Abge- 
ordneten an  deren  unveränderten  Gültigkeit  fest.  Die  Dresdener 
Konferenzen  und  die  hierauf  erfolgte  Wiederherstellung  des  alten 
Rechts  machten  den  Streitigkeiten  zunächst  ein  Ende. 

Nun  waren  es  aber  die  Berechtigten  selbst,  welche  im 
Jahre  185 1  der  Bundesversammlung  eine  Eingabe  unterbreitet 
hatten,  in  welcher  gebeten  war,  die  Grundsätze  der  künftig  anzu- 
wendenden Rechtsgrundsätze  durch  eine  Begutachtung  und  Ab- 
stimmung klarstellen   zu  lassen. 

Die  Befürchtung  wegen  eines  hiewegen  zu  erwartenden  Ein- 
griffs der  Reichsgewalt  in  die  einzelstaatliche  Interessensphäre 
war  für  die  württembergische  Regierung  Veranlassung,  zur  Hei- 
lung des  Schadens,  welchen  nach  den  Darstellungen  der  Berech- 
tigten die  Beseitigung  der  Gefälle  und  Zehnten  im  Gefolge  hatte, 
im  Jahre  1854  der  Ständeversammlung  einen  speziellen  Gesetz- 
entwurf vorzulegen,  in  welchem  die  bisherigen  Bestimmungen 
über  den  Ablösungsmaßstab  der  Gefälle  und  Zehnten  aufgehoben 
oder  doch  gebessert  werden  sollten. 

Es  war  hierin  beabsichtigt,  mit  Ausnahme  der  Staatsfinanz- 
vervvaltung  allen  von  dem  Zehntgesetz  (auch  dem  Gefällgesetz 
von  1848)  Betroffenen  eine  Erhöhung  des  bisherigen  Ablösungs- 
kapitals um  den  achten  Teil  der  bisherigen  Entschädigung  in 
4prozentigen  Staatsschuldverschreibungen  zu  gewähren,  unter 
der  Bedingung,  daß  diese  sich  hiedurch  für  ihre  Rechtsansprüche 
abgefunden  erklären   würden. 

Nach  den  angestellten  Berechnungen  hätten  durch  die  Auf- 
besserung mehr  erhalten 

1.  Die  Hofdomänenkammer  rund  300000  fl. 

2.  Der  Adel: 

a)  Standesherren  592  000  fl. 

b)  Ritterschaft  17 1  000  fl. 

c)  landsässiger  Adel  34  000  fl.  797  000  fl. 

3.  Juristische  Personen: 

a)  evang.  Kirchen-  und  Schulstellen  330  000  fl. 

b)  kathol.          »            »               »  628  000  fl. 

c)  Stiftungen  und  Korporationen  492  000  fl. 

4.  Sonstige  Berechtigte  namentlich  des  Auslands                    719  000  fl. 

3  266  000  fl. 

Die  Kammer  der  Abgeordneten  teilte  die  Auffassung  der 
Regierung  von  der  staatsrechtlichen  Notwendigkeit,  angesichts 
des  niederen  Ablösungsmaßstabs  der  Gesetzgebung  des  Jahres 
1848  und  1849  den  Berechtigten  durch  eine  Nachtragsentschädigung 
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aus  der  Staatskasse  entgegenzukommen  und  deren  Reklamationen 
bei  der  Bundesversammlung  hiedurch  abzuschneiden,  keineswegs. 

Der  Minister  des  Innern  gab  Ende  Dezember  1854  über  den 
bisherigen  Verlauf  der  Angelegenheit  eine  orientierende  Mit- 
teilung, die  Kommission  dagegen  verlangte  eine  abschriftliche 
Mitteilung  der  von  der  Regierung  beim  Bundestag  abgegebenen 
Aeußerungen,  Um  diesem  Ersuchen  besonderen  Nachdruck  zu 
verleihen,  wurde  von  den  Abgeordneten  Pfeifer,  Rödinger  und 
Wiest  der  dringliche  Antrag  gestellt,  über  die  Art  der  Wahrung 
der  Interessen  des  Volkes  durch  Mitteilung  der  betreffenden 
Aktenstücke  genau  unterrichtet  zu  werden  '). 

Nach  Annahme  dieses  Antrags  im  Plenum  wurden  am  2,  Juni 
1855  v<^"  ^^^  Regierung  neue  Berechnungen  über  den  Wert  der 
bisherigen  Leistungen  und  die  Größe  der  berechtigten  Forderungen 
bekanntgegeben.  Hier  war  niedergelegt,  daß  der 
V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  a  u  f  w  a  n  d  zugunsten  der  Pflichtigen 
seinerzeit  m  i  t  U  n  r  e  c  h  t  abgezogen  worden  sei, 
da  die  Berechtigten  auf  ihre  Kapitalien  künftig 
auch  Aufwand  zu  machen  hätten,  sowie,  daß  der 
Preis  der  Natur  allen  um  wenigstens  denvierten 
Teil  zu  nieder  angenommen  war,  endlich  daß 
eine  volleEntschädigungbeieinem4proz entigen 
Zinsfuß  nur  in  dem  25fachen  Jahresbetrag  be- 
stehen k  ö  n  n  e  2). 

Der  Bericht  der  Kommission  ging  davon  aus,  daß  der  Gesetz- 
geber im  Jahre  1849  ^^"  Berechtigten  für  die  unumgänglich 
notwendige  Ablösung  der  Zehnten  volle  Entschädigung  gewährt 
habe.  Auch  bei  Annahme  einer  falschen  Schätzung  des  Wertes 
der  Zehnten  wurde  eine  Entschädigungspflicht  des  Staates  abge- 
lehnt. Ein  Rekursrecht  der  Standesherren  wurde  nur  bezüglich 
der  vor  der  Mediatisierung  besessenen  Zehnten  anerkannt,  so- 
tern  nicht  hierüber  Privatübereinkunft  mit  den  Pflichtigen  er- 
folgt war  ■'). 

Die  Regierung  wollte,  da  die  Mehrheit  der  Kommission  den 
Antrag  gestellt  hatte,  den  Entwurf  ohne  Eingehen  auf  eine  Be- 
ratung der  einzelnen  Artikel  abzulehnen,  auch  die  Stimmung  des 
Plenums  bekannt  war,    außerdem    in    naher  Zeit    eine  Verfügung 


1)  Verh.  Kammer  der  Abg.   1854 — 55,  S.    1227. 

2)  Ebenda  Beil.-Band  Ib.,  S.    11 18  ff. 

3)  Ebenda  Beil.-Band  Ib.,  .S.   1073  ff. 
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der  deutsclien  Bundesversamnilung  in  Aussicht  stand,  weitere 
Erörterungen  vermeiden.  Sie  gab  deshalb  die  Anregung,  die  Be- 
ratung zunächst  auszusetzen  *). 

Die  Kammer  selbst  hatte  an  dem  Zustandekommen  des 
Gesetzes  kein  Interesse,  sie  entsprach  daher  dem  Vorschlag  der 
Regierung,  lehnte  aber  in  einem  speziellen  Antrag  ihrer  Kom- 
mission formell  jede  Einmischung  der  Bundesversammlung  ab 
und  bestätigte  diesen  Beschluß  noch  iin  Plenum-);  die  Auflösung 
der  Kammer  erfolgte  am   20.  August   1855. 

2.    Die  Intervention    der   Bundesversammlung    zugunsten    der 
Standesherren,  der  Abschluß   einer  Uebereinkunft    mit    diesen 
und    die    Ablehnung    eines    ad    hoc    eingebrachten  Gesetzent- 
wurfes durch  die  Kammer  der  Abgeordneten. 

Die  Befürchtungen  der  Regierung  wegen  eines  Einschreitens 
der  Bundesversammlung  betreffend  die  vorliegenden  standesherr- 
lichen Reklamationen  waren  nicht  vergeblich  gewesen. 

Trotz  der  ausdrücklichen  Verwahrung  der  Kammer  der  Ab- 
geordneten hiegegen  hatte  ein  spezieller  Beschluß  des  Bundes- 
tags vom  25.  Oktober  1855  nach  dem  eingetretenen  Stillstand 
in  der  gesetzgeberischen  Behandlung  über  die  von  der  Regierung- 
vorgeschlagene Aufbesserung  Regierung  und  Standesherren  auf 
den  Weg  einer  gütlichen  Vereinbarung  zurückverwiesen. 

Die  Regierung  war  zufrieden,  daß  ihr  ohne  direkte  Weisung 
der  Bundesversammlung  die  Möglichkeit  einer  Verständigung  mit 
den  Berechtigten  nicht  abgeschnitten  war. 

Sie  bot  bei  den  alsbald  eingeleiteten  Verhandlungen  eine 
weitere  Erhöhung  der  im  Entwurf  von  1854  festgelegten  Ent- 
schädigung um  ein  Achtel,  somit  auf  ein  Viertel  =:  25  Proz.  der 
früher  im  Gesetz  festgestellten  Entschädigung  an.  Da  im  Zehnt- 
gesetz eine  Entschädigung  im  16  fachen  Betrag  erfolgt  war,  ging 
die  Erhöhung  nun  auf  den  20  fachen  Jahresbetrag,  der  Ausfall 
von  1848 — 1856  sollte  ersetzt,  die  Bezahlung  des  Ablösungs- 
kapitals unter  Garantie  des  Staates  in  Staatsschuldverschrei- 
bungen erfolgen. 

Die  formelle  Bereinigung  der  schwebenden  Reklamationen 
der    Standesherren    wurde    in    einem    am    22.    März    1856    abge- 


1)  Verh.  Kammer  der  Abg.    1854—55,  B.  B.  I  b,  S.  785. 

2)  a.   a.  O.,  S.  794  ;   S.    1899. 
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schlossenen  Vertrag  zwischen  Regierung  und  Berechtigten  fest- 
gelegt. Wenn  hier  auch  statt  des  20  fachen  Betrages  nur  das 
19  fache  vorgesehen  war  so  bedeutete  doch  anderseits  die  Be- 
rechnung der  Getreidepreise  nach  dem  bayrischen  Ablösungs- 
gesetz   vom    4.  Juni    1848    ein    wesentliches    Entgegenkommen  ^). 

Wie  im  Jahre  1854,  so  wurden  auch  jetzt  die  Ergebnisse  der 
Konvention  in  einem  im  Jahre  1857  vorgelegten  Gesetzentwurf  der 
Ständeversammlung  zur  Beratung  und  Beschlußfassung  unterbreitet. 

Die  zur  Erhöhung  der  Entschädigung  erforderlichen  Mittel 
hatten  die  bisher  pflichtigen  Güter  aufzubringen.  Bei  der  im 
Fluß  befindlichen  Auflösung  der  aus  dem  grundherrlichen  Ver- 
band sich  ergebenden  Beziehungen  zwischen  Berechtigten  und 
Pflichtigen  war  die  Ermittlung  des  jeweiligen  Rechtszustandes 
keineswegs  leicht. 

Der  Staat  als  Grundherr  sollte  an  der  nachträglichen  Auf- 
besserung nichts  erhalten,  wohl  aber  dessen  Pflichtige  an  der  Nach- 
tragsentschädigung   gleich    den    übrigen  Grundholden  teilnehmen. 

Hierin  lag  eine  weitere  Erschwerung  des  Gesetzentwurfes. 
Ziffernmäßige  Feststellungen  hatten  ergeben,  daß  das  Zehntgesetz 
25013  Scheffel  Getreide  mit  einem  Rohertrag  von  jährlich 
104000  fl.  zur  Ablösung  gebracht  hatte.  Für  diese  war  zugun- 
sten der  Berechtigten  eine  von  den  früheren  Pflichtigen  zu  leistende 
Nachtragsentschädigung  zu  zahlen.  Auf  Grund  der  beantragten 
Erhöhung  der  Getreideanschläge  wurde  bei  einem  rohen  Jahres- 
ertrag von  40650  fl.  ein  Kapitalbetrag  von  772000  fl.  berechnet. 

Er  setzte  sich  aus  drei  Posten  zusammen;    nämlich  für: 


I. 

Erhöhung 

2. 
der 

3- 
Zinse  bis 

Name  der  Berechtigten 

des  Ab- 
lösungs- 

Frucht- 

zum Jahre 

Zu- 
sammen 

maßstabs 

preise 

1858—59 

n. 

n. 

fl. 

Fürst  von  Fürstenberg 

46914 

35836 

33  100 

115  850 

»         »     Hohenlohe  Kirchberg 

58300 

39972 

39  549 

137  821 

>         »              »            Langenburg 

56893 

49929 

42729 

149  55« 

»         >              >            Oehringen 

104  702 

56874 

64630 

226  206 

>          >                            Waidenburg 

56759 

23776 

32  214 

112749 

»         >'                           Barlenstein 

47  974 

39878 

35  141 

122993 

Jagstberg 

51365 

49409 

40310 

141  084 

Fürst  v.Löwenstein-Wertheim-Freudenber 

g     20  804 

16  160 

14787 

51  751 

»     »            >-                   >'          Rosenberg 

II  824 

4938 

6705 

23467 

455  535 

316772 

309  165 

I  081  472 

l)  Hier  war  der  Anschlag  bei  Kernen  und  Weizen  auf   12  fl.,  bei  Roggen  und 
Gerste  auf  7'/5  fl.,  namentlich  aber  bei  Haber  gegenüber  2-/3  fl.  auf  4  fl.  normiert. 
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I. 

2. 

3- 

Erhöhung 

des  Ab- 
:n                     ,.. 

der 
Frucht- 

Zinse bis 
zum    Tahre 

Zu- 

losungs- 

/-, 

sammen 

maßstabs 

preise 

1858—59 

fl. 

fl. 

fl. 

Uebertrag     455  535 

316772 

309  165 

I  081  472 

72470 

81  216. 

61474 

215  160 

1047 

— 

419 

I  466 

3570 

4681 

3300 

II  551 

204  848 

212  703 

167  020 

584571 

35  299 

35081 

28  152 

98532 

urg                      6  326 

6947 

5309 

18582 

II  396 

20  316 

12  685 

44  397 

7565 

7  152 

5887 

20  604 

i                           4  088 

3  127 

2885 

10  100 

5  947 

7  793 

5  474 

19214 

5700 

9036 

5894 

20  630 

15930 

17444 

13349 

46723 

10539 

9980 

8207 

28726 

3618 

5088 

3483 

12  189 

3460 

2063 

2  209 

7732 

21757 

— 

8703 

30460 

26  117 

33018 

23654 

82789 

Name  der  Berechtigten 


Fürst  V.  Oettingen  Wallerstein 

»      »  »  Spielberg 

»      »   Solms-Braunfels 

s      »   Thurn  und   Taxis 

»      »  Waldburg-Wolfegg 

»      »  »  Zeil-Trauchburg 

»      »   Wurzach 

»      :>   Windischgrätz 
Graf  von  Königsegg-Aulendorf 

»  Plettenberg-Mietingen 

»        »     Pückler-Limpurg 

»        »      Quadt-Isny 

»        »     Schaesberg-Tannheim 

»        »     Törring-Gutenzell 

»  Waldbott-Bassenheim 

»        ■->      Waldeck-Limpurs 

»        »     Neipperg 

»        >^     Rechberg 

Summe  Standesherren;     895212      772417      667269      2334898 

Aus  der  Erhöhung  des  Ablösungsmaßstabs  ergab  sich  eine 
weitere  Erhöhung  von  4449  fl.  für  Zehnten,  welche  im  12  fachen  Be- 
trag abgelöst  worden  waren,  890  760  fl.  für  die  im  16  fachen  Be- 
trage abgelösten  Zehnten,  zusammen  895  209  fl.  Der  gesamte  Ka- 
pitalbetrag der  Nachtragsentschädigung  berechnete  sich  somit  auf 
1667623  fl. 

Aus  dem  so  ermittelten  Mehrbetrag  der  Ablösungskapitalien 
sollte  bei  den  Zehnten  vom  i.  Januar  1849  an  bis  zum  Eintritt 
in  den  Zinsengenuß  aus  dem  Mehrbetrag  ein  4prozentiger  Zins 
der  Entschädigungssumme  zugeschlagen  werden ;  er  wurde  auf 
533814  fl.,  der  Zins  aus  den  Zehntablösungen  vom  i.  Januar  1857 
an  auf  133454  fl.  berechnet,  im  ganzen  auf  667268  fl.  Die  ge- 
samte Nachtragseutschädigung  betrug  hienach   2334891  fl. 

Neben  dieser  dominierenden  Gruppe  von  Berechtigten  war 
als    weitere  Entschädigung   zu    gewähren    (siehe  Tabelle  S.   218): 

Die  jetzt  vereinigte  Gefäll-  und  Zehntablösungskasse  über- 
nahm zu  den  bisherigen  Verbindlichkeiten  auch  die  Verzinsung 
und  allmähliche  Tilgung  der  Nachtragsentschädigung,  welche  wie 
bei  dem  Zehntgesetz  in  Zeitrenten  erfolgte,  deren  Lauf  am  i.  Ja- 
nuar 1874  begann  und  auf  höchstens  12  Jahre  bemessen  war. 

Verschieden  von  der  zu  gewährenden  Nachtragsent- 
schädigung war  sowohl  bezüglich  des  Ablösungsmaßstabs  als 
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Kapital- 
Aufbesse- 

igfacher 
Betrag  der 

rung 

erhöhten 

Zinse 

Zusammen 

Kapital- 

Frucht- 

betrag 

preise 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

I.  der  Hofdomänenkammer 

450  000 

391  000 

67  000 

908  000 

2.  der  früheren  Reichsritterschaft 

259  000 

223  000 

192  000 

674  000 

3.  dem  landsässigen  Adel 

51  000 

44  000 

8  000 

103  000 

4.  den  evang.  Kirchen-  u.  Schulstellen 

491  000 

427  000 

73000 

991  000 

5.  den  kath,            »           >           » 

946  000 

822  000 

141  000 

I  909  000 

6.  den  Stiftungen,  Korporationen 

747  000 

648  000 

1 1 1  000 

I  506  000 

7.  den  sonstigen  Berechtigten  *) 

I  071  000 

930  000 

160  000 

2  161  000 

4015  000 

3  485  000 

752  000 

8  252  000 

Hiezu  Standesherren 

895  000 

772  000 

667  000 

2  334000 

Gesamtsumme: 

4  910  000 

4  257  000 

1419  GOO 

10  586  000 

der  Fruchtpreise  die  von  den  dermaligen  Eigentümern  der  Grund- 
stücke oder  Gebäude  zu  leistende  Zahlung.  Sie  bestand 
in  einem  Achtel  des  nach  dem  Zehntgesetz  festgestellten  oder 
noch  festzustellenden  Ablösungskapitals.  Bei  Berechnung  des 
Jahreswerts  der  Naturalabgaben  wurde  nicht  der  Preis  der  ein- 
zelnen Getreidesorten  nach  dem  bayrischen  Gesetz  erhöht,  es 
w'urden  vielmehr  die  im  Zehntgesetz  in  festen  Preisen  aufgeführten 
Naturalien  um  ein  Sechstel  erhöht,  diese  Erhöhung  im  18 fachen 
Betrag  kapitalisiert  und  an  die  Ablösungskasse  allein  entrichtet. 
Das  rechnungsmäßige  Bild  von  den  Nachtragsleistungen  gestaltete 
sich  folgendermaßen.     Es  betrug: 


der  18- 

das  um 
Vs  er- 
höhte 
Kapital 

fache  Be- 
trag der 
um    V8  er- 
höhten 
Frucht- 
preise 

die  Zinsen 

Zusammen 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

I.  der  Staatsfinanzverwaltung 

2  751  000 

3031  000 

463  000 

6  245  000 

2.  der  Hofdomänenkammer 

300  000 

331  000 

50  000 

681  000 

3.  der  Standesherren 

592  000 

653  000 

100  000 

I  345  000 

4.  des  übrigen  Adels 

205  000 

226  000 

35000 

466  000 

5.   der  Kirche,  Schulen,  Stiftungen  und 

Körperschaften 

I  427  000 

I  604  000 

245  000 

3  276000 

6.  der  sonstigen  Berechtigten 

743  000 

787  000 

120  000 

I  650  000 

6018  000 

6  632  000 

I  013  000 

13  663  000 

i)  Hierunter  kamen  namentlich  die  erheblichen  Zehntgefälle  der  Universität 
Freiburg,  der  Spitäler  in  Nördlingen,  Dinkelsbühl  und  Rothenburg  a.  T.,  sowie 
der  Fürst  von  Hohenzollern  in  Betracht. 
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Die  Leistung  der  Pflichtigen  war  somit  um  reichlich  drei  Mil- 
lionen Gulden  höher  als  die  an  die  Berechtigten  zu  gewährende 
Entschädigung.  Die  Pflichtigen  des  Staatskammergutes  hatten  von 
der  gesamten  nachträglichen  Leistung  6245000  fl.  zu  tragen  und 
mit  dieser  Summe  zu  der  Entschädigung  auch  der  anderen  Be- 
rechtigten beizutragen. 

Der  Berichterstatter  der  Ablösungskommission  hatte  aus  den 
Angaben  der  Regierung  berechnet,  daß  die  Entschädigung  die 
Forderung  der  Beschwerdeführer  um  etwa  870000  fl.  überstieg. 
Besonders  wurde  noch  bemängelt,  daß  diese  den  dermaligen  Ei- 
gentümern der  Güter  ohne  Möglichkeit  eines  Regresses  an  die 
früheren  Eigentümer  auferlegt  war;  daß  die  Verbindlichkeit  der 
Pflichtigen  des  Staates,  zu  der  Entschädigung  anderer  Berechtig- 
ten beizutragen  aufgestellt  war,  so  daß  zwar  die  Gesamtheit  der 
Steuerpflichtigen  an  einem  angeblichen  Schaden  mitleiden  sollte, 
während  den  Nutzen  nicht  der  Staat,  sondern  einzelne  Personen 
hatten  1). 

Die  von  der  Regierung  anerkannte  Ungerechtigkeit  und  Härte 
der  Gesetzgebung  wurde  von  der  Kommission  lebhaft  bestritten, 
sie  erklärte  die  durch  das  Zehntgesetz  gewährte  Entschädigung 
als  eine  dem  damaligen  Werte  der  Zehntgefälle  entsprechende, 
die  mit  den  Standesherren  abgeschlossene  Uebereinkunft  wurde 
als  eine  die  Rechte  und  Interessen  des  Landes  in  hohem  Grade 
gefährdende  bezeichnet. 

An  das  Plenum  wurde  der  Antrag  gestellt,  die  angesonnene 
nachträgliche  Entschädigung  abzulehnen  -),  da  die  einzelnen  Ar- 
tikel des  Gesetzentwurfes  Eingrifl"e  in  das  Privatrecht  und  sonstige 
Unzuträglichkeiten   enthielten. 

In  der  Kammer  selbst  wurde  die  Regierung  lebhaft  ange- 
griffen, weil  sie  sich  zu  einer  gegen  alle  Eventualitäten  gesicher- 
ten Vereinbarung  mit  den  Standesherren  herbeigelassen  hatte  und 
nun  das  Ansinnen  stellte,  zur  Vollziehung  dieser  Konvention  durch 
Bereitstellung  der  erforderlichen  Mittel  bez.  durch  Annahme  des 
Gesetzentwurfes  die  Hand  zu  bieten. 

Zu  einer  Spezialberatung  kam  es  unter  diesen  Verhältnissen 
nicht,  diese  wurde  vielmehr  formell  abgelehnt. 

Der  Regierung  Bemühung,    den    in  Frage  stehenden  Gesetz- 


i)  Bericht  von  Holder  von  7.  Mai   1858,  S.    158. 

2)  Verh.      Kammer  der  Abg.    1856—61.    Band  I,  Abt.  2,  S.  838—1068;   Abt. 
3711—32. 
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entwurf  bei  der  Kammer  durchzubringen,  um  so  endgültig  die 
standesherrliche  Reklamationsangelegenheit  aus  der  Welt  zu  schaf- 
fen, hatte  nicht  einmal  bei  den  Reklamanten  Zustimmung  gefun- 
den; deren  Vertreter  hatte  nämlich  in  mehreren  Eingaben  Ver- 
wahrung dagegen  eingelegt,  daß  die  Regierung  den  Ständen  nicht 
die  gemeinsame  Vereinbarung,  sondern  einen  speziellen  Gesetz- 
entwurf zur  Regelung  der  standesherrlichen  Nachforderungen  vor- 
gelegt hatte.  Gleichzeitig  wurde  die  Unmöglichkeit  erklärt,  daß 
die  Reklamanten  dem  Entwurf  zustimmen  konnten.  Diese  Tat- 
sache hatte  das  Ministerium  des  Innern  mit  Note  vom  \y.  April 
1858  dem  Landtag  mitgeteilt,  so  daß  die  gesetzgeberische  Aktion 
schon  im  damaligen  Stadium  gegenstandslos  war. 

Von  dem  Stand  der  Dinge  wurde  nun  die  Bundesversamm- 
lung durch  den  Prinzen  von  Oettingen-Wallerstein  namens  seiner 
Standesgenossen  in  Kenntnis  gesetzt,  so  daß  die  württembergische 
Regierung  zu  anderweitigen  Maßnahmen  griff,  indem  sie  auf  die 
ablehnende  Haltung  der  Standesherren  in  Aussicht  stellte,  die  wei- 
teren Verhandlungen  in  der  Kammer  über  den  Gesetzentwurf  zu 
sistieren.  Daraufhin  hatten  die  Standesherren  ihren  schroffen 
Standpunkt  dahin  modifiziert,  daß  sie  an  der  Beratung  des  Ent- 
wurfs sich  zu  beteiligen  erklärten,  wenn  dieser  genau  mit  der  Kon- 
vention in  Einklang  gebracht  wäre. 

Jetzt  griff  der  Träger  der  Krone  in  dem  Bestreben,  der  Sache 
zu  einem  gedeihlichen  Abschluß  zu  helfen,  unmittelbar  ein,  indem 
von  ihm  auf  20.  September  1858  eine  gemeinsame  Konferenz  vor- 
geschlagen wurde,  an  welcher  namens  der  Reklamanten  Fürst 
Hohenlohe-Langenburg,  Fürst  Waldburg- Wolfegg  und  Graf  Rech- 
berg sich  beteiligten.  Hier  wurde  festgelegt,  daß  die  Standes- 
herren für  den  Fall  einer  Einigung  im  ganzen  ihre  Einwendungen 
gegen  die  Regierungsvorlage  fallen  lassen  wollten,  dagegen  stellte 
die  Regierung  zum  voraus  Modifikationen  bez.  Erläuterungen  im 
Sinne  der  neuesten  Verhandlungen  in  Aussicht.  Es  schien  nun 
eine  Einigung  noch  möglich.  Beide  Teile  beeilten  sich,  die  neue- 
sten Ergebnisse  der  Bundesversammlung  zu  berichten,  welche  in 
ihrer  Sitzung  vom  26.  Juli  1860  in  der  abgeschlossenen  Konven- 
tion eine  definitive  Erledigung  der  schwebenden  Reklamationen 
im  Sinne  des  Bundesrechts  erblicken  zu  können  erklärte. 

Damit  wäre  nach  dieser  Seite  eine  Sorge  für  die  Regierung 
genommen  gewesen. 

Man  mußte    aber  mit  der  Kammer  der  Abgeordneten    rech- 
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nen.  Dort  hatte  die  Ablösungskommission  am  12.  November 
1861  einen  ergänzenden  Bericht  erstattet,  in  welchem,  der  bisheri- 
gen Opposition  gegen  die  Politik  der  Regierung  entsprechend  be- 
antragt war,  die  Konvention  von  1856  in  allen  ihren  Teilen  anzufech- 
ten, den  Gesetzentwurf  ohne  Eingehen  auf  eine  Beratung  desselben 
abzulehnen,  an  die  Regierung  die  dringende  Bitte  zu  richten,  ge- 
genüber weitergehenden  Ansprüchen  der  Standesherren  an  der 
formellen  und  materiellen  Gültigkeit  der  bisherigen  Ablösungsge- 
setze nach  jeder  Richtung  mit  Entschiedenheit  festzuhalten  und 
sich  gegen  jeden  Eingriff  der  Bundesversammlung  in  die  landes- 
verfassungsmäßig festgelegten  Rechte  zu  verwahren  ^). 

Nachdem  dieser  Kommissionsbeschluß  im  Plenum  der  Kam- 
mer der  Abgeordneten  Annahme  gefunden  hatte,  war  das  Schick- 
sal der  standesherrlichen  Reklamationen  für  alle  Zeiten  besiegelt, 
die  Möglichkeit  einer  unter  nicht  ungünstigen  Auspizien  einge- 
leiteten Revision  der  Ablösungsgesetze,  in  Sonderheit  des  Zehnt- 
eesetzes  gränzlich  vereitelt. 


3.   Die  Wirkungen  des  Zehntgesetzes. 

Die  Durchführung  des  Zehntgesetzes,  welche  während  der 
Ungewißheit,  ob  eine  Aenderung  erfolgte  oder  nicht,  zum  Teil 
zum  Stillstand  gekommen  war,  konnte  nun  ihren  ungestörten 
Fortgang  nehmen.  Das  Tempo  war  sogar  in  Anbetracht  der 
störenden  Verhältnisse  ein  rasches. 

Im  Durchschnitt  der  Jahre  1840/46  bezifferten  sich  nach  dem 
Etat  die  Jahreseinkünfte  des  Staatskammerguts  an  Zehnten  auf 
372343  fl.  in  Geld,  1450000  fl.  in  Naturalien,  zusammen  1822343  fl. 
Der  Voranschlag  für  1848/49  berechnete  den  Zehntertrag  wie  folgt '^): 


Zehntgattung: 

Anfall  an 
Geld 

fl. 

Anfall  an  Früchten  in  Geld 
berechnet: 

Zusammen 

Glatte 

Früchte 

fl. 

Dinkel 
fl. 

Haber 
fl. 

1.  Großer  Zehnt 

2.  Kleiner  und  Obstzehnt 

3.  Heu-  und  Oehmdzehnt 

4.  Weinzehnt 

5.  lebendiger  oder  Blutzehnt 

6.  Zehntsurrogate 

7 .  Novalzehnt 

93096 

226  109 

672  144 

263  883 

I  255233 
142365 
20  066 
89  222 
465 
35456 
63415 

Summe  : 

93096 

1    226  109 

672  144 

263  883 

I  606  232 

i)  Verh.  Kammer   der   Abg.    1856—61.     Pr.  B.  VII,    S.  5403 — 32,    5033 — 62. 
2)  Verh.  Kammer  der  Abg.    1848—49.     II.  B.  B.,  S.   139. 
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An  diesen  i  606  222  fl. 

waren  in  Abzug  zu  bringen  die  Kosten  für  die  Zehnt- 
schätzung, Verleihung  und  Vermarkung  desselben, 
die  Herbstkosten,  Reallasten  und  Selbsteinzugsaus- 
lagen nebst  Abgang  mit  46046  ; 

I  560  1 76  ;> 

Ferner  wegen  Wirkung  des  Zehntgesetzes  200  000  » 

so  daß  noch  verblieben  1360  176» 

Der  größere  Teil  der  Zehnten,  nämlich  der  ganze  Frucht- 
zehnt (großer  Zehnt)  war  auf  mehrere  Jahre  verpachtet;  hiervon 
entfielen  dem  Ertrage  nach  an  Geld  und  Naturalien  auf  den 
Neckar-,  Schwarzwald-,  Jagst-  und  Donaukreis  364042  fl.,  315  790  fl., 
231191  fl.  und  344210  fl. 

Schon  im  Jahre  1852/53  hatte  sich  der  Kameralertrag  der 
noch  nicht  abgelösten  oder  noch  nicht  zur  Ablösung  angemelde- 
ten Zehnten  auf  115  346  fl.  (hierunter  73 000  fl.  Großzehnt,  18000  fl. 
Weinzehnt)  vermindert.  Es  waren  demnach  schon  wenige  Jahre 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  ca.  93  Proz.  der  Staats- 
zehnten abgelöst,  in  31  von  den  65  Kameralämtern  gab  es  über- 
haupt keine  Zehnten  mehr.  Das  Tempo  der  Ablösung  der 
Zehnten  anderer  Berechtigten  war  ein  langsameres ,  denn  im 
gleichen  Zeitraum  war  beim 


die  Zehntablösung 
beendigt         rückständig 
mit  einer  Ablösungs- 
summe von 

fl.             1             fl. 

Gesamtsumme 
fl. 

1.  Staatskammergut 

2.  Hofkammergut 

3.  Katholischen   Schulstellen 

4.  Evangelischen  Schulstellen 

5.  Sonstigen  Berechtigten 

12  097  336 
2  024  284 

2  179  188 
I  348  438 

3  537  996 

5  419600 

481 716 

2  552  600 

I  025  562 

17  516  936 
2  506  000 
4731788 

2  374  000 

3  537  996 

21  187  242 

9479478 

30  666  720 

Der  Wirkungskreis  der  zur  Durchführung  der  Zehntablösung 
zuständigen  Oberämter  und  der  Ablösungskommission  läßt  sich 
ermessen,  wenn  man  die  Durchführung  im  einzelnen  betrachtet. 
Darnach  gilt  folgendes: 
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Zahl  der  er- 
ledigten Fälle 
mit    1   ohne 
Ablösungs- 
Kommission 

Betrag  des  Ablösungskapitals 

ohne                       mit 
Vermittlung  der  Ablösungskasse 

fl.         1                  fl. 

Zahl  der  uner- 
ledigten F'älle 
mit    1  ohne 
Ablösungs- 
Kommission 

Zus. 

Die  Zehnt- 
ablösung war 

er-       uner- 
ledigt    ledigt 
in  Gemeinden 

I.  Neckar  kreis: 

1 

45 

485 

69  241 

3  907  382 
II.  Schwarzwald- 
kreis: 

25 

503 

528 

149 

247 

8 

580 

20  167 

4758443 
III.  Jagstkreis: 

8 

573 

580 

227 

286 

403 

1173 

I  423472 

2  748  763 
IV.  Donaukreis: 

337 

1107 

1444 

125 

301 

197 

1591 

I   199  CGI 

7  060  773 

19 

901 

920 

230 

318 

653 

3829 

2  711  881 

18  475  361 

389 

3083 

3472 

731 

1152 

fl. 

20  007 

280 

6  411 

644  fl., 

1935 

158    .. 

554 

389    . 

8  901 

2  251 

191 

816 

I  943  585 

4040374 

5  571 

176 

5314 

140 

4482  21    187  242 

Der  Reinertragswert  der  Zehntablösung  bezififerte  sich  auf 
3001847  fl.i),  die  hieraus  sich  ergebenden  Ablösungssummen 
auf  48  029  568  fl.  nämlich  für 

1.  Die  Staatsfinanz  Verwaltung 

2.  den  Adel 

a)  Standesherren 

b)  Ritterschaft 

c)  Landsässiger  Adel 

3.  die  Hofdomänenkammer 

4.  Evangelische  Kirche  und  Schule 

5.  Katholische  »  »  » 

6.  Stiftungen  und  Körperschaften 

7.  Sonstige  Berechtigte 

Summe     48  029  568 

Von  der  Regierung  war  zugestanden  worden,  daß  die  Frucht- 
preise seinerzeit  um  25  Proz.  zu  nieder  angeschlagen  waren. 

Da  die  Naturalien  bei  der  Zehntablösung  mit  2  401 478  fl. 
in  Rechnung  genommen  waren,  betrug  dieses  Viertel  600  369  fl., 
der  erhöhte  Reinertragswert  somit  3602216  fl. 

Die  nach  den  neuesten  Forderungen  zugrunde  gelegte 
Kapitalisierung    im    25  fachen    Betrage    der    3602216    fl.    ergab 

somit 90055400  fl. 

Entschädigt  wurden  nach  oben 48  029  568  fl. 

Die  Entschädigung  blieb  somit  zurück  um       ,      .       42025832  fl. 
Der  nicht  abzugsberechtigte  Verwaltungsaufwand 
im    25  fachen    Betrag   kapitalisiert    berechnete 
i)  Verh.  Kammer  der  Abg.   1856-61.     I.  B.  B,  IV.  Abt. 
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sich  auf 5  403  304  fl. 


Die   Gesamtentlastung   der  Pflichtigen    somit    auf      47429136  fl. 

IV. 

Der  Abschluß  der  Ablösungsgesetzgebung  durch  das 
sog.  Komplexlastengesetz. 

a)    Allgemeine  Erörterungen. 

Der  alte  Patrimonialstaat  hatte,  so  sehr  er  auch  allmähHch 
der  Zeitrichtung  fremde  Institutionen  festhielt,  unter  anderem  die 
eine  gute  Seite,  daß  er  seinen  Untertanen  und  Grundholden  die 
Leistung  der  diesen  obliegenden  Abgaben  in  einigem  leichter 
machte. 

Wir  kennen  ein  Weismahl  bei  Ablieferung  der  Geld-  oder 
Naturalabgaben  der  Leibpflichtigen,  wir  wissen,  daß  nach  Leistung 
der  Frondienste  ein  Fronmahl,  die  Fronatz  folgte,  welche  der 
Herr  seinen  Frönern  zu  leisten  pflegte. 

Auch  beim  grundherrlichen  Verhältnis  begegnen  wir  als 
Gegenstück  der  bisher  ausgeübten  Rechte  mannigfachen  Unter- 
stützungen der  Pflichtigen  durch  den  Grundherrn.  Diese  Beihilfe  in 
Notfällen,  Abgabe  von  Nutzholz  usw.  war  umso  kräftiger,  als  ihre 
Gewährung  nicht  auf  einem  Rechtsgrunde  zu  ruhen  pflegte,  gleich- 
wohl aber  aus  Billigkeitsgründen  eine  Versagung  nur  selten  vorkam. 

Auch  bei  dem  Zehntrecht  finden  wir  eine  diesem  korrespon- 
dierende Last  der  Berechtigten,  welche  eine  Folge  der  früheren 
Landesherrschaft  war. 

Als  der  württembergische  Gesetzgeber  mit  Beseitigung  der 
Zehnten  den  grundherrlichen  Verband  in  einem  Umfang  gelöst 
hatte,  daß  der  Grundholde  rechtlich  keinen  Herrn  mehr  hatte,  das 
patriarchalische  Verhältnis  auf  immer  vernichtet  war,  erforderte 
die  Neugestaltung  der  bisher  von  dem  Zehntherrn  geleisteten 
Aufwendungen  besondere  Fürsorge'^). 

Das  Zehntgesetz  war  hierauf  insofern  schon  eingegangen, 
als  die  auf  dem  Zehntbezug  ruhenden  privatrechtlichen  Verbind- 
lichkeiten zu  besonderen  Leistungen  wie  Kompetenzen  von  Geist- 
lichen, Lehrern  und  Meßnern,  Baulichkeiten  von  Kirchen,  Kapellen, 
Schul-  und  Meßnerhäusern,  sowie  Friedhöfen  und  sonstigen 
Kirchen-    und  Schulrequisiten    sowie    die  Haltung    von  Faselvieh 


l)  Knapp,   Th.,  ges.  Beiträge,  .S.   142,   226. 
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wie  die  Zehntberechtigungen  abgelöst  und  entschädigt  wurden^). 

Verhältnismäßig  einfach  war  die  Ausscheidung  da,  wo  beim 
Zusammentrefifen  von  Zehnten  auch  die  Lasten  ermittelt  worden 
waren,  schwieriger  wenn  Gefälle  und  Zehnten,  was  die  Regel 
war,  zusammentrafen,  kompliziert,  wenn  solche  Leistungen  nicht 
auf  ein  einzelnes  Gefäll  oder  Grundstück,  sondern  auf  einen  zu 
einem  rechtlichen  Ganzen  verbundenen  Vermögenskomplex  radi- 
ziert waren. 

Eingehende  Debatten  veranlaßte  die  Ablösung  der  oben 
erwähnten  Bauverbindlichkeiten;  der  Entwurf  hatte  hiebei  unter- 
schieden zwischen  der  Unterhaltung  eines  Gebäudes  und  dem 
Neubau   desselben. 

Die  Unter  h  al  tsverb  i  ndlichk  ei  t  wurde  im  i6  fachen 
Betrag  der  durch  Schätzung  ermittelten  jährlichen  durchschnitt- 
lichen Unterhaltungskosten  des  Gebäudes  zur  Ablösung  gebracht; 
wo  diese  Schätzungsergebnisse  mit  den  Kosten  des  künftigen 
Neubaus  nicht  übereinstimmten,  wurde  der  Jahresbetrag  für  die 
Periode  vor  und  nach  dem  Neubau  auseinandergehalten  und  die 
Dauer  der  ersten  Periode  bis  zum  nächsten  Neubau  bemessen. 
Der  geringere  der  beiden  Beträge  bildete  im  1 6  fachen  Betrag 
das  Ablösungskapital ;  für  den  eventuellen  Mehrbetrag  der  Jahres- 
kosten wurde  eine  Vergütung  ausgeworfen.  Diese  bestand,  wenn 
der  Mehrbetrag  auf  die  Periode  vor  dem  Neubau  entfiel,  in  dem 
mit  Rücksicht  auf  den  6V4prozentigen  Zins  und  Zinseszins  zu 
2  Proz.  berechnenden  Kapitalwert  einer  in  diesem  Zeitraum  zu 
erhebenden,  eben  diesem  Mehrbetrag  gleichkommenden  Rente. 
Fiel  der  Mehrbetrag  an  Kosten  auf  die  Periode  nach  dem  Neu- 
bau, so  bestand  die  Vergütung  in  einer  Summe,  welche  in  der 
vor  dem  Neubau  laufenden  Zeit  mit  Zinsen  zu  4  Proz.,  Zinses- 
zinsen zu  2  Proz.  zum  16 fachen  Betrag  des  jährlichen  Mehrbetrags 
anwuchs. 

Bei  der  Abfindung  für  die  Neubauve  rbindlichkeit  wurde 
als  Ablösungskapital  der  löfache  Betrag  einer  Jahresrente  fest- 
gesetzt, welche  innerhalb  der  ordentlichen  Periode  zwischen  zw^ei 
Neubauten  mit  Zins  und  Zinseszins  zu  2  Proz.  zu  der  erforder- 
lichen Neubausumme  anwachsen  würde. 

Da  auch  weitere  Verpflichtungen  möglich  waren,  so  wurde 
der  Wert  der  einem  Dritten  obliegenden  Verpflichtungen  zur  Bei- 
hilfe für  das  Bauwesen  von  dem  durch  die  Abfindung  zu  decken- 

i)  Yerh.  K.  d.  Abg.   1848-49  I.  B.  B.,  S.  21  ff. 
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den  Betrag  der  Kosten  abgezogen.  Eine  Sonderbestimmung 
betraf  die  Unzulänglichkeit  des  Ablösungskapitals ;  wenn  nämlich 
dieses  zu  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Abfindung  der  auf  dem 
Zehnten  lastenden  Verbindlichkeiten  nicht  zureichte,  so  konnte  der 
Zehntberechtigte  sich  durch  Abtretung  des  gesamten  Ablösungs- 
kapitals dieser  Verbindlichkeiten,  soweit  sie  nicht  aus  einer  dem 
Zehntbezug  fremden  Verpflichtung  herrührten,  entledigen. 

Da  solche  Abfindungen  nicht  selten  zwischen  verschiedenen 
Berechtigten  geteilt  waren,  so  wies  der  Gesetzentwurf,  wenn  eine 
gütliche  Uebereinkunft  nicht  gelang,  die  Entscheidung  dem  Zivil- 
richter zu,  welcher  auch  bezüglich  der  Ausbezahlung  von  Zinsen 
aus  dem  Ablösungskapital  oder  einer  Abzahlung  an  dem  letzteren 
zu  erkennen  hatte.  Solange  der  Zehnt  noch  auf  Rechnung  der 
Ablösungsschuld  weiter  zu  entrichten  war,  hatte  der  Zehntberech- 
tigte oder  für  ihn  die  Zehntablösungskasse  auch  die  Leistungen 
auf  Abrechnung  an  der  Abfindungsschuld  weiter  zu  reichen. 

Die  Verzinsung  des  Ablösungskapitals  hatte  der  Abfindungs- 
berechtigte vom  I.  Januar  desjenigen  Jahres  an  anzusprechen, 
in  welchem  der  Zehnte  von  dem  Berechtigten  nicht  mehr  oder 
nur  auf  Abrechnung  an  seiner  Forderung  für  die  Zehntablösung 
erhoben  worden  war. 

Kapital  und  Zins  der  Abfindung  wurden  in  Ermangelung 
anderen  Uebereinkommens  in  analogen  Zeitrenten  wie  jene  der 
Zehntablösungsschuld  getilgt. 

Die  Kommission  der  Kammer  der  Abgeordneten 
war  mit  der  Ablösung  der  Lasten  im  i6  fachen  Jahresbetra"» 
keineswegs  einverstanden,  weil  nach  ihrer  Auffassung  der  Eigen- 
tümer des  Zehnten  und  der  Inhaber  einer  auf  demselben  ruhenden 
Baulast  in  verschiedenem  Rechtsverhältnis  standen,  etwa  wie  der 
Eigentümer  und  der  Inhaber  einer  Gerechtigkeit  an  einer  fremden 
Sache.  Sie  folgte  dem  Grundsatz,  dafi  belastete  Grundstücke 
bestimmt  bemessene  Leistungen  an  den  Inhaber  der  Gerechtigkeit 
abzugeben  hatten,  soweit  sie  solche  ertrugen,  während  erst  der 
Ertragsüberschuß  dem  Eigentümer  zufieP).  Als  Beispiele  wurden 
die  Weidegerechtigkeiten  auf  fremdem  Grund  und  Boden,  sowie 
die  Holzgerechtigkeiten  angeführt,  wo  das  dienende  Objekt  zuerst 
die  Gerechtigkeitsabgabe  bestreiten  mußte,  der  Eigentümer  nur 
den  Mehrertrag  an  sich  nehmen  konnte.  Das  anscheinende  Gleich- 
heitsverhältnis zwischen  dem  Zehntherrn  und  dem  Gerechtigkeits- 

i)  Ebenda,   S.    194  ff. 
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inhaber  wurde  bestritten  und  als  eine  Ungerechtigkeit  bezeichnet, 
weil  die  Bauberechtigungen  dem  Haß  und  der  Ungunst  der  Zeit 
nicht  unterlagen,  vielmehr  bloß  zur  Ablösung  gelangten,  wenn  mit 
dem  Zehnten  eine  Veränderung  vorging.  Damit  gelangte  die 
Kommission  zu  dem  Antrag,  die  Abfindung  auf  das  20  fache 
des  zu  Geld  angeschlagenen  Jahresbetrags  der  Leistung  zu  erhöhen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  war  vom  Abg.  Schnitzer  ein  Antrag 
in  betreff  der  Vermutung  für  die  kirchliche  Natur  der  Zehnten 
in  der  Frage  über  die  Kirchenbaulast  gestellt  und  hierüber  ein 
eingehender  Bericht  des  Abg.  Wiest  erstattet  worden  ^)  mit  dem 
Leitsatze,  daß  im  Zweifelfalle  der  Zehntherr  den  Beweis  zu  führen 
hatte,   daß  ihm   die  Baulast  nicht  obliege. 

Dabei  wurde  der  ganze  Streit  über  weltliche  und  geistliche 
Natur  des  Zehnten  wieder  aufgerollt,  weil  hienach  die  Verpflich- 
tung zur  Baulast  des  Zehntberechtigten  zu  bemessen  war.  Die 
Sache  hatte  aber  nicht  nur  für  theoretische  Erörterungen  recht- 
licher und  historischer  Natur  Interesse  sondern  eine  eingreifende 
praktische  Seite. 

In  den  Diözesen  Konstanz  (welche  beinahe  ganz  Schwaben 
in  sich  schloß),  Würzburg  und  Augsburg  bestand  die  Rechtsge- 
wohnheit, daß  auch  Laienzehnten  zu  Kirchenbaukosten  beige- 
zogen wurden.  Diese  Gewohnheit  erstreckte  sich  somit  über  den 
gröfiten  Teil  Altwürttembergs  und  kam  den  in  demselben  ge- 
legenen Kirchengemeinden  zu  statten.  Eine  offene  Anerkennung 
dieser  vorteilhaften  Rechtsgewohnheit  hatte  der  vormalige  her- 
zogliche Kirchenrat  zwar  nicht  ausgesprochen,  vielmehr  den  ein- 
zelnen Kirchengemeinden  jeweils  auf  Ansuchen  bloße  milde  Bei- 
träge gewährt.  Als  im  Jahre  1806  das  evangelische  Kirchengut 
eingezogen  wurde,  war  die  feierlichste  Zusicherung  erteilt  worden, 
daß  alle  auf  der  bisher  unter  der  Benennung  des  geistlichen 
Gutes  laufenden  Fundation  haftende  Schulden  und  Obliegenheiten, 
welche  kirchliche  Lehre,  Schule  oder  andere  gemeinnützige  Armen- 
anstalten betrafen,  vom  König  und  seinen  Thronfolgern  über- 
nommen werden  sollten. 

Da,  wo  in  standesherrlichen  Gebieten  die  Herrschaften  den 
Versuch  machten,  die  Kosten  für  Kirchen  und  Schule  abzu- 
wälzen, stellten  die  angerufenen  Gerichte  die  Verpflichtung  fest. 
So  in  der  Klagesache  der  Schulgemeinde  Ingelfingen  mit  Gries- 
bach  gegen  die  fürstliche  Standesherrschaft  Hohenlohe-Oehringen. 
i)  Ebenda,  S,  338  ff. 
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Das  Gericht  ging  hier  davon  aus,  daß  zur  Zeit  der  Reformation 
auch  in  Hohenlohe  die  Kirchen-  und  anderen  geistlichen  Güter 
der  Stifter,  Klöster  und  Pfarreien  eingezogen  worden  waren. 
Nach  einem  Normale  von  1748  hatte  die  Herrschaft  die  Last 
der  Besoldung  der  Pfarrer  und  Schulbedienten,  sowie  die  Bau- 
und  Unterhaltskostenpflicht  für  Pfarr-  und  Schulgebäude.  Da 
außerdem  in  einer  Denkschrift  des  Fürsten  Hohenlohe  an  die 
Bundesversammlung  aus  dem  Jahre  18 19  die  Last  der  Unter- 
haltung der  Kirchen-  und  Schulgebäude,  die  Ausgabe  für  Be- 
soldungen der  Pfarrer  und  Lehrer  als  in  untrennbarem  Zusam- 
menhang mit  der  Ablösung  der  Gefälle  befindlich  erklärt  worden 
war,  fiel  das  Erkenntnis  des  Obertribunals  zugunsten  der  er- 
wähnten Gemeinde  aus. 

Der  K.  Katholische  Kirchenrat  sprach  sich  nicht  ganz  be- 
stimmt aus,  vermutete  vielmehr  bei  Uebergang  von  Zehnten  an 
weltliche  Besitzer  keine  Aenderung  in  dem  Rechtsverhältnis, 
welches  früher  für  die  Kirche  als  Zehntinhaber  auch  die  Baulast 
observanzmäßig  in  sich  geschlossen  hatte.  Die  Kreisregierung 
nahm  das  Vorhandensein  einer  solchen  Observanz  als  feststehend 
an.  Das  Landkapitel  Zwiefalten  bezeugte,  daß  es  in  seinem  Be- 
zirk üblich  sei,  bei  Unzulänglichkeit  der  Kirchenpflegen  auch  welt- 
liche Zehntherren  subsidiär  bei  Bauwesen  an  den  Pfarr-  und 
Kirchengebäuden  eintreten  zu  lassen.  Diese  Anschauungen,  welche 
noch  durch  einen  neuesten  Prozeß  des  Stiftungsrates  ReggUs- 
weiler  mit  dem  Grafen  Fugger-Kirchberg-Weißenhorn  wegen 
Uebernahme  der  Kirchenbaukosten  und  Deckung  des  Defizits  der 
Heiligenpflege  zu  Regglisweiler  verstärkt  wurden,  führten  dazu, 
daß  die  Kommission  dem  Antrag  Schnitzer  zustimmte  und  im 
Zweifel  die  Vermutung  aufstellte,  daß  auf  den  innerhalb  eines 
Pfarrsprengels  oder  einer  Kirchengemeinde  befindlichen  Zehnten 
in  P2rmangelung  oder  Unergiebigkeit  des  Vermögens  der  betref- 
fenden Kirchenpflege  die  Verpflichtung  hafte,  subsidiär  zu  den 
Kosten  der  Reparaturen  und  Neubauten  der  im  gleichen  Bezirke 
befindlichen  Kirchen-,  Pfarr-  und  Meßnergebäude  verhältnismäßig 
beizutragen.  Der  Beweis  des  Gegenteils  blieb  dem  Besitzer  des 
Zehnten  überlassen. 

Die  Unmöglichkeit,  fernerhin  eine  Gemeinschaft  der  Vielheit 
von  Besitzern  festzuhalten,  führte  auch  bei  Ermittlung  dieser  Einzel- 
werte zu  den  größten  Schwierigkeiten,  die  noch  dadurch  gesteigert 
wurden,  daß  diese  Leistungen  ihre  Existenz  aus  den  verschieden- 
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steil     Rechtsverhältnissen     herleiteten ,     deren    historische     Unter- 
suchung zeitraubend  und  sehr  oft  ergebnislos  war. 

Die  Regierung  traf  bei  Regelung  der  Materie  das  Richtige. 
Trotz  des  Versuchs  der  Kammer  der  Abgeordneten,  die  Bestim- 
mungen über  die  Lastenablösung  auch  bezüglich  der  auf  anderem 
Eigentum  ruhenden  Verpflichtungen  auszudehnen ,  wurde  die 
Verfolgung"  der  Angelegenheit  einem  besonderen  Gesetzentwurf 
vorbehalten.  Die  Verweisung  auf  den  Weg  der  Spezialgesetz- 
gebung  ergab  sich  schon  daraus,  daß  die  Kammer  der  Standes- 
herren im  letzten  Stadium  der  Beratungen  über  das  Zehntgesetz 
diesem  nur  unter  der  Voraussetzung  zustimmen  zu  können  er- 
klärt hatte,  daß  dieses  gleichzeitig  mit  dem  sog.  Komplexlasten- 
gesetz, in  welchem  die  Abfindung  der  auf  inkorporiertem  oder 
inkameriertem  Vermögen  ruhenden  Leistungen  geregelt  werden 
sollte,  zur  Verabschiedung  gelangte. 

Verhandlungen  waren  aber  nicht  möglich,  weil  die  Kammer 
der  Siandesherren  Ende  Mai  1849  ihre  Beratungen  eingestellt  hatte. 

b)  Die  spezielle  gesetzgeberische  Behand- 
lung der  Zehntlastenablösung. 

Schon  die  allgemeinen  Erörterungen  über  das  dem  Zehntrecht 
korrespondierende  Lastenverhältnis  hatten  zur  Genüge  erwiesen, 
welche  Schwierigkeiten  der  gesetzgeberischen  Regelung  der  Ma- 
terie entgegenstanden. 

Da  aber  besondere  Gründe  für  die  Beseitigung  der  Zehnt- 
lasten für  die  Regierung  vorlagen,  wurde  der  Ständeversamm- 
lung ein  bezüglicher  Gesetzentwurf  vorgelegt. 

Grundsätzlich  sollten  der  fundationsmäßigen  Bestimmung  des 
Vermögens  fremde  Lasten  im  20  fachen  Betrag  abgelöst  werden, 
bei  Gefäll-  und  Zehntlasten  konnten  die  Pflichtigen  (die  Grund- 
herren) Ablösung  im  16  fachen  Betrag  verlangen.  Inkorporation 
von  Kirchenvermögen  zur  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten  für 
Kirchen-  und  Schulzwecke  war  auch  dann  ausgeschlossen,  wenn 
die  Leistung  infolge  der  Inkameration  von  Vermögen  durch  einen 
Vermögenskomplex  übernommen  war.  Auf  Leistungen,  zu  welchen 
das  Staatskammergut  durch  Gesetz  verpflichtet  war,  sollte  das 
Gesetz  keine  Anwendung  finden  '). 

Da  nach  der  Absicht  des  Entwurfes  die  betrefifenden  Lei- 
stungen nicht  sichergestellt,  sondern  beseitigt  wurden,  hielt  die 
Kommission  der  Kammer,  welche  Restituierung,    nicht  Ablösung 

l)  Verh.  Kammer  der  Abg.   1848—49.     I.  B.  B.,  S.  759,  968  ff. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.      1913.     2.  I6 
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der  durch  Inkameration  oder  Inkorporation  von  Kirchenvermögen 
entstandenen  Lasten  woUte,  den  ganzen  Aufbau  des  Entwurfes 
für  verfehlt;  die  Regierung  wurde  um  einen  Gesetzentwurf  ersucht, 
in  welchem  die  bezüglichen  Lasten  sichergestellt  wurden. 

Wegen  der  Unmöglichkeit  einer  Ausgleichung  der  divergie- 
renden Ansichten  zog  die  Regierung  den  Entwurf  zurück  ^). 

Auch  bei  einem  erneuten  Versuch  -)  einer  Regelung  der  Ma- 
terie hielt  die  Regierung  an  der  bisherigen  Auffassung  fest;  die 
Beratungen  im  Plenum  zeigten  die  größte  Uneinigkeit,  so  daß 
ein  Ständebeschluß  überhaupt  nicht  zustande  kam  und  die 
weitere  Behandlung  des  Gegenstandes  ausgesetzt  werden  mußte. 

Unter  den  im  Jahre  1854  eingebrachten  Gesetzentwürfen  ^) 
befand  sich  auch  ein  neuer  Entwurf  über  die  Ablösung  privat- 
rechtlicher Leistungen  für  öffentliche  Zwecke.  Das  Ablösungs- 
kapital war  vom  16  fachen  auf  den  18  fachen  Betrag  erhöht,  die 
Ablösung  indes  auf  die  mit  dem  Besitz  von  Zehnten  und  Ge- 
fällen in  Verbindung  mit  anderen  Vermögensgegenständen  als 
bleibende  Last  haftenden  Leistungen  beschränkt. 

Ein  Spezialgesetz  sollte  die  Einkommensminderung,  welche 
dem  Staatskammergut  und  den  Kirchen-  und  Schuldienern  drohte, 
abschwächen  oder  beseitigen  ^).  Auch  dieser  Vorschlag  wurde  ab- 
gelehnt, noch  bevor  dessen  gesetzgeberische  Behandlung  in  An- 
griff genommen  war.  Die  Konvention  mit  den  Standesherren  im 
Jahre  1856  hatte  auch  diesen  Gegenstand  behandelt  und  ihn  im 
Jahre  1857  der  Behandlung  durch  die  Ständeversammlung  zuge- 
führt. 

Die  Ablösung  sollte  jetzt  alle  Leistungen  umfassen,  welche 
für  öffentliche  Zwecke,  namentlich  Kirche,  Schule  und  Armen- 
unterstützung zu  reichen  waren  und  auf  dem  Besitze  einzelner 
oder  verbundener  Vermögensteile  ruhten.  Damit  waren  Leistungen 
aus  dem  Vermögen  von  Kirchenpfründen,  Stiftungen  und  Körper- 
schaften, welche  zur  Erfüllung  gesetzlicher  Bestimmungen  oder 
dem  Stiftungszweck  dienten,  Leistungen  zu  Besoldungen  an  Kit- 
chen- und  Schuldiener,  sowie  jene  zur  baulichen  Unterhaltung 
von  Amtswohnungen  der  Geistlichen,  welche  aus  irgend  einem 
Grunde    Sache    der    Staatsfinanzverwaltung    waren,    von    der   Ab- 


i)  A.  a.  O.  Pr.  1?.  VI,  .S.  4871;  I.   B.  B.,  S.  990. 

2)  A.  a.  O.  Pr.    1851—53   Pr.  B.  I.,  S.  587,  I.   B.   B.,  S.   229. 

3)  S.  213. 

4)  A.  a.  O.   1854.      I.  B.  B.   S.    128,   539,  727,  749,  767,  788. 
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lösung  ausgeschlossen.     Der  Maßstab  war  der    dern  Ergänzungs- 
entwurf zugrunde  gelegte   19 fache  Betragt). 

Mit  der  durch  die  Regierung  angeregten  Aussetzung  der  Be- 
ratungen war  der  Entwurf  selbst  gefallen,  ein  weiterer  Vorschlag 
der  Regierung  hatte  wegen  de's  bevorstehenden  Landtagsschlusses 
nicht  einmal  in  Beratung  genommen  werden  können. 

Die  ganze  Materie  war  jetzt  zwischen  Regierung  und  Kammer 
soweit  geklärt,  daß  eine  Einigung  nicht  unmöglich  gewesen  wäre. 

Sie  wurde  aber  noch  verzögert,  weil  die  zur  Zeit  schweben- 
den Reklamationen  der  Standesherren  noch  nicht  erledigt  waren 
und  die  Unterstützung  der  Ansprüche  durch  die  Regierung  auch 
Wirkungen  bei  dem  Komplexlastengesetz  äußern  konnte ,  die 
gerade  von  der  Kammer  der  Abgeordneten  vermieden  werden 
wollten. 

Die  Regierung,  in  dem  Bestreben,  die  Ablösungsgesetzgebung 
endgültig  zum  Abschluß  zu  bringen,  brachte  im  November  1862 
einen  neuen  sechsten  Entwurf  bei  der  Ständeversammlung  in 
Vorlage.  Die  ganze  Situation  hatte  sich  nun  im  Zusammenhang 
mit  der  Behandlung  der  standesherrlichen  Bestrebungen  um  Ge- 
währung einer  Nachtragsentschädigung  verschoben. 

Die  Regierung  gab  die  präjudizielle  feierliche  Erklärung  ab, 
bei  Erledigung  der  schwebenden  Reklamationen  der  Standes- 
herren nur  auf  dem  Boden  der  Landesgesetzgebung  vorgehen  zu 
wollen.  Damit  war  die  Kompetenz  der  Bundesgewalt  verneint, 
und  die  bezüglichen  Bemühungen  der  Kammer  der  Abgeordneten 
von  vollem  Erfolg  gekrönt. 

Die  Beratungen  des  Komplexlastengesetzes  konnten  nun 
weitergeführt  werden,  zumal  die  Regierung  volle  Analogie  mit 
dem  Zehntgesetz  bei  Regulierung  des  Maßstabes  herbeigeführt 
hatte. 

Gegen  Ueberweisung  der  von  den  Pflichtigen  zu  entrichtenden 
Ablösungskapitalien  übernahm  der  Staat  die  bisherigen  Leistungen 
zu  den  Besoldungen  der  Kirchen-  und  Schuldiener,  während  die 
adäquaten  Pflichten  des  Staatskammergutes,  sowie  die  Verpflich- 
tung zur  baulichen  Unterhaltung  von  Amtswohnungen  und  Zu- 
behörden  von  der  Ablösung  ausgeschlossen  waren. 

Ueber  den  Umfang  der  bisherigen  Pflichtungen  wurden  Be- 
rechnungen vorgelegt. 

Hienach  entfielen  hievon  auf 
i)  A.   a.  O.   B.  B.  Ib,  S.  838. 
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Um  die  aus  dem  Zurückgelien  des  Entwurfs  auf  den  Ab- 
lösungsmaßstab des  Jahres  1848/49  sich  ergebenden  Unebenheiten 
abzuschwächen,  war  die  Kommission  der  Kammer  der  Abgeord- 
neten grundsätzlich  der  Gewährung  einer  Ablösungsentschädigung 
im  18  fachen  Betrage  nicht  abgeneigt,  sie  trat  auch  der  Erhöhung 
auf  den  19  Betrag  unter  der  Voraussetzung  nicht  entgegen,  daß 
hiedurch  eine  Einigung  erzielt  werden  konnte. 

Der  Regierungsentwurf  belastete  zugunsten  der  Pfarr-  und 
Schulstellen  den  Staat,  der  Nachteil,  welcher  den  übrigen  Berech- 
tigten entstand,  wurde  diesen  selbst  auferlegt.  Auch  die  Kom- 
mission teilte  diese  Auffassung,  so  daß  künftig  für  die  Leistungen 
für  öffentliche  Zwecke  die  politischen  Gemeinden  aufzukommen 
hatten,  während  die  Besoldungen  der  Lehrer  teils  aus  Stiftungs- 
fonds, teils  aus  der  Staatskasse  gereicht  wurden.  Prinzipielle 
Differenzen  waren,  da  der  Gegenstand  Kommission  und  Plenum 
■wiederholt  beschäftigt  hatte,  nicht  mehr  zu  lösen. 

Nacli  dem  endgültigen  Scheitern  weitergehender  Ansprüche 
bot  auch  die  Kammer  der  Standesherren  gerne  die  Hand,  die 
immerhin  in  der  neuesten  Gestaltung  des  Komplexlastengesetzes 
liegende  versöhnende  Wirkung  durch  Annalime  des  Gesetzes  an- 
zuerkennen. 

Nach  Annahme  aller  Anträge  der  Beschlüsse  der  Kammer 
der  Abgeordneten  in  ihrer  Plenarsitzung  konnte  das  Komplex- 
lastengesetz am  20.  April  1865  als  gemeinsamer  Ständebeschluß 
die  K.  Sanktion  erhalten. 

Damit  war  die  Württ.  Ablösungsgesetzgebung  formeil  voll- 
ständig zum  Abschluß  gebracht. 

Es  kamen  zur  Ablösung  : 
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Unter  dem  Gesamtjahreswert  waren  begriffen  : 

a)  Zehntlasten:       b)  Komplexlasten; 
Geldleistungen:  50033  fl.  107752  fl. 

Naturalleistungen:      10782  fl.  59  390  ff. 

60815  ^-  167  142  fl. 

227957  fl. 

Hiezu  kamen  vom  Hofkammergut: 

2  548  fl. 338S1  fl. 

Zusammen:     63363  fl.  201023  A- 

264  386  fl. 
Kapitalwert  im 
16 fachen  Betrag:    i  013  808  fl.  3216368  fl. 

4  230 176  fl. 

Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  war  das  letzte  Resi- 
duum aus  dem  Zeitalter  der  Naturalwirtschaft  beseitigt. 

Der  Bauer  war  in  der  Benutzung  seiner  eigentümUchen  Felder 
frei  geworden ;  er  konnte  sich  jetzt  die  Errungenschaften  einer 
neuen  landwirtschaftlichen  Technik  zunutze  machen. 

Hier  kamen  vor  allem  in  Betracht  der  ermöglichte  Anbau 
von  Futterkräutern,  welcher  eine  intensivere  Viehhaltung  ermög- 
lichte, und  durch  den  gewonnenen  Dünger  eine  bessere  Ausnutzung 
des  Bodens  gestattete. 

Die  zum  Zwecke  der  Intensivierung  des  Betriebes  im  großen 
wie  im  kleinen  aufgewendeten  Kosten  kamen  nun  nicht  einem 
fremden  Herren,  sondern  dem  Bebauer  selbst  zugute. 

Diese  Wirkung  allein  schon  war  es,  welche  den  Bauern  alN 
mählich  damit  versöhnte,  daß  er  die  auf  ihm  ruhende  Zehntlast 
mit  nicht  unerheblichen  und  nur  durch  die  Verteilung  auf  eine 
Reihe  von  Jahren  immerhin  nicht  unerträglichen  Opfern  hatte 
erkaufen  müssen. 

Die  Beseitigung  der  bisherigen  künstlichen  Beschränkungen 
einer  gesteigerten  Ausnützung  des  landwirtschaftlich  benützten 
Bodens  war  auch  im  Interesse  einer  stetig  zunehmenden  Bevöl- 
kerung nachgerade  notwendig  geworden. 

Wo  es  die  Klimaverhältnisse  ermöglichten,  war  auch  der 
lohnende  Bau  von  Handelsgewächsen  eingeführt  worden,  dessen 
Wirkungen  zusammen  mit  der  qualitativen  Besserung  des  Wein- 
und  Hopfenbaus  wesentlich  zu  jener  Wellenlinie  beitrugen,  welche 
wir  unter  dem  Namen  Wohlstandsbewegung  in  den  70  er  Jahren 
auch  für  die  bäuerliche  Bevölkerung  einsetzen  sehen. 

Regierung   und  die  Stände    des  Landes  konnten  mit  Genug- 
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tuung  auf  den  Erfolg  ihrer  gemeinsamen  Bemühungen  blicken, 
ein  Erfolg,  welcher  allein  es  ermöglichte,  nun  Aufgaben  anderer, 
nicht  minder  wichtiger  Art  volle  Aufmerksamkeit  und  Mittel  zu- 
zuwenden. 

Das  Zehntgesetz  war  in  25  Jahren  zur  Durchführung  zu 
bringen,  in  diesem  Zeitraum  waren  die  ausgemittelten  Zeitrenten 
an  die  Ablösungskasse  abzutragen.  Es  war  demnach  das  Ge- 
schäft im  Jahre  1874  erledigt,  was  auch  formell  durch  Aufhebung 
der  Ablösungskommission  zum  Ausdrtick  gelangte,  für  welche  schon 
im  Etat   1875/76  eine  Forderung    nicht    mehr    eingebracht  war^). 

Auch  nach  einer  anderen  Seite  wirkte  die  endgültige  Be- 
seitigung des  Zehnten,  denn  es  war  kein  zufälliges  Zusammen- 
treffen, daß  gerade  mit  dem  Jahre  1873  ein  neues  Katasterge- 
setz ins  Leben  treten  konnte,  war  doch  die  weitere  Ausnutzung 
der  Steuerkraft  der  Bevölkerung  neben  den  Ansprüchen  der 
Zehntherrn  bisher  unmöglich  gewesen. 


Uebersicht  über  die  benützten  Quellen. 

A.  Un  gedruckte  Quellen. 

I.  Akten  des  K.  Archivs  des  Innern  in  Ludwigsburg  '^). 

A.  20.  3  c.     Entwürfe    zu  dem  Gesetze   über  Ablösung  der  Zehnten.      1848 — 1849. 
A.  20.  4  b.     Verwahrung  mehrerer  Standesherrschaften  gegen  die  Ablösungsgesetze 

1848— 1852. 
A.  20.  5  a.     Uebersichten  über  die  Gefäll-  und  Zehntlasten    und  die  zur  Ablösung 

bestimmten  privatrechtlichen  Leistungen    für  öffentliche  Zwecke.     1852  — 1863. 
A.  20.  6.     Zehntablösungsgesetz  vom   17.  Juni  1849.      1832 — 1858. 
A.  20.  7  b.     Antrag  der  Kammer  der  Abgeordneten  auf  zwangsweise  Ablösung  bei 

den  Gefällen  und  Zehnten  des  Staatskammerguts. 
A.   20.   13  a.     Protestationen    mehrerer  Standesherren    gegen    die  Aufhebung    ihrer 

Standesvorrechte.     1850. 
D.  21.   IG.     Zehnt-  und  Gültsachen.     Generalia  und  Spezialia.      1820 — 1858, 

2.  Akten  des  K.  Finanzarchivs  in  Ludwigsburg. 

Gefäll-  und  Lehensachen. 
XIX,  Z  e  h  n  t  w  e  s  e  n. 

46.  5.     Allgemeines.      1818 — 1847. 

46.  6.     Ernte-Generalreskripte  die  Zehnterhebung  betreffend.      1806 — 1818. 

1)  H.  F.  Etat   1875—76. 

2)  Die  Akten  der  beiden  Archive  kreuzen  sich  zum  Teil.  In  der  Darstellung 
selbst  ist  eine  Verweisung  nur  dann  erfolgt,  wenn  den  Ausführungen  der  Akten 
längere  Zeit  gefolgt  wurde. 
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46.  7.  Verwandlung  der  Zehnten  und  Teilgebühren  in  ständige  Rente,  Ablösung 
der  Zehnten,  Aufhebung  der  Zehnten  von  Neubrüchen.      1828 — 1848. 

Ablösung  der  Zehnten  und  übrigen  Grundabgaben  im  Wege  der  Gesetzgebung. 
1818— 1853. 

46.  8.  Entschädigung  der  Zehntberechtigten  bez.  Ablösung  der  Zehnten  im  Falle 
der  Verwandlung  zehntbarer  Grundstücke  zu  Straßenanlagen  und  Eisenbahn- 
bauten.     1835 — 1850. 

47.  I.  Ablösung  von  Weinzehnten  und  Teilgebühren,  Weinbesoldungen  von  Kirchen- 
und  Schuldienern.      1809 — 1835. 

2.  Verwandlung  der  Weingefälle  in   Geld.      1818 — 1830. 

6.  Weinverwaltung,  Weinverkauf,  Leistung   der  Weinbesoldungen.    1808 — 1817. 

7.  Vollzug    des   Zehntablösungsgesetzes    von    1849,    Ablösung    der  Zehnten    des 
.Staatskammerguts.      1848 — 1875. 

9  c.  Ablösung  von  Gefällen  und  Zehnten  der  Kirchen-  und  Schuldiener. 
10.     Novalzehnten.      1818 — 1850. 

48.  I.     Novalzehnten  katholischer  Pfarreien.      181 5 — 1848. 

B.  Gedruckte  Quellen. 

I.  Verhandlungen  der  Landstände  *). 

Ges.-Entwurf  wegen  Verwandlung  der  Zehnten  und  Teilgebühren  in  ständige  Renten 

L  L.  T.   1833  XXII  S.  soff.;    II.  L.  T.  1833  III    S.  6  ff .  S.  22.    C.   B.   XXV 

S.  372  ff.     Beratung  CII,  S.  2  ff.,  68.     Zurückgezogen  Pr.  B.  S.   2460 — 64. 
Ges.-Entwurf  wegen  des  Novalzehnten.     Ibidem,  S.  79  ff. 
Ges.-Entwurf   über    Ablösung    der    Zehnten    1848/49.     I.  B.  B.    S.  2iff. ;    C,  B.  I 

B.  B.    S.   190  ff. ;    Beratung  Pr.  B.    S.  481,    504,    530,    576/707.     Abstimmung 

Pr.   ß.   S.    1807. 
Kammer    der    Standesherren  C.  B.    S.   164.     Beratung  Pr.  B.  S.  317,   335,  347/60. 
Notizen  über  den  Ursprung  der  Zehnten  und   Gefälle   1833/II.  L.  T.   S.  362. 
Motion  Dörtenbach  wegen  Ablösung    der  Zehnten  und  Teilgebühren    1833/II.  VIII, 

S.  89  fr.;  wiederholt  LXV  S.   16.      1836. 
Motion  Pfaff   wegen    Verwandlung    aller    Zehnten    und    anderen    Grundabgaben    in 

ständige  Geldrenten   1833/II.  XXIX  S.   188  fT. 
Motion  Schmid    über  Ablösung    der  Zehnten    und  Teilgebühren  usw.    1833/II.  XII, 

S.   53;  wiederholt   1836  LXV  S.   16. 
Motion  Wiest  betr.  das  Gesetz  zur  Befreiung  des  Grund  und  Bodens  vom  Zehnten 

1833/II.  XXVIII  S.  54,  66;  wiederholt   1836  3.  B.  H.  S.   163. 
Motion  Redwitz,    1839  LXXXII  S.    10  ff. 
Petition  der  Gemeinde  Altmannshofen  wegen  Verwandlung  der  Zehnten  usw.  1833/II. 

2.  B.  H.  S.  99;    1839  2.  B.  H.  S.    162. 
Eine  nicht  unerhebliche  Rolle    in  der  Debatte    über  die  Zehntablösung    spielen  die 

Bemühungen  wegen  Sicherstellung  der  Kirchendiener    gegen  die  ihnen  infolge 

l)  Beim  Zehntgesetz  hatte  die  Kammer  der  Abgeordneten  die  Beseitigung  der 
Zehntlast  stets  wieder  zu  betreiben.  Aus  diesem  Grunde  sind  sowohl  Motionen 
aus  der  Kammer  selbst,  wie  Eingaben  von  Vereinen  und  Einzelpersonen  entstanden, 
welche  wegen  ihres  häufig  gleichen  Inhalts  bei  ihrer  großen  Zahl  hier  unmög- 
lich einzeln  aufgeführt  werden  konnten.  Größere  Elaborate  sind  in  der  Darstel- 
lung selbst  erwähnt. 
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der  Ablösung  entstehenden  finanziellen  Nachteile.     Hierüber  namentlich 
1848/49,  I.  B.  B.  S.   196  wegen  eines  bezüglichen  Gesetzes 
S.  631  ff.  wegen  Uebernahme    der  Kirchenbaulasten,  wo  bis  zur  Herausgabe 
des  Kirchenguts  Garantie    der    bisherigen  Leistungen    des  Staates  für  Kirchen 
und  Schulen  beantragt  war. 

S.  668   Bitte  um  ein  Gesetz  wegen   der   Ablösungsverluste    der  Kirclien-  und 
Schuldiener. 

679  ff.,  705,  707  über  die  Präsumtion  der  kirchlichen  Natur  der  Zehnten. 
Besondere  Erwähnung  verdient  auch  I.  B.  B.  S.  331.  Beratung  S.  1567  ff. 
Wegen  Entbindung  von  einer  auf  dem  Zehnten  ruhenden,  verfallenen  Last  durch 
Abtretung  des  Zehnten  sowie  die  Kirchenbaulast  des  Staates  als  Zehntherrn 
und  Kirchengutsbesitzers,  worüber  ehemals  Ansbach'sche  Gemeinden  eine  ge- 
sonderte  Petition  eingereicht  hatten  Pr.   B.    1579. 

Historische,  rechtliche  und  politische  Ausführungen  über  die  kirchliche  Natur  des 
Zehnten  bei  der  Frage  über  die  Kirchenbaulast  finden  sich  bei  der  Behand- 
lung der  Rechtssache  zwischen  Graf  Fugger  und  der  Gemeinde  Begglisweiler 
L  B.  B.,  S.  388  ff.,  Pr.  B.   S.    1592  ff. 

Der  Gesetzentwurf  wegen  Einwirkung  der  Ablösungsgesetze  auf  das  Einkommen 
der  Kirchen-  und  Schuldiener  ist  behandelt  I.  B.  B.  848,  853 ;  Beratung 
XLXXXVI  Pr.  B.  S.  4824  ff.,  4848,  4850  ff.  Beschlußfassung  L  B.  B.  988, 
989,   1002. 

Die  besonderen  Verhältnisse  im  Hohenloheschen  in  bezug  auf  die  Verbindlichkeit  zur 
Bestreitung  der  Kosten  für  Kirchen-  und  Schulzwecke  L  L.  Vers.  1849,  S.  224. 

Später  noch  mußten  Petitionen  wegen  Aufbesserung  der  durch  die  Zehntablösung 
beschädigten  Pfarrbesoldungen  behandelt  werden,  1851,  L  B.  B.  S.  347; 
Pr.  B.  S.  2082,  3783. 

Da  der  frühere  der  Sicherung  der  Bezüge  von  Kirchen-  und  Schuldienern  gegen 
die  Verluste  infolge  der  Ablösung  beratene  Gesetzentwurf  nicht  Gesetz  ge- 
worden war,  fand  eine  Revision  desselben  statt.  1854  L  B.  B.  S.  128  ff. 
Bericht  I.  B.  B.  S.  539  ff.,  Beratung  S.  727,  749,  767,  769,  779,  782,  785. 
Aussetzung  der  Beratungen  l.  Kammer  Pr.  B.  S.   1337. 

Die  Ergänzungen  der  Bestimmungen  über  Gefäll-  und  Zehntablösung  sind  be- 
handelt: 1854  L  B.  B.  S.  208;  Bericht  ebenda,  S.  1073  ff.  Die  Beratung 
wird  aufgeschoben  L   B.  B.  S.   735,   795. 

Der  zweite  infolge  der  Vereinbarungen  des  Jahres  1856  mit  den  Standesherrn  aus- 
gearbeitete Gesetzentwurf  findet  sich:  1856/61  B.  B.  I.  Abt.  2,  S.  682/703. 
Bericht  ebenda  838/1068;  nachträglicher  Bericht,  S.  2711/32.  Beratung  Pr. 
VII,   5403/32  ;   5033/62   ohne  Eintritt  in  Einzelberatung  abgelehnt. 

Die  Behandlung  der  Ablösung  privatrechtlicher  Leistungen  für  öffentliche  Zwecke 
beginnt  mit  dem 

I.  Gesetzentwurf  1848/49  L  B.  B.  S.  759;  Bericht  I.  B.  B.  S.  968  ff.  Hier  ist 
namentlich  auch  die  Bitte  enthalten,  die  Frage  der  Ausscheidung  des  im  Be- 
sitze des  Staates,  der  Standes-  und  Grundherren  befindlichen  Kirchenvermögens 
genau  zu  erwägen.  Der  Entwurf  selbst  wurde  zurückgenommen  Pr.  B.  S.  4871. 
I.  B.  B.  S.  990. 

Ein  2.  Gesetzentwurf  wurde  1851  vorgelegt.  I.  B.  B.  S.  229,  232;  Bericht  ebenda 
S.  326;    Beratung  Pr.  B.  S.   1789,     181 1  ff.,     1837,    2082,     1845,    1853,     1857, 
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1889,     1893,     1898,    1905,    1913,    1914,    1920,    1926,    1932,    1937.     Ueber  In- 
korporation oder  Inkamerierung  I.  B.  B.  345.     Pr.  B.  2047  ff. 
Den    3.  Gesetzentwurf    brachte    das    Jahr    1854.     I.  B.  B.    S.   202,    642.     Die    Be- 
ratung ruht  S.   2138. 

4.  Entwurf    vorgelegt    am    31.    August    1857.      1856/61     I.  B.    Abt.  2,    S.  703/11. 

Abt.  3,  S.   1303  wurde  nicht  beraten. 

5.  Entwurf  vom  31.  Juli   1861.     B.  I  Abt.  4,  S.  2392/2402.     Bericht  B.  I  Abt.   4, 

2733/39.  Die  Beratung  wurde  wegen  des  nahe  bevorstehenden  Landtags- 
schlusses abgelehnt  Pr.  B.  VII  S.  5464/84.  Die  Beratung  in  der  I.  Kammer, 
S.    1123/25. 

Der  6.  und  letzte  Entwurf  wurde  am  26.  November  1862  vorgelegt.  1862/65. 
B.  I  Abt.  I,  S.  206/17.  Bericht  B.  I  Abt.  2,  1625/63.  Beratung  Pr.  II, 
1405/31,  1434/61.  2.  Komm. -Bericht  B.  I  Abt.  3,  S.  2055/81.  Einzelberatung 
Pr.  III,    1961/75,    1977/98,   2003/30.  Beratung  I.  K.  Pr.  II.  356/68. 

Sanktion  mit  K.  Reskript  B.  I  Abt.  3.   .S.   2517.     I.  K.  B.  II,  S.  561. 
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AENDERUNGEN  IN  WESEN   UND  RICHTUNG 
DES  HANDELS. 

Von 

Dr.  F.  GEHRKE. 
I. 

»Alles  fließt.«  Dieses  Wort,  das  schon  im  grauen  Altertum 
die  Weisheit  eines  Philosophen  prägte,  ist  sozusagen  einer  der 
wenigen  ruhenden  Pole  in  der  Erscheinungen  Flucht  geworden. 
Alles  Vergängliche  »fließt«,  und  schiene  es  noch  so  fest  begründet. 
Neues  Forschen  deckt  neue  Gesetze  auf,  frühere  Axiome  sind 
als  Trugschlüsse  erkannt,  und  Himmel,  Erde  und  Meer  ändern 
Stellung  und  Bedeutung  nach  dem  Willen  fortschreitenden  Men- 
schengeistes. Gebirge  werden  durchbohrt,  breite  Flüsse  über- 
spannt oder  untertunnelt,  die  Ozeane  sind  eine  einzige  große 
Verkehrsstraße  geworden,  und  Meer  wird  Land  und  Land  wird 
Meer.  Ist  es  da  zu  verwundern,  wenn  die  gewaltige  Spinne,  die 
mit  ihren  Fäden  die  fernste  Weite  an  die  Nähe  knüpft  und  die 
Völker  der  Erde  zu  Spielern  eines  großen  Theaters  macht, 
wenn  auch  der  Handel  sich  nicht  gleich  bleibt,  sondern  sich, 
nicht  selten  binnen  sehr  kurzer  Zeit,  nach  Wesen  und  Richtung 
von  Grund  auf  ändert?  Wie  fest  scheint  uns  oft  die  Handels- 
macht eines  Staates,  einer  Stadt  dazustehen  und  über  Nacht  wirft 
ein  Unwetter  sie  in  Trümmer  !  Da  gibt  es  keine  dauernden  Ge- 
setze, und  nur  in  schwachen  Umrissen  erscheint  uns  die  spätere 
Entwicklung.  Da  heißt  es  die  Zeichen  rechtzeitig  deuten,  wenn 
man  nicht  vom  Strom  der  Ereignisse  überrannt  werden  will,  und 
wegen  der  großen  Wichtigkeit,  die  gerade  der  Handel  für  unser 
Wohl  und  Wehe  hat,  sei  in  gedrängter  Kürze  der  Versuch  ge- 
macht, aus  der  Gestaltung  der  Vergangenheit  und  der  Gegenwart 
den  einen  oder  anderen  gangbaren  Weg  in  die  Zukunft  zu  kon- 
struieren. 
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Die  Stellung,  die  ein  Land  als  Glied  des  Weltwirtschafts- 
ganzen einnimmt,  wird  in  der  Hauptsache  durch  fünf  Faktoren 
bestimmt :  durch  die  rein  geographische  Lage,  durch  das  Klima, 
durch  die  Natur-  und  Urprodukte,  die  der  Boden  darbietet,  durch 
die  politischen  Verhältnisse  und  durch  den  Intellekt  und  die 
Tätigkeit  seiner  Bewohner.  Alle  diese  Kräfte  —  zwar  bald  diese 
bald  jene  überwiegend,  sich  aber  im  Laufe  der  Zeit  regulierend  — 
sind  wirksam  geworden,  um  aus  abertausend  Fäden  das  Bild  zu 
weben,  das  wir  heute  vor  uns  sehen.  Betrachten  wir  zunächst, 
welche  Stellung  die  einzelnen  Erdteile  im  allgemeinen  und  Deutsch- 
land im  besondern  in  örtlicher  und  ethnographischer 
Beziehung  jetzt  einnehmen. 

Die  Menge  festen  Landes  ist  auf  der  nördlichen  Erdhalbkugel 
eine  viel  größere  als  auf  der  südlichen;  auf  ersterer  sind  40  %, 
auf  letzterer  nur  17  %  der  Gesamtfläche  vom  Lande  bedeckt. 
Wohl  ziehen  sich  in  den  trocken-subtropischen  Zonen  beider 
Halbkugeln  Wüstengürtel  um  die  Erde  —  südlich  die  furchtbare 
chilenische  Salzwüste  Atacama,  die  Steppen  Argentiniens  und 
Patagoniens,  die  Kalahari,  die  Sandgegenden  Deutsch-Südwest- 
Afrikas,  das  wasserarme,  größtenteils  wüstenartige  Australien, 
nördlich  die  dürren  Steppen  Nordamerikas  (Mohawe-Wüste,  Llano 
estacado),  die  Sahara,  die  Glutwüste  Dana  im  Innern  Arabiens, 
die  Wüste  Gedrosien  (Belutschistan),  das  Industrockengebiet  und 
die  W^üste  Gobi.  Aber  im  Verhältnis  zur  Gesamtlandfläche  nehmen 
die  trockenen  Gegenden  der  südlichen  Hemisphäre  einen  weit 
größeren  Raum  ein  als  die  der  nördlichen.  Schon  aus  diesem 
Grunde  wird  der  Schwerpunkt  des  Weltverkehrs  stets  auf  der 
Nordhalbkugel  liegen  müssen. 

Betrachtet  man  das  Verhältnis  von  Land  und  Wasser  von 
einer  anderen  Seite  und  teilt  die  Erde  in  eine  Landhalbkugel, 
der  die  vier  großen  Erdteile  angehören,  und  in  eine  Wasserhalb- 
kugel mit  Australien  und  einem  Teil  von  Südamerika,  so  ergibt 
sich:  von  der  Gesamtlandfläche  der  Erde  kommen  auf  die  Land- 
halbkugel 86V2  %,  auf  die  Wasserhalbkugel  nur  1372  %•  Oder, 
in  einem  andern  Verhältnis  ausgedrückt :  von  der  Fläche  der 
Landhalbkugel  sind  49  %,  von  der  der  Wasserhalbkugel  nur 
7V2  %  vom  Lande  bedeckt.  Die  Verteilung  von  Festland  und 
Meer  ist  also  auf  der  Landhalbkugel  im  ganzen  genommen  eine 
sehr  günstige. 

Der  geographische  Mittelpunkt  der  Landhalbkugel  liegt  etwas 
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vor  der  Loire-Mündung.  Da  bis  1492  Amerika  und  Ostasien 
unbekannt  waren,  lag  also  das  Mittelmeer  genau  im  Mittelpunkt 
der  bekannten  Welt,  Mit  Recht  hat  man  deshalb  die  Zeit  bis 
zur  Entdeckung  Amerikas  als  die  »thalassische«  Periode  bezeichnet 
-8-aXaTTa   =  Mittelmeer). 

Die  Menschheit  verteilt  sich  nicht  gleichmäßig  über  die  Erde, 
nicht  einmal  über  die  bewohnte  Erde.  Ungünstige  Einflüsse 
mancherlei  Art  lassen  weite  Gegenden  dünn  bevölkert,  auf  anderen 
Gebieten  wieder  drängt  sich  die  Bevölkerung  stark  zusammen. 
Die  Bevölkerungsdichte  der  einzelnen  Erdteile  stellte  sich  nach 
Jurascheck  i.  J.   1906  folgendermaßen:   es  kommen  auf 

Europa  42,1 

Asien  18,7 

Afrika  4,4 

Amerika  3,9 

Australien  0,7 

Einwohner  auf  i  qkm.  Analysieren  wir  aber  weiter,  so  finden 
wir  drei  Hauptgebiete  von  Bevölkerungsverdichtungen.    Dies  sind  : 

1.  Südostasien:  Japan,  China  (sV*  Mill.  qkm,  325  Mill.  Ein- 
wohner), Holländisch-Indien,  Indien  (4^/4  Mill.  qkm,  über  300  Mill. 
Einwohner).  Auf  einem  Raum  von  12V2  Mill.  qkm  (1/5  größer  als 
Europa)  sind  hier  800  Mill.  Menschen  zusammengedrängt,  die 
Hälfte  der  auf  1600  Mill.  Köpfe  geschätzten  Menschheit.  Die 
Bevölkerungsdichte  pro  qkm  ist  hier  60. 

2.  Das  dichter  bevölk'erte  Europa  unter  Fortlassung  der 
Steppen  Rußlands  und  des  Gebietes  nördlich  des  61.  Breitengrades. 
Die  Bevölkerungsdichte  dieses  Gebietes  ist  57  pro  qkm,  die  Ein- 
wohnerzahl 380  Mill. 

3.  Ost-Nordamerika  mit  etwa   100  Mill.  Einwohnern. 

Im  ganzen  sind  auf  dem  beschränkten  Raum  dieser  drei  Be- 
völkerungszentren, von  denen  zwei  im  Besitz  der  germanischen 
Rasse  sind,  dem  siebenten  Teil  der  gesamten  Landfläche  der 
Erde,  über  drei  Viertel  der  Menschheit  angesiedelt  !  Sucht  man 
den  Mittelpunkt  dieser  drei  Zentren,  so  triff't  man  ungefähr  auf 
die  britischen  Inseln  !  Und  wiederum  im  Verkehr  zwischen  den 
drei  Zentren  untereinander  sind  Ost-Nordamerika  und  Nordwest- 
europa durch  das  hindernislose  Verkehrsmittel  des 
Atlantischen  Ozeans  bevorzugt,  während  die  Ver- 
bindung Ostamerika-Südostasien  einerseits  und  Europa-Südost- 
asien andererseits  eine  weitere  und  erschwertere  ist.    Dies  ist  die 
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geographisch-ethnographische  Begründung  für  die  gegenwärtige 
Stellung  der  Welthandelsmächte  und  für  den  Verlauf  der  Welt- 
handelswege. Daß  der  atlantische  Ozean  jetzt  im  Mittelpunkt 
des  Verkehrs  steht  und  man  mit  1492  eine  »atlantische«  Periode 
beginnen  könnte,  ist  also  kein  Zufall,  sondern  liegt  mit  zwingender 
Gewalt  in  den  Verhältnissen  begründet. 

Eine  nähere  Betrachtung  der  Erdteile  führt  uns  auf  anderem 
Wege  zu  gleichem  Schluß.     Es  entfallen  an 
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Am  stiefmütterlichsten  in  bezug  auf  Verkehrslage  ist  Afrika 
behandelt.  Von  seinem  Gesamtareal  ohne  die  Inseln  entfallen 
nämlich  auf 

Wald  und  Kulturland  6376700  qkm  =  21,8% 
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Nur  in  seiner  Südspitze  hat  es  ein  beschränktes  Eisen-  und 
Kohlenvorkommen.  Die  beiden  einzigen  kulturell  und  indu- 
striell entwickelteren  Gebiete  liegen  im  äußersten  Norden  und  im 
äußersten  Süden,  ohne  jede  Verbindung  miteinander.  Mehr  als 
^/i  ist  Wüste  und  Steppe.  Kein  großer  Strom  eröffnet  der 
Schiffahrt  einen  ungehinderten  Weg  ins  Innere  des  Landes.  Selbst 
der  5940  km  lange  Nil  und  der  Kongo,  dessen  Stromgebiet  mit 
einem  Areal  von  3690000  qkm  diejenigen  des  Mississippi-Mis- 
souri, des  Rio  de  la  Plata  und  der  asiatischen  Riesenströme  weit 
übersteigt  und  nur  hinter  demjenigen  des  Amazonas  zurücksteht, 
gestatten  auf  ihrem  von  Stromschnellen  häufig  unterbrochenen 
Lauf  den  (See-)Schiffen  nur  eine  sehr  begrenzte  Fahrt.  Afrika 
wird  also  nie  auf  den  Weltverkehr  aktiv  bestimmend  einwirken 
können.     Es    wird    stets    auf  lünfuhr    von  Fabrikaten  angewiesen 
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sein  und  nur  Natur-  und  Urprodukte  sowie  die  Erzeugnisse  seiner 
den  Steppen  angepaßten  Viehzucht  zum  Tausch  anzubieten  haben. 

Nur  wenig  günstiger  ist  es  mit  Südamerika  bestellt.  Wohl 
besitzt  es  ausgedehnte  Tieflandsebenen  und  Ströme,  die  zu  den 
größten  der  Erde  zählen  und  ihre  Riesenarme  von  der  atlantischen 
bis  zur  pazifischen  Küste  strecken;  auf  dem  Paraguay  fahren 
Seeschiffe  bis  Cuyabä  im  Staate  Matto  Grosso,  auf  dem  Ama- 
zonenstrom gar  bis  Iquitos,  3000  km  von  der  Mündung  entfernt 
im  Cordillerengebiet  gelegen.  Aber  mit  Afrika  hat  es  die  Lage 
auf  der  landarmen  Südhemisphäre  gemein,  und  ferner  mangelt 
es  ihm  an  den  Vorbedingungen  industrieller  Entwicklung,  an 
Kohle  und  Eisen.  Neueren  Berichten  zufolge  sollen  ja  große  Eisen- 
erzlager entdeckt  sein.  Dann  fehlt  zur  Verhüttung  der  Erze  aber 
immer  noch  die  Kohle !  Die  ganze  tropisch-heiße  Fruchtbarkeit 
der  Niederungen  des  Amazonenstromes,  die  ertragreichen  Kaffee- 
felder Brasiliens  und  die  weiten  Llanos  und  Pampas  mit  ihren 
Herden  von  Schafen  und  Rindern  können  diesen  Nachteil  nicht 
wettmachen.  Auch  Südamerika  wird  im  Welthandel  stets  eine 
mehr  passive  Rolle  spielen.  Daß  Chile  kraft  kleinerer  Kohlenlager 
und  daneben  vielleicht  Argentinien  es  zu  einiger  industrieller  Ent- 
wicklung bringen  werden,  fällt  nicht  ins  Gewicht,  da  ihre  Indu- 
strie eine  mehr  als  nationale  Bedeutung  kaum   je  erlangen    wird. 

Verhältnismäßig  besser  steht  der  dritte  Erdteil  da,  der  auf 
der  Südhalbkugel  liegt.  Durch  die  Brücke  der  malayischen 
Inseln  ist  er  mit  Hinterindien  und  Südchina,  durch  einen  aller- 
dings weniger  dichten  Inselkranz  mit  Japan  verbunden.  Ausge- 
dehnte Kohlenvorkommen  und  Fundstätten  von  Eisen  und  Kupfer 
geben  die  Grundlage  für  eine  eigene  Großindustrie  ab,  die  sich, 
begünstigt  durch  Schutzzölle  und  durch  die  Abgelegenheit  des 
Landes  von  den  großen  Industriestaaten,  wahrscheinlich  sehr  schnell 
entwickeln  wird.  Australien  wird  schon  bald  die  Abhängigkeit 
von  Europa  abstreifen  und  selbst  ein  wichtiger  Faktor  im  Ver- 
kehrsleben des  Indischen  und  Großen  Ozeans  werden.  —  Heute 
nimmt  England  im  Außenhandel  Australiens  als  Mutterland  dieser 
Kolonie  weitaus  den  ersten  Platz  ein.  Daneben  ist  der  deutsche 
Handel,  der  besonders  vom  Norddeutschen  Lloyd  durch  Zweiglinien 
von  Südasien  her  gepflegt  wird,  wichtig.  Auch  mit  San  Francisco 
steht  es  über  Neu-Seeland  und  Honolulu  in  regelmäßiger  Ver- 
bindung. Neuerdings  macht  Japan  besondere  Anstrengungen, 
sich  merkantilen  Einfluß  in  Australien  zu  verschaffen. 
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Asien,  der  räumlich  größte  Erdteil,  dem  Europa  nur  wie 
eine  große  Halbinsel  angehängt  ist,  hat  in  seiner  Weltstellung 
die  einschneidendsten  Wandelungen  erfahren.  An  sich  hätte  er 
ja  kraft  seiner  räumlichen  Ausdehnung,  sowie  des  Umstandes, 
daß  er  mehr  als  die  Hälfte  der  ganzen  Menschheit  allein  in 
seinem  südlichen  und  südöstlichen  Teile  beherbergt,  die  größte 
Anwartschaft  darauf,  auch  in  Handel  und  Verkehr  die  erste  Rolle 
zu  spielen. 

Aber  trotz  der  Menschenmassen,  die  das  Land  seit  frühester 
Zeit,  durch  die  Wanderung  der  arischen  Völkerstämme  zur  Be- 
siedelung  Europas,  im  Mittelalter  durch  die  verheerenden  Züge 
der  Mongolen  nach  Westen,  in  neuerer  Zeit  durch  friedliche  Aus- 
wanderung aus  den  übervölkerten  Gebieten  Chinas  und  Japans 
ausspeit,  steht  es  hinter  Europa  und  Amerika  zurück.  Hohe 
Gebirgskämme  trennen  den  Norden  und  die  Mitte  vom  frucht- 
baren Süden  und  Südosten;  fast  die  ganze  Nordhälfte  Sibiriens 
ist  unter  Schnee  und  Eis  vergraben  und  hat  keine  Gelegenheit, 
ihre  Naturschätze  abzusetzen  ;  der  Erdteil  ist  im  allgemeinen  arm 
an  Kohle  und  Eisen ;  erst  ganz  vor  kurzem  hat  man  das  Vor- 
handensein umfangreicher  Lagerstätten  in  Südchina  und  Indien 
neben  den  älteren  Japans  festgestellt.  Dazu  kommt  mit  als 
wichtigstes  Moment  die  geistige  Schlaffheit  und  Erstarrung  der 
überwiegenden  Mehrzahl  seiner  Bewohner,  die  sich  dem  tatkrät- 
ligeren  und  intelligenteren  Indogermanen  beugen  mußten. 

Europa  hat  in  der  Tat  seine  Erfolge  in  der  Hauptsache 
durch  die  geistigen  Kräfte  seiner  Bewohner  erzielt,  die  sich  "in 
dem  herben,  gesunden  Klima  stählen  und  bei  der  ausgezeichneten 
physikalischen  Gestaltung  des  Landes  erproben  konnten.  Natur- 
gemäß lag  der  Schwerpunkt  zuerst  am  Becken  des  Mittelmeeres 
und  schob  sich  erst  nach  Nordwesten,  als  Nordamerika  an  kom- 
merzieller Wichtigkeit  Asien  überflügelt  hatte.  —  Die  vorzüglichste 
Lage  haben  unstreitig  die  Britischen  Inseln.  Der  nach  Amerika 
gerichtete  Verkehr  von  ganz  Nord-  und  Osteuropa  muß  über  sie 
oder  wenigstens  unmittelbar  an  ihnen  vorbei  gehen.  Fast  ebenso 
günstig  liegt  Frankreich.  Daß  dieses  Land  nicht  die  kommer- 
zielle und  industrielle  Rolle  spielt,  zu  der  es  befähigt  ist,  liegt  an 
dem  Volkscharakter,  der  selbständigem  Wagen  und  konsequentem 
Vorwärtsdringen  auf  dem  Gebiete  des  Handels  abhold  ist  und 
sich  lieber  mit  der  Pflege  engerer,  aber  sicherer  Beziehungen  be- 
gnügt und  mit  dem  Auslande  möglichst  wenig  zu  tun  haben  will 
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(Autarkie).  —  Deutschland  ist  eigentlich  schon  reichlich  weit  ab- 
seits gelegen.  Es  war  Gefahr  vorhanden,  daß  es  vollständig  zu 
einem  Binnenlande  wurde  und  in  dauernde  kommerzielle  Abhängig- 
keit von  England  geriet.  Nur  äußerster  Kraftanstrengung  und 
der  rechtzeitigen  und  überraschenden  Entwicklung  der  Dampf- 
schiffahrt ist  es  zu  danken,  daß  es  sich  ebenbürtig  neben  Eng- 
land stellen  konnte.  Eine  Rückbildung,  gegen  die  wir  machtlos 
wären,  ist  nicht  zu  befürchten,  im  Gegenteil  dürfte  die  Gunst  der 
Lage  Deutschlands  als  besonders  für  den  Norden  und  Osten  des 
Erdteils  wichtiges  Durchgangsland  im  Herzen  Europas,  verbunden 
mit  den  Vorteilen  der  Meereslage  und  ausgedehnter  Küsten,  in 
Zukunft  immer  mehr  in  die  Erscheinung  treten.  Nur  durch  eigene 
Schuld  und  Nachlässigkeit  können  wir  von  dem  einmal  einge- 
nommenen Platze  verdrängt  werden.  —  Die  andern  europäischen 
Länder  werden  es  zu  industriell  und  verkehriich  ausschlag- 
gebender Bedeutung  nicht  bringen ,  selbst  das  Weltreich 
Rußland  nicht,  das  seiner  Lage  gemäß  auf  Ausbau  und  Pflege 
des  Verkehrs  innerhalb  der  Grenzen  seines  riesigen  rein  kontinen- 
talen Besitzes  angewiesen  bleibt.  Die  Donaumonarchie  hat  keine 
Gelegenheit,  mit  den  Hochstraßen  des  Weltverkehrs  genügende 
unmittelbare  Verbindungen  herzustellen  und  wird  sich  in  der 
Hauptsache  auf  den  Ueberlandverkehr  mit  seinen  direkten  Nach- 
barn beschränken  müssen.  Oesterreich  ist  ein  Binnenland  ge- 
worden. Der  auflebende  Verkehr  mit  der  Levante  ändert  nichts 
daran.  Belgien  und  Holland  sehen  der  Ausdehnung  ihres  Han- 
dels zu   enge    nationale  Grenzen  gezogen. 

Im  allgemeinen  kann  man  sagen,  daß  das  dichter  bevölkerte 
Europa  an  sich  vorzügliche  Lebensbedingungen  besitzt.  Die 
Verkehrsmöglichkeiten  sind  gut,  und  Kohle  und  Eisen  sind  in 
ausreichendem  Maße  und  in  zweckmäßiger  Verteilung  vorhanden. 
Die  gegenwärtige  Stellung  der  industriell  entwickelteren  Gebiete 
im  Welthandel  ist  die  sichtbare  Folge  davon.  Aber  —  im  engen 
Räume  drängen  sich  die  Sachen,  die  politische  Zersplitterung  ist 
zu  groß.  Wäre  wenigstens  Nordwesteuropa  ein  einheitliciies 
Reich,  dann  könnte  es  der  mächtigen  Konkurrenz  der  politisch 
ungemein  begünstigten  und  des  starken  Rückhalts  einer  ungeheuren 
nationalen  Ausdehnung  sich  erfreuenden  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  kräftiger  entgegentreten. 

Diese  haben  unbestreitbar  die  besten  Znkunftsaussichten. 

Ein  Blick  auf  die  Landkarte  und  die    oben   angeführten  Ta- 
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bellen  zeigen,  daß  Nordamerika,  im  ganzen  genommen,  ziemlich 
plump  und  starr  ist  und  der  reichen  Gliederung  in  Halbinseln 
und  Inseln  ermangelt,  wie  Europa  und  Asien  sie  besitzen.  Aber 
abgesehen  von  seinen  sonstigen  Vorzügen  macht  es  diese  Nach- 
teile durch  seine  Flußgebiete  voll  wieder  wett.  In  Europa  kann 
der  Rhein  nur  eine  kurze  Strecke  von  Seeschiffen  befahren  werden, 
die  Wolga  mündet  in  ein  abflußloses  Binnenmeer.  In  Asien 
kommen  die  wasserreichen  Riesenströme  Sibiriens  für  den  Ver- 
kehr überhaupt  nicht  in  Frage,  und  nur  der  Jangtsekiang,  auf 
dem  Seeschiffe  bis  zu  dem  900  km  binnenlands  liegenden  Hankou 
fahren  können  (bis  Itschang,  1600  km  landeinwärts,  regelmäßiger 
F  1  u  ß  dampferverkehr),  und  in  geringerem  Maße  der  Hoangho 
und  der  Ganges  stellen  tiefere,  brauchbare  Großschiffahrtswege 
ins  Innere  des  Kontinents  dar.  Anders  in  Amerika!  Chicago, 
2500  km,  also  ungefähr  die  doppelte  Länge  des  Rheins  (1320  km) 
vom  Meere  entfernt,  ist  für  Seeschiffe  erreichbar,  desj^leichen 
Albany  am  Hudson,  wohin  die  Flutwelle  230  km  weit  vordringt, 
St.  Louis  am  Mississippi,  i  100  km  landeinwärts  gelegen,  ist  für 
Schiffe  von  2  m  Tiefgang  erreichbar;  an  der  Ohiomünduiig  ist 
der  Strom  1400  m  breit  (die  Brücke  bei  Dirschau  ist  nur  800  m 
lang),  ab  dem  165  km  oberhalb  der  Mississippimündung  gelegenen 
New  Orleans  ist  er  30  m  tief  —  die  Deltakanäle  sind  alle  über 
9  m  tief.  Unter  diesen  Umständen  will  es  wenig  besagen,  daß 
der  mittlere  Küstenabstand  in  Nordamerika  47 r  km  gegen  336 
in   Europa  beträgt. 

Auch  durch  seine  Höhenlage  ist  Amerika  im  Vorteil.  Asien 
ist  zu  ^/s  Hoch-  und  Gebirgsland,  zu  ^/g  Tiefland.  Seine  mittlere 
Höhe  beträgt  920 — 950  m  (Europa  nur  ungefähr  320  m).  Dazu 
kommt,  daß  seine  Tiefebenen  größtenteils  in  klimatisch  ungünstigen 
Gegenden  liegen.  Die  nordamerikanischen.  55  %  der  Gesamt- 
fläche umfassenden  Tiefebenen  sind  dagegen  für  Getreideanbau 
außerordentlich  günstig.  Ueber  unermeßliche  Strecken  dehnen 
sich  die  ebenen,  fruchtbaren  Fluren,  und  das  fast  gänzliche  Fehlen 
von  Steinen  lädt,  wenn  irgendwo,  hier  zur  Benutzung  aller  Arten 
landwirtschaftlicher  Maschinen  ein,  dadurch  die  Produktion  un- 
gemein hebend. 

Untersucht  man  die  inneren  Ursachen  der  Wandlungen  und 
Verschiebungen  des  Weltverkehrs  im  großen,  so  findet  man,  daß 
im  Altertum,  im  Mittelalter  und  bis  tief  in  die  Neuzeit  hinein 
diejenigen    Länder    und    Städte    zu    Verkehrszentralen    geworden 
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sind,  die  —  z.  T.,  wie  Piiönizien,  gestützt  durch  die  Schiffahrt  — 
in  der  Lage  waren,  Produkte  ihres  Landes  oder  ihrer  Kolonien 
in  roher  oder  veredeUer  Form  nach  aufnahmcfiihigen  Gegenden 
zu  vertreiben.  Besonders  handelte  es  sich  um  Brotgetreide  und 
um  Erzeugnisse  des  Gewerbefleißes.  Seit  einem  Jahrhundert  aber 
treten,  je  länger  je  mehr,  Eisen  und  Kohle  in  den  Vordergrund. 
Ihre  Verwendung  ist  nicht  nur  Gradmesser  der  Kultur  geworden, 
sondern  der  Wohlstand,  der  ganze  Handel  und  Verkehr  und  ihm 
folgend  der  politische  Einfluß  eines  Landes  ist  von  ihrem  Vor- 
handensein oder  ihrer  leichten  Erreichbarkeit    abhängig. 

Nun  ist  es  eine  Tatsache,  daß  die  Steinkohle  fast  ausschließlich 
in  der  gemäßigten  (subpolaren  Depressions-)  Zone  gefunden  wird 
—  in  den  südlichen  Höhenzügen  Sibiriens,  in  Japan,  in  Korea, 
der  Mandschurei  und  Nordchina,  in  Europa  von  Oesterreich  bis 
England  (Skandinavien  und  Südeuropa  haben  kein  nennenswertes 
Kohlenvorkommen),  im  Osten  der  nordamerikanischen  Union. 
Auch  das  Eisen  kommt  nur  strichweise  vor,  und  zwar  gleichfalls 
fast  nur  in  der  gemäßigten  Zone.  Am  meisten  sind  natürlich 
diejenigen  Staaten  begünstigt,  die  in  ihren  Grenzen  Kohle  und 
Eisen  zugleich  besitzen.  Zu  ihnen  gehören  die  drei  wichtigsten 
Handels-  und  Industriestaaten  der  ganzen  Erde :  Die  Union, 
Deutschland  und  England.  Denn  erst  das  gleichzeitige  Vorkommen 
von  Kohle  und  Eisenerz  ist  die  Grundlage  der  Großindustrie  — 
wenigstens  nach  dem  heutigen  Stand  der  Technik  —  und  setzt 
die  betreffenden  Staaten  dadurch  in  den  Stand,  durch  die  Aus- 
fuhr ihrer  Fabrikate  bestinnnenden  Handelseinfluß  auf  andere 
Länder  zu  gewinnen.  Früher  stand,  begünstigt  durch  politische 
Verhältnisse,  England  weitaus  an  erster  Stelle.  Seit  zwei  Jahr- 
zehnten aber  haben  ihm  die  Union  und  Deutschland  in  der  Eisen- 
und  Stahlgewinnung  den  Rang  abgelaufen  und  holen  auch  den 
Vorsprung,  den  es  noch  in  den  anderen  Industrien  und  im 
Handel  im  allgemeinen  hat,  verhältnismäßig  schnell  ein.  Die  fol- 
gende Tabelle  spricht  für  sich  selbst  : 

Roheisen  Stahl 

Produktion  1885  19 10  19 10 

1000  Tonnen        1000   Tonnen        1000  Tonnen 

Deutschland  einschl.  Luxemburg  3688  14  794  13699 

Großbritannien  und   Irland  7534  lo  173  6477 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  4109  27742  26514 

Naturgemäß  mußte  sich  zuerst  der  Europa  zugekehrte  Osten 
Nordamerikas    heben ;    unterstützt    durch    die  physikalischen  Ver- 
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hältnisse  hat  er  seine  Vormaclitstellung  im  Handel  auch  bis  jetzt 
sichern  können.  Denn  wie  der  Euphrat  den  gesamten  Verkehr 
ganz  Mesopotamiens  gleichsam  mit  sich  reißt  und  nach  Indien 
weist,  wie  die  deutschen  Nordseeströme  und  der  breite  Schlauch 
der  Themse  dem  Handel  und  Wandel  seine  Wege  weisen,  so 
prägt  sich  die  Hauptrichtung  des  Verkehrs  auch  in  Nordamerika 
schon  durch  die  Lage  und  Richtung  der  Flußsysteme  und  die 
Art  der  Küstengestaltung  aus.  Letztere  fällt,  abgesehen  von  den 
südlichen  Küsten  der  Ostseite,  denen  Untiefen  vorgelagert  sind, 
steil  ins  Meer  ab  und  ermöglicht  dadurch  den  Schiffen  ein 
sicheres  und  nahes  Herankommen  und  durch  die  tiefen  Buchten 
und  breiten  Mündungen  der  häufig  in  alten  Meeresarmen  dahin- 
strömenden  Flüsse  ein  Hineindringen  ins  Land.  Von  den  Fluß- 
systemen Nordamerikas  werden  die  Wassermengen  eines  Gebietes 
von  8  115  ooo  qkm  gleich  etwa  40^/2  %  von  ganz  Nordamerika, 
in  Südamerika  die  eines  solchen  von  16  275  000  qkm  gleich  92% 
dem  atlantischen  Ozean  zugeführt,  während  nach  dem  großen 
Ozean  hin  in  Nordamerika  nur  4484000  qkm  gleich  22^/2  %, 
(der  Rest  ins  verkehrslose  Eismeer)  und  in  Südamerika  gar  nur 
1056000  qkm  gleich  6%  (der  Rest  in  Binnengewässer,  z.  B.  den 
Titikakasee)  entwässern.  Insbesondere  der  ungeheure  Aufschwung 
von  New  York  ist  der  Gunst  seiner  Europa  zugekehrten  Lage 
(man  hat  Bremen  scherzweise  die  Vorstadt  New  Yorks  genannt) 
und  durch  seine  guten  Verbindungen  mit  dem  Hinterlande  be- 
dingt. Es  liegt  Europa  näher  als  Philadelphia  und  Baltimore, 
auch  zentraler  in  dichtbevölkerten  und  mit  am  frühesten  kulfi- 
vierten  Gegenden.  Nach  dem  Innern  des  Landes  führt  eine  gute 
natürliche  Pforte  durch  die  Appalachen-Bergc,  luid  auch  das 
Felsengebirge  öffnet  auf  etwa  der  gleichen  geographischen  Breite 
der  direkten  ostwestlichen  Route  ein  Durchgangstor.  Die  Union 
Pacific  Rail  Road  hat  es  später  benutzt  (bei  Laramie  in  Wyo- 
ming). Der  Hudson  ist  für  die  größten  Seeschiffe  befahrbar  und 
bietet  einen  vorzüglichen  Sicherheitshafen  und  ein  ausgezeichnetes 
Einfallstor  ins  Binnenland.  Im  Anschluß  an  ihn  sind  nicht  viel  weniger 
als  2000  km  Industriekanäle  gebaut,  deren  wichtigster  der  be- 
sonders dem  Erztransport  von  den  großen  Seen  (Erie-  und  On- 
tario-See)  her  dienende  Erie-Kanal  ist,  dem  die  Stadt  in  der  Zeit 
von  1825  — 1850  in  erster  Linie  ihr  Wachstum  verdankt.  Auch 
mit  dem  in  die  Chesapeake-Bay  mündenden  Susquehanna  ist  der 
Hudson    durch    einen    Kanal    verbunden ,     desgleichen    mit    dem 


Aenderungen  in  Wesen  und  Richtung  des  Handels.  249 

Flußsystem  des  Mississippi  durch  eine  Verbindung  mit  dem  AUe- 
ghany,  einem  Quellfluß  des  wasserreichen  Ohio.  Neuerdings 
plant  man,  Baltimore  und  Philadelphia  durch  einen  direkten  künst- 
lichen Großschiffahrtsweg  in  noch  engere  Verbindung  mit  New 
York  zu  bringen.  Die  Entfernung  von  New  York  nach  Baltimore 
würde  dadurch  von  690  km,  die  der  jetzige  Weg  an  der  Küste 
entlang  beträgt,  auf  nur   180  km  verkürzt  werden. 

Diese  Gunst  der  Verkehrslage,  ihre  unermeßlichen,  zu  indu- 
strieller Betätigung  einladenden  Bodenschätze,  die  breitere  Basis, 
auf  die  sie  sich  stützen  können,  haben  den  Vereinigten  Staaten 
voji  Nordamerika  trotz  ihrer  noch  verhältnismäßig  geringen  Volks- 
zahl ermöglicht,  in  mancher  Beziehung  das  alternde  Europa  schon 
zu  überflügeln,  eine  Ueberlegenheit,  die  sich  nach  der  Vollendung 
des  Panamakanals  noch  vergrößern  wird.  Sie  scheinen  dazu  be- 
rufen, der  Zentralherd  des  Weltverkehrs  zu  sein,  so  lange  noch 
die  Kultur  der  Menschheit  auf  Kohle  und  Eisen   beruht. 


II. 

Dies  wären  in  großen  Zügen  die  natürlichen  Bedingungen, 
die  die  einzelnen  Brennpunkte  und  mittelbar  die  Lage  und  Rich- 
tung der  wichtigsten  Hochstraßen  des  Weltverkehrs  bestimmen. 
Aber  ein  g  e  s  c  h  i  c  h  1 1  i  c  her  Rückblick  zeigt,  daß  auch  hier 
tiefste  Veränderungen  Platz  gegriffen  haben  :  Weltreiche  von 
höchster  Macht  und  höchstem  Reichtum  sinken  über  Nacht  von 
ihrer  Höhe  herab,  um  Rivalen  Platz  zu  machen,  die  bis  dahin  in 
unbedeutendem  Dunkel  geblieben  waren,  und  immer  neue,  aus 
Technik,  Kultur,  politischen  Verhältnissen  entspringende  Faktoren 
lassen  neue  Größen  entstehen. 

In  Urzeiten  war  Asien  die  Wiege  der  Kultur.  Die  akkado- 
sumerischen  und  nach  ihnen  die  assyrisch-babylonischen  Herrscher 
sahen  ein  reges  Verkehrsleben  sich  entwickeln,  das  den  vorderen 
Teil  des  Indischen  Ozeans  und  ganz  Vorderasien  und  Arabien 
umspannte.  Die  Hauptstadt  des  Reiches  war  der  »Nabel  der 
Welt«.  Nach  dem  Verfall  der  Herrschaft  der  Großkönige  trat 
Vorderasien  —  von  einzelnen  Ausnahmen,  wie  den  Diadochen- 
reichen  abgesehen  —  mehr  in  den  Hintergrund.  Dafür  hob  sich 
aus  dem  mystischen  Dunkel  des  Ostens  immer  leuchtender  Indien 
hervor,  und  wenn  auch  das  Schwergewicht  des  Verkehrs  in- 
zwischen nach  dem  Mittelmeer  und  später   noch    weiter    westlich 
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und  nordwestlich  gerückt  wurde,  so  blieb  es  doch  noch  Jahr- 
tausende hindurch  für  Römer,  Araber,  Lombarden  und  die 
Pyrenäenvölker  der  eine  der  beiden  Angelpunkte  des  Welthandels. 

Der  Gang  der  Entwicklung  am  Mittelmeer  ist  unterdes  der 
folgende : 

Die  meist  hamitischen  und  semitischen  Kulturreiche  Aegyptens 
und  Mesopotamiens  verlieren  ihre  Suprematie  nach  einer  kurzen 
Seeherrschaft  Griechenlands  an  die  Römer.  Der  Wirbelsturm 
der  Völkerwanderung  fegt  das  römische  Reich  fort  und  schafft 
germanische  Staaten,  aber  diese  sind  nicht  volkskräftig  genug 
und  gehen  im  heißen  Blute  des  Romanen  zugrunde.  Das 
Mittelmeer  behält  seine  Stellung  als  Zentralherd  des  Weltver- 
kehrs. Das  mächtige  Reich  der  Salier,  Ottonen  und  Hohen- 
staufen,  dann  von  Südosten  und  Osten  her  die  Araber,  die  Türken 
und  die  Mongolen  —  sie  alle  werden  wie  durch  eine  geheime 
Macht  dorthin  gezogen.  Es  besitzt  eine  hohe,  uralte  Kultur,  es 
liegt  im  Mittelpunkt  der  bekannten  Erdgebiete,  nach  ihm  drängt 
alles,  wie  nach  dem  Gesetz  der  Schwerkraft.  So  blieb  es  lange 
Jahrhunderte  hindurch.  Da  erzeugen  die  großen  Entdeckungs- 
fahrten eine  ungeheure  Erweiterung  des  räumlichen  Horizonts, 
der  geographischen  Kenntnisse.  Die  Lehre  von  der  Kugelgestalt 
der  Erde  bricht  sich  Bahn.  Der  Seeweg  nach  Indien  wird  ent- 
deckt, und  wieder  —  wie  im  Altertum  die  Römer  und  im  Mittel- 
alter die  Lombarden  —  sind  es  Völker  romanischer  Rasse, 
die  infolge  ihrer  günstigeren  geographischen  Lage  den  Handel 
an  sich  reißen.  Ganz  Südostasien  wird  portugiesische  Kolonie: 
Dadurch  wird  der  Handel  aus  dem  Mittelmeer  nach  seinem  west- 
lichen Ausgange  abgelenkt.  Aber  auf  die  Weiterbildung  der 
Volkswirtschaft  haben  diese  asiatischen  und  afrikanischen  Ent- 
deckungen wenig  Einfluß  gehabt;  die  Erzeugnisse,  die  die  Wunder- 
welt der  malayischen  Inseln  und  Indiens  Fruchtbarkeit  liefern, 
sind  Luxusgegenstände,  aber  ungeeignet,  die  tieferen  wirtschaft- 
lichen Bedürfnisse  des  Abendlandes  zu  befriedigen.  Sie  verfeinern 
den  Geschmack,  sind  aber  außerstande,  das  allgemeine  Kultur- 
niveau zu  heben.  Außerdem  lag  die  Gefahr  nahe,  daß  sich  bei 
der  Schwäche  und  der  weiten  Entfernung  (Segelschiffsreisen  um 
das  Kap  herum!)  der  pyrenäischen  Reiche  von  ihren  indischen 
Kolonien  diese  zu  schnell  selbständig  gemacht  hätten  oder  den 
Eroberungszügen  der  unkultivierten  Horden  Innerasiens  anheim- 
gefallen wären,    dem  großen  Quell,    der  von  Urbeginn  der  Men- 
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schengeschichte  an  immer  neue  Menschenmassen  ausspeit  und 
das  kaukasische  Element  im  mongohsehen  Typus  zu  ersticken 
droht. 

Es    war    daher    ein    Glück,    daß    die    spanisch-portugiesische 
Herrschaft  schon  bald  auf  die  Holländer  und  Engländer  überging, 
die  mit  kräftigerer  Hand  die  Geschicke  jener  fernen    Gebiete    zu 
lenken    verstanden.       Aber    trotz    der    politischen     Unterwerfung 
Indiens   hätte    der   Damm    auf   die  Dauer   doch    wohl  kaum  dem 
Ansturm  der  mongolischen  Völker  standhalten  und  die  kaukasische 
Rasse  als  solche  oder  wenigstens  ihre  führende  Stellung  erhalten 
können.     Es  mußte  erst  ein  zweites  Bollwerk  geschaffen  werden, 
und  das  ist  die  Kolonisation  Nordamerikas  geworden  ;  sie  ist  die 
Rettung  der  arischen  Rasse  gewesen.    Die  Holländer  haben  damit 
begonnen;   New- York    ist    eine    ursprünglich   holländische  Nieder- 
lassung   und    hieß    Neu-Amsterdam.      Die   Engländer,    wesentlich 
unterstützt    von    andern    germanischen,     vornehmlich    deutschen 
Völkern,  haben  das  Werk  vollendet.    Jetzt  entstand  ein  mächtiges 
Reich    germa  nischer    Rasse    auf  dem    jungfräulichen  Boden 
der  neuen  Welt,    und    kraft  seiner  natürlichen  Bodenschätze  war 
es  mehr  als  Indien  berufen,  die  Menschheit  aui  eine  höhere  Stufe 
der  Lebenshaltung  bringen  zu  helfen.     Dazu    kam,    daß  die  See- 
herrschaft   (der    Kampf  um    diese    ist    stets    das   Leitmotiv  ge- 
wesen!) in  Europa  selbst  inzwischen  von  Spanien    und    Portugal 
gleichfalls  an  das  Germanentum  und  zwar  zuerst  an  die  Holländer, 
dann  an  die  Engländer  übergegangen  war.    Zwischen  den  stamm- 
und    sprachvervv'andten    Völkern    der    beiden    Hemisphären  bildet 
sich  ein  tausendfältiger  Verkehr  aus.      Die   Verbindung   zwischen 
Nordeuropa    und  Nordamerika    ist   in   den  Vordergrund  getreten, 
diejenige  mit  Ostasien  an  Wichtigkeit  weit  überragend.    Beherrscht 
aber  wird  sie  ausschließlich  von  germanischen  Völkern,  die  dadurch 
und  daß  sie  das  Mongolentum  jetzt  von    zwei    Seiten    einengen 
können,  die  maßgebenden  Faktoren  auf  wirtschaftlichem  und  po- 
litischem   Gebiete  geworden    sind    und    es  bei  der   Entwicklungs- 
möglichkeit, die  speziell  Nordamerika  noch  zu  Gebote  steht,  auch 
bleiben  werden. 

Hier  nun  tritt,  anfangs  im  Gefolge  der  Engländer,  auch 
Deutschland  auf  den  Plan.  Zuerst,  besonders  solange  die  nord- 
amerikanischen Siedelungen  noch  englischer  Besitz  waren,  nur  in 
geringen  Grenzen  sich  bewegend,  nimmt  der  Verkehr  nach  dem 
Unabhängigkeitskriege    einen    unaufhaltsamen    Aufschwung.     Die 
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Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  waren  in  jener  Zeit  ge- 
wissermaßen der  Baum,  an  dem  sich  die  schwanke  Rebe  des 
deutschen  Uebersee-Handels  emporrankte.  Es  war  ein  gegen- 
seitiges, beiden  Teilen  zum  höchsten  Vorteil  gereichendes  Suchen 
und  Finden,  eine  Vereinigung,  die  reiche  Früchte  hervorbrachte 
und  beide  Länder  wirtschaftüch  so  stärkte,  daß  sie,  was  ihnen 
bis  dahin  unmöghch  war,  den  Wettbewerb  auf  dem  internationalen 
Markt  aufnehmen  konnten. 

Wenn  man  als  Kriterium  für  den  Beginn  einer  neuen  Epoche 
der  Wirtschafts-  und  überhaupt  der  Menschheitsgeschichte  die 
fundamentalen  Umwälzungen  annehmen  wollte,  die  das  Auftreten 
eines  neuen  Volkes,  eine  dadurch  geschaffene  neue  politische 
Lage  hervorruft,  so  wäre  die  Unabhängigkeitserklärung  der  V.  St. 
V.  N.-A.  ein  solcher  Merkstein.  In  der  Union  entsteht  zum  ersten 
Male  auf  dem  Boden  der  durch  die  Entdeckungen  neu  erschlossenen 
Erdgebiete  ein  Kulturstaat,  der  den  Staaten  der  alten  Welt  eben- 
bürtig ist.  Der  Passivhandel  eines  die  europäischen  Handels- 
staaten an  räumlicher  Größe  um  das  Mehrfache  überragenden 
Landes,  welches  mit  den  wichtigsten  Kulturförderern  (Eisen,  Kohle, 
Holz,  Getreide,  Baumwolle)  in  verschwenderischem  Maße  versehen 
ist,  macht  einem  Aktivhandel  Platz,  Nordamerika  wird  aus  einem 
Objekt  zu  einem  Subjekt  der  Weltwirtschaft,  und  zwar  zu  einem 
überaus  wichtigen.  Dieser  Handel  hat  Folgen  gehabt,  wie  sie  in 
ihrer  Großartigkeit  und  Tragweite  die  ganze  Geschichte  der 
früheren  Jahrtausende  nicht  kennt. 

Durch  die  Geschehnisse  in  Nordamerika  wurde  das  Augeh- 
merk  der  Welt  dorthin  gelenkt  und  Asien  trat  eine  Zeitlang 
ganz  in  den  Hintergrund.  Als  aber  die  Entwicklung  der  Dinge 
im  Westen  einmal  in  feste  Bahnen  gelenkt  war  und  Amerika 
selbstbestimmend  in  die  Räder  des  Weltgetriebes  griff,  fand  eine 
abermalige  rückläufige  Bewegung  statt.  Nicht  etwa,  daß  Asien 
jetzt  an  die  Stelle  von  Europa  und  Nordamerika  getreten  wäre. 
Vielmehr  bleiben  diese  beiden  Erdteile  vorläufig  die  Hochburgen 
des  Handels  und  der  Industrie,  aber  sie  ziehen  Asien  immer 
mehr  und  immer  enger  in  ihre  Kreise  hinein.  Ein  ganz  natür- 
licher Vorgang:  wenn  mehrere  Punkte  sich  heben,  werden  auch 
die  anderen  nach  oben  gezogen.  Der  Durchstich  des  Suezkanals 
war  die  wertvolle  Morgengabe,  die  Technik  und  Kultur  dem 
gelben  Erdteil  machen  konnten,  und  die  Dampfschiffahrt  erwies 
sich  als  tatkräftige  Helferin. 
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Wenn  man  ein  Prognostiken  stellen  darf,  wäre  es  ungefähr 
das  folgende  : 

Von  Nordamerika  werden  sich  unter  Vermittlung  von  New- 
Orleans  (Panamakanal),  San  Francisco  und  Seattle  äußerst  um- 
fangreiche regelmäßig  flutende  Verkehrsströme  teils  nach  dem 
gegenüberliegenden  asiatischen  Osten,  teils  nach  Australien  und 
Australasien  bewegen,  Gebiete,  welche  ihrerseits  in  regere  Ver- 
bindung mit  Ostasien  treten  werden. 

Der  Verkehr  mit  Südamerika  wird  von  Euroi)a  großenteils 
auf  Nordamerika  übergehen  —  nach  der  Cordillerenküste,  wo 
sich  wahrscheinlich  Chile  noch  mächtig  entwickeln  wird,  durch 
den  Panamakanal,  nach  der  Ostküste  auf  direktem  Wege  von 
New-York  aus.  Einige  Produkte,  wie  Kaffee,  werden  selbstredend 
stets  direkt  nach  Europa  verfrachtet  werden,  der  Absatz  für  Fa- 
brikate in  Südamerika  wird  Europa  jedoch  durch  Nordamerika 
ganz  erheblich  erschwert  werden.  Der  jetzige  starke,  meist  in 
deutschen  (hamburgischen)  Händen  befindliche  Verkehr  wird  dem- 
nächst wohl  beengt  werden. 

Die  Weltverkehrsstraße  von  Europa  nach  Nordamerika  über 
die  Breite  des  Atlantischen  Ozeans  hinüber  wird  ihre  Bedeutung 
als  direkteste  Verbindung  zweier  Industrie-  und  Bevölkerungs- 
zentren behalten. 

In  der  Stellung  Afrikas  und  dessen  kommerzieller  Abhängigkeit 
von  Europa  wird  eine  Aenderung  kaum  eintreten,  abgesehen 
vielleicht  davon  ,  daß  Amerika ,  zum  Teil  mit  Rücksicht  auf 
»schwarze  Traditionen«,  dort  gewissen  Einfluß  suchen  wird. 
(Kontrolle  Liberias  !) 

Der  Welthandelsvveg  von  Suez  nach  Ostasien  wird  stets 
wichtig  bleiben,  aber  seine  Zweckbestimmung  ändern.  Er  wird 
später  nicht  mehr  so  sehr  als  Träger  der  Ausfuhr  Europas  wie 
als  gleichwertiger  Vermittler  der  verschiedenen  Zonen,  Wirtschafts- 
gebiete, Menschheitsverdichtungen  dienen  und  noch  mehr  als 
bisher  Naturprodukte  nach  Europa  bringen,  also  seine  Richtung 
diametral  ändern. 

Australiens  Verkehrsnetz  wird  durch  nordsüdliche  Linien  nach 
Ostasien  noch  wesentlich  bereichert  werden.  Für  den  Waren- 
handel Europas  dürfte  auch  dieser  Erdteil  dann  in  der  Hauptsache 
verloren  gehen. 

Nach  Verlust  des  nordamerikanischen  Absatzgebietes  und 
gedrängt  durch  die  ungeheure  industrielle    Entwicklung    und  Ex- 
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porttätigkeit  der  Union  hatte  sich  Europa  bislang  ein  neues 
großes  Absatzgebiet  in  den  weiten  Küstenländern  des  Großen 
Ozeans  geschaffen.  Jetzt  hat  es  auch  diese  schon  gegen  die 
Union  und  das  aufstrebende  Japan  zu  verteidigen,  und  es  unter- 
liegt keinem  Zweifel,  daß  es  in  diesem  Kampfe  auf  die  Dauer 
unterliegen  wird.  Dies  wird  ein  äußerst  schwerer  Schlag  für 
unsere  Industrie  sein,  wenngleich  den  Hauptschaden  dabei  wahr- 
scheinlich England  haben  wird. 

Es  ist  also  die  Frage  zu  lösen,  ob  wir  uns  auf  irgend  eine 
Weise  gegen  die  Beschränkung  unserer  Handelsbetätigung,  des 
Hauptlebensnervs  unseres  Volkes,  schützen  können,  und  wie  wir 
diese  Hiebe  durch  Gegenschläge  parieren  können.  Denn  taten- 
loses Abwarten  würde  hier  mehr  als  anderswo  den  Ruin  bedeuten. 

III. 

Ein  Land  ist  für  seinen  Handelsverkehr  in  erster  Linie 
natürlich  auf  seine  Nebenländer  angewiesen.  Ueber  die  Land- 
grenzen und  nahen  Küsten  flutet  der  Verkehr  weit  leichter,  als 
wenn  er  sich  Wege  nach  fernen  Weltgegenden  suchen  und  sich 
dabei  auf  Vermittlung  fremder  Nationen  und  deren  nicht  selten 
tieferen  Kulturzustand  stützen  muß.  Deshalb  ist  es  auch  nicht 
verwunderlich,  wenn  die  Statistik  uns  zeigt,  daß  der  Außenhandel 
Deutschlands  seine  Hauptwurzeln  in  Europa  selbst  hat.  Jahr- 
tausende alte  Beziehungen  und  ein  annähernd  gleiches  Kulturniveau 
ließen  Verbindungen  entstehen,  mit  denen  sich  diejenigen  mit 
anderen  Vv^eltteilen  nicht  messen  können.  Von  der  Gesamtein- 
fuhr Deutschlands  absorbiert  es  dem  Werte  nach  rd.  ^l^,  von 
der  Ausfuhr  gar  rd.   -^ji. 

Allerdings  ist  England  noch  immer  der  größte  Handelsstaat, 
aber  auf  dem  europäischen  Kontinent  steht  Deutschland  weit- 
aus an  erster  Stelle.  Gründe  dafür  sind  seine  dichte  werktätige 
Bevölkerung,  die  verhältnismäßig  großen  Wohlstand  genießt,  seine 
Lage  im  Herzen  Europas,  die  es  nicht  nur  zu  einem  Ausgangs- 
und Endpunkt  der  allerwichtigsten  Hochstraßen  des  Ucbersee- 
verkehrs  macht,  sondern  auch  seine  Nachbarlage  zu  Nord-  und 
Osteuropa  immer  wichtiger  werden  läßt,  und  zum  Schluß  das 
Vorhandensein  von  Kohle  und  Eisen,  den  beiden  wichtigsten  Kultur- 
förderern, innerhalb  seiner  Grenzen.  Alles  dies  trifft  zusammen, 
um  Deutschland  immer  mehr  aus  der  Reihe  der  kleineren  und 
größeren    kontinentalen    Staaten     herauszuheben     und    es     neben 
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England,  der  nordamerikanischen  Union  und  ev.  neben  dem 
Landriesen  Rußland  zu  einer  Weltmacht  zu  machen. 

Wenn  man  sich  unter  diesen  Gesichtspunkten  die  Waren- 
handelsbewegungen mit  den  europäischen  Staaten  ansieht,  kommt 
man  zu  dem  Ergebnis,  daß  in  den  letzten  Jahrzehnten  ganz 
eigenartige  und  tiefgreifende  Verschiebungen  stattgehabt  haben. 
Es  verlohnt  sich  der  Mühe,  diese  näher  zu  betrachten,  da  aus 
ihnen  ein  Fingerzeig  für  die  künftige  Richtung  unserer  Handels- 
politik gewonnen  werden  zu  können  scheint. 

Nach  ihrer  geographischen  Lage  zu  uns  kann  man  die  Staa- 
ten Europas  in  drei  große  Gruppen  teilen.  Zur  ersten  Gruppe 
gehören  Großbritannien,  die  Niederlande  und  Belgien.  Gemäß 
ihrer  westlichen  Nachbarlage  sind  sie  gewissermaßen  für  Deutsch- 
land die  nächste  Station  der  transozeanischen  Verkehrslinien,  ein 
bald  förderndes,  bald  hemmendes  Durchgangsland.  Die  zweite 
Gruppe  besteht  aus  den  drei  nordgermanischen  Reichen  und  aus 
Rußland,  Oesterreich-Uiigarn  und  der  Schweiz.  Was  die  erste 
Gruppe  für  Deutschland,  das  ist  Deutschland  für  die  zweite 
Gruppe:  ein  Durchgangsland  für  Ueberseewaren,  eine  Vermitt- 
lerin, eine  Art  Vorposten;  ferner  eine  Fabrikatelieferantin.  Die 
dritte  Gruppe  endlich  bilden  Frankreich  und  die  südeuropäischen 
Staaten.  Mit  ihnen  hat  Deutschland  verhältnismäßig  wenig  Be- 
rührungspunkte. Es  ist  nun  sehr  lehrreich,  diese  drei  Staaten- 
gruppen in  Vergleich  mit  einander  zu  setzen. 

Die  absoluten  Wertzahlen  (bis  1905  einschl.,  ab  1906  ausschl. 
Edelmetalle)  sind: 

Staaten  der  Gruppe  l.  Einfuhr  1889:  1298  Milk, 
1909:  1264  Milk,  also  ein  Minder  von  34  Milk  Mk.  Ausfuhr 
1889:  1048  Milk,  1909:  1817  Milk,  also  ein  Mehr  von  769  Mill» 
Mk.  Insgesamt  1889:  2346  Milk,  1909:  3081  Milk,  also  ein  Mehr 
von  735    Milk  Mk. 

Staaten  der  Gruppe  2.  Einfuhr  1889:  1384  Milk, 
1909:  2616  Mill.,  also  ein  Mehr  von  1232  Milk  Mk.  Ausfuhr  1889: 
894  Milk,  1909:  2144,  also  ein  Mehr  von  1250  Milk  Mark.  Ins- 
gesamt 1889:  2278  Milk,  1909:  4760  Milk,  also  ein  Mehr  von 
2482  Milk  Mk. 

Staaten  der  Gruppe  3.  Einfuhr  1889:  505  Mill.  Mk. 
1909:  1075  Milk,  also  ein  Mehr  von  570  Mill.  Mk.  Ausfuhr  1889: 
463  Milk,    1909:     1028   Mill.,    also    ein    Mehr   von    565    Mill.  Mk. 
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Insgesamt  1889:  968  Mill.,    1909:   2103   Mill.,    also    ein  Mehr  von 
1135  Mill.  Mk. 

Setzen    wir    die  Wertzahlen    des  Jahres  1889  gleich   loo,    so 
sind  die   Verhältniszififern  des  Jahres  1909  folgende  : 

Durchschnilts- 
steigerung 


Einfuhr 

Ausfu 

Staaten  der  Gruppe   i 

97 

173 

»           j.           >         2 

189 

240 

3 

213 

222 

100 
100 
100 


131 

209 
217 


Also  unser  Handel  mit  den  Staaten  der  Gruppen  2  und  3 
hat  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  absolut  und  relativ  einen  viel 
schnelleren  Aufschwung  genommen  als  mit  denjenigen  der  Gruppe  l. 
Besonders  der  Handel  mit  den  Staaten  der  Gruppe  2  weist  ein 
absolut  um  mehr  als  das  dreifache  schnelleres  Wachstum  auf. 
Während  noch  1889  die  Gruppe  i  am  Europahandel  Deutsch- 
lands mit  fast  der  Hälfte  beteiligt  war  und  auf  Gruppe  3  nur 
etwa  ^/e  entfiel,  ist  das  Verhältnis  jetzt  so  geworden,  daß  (dem 
Werte  nach)  auf  Gruppe  i  nur  noch  gut  74.  ^^^  Gruppe  2  die 
Hälfte  und  auf  Gruppe  3  nicht  ganz  ^4  kommt.  Der  Grund 
für  diese  Verschiebung  liegt  einerseits  in  der  Entwicklung  der 
deutschen  Schiffahrt,  die  mit  ihrem  Ausbau  direkter  Linien  das 
frühere  Schiffahrtsmonopol  Englands  brach  und  beispielsweise 
für  Deutschland  und  ganz  Mittel-  und  Osteuropa  den  Bezug  von 
Kolonialwaren  über  England  fast  schon  zur  Ausnahme  machte, 
und  andererseits  darin,  daß  die  Vorteile  unserer  Nachbarlage 
Nord-  und  Osteuropa  gegenüber  immer  entschiedener  zur  Gel- 
ung  kommen. 

Es  muß  die  Aufgabe  unserer  Handelspolitik  sein,  unsere 
kommerziellen  Beziehungen  gerade  zu  der  zweiten  europäischen 
Staatengruppe,  d.  h.  zu  Nord-  und  Osteuropa  noch  weiter  zu 
befestigen.  Daß  wir  dazu  in  der  Lage  sind,  ist  schon  kurz  er- 
wähnt. Deutschland  ist  für  diese  Länder  gewissermaßen  der 
Brennpunkt,  in  dem  sich  die  Verkehrswege  und  Bezugs-  und 
Absatzmöglichkeiten  vereinigen,  und  nach  dem  heutigen  Stande 
der  Technik  kann  diese  Gunst  der  Lage  nicht  ausgeschaltet 
werden.  Alle  diese  Länder  sind  verhältnismäßig  arm  an  Kohle 
und  Eisen.  Die  russischen  Gruben  genügen  nicht  für  den  Bedarf 
des  Riesenreiches.  Schweden  besitzt  zwar  in  seinen  nördlichen 
Gebieten  ausgedehnte  und  reiche  Eisen-  und  Kupfererzlager,  doch 
fehlt  ihm  die  Kohle.  Einfuhr  derselben  aus  England  oder  Deutsch- 
land macht  die  Eisengewinnung  zu  teuer.     Etwas    anderes    wäre 


Aenderungen  in  Wesen  und  Richtung  des  Handels.  25? 

es  allerdings,  wenn  es  gelänge,  durch  Ausnutzung  der  Wasser- 
kräfte und  der  durch  diese  gewonnenen  elektrischen  Kraft  genügend 
billige  Möglichkeiten  zur  Herstellung  von  Eisen  und  Stahl  zu  er- 
zielen. Einstweilen  ist  damit  aber  noch  nicht  zu  rechnen,  und  auch 
dann  würde  dieser  eine  Zug  das  Gesamtbild  noch  nicht  ändern. 
Vollends  die  andern  Länder  sind  für  den  Bezug  von  Fabrikaten 
der  Eisenindustrie  auf  Deutschland  angewiesen,  nur  Oesterreich 
ist   noch    durch    eigene    Vorkommen    verhältnismäßig    begünstigt. 

Allerdings  tritt  uns  in  Nordeuropa  England  als  scharfer  Kon- 
kurrent gegenüber.  Seine  Kohlenausfuhr  nach  Skandinavien  z.  B. 
ist  so  bedeutend,  daß  die  deutsche  daneben  noch  garnicht  in  Be- 
tracht kommt.  In  dieser  Tatsache  ist  das  eine  Ziel  unserer  Handels- 
politik gegeben:  Wir  müssen  unsere  Kohlenausfuhr  nach  jenen 
Ländern  erweitern,  um  England  aus  dem  Felde  zu  sclilagen,  um 
dadurch  zur  Bedarfsdeckung  auch  in  anderen  Handelsartikeln,  insbe- 
sondere von  Fabrikaten,  mehr  herangezogen  zu  werden.  Diese 
Forderung  bedingt  aber,  daß  die  bestehenden  Handelsverträge 
einer  Revision  unterzogen  werden.  Der  Ausfuhr  jener  Länder 
nach  Deutschland,  die  naturgemäß  in  der  Hauptsache  aus  Roh- 
und  Urprodukten  besteht,  müssen  zolltarifarische  Erleichterungen 
gewährt  werden,  damit  auf  der  andern  Seite  unsere  Fabrikate 
dort  leichteren  Eingang  und  Absatz  finden.  Unsere  Waffen 
müssen  also  in  erster  Linie  Kohlen  und  Eisen  und  die  Fabrikate 
der  auf  ihrer  Verarbeitung  beruhenden  Industrien  sein,  daneben 
Kali,  wofür  Deutschland  bekanntlich  ein  natürliches  Monopol  be- 
sitzt, und  unterstützt  werden  muß  diese  Handelspolitik  durch 
entsprechende  Schachzüge  der  sog.  hohen  Politik.  Nur  auf  diese 
Weise  kann  der  Vorsprung,  den  England  kraft  seiner  glänzenden 
Meereslage  und  seiner  früheren  Entwicklung  zu  einem  Industrie- 
staat vor  uns  hat,  eingeholt  werden.  Zugute  kommt  uns  schon 
jetzt,  daß  man  sich,  im  kontinentalen  Europa  wenigstens,  mit 
unserer  jungen  Großmachtstellung  abgefunden  hat  und  uns  nicht 
mehr  als  Feind  und  Eindringling  betrachtet,  sondern  weiß,  daß 
wir  nur  auf  friedliche  Eroberungen  ausgehen  und  daß  das  »made 
in  Germany«  seinen  guten  Klang  auch  verdient. 

Nehmen  wir  nun  abermals  die  Statistik  zu  Hilfe  und  sehen 
wir,  welche  Verschiebung  innerhalb  der  Grenzen  Deutschlands 
selbst  stattgehabt  hat.  Da  ist  für  die  vorliegende  Untersuchung 
am  wichtigsten  die  Verschiebung  des  Schwerpunktes  des  Handels- 
verkehrs aus  dem  Ostsee-  und  nach  dem  Nordseeeebiet. 
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Nur  an  seiner  Nordgrenze  wird  Deutschland  durcii  Seiten- 
meere des  ofifenen  Ozeans  bespült.  Theoretisch  wäre  es  richtig 
anzunehmen,  daß  sich  Nord-  und  Ostsee  in  ungefähr  gleichem 
Maße  in  den  Seeverkehr  Deutschlands  teilen.  Aber  dem  ist 
nicht  so  :  das  Verkehrs-  und  Kinflußgebiet  der  Nordsee  ist  das 
bei  weitem  größere  und  wichtigere.  In  gewissem  Sinne  kann 
auch  der  Laie  dies  schon  daraus  schließen,  daß  der  wirtschaft- 
liche Schwerpunkt  unseres  Vaterlandes  in  der  volkreicheren  und 
industrietätigeren  Westhälfte  des  Reiches  liegt,  daß  also  die 
Westhäfen  dadurch  bevorzugt  sind.  Das  ist  gewiß  richtig.  Aber 
noch  ein  mindestens  eben  so  wichtiger  Umstand  spricht  mit  — 
die  verschiedenen  Tiefenverhältnisse  der  beiden  Meere. 

Die  ozeanische  Großschiffahrt  findet  ihre  natürlichen  End- 
punkte in  Hamburg  und  in  Bremen-Bremerhaven.  Bis  dahin 
können  die  tiefgehenden  Schiffsriesen  ohne  zu  löschen  oder  zu 
leichtern  mit  auflaufender  Flut  gelangen.  Die  Ostsee  dagegen 
ist  für  sie  zu  seicht;  das  flache  Wasser  läßt  dort  nur  Küstenfahrt 
zu.  Die  Folge  war  natürlich,  daß  sich  die  Strahlen  des  über- 
seeischen Großverkehrs  immer  mehr  in  Bremen  und  Hamburg» 
wie  in  einem  Brennpunkte,  sammelten  und  daß  das  Ostseegebiet 
zu  einem  für  diesen  Verkehr  minder  wichtigen  Faktor  herabge- 
drückt wurde. 

Als  zu  den  Zeiten  der  alten  Hansa  mit  ihren  hochbordigen, 
aber  flachgehenden  Koggen  Lübeck  in  Blüte  stand,  als  der 
Handel  noch  überwiegend  Nahhandel  (im  heutigen  Sinne)  war 
und  eine  ausschließlicher  nach  Norden  und  Osten  gerichtete  Ten- 
denz wenigstens  für  den  Verkauf  zeigte,  da  waren  die  Ostsee- 
gebiete weitaus  wichtiger  als  die  Niederungen  an  Weser  und 
Elbe  mit  ihren  schwierig  zu  befahrenden  Stromläufen.  Jetzt  aber 
sind  sie  —  wohl  für  immer  —  in  eine  Abseitslage  gerückt  worden. 
Mit  vollster  Deutlichkeit  geht  dies  u.  a.  aus  dem  Tonnengehalt 
der  in  den  beiden  Meeren  beheimateten  Seeschiffe  hervor.  Noch 
1850  hatte  die  Handelsflotte  der  Ostsee  die  größere  Tonnage 
aufzuweisen.  Da  kamen  die  ersten  schüchternen  Versuche,  die 
Nordseehäfen  in  regelmäßige  Dampferverbindung  mit  Nordamerika 
zu  bringen.  1860  halten  sich  die  Flotten  beider  Meere  schon 
die  Wage,  1870  hat  die  Nordsee  bereits  einen  kleinen  Vorsprung. 
Jetzt  beginnt  die  Zeit  des  raschen  Wachsens  der  Großreedereien. 
1880  entfällt  auf  die  Nordssee  gut  ^/e,  auf  die  Ostsee  nur  noch 
^/ö    der    Gesamttonnage,     und    zur    Zeit,     nach    Beendigung    der 
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großen  Korrektionen  der  Unterweser  und  der  Elbe,  ist  das  Ver- 
hältnis so,  daß  von  der  gesamten  deutschen  Seehandelsflotte  rd. 
90  %  auf  der  Nordsee  und  rd.  10  %  auf  der  Ostsee  beheimatet  sind. 
Am  bedeutendsten  ist  kraft  seines  größeren  Hinterlandes  Hamburg. 
Neben  ihm  strebt  Bremen  mächtig  empor.  Emden  jedoch  wird 
es  trotz  aller  Anstrengungen,  die  Preußen  zur  Hebung  dieses 
seines  Hafens  macht,  kaum  zu  größerer  Bedeutung  bringen. 

Es  ist  ja  auch  nur  natürlich,  daß  die  Nordseehäfen  den  Ost- 
seeplätzen den  Vorrang  abgelaufen  haben.  Seit  dem  Zeitalter 
der  Entdeckungen  ist  der  Zug  des  Außenhandels  nach  Westen  ge- 
richtet. In  den  ersten  Jahrhunderten  hatten  allerdings  andere 
Völker  (Spanien-Portugal,  Holland,  England)  den  Vorteil  besserer 
Lage.  Damals  bev^orzugte  der  deutsche  Auslandshandel,  soweit 
er  überseeische  Waren  bewegte,  die  über  Übeideutschland  nach 
der  westlichen  Ecke  des  Mittelmeeres  führenden  Routen  und  be- 
schränkte sich  auf  Küstenfahrten  nach  Flandern  und  der  Themse; 
damals  schien  ganz  Norddeutschland  in  hoffnungsloser  Abseits- 
lage, für  immer  ein  Binnenland  in  des  Wortes  schlimmster  Be- 
deutung zu  sein.  Dazu  kam  der  traurige  Verfall  des  Reiches 
und  die  Ohnmacht  der  Zentralgewalt,  die  die  Städte  in  ihrem 
politischen  und  wirtschaftlichen  Kampfe  nicht  stützen  konnte. 

Erst  die  Verwendung  der  Dampfkraft  als  Antriebsmittel  der 
Schifife  riß  Deutschland  aus  seiner  merkantilen  Bedeutungslosig- 
keit wieder  heraus  und  schloß  es  an  das  Netz  der  Hochstraßen 
des  Weltverkehrs  an.  Jetzt  auf  einmal  erlangt  die  Nordsee  eine 
hohe  Bedeutung.  Jetzt  ist  sie  nicht  mehr  das  unwirtliche,  stür- 
mische Nebelmeer,  in  das  niemand  sich  gern  wagte,  sondern  sie 
erhielt  gewissermaßen  Vorpostenqualität  für  den  ganzen  Handel 
mit  Nord-  und  Osteuropa.  Denn  ihre  östlichste  Einbuchtung  ist 
der  Endpunkt,  den  die  »runners  of  the  ocean«  erreichen  können. 
Nicht  mehr  in  Havre,  Southampton,  London  werden  jetzt  die  für 
die  Osthälfte  Europas  bestimmten  Güter  gelöscht,  sondern  in 
eben  diesem  Endpunkt  gehen  sie  aus  dem  Bereich  der  ozeani- 
schen Großschiffahrt  mit  ihrer  Frachtengleichheit  in  denjenigen 
anderer  Transportmittel,  seien  es  Eisenbahnen,  seien  es  Küsten- 
fahrer, mit  ihrer  Frachtenstaffelung  über.  An  diesem  so  fracht- 
tarifarisch bevorzugten  Endpunkte  aber  liegen  Hamburg  und 
Bremen,  bilden  also  für  die  überseeische  Einfuhr  die  letzte,  für 
die  Ausfuhr  die  erste  Station  auf  dem  Wege  nach  Uebersee,  ein 
Sammelbecken,   ein  Klärbassin,    das  alle  Durchgangsgüter  passie- 
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ren  müssen.  Diese  Gunst  der  Lage  wird  noch  je  länger  je  mehr 
zum  Schaden  Englands  in  die  Erscheinung  treten,  in  dem  Maße, 
wie  die  Handelslage  Deutschlands  zwischen  dem  Meere  einer- 
seits und  dem  kontinentalen  Europa  andererseits  immer  wichtiger 
werden  wird.  Es  ist  also,  wie  erwähnt,  nur  natürlich,  daß  sich 
der  überseeische  Außenhandel  gerade  in  Hamburg  und  Bremen 
konzentrierte. 

Aus  den  oben  mitgeteilten  Zahlen  über  den  Verkehr  mit 
Europa  geht  hervor,  daß  diese  Verschiebung  von  Osten  nach 
Westen  Nachteile  für  die  Versorgung  von  Nord-  und  Osteuropa 
nicht  gehabt  hat.  Der  etwas  längere  Weg  von  Hamburg  und 
Bremen  nach  Rußland  und  Skandinavien  als  der  frühere  von  den 
Ostseestädten  nach  dort  wird  ja  mehr  als  wettgemacht  durch  die 
großartige  Entwicklung  der  deutschen  Groß-  und  Küstenschifif- 
fahrt,  nach  Rußland  und  Oesterreich  auch  durch  den  Ausbau 
des  Eisenbahnnetzes  und  der  Wasserstraßen,  Andererseits  aber 
hat  das  kommerzielle  Vorwärtsstürmen  des  deutschen  Westens 
und  Nordwestens  und  seine  industrielle  Entwicklung  auf  breitester 
Grundlage  den  ungeheuren  Vorteil,  daß  unsere  Stellung  nach 
Westen  hin  viel  stärker  geworden  ist.  Sie  hat  es  bewirkt,  daß 
z.  B.  die  Niederlande,  wenn  man  offen  sein  will,  wirtschaftlich 
eine  deutsche  Provinz  geworden  sind.  Ohne  die  Durchfuhr  der 
deutschen  Güter  den  Rhein  hinab  und  ohne  das  Anlaufen  der 
deutschen  Schiffahrtslinien  in  Rotterdam  wäre  es  mit  dem  Wohl- 
stand dieses  Rheinmündungsgebietes  vorbei.  Diese  Durchdrin- 
gung mit  wirtschaftlichen  deutschen  Interessen  wird  immer  stärker, 
eine  nicht  aufzuhaltende  Entwicklung. 

Da  dem  aber  so  ist,  ist  ein  weiteres  Ziel  der  deutschen 
Handelspolitik  gegeben,  und  das  ist  die  schon  öfter  angeregte, 
viel  geschmähte  und  angefeindete  Schaffung  einer  mittel- 
europäischen Zollunion  mit  Deutschland  als 
führender  Macht.  Wie  s.  Z.  die  innerdeutsche  Zollunion  kam,  so 
wird  auch  die  größere  mitteleuropäische  Zollunion  einmal  kom- 
men, eben   weil  sie  eine  unbedingte  Notwendigkeit  ist. 

Auch  eine  geschichtliche  Betrachtung  führt  zu  der  gleichen 
Folgerung  und  Forderung.  In  früheren  Zeiten  war  der  Handel 
ganz  anders  organisiert  als  jetzt.  Da  war  es  noch  möglich,  daß 
kleine  Völker  wie  die  Phönizier  den  Handel  mit  der  ganzen  da- 
mals bekannten  Welt  zusammenfassen  konnten,  gestützt  auf 
günstige    I>age    des    Landes  zwischen    Morgen-    und    Abendland 
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und  den  Wagemut  ihrer  Kaufleute.  Später  sehen  wir  ähnliches 
beim  Empork'ommen  Venedigs  und  noch  später  Portugals.  Ge- 
rade das  letztere  Land  gibt  ein  gutes  Beispiel  dafür  ab,  daß 
eine  zu  schmale  Basis  notwendig  den  Zusammenbruch  des  küh- 
nen Gebäudes  zur  Folge  hat,  wenn  ein  Mächtigerer  mit  rauhem 
Finger  an  die  Tore  klopft  und  ev.  die  brutale  Gewalt  der  Kano- 
nen zu  Hilfe  nimmt.  Die  gleichen  Erscheinungen  ziehen  sich 
wie  ein  roter  Faden  bis  in  die  jüngste  Geschichte  hinein.  Ueber- 
all  muß  der  Kleinere  dem  Größeren  weichen,  im  Handel  wie  in 
der  Politik.  Und  auch  das  ist  zu  beachten,  daß  jeder  Staat  es  als  sein 
oberstes  Gesetz  erkannt  hat,  sich  mit  seinem  Handel  zu  identifizie- 
ren. Ueberall  hält  der  Staat  seinen  Schild  schützend  vor  den 
Kaufmann,  und  man  könnte  fast  sagen,  der  ganze  Handel  sei 
staatlich  geworden.  Deshalb  verschwinden  die  kleineren  und 
schwächeren  Staaten  immer  mehr,  weil  sie  politisch  und  mer- 
kantil zu  wenig  schutzfähig  sind,  und  aus  dem  Chaos  kristallisieren 
sich  immer  mehr  die  in  sich  gefestigten  Großmächte  und  aus 
letzteren  wieder  einige  wenige  Weltmächte  heraus.  Wer  nicht 
für  mich  ist,  der  ist  wider  mich,  und  aus  diesem  Grunde  müssen 
sich  die  Kleineren  an  die  Größeren  anschließen.  Für  die  Nieder- 
lande und  im  gewissen  Sinne  auch  Belgien  und  andere  Staaten 
liegt  aber  nichts  näher,  als  den  Anschluß  an  Deutschland  zu 
suchen  als  das  Land,  aus  dem  sie  ihre  Kräfte  saugen.  An  eine 
politische  Einbeziehung  in  den  Machtbereich  des  Deutschen  Reiches 
ist  aus  schwerwiegendsten  Gründen  nicht  zu  denken,  da  ein  solcher 
Zusammenschluß  zu  viele  auseinanderstrebende  Elemente  in  sich 
schließen  und  deshalb  von  vornherein  den  Keim  zu  Zwietracht  und 
abermaligem  Verfall  in  sich  bergen  würde.  Wohl  aber  ist  ein 
rein  wirtschaftlicher  Zusammenschluß  möglich  und  wünschenswert, 
weil  alle  Vertragschließenden  nur  Vorteil  davon  haben  würden. 
Denn  dann  wären  auch  die  kleinsten  Mächte  ein  Teil  eines  wirt- 
schaftlichen Komplexes  von  Weltbedeutung  und  hätten  den  nötigen 
Rückhalt  und  die  genügend  breite  Unterlage  für  ihre  gesamten 
wirtschaftlichen  Bedürfnisse. 

Wir  stehen  an  einem  Wendepunkte  der  Weltgeschichte,  der 
Folgen  haben  wird,  wie  sie  so  tiefgreifend  noch  niemals  früher 
gewesen  sind.  Auf  der  einen  Seite  stehen  die  Völker  der  mon- 
golischen Rasse,  die  aus  langem  Schlafe  erwachen  und  kraft 
ihrer  ungeheuren  Volkskraft  über  kurz  oder  lang  die  Bevor- 
mundung    der     Indogermanen     abschütteln      werden.       Auf    der 
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andern  Seite  stehen  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika, 
die  mit  immer  mächtigerer  Hand  in  das  Rädergetriebe  der  Welt- 
wirtschaft eingreifen  und  beinahe  schon  jetzt  das  Gehirn  des 
Weltwirtschaftskörpers  bilden.  Zwischen  diesen  beiden  Mächten 
steht  das  alternde  Europa,  im  schweren  Kampfe  um  die  Behaup- 
tung seiner  Stellung.  Jedes  noch  freie  Fleckchen  Erde  wird  mit 
Beschlag  belegt  aus  der  Notwendigkeit  heraus,  für  den  Ueber- 
schuß  der  Volkskraft  und  der  Gütererzeugnisse  Reservoire  und 
Reservate  zu  bilden.  Es  ist  wie  ein  toller  Wirbel,  der  gegen- 
wärtig über  die  Welt  geht  und  ganz  neue  Konstellationen  und  wirt- 
schaftliche Abhängigkeitsverhältnisse  gebären  wird.  Wenn  aber 
die  Staaten  Europas  nicht  zerrieben  werden  wollen  in  diesem 
Malstrom,  so  müssen  sie  eine  umfassendere  und  mächtigere  Struk- 
tur suchen,  um  den  andern  Gewalten  gleich  kräftig  entgegentreten 
zu  können. 

IV. 

Es  ist  bereits  erwähnt  worden,  daß  Deutschland  mit  der 
Wahrscheinlichkeit  rechnen  muß,  weite  Erdgebiete  als  Absatz- 
märkte zu  verlieren.  Das  ist  nicht  so  zu  verstehen,  daß  der  Ver- 
lust von  heute  auf  morgen  eintreten  und  ein  totaler  sein  würde. 
Die  Entwicklung  wird  vielmehr  so  sein,  daß  wir,  —  ganz  allmäh- 
lich zwar,  aber  sicher,  —  aus  einer  Reihe  von  Ländern  werden 
herausgedrängt  werden,  in  denen  uns  unsere  Konkurrenten  aus 
irgendwelchen  künstlich  geschaffenen  oder  natürhchen  Gründen 
unterbieten  können.  Ueberall,  wo  dies  der  Fall  ist,  in  den  un- 
geheuren Randgebieten  des  großen  Ozeans,  in  bestimmten  Ge- 
bieten Amerikas,  in  Indien  usw.,  wird  man  unserem  Handel 
Erschwerungen  bereiten  und  ihn  dadurch  langsam  abwürgen, 
mindestens  aber  unsere  Ausfuhr  dorthin  nicht  in  dem  Maße 
wachsen  lassen,  wie  unsere  ausfuhrtätige  Industrie  sich  entwickelt. 
In  dem  Augenblicke  aber,  wo  diese  Absatzstockung  statthaben 
wird,  und  wo  wir  nicht  mehr  wissen  werden,  wohin  wir  mit  dem 
Ueberschuß  unserer  Fabrikate  sollen,  oder  wo  wir  nicht  mehr 
Rohprodukte  in  genügender  Menge  erhahen  können  (Baumwolle, 
Jute),  ist  eine  Krisis  da  von  einer  Tragweite,  wie  Deutschland 
sie  noch  nicht  erlebt  hat. 

Man  muß  sich  eben  vor  Augen  halten,  daß  die  einzelnen 
uns  in  den  Weg  tretenden  Staaten  dies  notwendig  tun  müssen. 
In    dem    weltwirtschaftlichen   Handicap    nach    Erreichung    ausrei- 
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chender  Betätigungsmöglichkeiten  kann  nur  der  bestehen,  der 
genügend  Raum,  genügend  Kraft  und  den  Willen  hat,  beide  bis 
aufs  äußerste  auszunutzen. 

Seinerzeit  war  der  Freihandel  der  Gegenschlag  gegen  die 
Abgrenzungsbestrebungen  des  Merkantilismus.  Er  war  notwen- 
dig und  angebracht  und  deshalb  lebensfähig,  weil  es  damals  galt, 
weltweite  Flügel  auszuspannen  und  dem  heimischen  Markte  neue 
Gebiete  zu  erobern,  den  Ueberfluß  einer  durch  Maschinenkräfte 
tausendfältig  gesteigerten  Produktion  in  neue  Kanäle  abzuleiten. 
Es  war  die  Zeit,  wo  sich  die  europäischen  Industriestaaten,  also 
auch  Deutschland,  in  erster  Linie  natürlich  wegen  seines  zeit- 
lichen Vorsprungs  England,  an  der  Aufnahmegier  der  Unkultur 
oder  der  Halbkultur  der  fremden  Erdteile  zur  Weltbedeutung 
emporrankten  und  goldene  Früchte  ernteten.  Im  Laufe  der  Jahr- 
zehnte sind  aber  diese  Gebiete  schon  sehr  gesättigt  worden, 
also  nicht  mehr  in  dem  Maße  aufnahmefähig  wie  früher.  Auf 
der  andern  Seite  ist  die  Industrie  riesenhaft  weitergewachsen 
und  gleichzeitig  inniger  mit  dem  ganzen  Volksleben  verknüpft 
worden,  so  daß  sie  ohne  schwersten  Schaden  für  die  Staatswirt- 
schaft ihre  Produktion  nicht  einschränken  kann. 

Dieser  Komplex  von  Gründen  nun  ist  der  Angelpunkt,  an 
dem,  dem  Pendelschlag  der  Uhr  vergleichbar,  eine  neue  Bewe- 
gung und  Entwicklung  einsetzt.  Nur  scheinbar  rückläufig,  ist  sie 
in  Wirklichkeit  ein  notwendiger  Schritt  weiter  auf  dem  vorge- 
zeichneten Wege.  Diese  neue  Bewegung  ist  das,  was  man  kurz 
Neomerkantilismus  nennen  kann. 

Weil  die  Welt  eng  geworden  ist,  hat  sich  der  Freihandel  für 
absehbare  Zeit  überlebt,  und  das  Bestreben  jedes  Staates  ist 
darauf  gerichtet,  sich  seinen  politischen  Besitz  und  darüber  hinaus 
seine  Einflußsphäre  möglichst  zu  sichern  und  sie  für  sich  allein 
auszunutzen.  Deshalb  eben  die  Umgürtung  mit  starrendem  Zoll- 
schutz. Um  ein  Bild  zu  gebrauchen:  Die  Staaten  liegen  wie 
eine  Natter  auf  der  Lauer,  sprung-  und  angriffsbereit  gegen  jeden 
Dritten,  der  ohne  weiteres  als  Feind  betrachtet  wird.  Kein 
Staat  kann  sich  davon  ausschließen,  wenn  er  nicht  Freiland  wer- 
den will,  ohne  selbst  Nutzen  für  seine  Industrie  und  seinen  Han- 
del davon  zu  haben.  Eine  Aenderung  wird  erst  dann  eintreten, 
wenn  eine  Klärung  erfolgt  und  wenn  die  Neuteilung  der  Welt 
definitiv  vorgenommen  ist.  Bis  dahin  ist  damit  zu  rechnen,  daß 
die  Zollmauern    immer    höher   gefuhrt  werden,    allen   Notschreien 
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der  Bevölkerung  und  allen  Beweisführungen  tatsachenfremder 
Theorie  zum  Trotze.  Erst  dann  wird  wieder  eine  langsame 
Entspannung  eintreten  und  einer  abermaligen,  allerdings  in  ihrer 
Grundlage  geänderten  Freihandelsbewegung  Platz  machen.  Bis 
dahin  nutzt  es  nichts,  den  einen  oder  den  andern  Staat  gewisser- 
maßen für  Höherführung  der  Schutzzollwälle  haftbar  machen  zu 
wollen. 

Es  scheint  klüger,  wenn  auch  nicht  die  Führung  zu  über- 
nehmen, so  doch  sich  den  Ereignissen  nicht  entgegen  stemmen 
zu  wollen,  vielmehr  sie  bestmöglich  auszunutzen.  Die  Nutzan- 
wendung für  Deutschland  ist:  Erstens  muß  das  Gewicht  unseres 
kommerziellen  Einflusses  in  bestimmten  Gebieten  Europas  selbst 
verstärkt  werden,  wie  oben  angedeutet  ist.  Zweitens  aber  muß 
darüber  hinaus  das  koloniale  Deutschland  enger  an  das  Mutter- 
land angeschlossen  werden.  Da  kann  uns  England  als  Vorbild 
dienen.  Die  auf  Schaffung  des  sog.  »Greater  Britain«  gerichte- 
ten Bestrebungen  weiter  englischer  Kreise  sind  aus  dem  gleichen 
Gedankengang  geboren  und  zielen  kurz  gesagt  bekanntlich  auf 
eine  engere  Zusammenschweißung  der  Kolonien  mit  England 
selbst  durch  Schaffung  zolltarifarischer  Vorzugsbchandlungen  ab. 
Ich  für  meine  Person  halle  die  Verwirklichung  dieses  Gedankens 
für  nichts  weniger  als  die  Rettung  des  britischen  Imperiums, 
weil  England  sich  offenbar  jetzt  in  einer  Lage  wie  s.  Z.  Portu- 
gal befindet  und  eine  zu  schmale  politische  oder  w^enigstens  nach 
außen  hin  wirtschaftlich  abgeschlossene  Basis  hat. 

Aehnlich  stellt  es  aber  auch  mit  Deutschland,  und  deshalb 
verdienen  die  auf  die  engere  wirtschaftliche  Verbindung  der 
Kolonien  mit  Deutschland  gerichteten  Bestrebungen  die  ernsteste 
Beachtung. 

Selbstverständlich  kommen  nur  unsere  afrikanischen  Schutz- 
gebiete in  näheren  Betracht,  weil  die  in  der  Südsee  belegenen 
zu  weit  abseits  liegen;  andererseits  sprechen  bei  unserer  Pach- 
tung Kiautschou  Gegengründe  gewisser  Art  mit,  die  dies  Gebiet 
für  den  gedachten  Zweck  weniger  geeignet  erscheinen  lassen. 

Nun  darf  mau  nicht  annehmen,  in  dem  Augenblicke,  wo 
wir  unsere  afrikanischen  Kolonien  näher  an  uns  schlössen,  wäre 
alles  gut.  Das  ist  leider  nicht  im  geringsten  der  Fall;  denn 
der  Handel  jener  Kolonien  ist  noch  so  unentwickelt  luid  ihre 
Bedürfnisse  und  Aufnahmefähigkeit  sind  noch  so  gering,  daß  die 
Kolonien  eine  große  tatsächliche   Bedeutung   für   uns    noch    nicht 
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haben.  Aber  sie  sind  ein  wichtiges  Reservoir,  welches  wir  schon 
in  nicht  ferner  Zukunft  erschHeßen  und  nutzbar  machen  können. 
Auch  der  Handel  der  Kolonien  mit  andern  Ländern,  insbesondere 
mit  England  ist  noch  sehr  gering.  Um  so  leichter  ist  es  des- 
halb aber  für  Deutschland,  zwischen  ihnen  und  dem  Auslande 
eine  Mauer  aufzuführen  und  nur  von  und  nach  Deutschland 
leichter  zu  öffnende  Türen  vorzusehen.  Wenn  beispielsweise 
Deutsch-Süd-West  mit  der  Kapkolonie  in  so  regem  Güteraus- 
tausch stände,  daß  ein  plötzliches  Aufhören  oder  besser  gesagt 
bloß  eine  Minderung  desselben  in  der  englisch-afrikanischen  Volks- 
wirtschaft schwer  empfunden  würde,  so  hätte  England  allenfalls  Grund 
zu  diplomatischen  Vorstellungen  und  ev.  Repressalien.  Dies  ist 
aber  nicht  der  Fall,  vielmehr  würde  England  selbst  durch  eine 
völlige  Schließung  unserer  Schutzgebiete  so  gut  wie  garnicht 
berührt  werden. 

Für  uns  liegt  die  Sache  aber  anders.  W^ir  haben  dort  die 
politische  Vorherrschaft  und  können  und  müssen  darauf  bedacht 
sein,  das  Land  wirtschaftlich  zu  heben.  Allerdings  kämen  für 
die  Ausfuhr  nach  dort  in  absehbarer  Zeit  fast  nur  Gegenstände 
für  den  täglichen  Lebensbedarf  der  eingeborenen  Bevölkerung 
und  der  Europäer  in  Betracht,  und  daneben  hauptsächlich 
Maschinen  und  Apparate  für  die  Bodenbewirtschaftung.  Aber 
auch  trotz  dieser  Beschränkung  würde  unsere  Ausfuhrindustrie 
dadurch  entlastet  werden.  Schon  Dernburg  wies  entschieden  auf 
die  Notwendigkeit  eines  Vorgehens  wie  oben  skizziert  hin,  und 
es  dürfte  angebracht  sein,  seine  Anregung  nicht  einfach  ad  acta 
zu  legen,  um  so  weniger,  weil  unsere  Kolonien  später  einmal  noch 
bedeutend  mehr  als  jetzt  für  die  Deckung  unseres  Bedarfs  in 
Baumwolle  und  Kaffee  herangezogen  werden  könnten. 

Nur  kurz  sei  daraufhingewiesen,  daß  England  nicht,  wie  man 
vielfach  befürchtet,  einfach  Gleiches  mit  Gleichem  vergelten  und 
uns  z.  B.  seine  indischen  Besitzungen  verschließen  könnte.  Dies 
würde  es  schon  deshalb  nicht  tun  können,  weil  es  Indiens  un- 
geheuren Ausfuhrüberschuß  an  Landesprodukten  nicht  selbst  auf- 
nehmen kann,  sondern  auf  Absatz  im  Auslande,  also  auch  in 
Deutschland,  unbedingt  angewiesen  ist.  Wohin  aber  eine  Aus- 
fuhr, dorther  auch  eine  Einfuhr  ! 

* 
Die  vorstehenden  Darlegungen  konnten  nur  einige  Züge  des 
sich  darbietenden  Materials  in  gröbsten  Umrissen  herausarbeiten. 


256       Dr.  F.  Gehrke:  Aenderungen  in  Wesen  und  Richtung  des  Handels. 

Man  wird  einwenden,  es  handle  sich  um  graue  Theorie,  die  vor 
der  mit  vorhandenen  Verhältnissen  rechnenden  Praxis  zersplittern 
v/erde.  Dem  jedoch  ist  entgegenzuhalten,  daß  sich  wichtige 
wirtschaftliche  Umwälzungen  nicht  mit  Donner  und  Blitz  anzu- 
kündigen pflegen:  lautlos  walten  die  Kräfte,  die  das  Antlitz  der 
Erde  dauernd  verändern.  Das  gilt  es  ganz  besonders  in  einer 
Uebergangszeit  wie  der  jetzigen  und  in  einem  Lande  wie  Deutsch- 
land zu  bedenken,  das  leichter  alles  verlieren  als  wenig  gewinnen 
kann,  wenn  es  den    »Anschluß^   versäumt! 
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WIRTSCHAFTSGESCHICHTE  AN  HANDELS- 
HOCHSCHULEN 1). 

Von 

BRUNO  KUSKE,  Köln. 

Die  Wirtschaftsgeschichte  ist  einer  der  jüngsten  wissenschaft- 
lichen Zweige,  der  sich  aus  dem  großen  Spezialisationsprozeß, 
welcher  eines  der  Hauptmerkmale  der  gesamten  Wissenschafts- 
entwicklung ist,  herausgebildet  hat.  Sie  beginnt  augenblicklich, 
sich  immer  deutlicher  abzusondern  und  eine  selbständige  Stellung 
im  System  der  Wissenschaften  einzunehmen. 

Bisher  war  sie  und  zum  Teil  ist  sie  noch  abhängig  von  den 
beiden  Wissenschaften,  zu  denen  sie  ihrer  Natur  nach  die  meisten 
Beziehungen  haben  muß,  von  der  allgemeinen  Geschichtswissen- 
schaft und  von  der  Nationalökonomie,  und  sie  wird  auch  noch 
vorwiegend  von  Vertretern  dieser  beiden  betrieben,  die  entweder 
als  Historiker  oder  als  Nationalökonomen  gelten  und  die,  so- 
weit sie  akademische  Lehrer  sind,  entsprechende  Lehrstühle  an 
unseren  Hochschulen  inne  haben. 

Diese  Persönlichkeiten  verfolgen  demgemäß  die  umfassenden 
Aufgaben,  die  ihr  Hauptfach  an  sie  stellt.  Sie  beschäftigen  sich 
jedoch  bei  ihrer  Forschertätigkeit  vorwiegend  oder  wenigstens  mit 
einer  gewissen  Vorliebe  mit  wirtschaftsgeschichtlichen  Problemen, 
und  zwar  je  nach  ihrer  allgemein  wissenschaftlichen  Herkunft 
und  Stellung  auf  verschiedene  Weise: 

Es  ist  für  die  Historiker  charakteristisch,  daß  ihr  Interesse 
bei  der  Erforschung  des  Wirtschaftslebens  der  Vergangenheit 
sich  besonders  auf  das  Mittelalter    erstreckt,    und    daß    ihre    bis- 


l)  Die  Redaktion  hat  dem  vorliegenden  Aufsatze  die  Aufnahme  nicht  versagen 
wollen,  um  die  darin  vorgetragenen  Ansichten,  von  denen  einstweilen  anzunehmen 
ist,  daß  sie  nur  für  die  Handelshochschule  in  Köln  Geltung  beanspruchen  können, 
zur  Diskussion  zu  stellen. 


258  Bruno  Kuske: 

herigen  Hauptleistungen  sich  namentlich  auf  diese  Zeit  beziehen. 
Teilweise  ist  auch  die  Fragestellung  und  sind  die  Motive,  von 
denen  aus  die  Historiker  an  die  Wirtschaft  herangetreten  sind, 
nicht  frei  von  einer  gewissen  Einseitigkeit,  und  sie  werden  stark  be- 
stimmt von  einigen  wichtigen  verfassungsgeschichtlichen  Problemen, 
die  zur  Beachtung  auch  der  wirtschaftlichen  Tatsachen  zwangen: 
namentlich  von  den  Fragen  nach  der  Entstehung  der  Gemeinde- 
und  der  Stadtverfassung,  der  Städte  überhaupt  und  der  Zünfte. 
Die  Beschäftigung  mit  der  Entstehung  der  ständischen  Gliederung 
und  der  Landeshoheit  hat  bedeutende  Arbeiten  auf  agrargeschicht- 
lichem  Gebiete  angeregt.  Es  ist  daraus  überhaupt  verständlich, 
daß  sich  für  manchen  Historiker  noch  heute  das  wirtschaftsge- 
schichtliche Interesse  in  den  Fragen  der  Wirtschaftsverfassung 
und  zwar,  wie  gesagt,  des  Mittelalters  erschöpft.  Der  Umstand, 
daß  von  ihnen  Verfassungstatsachen  in  den  Vordergrund  ge- 
schoben werden,  verrät  zum  Teil  zugleich  einen  gewissen  Zu- 
sammenhang mit  einem  Zweige  der  Geschichtswissenschaft,  der 
sich  schon  seit  längerer  Zeit  verselbständigt  hat,  nämlich  der 
Rechtsgeschichte,  die  vorwiegend  in  den  Händen  der  Rechtswissen- 
schaft liegt  und  gelegentlich  sogar  in  Konflikten  mit  den  Fach- 
historikern betrieben  wurde.  Auch  die  Rechtsgeschichte  hat  sich 
ein  nicht  unwesentliches  Verdienst  um  die  Belebung  wirtschafts- 
historischer Untersuchungen  erworben,  und  zum  Teil  vermittelt 
sie  zugleich  einen  Uebergang  zu  den  Interessen,  von  denen  aus 
die  Nationalökonomen  an  die  Wirtschaft  früherer  Zeiten  heran- 
treten. 

Die  allgemeine  historische  Wissenschaft  hat  daneben  auch 
wirtschaftliche  Erscheinungen  zu  enthüllen  .  gesucht,  die  in  den 
Bereich  der  öffentlichen  Haushalte  und  des  Handels  gehören, 
dort  besonders  die  Finanzen  der  mittelalterlichen  Städte,  hier 
namentlich  die  Handelsbeziehungen  einzelner  Gebiete  zu  einander. 
Die  handelsgeschichtliche  Forschung  der  Historiker  hat  überhaupt 
gern  einen  Stich  ins  Geographische,  während  den  Juristen  mehr 
das  Handelsrecht,  den  Nationalökonomen  mehr  der  Betrieb  in- 
teressierte. Gelegentlich  stammen  aber  die  handelsgeschichtlichen 
Forschungen  der  Historiker  ebenfalls  aus  verfassungsgeschicht- 
lichen Wurzeln.  Das  ist  namentlich  bei  der  hansischen  Ge- 
schichtschreibung der  Fall,  die  von  der  Organisation  und  der 
Politik  des  großen  Städtebundes  ausging  und  allmählich  auch  in 
dessen  wirtschaftlichen  Untergrund  hinabgestiegen   ist. 
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Ferner  ist  für  die  wirtschaftsgeschichtliche  Forschung  der 
Historiker  vom  Fach  eigentümHcli,  daß  sie  meist  nicht  im  direk- 
ten Hinbhck  auf  das  moderne  Wirtschaftsleben  geschieht.  Ihnen 
sind  die  Untersuchungen  über  die  älteren  Zustände  meist  voll- 
ständig Selbstzweck,  und  ihre  Fragestellung  wird  weniger  durch  die 
Gesichtspunkte  beeinflußt,  von  denen  aus  man  die  Fülle  der  mo- 
dernen wirtschaftlichen  Erscheinungen  geordnet  betrachtet.  Sehr 
oft  kennt  der  Historiker  überhaupt  nichts  Genaueres  von  der  gegen- 
wärtigen Beschaffenheit  des  Wirtschaftszweiges,  der  ihn  in  der 
älteren  Zeit  fesselt.  Und  sein  besonderer  Standpunkt  ist  auch 
äußerlich  an  der  Darstellung  des  Stoffes  erkennbar,  bei  der  er 
gern  einer  chronologischen  Anordnung  den  Vorzug  vor  der 
systematischen  gibt,  während  der  Nationalökonom  im  Gegensatz 
hierzu  geneigt  ist,  an  der  Hand  des  Begriffssystems  seiner  Wis- 
senschaft die  historischen  Tatsachen  zu  durchwandern  und  es 
seiner  Bearbeitung  zugrunde  zu  legen.  Hierin  sind  überhaupt 
Nationalökonomen  und  Juristen  wiederum  in  ihrer  Stellung  zur 
Wirtschaftsgeschichte  miteinander  verwandt. 

Für  die  Nationalökonomen  ist  die  wirtschaftsgeschichtliche 
Forschung  in  der  Hauptsache  bisher  Hilfswissenschaft  gewesen, 
und  sie  wurde  bei  ihnen  in  hervorragender  Weise  besonders 
durch  die  historische  Schule  gefördert.  Die  Nationalökonomie 
geht  durchaus  von  ihrem  allgemeinen  Denken  über  die  Wirt- 
schaft an  die  Geschichte  heran.  Sei  sie  nun  theoretisch  oder  des- 
kriptiv, sie  sucht  in  der  Geschichte  entweder  Beispiele  und  allge- 
mein anwendbare  wirtschaftliche  Gesetze,  oder  sie  will  das  mo- 
derne Wirtschaftsleben  durch  sie  erklären  und  besser  verstehen. 
Das  ist  schließlich  so  weit  gegangen,  daß  ein  bedeutender  Teil 
der  nationalökonomischen  Forschung  sich  fast  ganz  auf  die  Ver- 
gangenheit warf  und  darauf  verzichtete,  am  weiteren  Ausbau  der 
Theorie  oder  an  der  Schilderung  moderner  Erscheinungen  in  rein 
beschreibender  Weise  mitzuwirken  und  hierin  produktiv  zu  sein. 
Erst  seit  einiger  Zeit  zeigen  sich  neuere  Strömungen,  die  nach 
beiden  Richtungen  andere  als  historische  Probleme  wieder  aus- 
schließlich in  den  Vordergrund  schieben. 

Die  nationalökonomische  wirtschaftsgeschichtliche  Forschung 
ist  ebenfalls  nicht  unberührt  geblieben  von  den  großen  jeweili- 
gen Hauptfragen  ihrer  Wissenschaft,  die  aber  hier  im  Gegensatze 
zu  denen  der  Geschichtswissenschaft  zugleich  Hauptfragen  des 
modernen    volkswirtschaftlichen    und    sozialen    Lebens  sind.     Na- 
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mentlich  die  gewerblichen  und  die  mit  diesen  zusammenhängen- 
den sozialen  Fragen,  insbesondere  die  Arbeiterfrage,  haben  den 
Gang  der  Untersuchung  beeinflußt  und  gewisse  wirtschaftshisto- 
rische Interessenkomplexe  auf  nationalökonomischer  Seite  ge- 
schaffen. Auch  die  großen  wirtschaftspolitischen  Probleme  haben 
in  ähnlicher  Richtung  gewirkt. 

Das  alles  äußerte  sich  dann  in  allgemeinen  und  besonderen 
Darstellungen  über  die  Entwicklung  der  Betriebssysteme  (zum 
Teil  auch  in  bestimmten  Gewerben),  über  das  Wesen  und  die 
Entstehung  des  Kapitalismus  und  über  sozialgeschichtliche  Er- 
scheinungen. Oftmals  wurde  dabei  und  zwar  namentlich  bei  den 
Untersuchungen  der  eigentlichen  historischen  Schule  das  Haupt- 
augenmerk auf  die  wirtschaftlich  abhängigen  Personen,  Fabrik- 
arbeiter und  Heimarbeiter,  gelegt.  Die  soziale  Frage  hat  auch 
wichtige  argrar-historische  Leistungen  in  der  nationalökonomischen 
Wissenschaft  hervorgerufen.  Aus  den  genannten  Anregungen 
heraus  entstanden  ferner  Untersuchungen  über  die  handelspoliti- 
schen Epochen  und  Einzelerscheinungen. 

Die  Nationalökonomen  haben  auch  mehr  noch  als  die  Hi- 
storiker die  Erkenntnis  der  finanzgeschichtlichen  Entwicklung  ge- 
fördert. 

Die  Aktualität  des  modernen  Wirtschaftslebens,  von  der 
sich  die  Nationalökonomie  stark  leiten  läßt,  hat  für  diese  auch 
die  Folge  gehabt,  daß  sie  sich  durchschnittlich  (trotz  mancher 
bedeutender  Leistungen  für  das  Mittelalter)  mehr  als  die  Ge- 
schichtswissenschaft mit  den  neueren  Zeiten  beschäftigte,  die  Her 
Gegenwart  näher  liegen. 

Die  unterrichtliche  Behandlung  der  Wirtschaftsgeschichte  an 
den  Hochschulen  entsprach  bisher  durchaus  ihrer  soeben  gekenn- 
zeichneten Stellung  zu  den  beiden  Mutterwissenschaften.  Ob  sie 
überhaupt  stattfindet,  das  hängt  ab  von  der  »Richtung«  der  an 
der  betreffenden  Hochschule  lehrenden  Historiker  und  National- 
ökonomen.  Fehlt  dem  Historiker  der  volkwirtschaftliche  und  dem 
Nationalökonomen  der  historische  Einschlag,  so  kann  es  sich  er- 
eignen, daß  die  Wirtschaftsgeschichte  überhaupt  keine  Berück- 
sichtigung findet.  Wird  sie  aber  doch  gelehrt,  so  ist  das  durch- 
aus abhängig  von  den  wissenschaftlichen  Neigungen  und  von  dem 
Ermessen  der  Dozenten,  und  tatsächlich  ergibt  ein  Einblick  in 
die  Vorlesungsverzeichnisse  der  deutschen  Universitäten,  daß  der 
Betrieb  der  Wirtschaftsgeschichte   sehr  bunt  ist.     Er  ist  bei  wei- 
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tem  nicht  so  straft'  organisiert  wie  der  der  anderen  und  älteren 
Lehrfäclier,  der  sich  in  wohlgeordneten  Haupt-  und  Nebenvor- 
lesunt^en  vollzieht,  in  die  sich  die  Dozenten  beruftings-  und  ver- 
abredungsgemäß teilen  oder  in  denen  sie  miteinander  abwechseln. 
Am  frühesten  wurde  hier  und  da  die  Handelsgeschichte  besonders 
gelesen,  und  in  neuerer  Zeit  ist  gelegentlich  ein  Ueberblick  über 
die  gesamte  Wirtschaftsgeschichte  hinzugekommen  ^). 

Das  Normale  aber  besteht  immer  noch  darin,  daß  sowohl  Hi- 
storiker wie  Nationalökonomen  bei  der  Behandlung  ihrer  eigenen 
Gebiete  das  Wirtschaftsgeschichlliche  streifen.  Der  Historiker  tut 
das  meist  bei  der  Darstellung  der  Kulturgeschichte  oder  in  der 
V^erfassungsgeschichte  bei  den  Erscheinungen,  deren  Erforschung 
ich  oben  als  besonders  anregend  auf  die  Berücksichtigung  der 
Wirtschaft  bezeichnete.  Bei  den  nationalökonomischen  Vorle- 
sungen ist  es  eine  altbekannte  Sitte  geworden,  daß  viele  Dozen- 
ten in  der  Vergangenheit  ausholen  und  mehr  oder  weniger  kurze 
einleitende  historische  Ueberblicke  über  die  Entwicklung  der 
zur  Besprechung  kommenden  Erscheinungen  geben.  Daß  bei 
diesem  Verfahren  auf  beiden  Seiten  eine  gründliche  Darstellung 
der  Wirtschaftsgeschichte  nicht  möglich  ist,  leuchtet  ein,  und 
die  wichtigen  Wirkungen,  die  ich  dem  wirtschaftshistorischen 
Unterricht  in  diesem  Aufsatze  zuschreiben  möchte,  können  sich 
kaum  entfalten. 

Besondere  wirtschaftshistorische  Lehrstühle  gibt  es,  von  ganz 
wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  überhaupt  nicht,  und  wenn  sie 
vereinzelt  an  Universitäten  im  Nebenamte  bestehen,  so  wer- 
den sie  meist  von  Dozenten  der  typisch-historischen  Art  ver- 
waltet, die  vorwiegend  gelehrte  Zwecke  mit  dem  neuen  Fach 
verfolgen. 

Seit  einem  reichlichen  Jahrzehnt  haben  sich  nun  bei  uns 
eine  Reihe  von  Handelshochschulen  entwickelt  mit  der  ausge- 
sprochenen Aufgabe,  den  Unternehmungen  des  modernen  Wirt- 
schaftslebens allgemein  durchgebildete  Kräfte  zuzuführen  und  die 
mühsame,  nur  mit  Zufälligkeiten  langsam  arbeitende  Schule  der 
privatwirtschaftlichen  Erfahrung    durch    ein  systematisches  Fach- 

i)  Es  ist  fraglich,  ob  die  Geschichte  der  Nationalökonomie,  die  ebenfalls  häufig 
behandelt  wird,  der  Wirtschaftsgeschichte  zuzurechnen  ist.  Soweit  sie  »Männer«- 
geschichte  ist,  als  die  sie  meist  zur  Darstellung  gelangt,  ist  sie  wohl  mehr  zur 
Nationalökonomie  zu  zählen.  Anders  ist  es  mit  der  Geschichte  der  wirtschaft- 
lichen Anschauungen,  bei  der  man  auf  systematischer  Grundlage  die  Entwicklung 
der  Begriffe   verfolgt. 
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Studium  zu  ersetzen.  Diese  neue  Art  von  Hochschulen  ist  um 
so  notwendiger,  als  die  Organisation  der  einzelnen  Wirtschafts- 
und Geschäftszweige  sich  unter  dem  Drucke  des  freien  Wettbe- 
werbs nach  möglichst  straffen  ökonomischen  Prinzipien  entwickelt 
und  sich  daher  außerordentlich  differenziert  hat,  so  daß  der  einzelne 
unmöglich  mehr  auf  rein  empirischem  Wege  zu  einem  Ueberblick 
darüber  zu  gelangen  vermag,  ganz  ähnlich,  wie  sich  seiner  Zeit 
der  gleiche  Vorgang  in  der  Technik  der  toten  Stoffes  anbahnte 
und  zur  Krrichtung  von  technischen  Hochschulen  nötigte. 

Die  Handelshochschule  will  dementsprechend  späteren  Un- 
ternehmern oder  Persönlichkeiten  in  leitenden  Stellungen  einen 
allgemeinen  Ueberblick  über  die  Möglichkeiten  und  Aufgaben  im 
Wirtschaftsleben  bieten  und  zwar  nach  der  volks-  und  privatwirt- 
schaftlichen Seite  zugleich. 

Die  wichtigsten  Lehrfächer,  die  sie  hierzu  benützt,  sind  bis- 
her gewesen :  Privatwirtschaftslehre,  die  man  bisher  auch  als 
Handelstechnik  bezeichnete  ^),  Volkswirtschaftslehre  und  Rechts- 
wissenschaft, sowie  für  bestimmte  Seiten  der  wirtschaftlichen 
Tätigkeit  Versicherungs-  und  Genossenschaftswesen,  Geographie, 
Warenkunde  und  fremde  Sprachen.  Daneben  fand  schließlich 
auch  in  beschränktem  Umfange  die  Wirtschaftsgeschichte  Ein- 
gang, die  von  den  Nationalökonomen,  welche  bei  der  Organi- 
sierung der  neuen  Hochschulen  eine  hervorragende  und  nicht 
wenig  ausschlaggebende  Stellung  einnahmen,  als  Unterstützungs- 
und Ergänzungswissenschaft  zu  der  ihrigen  betrachtet  wurde  und 
meist  noch  betrachtet  wird  und  die  sie  größtenteils  auch  selbst 
nebenamtlich  mit  betreiben. 

Die  dem  entsprechenden  Vorlesungen  beruhen  auf  den  ver- 
schiedenen oben  bereits  erörterten  Gesichtspunkten.  Man  sucht 
dem  Charakter  der  Handelshochschule  mit  Vorlesungen  über 
Handelsgeschichte  genug  zu  tun,  von  der  man  mitunter  die  Ko- 
lonialgeschichte isoliert.  Man  kommt  dem  Sinne  und  den  Be- 
dürfnissen der  Hörer  für  das  Moderne  im  Wirtschaftsleben  mit 
Ueberblicken  über  die  deutsche  Volkswirtschaft  im  19.  Jahrhun- 
dert entgegen  oder  behandelt  mit  sehr  breiten  Pinselstrichen  die 


i)  An  der  Kölner  Hochschule  hat  man  die  neuere  Bezeichnung  auch  amtlich 
an  die  Stelle  der  älteren  gesetzt.  Man  ging  dabei  von  der  Annahme  aus,  daß  die 
Benennung  Handelstechnik  einseitig  sei  und  bei  weitem  nicht  das  ganze  dieser  Dis- 
ziplin umfaßt,  die  sich  ja  z.  B.  auch  mit  der  Organisation  von  Industrie-  und  Ver- 
kehrsbetrieben bis  hin  zu  den  Grenzen  der  stofflichen  Technik  befaßt. 
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deutsche  Wirtschaftsgeschichte  überhaupt  in  einer  einzigen  Vor- 
lesung, Gelegentlich  bietet  man  Ausschnitte  aus  früheren  Jahr- 
hunderten. Auch  die  Entwicklung  der  ökonomischen  Theorien 
findet  hier  und  da  Berücksichtigung.  Der  Zug  ins  Spe- 
zielle, der  sich  vielleicht  an  die  Behandlung  volkswirtschaftlicher 
Einzelerscheinungen,  wie  Kapitalismus  oder  Großindustrie  knüpft, 
ist  eine  seltene  Ausnahme.  Im  ganzen  herrscht  an  der  überwie- 
genden Mehrheit  der  Handelshochschulen  eine  Darstellung  der 
Wirtschaftsgeschichte  im  Ueberblick  vor,  die  den  nationalöko- 
nomischen Unterricht  in  der  oben  ausgeführten  Weise  ergänzen 
und  zum  Teil  die  Hörer  nur  allgemein   bilden  möchte. 

Selbständig  hat  sich  das  Fach  vorläufig  nur  in  Köln  ent- 
wickelt, wo  die  Stadt  als  Unternehmerin  der  Hochschule  seit  Be- 
ginn des  Sommersemesters  191 2  eine  besondere  Dozentur  dafür 
geschaffen  hat  und  wo  auch  bereits  eine  Reihe  von  besonderen 
fakultativen  Prüfungen  darin  abgehalten  wurde. 

Und  tatsächlich  gehen  auch  die  Aufgaben  des  wirtschafts- 
historischen Unterrichts  bedeutend  über  das  hinaus,  was  ihm  bis- 
her im  Rahmen  des  allgemeinhistorischen  und  des  nationalöko- 
nomischen Studiums  zugewiesen  wurde,  wo  die  wissenschaftliche 
Erkenntnis  Selbstzweck  ist  oder  nur  das  bessere  Verständnis 
wissenschaftlicher  Gegenwartserscheinungen  angestrebt  wird. 

Es  ergibt  sich  nach  den  bisherigen  Erfahrungen,  die  damit 
gewonnen  wurden,  zunächst  in  stofflicher  Hinsicht,  daß  dieser 
Unterricht  nicht  nur  das  allgemeine  volkswirtschaftliche  Wissen 
bereichern  hilft,  sondern  daß  er  namentlich  auch  die  Privatwirt- 
schaftslehre in  der  Verfolgung  ihrer  praktischen  Ziele  in  hervor- 
ragender Weise  ergänzt.  Er  ist  geeignet,  praktische  Erfahrungen 
und  neue  Einsichten  für  wirtschaftliches  Han- 
deln zu  übermitteln  und  besonders  auch  auf  den  W  i  1 1  e  n  zu 
wirken.  Gerade  daher  ist  er  vor  allem  für  die  Handelshochschulen 
wichtig,  die  mehr  als  die  Universitäten  unmittelbar  für  die  Betäti- 
gung im  W^irtschaftsleben  erziehen  wollen.  Er  ist  in  seinen  Wir- 
kungen etwa  vergleichbar  dem  Unterricht  in  Kriegsgeschichte  an 
Kriegsschulen  oder  dem  der  Kunstgeschichte  an  Kunstakademien. 
Diese  Aufgaben  kann  die  Wirtschaftsgeschichte  aber  nur  lösen, 
wenn  sie  selbständig  und  nach  allen  Seiten  hin  für  sich  organi- 
siert wird  und  ebenbürtig  neben  den  bisherigen  akademischen 
Lehrfächern  dasteht. 

Die  Eigenart  der  Handelshochschule  fordert  den  Betrieb  des 
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Faches,  wie  er  an  den  übrigen  Hochschulen  bisher  nicht  übhch 
und  nicht  nötig  war,  oder  wenigstens  bisher  als  nicht  erforderhch 
angesehen  wurde. 

Zunächst  muß  die  Wirtschaftsgeschichte  an  Handelshoch- 
schulen weniger  im  Ueberblick,  als  vielmehr  ausführlich  behandelt 
werden.  Sie  ist  in  einer  ganzen  Reihe  von  Vorlesungen  über 
besondere  Gebiete  und  nach  besonderen  Gesichtspunkten,  —  na- 
tionalökonomischen und  geographischen,  nach  Längs-  und  Quer- 
schnitten, —  die  abwechselnd  oder  zugleich  zur  Anwendung 
kommen,  darzustellen.  Dabei  ist  das  Schwergev;icht  auf  die  Zeiten 
zu  legen,  die  der  unsrigen  unmittelbar  vorausgehen  und  in  denen 
bereits  nach  ähnlichen  Grundsätzen  und  unter  ähnlichen  Um- 
ständen gewirtschaftet  wurde  wie  in  der  Gegenwart;  denn  es 
handelt  sich  ja  darum,  mit  Hilfe  des  Stoffes  den  Willen  moderner 
Menschen  zu  beeinflussen  und  ihnen  das  Gefühl  von  dem  per- 
sönlichen Werte  des  historischen  Geschehens  zu  geben.  Es  ist 
also  besonders  ausführlich  das  19.  Jahrhundert  zu  behandeln  und 
zwar  die  einzelnen  Stoffe  darin  meist  so,  daß  die  Darstellung  in 
eine  Schilderung  ihres  modernsten  Zustandes  einmündet.  Das 
letztere  kann  selbstverständlich  nur  skizzenhaft  geschehen;  aber 
es  muß  dabei  dem  ausgesprochen  auf  die  Gegenwart  gerichteten 
Kausalbedürfnis  des  Handeshochschulstudenten  in  den  Haupttat- 
sachen Rechnung  getragen  werden.  Der  wirtschaftshistorische 
Unterricht  wechselt  hier  demnach  gelegentlich  in  den  der  be- 
schreibenden Nationalökonomie  hinüber,  und  der  ihn  betreibende 
Dozent  ist  genötigt,  sich  fortwährend  über  die  Lage  des  augen- 
blicklichen Wirtschafts-  und  Geschäftslebens  auf  dem  Laufenden 
zu  halten.  Er  muß,  weil  die  Literatur  naturgemäß  hinter  dem 
wirtschaftlichen  Fortschritt  herhinkt,  und  ihm  auch  nicht  den  Ge- 
fallen tun  kann,  sich  auf  der  ganzen  Linie  der  Erscheinungen 
gleichmäßig  zu  entwickeln,  sogar  mit  einer  eigenen  systematisch 
aufgebauten  Sammlung  von  Zeitungsausschnitten  arbeiten,  soweit 
ihm  nicht  eine  so  nützliche  Einrichtung,  wie  das  Archiv  für 
Volks-  und  Privatwirtschaft  an  der  Kölner  Hochschule,  zur  Ver- 
fügung steht. 

Die  ältere  Zeit  wird  teilweise  ebenfalls  von  den  Bedürfnissen 
und  Gesichtspunkten  dieses  neuzeitlichen  Unterrichts  aus  behan- 
delt und  nicht  nur  als  Gegenstand  eines  rein  objektiven  Wissens- 
bedürfnisses. Diese  letztere,  rein  akademische  Form  wird  aber 
durch    die    erstere,    ins    praktische    gehende,    dadurch    gefördert. 
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daß  diese    das  wirtschaftshistorische    Interesse    überhaupt   belebt. 

Die  Organisation  der  Vorlesungen  hat  wenigstens  vorläufig, 
solange  die  Handelshochschulen  nur  das  5-seniestrige  Studium 
haben  und  überhaupt  unter  einer  gewissen  Ueberbürdung  der 
Studierenden  in  den  einzelnen  Semestern  leiden,  so  zu  erfolgen, 
daß  zahlreiche  Themen  je  in  wenigen  Wochenstunden  behan- 
delt werden.  Erst  wenn  die  genanntem  Nachteile,  welche  aus  der 
Eigenart  der  Handelshochschulen  stammen,  die  verhältnismäßig 
vielseitig  sein  muß  und  die  Studierenden  gegenwärtig  nicht  zu 
lange  der  Praxis  entfremden  möchte,  behoben  sein  werden,  dürfte 
sich  auch  der  W'irtschaftshistorische  Unterricht  auf  große  3 — 5- 
stündige  Vorlesungen  erweitern  lassen. 

Die  Auswahl  des  Stoffes  kann,  wie  bereits  gesagt,  nach  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten  erfolgen.  Es  empfiehlt  sich  aber,  sie 
teilweise  in  Anlehnung  an  die  bisher  in  der  Nationalökonomie 
üblichen  systematischen  Einteilungen  vorzunehmen,  und  dies  schon 
deshalb,  weil  der  Betrieb  der  Wirtschaftsgeschichte  meist  eine 
gewisse  nationalökonomische  Vorbildung  voraussetzt  und  die  Stu- 
dierenden in  der  Volkswirtschaftslehre  mit  dem  nötigen  Begriffs- 
schatze ausgerüstet  werden,  den  sie  bei  der  Betrachtung  vieler 
wirtschaftlicher  Tatsachen  anzuwenden  pflegen.  Auch  die  spezielle 
Privatwirtschaftslehre  wird  neuerdings  aus  praktischen  Gründen 
nach  Einteilungen  gelehrt,  die  den  nationalökonomischen  ver- 
wandt sind  —  nach  Fabrik-,  Banken-,  Warenhandels-  und  Ver- 
kehrsbetrieben, so  daß  der  Wirtschaftsgeschichtsunterricht  auch 
hier  leicht  den  Systemvorstellungen   der  Hörer  entsprechen  kann. 

Die  Vorlesungen  werden  daher  getrennt  voneinander  Ge- 
werbe-, Handels-,  Geld-  und  Verkehrsgeschichte,  ferner  aber  auch 
Finanz-  und  Agrargeschichte  behandeln.  Dabei  ist  auch  die  ent- 
sprechende Wirtschaftspolitik  mit  zu  berücksichtigen.  In  den 
Vordergrund  ist  in  jedem  Falle  Deutschland  zu  rücken,  denn  die 
Mehrzahl  der  Studierenden  ist  bei  uns  für  die  Betätigung  im 
Rahmen  der  deutschen  Volkswirtschaft  auszubilden. 

Die  Behandlung  des  Auslandes  ist  natürlich  gerade  für  den 
Handelshochschulstudenten  ebenfalls  wichtig.  Man  wird  sich  hier- 
bei aber  naturgemäß  kürzer  fassen  und  sich  mit  der  Betonung 
und  Erklärung  des  Charakteristischen  begnügen  müssen.  Man 
wird  hier  auch  von  Stoff  zu  Stoff  andere  Gesichtspunkte  bei  der 
Auswahl  anzuwenden  haben.  So  ist  z.  B.  eine  abgesonderte  Dar- 
stellung der  Handelspolitik   der  Hauptstaaten  zu  empfehlen,  da  es 
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sich  hier  um  ein  für  den  vorHegenden  Zweck  sehr  wichtiges  Ge- 
biet handelt.  Die  Betrachtung  der  Geschichte  der  Wirtschafts- 
poUtik  ist  namenthch  auch  von  persönhcher  Bedeutung,  da  sie 
dem  Unternehmer  das  Verständnis  für  die  natürHchen  Grundlagen 
und  für  die  Relativität  dieser  Pohtik  von  Land  zu  Land  und  von 
Zeit  zu  Zeit  eröffnet. 

Um  hierfür  nur  in  ganz  großen  Zügen  ein  Beispiel  zu  geben : 
Die  Darstellung  der  Geschichte  der  neueren  Handelspolitik  zeige 
im  Zusammenhang  mit  der  in  erster  Linie  und  an  besonderer 
Stelle  zu  berück'sichtigenden  allgemeinen  Entwicklung  der  einzel- 
nen Wirtschaftszweige,  wie  deren  staatliche  Regelung  sich  den  in 
der  Volkswirtschaft  vorherrschenden  Bedürfnissen  und  Notwendig- 
keiten mehr  oder  weniger  rasch  und  gründlich  anzupassen  suchte 
und  einzelne  von  ihnen  bevorzugte.  Sie  förderte  im  Merkantil- 
zeitalter namentlich  die  Entwicklung  einer  modernen  Industrie, 
Sie  ging  dann  z.  B.  in  Deutschland  während  der  sog.  freihänd- 
lerischen Aera  dazu  über,  vorwiegend  den  Interessen  der  Land- 
wirtschaft und  des  Außenhandels  zu  entsprechen.  Zum  Teil  ent- 
sprach das  auch  den  Wünschen  einer  Fertigindustrie,  die  an  freien 
Auslandsmärkten  und  niedrigen  Rohstoffzöllen  mehr  interessiert 
war  als  an  einheimischen  Fabrikatschutzzöllen.  Die  Handels- 
politik paßte  sich  dann  den  Bedürfnissen  einer  sich  neu  bilden- 
den und  das  bisherige,  Fabrikate  erzeugende  Industriesystem 
mehr  und  mehr  nach  unten  hin  ergänzenden  »schweren«  Industrie 
an,  sowie  weiter  der  sich  infolge  der  ausländischen  Konkurrenz 
ins  Schutzzöllnerische  wendenden  Landwirtschaft.  Sie  versuchet  es 
mit  der  »Harmonie  der  Interessen«.  Es  kann  weiter  dabei  unter- 
sucht werden,  wie  weit  neben  dieser  Berücksichtigung  der  Produ- 
zenten und  des  Handels  etwa  in  der  Geschichte  der  Handels- 
politik eine  solche  der  Konsumenten  stattfand  und  auf  welchen 
Voraussetzungen  sie  sich  aufbaute.  Das  alles  wird  begleitet  von 
der  Untersuchung  der  handelspolitischen  Anschauungen  im  Volke 
und  der  aus  ihnen  heraus  sich  bildenden  Interessenverbände. 

Es  ist  also  kühl  und  objektiv  das  Wechselspiel  der  Interessen 
in  der  Politik  zu  demonstrieren,  und  es  ist  hiermit  nicht  gemeint, 
daß  der  wirtschaftsgeschichtliche  Unterricht  an  der  Handelshoch- 
schule politiscii  tendenziös  sein  darf.  Kv  ist  vielmehr  trotz  der 
hier  geforderten  besonderen  Wirkungen  genau  so  streng  wissen- 
schaftlich zu  betreiben,  wie  der  in  jeder  anderen  Disziplin  an 
jeder   anderen  Hochschule.     P>    soll  den  Studierenden    in    politi- 
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scher  Hinsicht  nur  wissenschaftliches  Material  zu  eigener  selb- 
ständiger Verarbeitung  und  Ausdeutung  je  nach  ihrer  Individualität 
liefern;  denn  die  Bildung  politischer  Anschauungen  ist  ja  nicht 
nur  bedingt  durch  wissenschaftliche  Einsicht,  sondern  sie  hängt 
auch  ab  von  sozialer  Herkunft,  vom  Temperament,  von  Erfah- 
rungen, von  ideellen  Sympathien  und  nicht  zuletzt  von  mate- 
riellen Interessen.  Der  Dozent  der  Wirtschaftsgeschichte  hat 
seine  eigene  politische  Persönlichkeit  durchaus  dem  Gesetz  der 
Objektivität  unterzuordnen  und  sein  politisches  Selbst  möglichst 
auszulöschen.  Er  muß,  wie  allenthalben  der  akademische  Leh- 
rer, eine  Trennung  zwischen  seiner  außerberuflichen  Haltung  als 
Staatsbürger  und  seiner  beruflichen  Aufgabe  vornehmen,  soweit 
er  das  vermag.  Ich  sage  ausdrücklich,  »soweit  er  vermag« ; 
denn  ein  aus  den  Tiefen  der  Persönlichkeit  emporsteigendes  Wir- 
ken kann  ja  nie  frei  bleiben  von  einem  gewissen  tendenziösen 
Schimmer,  der  sich  z.  B.  bei  manchen  Nationalökonomen  auf  un- 
seren Universitäten  gelegentlich  steigert  bis  zum  vollen  Glänze 
einer  freihändlerischen  oder  einer  hochschutzzöllnerischen  Lehr- 
meinung, die  oft  genug  von  den  Hörern  ins  Parteipolitische  über- 
setzt werden  und  auf  ihre  Stellungnahme  nicht  ohne  Einfluß  blei- 
ben mag.  Hier  spielt  ja  im  Grunde  auch  stark  mit  die  persön- 
lich schwerwiegende  Tatsache,  wie  weit  der  gelehrte  Vertreter 
einer  Wissenschaft  mit  seiner  schöpferischen  Tätigkeit  gewisser- 
maßen Klassizität  erstrebt  oder  seine  Aufgabe  darin  sieht,  sich 
in  den  Dienst  von  bestimmten  großen  Richtungen  in  seiner  Zeit 
zu  stellen,  wobei  es  ihm  dann  gleichgültig  ist,  ob  ihn  spätere 
Strömungen  in  seinen  Anschauungen  für  die  Praxis  womöglich 
als  überlebt  und  abgetan  ansehen. 

Ich  will  mit  dem  allen  aber  nur  sagen,  daß  die  Gefahren 
einer  tendenziösen  Ausdehnung  des  wirtschaftshistorischen  Unter- 
richts bei  der  hier  geforderten  Art,  die  auf  den  Willen  wirken 
soll,  in  politischer  Richtung  durchaus  nicht  größer  sind  als  auf 
verwandten  älteren  Gebieten. 

Bei  der  Behandlung  der  einzelnen  Wirtschaftszweige  ist,  na- 
türlich unter  Berücksichtigung  der  hervorragendsten  und  für  die 
Wirtschaft  einschneidendsten  Wandlungen  der  Technik,  ein  beson- 
derer Nachdruck  auf  die  Typen  der  Unternehmungen  zu  legen, 
wie  sie  sich  namentlich  seit  dem  19.  Jahrhundert  entwickelt  ha- 
ben. Daher  kann  man  soweit  gehen,  daß  man  bedeutende  Einzel- 
unternehmungen aus  den  verschiedenen  Industrien,  aus  dem  Berg- 
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bau,  dem  Verkehr  oder  dem  Bankwesen  herausgreift,  im  beson- 
deren schildert  und  die  Motive  ihrer  Entwicklung  in  Fehlern  und 
Vorzügen  charakterisiert  ^). 

Nicht  unwichtig  sind  hierbei  auch  Vorlesungen,  die  sich  die 
Wirtschaftsgeschichte  einzelner  deutscher  Landschaften  zum  Gegen- 
stand machen.  Es  wird  dabei  zunächst  das  Gebiet  zu  bevorzugen 
sein,  in  dem  die  Hochschule  liegt,  und  aus  dem  ja  gewöhnlich 
die  verhältnismäßige  Mehrheit  der  Studierenden  zu  stammen 
pflegt.  Diese  bringen  hierfür  sehr  viel  eigene  Anschauungen  mit 
und  sind  schon  aus  ihrem  Heimatsgefühl  heraus  für  den  Stofif 
sehr  interessiert,  so  daß  dieser  um  so  mehr  in  dem  beabsichtigten 
Sinne  zu  wirken  vermag.  In  dieser  Beziehung  befinden  sich  Do- 
zenten an  Hochschulen,  die  in  einer  sehr  entwickelten  und  viel- 
seitigen Wirtschaftsprovinz  liegen,  in  einer  besonders  günstigen 
Lage. 

Besonders  wichtig  für  den  Kaufmann  sowohl,  wie  für  den 
Industriellen  ist  die  Behandlung  der  Geschichte  der  Weltwirt- 
schaft, von  dem  allmählichen  Hineinwachsen  der  Produktion  und 
des  Verkehrs  eines  Landes  in  den  Weltmarkt  und  den  Welt- 
verkehr, von  der  Verflechtung  aller  Länder  der  Erde  zu  einem 
großen  Organismus  des  Güter-  und  Menschenaustausches  und 
die  Bloßlegung  der  Hauptfaktoren,  die  diese  Entwicklung  be- 
stimmen. Hier  handelt  es  sich  oftmals  um  geschichtliche  Vor- 
gänge, die  äußerst  instruktiv  für  den  Unternehmer  sind,  soweit  er 
Beziehungen  zum  Ausland  unterhält,  denn  grofie  und  reich  be- 
völkerte Länder  sind  vorläufig  noch  unvollkommen  an  die  Welt- 
wirtschaft angeschlossen,  und  wenn  dies  endlich  geschieht,  wieder- 
holen sich  die  Entwicklungserscheinungen  der  Vergangenheit,  auf 
die  sich  der  bewanderte  Unternehmer  rascher  einzustellen  ver- 
mag. Um  nur  eines  von  zahlreichen  Beispielen  zu  erwähnen:  Es 
ist  eine  Erfahrung  der  weltwirtschaftlichen  Geschichte,  daß  halb- 
oder  anderszivilisierte  Völker  von  dem  Augenblick  an,  da  sich 
ihre  Staaten  den  Europäern  öffnen,  sich  auch  mehr  dem  europäi- 

i)  Dem  kommt  der  immer  häufiger  werdende  Brauch  unserer  großen  Unter- 
nehmungen sehr  angenehm  entgegen,  bei  bestimmten  Gelegenheiten  Fest-  und  Denk- 
schriften zu  veröffentlichen.  Es  ist  dabei  allerdings  von  wissenschaftlichem  Stand- 
punkte aus  gesehen  oftmals  bedauerlich,  daß  sich  die  Werke  ihrer  früheren  p-ehler 
schämen  und  sich  bemühen,  ihre  Entwicklung  in  rosigem  Lichte  und  als  einen 
fortgesetzten  glänzenden  Aufstieg  erscheinen  zu  lassen.  Mindestens  pflegen  sie 
auch  über  Unebenheiten,  die  sich,  wie  z.  B.  die  Reduktion  des  Aktienkapitals, 
schwer  verschweigen  lassen,  gar  zu  rasch  und  allzu  sanft  hinwegzugleitenl 
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sehen  Bedarf  erschließen,  daß  die  modernen  Elemente  bei  ihnen 
sich  z.  B.  europäischen  Kleidern  und  Möbeln  zuwenden.  Das 
war  beinahe  zur  gleichen  Zeit  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
in  der  Türkei,  Aegypten,  Persien  und  Japan  der  Fall.  Auf  die 
entsprechenden  europäischen  Industrie-  und  Handelszweige  übten 
diese  Vorgänge  sehr  belebende  Wirkungen  aus  und  nicht  zuletzt 
auch  auf  die  deutschen.  Ihre  Vertreter  haben  aus  solchen  Er- 
fahrungen heraus  alle  Ursache,  z.  B.  die  augenblickliche  Lage  in 
China  aufmerksam  zu  verfolgen  und  sich  für  einen  dort  rasch  ein- 
setzenden Bedarf  zu  rüsten.  Man  kann  mit  einiger  Sicherheit 
prophezeien,  daß  sich  in  den  nächsten  Jahren  der  Export  an 
europäischen  Zeugen  und  Konfektionswaren  dorthin  sehr  beleben 
wird. 

Die  Geschichte  lehrt  ferner,  daß  die  zunehmende  Produktion 
für  den  Weltmarkt  in  den  überseeischen  Ländern  Reichtum  und 
damit  höhere  materielle  Kultur  schafft,  und  daß  sich  dort  selbst 
bei  den  Europäern  ein  verfeinerter  Bedarf  bildet.  Es  war  z.  B. 
für  die  deutsche  Textil-  und  Lederindustrie  sehr  bedeutungsvoll, 
daß  die  mittel-  und  südamerikanischen  Nationen  seit  den  50  er 
und  60  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  zum  Gehrock  und  Frack 
und  zum  Lackstiefel  übergingen.  Ein  Beweis,  wie  aufmerksairi 
unsere  Kaufleute  und  auch  unsere  Konsuln  jede  Veränderung  in 
den  Lebensgewohnheiten  fremder  Länder  zu    beobachten    haben. 

Es  zieht  sich  überhaupt  durch  die  Quellen  zur  Geschichte 
unseres  Exportes  ständig  die  Mahnung  zur  geschäftlichen  An- 
passung an  fremden  Bedarf,  begleitet  von  vielen  eindringlichen 
Fehlerbeispielen,  und  der  gesamte  Verlauf  der  Entstehung  der 
Weltwirtschaft  gibt  dem  modernen  Unternehmer  noch  zahlreiche 
ähnliche  wichtige  Lehren. 

Zu  wünschen  ist  hierzu,  daß  der  Ausbau  der  Weltwirtschafts- 
lehre an  der  Handelshochschule  noch  mehr  durch  eine  systema- 
tische Behandlung  der  modernen  Zustände  ergänzt  wird  und  daß 
man  ferner  den  historischen  Unterricht  in  dieser  Beziehung  durch 
Vorlesungen  über  die  politische  Weltgeschichte  des  19.  Jahrhun- 
derts und  zwar  namentlich  auch  der  außereuropäischen  Erdteile 
vertieft.  Beides  würde  natürlich  Aufgabe  der  Nationalökonomen 
bez.  der  Fachhistoriker  sein.  Ferner  wäre  es  sehr  zu  begrüßen,  wenn 
hierzu  ein  besonderer  Unterricht  über  den  Geschmack  und  den 
Bedarf  der  Völker  treten  würde.  Das  müßte  entweder  durch  Ver- 
treter der  Kunstwissenschaften   oder  der  Ethnographie  geschehen. 
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Es  erscheint  mir  allerdings  sehr  fraglich,  ob  diese  Wissenschaften 
hierfür  schon  weit  genug  entwickelt  sind.  Die  erstgenannte 
hat  sich  bisher  vorwiegend  mit  P2uropa  und  dem  Mittelmeergebiet 
befaßt  und  hier  wieder  namentlich  mit  der  Kunst  der  Vergangen- 
heit. Erst  neuerdings  beginnt  von  ihr  aus  das  Interesse  für  japa- 
nische und  chinesische  Kunst  in  weitere  Kreise  zu  dringen  ^),  und 
sie  könnte  vielleicht  an  diesen  Umstand  anknüpfen.  Die  Ethno- 
graphie bevorzugte  die  Naturvölker,  die  als  Träger  eines  großen 
Güterbedarfs  weniger  in  Betracht  kommen.  Sie  hat  sich  kaum 
mit  den  materiellen  Gütern  der  höherstehenden  Völker  beschäf- 
tigt und  namentlich  nicht  mit  der  Eigenart,  welche  die  Massen- 
güter des  Alltags  in  den  einzelnen  Ländern  haben.  Diese  Dinge 
sind  in  Deutschland  eigentlich  bisher  nur  dem  exportierenden 
Fabrikanten  bekannt  geworden  ^)  oder  wurden  in  Exportmuster- 
lagern betrieben. 

Unmittelbar  auf  den  Willen  und  auf  die  Entwicklung  der 
ganzen  Persönlichkeit  kann  die  Wirtschaftsgeschichte  aber  wirken 
mit  der  Betrachtung  des  Lebensganges  bedeutender  Unternehmer. 
Hierbei  wird  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Vergangenheit 
nicht  nur  vom  Gesichtspunkte  der  Persönlichkeit  aus  neu  und 
interessant  zusammengefaßt,  sondern  es  werden  die  persön- 
lichen Faktoren  darin  betont.  Es  sind  die  seelischen  Kräfte  bloß- 
zulegen, auf  die  es  bei  einer  erfolgreichen  Unternehmertätigkeit 
ankommt.  Es  ist  die  Logik  zu  zeigen,  von  der  die  geschäftlichen 
Maßnahmen  der  verschiedenen  Unternehmertypen  bestimmt  wer- 
den, und  wie  eine  Tat  bei  ihnen  aus  der  andern  entspringt,  — 
welche  persönlichen  Verhältnisse  und  Eigenschaften  bis  hin  zur 
äußeren  Form  des  Auftretens  den  Männern  ihre  Erfolge  brach- 
ten, die  hervorragend  schöpferisch  im  Wirtschaftsleben  gewesen 
sind  ^).     Auf  der  andern  Seite  aber  sind  auch  die  sachlichen  und 


i)  In  Köln  wird  in  den  nächsten  Monaten  ein  großes  besonderes  Museum  für 
ostasiatische  Kunst  eröffnet  werden.  —  Wir  haben  selbst  für  Deutschland  noch  keine 
Untersuchungen,  z.  B.  über  die  Abweichungen  in  den  Formen  der  verschiedenen 
modernen  Hausgeräte  in  den  einzelnen  Landschaften,  über  Erscheinungen,  auf  die 
jeder  schon  aufmerksam  gemacht  wird,  der  einmal  in  anderen  Städten  ein  Gast- 
hauszimmer benützt! 

2)  Im  Germanischen  Museum  zu  Nürnberg  befinden  sich  allerdings  einige  An- 
fänge   hierfür.     Diese    haben    aber    einen    mehr    »volkskundlichen«   Charakter. 

3)  Es  ist  daher  auch  vom  Standpunkt  des  akademischen  wirtschaftshistorischen 
Unterrichts  aus  zu  begrüßen,  daß  neuerdings  der  Erforschung  der  Unternehmer- 
persönlichkeiten größere  Aufmerksamkeit  als  bisher  geschenkt  wird.     Die  rheinische 
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sozialeil  Mächte  zu  erörtern,  die  der  Persönlichkeit  wiederum 
ihre  Schranken  auferlegen,  Mächte,  die  auch  in  den  sofort  noch 
zu  erwähnenden  Uebungen  über  die  Konjunkturen  erkannt  werden. 

Diese  Untersuchungen  über  Persönlichkeiten  gehören  bereits 
mit  in  den  Kreis  der  Vorlesungen  oder  Seminarübungen,  in  denen 
der  wirtschaftshistorische  Stoff  nach  Querschnitten  an  der  Hand 
von  Gesichtspunkten  behandelt  wird,  die  für  alle  Wirtschafts- 
zweige zugleich  gelten  und  wobei  die  ihnen  gemeinsamen  Er- 
scheinungen verfolgt  werden.  Man  kann  in  einer  Darstellung  der 
Entstehung  des  Kapitalismus  eine  einheitliche  Tendenz,  die  durch 
das  gesamte  Wirtschaftsleben  geht,  klarer  isolieren,  als  bei  der 
Behandlung  der  verschiedenen  Wirtschaftszweige  in  getrennten 
Vorlesungen.  Von  höherem  Werte  ist  es  jedoch,  wenn  man  die 
Studierenden  sich  einleben  läßt  namentlich  in  den  Verlauf  der 
Konjunkturen. 

Die  Konjunkturen  sind  natürlich  nicht  theoretisch  zu  be- 
trachten und  nicht  nur  in  ihren  Extremen,  sondern  sehr  ins  ein- 
zelne gehend  von  Jahr  zu  Jahr  an  der  Hand  von  historischen 
Tatsachen.  Das  geschieht  durch  Lektüre,  z.  B.  von  Handels- 
kammer- oder  Zeitungsberichten  ^)  aus  den  verschiedensten  Land- 
schaften. Es  handelt  sich  dabei  darum,  den  Studierenden  plastische 
Bilder  von  den  einzelnen  Geschäftsjahren  einzuprägen,  sie  erkennen 
zu  lassen,  wie  ein  Wirtschaftszweig  auf  den  andern  wirkt  und  wie 
sie  alle  in  ihrer  Weise  von  großen  allgemeinen  Faktoren  beein- 
flußt werden,  etwa  vom  Klima  und  Wetter  und  anderen  Natur- 
erscheinungen, von  Ernten,  von  politischen  Spannungen  und  der 
Kriegsgefahr,  vom  Kriege  selbst,  von  Revolutionen,  von  Epide- 
mien, von  der  Erschließung  neuer  Länder,  von  großen  Neuerungen 
im  Weltverkehr,  von  Erfindungen,  vom  Eintritt  neuer  Stoffe  in 
den  Kreis  der  materiellen  Güter,  von  der  Volksbildung,  vom  Ge- 
schmacke    und    der  Mode,    von    wirtschaftspolitischen    und    allen 

Gesellschaft  für  wissenschaftliche  Forschung  hat  sogar  gemeinsam  mit  dem  rheinisch- 
westfälischen Wirtschaftsarchiv  zu  Köln  die  planmäßige  Herausgabe  einer  rheinisch- 
westfälischen Unternehmerbiographie    in    die  Wege   geleitet. 

i)  Es  besagt  für  den  vorliegenden  Zweck  nicht  viel,  wenn  diese  Berichte  etwa 
von  den  Interessenten  »frisierte«  Tatsachen  bieten!  Im  objektiven  Sinne  sind  diese 
Gedankengänge  doch  wahr,  und  die  Behandlung  erstreckt  sich  ja  auf  zahlreiche 
Bezirke  zugleich,  die  im  Mosaik  doch  ungefähr  richtige  erschöpfende  Bilder  bieten, 
die  dem  vorliegenden  Zwecke  entsprechen.  Es  kommt  hier  auf  das  einzelne  lokale 
Ereignis  weniger  an  als  auf  die  Beibringung  aller  wirtschaftlichen  Möglichkeiten 
im  allgemeinen. 
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sonstigen  gesetzgeberischen  Maßnahmen  des  In-  und  Auslandes 
und  anderen  Tatsachen.  Dem  Studierenden  muß  bei  diesen 
Untersuchungen  gleichsam  ein  Gefühl  für  den  Gang  der  Wirt- 
schaftsentwicklung, ein  Konjunkturinstinkt  zuwachsen,  der  sein 
späteres  praktisches   Handeln  begleitet! 

Bei  dem  allen  wächst  die  Wirtschaftsgeschichte  weit  hinaus 
über  die  Grenzen,  die  ihr  bisher  entweder  in  der  Geschichts- 
wissenschaft oder  in  der  Nationalökonomie  zugewiesen  wurden, 
wo  sie  nur  mehr  eine  rein  akademische  oder  eine  illustrierende 
Stellung  einnahm.  Sie  wird  zu  einer  Wissenschaft,  die  sowohl 
die  Geschichte  der  Volkswirtschaft,  als  auch  der  Privatwirtschaft 
umfaßt.  Sie  ist  zugleich  teilweise  historische  Wirtschaftsgeogra- 
phie und  zieht  noch  zahlreiche  andere  Gebiete  der  Kulturentwick- 
lung in  ihren  Bereich.  Sie  ist  ein  direkt  universelles  Fach.  Und 
ihre  höhere  Bedeutung  für  die  Handelshochschule  liegt  ferner  noch 
darin,  daß  sie  auf  die  Entwicklung  der  Kaufleute  als  Menschen 
einwirkt. 

Die  Methode  des  wirtschaftshistorischen  Unterrichts  weicht 
wenig  von  den  sonst  in  den  Geisteswissenschaften  üblichen 
Formen  ab. 

Die  Vorlesung  liefert  in  fest  umrissenen  Grenzen  sachlich 
und  zeitlich  den  Stoff  in  der  oben  erörterten  Weise.  Im  Seminar, 
dem  ich  auch  für  dieses  Fach  einen  größeren  Wert  zuschreibe 
als  den  Vorlesungen,  werden  Untersuchungen  vorgenommen,  die 
sich  während  des  ganzen  Semesters  um  ein  bestimmtes  Thema 
gruppieren.  Die  Studierenden  werden  zu  einer  Arbeitsgenossen- 
schaft zusammengefaßt,  in  der  jeder  einen  Teil  des  Ganzen  über- 
nimmt. Jeder  bearbeitet  seine  Aufgabe  nach  Gesichtspunkten, 
die  in  den  ersten  Sitzungen  des  Semesters  gemeinsam  in  der 
Debatte  festgesetzt  wurden,  damit  die  Willkür  des  einzelnen  nicht 
den  beabsichtigten  Erfolg  der  ganzen  Uebung  verwässert.  So 
viel  wie  möglich  werden  die  Teilnehmer  zum  Studium  der 
Quellen  statt  einer  abgeleiteten  Literatur  veranlaßt.  Die  Lektüre 
von  Gesetzen,  internationalen  und  hier  namentlich  von  Handels- 
und Verkehrsverträgen,  Konsulats-  und  Handelskammerberichten, 
Zeitungsaufsätzen  und  anderen  Quellen  belebt  die  Arbeit  mehr 
als  die  von  Büchern,  selbst  wenn  diese  der  Studierende  bei  der 
Abfassung  seines  Referats  nach  den  vereinbarten  neuen  Gesichts- 
punkten umdisponieren  muß,  damit  er  davor  bewahrt  wird, 
mechanische  Auszüge   zu  liefern. 
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Der  Vortrag,  dessen  Zeit  möglichst  begrenzt  ist  ^),  dient  vor- 
wiegend zur  methodischen  Uebung  des  betreffenden  Studierenden 
selbst  und  dazu,  der  Sitzung  eine  Grundlage  für  den  weiteren 
Gedankenaustausch  zu  geben,  der  der  wichtigste  Teil  der  Uebung 
ist,  in  dem  alle  Teilnehmer  selbsttätig  werden  und  sich  durch 
intime  geistige  Verbindung  mit  dem  Dozenten  in  den  Stoff  ein- 
leben. Wenn  es  dabei  gelegentlich  etwas  schulmäßig  hergeht, 
so  schadet  das  nichts.  Auch  an  den  Hochschulen  muß  man  sich 
immer  vergegenwärtigen,  daß  man  es  mit  Durchschnittsmenschen 
zu  tun  hat  und  nicht  allein  mit  einigen  Begabten,  denen  eine 
hier  und  da  gegebene  Anregung  für  ihre  erfolgreiche  Weiterent- 
wicklung genügt.  Es  ist  aber  nicht  immer  nötig,  daß  der  Dozent 
den  Gang  der  Handlung  streng  systematisch  gestaltet.  Er  kann 
ihn  auch,  wenn  der  Stoff  es  anregt,  mehr  künstlerisch  freier  leiten, 
schon  um  nicht  nur  den  systematischen,  sondern  auch  den  geistig 
ungebundenen  Veranlagungsformen  bei  seinen  Hörern  neben- 
einander gerecht  zu  werden. 

Außenstehende  mögen  nicht  etwa  meinen,  daß  der  Handels- 
hochschulstudent vielleicht  dort  versagt,  wo  der  Studierende  an 
einer  Universität  noch  folgen  kann.  Seine  Vorbildung  ist  in  vielen 
Fällen  die  gleiche,  da  zahlreiche  Abiturienten  von  9  klassigen 
Mittelschulen  auch  an  der  Handelshochschule  studieren.  Die 
Elemente,  die  nur  die  Einjährigenprüfung  bestanden  haben,  er- 
setzen sehr  häufig,  was  ihnen  an  Schulerziehung  fehlt,  durch  den 
Einfluß,  den  die  lebendige  Praxis  auf  sie  ausübte.  Viele  von 
ihnen  haben  sich  im  Ausland  und  über  See  herumgeschlagen  und 
sind  dort  genau  so  »reif«  geworden  wie  etwa  Gymnasialabitu- 
rienten, die  vom  Hauche  des  Lebens  wenig  berührt  wurden. 
Unterschiede  entstehen  hier  in  der  Hauptsache  nur  dadurch,  daß 
eben  vorläufig  noch  die  Studierenden  mit  höheren  Semesterzahlen 
seltener  sind  und  daß  der  Sinn  unserer  Hörer  stärker  auf  die 
praktische  Verwertung  des  Wissens  gerichtet  ist.  Aber  gerade 
in  dem  letztgenannten  Umstand  sehe  ich  durchaus  keinen  Nach- 
teil. Diese  Eigenart  wirkt  außerordentlich  belebend  auf  den 
Betrieb  der  Wirtschaftswissenschaften,  hat  ihm  ganz  neue  Impulse 
gegeben  und  erfrischt  die  Dozenten  obendrein  selbst  mit. 

Neben  diesen  Seminarübungen  geht  schließlich  die  Abfassung 


l)  Die  Zeitdauer  der  Sitzung  beträgt  wie  üblich,  zwei  Stunden,  von  denen  20, 
allerhöchstens  aber  30  Minuten  bei  Gefahr  der  Entziehung  des  Wortes  durch  den 
Vortrag  beansprucht  werden. 
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von  größeren  wissenschaftlichen  Arbeiten  her,  in  denen  entweder 
bereits  vorhandenes  Wissen  zu  kompiUeren  oder  nach  bisher  un- 
verwendeten  Ideen  zusamenzufassen  ist  oder  überhaupt  Neues 
geschaffen  wird.  Dieser  letzteren  Art  der  wissenschaftlichen  Be- 
tätigung unterwerfen  sich  jedoch  nur  die  in  dem  Fache  produktiv 
gerichteten  Studierenden,  deren  Zahl  infolge  der  ganzen  bisherigen 
Organisation  der  Handelshochschule  und  nach  der  jetzigen  Stel- 
lung der  Wirtschaftsgeschichte  in  ihrem  System  vorläufig  nur 
gering  sein  kann. 

Die  Handelshochschule  hat  bekanntlich  außer  der  Ausbildung 
von  Unternehmern  und  Betriebsleitern  noch  eine  zweite  Aufgabe. 
Sie  will  auch  den  Lehrern  an  den  kaufmännischen  Mittel-  und 
Fortbildungsschulen  die  nötige  wissenschaftliche  Ausstattung  geben 
und  damit  auf  die  Gestaltung  und  Hebung  des  gesamten  kaufmänni- 
schen Unterrichts  einwirken.  Es  handelt  sich  hier  also  um  eine 
indirekte  und  abgeleitete  Beeinflussung  des  praktischen  geschäft- 
lichen Handelns,   die    durch    die  Schulen    hindurch    geführt  wird. 

Es  ist  daher  selbstverständlich,  daß  das,  was  oben  über  die 
Bedeutung  der  Wirtschaftsgeschichte  an  Handelshochschulen  ge- 
sagt wurde,  zum  größten  Teile  auch  für  die  andern  kaufmänni- 
schen Unterrichtsanstalten  gilt.  Auch  auf  deren  Schüler  kann 
sich  der  Einfluß  des  Faches  erstrecken. 

Der  wirtschaftshistorische  Unterricht  ist  hier,  abgesehen  von 
wenigen  Ausnahmen,  bei  denen  obendrein  meist  nur  die  Handels- 
geschichte in  Betracht  kommt,  noch  wenig  verbreitet,  obwohl  er 
gewiß  von  gleichem  Werte  ist  wie  der  in  der  Wirtschaftsgeogra- 
phie, die  längst  an  vielen  Schulen  eingeführt  ist. 

Es  fehlt  auch  noch  an  der  geeigneten  Vorbildung  und  Er- 
fahrung zur  Erteilung  dieses  Unterrichts  und  an  den  literarischen 
Unterlagen  für  Auswahl  und  Behandlung  des  Stoffes.  Den  sonst 
so  emsigen  Federn  der  Pädagogen  standen  ja  hierzu  auch  noch 
keine  umfassenden  wissenschaftlichen  Darstellungen  für  den  gelehr- 
ten und  akademischen  Gebrauch  zur  Verfügung.  Ueberall  sind  die 
einzelnen  Gebiete  an  ihren  interessantesten  Stellen  nur  angebrochen, 
und  es  gibt  zahlreiche  Aufsätze  und  Werke  über  besondere  Er- 
scheinungen der  Wirtschaftsgeschichte.  Das  Ganze  ist,  wenn  wir 
etwa  vom  Mittelalter  und  vom  Welthandel  und  von  einigen  neben- 
hergehenden kurzen  Behandlungen  in  allgemeinhistorischen  und 
volkswirtschaftlichen  Werken  absehen ,  nie  für  sich  dargestellt 
worden. 
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Daher  sind  an  der  Handelshochschule  neben  den  oben  ge- 
nannten allgemein  gerichteten  Uebungen  noch  andere  nötig,  in 
denen  die  Erteilung  des  wirtschaftshistorisclien  Unterrichts  an 
den  Schulen  vorbereitet  wird  und  zwar  durch  umfassende  Ueber- 
blicke  über  die  komplizierte  Literatur  und  durch  Einführung  in 
diese,  sowie  durch  den  Aufbau  eines  für  diesen  Unterricht  ge- 
eigneten Systems,  etwa  so,  wie  bereits  für  die  Schulgeographie 
an  der  Kölner  Handelshochschule  und  gelegentlich  auch  an  Uni- 
versitäten parallele  Uebungen  abgehalten  werden. 

So  ergibt  sich  demnach  für  den  akademischen  Betrieb  der 
Wirtschaftsgeschichte  in  Seminaren  eine  Gabelung  entsprechend 
den  mittelbaren  und  unmittelbaren  Aufgaben  der  Handelshoch- 
schule. 

Die  eben  entwickelten  Ansichten  mögen  nun  vielleicht  man- 
chem von  denen,  die  das  heilige  Feuer  der  Wissenschaft  hüten, 
etwas  utilitaristisch  erscheinen.  Aber  dem  würde  ich  entgegen- 
halten, daß  die  Aufgabe  des  Hochschulunterrichts  nicht  allein  die 
Erweckung  eines  objektiven  wissenschaftlichen  Interesses  ist  und 
daß  der  Hochschullehrer  seine  Wissenschaft  nicht  unbeeinflußt 
von  den  Erfordernissen  des  Lebens  darbieten  soll.  In  fast  allen 
Disziplinen  sind  zusammen  Tausende  von  Menschen  durch  die 
Wissenschaft  für  irgend  eine  praktische  Betätigung  in  der  Ge- 
sellschaft zu  erziehen,  und  die  Aufgaben  aller  Hochschulen  sind 
hierin  einander  durchaus  wesensverwandt.  Knüpft  sich  doch 
auch  die  neue  lebhafte  Bewegung  für  pädagogische  Reformen  an 
Hochschulen  vor  allem  gerade  an  die  Frage  der  Erziehung  für 
das  Leben  an.  Die  neue,  durch  eine  ältere  Vergangenheit  weniger 
gebundene  Handelshochschule  hat  für  diese  Probleme  von  vorn- 
herein ein  besonders  scharfes  Auge  gehabt  und  hat  sich  mehr 
als  die  älteren  Hochschulen  von  Anfang  an  auf  ihrer  ganzen 
Linie  für  diese  jetzt  so  viel  erörterten  Aufgaben  einsetzen  können. 
Es  ist  daher  nur  naturgemäß,  daß  ihr  wirtschaftshistorischer  Unter- 
richt ebenfalls  diesem  Geiste  entsprechen  muß. 
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II.   MISZELLEN. 


Die  deutsche  Kammerpresse. 

Von 

Robert    Kootz. 

Verhältnismäßig  schwach  sind,  was  ihre  Anzahl  anbelangt,  die 
Blätter  der  drei  Kammerarten:  Handelskammern,  Handwerks-  und 
Gewerbekammern,  sowie  Landwirtschaftskammern  vertreten.  Während 
es  unter  den  verschiedenen  zentralen  Vereinen,  selbst  wenn  ihre  Mit- 
gliederzahl auch  nur  looo  erreicht,  nur  ganz  wenige  gibt,  die  kein 
Vereinsblatt  ihr  eigen  nennen,  haben  von  den  ungefähr  i6i  Handels- 
kammern des  Deutschen  Reiches  und  ihnen  gleichzuachtenden  Körper- 
schaften nicht  ganz  ein  Drittel  eigene  Blätter,  von  denen  annähernd 
ein  halbes  Dutzend  nur  in  einfachen  Sitzungsberichten  bestehen,  auf 
die  der  Ausdruck  ^Zeitschrift«  kaum  anzuwenden  ist;  bis  vor  wenigen 
Jahren  war  es  noch  ungünsiger,  indem  die  Zahl  der  eigenen  Kammer- 
blätter nur  34  betrug,  während  sich  diese  Zahl  in  den  letzten  Jahren, 
wie  die  weiterhin  folgende  Uebersicht  zeigt  —  ohne  die  einfachen 
Sitzungsberichte  — ,  auf  50  gesteigert  hat;  es  zeigt  sich  also  das  Be- 
streben,  neue  Blätter  zu  gründen. 

Hingegen  tritt  bei  den  Handwerks-  und  Gewerbekammern,  von 
denen  ohnehin  noch  nicht  die  Hälfte  der  72  Handwerkskammern  be- 
sondere Blätter  aufweisen  —  zurzeit  sind  es  29,  von  denen  aber  nur  19 
in  Selbstverlag,  und  nur  16  als  Organe  einer  einzelnen  Kammer  er- 
scheinen —  eine  gegenteilige  Erscheinung  zutage.  Es  haben  in  den 
letzten  Jahren  mehrere  Handwerkskammern  ihre  eigenen  Blätter  auf- 
gegeben und  die  Blätter  anderer  Kammern  oder  auch  gänzlich  außer- 
halb des  Handwerks  stehende  Blätter  zu  den  ihrigen  erklärt.  Es  ge- 
schah dies  u.  a.  in  Bremen,  wo  die  Handwerkskammer  im  Jahre  1908 
ihr  im  Jahre  19O3  gegründetes  Blatt  zugunsten  des  »Deutschen  Hand- 
werksblattes« eingehen  ließ.  Das  gleiche  geschah  im  selben  Jahre 
bei  der  Handwerkskammer  in  Frankfurt  a.  d.  O.,  die  mit  der  Hand- 
werkskammer  in   Berlin    zu   gemeinsamer   Herausgabe    eines   Kammer- 
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blattes  in  Verbindung  trat.  Die  Erfurter  Handwerkskammer  begnügte 
sich  bis  I.  Oktober  1909  mit  einer  Beilage  zum  dortigen  »Allgemeinen 
Anzeiger«,  wodurch  ihr  etwa  jährlich  400  Mk.  Kosten  entstanden.  Von 
genanntem  Zeitpunkte  ab  bestimmte  sie  die  von  der  Handwerkskammer 
in  Halle  a.  d.  S.  herausgegebene  »Mitteldeutsche  Handwerker-Zeitung« 
zu  ihrem  Kammerblatt,  wofür  sie  jährlich  i  Mk.  für  jedes  Stück  zahlt. 
Endlich  gab  mit  Ende  des  Jahres  191 1  die  Handwerkskammer  in 
Münster  ihr  seit  zehn  Jahren  bestehendes  und  monatlich  einmal  in  einer 
Auflage  von  etwa  1500  Stück  erscheinendes  Kammerblatt,  das  ihr 
jährlich  etwa  800  Mk.  Einnahmen. brachte  und  gegen  3400  Mk.  Aus- 
gaben verursachte,  auf,  und  bestimmte  die  am  Sitz  der  Kammer  täg- 
lich erscheinende  politische  Zeitung  »Der  Wcstfale«,  die  gleichzeitig 
Organ  des  Westfälischen  Bauernvereins  ist,  zum  Kammerblatt.  In  dem 
Jahresberichte  der  Kammer  wird  dieser  Entschluß  damit  begründet, 
daß  das  frühere  Kammerblatt  bei  seinem  monatlichen  Erscheinen  die 
Mitglieder  nur  unvollkommen  über  alle  Vorgänge  hätte  unterrichten 
können. 

Ob  dies  durch  die  politische  Zeitung,  soweit  technische  und  ge- 
werbliche Fragen  in  Betracht  kommen,  in  wirksamerer  Weise  ge- 
schehen kann,  ist  schwerlich  mit  ja  zu  beantworten.  Den  Mitgliedern 
des  genannten  Bauernvereins  dient  das  Blatt  nur  zur  Unterrichtung  in 
politischen  Fragen,  da  dieser  Verein  außerdem  noch  ein  eigenes  Fach- 
blatt, »Der  westfälische  Bauer«,  besitzt.  Andere  Handwerkskammern 
betonen  den  Wert  eines  eigenen  Kammerblattes.  Es  zeigt  sich  hier 
also  eine  sehr  verschiedene  Auffassung,  die  wohl  vielfach  von  außer- 
halb des  Handwerks  stehenden  Kreisen  genährt  wird. 

Bedeutend  günstiger  liegen  die  Verhältnisse  bei  den  Landwirt- 
schaftskammern und  den  ihnen  gleichzuachtenden  Einrichtungen,  in- 
dem von  den  etwa  38  derselben  32  eigene  Kammerblätter  haben. 
Dieses,  sowie  der  Umstand,  daß  von  den  zahlreichen  Bauernvereinen 
im  Deutschen  Reiche  nur  der  von  Elsaß-Lothringen  ohne  Vereins- 
zeitung ist,  beweist  zur  Genüge,  daß  bei  den  auf  dem  Lande  zerstreut 
wohnenden  Angehörigen  von  Organisationen  ein  Vereinsblatt  ein  viel 
dringenderes  Bedürfnis  ist,  als  in  der  Stadt,  wo  man  mehr  Gelegenheit 
zu  persönlichem  Gedankenaustausch  hat. 

Mehrere  Berichte  von  Landwirtschaftskammern  lassen  erkennen, 
daß  sich  die  wirtschaftliche  Lage  ihrer  Kammerblätter  in  den  letzten 
Jahren  gebessert  hat,  zum  Teil  durch  bessere  Ausgestaltung  des  An- 
zeigenteils und  Uebernahme  desselben  in  eigene  Verwaltung. 

Die  geringe  Zahl  derjenigen  Kammern,  welche  eigene  Blätter  be- 
sitzen, wird  häufig  auf  die  den  Kammern  zur  Verfügung  stehenden 
unzureichenden  Mittel  zurückgeführt,  —  ein  Vorwand,  der  schon  von 
anderer  Seite  dadurch  entkräftet  worden  ist,  daß  auch  größere 
Kammern   —   es  wird   dabei   besonders   auf  die  Handelskammern  hin- 
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gewiesen    —     mit    ausreichenden    Geldmitteln    von    der    Herausgabe 
eigener  Blätter  absehen. 

Soweit  eben  die  Tätigkeit  der  Kammer  selbst  in  Frage  kommt, 
mag  es  genügen,  die  Mitglieder  durch  Mitteilungen  in  der  Tagespresse 
zu  unterrichten;  wenn  jedoch  weittragendere  Fragen  für  Handel  und 
Gewerbe  in  Betracht  kommen,  die  Bekanntmachungen  der  Behörden 
über  Zoll-  und  andere  Maßregeln,  da  wird  ein  solches  Verfahren  nicht 
genügen.  Hier  bilden  die  Kammerorgane  gewissermaßen  eine 
Brücke  für  den  Verkehr  zwischen  Behörden  und  den  handel-  und  ge- 
werbetreibenden Kreisen.  Einzelne  der  bestehenden  Kammerblätter 
enthalten  vieles,  das  zu  wissen  für  die  Mitglieder  der  betreffenden 
Kammer  nützlich  ist;  es  gilt  dies  besonders  für  Handel  und  Gewerbe. 
Auf  die  Mithilfe  der  Tagespresse  wird  man  freilich  auch  bei  dem  Vor- 
handensein eines  eigenen  Blattes  nicht  ganz  verzichten  können.  Eines- 
teils ist  dies  schon  durch  das  nicht  allzuhäufige  Erscheinen  der  Kammer- 
blätter geboten,  andernteils  erfordern  es  auch  die  Interessen  sowohl 
des  Handels  und  Gewerbes  wie  der  Landwirtschaft,  daß  auch  die 
außerhalb  derselben  stehenden  Kreise  über  sie  unterrichtet  und  das 
Interesse  für  sie  geweckt  wird.  In  Oesterreich  benutzen  die  Handels- 
und Gewerbekammern  die  Tageszeitungen  vielfach  zu  Mitteilungen, 
ebenso  die  im  Deutschen  Reich,  in  der  Schweiz  geschieht  dies  nur 
selten. 

Ueber  die  Blätter  der  deutschen  Landwirtschaftskammern  war  bis- 
her eine  Zusammenstellung  nicht  vorhanden,  während  eine  solche  über 
die  Handelskammerblätter  im  Jahrbuch  der  deutschen  Handelskammern 
(1905)  und  in  der  Zeitschrift  des  Deutschen  Handelstages,  >Handel  und 
Gewerbe«,  über  die  Handwerkskammerblätter  aber  vom  Deutschen 
Handwerkskammertage  veröffentlicht  worden  ist. 

Eine  Verpflichtung  zur  Herausgabe  von  eigenen  Blättern  ist  für 
die  Kammern  nirgends  vorgesehen  ;  es  liegt  ihnen  nur  ob,  »durch  die 
öffentlichen  Blätter  oder  in  sonst  geeigneter  Weise  den  Handel-  und 
Gewerbetreibenden  ihres  Bezirks  fortlaufende  Mitteilungen  aus  den 
Beratungsprotokollen  zu  machen ,  sowie  summarisch  von  ihren  Ein-, 
nahmen  und  Ausgaben  Kenntnis  zu  geben«  (Preuß.  Gesetz  über  die 
Handelskammern  vom  24.  Februar  1870  und  19.  August  1897). 

Die  von  den  Hand  el  s  kämme rn  und  denselben  gleichstehenden 
Vertretungen  von  Berufsinteressen  herausgegebenen  Blätter  sind  folgende : 

(Siehe  Tabelle  S.  289.) 

Der  Titel  der  Handelskammerblätter  lautet  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle  »Mitteilungen  der  Handelskammer  zu — «,  in  einigen  Fällen,  so 
bei  dem  Blatte  der  Handelskammern  zu  Dessau,  Magdeburg  und  Olden- 
burg i.  Gr.,  »Verhandlungen  und  Mitteilungen«,  das  Blatt  der  Barmer 
Handelskammer  führt  den  Titel  »Amtliche  Mitteilungen«,  das  der 
Insterburger  »Handelsnachrichten«,    das  der  Braunschweiger,  »Monats- 
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Mk.        Mk. 
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I 

Altena 

1874 

1910 

600 

6 

? 

2 

Altenburg  (S.-A.) 

1900 

1904 

850 

6 

-^     i     — 

400 

3 

Barmen 

1870 

1889 

750 

10 

4 

1500 

2  300 

4 

Bayreuth 

1843 

1909 

— 

— 

— 

? 

? 

5 

♦Berlin  (d.  Hdlsztg.) 

1894 

1894 

? 

12 

3,75 

? 

Zuschuß 

6 

(Ael.d.Kfm.) 

1820 

1878 

6300 

12 

3>75 

154 

15  400 

7 

(Hdlskr.) 

1903 

1903 

4250 

12 

— 

5  000 

8 

Bochum 

1856 

1903 

II 00 

12 

— 

— 

2  000 

9 

*Braunschweig 

1890 

1891 

500 

12 

4 

— 

— 

10 

*Breslau 

1849 

1879 

? 

12 

— 

— 

— 

II 

Bromberg 

1875 

1904 

800 

12 

— 

— 

I  150 

12 

Chemnitz 

1862 

1910 

> 

8 

6 

— 

? 

13 

Dessau 

1889 

1906 

1000 

4 

— 

— 

14 

Dresden 

1862 

1912 

? 

12 

3 

— 

— 

15 

♦Düsseldorf 

1831 

1905 

1400 

12 

2 

— 

— 

16 

Elberfeld 

1830 

1907 

850 

10 

2 

1040 

I  864 

17 

Erfurt 

1845 

1906 

600 

8 

2 

— 

300 

18 

Frankfurt  a.   M. 

1808 

1877 

5000 

12 

1,50 

— 

-- 

19 

M.-Gladbach 

1837 

1908 

500 

12 

3/5 

? 

? 

20 

♦Görlitz 

1849 

1910 

? 

12 

— 

? 

21 

Gotha 

1897 

1908 

500 

4 

—     1     — 

I  000 

22 

Göttingen 

1866 

1911 

250 

6 

I 

— 

200 

23 

Graudenz 

1899 

1905 

1150 

4 

— 

— 

I  000 

24 

Halle   a.  d.   S. 

1844 

1905 

> 

4 

— 

? 

? 

25 

♦Halberstadt 

1872 

1896 

1550 

12 

1,50      1400 

I  600 

26 

Hanau 

1870 

1900 

1200 

4 

—     1     — 

I  000 

27 

Heidenheim 

1867 

1878 

550 

—          — 

? 

28 

Hildesheim 

1866 

1912 

ca.  6 

— 

—      !      — 

— 

29 

♦Insterburg 

1855 

1912 

1000 

12 

—      i      — 

30 

Koblenz 

1835 

1904 

1304 

4 

1 

— 

31 

♦Konstanz 

1896 

1910 

600 

10 

1,20/3 

— 

500 

32 

Leipzig 

1862 

1904 

? 

12 

3/6 

— 

5  660 

33 

Lennep 

1840 

1912 

— 

6 

— 

— 

? 

34 

Ludwigshafen 

1843 

1891 

I150 

6 

— 

— 

5  000 

35 

i\Ligdeburg 

1898 

1891 

600 

12 

3 

? 

> 

36 

Mannheim 

1879 

1911 

— 

— 

1,50 

— 

2 

37 

♦München 

1843 

1871 

— 

52 

6 

3500 

10  000 

38 

Oldenburg  i.    Gr. 

1900 

1903 

? 

— 

— 

I  000 

39 

♦Oppeln 

1883 

1895 

2000 

IG 

— 

— 

5  600 

40 

Posen 

1851 

1905 

900 

4 

— 

— 

1950 

41 

Regensburg 

1843 

1903 

625 

8 

— 

— 

I  650 

42 

Saalfeld 

1872 

1912 

600 

4 

— 

— 

— 

43 

♦Saarbrücken 

1863 

1896 

500 

52 

8 

— 

— 

44 

Schopfheim 

1889 

1909 

1200 

ca.  8 

— 

— 

I  400 

45 

Schweidnitz 

1849 

1896 

5 

12 

6 

— 

— 

46 

Solingen 

1841 

1900 

1050 

4 

— 

— 

650 

47 

♦Stolp 

1900 

1901 

IIOO 

4 

I 

— 

276 

48 

Villingen 

1897 

1907 

450 

3 

— 

? 

P 

49 

Weimar 

1901 

1905 

2404 

4 

— 

— 

I  800 

50 

Würzburg 

1843 

1905   1 

500 

12 

— 

— 

600 
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Schrift  für  Handel  und  Industrie«,  das  der  Halberstädter  »Monats- 
schrift für  Handel,  Industrie  und  Schiffahrt« ;  das  der  Düsseldorfer 
Handelskammer  führt  den  einfachen  Titel  »Monatsschrift  der  Handels- 
kammer z.  D.«  Die  beiden  vorletzten  Blätter  beschäftigen  sich  nicht 
ausschließlich  mit  Angelegenheiten  der  Kammer,  sondern  sie  bringen 
auch  Abhandlungen  über  allgemeine  Handelsangelegenheiten ;  das 
gleiche  gilt  auch  von  den  Blättern  der  Handelskammer  in  München 
(;Bayerische  Handelszeitung«),  der  in  Saarbrücken  (»Südwestdeutsche 
Wirtschaftszeitung'! ).  Das  Blatt  der  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  von 
Berlin  erscheint  unter  dem  Titel  »Correspondenz  der  Aeltesten  der 
Kaufmannschaft  von  Berlin«,  während  das  des  Deutschen  Handelstages 
den  Titel  >Handel  und  Gewerbe«  führt. 

Die  Veröffentlichungen  der  Handelskammern  Hannover,  Heiden- 
heim, Kassel,  Lahr,  Liegnitz,  Plauen,  Trier  und  Zittau  geschehen 
in  der  Form  einfacher  Berichte  und  erscheinen  jeweils  nach  den  statt- 
gefundenen Sitzungen  der  Kammern,  sie  können  daher  auch  auf  die 
Bezeichnung  »Zeitschrift«  im  engeren  Sinne  keinen  Anspruch  erheben, 
sie  sind  deshalb  auch  aus  der  Uebersicht  fortgelassen  worden.  Da- 
gegen können  von  den  Veröffentlichungen  österreichischer  Handels- 
und Gewerbekammern  diejenigen  von  Brunn,  Eger,  Olmütz,  Reichen- 
berg und  einiger  anderen  Anspruch  darauf  machen,  wenngleich  es  all- 
gemein heißt,  die  österreichischen  Handelskammern  gäben  keine  Zeit- 
schriften heraus.  Der  Inhalt  der  Veröffentlichungen  vorgenannter 
Handelskammern  beschränkt  sich  nicht  auf  bloße  Sitzungsberichte,  sie 
berichten  auch  über  andere  Angelegenheiten.  Für  den  Ausdruck  Zeit- 
schrift ist  es  nicht  erforderlich,  daß  ein  Blatt  an  in  voraus  bestimmten 
Tagen  erscheine,  es  genügt,  daß  regelmäßige  Fortsetzungen  beab- 
sichtigt sind  und  dieselbe  nicht  über  einen  einzigen  Gegenstarid  be- 
richtet. 

Bei  einzelnen  Kammern  ersetzen  die  regelmäßig  erscheinenden 
Blätter  die  Jahresberichte  oder  dienen  zur  Entlastung  derselben.  In 
ersterer  Beziehung  geschieht  dies  u.  a.  in  Braunschweig  (seit  1895), 
Dessau,  Düsseldorf,  sowie  neuerdings  auch  in  Graudenz  und  Leipzig. 
Durch  die  herausgegebenen  Blätter  wird  der  Jahresbericht  teilweise 
ersetzt  bei  den  Handelskammern  in  Bochum,  Bromberg,  Halle  a.  d. 
Saale,  Hanau,  Magdeburg,  Posen,  Schwcidnitz  und  Weimar.  Die  auf 
Grund  der  Verfassung  vom  29.  September  1860  i.  J.  1^67  in  ihrer 
jetzigen  Form  errichtete  Handelskammer  in  Hamburg  gibt  weder  ein 
eigenes  Blatt  noch  Jahresberichte  heraus,  wohl  aber  geschieht  letzteres 
seitens  der  dortigen  Detail! istenkammcr,  ebenso  seitens  der  Gewerbe- 
kammer. 

Die  Blätter  der  Handelskammern  Düsseldorf,  Halberstadt,  Inster- 
burg,  Leipzig  und  Stolp  erscheinen  nicht  in  Selbstverlag.  Bei  den 
meisten  Kammern    wird    das    Blatt    den  Mitgliedern   unentgeltlich    ge- 
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liefert,  in  mehreren  Fällen  erfolgt  die  Zustellung  nur  auf  Wunsch  oder 
sie  ist  von  der  Zahlung  eines  bestimmten  IJeitrags  zur  Kammer  ab- 
hängig; für  einen  Teil  der  Blätter  besteht  überhaupt  kein  zahlungs- 
pflichtiger Bezug.  In  M. -Gladbach,  Konstanz  und  Leipzig  ist  den 
Kammermitgliedern  gegenüber  den  Privatpersonen  ein  ermäßigter  Preis 
zugestanden  worden,  wie  dies  auch  aus  der  Uebersicht  hervorgeht.  In 
Chemnitz,  Düsseldorf  und  Schweidnitz  wird  auch  der  Jahresbericht, 
der  sonst  in  der  Regel  auch  an  Privatpersonen  unentgeltlich  abgegeben 
wird,  gegen  Zahlung  bei  den  zuerst  und  zuletzt  genannten  von  1.50  Mk., 
bei  der  anderen  von  60  Pfg.,  in  Schweidnitz  wird  derselbe  Firmen 
mit  mehr  als  36  Mk.  Gewerbesteuer  ohne  weiteres,  den  übrigen  nur 
auf  besonderes  Verlangen  (unentgeltlich)  zugestellt.  Die  Stuttgarter 
Handelskammer  gibt  ihre  Veröffentlichungen  in  der  Regel  nur  an  in 
ihrem  Bezirk  wohnende  Angehörige  der  kaufmännischen  Berufe  ab. 

Die  Erledigung  der  mit  der  Herausgabe  der  Blätter  verbundenen 
Arbeiten  geschieht  bei  den  Handels-  und  den  Handwerkskammern 
fast  durchweg  unentgeltlich  durch  den  Sekretär  oder  Syndikus  der 
Kammer. 

Das  Format  der  Kammerblätter  ist  fast  durchweg  Quartformat, 
mit  Ausnahme  des  der  Heidenheimer,  der  Trierer  und  der  Münchener 
Handelskammer,  die  Aktenformat,  des  der  Landwirtschaftskammer  für 
Ostpreußen  und  der  Greizer  Handwerkerkammer,  die  Folioformat  haben ; 
das  der  Göttinger  und  Hildesheimer  Handelskammer  hat  Oktavformat, 
um  nur  wenige  Zentimeter  größer  ist  das  der  Zittauer  Handelskammer. 

Während  fast  alle  Handwerks-  und  Landwirtschaftskammerblätter 
einen  Anzeigenteil  aufweisen  und  von  den  ersteren  einzelne  darnach 
trachten,  die  Herstellungskosten  des  Blattes  aus  dem  Anzeigenerträg- 
nis zu  bestreiten,  ist  dies  bei  den  Handelskammerblättern  nur  aus- 
nahmsweise der  Fall,  und  dann  beschränken  sie  sich  meist  auf  den 
Umschlag  des  Blattes;  die  betreffenden  Kammern  sind  in  der  Ueber- 
sicht vor  dem  Ortsnamen  mit  einem  *  versehen. 

Der  Umfang  der  Handelskammerblätter  ist  gewöhnlich  stärker  als 
der  der  Handwerks-  und  Landwirtschaftskammerblätter;  in  ersterem 
Falle  bewegt  er  sich  zwischen  6  und  40  S.  Wo  die  »Mitteilungen« 
zugleich  den  Jahresbericht  aufnehmen,  ist  er  viel  stärker;  bei  den 
beiden  anderen  Arten  übersteigt  er  selten  24  S.  In  solchen  Fällen 
pflegt  jedoch  der  Anzeigenteil  den  Hauptumfang  des  Blattes  auszu- 
machen, wie  dies  u.  a.  bei  dem  »Landwirtschaftlichen  Wochenblatt 
in  Bayern«,  dem  »Württembergischen  Wochenblatt  für  Landwirtschaft« 
der  Fall  ist;  das  Amtsblatt  der  Landwirtschaftskammer  für  die  Rhein- 
provinz hat  bei  20  Seiten  Umfang  8  Seiten  Anzeigen. 

Die  Handelskammerblätter  werden  fast  durchweg  auf  besserem, 
haltbarem  Papier  gedruckt;  sie  erfüllen  damit  eine  Forderung,  welche 
in  letzter  Zeit    auch   an   die  politischen  Zeitungen    gestellt  worden  ist. 
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Von  den  anderen  Kammerblättern  läßt  sich  ein  gleiches  nicht  immer 
sagen.  Einzelne  Handwerkskammern  und  ebenso  einige  ihnen  gleich- 
zuachtende gewerbliche  Vereinigungen  halten  auf  eine  gute  Ausstattung 
ihrer  Blätter.  Es  gilt  dies  u.  a.  von  der  Handwerkskammer  in  Königs- 
berg i.  Pr.,  sowie  von  der  Königl.  Zentralstelle  für  Handel  und  Gewerbe 
in  Stuttgart  und  vom  Landesgewerbeverein  für  das  Großherzogtum 
Hessen.  Die  Blätter  der  letzten  beiden  enthalten  eine  illustrierte  Bei- 
lage unter  dem  Titel  »Für  Bauplatz  und  Werkstatt«  bez.  »Heimatliche 
Bauweise«,  das  der  »Badischen  Gewerbe-  und  Handwerker-Zeitung«  eine 
Monatsbeilage  (»Heimat  und  Handwerk«),  ebenfall  illustriert. 

Die  Benutzung  der  Handwerkskammerblätter  zur  Ankündigung 
von  Lieferungsverdingungen  seitens  der  Reichs-,  Staats-  und  Gemeinde- 
behörden ist  in  mehreren  Blättern  wahrnehmbar,  so  u.  a.  in  dem  »Ge- 
werbeblatt für  Hessen«,  der  »Gewerbezeitung  für  Elsaß-Lothringen« 
und  der  »Ostpreußischen  Handwerkszeitung«  (Insterburg),  ebenso  in  der 
»Badischen  Gewerbe-  und  Handwerkerzeitung«.  Auf  Befragen  wird  mir 
hierüber  mitgeteilt,  daß  die  Zusendung  dieser  Anzeigen  auf  Anordnung 
der  vorgesetzten  Behörden  seitens  der  betreffenden  Stellen  an  die  Blätter 
unmittelbar  erfolgt.  Beispielsweise  geschieht  dies  bei  der  »Ostpreußi- 
schen Handwerkszeitung«  seit  dem  Jahre  1904,  nachdem  die  Hand- 
werkskammer in  Insterburg  sich  mit  einem  entsprechenden  Gesuche 
an  die  oberen  Behörden  ihres  Bezirks  gewandt  hatte,  in  welchem  sie 
sich  bereit  erklärte,  alle  Ausschreibungen  von  Behörden  in  ihrem  Blatte 
im  Interesse  des  Handwerks  unentgeltlich  abdrucken  zu  wollen.  Seitens 
des  Regierungspräsidenten  in  Gumbinnen  erging  darauf  entsprechende 
Weisung  an  die  in  Betracht  kommenden  Dienststellen;  ein  gleiches 
geschah  durch  die  dortige  Oberpostdirektion ,  die  Intendantur  des 
I.Armeekorps  und  die  Königl.  Eisenbahndirektion  in  Königsberg  i.  Pr. 
Von  der  Großherzoglichen  Zentralstelle  für  die  Gewerbe,  Sitz  Darm- 
stadt, wird  mir  mitgeteilt,  dafi  auch  die  hessischen  Behörden  ange- 
wiesen sind,  alle  Ausschreibungen,  soweit  sie  das  Gewerbe  betreffen, 
in  dem  »Gewerbeblatt«  zu  veröffentlichen. 

Diese  Rücksichtnahme  auf  das  Handwerk  seitens  der  Behörden  ge- 
schieht wohl  in  der  Erwägung,  daß  denselben  zum  Absatz  ihrer  Er- 
zeugnisse nicht  diejenigen  Mittel  zur  Reklamecntfaltung  zur  Verfügung 
stehen  wie  der  GrofMndustrie,  sie  also  in  dieser  Beziehung  einer 
Förderung  bedürfen.  Hierbei  sei  bemerkt,  daß  z.  B.  der  Verband 
schweizerischer  Schuhmachermeister  (1450  Mitglieder),  erst  zu  seiner 
jetzigen  Entfaltung  gelangte,  nachdem  er  in  den  achtziger  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  sich  an  den  Militärlieferungen  zu  beteiligen  Ge- 
legenheit fand.  Im  Jahre  1905  belief  sich  der  Anteil  des  genannten 
Verbandes  an  diesen  Lieferungen  auf  ungefähr  21,000  Paar  Stiefel  im 
annähernden  Werte  von  einer  halben  Million  Franks.  Daß  der  Deutsche 
Handwerkskammertag    als    zentrale    Vertretung     des    Handwerks    der 
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Deutschen  Landwirtschaftsgesellschaft  als  Vertreter  der  Landwirtschaft 
in  technischen  Dingen  ebenbürtig  ist,  wird  man  nicht  ohne  weiteres 
bejahen  können.  Ueber  die  Mittel,  die  dem  Deutschen  Handwerks- 
kammertage zur  Verfügung  stehen,  erfährt  man  nichts,  da  dieselben  — ■ 
nach  seinen  eigenen  Angaben  —  »nicht  für  die  Oeffentlichkeit  be- 
stimmt« sind.  Tritt  bei  der  Landwirtschaft  der  Umstand  in  die  Er- 
scheinung, daß  es  dem  kleinen  Landwirt  noch  vielfach  an  Erfahrung 
im  rationellen  Landwirtschaftsbetrieb  mangelt,  so  ist  es  beim  Handwerk 
und  Kleingewerbebctrieb  die  große  Menge  der  zur  Einführung  ge- 
langenden technischen  Neuerungen,  welche  für  ihn  eine  gleiche  Ver- 
tretung, wie  es  die  Deutsche  Landwirtschaftsgesellschaft  mit  ihren 
praktischen  Anbauversuchen  und  jährlichen  Ausstellungen  für  die 
Landwirtschaft  ist,  wünschenswert  erscheinen  lassen,  umsomehr  als  im 
Handwerk  die  Fähigkeiten  des  Einzelnen  eine  bessere  Würdigung  er- 
fahren können  als  in  Großbetrieben,  wo  die  Besitzer  oft  mehr  die 
Regierten  als  die  Regierenden  sind;  letztere  sind  eben  die  Leiter  des 
Gesamtbetriebes  und  der  einzelnen  Abteilungen,  durch  deren  Ueber- 
eifer,  möglichst  hohe. Erträge  herauszuwirtschaften,  nicht  nur  in  eben 
gedachter  Beziehung,  sondern  auch  in  der  Ausgleichung  gesellschaft- 
licher Gegensätze  viel  verdorben  wird. 

Folgende  Handwerkskammern  geben  Blätter  heraus  bez.  be- 
nutzen dieselben. 


Uebersicht  II. 


J> 

Er- 

Be- 

Zu- 

Lau- 

Titel  und  Erschei- 

1) 

scheint 

zugs- 

schuß 

fende 

nungsort  des 
Kammerblattes 

11 

0 

< 

Ist  Organ  der 
Kammern 

preis 

Nr. 

jährlich 

mal 

Mk. 

Mk. 

I 

Das  Deutsche  Hand- 
werksblatt (Han- 

Deutsch. Handwerks- 
u.  Gewerbekammer- 

nover) 

1907 

} 

tag 

12 

6 

10  000 

2 

*Neues  Deutsches 
Hand  werksbl. (Wies- 

Aachen, Kassel,  Köln, 

baden) 

— 



Koblenz,  Wiesbaden 

52 

3 

— 

3 

*Nord\vestd.      Hand- 
werkerzeitung (Han- 
nover) 

Altona,   Flensburg, 
Hannover,  Harburg, 
Hildesheim,     Osna- 

— 



brück,   Stadthagen 

52 

3 

— 

4 

*Westfälischer  Hand- 
werkerfrd.      (Hamm 

Arnsberg,     Bielefeld, 
Dortmund 

in  Westf.) 

1901 

— 

52 

2 

— 

5 

*Hand  Werkszeitung 

Berlin,  Frankfurt  a.  O. 

(Berlin) 

1901 

2000 

24 

4 

— 

6 

Das  Handwerk 

1902 

1300 

Breslau 

24 

2,40 

= 

7 

Bromberger  Hand- 

werkerztg. 

1903 

> 

Bromberg 

24 

2 

— 

8 

Westpreuß.  Gewerks- 

blatt 

1900 

? 

Danzig 

52 

4 

— 

Zeitschrift  für  die    ges.  Staatswissensch.   1913-     2. 
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(Fortsetzung  von  Uebersicht  II.) 


in 

Er- 

Be- 

Zu- 

Lau- 

Titel und  Erschei- 

4) 

bjj 

Ist  Organ  der 
Kammern 

scheint 

zugs- 

schuß 

C3 

preis 

fende 

nungsort  des 
Kammerblattes 

5 

< 

Nr. 

ährlich 

mal 

Mk. 

Mk. 

9 

Mitteld.  Ilandwerker- 

Halle  a.  S.,  Dessau, 

ztg.  (Halle  a.  d.  S.) 

1900 

1   700 

Erfurt,  Gera 

24 

1,60 



IG 

Korrespondenzbl.  der 

Handwerksk.  D. 

1900 

? 

Düsseldorf 

12 

I 

— 

II 

Ostpreuß,  Hand- 

werksztg. 

I90I 

I   200 

Insterburg 

24 

2,40 

I  302 

12 

Königsberger     Hand- 

werkerztg. 

I90I 

I   200 

Königsberg  in  Pr. 

24 

2 

I  500 

13 

*Niederschles.  Hand- 

werkerztg. 

1902 

? 

Liegnitz 

24 

2,40 

— 

14 

Mitteil,      der     Hand- 

werksk. M. 

1900 

I   200 

Magdeburg 

24 

2 

I  600 

15 

Handwerkskammerbl. 

für  den  Reg. -Bez. 

für  den  Reg. -Bez.  0. 

I90I 

550 

Oppeln 

52 

2 

I  000 

i6 

Posener  Handwerker- 

zeitung 

1900 

? 

Posen 

26 

2 

700 

17 

*Mitteil.    der    Hand- 

werksk. S. 

I90I 

— 

Saarbrücken 

52 

1,50 

— 

i8 

Pommersches    Hand- 

werkerbl. 

190I 

I  300 

Stettin 

24 

2 

Zusch. 

19 

*Neupommerische 

Handwerkerztg. 

1902 

I  200 

Stralsund 

12 

0,90 

• — 

20 

Mitteil,    der    Zentral- 
stelle  füi-  Landwirt- 
schaft  und  Gewerbe 
u.   der  Handwerksk. 
für   Hohenzollern 

(Sigmaringen) 

1842 

4700 

für  Hohenzollern 

52 

2 

7  022 

21 

Allgem.  Handwerker- 
ztg. (München,    All- 
gem. Gewerbeverein) 

Augsburg,     Bayreuth, 
München,  Nürnberg, 
Regensburg,    Würz- 

• 

1870 

4500 

burg 

52 

4 

— 

22 

♦Handwerksbote 

I90I 

} 

Braun  schweig 

24 

I 

— 

23 

*Sächs.    Innungsbote 
(Dresden) 

Chemnitz,      Dresden, 
Leipzig,  Plauen  i.  V. 

— 

} 

Zittau 

24 

3 

— 

24 

Gewerbebl.     für    das 
Großherzog.  Hessen 
(Darmstadt) 

Großh.    Zentral- 
stelle für  die  Ge- 
werbe  Handwerks- 

1837 

II  600 

kammer  Darmstadt 

52 

4,80 

15  800 

25 

Badische  Gewerbeztg. 
(Karlsruhe,     Großh. 
Landesgewerbe- 

Freiburg i.  B.,  Karls- 
ruhe, Konstanz  i.  B., 

halle) 

1867 

24  000 

Mannheim 

52 

03,48 

6  500 

26 

Mitleil.      der     Hand- 

werksk. f.  Reuß  ä.  L. 

1904 

I  900 

Greiz 

24 

— 

660 

27 

Handwerkerztg  f.  das 

Großherzogt.  0. 

1900 

I  600 

Oldenburg  i.  Gr. 

24 

1,48 

= 

28 

Gewerbeztg.  f.  Elsaß- 
Lothringen     (Straß- 
burg i.  E.) 

Handwerksk.  f.  Elsaß- 
Lothringen,  Verband 
elsaß-lothr.  Handw  - 

1897 

3600 

Vereine 

50 

3-20 

9613') 

29 

*Gewerbebl.  a.  Würt- 
temberg    (Stuttgart! 

Heilbronn,   Reut- 
lingen, Sigmaringen, 

1848 

? 

Stuttgart,   Ulm 

52 

2,80 

— 

i)  Gesamtsumme  der  Ausgaben. 
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A  n  m.  Ein  *  vor  dem  Titel  deutet  an,  daß  das  Blatt  im  Privatverlag  er- 
scheint ;  Angaben  über  Auflage  und  finanzielles  Ergebnis  sind  über  diese  Blätter 
nicht  gemacht  worden.  Wo  kein  Erscheinungsort  genannt  ist,  erscheint  das  Blatt 
am  Sitz  der  Kammer ;  die,  deren  Name  gesperrt  ist,  ist  Verlegerin  des  Blattes. 
=  bedeutet,  daß  Einnahmen  und  Ausgaben  sich  decken. 

Das  »Deutsche  Handwerksblatt«,  das  im  Jahre  1907  an  Stelle  der  seit  1905 
erschienenen  »Mitteilungen  des  Kammertages«  getreten  ist  und  seit  1909  vom  Reiche 
einen  jährlichen  Zuschuß  erhält,  der  zurzeit  10  000  Mk.  beträgt,  erscheint  im  Verlage 
von  J.  Guttentag  in  Berlin  und  wird  vom  Deutschen  Handwerks-  und  Gewerbe- 
kammertage herausgegeben.  Die  Handwerkskammer  in  Wiesbaden  benutzt  außer 
dem  »Neuen  deutschen  Handwerkerblatt«  noch  ein  weiteres,  in  ihrem  Bezirk  er- 
scheinendes gewerbliches  Blatt  zu  ihren  Bekanntmachungen ;  die  Kosten  dafür  be- 
laufen sich  jährlich  auf  ungefähr  insgesamt  1000  Mk.  Die  Handwerkskammer  in 
Oppeln  hat  für  ihr  Blatt  zusammen  2000  Mk.  Kosten,  davon  werden  durch  An- 
zeigen 300,  durch  Bezugsgebühren  700  Mk.  gedeckt.  Das  Handwerkskammerblatt 
für  Elsaß-Lothringen  erhält  vom  kaiserlichen  Ministerium  eine  jährliche  Beihilfe, 
die  im  Jahre  191  o  3000  Mk.  betrug,  die  Handwerkskammer  zahlte  ebenfalls  3000  Mk., 
aus  dem  Anzeigenbetrieb  wurden  im  Jahre  1910/11  rund  2600  Mk.  erzielt,  die  Be- 
zugsgebühren sind  nicht  gesondert,  sondern  mit  den  Vereinsbeiträgen  verrechnet 
worden.  Die  Gesamtausgaben  für  1912  sind  mit  12900  Mk.  angesetzt.  Für  die 
»Badische  Gewerbezeitung«,  deren  Leitung  zum  Teil  vom  Großherzogl.  Gewerbe- 
amt in  Karlsruhe,  zum  Teil  vom  Landesverband  Badischer  Gewerbe-  und  Hand- 
werkervereinigungen  in  Rastatt  besorgt  wird,  trägt  die  Kosten  für  den  ersteren  Teil 
(6000 — 7000  Mk.)  der  Staat,  die  Einnahmen  des  Blattes  fließen  allein  dem  Landes- 
verband zu. 

Blätter  der  Landwirtschaftskammern  sind  folgende : 
Uebersicht  IIL 


ü 

Grün- 

Be-    — Zuschuß 

x^ 

dungs- 

Auf- 

zugs-   -j-Übersch. 

Bezeichnung  und  Sitz*) 
der  Kammer 

Titel 
des  Kammerblattes 

jahr 

lage 

preis    =:  Gleich 

i> 

3 

des  B 

lattes 

jährlich 

Mk.           Mk. 

I 

Kgl  Preuß.  Landesökon. 

Zentralbl.   d.    preuß. 

Koll.  (Berlin) 

Landwirtschaftsk. 

1902 

o/io 

— 

2 

Deutscher  Landwirt- 

*Zeitschr.  für  Agrar- 

schaftsrat (Berlin) 

politik 

1903 

6,— 

3 

Deutsche  Landw.schafts- 

gesellsch.  (Berlin) 

*Mitt.   der  — 

1886 

o/io 

—   12826 

4 

Landwk.  f.  d.  Prov.  Bran- 

denburg  (Berlin) 

Der  Landbote 

1880 

2  600 

4,— 

5 

Landwk.  f.  d.  Prov.  Han- 

*Hann. Land-  und 

nover 

Forstw. -Zeitung 

1848 

36  500 

1,98/5 

6 

Landwk.   f.   d.  Regbz. 

Amtsbl.  d.  Landwk, 

Kassel 

für  ~    . 

1897 

5  200 

1,60      —  3500 

7 

Landwk.  f.  d.  Prov.  Ost- 
preußen    (Königsberg 

i.  Pr.) 

*»  Georgine« 

1908 

12  900 

9  — 

i)  Nur  da  besonders  angegeben,  wo  er  nicht  schon  in  der  Kammerbezeichnung 
enthalten  ist. 

20* 
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Blätter  der  Landwirtschaftskammern  (Fortsetzung  von  Uebersicht  III). 


Ih 

Grün- 

Be- 

— Zuschuß 

;?; 

dungs- 

Auf- 

zugs- 

-j-Übersch. 

c 

Bezeichnung  und  Sitz 

Titel 

jahr 

lage 

preis 

=  Gleich 

der  Kammern 

des  Kammerblattes 

's 

jährlich 

rt 

des  Blattes 

H-I 

Mk. 

Mk. 

8 

Landwk.  f.  d.  Prov.  West- 

Westpreuß. landw. 

preußen  (Danzig) 

Mitt. 

1878 

I  000 

5.— 

— 

9 

Landwk.  für  Pommern 

*Landw.  Wochen- 

(Stettin) 

schrift  für    — 

1898 

5  000 

'/■2 

—  4500 

IG 

Landwk.  f.  d.  Prov.  Posen 

*Landw.    Zentralblatt 

1873 

7  000 

4,— 

? 

I  I 

Landwk.  f.  d.  Rheinprov. 

Landw.  Zeitschr.  f.  d. 

(Bonn) 

Rheinprov. 

1900 

24  000 

1,20 

—   10  500 

12 

Landwk.  f.  d.  Prov.  Sach- 

*Landw. Wochenschr. 

sen  (Halle  a.  S.) 

für  — 

1899 

30500 

3.48 

= 

13 

Landwk.  f.d.  Prov.  Schle- 

sien (Breslau) 

*Zeitschr.  der  — 

1897 

13500 

2,40 

= 

14 

Landwk.   f.  d.   Prov. 

Landw.    Wochenblatt 

Schlesw.-Holst.  (Kiel) 

für  — 

1851 

5  000 

2,40 

15 

Landwk.  f.  d.  Prov.  West- 

Landw. Ztg.  f.  Westf. 

falen  (Münster) 

und  Lippe 

1844 

9  200 

3, — 

16 

Landwk.  f.d.Regbz.Wies- 

*Amtsbl.  d.  Landwk. 

baden 

f.  d.  — 

1819 

12  300 

4,— 

—   1092 

17 

Landwk.  f.d. Herzogt.  S.- 

Mitt.      der     Landwk. 

Altenburg 

für  — 

1903 

7300 

2,48 

+  437 

18 

Landwk.  für  Anhalt 

s.   Prov.  Sachsen 

19 

Bad.  landw.V.  ( Karlsruhe) 

♦Wochenblatt  des  — 

39  000 

2,68 

20 

Bayr.    Landwirtschaftsrat 

*Wochenbl.  d.  Land- 

(München) 

wirtsch.    Ver.    in  — 

1811 

106000 

3,— 

21 

Landwk.   f.  d.  Herzogt. 

Braunschweig 

Zeitschrift  der  — 

1832 

6  — 

22 

Landwk.  f.  d.  Herzogt. 
Gotha 

s.  Provinz  Sachsen 

23 

Landwk.  f.  d.  Großherz. 

*Hess.    Landw.    Zeit- 

Hessen (Darrastadt) 

schrift 

1830 

14  000 

2,48 

—  4500 

24 

Zentralstelle  f.  Landwsch. 
in  Ilohenzollern 

s.     Handvvk.     Nr.    20 
Uebersicht  U 

25 

Landw.  Hauptv.    für  das 
(;roßh.  Mecklenb.-Strel. 

(Neubrandenburg) 

Vereinsblatt  des  — 

1900 

2  500 

3  — 

—  552 

26 

Mecklenb.  patriot.  Ver, 

*Landwsch.    Annalen 

(Rostock) 

des    — 

1862 

I  000 

0/2 

27 

Landwk.  im  Großh. Olden- 

burg 

Oldenb.  Landw.  Blatt 

1853 

9500 

1/3,08 

—  6997 

28 

Landeskulturral  f.  d.  Kgr. 

*Sächs.  landw.  Zeit- 

Sachsen (Dresden) 

schrift 

1853 

15500 

2,00 

—  6200 

29 

Landwk.    f.  d.    Fürstent. 
.Schwarzburg    (Sonders- 

hausen) 

Nachrichten  der  — 

1906 

2,00 

-  469 

30 

Land  W.Kreis  v.  Straßburg 

Landw.  Zeitschr.    f. 

i.  E. 

Elsaß 

1873 

41  000 

0/3,48 

31 

Landwk.  für  Waldeck- 
Pyrmont  (Mengering- 

Blätter d.  landw.V.  im 
Fürstentum  W.-Pyr- 

hausen) 

mont 

1844 

I  700 

1,40 

—   1071 

32 

Landwk.  im  Großh.  S.- 

Thüringer   landwsch. 

Weimar 

Zeitschr. 

1863 

I  200 

10/2, — 

? 

33 

Kgl.  Württemberg.  Zentral- 

Württeinb. Wocheiibl. 

stelle  für  Landwirtsch. 

für  Landwsch. 

1834 

85  000 

4,88 

= 

(Stuttgart) 
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A  n  m.  Bei  den  mit  *  versehenen  Blättern  geschieht  die  Schriftleitung  im 
Hauptamt.  Mit  Ausnahme  von  Nr.  2,  25,  29  und  31,  die  jährlich  12  mal  und 
Nr.  7,  die  jährlich  104  mal  erscheint,  geschieht  dies  bei  allen  anderen  Blättern 
52  mal.  Beim  Bezugspreis  deutet  die  Zahl  vor  dem  /  den  Preis  für  Mitglieder,  die 
nach  demselben  den  für  Nichtmitglieder  an  ;  eine  o  an  erstgedachter  Stelle  deutet 
unentgeltlichen  Bezug  an. 

Die  Landwirtschaftskammern  für  S. -Altenburg,  Schlesien,  Ostpreußen,  Groß- 
herzogtum Hessen  geben  halbmonatlich  erscheinende  Beilagen  über  Obst-  und 
Gartenbau  bez.  Geflügel-  und  Kleintierzucht,  sowie  für  Pferdezucht,  die  Kammer 
für  Ostpreußen  außerdem  eine  solche  für  Wohlfahrts-  und  Jugendpflege,  ferner 
eine  wissenschaftliche  und  eine  Maschinentechnische  Rundschau,  die  beiden  letzt- 
genannten monatlich,  als  Beilage,  die  Landwirtschaftskammer  für  die  Rheinprovinz, 
deren  Hauptblatt  sich  in  Einnahme  und  Ausgabe  mit  60  000  Mk,  deckt  —  die  in 
der  Uebersicht  angeführten  10800  Mk.  Zuschuß  beziehen  sich  auf  den  Druck  von 
Beilagen  und  sonstige  Drucksachen  — •  außer  einer  solchen  für  Obst-,  Garten-  und 
Gemüsebau  eine  »Für  Frau  und  Haus«  heraus.  Das  Blatt  der  Landwirtschaftskammer 
für  den  Regbz.  Wiesbaden  dient  zugleich  dem  Verein  nassauischer  Land-  und 
Forstwirte  als  Vereinsblatt;  letzterer  zahlt  dafür  an  die  Kammer  einen  bestimmten 
Beitrag  zu  den  Herstellungskosten,  der  für  191 1  4000  Mk.  betrug.  Das  Blatt  der 
Zentralstelle  für  Gewerbe  im  Großherzogtum  Hessen  ist  unter  gleichen  Bedingungen  zu- 
gleich Vereins-  bez.  Amtsblatt  des  Gewerbevereins  für  genannten  Staat  und  der 
Handwerkskammer  in  Darmstadt.  Ferner  ist  das  vom  Landwirtschaftsrat  in  Bayern, 
dem  Vorstand  des  Landwirtschaftlichen  Vereins  in  Bayern,  herausgegebene  Wochen- 
blatt zugleich  Vereinsblatt  der  sieben  rechtsrheinischen  Kreisausschüsse  genannten 
Vereins,  während  der  für  die  Pfalz  ein  eigenes  Blatt  besitzt.  Der  Verlag  des 
Wochenblattes,  über  dessen  wirtschaftliche  Ergebnisse  mangels  gesonderter  Buch- 
führung sich  genaue  Angaben  nicht  machen  lassen,  gibt  seit  1896  noch  eine  Viertel- 
jahrsschrift für  landwirtschaftlich-wissenschaftliche  Zwecke  und  für  Mitteilungen  des 
Landwirtschaftsrates  heraus.  Der  Ueberschuß  des  Wochenblattes  ist  bei  den  niedrig 
bemessenen  Preisen  ein  geringer.  Die  früher  in  einzelnen  Staaten  gewährten  staat- 
lichen Beihilfen  zur  Herausgabe  von  Karamerblättern  sind,  soweit  sich  ermitteln 
ließ,  in  Wegfall  gekommen,  nur  der  Leiter  des  »Württembergischen  Wochenblattes« 
wird  als  Staatsbeamter  vom  Staate  besoldet. 

Die   Blätter   der   k.  k.   Landwirtschaftsgesellschaften   und   Landes- 
ktilturate  Oesterreichs  sind : 


(=  Einnahmen  und  Ausgaben  decken  sich,  siehe  letzte   Spalte.) 
Uebersicht  IV. 


0 

Bezeichnung  des  k.  k. 
Landeskulturrats  bez. 
der  k.  k.  Landwirt- 
schaftsgesellschaft 

Sitz  derselben 

Grün- 
dungs- 
jahr 

Auf- 
lage 

Er- 
scheint 

Be-       j     „ 

Zu- 
zugs-         ,     „ 
*=.       1  schuß 
preis 

"3 

des  Blattes 

jährlich 

hJ 

mal     1       K. 

K. 

I 
2 
3 

Landeskulturrat     des 
Erzherz.  Oesterreich 

Landeskulturrat  f.  die 
Markgrafsch. Mähren 

Landeskulturrat  f.  das 
Kgr.  Böhmen 

Wien 

Brunn 

Prag 

1813 
1906 
1899 

5  500 

6  000 
2  000 

24 
24 
24 

4 
1,40/2 

3 

ca. 4000 
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(Fortsetzung  von  Uebersicht  IV.) 


Bezeichnung  des  k.  k. 
Landeskulturrats  bez. 
der  k.  k.  Landwirt- 
schaftsgesellschaft 

Sitz  derselben 

Grün- 
dungs- 
jahr 

Auf- 
lage 

Er- 
scheint 

Be- 
zugs- 
preis 

Zu- 
schuß 

3 

des  Blattes 

jährlich 

rt 

mal 

K. 

K. 

4 

K.  k.  Landeskulturrat 

5 

in  Tirol  (Sekt.  Inns- 
bruck) 
K.    k.    Landwirtschg. 

Innsbruck 

l88l 

6  500 

24 

I 

I  800 

6 

o.  d.  E. 
K.    k.    Landwirtschg. 

Linz 

1857 

6  300 

24 

5 

2031 

7 

in  Steiermark 
K.    k.    Landwirtschg. 

Graz 

1850 

14  000 

24 

2 

17939 

8 

in  Salzburg 
K.    k.    Landwirtschg. 

Salzburg 

1850 

6  500 

24 

2 

4  000 

9 

für  Krain 
K.  k.  Oesterreichisch- 
schles.    Land-     und 

Laibach 

1884 

12  000 

24 

4 

2  000 

IG 

Forstwirtschg. 
Allg.     Verb,      landw. 
Genossenschaften  in 

Troppau 

1864 

4  200 

24 

5 

II 

Oesterreich 
Zentralverb,  der  deut- 
schen landw.  Genos- 

Wien 

1904 

2500 

24 

[3 

Zusch. 

12 

sensch.  Böhmens 
K.  k.  Landeskulturrat 

Prag 

1898 

2850 

24 

2, — 

71S 

13 

M 

15 
i6 

für  Kärnten 

K.  k.  Ackerbaugesell- 
schaft 

K.  k.  Ackerbaugesell- 
schaft 

Landeskulturrat 

Landeskulturrat      für 

Klagenfurt 

Triest 

Görz 

Parenzo  (Istrien) 

1843 
1859 

1901 
1907 

II   IOC 

500 

500 
400 

24 

12 

24 
24 

1,50/3.— 

2 
6 

3315 

Tirol   (Sekt.  Trient) 

Trient 

f 

? 

12 

2,40 

— 

17 

Vorarlbergscher 
Landwirtschaf  tsver. 

Dornbirn 

1869 

I  600 

12 

1,70 

— 

Der  Titel  des  Blattes  der  1908  gegründeten  deutschen  Sektion  des  Landes- 
kulturrats für  die  Markgrafschaft  Mähren  lautet:  »Amtsblatt  der  deutschen  Sektion 
des  mährischen  Landeskulturrats«,  es  erscheint  als  Beilage  zu  dem  von  der  deut- 
schen Landwirtschaftsgesellschaft  für  Mähren  herausgegebenen  »Zentralblatt  für 
mährische  Landwirte«.  Das  Amtsblatt  erhält  eine  Landesbeihilfe  und  wirft  im  üb- 
rigen keine  Ueberschüsse  ab.  Für  Nr.  3  lautet  der  Titel  »Land-  und  forstwirt- 
schaftliche Mitteilungen«,  erhält  sowohl  vom  K.  K.  Ackerbauministerium  wie  vom 
Landesausschuß  Böhmens  eine  Beihilfe ;  die  Schriftleitung  wird  besonders  ent- 
schädigt. Nr.  4:  »Tiroler  Landwirtschaftliche  Blätter«.  Gründungsjahr  der 
18000  Mitglieder  umfassenden  Sektion  1882.  Landeszuschuß  für  das  Blatt  800, 
vStaatszuschuß  1000  K,  sonst  wie  bei  Nr.  3.  —  Nr.  5:  > Landwirtschaftliche  Zeit- 
schrift für  Oberösterreich«.  Kein  Zuschuß  vom  Staat  oder  Land.  Gesamtkosten 
6500  K,  Anzeigeneinnahme  3400  K.  Gründung  der  Gesellschaft  1845.  —  Nr,  6  : 
»Landwirtschaftliche  Mitteilungen  für  Steiermark«.  6000  K.  werden  vom  Lande, 
4000  vom  Staate  gewährt.  Seit  dem  Jahre  1868  besitzt  die  Gesellschaft  auch  ein 
slovenisches  Blatt,  das  eine  Uebersetzung  der  deutschen  Ausgabe  ist  und  eine  Auf- 
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läge  von  300  Exemplaren  hat.  Herstellungskosten  8617,  der  deutschen  Ausgabe 
26387  K,  Einnahmen  aus  Anzeigen  21083  K,  Bezugsgebühren  2803  K.  — 
Nr.  7  :  »Salzburger  landwirtschaftliche  Blätter«.  Staats-  und  Landeszuschuß  je 
2000  K,  Schriftleitung  im  Nebenamt  gegen  Entschädigung.  Gründung  der  Gesell- 
schaft 1848;  Mitgliederzahl  7349.  —  Nr.  8:  »Kmetovalec«.  Staatszuschuß  2000  K. 
Schriftleitung  durch  den  Geschäftsführer  der  Gesellschaft  gegen  eine  Entschädigung 
(seit  1907)  von  jährlich  1200  K.  Gründung  der  Gesellschaft  1767,  Mitgliederzahl 
8000.  —  Nr.  9:  »Landwirtschaftliche  Zeilschrift  für  Oesterreich-Schlesien«.  Be- 
zugspreis für  indirekte  Mitglieder  i  K.  Deckung  der  Kosten  durch  Staats-  und 
Landesmittel,  sowie  durch  Anzeigenerlös  und  andere  Zuschüsse.  Gründung  der 
Gesellschaft  1862,  Mitgliederzahl  ungefähr  9000.  —  Nr.  10  :  »Oesterreichische 
landwirtschaftliche  Genossenschaftspresse«.  Staatszuschuß  zu  den  allgemeinen  Ver- 
waltungsausgaben. —  Nr.  1 1  :  »Landwirtschaftliches  Genossenschaftsblatt  für 
Deutsch-Böhmen.  Jede  der  gegen  700  Genossenschaften  ist  verpflichtet,  das  Blatt 
in  drei  Exemplaren  für  zusammen  jährlich  3,60  K  zu  beziehen.  —  Nr.  12:  »Land- 
wirtschaftliche Mitteilungen«.  Die  Einnahmen  für  dieselben  beliefen  sich  für  das 
Jahr  191 1  an  Anzeigen-  und  Bezugsgebühren  auf  18  969.68  K,  denen  an  Ausgaben 
für  Druck  und  Versand  21  319.95  K  gegenüberstanden.  Nr.  13  (städtische  Ein- 
richtung): »L'amico  dei  Campi«.  Staatlicher  Zuschuß  800  K.  Für  den  Jahres- 
beitrag von  10  K  erhalten  die  Mitglieder  das  unentgeltlich.  —  Nr.  14:  >'L'acricoltore 
goriziano«.  Staatlicher  Zuschuß  in  unbekannter  Höhe.  —  Nr.  15:  »L'Istria  agri- 
cola«.  Staatliche  Unterstützung  wie  bei  Nr.  14.  —  Nr.  16  :  Der  Titel  lautet : 
»Bolletino  della  Sezione  di  Trento  del  Consiglio  provinziale  agricultura  pel  Tirolo«. 
Höhe  der  staatlichen  Unterstützung  nicht  ermittelt,  auch  nichts  über  die  Verhältnisse 
von  Nr.    17. 

Eine  zweite  Art  von  Veröffentlichungen  der  Kammern,  die  zwar 
noch  weniger  oft  als  die  Kammerblätter  erscheinen,  zu  deren  Heraus- 
gabe aber  sämtliche  Kammern  verpflichtet  sind,  sind  die  Jahres- 
berichte. Für  die  Landwirtschafts-  und  die  Handwerkerkammern 
gestaltet  sich  deren  Bearbeitung  weniger  schwierig  als  bei  den  Handels- 
kammern, deren  Interessen,  was  namentlich  die  Berichte  über  die 
Lage  der  von  ihren  vertretenen  Zweige  anbelangt,  häufig  in  das  Ge- 
biet der  beiden  anderen  Kammern  hinübergreift  und  ihr  Inhalt  die 
allgemeinen  Interessen  weit  mehr  berührt  als  der  der  beiden  anderen. 
Es  ist  daher  begreiflich,  daß  die  Jahresberichte  der  Handelskammern 
in  weit  stärkerem  Maße  Anlaß  zu  Ausstellungen  bieten,  als  dies  bei  den 
Landwirtschafts-  und  den  Handwerkskammern  der  Fall  ist;  ihre  Ver- 
besserungsbedürftigkeit wird  selbst  in  den  Kreisen  der  Vertreter  der 
Handelskammern  anerkannt  und  seit  Jahren  sind  von  ihnen  Vorschläge 
zur  Verbesserung  der  Jahresberichte  gemacht  worden,  die  freilich  in 
letzter  Zeit  wieder  bedeutend  in  den  Hintergrund  getreten  zu  sein 
scheinen.  Das  undankbarste  Bearbeitungsfeld  ist  hier  zweifellos  das- 
jenige, welches  sich  mit  der  Lage  der  verschiedenen  Zweige  von 
Handel  und  Gewerbefleiß  befaßt.  Zur  Abfassung  dieses  Teiles  sind 
die  Kammern  hauptsächlich  auf  die  Berichte  von  Angehörigen  der  be- 
treffenden Zweige  angewiesen.     Aus  diesem  Grunde    suchen  sich    ver- 
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schiedene  Bearbeiter  dieses  Teiles  schon  von  vornherein  durch  den 
Vermerk,  daß  für  diesen  Teil  die  Kammer  nicht  verantwortlich  sei, 
gegen  etwaige  Vorwürfe  zu  schützen. 

Die  Bremische  Gewerbekammer  und  auch  einige  süddeutsche  Handels- 
kammern, so  die  von  Schwaben  und  Neuburg  befolgen  die  Gepflogen- 
heit, die  Namen  der  berichtenden  Geschäfte  und  Vereinigungen  von 
Gewerbetreibenden  zum  Teil  mit  zu  veröffentlichen.  Letztere  Kammer 
hat  jedoch  dies  Verfahren  inzwischen  wieder  aufgegeben,  so  daß  es 
den  Anschein  hat,  als  habe  es  sich  nicht  bewährt.  Ein  grofier  Teil 
der  Handwerks-  und  Gewerbekammern  beschränkt  sich  in  ihren  Jahres- 
berichten auf  die  Veröffentlichung  der  Tätigkeit  der  Kammern  und 
sonstigen  Mitteilungen,  während  die  Angaben  über  die  Lage  der  ein- 
zelnen Handwerke  und  Gewerbe  ganz  wegfallen;  sie  nehmen  aber  da- 
bei vielfach  Rücksicht  auf  die  weniger  hervorragende  kaufmännische 
Gewandtheit  und  Bildung  des  Handwerkers  und  gehen  ihm  hierin  mit 
Wort    und    Beispiel    zur    Hand. 

Den  Tatsachen  mehr  entsprechen  werden  Berichte ,  die  von 
lokalen  Vereinigungen  von  Handel  und  Gewerbe  ausgehen,  wie  dies 
auch  mehrfach  geschieht,  weil  man  in  solchen  einen  besseren  Ueber- 
blick  über  die  allgemeine  Lage  erhält,  während  ein  Einzelner  seinen 
Bericht  gewöhnlich  nur  auf  den  eigenen  Betrieb  wird  ausdehnen  können. 
Durch  die  eingehenden  vielen  Einzelberichte  wird  zudem  den  Handels- 
kammern bei  der  Fertigstellung  der  Jahresberichte  eine  nicht  leicht  zu 
bewältigende  Arbeit  verursacht,  und  bei  den  zutage  tretenden  Wider- 
sprüchen in  den  eingegangenen  Berichten  untereinander  wird  es  den 
Beamten  oft  schwer,  zu  entscheiden,  ob  dieser  oder  jener  Bericht  der 
Wirklichkeit  mehr  entspricht. 

Die  Kritiken  über  die  Jahresberichte  der  Handelskammern  setzen 
mit  Beginn  dieses  Jahrhunderts  ein.  An  ihnen  haben  sich  vor  allem 
Dr.  Eulenbiirg  (Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  Sep- 
tember 1902);  Prof.  .S^/w/^drr/ (Moderner  Kapitalismus  I);  Dr.  Schacht 
(Besprechung  des  ersten  Jahrganges  des  Jahrbuches  für  Handel  und 
Industrie,  Preuß.  Jahrbücher);  Richard  Calwer  (Plutus,  Heft  7,  1904) 
beteiligt.  Besonders  scharf  sprachen  sich  die  beiden  ersteren  in  ihrem 
Urteil  über  die  Jahresberichte  der  Handelskammern,  denen  aller 
wissenschaftliche  Wert  abzusprechen  sei,  aus.  Diese  scharfen  Urteile 
hatten  bei  einzelnen  Handelskammern  eine  gewisse,  erklärliche  Miß- 
stimmung hervorgerufen,  und  sie  haben  sich  für  ihre  eigenen  Kammern 
eine  solche  Kritik,  wie  >trübe  Quelle  der  Handelskammerberichte«, 
^unselige  Spezies  der  Handelskammerberichte«  und  dergl.  entschieden 
verbeten.  Die  Düsseldorfer  Handelskammer  hat  auf  diese  Ausstellungen 
hin  eine  Anfrage  an  die  Leiter  der  staatswissenschaftlichen  Seminare 
und  an  hervorragende  Nationalökonomen  gerichtet,  in  welcher  Weise 
nach    ihrer    Meinung    die    Handelskammerberichte    verbessert    werden 
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können.  Einen  besonderen  Erfolg  hat  diese  Umfrage,  wie  genannte 
Handelskammer  in  ihrem  Jahresberichte  für  1903  selbst  angibt,  nicht 
gehabt.  Ein  Kritiker  fordert  darnach,  daß  man  die  Berichte  den 
Fachvereinen  und  den  zentralen  Zweckverbänden  überlassen  solle;  die 
ersteren  seien  als  geschlossene  Gruppen  der  gleichen  Industrie  in  der 
Vertretung  der  Interessen  viel  energischer  und  für  Berichte  viel  sach- 
verständiger. Auch  wird  gewünscht,  daß  man  in  den  Berichten  un- 
bedeutendere Industriezweige  ganz  beiseite  lassen  und  nur  die  wich- 
tigeren zu  Worte  kommen  lassen  soll. 

Auf  das  Verlangen,  nur  die  bedeutenderen  Industrien  bez.  Ge- 
schäfte zu  Worte  kommen  zu  lassen,  verweist  die  Düsseldorfer  Handels- 
kammer an  genannterstelle  auf  die  gesetzliche  Verpflichtung  allseitiger 
Berichterstattung.  — 

Politisch  herrscht  vielfach  das  Bestreben  vor,  bestimmte  Erwerbs- 
gebiete soweit  als  möglich  »notleidend«  hinzustellen,  um  dadurch 
weitere  Besteuerungen  von  denselben  abzuhalten.  Ein  solches  Miß- 
trauen wird  auch  gegenüber  den  Berichten  der  Flandelskammern,  deren 
Interessenkreis  doch  ein  weit  ausgedehnterer  als  der  von  Fachvereinen 
und  Zweckverbänden  ist,  Platz  greifen. 

Einzelne  Handelskammern  haben  zur  Vertretung  des  Kleinhandels 
besondere  Fachausschüsse  gebildet,  beispielsweise  besteht  außer  in 
Berlin  und  München,  wo  deren  einige  dreißig  bez.  acht  vorhanden  sind, 
ein  solcher  aus  1 1  Mitgliedern  gebildeter  auch  bei  der  Handelskammer 
Hanau.  Die  Handelskammer  von  Nordhausen  und  die  von  S. -Weimar 
haben  für  den  Kleinhandel  eine  besondere  Abteilung  errichtet,  während 
in  Hamburg  für  diesen  Zweck  eine  besondere  Kammer  besteht,  bei 
der  19  Fachausschüsse  bestehen.  Die  Mehrzahl  der  Kammern  sucht 
jedoch  das  Eindringen  von  »Minderkaufleuten«  möglichst  hintanzu- 
halten, wie  die  Verhandlungen  in  den  Kammern  über  den  im  preußischen 
Abgeordnetenhause  am  5.  März  1909  gestellten  Antrag  auf  Bildung  von 
Kleinhandelsausschüssen  beweisen,  während  man  der  Bildung  von 
Fachausschüssen  weniger  abgeneigt  ist.  Letzterer  Standpunkt  wird 
damit  begründet,  daß  die  Mitglieder  der  Handelskammern  nicht  in 
allen  Gewerbezweigen  sachkundig  seien '). 

Als  zweckdienlich  erweist  sich  die  Einrichtung  der  Nordhauser 
Handelskammer.  Dieselbe  berichtet  nicht  nur  über  den  Kolonial-  und 
Materialwarenhandel  im  großen,  sondern  auch  im  kleinen,  wobei  alle 
hauptsächlichen,  unter  diesen  Begriff  fallenden  Warengattungen  er- 
wähnt und  die  Ein-  und  Verkaufspreise  angegeben  werden.  Außer 
den  Einzelberichten,  in  welchen  die  in  manchen  Jahresberichten  in  den 
Einleitungen  sich  wiederholenden  Redewendungen  vermieden  und  nur 
größeren  Industriegesellschaften  das  »freie«  Wort  verstattet  wird,  ent- 
hält ihr  Jahresbericht   eine  von  ihr  selbst  ausgehende  Uebersicht  über 

*)  Veröffentlich angen  der  Handelskammer  zu  Kassel  Jahrg.  1909  Heft  2  S.  27  ff. 
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die  Lage  der  einzelnen  Zweige.  Für  gewöhnlich  hört  die  Berichter- 
stattung für  die  Jahresberichte  beim  Detaillisten  auf,  und  zwar  in  der 
Art,  daß  dieser  sich  völlig  ausschweigt  oder  ausgeschwiegen  wird,  was 
ja  auch  für  ihn  der  Allgemeinheit  gegenüber  in  mancher  Hinsicht  von 
Vorteil  sein  mag.  Freilich  —  »die  Berichte  erfolgen  zuerst  für  den 
Handelsminister,  dann  für  die  Älitglieder  und  zum  dritten  für  die  breite 
Oeffentlichkeit«,  so  meint  die  Düsseldorfer  Handelskammer  in  ihrem 
Jahresberichte  für  1903  gelegentlich  ihrer  Entgegnung  auf  die  Aus- 
führungen Eulenburgs  und  Sombarts. 

Der  Umfang  der  Jahresberichte  der  Handelskammern  wird  mit- 
unter um  mehr  als  den  vierten  Teil  durch  Veröffentlichung  der  Ge- 
schäftsübersichten privater  Aktiengesellschaften  und  Gesellschaften  mit 
beschränkter  Haftung,  wie  Bierbrauereien  und  dgl.  erweitert;  dieser 
Teil  beträgt  mitunter  mehr  als  drei  Bogen  tabellarischen  Satzes,  wo- 
durch sich  die  Herstellungskosten  um  50 — 75  Proz.  erhöhen,  während 
man  Mitteilungen  über  gemeinnützige  Einrichtungen,  wie  Eisenbahn-, 
Sparkassen-  und  Leihhausverkehr  darin  vermißt.  Vereinzelt  findet 
man  jedoch  Mitteilungen  über  gemeinnützige  Baugesellschaften,  die 
sich  bekanntlich  bei  den  Hausbesitzern  keiner  besonderen  Gunst  er- 
freuen, in  den  Jahresberichten  vor. 

Mehrere  Handelskammern  veröffentlichen  auch  die  Stückzahl 
der  bei  den  Verlagspostanstalten  ihres  Bezirks  abgesetzten  Zeitungs- 
nummern. Diese  Uebersichten  würden  aber  viel  wertvoller  sein, 
wenn  statt  der  Stückzahl  die  Zahl  der  Besteller  in  den  einzelnen 
Vierteljahren  angegeben  würden,  und  zwar  auch  derjenigen,  welche 
Zeitungen  von  außerhalb  des  Landes  beziehen,  weil  sich  aus  ihnen 
entnehmen  läßt,  wie  stark  das  Lesebedürfnis  in  den  verschiedenen 
Jahreszeiten  ist;  auch  ist  die  Ein-  und  Ausführung  von  Zeitungen  in 
den  einzelnen  Staaten  verschieden,  je  nachdem  der  betreffende  Staat 
von  mehreren  Klein-  oder  nur  einem  Großstaat  begrenzt  wird,  wie  die 
Uebersichten  für  die  Herzogtümer  Oldenburg  und  Sachsen,  von  denen 
mir  aber  nur  die  der  abgesetzten  Stückzahl  bekannt  ist,  annehmen 
lassen.  Auf  ein  Entgegenkommen  seitens  der  Postbehörden  werden  die 
Handelskammern  in  dieser  Beziehung  sicherlich  rechnen  können. 

Ruhiger  und  vorsichtiger  als  Eulenburg  und  Sombart  spricht  sich 
Calwer  in  seinem  Urteil  über  die  Jahresberichte  der  Handelskammern 
aus.  Er  sieht  die  Frage  einer  besseren  Berichterstattung  der  Handels- 
kammern als  eine-  Bildungsfrage  an.  Der  Hauptfehler  liege  darin,  daß 
den  Fabrikanten  und  Kaufleuten,  die  das  INlaterial  für  die  Jahresberichte 
liefern,  entweder  der  Sinn  für  die  Wichtigkeit  solcher  Berichte  oder 
hinreichende  Kenntnisse  fehlen.  Die  Berichterstatter  suchten  die  Be- 
richte so  zu  gestalten,  daß  sie  mit  den  eigenen  Interessen  nicht  kolli- 
dierten;  sie  stützten  sich  meist  auf  die  Erfahrungen  im  eigenen  Be- 
trieb.     Solange    die    Jahresberichte    auf   Berichte    Einzelner    beruhten. 
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werde  die  Subjektivität  vorwalten;  den  Handelskammern  fehlten  fast 
überall  die  Mittel  zu  einem  eigenen  statistischen  Bureau. 

Die  beiden  erstgenannten  Verfasser  mögen  wohl  mit  ihren  Aus- 
führungen in  manchem  Punkte  über  das  Ziel  hinausschiefSen,  trotzdem 
aber  wird  man  die  Jahresberichte  der  Kammern  —  nicht  bloß  die  des 
Handels  allein  —  mit  derselben  Vorsicht  als  wissenschaftliche  Quellen 
für  das  Wirtschaftsleben  benutzen  müssen,  wie  die  parteipolitischen 
Zeitungen  für  die  politische  Zeitgeschichte.  Die  Angestellten  der 
Kammern  betrachten  sich  zwar  als  mittelbare  Staatsbeamte,  die  All- 
gemeinheit aber  sieht  sie  mehr  als  Vertrauensleute  der  Angehörigen 
des  Handels,  Gewerbes  bez.  der  Landwirtschaft  an.  Die  wirtschafts- 
politischen Gegensätze  zwischen  Handel  und  Gewerbe  einerseits  und 
Landwirtschaft  anderseits  sind  so  stark,  daß  ein  gut  Teil  INIißtrauen 
gegen  die  Jahresberichte  auch  fernerhin  bestehen  bleiben  wird.  Der 
Umstand,  daf^  einzelne  Handelskammern  (beispielsweise  die  Brom- 
berger)  die  Verantwortung  für  die  Berichte  über  die  Lage  von  Handel 
und  Industrie  ablehnen,  ist  auch  nicht  geeignet,  bei  der  Allgemeinheit 
besonderes  Vertrauen  für  dieselben  zu  erwecken ;  sie  sinken  dadurch 
gewissermaßen  auf  den  Stand  der  »Eingesandts«  in  den  politischen 
Zeitungen  herab,  für  welche  die  Schriftleitung  wenigstens  die  »preß- 
gesetzliche« Verantwortung  übernimmt.  — ■  Gelesen  werden  aber  die 
Berichte  der  Handelskammern  doch,  auch  außerhalb  der  Kreise  der 
Handelskammermitglieder,  das  beweist  schon  der  Umstand,  daß  viele 
Fachblätter  die  ihr  Gewerbe  betreffenden  Berichte  aus  den  Jahresbe- 
richten der  Handels-  und  auch  aus  denen  der  Gewerbekammern  nach- 
drucken oder  auszugsweise  wiedergeben.  Calwer  irrt  übrigens,  wenn 
er  annimmt,  daß  die  Jahresberichte  lediglich  auf  die  Mitteilungen 
einer  einzelnen  Person  aus  den  verschiedenen  Handels-  und  Gewerbe- 
betrieben aufgebaut  würden.  Ein  großer  Teil  von  den  Handelskammern 
sendet  alljährlich  an  mehrere  Geschäfte  eines  und  desselben  Gewerbe- 
zweiges Fragebogen  aus.  Bei  der  Düsseldorfer  Handelskammer  z.  B. 
beträgt  die  Gesamtzahl  dieser  Fragebogen  nach  ihren  eigenen  An- 
gaben gegen  1500,  von  denen  aus  jedem  Zweig  des  Handels  6 — 12 
Berichte  einlaufen,  die,  »nachdem  darin  enthaltene  Widersprüche  durch 
schriftliche  und  telephonische  Nachfrage  aufgeklärt  sind,  zu  einem 
Gesamtbericht  verarbeitet  werden«. 

In  einem  so  günstigen  Fahrwasser,  wie  die  Düsseldorfer  Handels- 
kammer nach  ihren  Berichten  segelt,  befindet  sich  freilich  ein  Teil  der 
Kammern  nicht,  wie  ich  aus  den  mir  zur  Verfügung  stehenden  Jahres- 
berichten selbst  feststellen  kann.  Aus  der  Einleitung:  »Darüber  wird 
uns  berichtet«,  »Man  schreibt  uns«,  »Es  geht  uns  darüber  folgender 
Bericht  zu«  usw.  läßt  sich  schon  entnehmen,  daß  es  sich  dabei  nur 
um  einen  einzigen  Bericht  handelt,  der  keine  weitere  Bearbeitung  er- 
fahren hat.    Zuweilen  sind  diese  Einleitungen  noch  mit  einem  »leider« 
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begleitet  oder  die  Kammer  bemerkt  gar,  daß  ihr  von  diesem  oder 
jenem  Gewerbe  ein  Bericht  nicht  zugegangen  sei  oder  daß  sie  einen 
solchen  trotz  mehrfacher  Aufforderung  nicht  habe  erhalten  können, 
und  in  solchen  Fällen  findet  man  zuweilen  das  wiedergegeben,  was 
bereits  im  vorigen  Jahresbericht  gestanden  hat.  Durch  die  eben  er- 
wähnten Einleitungen  wird  dieser  Teil  der  Jahresberichte  vollends  zu 
dem  gestempelt,  was  vorhin  angedeutet  wurde,  —  zu  einem  »Sprech- 
saal«. 

Ein  anderer  Umstand,  der  verhindert,  daß  die  Jahresberichte  der 
Handelskammern  zu  ausgedehnteren  wissenschaftlichen  Arbeiten  ver- 
wendet werden  können,  ist  der,  daß  das  Erscheinen  derselben  sich 
vom  Beginn  des  Jahres  bis  zum  Spätherbst  hinzieht,  und  somit  fast 
das  auf  das  Berichtsjahr  folgende  Jahr  vorbei  ist,  ehe  der  letzte  von 
ihnen  auf  der  Bildfläche  erscheint.  Einige  Jahresberichte  erscheinen 
gewöhnlich  schon  Anfang  Januar,  so  der  der  Lübecker,  der  Osna- 
brücker und  anderer  Handelskammern;  bei  Barmen  heißt  es:  »Anfangs 
des  auf  das  Berichtsjahr  folgenden  Jahres« ;  bei  Hanau  :  »Tunlichst 
innerhalb  der  beiden  ersten,  spätestens  drei  Monate«;  bei  Würzburg: 
April,  Mai;  Straßburg  i.  E.:  »gewöhnlich  in  dem  Monat  August«. 
Einige  Handelskammern  teilen  ihre  Jahresberichte,  um  das  Erscheinen 
derselben  nicht  allzuweit  hinausschieben  zu  müssen  und  Zeit  für  die 
Bearbeitung  des  statistischen  Teils  zu  gewinnen,  in  zwei  Teile.  Es 
geschieht  dies  u.  a.  bei  den  Handelskammern  Altenburg,  Berlin, 
Bremen,  Bielefeld,  Brandenburg  a.  d.  H.,  Essen,  Hannover,  Heidelberg, 
Ludwigshafen  a,  Rh.;  die  Kieler  Handelskammer  sendet  einen  »vor- 
läufigen Bericht«  im  Umfange  von  zwei  Bogen  hinaus,  welcher  über 
die  Lage  der  einzelnen  Handels-  und  Gewerbezweige  berichtet;  die 
Handelskammer  in  Lahr  und  wohl  auch  andere  badische  Handels- 
kammern senden  den  Bericht  über  die  wirtschaftliche  Lage  im  Januar 
an  das  Großherzogliche  Ministerium  ein,  während  der  eigentliche 
Jahresbericht  erst  Mitte  des  Jahres  fertiggestellt  wird. 

Die  Halberstädter  Handelskammer  gibt  zu  ihrem  Blatte  noch  eine 
Beilage:  »Die  Handelskammer«,  heraus,  und  die  Magdeburger  seit 
dem  Jahre  1902  gelegentliche  Einzelbeschreibungen  von  Zweigen  des 
Handels  und  der  Industrie,  von  welchen  mir  die  beiden  ersten  Hefte 
vorliegen.  Diese  Sonderausgaben  sollen  die  Jahresberichte  ergänzen 
und  werden  denselben  als  Beilagen  angefügt.  Aehnliche  Beilagen  fügt 
die  Handelskammer  in  Eger  regelmäßig  ihren  »Mitteikingen«  bei,  die 
jährlich  sechsmal  erscheinen,  während  die  Berichte  der  Reichenberger 
Kammer  monatlich  erscheinen. 

Was  den  Umfang  der  Jahresberichte  anbelangt,  so  ist  derselbe 
ziemlich  schwankend;  maßgebend  in  diesem  Punkte  ist  nicht  nur  die 
Größe  der  Handelskammern,  sondern  mitunter  auch  deren  Rührigkeit. 
Bei  einzelnen    erreicht  er  wenig  über    zwei  Bogen;    die    beiden    Teile 
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des  Jahresberichts  der  Berliner  Handelskammer,  die  Kleinfolioformat 
haben,  umfassen  200  und  550  S.,  der  der  Handelskammer  in  Frank- 
furt a.  M.  gegen  500  S.,  der  der  Kölner,  der  sich  auf  fünf  Hefte  ver- 
teilt, 664  S.,  Augsburg  275  S.,  Lahr  250  S.,  Ludwigshafen  a.  Rh. 
232  S.,  Oldenburg  i.  Gr.  igö  S.,  Wiener  Handels-  und  Gewerbekammer 
600 — 800  S.  usw.  Der  Umfang  der  Jahresberichte  der  Handwerks- 
und Gewerbe-  und  der  Landwirtschaftskammern  bewegt  sich  zwar  meist 
in  mäßigen  Grenzen,  einzelne  stehen  aber  hierin  den  Handelskammern 
nicht  nach :  Der  Jahresbericht  der  Landwirtschaftskammer  für  die 
Provinz  Sachsen  für  1908  umfaßt  z.  B.  368  S.,  der  zu  Stettin  192  8., 
der  der  Hamburger  Gewerbekammer  für  1908  354  S.,  der  der  deutschen 
Sektion  des  Landeskulturrats  für  das  Königreich  Böhmen  356  S.,  das 
Jahrbuch  des  Zentralverbandes  der  deutschen  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften Böhmens  gegen  175  S. 

Da  die  den  Handels-  und  anderen  Kammern  zur  Verfügung 
stehenden  Mittel  häufig  nicht  nur  als  Grund  für  das  Fehlen  eines 
eigenen  Kammerblattes,  sondern  auch  für  das  Fernbleiben  von  wirt- 
schaftlichen und  sonstigen  Vereinigungen  angesehen  wird,  so  mögen 
hier  einige  Angaben  über  die  Einnahme-  und  Ausgabeverhältnisse  ver- 
schiedener Kammern  wiedergegeben  werden.  Die  Einnahme-  und 
Ausgabeübersichlen  der  Handelskammern  werden  indes  in  ihren  Jahres- 
berichten nur  selten  veröffentlicht,  so  daß  darüber  nicht  allzuviel  in  die 
breite  Oeffentlichkeit  gelangt.  Nach  einem  in  Heft  7  der  »Volksw. 
Blätter«  von  1907  enthaltenen  Artikel  über  Handelskammern  und  Zweck- 
verbände betrug  z.  B.  die  Ausgabenhöhe  bei  der  Handelskammer 
Braunsberg  im  Jahre  1904  256  Mk.,  derjenigen  zu  Swinemünde 
588  Mk.  Die  Handelskammer  Gotha,  die  nach  ihrem  Voranschlage  für 
1908  über  6400  Mk.  Ausgaben  verfügt,  von  denen  1200  Mk.  auf  die 
Besoldung  des  Sekretärs,  2000  Mk.  für  Bureauaufwand  entfallen,  gibt 
seit  1908  ein  eigenes  Blatt  heraus,    für  das  looo  Mk.    eingestellt  sind. 

Was  die  Einnahmen  der  Handelskammern  betrifft,  so  setzen  sich 
dieselben  fast  ausschließlich  aus  den  Beiträgen  der  Kammermitglieder 
zusammen,  sodann  aus  etwaigen  Zinsen,  Mietserträgen  eigener  Gebäude 
usw.  Die  Leipziger  Kammer  führt  noch  eine  Anzahl  Sonderanstalten 
in  den  Einnahmen  und  Ausgaben  auf  die  jedoch  in  dem  Verzeichnis 
nicht  berücksichtigt  wurden.  Es  sind  dies:  i.  Börsengebäude:  Ein- 
nahmen 24,503  Mk.,  Ausgaben  128,357  Mk.;  2.  Börse:  E.  55,178  INIk., 
A-  37>52oMk. ;  3.  Oeffentliche  Handelslehranstalt:  E.  195,492  INIk., 
A.  211,103  ^'fk.;  4.  Kramerstiftung:  E.  51,346  Mk.,  A.  40,297  Mk. 

In  den  Uebersichten  sind  bei  den  einzelnen  Posten  die  Mark- 
bruchteile nicht  aufgeführt,  jedoch  bei  der  Gesamtsumme  mit  verrechnet 
worden.  Bei  den  Handelskammern  Leipzig  und  Stuttgart  sind  bei  den 
Ausgaben  die  wirklichen  Zahlen  angeführt,  während  bei  den  anderen 
meist  die  Voranschläge  in  Betracht  kommen. 
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Die  bei  den  österreichischen  Handelskammern  für  gemeinnützige 
Zwecke  angeführten  Summen  sind  hauptsächlich  für  gewerbliches 
Unterrichtswesen  verausgabt  worden.     Die  Höhe  der  Ausgaben  dieser 


Die  Kassenverhältnisse  der  Handels- 

Ueber- 


Bezeichnung 

A.  Größere. 

I. 

2. 

3. 

4- 

5.           6. 

7- 

3J 

des 
Gegenstandes 

Berlin 

Leipzig 

Mün- 
chen 

Stutt- 
gart 

Basel  j  Zürich 

Wien 

a 

Abgerundeter 

Mark 

Franks 

Kronen 

I 

Gehälter    und    Ruhe- 

I 

gelder 

120  000 

81  495 

30563 

19388 

13  929122  948 

565  985 

2 

Miete 

20  000 

24  000 

16  144 

— 

i 
1 

— 

3 

Erneuerungen 

10  000 

II  944 

— 

10  681 

41  544 

4 

Für  Bibliotheks- 

t 

zwecke 

20  000 

8  000 

6507 

I  826 

566;     — 

12  625 

5 

Druck-  und  Anzeigen- 

1 

kosten 

39500 

13  900 

15825 

8768 

937 

— 

38931 

6 

Fernsprechgebühren 

und  Porto 

— 

2  000 

— 

I  228 

— 

— 

20  482 

7 

Geschäftsbedarf 

18  000 

3  500 

29704 

I  757 

69 

9678 

29343 

8 

Reise-      und      Tage- 

gelder 

15  000 

5000 

5825 

2586 

— 

— 

84466 

9 

Vereinsbeiträge 

3  000 

4338 

lO 

Für  gemeinnützige 

9  220 

I  832 

2585 

— 

— 

Zwecke 

35000 

3  000 

10  000 

— 

— 

— 

267  581 

II 

Heizung,  Beleuchtung 

1 

usw. 

16  000 

7  220 

— 

813 

— 

— 

22  372 

12 

Schuldentilgung,  Dar- 
lehen ,      Zuschüsse 

usw. 

158  500 

56884 

5460 

15 

— 

— 

241  653 

13 

Hebegebühren 

— 

— 

— 

633 

— 

— 

— 

M 

Verschiedenes 

Ausgaben      1909 

10  000 

12  921 

3810 

930 

5  264 

18  609 

89  412 

565  000 

226  411 

133  061 

50  461 

23352,51  235 

I  410  238 

Einnahmen    1909 

565  000 

226  41 1 

133  061 

65248 

23  352  j  53  002 

I  410  238 

Ausgaben      191 i 

617  000 

249  116  257  627 

III  351 

24637157  168 

I  471  280 

Einnahmen   191 1 

617  000 

251  987 

257  627 

121  593 

24637 

59581 

I   518925 

Ueber  die  Kassenverhältnisse  der  Handwerkskammer  geben 
folgende  Zahlen    (die   bei  2  beziehen    sich    auf  das  Jahr  1908,  bei  den 
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Kammern    erklärt   sich  daraus,    daß    ihnen    auch    die  Angelegenheiten 
von  Gewerbe  und  Handwerk  übertragen  sind. 


k  a  in  m  e  r  n  gestalten  sich  wie  folgt: 
sieht  V. 


B.  Mittlere. 


Hanau 


2. 

Kassel 

3. 
Olden- 
burg 

4. 
Osna- 
brück 

5- 
Wei- 
mar 

6. 
Brunn 

7- 
Eger 

8. 
Reichen- 
berg 

9- 
Aarau 

10. 
Bern 


Betrag  in 


Mark 

Kronen 

Franks 

6211 
840 
143 

II  398 

II  843 

I  145 

42 

6337 
7383 

13  000 

950 
500 

74  183 

1853 

191 

42297 

192  428 
33031 

7  175 

13  060 
I  540 

3254 

848 
3908 

795 

471 
2  361 

700 
I  200 

2905 
14  062 

3  479 
4657 

8969 
17378 

801 
894 

— 

I  168 
318 

1073 
8  141 

3640 

471 

850 
350 

I  824 
2682 

2  264 
2  022 

7336 
9885 

99 

4500 

1951 

898 

2  104 

1455 

I  600 

4052 

5295 

15593 

130 

I  500 

746 

I  861 

127 

3  755 

953 

600 
2  000 

853 
39  744 

42073 

1955 
140  636 

375 

— 

614 

— 

185 

1439 

200 

2643 

I  OII 

— 

- 

— 

I  000 
142 

37 

694 
754 

5255 

388 
798 

862 

775 

575 
550 

27  196 
2  405 

II  820 

3462 

52  500 
122  072 

— 

— 

16  429 
17789 

17  251 
16860 

34  620 
42  809 
58468 
58468 

24  822 

34  959 

35  146 
42254 

21  461 
24693 
21  850 
24402 

23850 
29  136 
30865 

39719 

196925 
196  016 
257  130 
245733 

126543 

137835 
164  000 
164  000 

578359 
541  255 
574562 
729650 

9  474 
9695 

20  600 
20  600 

andern    auf  das    Jahr    191 1.     Die    Ergebnisse    bei    den    letztgenannten 
weisen  gegen  1908  keine  wesentliche  Unterschiede  auf)  Auskunft. 
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Bezeichnung 

des 
Gegenstandes 


Handwerkskammern 


I. 

Hamburg 


2. 

Inster- 
burg 


3- 
Magde- 
burg 


Münster 


Elsaß- 
Lothringen 


Abgerundeter  Betrag  in  Mark 


A. 

E  i  n  n  a  h 

m  e  n. 

Gemeindebeiträge 

45  ooo 

29  500 

32  208 

38800 

18  127 

Prüfungsgebühren,        Unter- 

richtskurse 

23673    > 

5205 

17  228 

4  100 

Kammerblatt,    Drucksachen- 

verkauf 

—       ( 

I  300 

1815 

I  050 

2608 

Ueberschuß  vom  Vorjahre 

8679 

6425 

9  140 

I  700 

— 

Verschiedenes 

16595 

600 

4791 

4  260 

383 

Summa  (einschl.  Bruchteile) 

93  939 

43025 

75  187 

58  910 

21  118 

B.  Ausgaben. 


Gehälter  und  Ruhegelder 

25285 

II  440 

20  418 

15780 

I  434 

Miete,  Reinigung,  Heizung 

IG  182 

I  250 

1548 

I  350 

— 

Erneuerung 

— 

100 

— 

800 

— 

Reisekosten  und  Tagegelder 

5  142 

5  000 

3767 

4  180 

491 

Bücher,  Zeitschriften  usw. 

2819 

150 

5693 

3  600 

s.  unt.  I 

Druck-  und  Anzeigekosten 

— 

2470 

3696 

4700 

9615 

Geschäftsbedarf 

14816 

750 

s.  unt.  6 

— 

— 

Vereinsbeiträge 

I  734 

300 

— 

200 

— 

Für  Prüfungszwecke 

8693 

3  000 

23613 

19  300 

4  999 

Für  gemeinnützige  Zwecke 

— 

2  900 

— 

300 

M5S 

Fernsprechgebühren,    Porto 

— 

I  200 

— 

— 

— 

Verschiedenes 

16525 

6465 

6708 

5500 

I  523 

Summa  (einschl.  Bruchteile) 

93948 

43025 

65  240 

58910 

19  610 

Ueber  .Ausgaben  und  Einnahmen  von    L  a  n  d  \v  i  r  t  s  c  h  a  f  s  k  a  m- 
m  e  r  n  mögen  folgende  Ausgaben  aus  den  letzten  Jahren  dienen. 

Uebersicht  VII. 


" 

Ein- 
nahmen 

darunter 

Lau- 
fende 
Nr. 

Bezeichnung  der  Kammer 

Ausgaben 

Staats- 
zuschuß 

Mark 

I 

Deutscher  Landwirtschaflsral 

54  154 

54154 

2 

Deutsche  Landwirtschafisgesellschaft 

I  662  180 

I  40G  791 

— 

3 

Landwirtschaftsk.     für    die     Provinz    Ost- 

preußen 

I  162  233 

I  326  160 

647  151 

4 

Landwirtschaftsk.   für  die  Provinz  Sachsen 

I  603  978 

I  731  555 

327601 

5 

Landwirtschaftsk.   f.   die  Provinz  Pommern 

I  174030 

1  348  383 

295913 

6 

Landwirtschaftsk.  für  S. -Altenburg 

50  090 

50  090 

5970 

7 

Landwirtschaftsk.  f.  Schwarzburg-Sonders- 

hausen 

6280 

628G 

2  OGO 

8 

Landwirtschaftsk.   f.  Waldeck  u.  Pyrmont 

29365 

31  681 

7500 

9 

Zentralstelle     des    Vereins    für    Landwirt- 

schaft und   (bewerbe   in  Huhenzollern 

50  164 

41  113 

30  487 

IG 

Landwirtschaftsk.  f.  d.  Reg. -Bez.  Wiesbaden 

245  830 

318  715 

52  242 

I  I 

Landw.  Hauptverein  f.  Mecklenburg-Strelitz 

25267 

25  281 

14  050 
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A  n  m.  Die  Einnahmen  des  Deutschen  Landwirtschaflsials  setzen  sich  wie  bei 
den  Handels-  und  sonstigen  Kammern  aus  den  Jahresbeiträgen,  Zinsen  und  sonstigen 
Einnahmen  zusammen.  Unter  den  Ausgaben  stehen  die  Besoldungen  mit  17  671  Mk. 
(1909),  an  erster  Stelle,  alle  anderen  Posten  erreichen  nicht  die  Hälfte  der  Be- 
soldungen, am  stärksten  sind  noch  die  Druckkosten  mit  8803  Mk.  vertreten,  für 
Bibliothek,  Zeilschriften  und  literarische  Arbeiten  wurden  insgesamt  1916  Mk.  ver- 
ausgabt. Dem  Deutschen  Landwirtschafisrat  unterstellt  ist  die  Prcisberichtstelle, 
deren  Einnahmen  die  Beiträge  der  preußischen  Landwirtschaflskammern  (1909 
15  000  Mk.),  der  Deutschen  Landwirtschaftsgesesellschaft,  des  Bundes  der  Land- 
wirte, der  Vereinigung  der  deutschen  christlichen  Bauernvereine  und  einiger  sonstiger 
Interessengruppen  bilden.  Neben  dem  Betriebsfonds  der  Preisberichtstelle  von 
19493  Mk.  stehen  die  Druckkosten  nebst  Papierbedarf  mit  17096  Mk.  an  zweiter 
Stelle.  Einnahmen  und  Ausgaben  gleichen  sich  mit  77  249  Mk.  aus.  Unter  den 
Einnahmen  der  Deutschen  Landvvirtschaftsgesellschaft  nehmen  die  Gebühren  mit 
I  174  913  Mk.  den  ersten  Platz  ein,  ihnen  folgen  die  Mitgliederbeiträge  mit 
329200  Mk.  Die  Ausgaben  verteilen  sich  wie  folgt:  Gehälter  441  550  Mk.,  Miete 
37818  Mk.,  Porto  36032  Mk.,  sonstige  Verwaltungskosten  247700  Mk.,  Versuche 
90949  Mk.,  Schriften  124  289  Mk.,  andere  Unternehmungen  25523  Mk.,  Wander- 
ausstellung (Stuttgart)  38  509  Mk.,  Rückvergütung  358  428  Mk.  An  Schriften 
wurden  i  053  404  Stück  unentgeltlich  abgegeben,  26  420  Stück  verkauft,  woran  die 
»Mitteilungen«  mit  878822  bez.  10892  Stück  an  erster  Stelle  stehen;  ihre  Ein- 
nahmen setzen  sich  aus  3  258  Mk  vom  Auswärtigen  Amte,  1080  Mk.  Bezugs- 
gebühren, 27  000  Mk.  Anzeigenpacht  zusammen,  während  weitere  13  065  Mk.  von 
der  Düngerabteilung  erstattet  wurden.  An  Ausgaben  waren  35  056  Mk.  zur  Her- 
stellung und  Versendung,  5200  Mk.  für  Schriftleitung,  i  649  Mk.  für  Honorare  er- 
forderlich. Bei  der  Zentraisteile  in  Hohenzollern  (Nr.  9)  entfallen  von  den  Aus- 
gaben auf  die  gewerbliche  Abteilung  9051  Mk.  Zur  Gewerbeförderung  stehen  der 
Hamburger  Gewerbekamm.er  außer  der  in  Uebersicht  VI  genannten  Summe  noch 
30  000  Mk.  aus  Staatsmitteln  zur  Verfügung ;  auch  die  dort  als  Gemeindebeiträge 
verzeichnete  Summe  ist  Staatszuschuß. 

Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  einiger  in  Oesterreich  bestehenden 
und  den  Landwirtschaftskammern  des  Deutschen  Reiches  entsprechen- 
den Landwirtschaftsgesellschaften  und  ihnen  gleich  zu 
achtenden  Körperschaften  sind  folgende: 

Uebersicht  VIII. 


Lau- 
fende 

Nr. 

Bezeichnung  der  Gesellschaft 

Ausgaben 

Ein- 
nahmen 

darunter 
Staats- 
zuschuß 

Kronen 

I 

2 
3 

4 

5 

Landeskulturrat  für  Oesterreich  0.  d.  Enns 
K.  k.  Steiermark.  Landwirtschaftsges. 
Zentralverb,    deutscher    landw.    Genossen- 
schaften Böhmens 
K.  k.  Landwirtschaftsges.   für  Kärnten 
K.  k.  Landwirtschaftsges.  für  Krain 

216  291 
979  985 

40  840  542 

430  197 
804  376 

216  291 
I  104  724 

40  840  542 
430  197 
804  376 

216  291 

206  236 

214  800 
32900 

Auf   die    günstigen    wirtschaftlichen  Verhältnisse    der   Blätter    der 
schweizerischen  Gewerbe-    und    auch    der    anderen  Vereine    habe    ich 
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schon  in  Heft  2  dieser  Zeitschrift  vom  Jahre  1910  in  der  Arbeit  über 
die  Vereinspresse  hingewiesen.  Die  Einrichtung  der  Handwerks-  und 
Gewerbekammern,  wie  sie  im  Deutschen  Reiche  bestehen,  fehlt  dort 
gänzlich;  die  Organisierung  des  1879  gegründeten  Schweizerischen 
Gewerbevereins,  der  sich  in  44  Zentralverbände  mit  (Ende  1910) 
19,593  INIitgliedern,  15  Kantonalverbänden  mit  19,827  und  100  Lokal- 
verbänden mit  14,277,  sich  aus  gemischten  Berufen  zusammensetzenden, 
zusammen  54,005  ^Mitgliedern  und  184,085  bez.  29,554  und  32,694  Fr. 
Vermögensstand,  bei  jährlich  etwa  35,000  Fr.  Bundesbeitrag,  gliedert, 
ist  eine  durchweg  private,  ebenso  wie  die  der  Handelskammern,  je- 
doch mit  Ausnahme  der  des  Kantons  Bern,  die  seit  i.  Januar  1898 
besteht  und  eine  vorberatende  und  begutachtende  Behörde  bildet,  die 
der  Leitung  der  Verwaltung  des  Innern  unterstellt  ist.  Eigene  Zeit- 
schriften oder  Mitteilungen  gibt  von  den  schweizerischen  Handels- 
kammern, nachdem  das  Blatt  der  Genfer  Kammer  mit  Ende  des  Jahres 
1909  in  den  Privatbesitz  des  Sekretärs  genannter  Kammer  überge- 
gangen ist  und  unter  dem  Titel  »Schweizerische  Blätter  für  Handel 
und  Industrie  —  Bulletin  Commercial  et  Industriel  Suisse«  in  er- 
weitertem Umfange  und  in  deutscher  und  französischer  Sprache  weiter 
erscheint,  keine  einzige  mehr  heraus,  wohl  aber  geben  alle  Jahres- 
berichte heraus,  die  indes  nur  für  die  ]\Iitglieder  der  betreffenden 
Handels-  und  Industrievereine  bestimmt  sind ;  eine  Verpflichtung  zur 
Vorlegung  an  die  Behörden  besteht  nicht,  die  Bernische  Kammer  macht 
hiervon  selbstverständlich  eine  Ausnahme.  Der  Zeitpunkt  des  Er- 
scheinens dieser  Jahresberichte  erstreckt  sich  auf  die  Zeit  von  April 
bis  Juli,  ist  aber  nirgends  an  einen  bestimmten  Termin  gebunden.  Der 
Bericht  des  Vororts  der  Schweizerischen  Handels-  und  Industrie- 
vereine, der  seinen  Sitz  in  Zürich  hat,  erscheint  erst  im  September. 
Inhaltlich  unterscheiden  sich  die  Berichte  von  denen  des  Deutschen 
Reiches  und  Oesterreichs  nur  wenig.  Neben  umfangreichen  tabellari- 
schen Arbeiten  über  Geld-  und  Kreditinstitute  ist  ihnen  in  der  Regel 
ein  Mitgliederverzeichnis,  sowie  Einnahmen-  und  Ausgabennachweis 
beigegeben.  Einzelne  beschränken  ihre  Berichte  über  die  Lage  der 
einzelnen  Industrien  auf  die  in  dem  betreffenden  Kanton  besonders 
heimische,  so  St.  Gallen  auf  die  Textilindustrie.  Der  Ausdruck  Handels- 
kammer bezeichnet  in  der  Schweiz  übrigens  lediglich  den  Vorstand 
der  in  den  einzelnen  Städten  oder  Kantonen  bestehenden  Handels- 
und Industrievereine,  zu  denen  der  Ein-  und  Austritt  ein  freiwilliger 
ist.  Im  Deutschen  Reiche  und  in  Oesterreich  versteht  man  unter  diesem 
Ausdruck  gewöhnlich  die  Gesamtheit  der  Kammerangehörigen. 

Zum  Schluß  sei  noch  auf  die  von  mir  in  meiner  Arbeit  über  das 
hundertjährige  Bestehen  der  preußischen  (jesetzsammlung  und  der 
Regierungs-Amtsblätter  in  Heft  4  dieser  Zeitschrift  von  191 2  erwähnten 
Festschriften    hingewiesen,    die    für    den    Forscher    manches    Quellen- 
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material  enthalten  und  zu  deren  Herausgabe  den  Handelskammern, 
deren  Entstehung  eine  stufenmäßige  ist,  und  von  denen  die  ältesten 
sich  in  der  Rheingegend  befinden  und  teils  der  französischen  Gesetz- 
gebung, teils  besonderen  landesherrlichen  Erlassen  ihr  Inslebentreten 
verdanken,  in  den  nächsten  Jahren  reichlich  Gelegenheit  geboten  ist, 
da  in  den  nächsten  zehn  Jahren  annähernd  35  von  ihnen  ihr  fünfzig- 
jähriges Bestehen  feiern  können,  während  die  Zahl  derer,  die  dieses 
Ereignis  bereits  hinter  sich  haben,  gegen  70  beträgt,  7  können  sogar 
auf  ein  hundertjähriges  zurückblicken.  Von  letzteren  haben  die  Straß- 
burger (1903),  die  Frankfurter  (Älain,  1908),  die  Stuttgarter  (1910) 
Festschriften  herausgegeben,  von  denen  besonders  die  der  Frankfurter 
Kammer  mit  ihren  1372  S.  Umfang  beachtenswert  ist.  Aus  gleichem 
Anlaß  geschah  dies  seitens  des  Bayerischen  Landvvirtschaftsrates  (1910). 
Hingegen  hat  die  große  Mehrzahl  der  Kammern  bei  Gelegenheit  ihres 
fünfzigjährigen  Bestehens  ein  gleiches  nicht  getan,  trotzdem  gerade 
den  Handelskammern  behördlicherseits  der  Wert  derartiger  Fest- 
schriften nahegelegt  und  sie  zum  Sammeln  derselben  aufgefordert 
wurden.  Die  Handelskammern  von  Chemnitz,  Dresden,  Leipzig,  Plauen 
i.  V.  und  Zittau,  sowie  Darmstadt,  die  im  Jahre  191 2  ihr  fünfzig- 
jähriges Bestehen  feierten,  haben  sich  in  dieser  Beziehung  den  Un- 
tätigen angeschlossen,  einzelne  von  ihnen  wollen  des  Ereignisses  im 
nächsten  Jahresberichte  gedenken;  dagegen  gab  die  Leipziger  Ge- 
werbekammer in  diesem  Jahre  aus  gleichem  Anlaß  eine  Festschrift 
heraus.  Ferner  ist  dies  bisher  geschehen  seitens  der  Posener  Handels- 
kammer (1903),  der  Bochumer  (1906),  der  Nordhauser  (1909).  Ebenso 
wird  der  Deutsche  Handelstag  sein  fünfzigjähriges  Bestehen  durch  Her- 
ausgabe mehrerer  Bände  bekunden,  von  dem  der  erste,  reich  ausgestattete 
191 1  im  LJmfange  von  486  und  12  S.  erschienen  ist.  In  bescheidenerem 
LTmfange  taten  dies  der  jNIecklenburgische  patriotische  (landwirtschaft- 
liche) Verein  (189s)  beim  hundertjährigen,  der  Oberösterreichische 
landwirtschaftliche  Verein  beim  fünfzigjährigen  seiner  Zeitschrift  (1906) 
der  Bernische  Verein  für  Handel  und  Industrie  (1910),  die  Kaufmänni- 
sche Gesellschaft  zu  Zürich  (1903)  beim  dreißigjährigen  und  die  Trienter 
landwirtschaftliche  Gesellschaft  (1907)  beim  fünfundzwanzigjährigen 
durch  eine  reich  ausgestattete  Festschrift  in  italienischer  Sprache. 
Letztere  Gelegenheit  hat  fast  keiner  der  deutschen  Bauernvereine  vor- 
übergehen lassen,  ohne  nicht  der  Nachwelt  die  Geschichte  seines 
Wirkens  durch  Festschriften  kundgetan  zu  haben. 

Die  Blätter  der  deutschen  Landwirtschaftskammern,  die  durch  das 
Gesetz  vom  30.  Juni  1894  ins  Leben  gerufen  wurden,  sind  meist  viel 
älter  als  die  betreffenden  Kammern,  so  erscheint  z.  B.  die  »Georgine« 
bereits  seit  dem  Jahre  1832  ;  sie  wurde  1908  von  der  Landwirtschafts- 
kammer für  Ostpreußen  übernommen  und  umgestaltet. 
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Die  Sommersterblichkeit  der  Säuglinge  in  den    deutschen 

Großstädten. 

Von 

Dr.  W.  M  o  r  g  e  n  r  o  t  h. 

Als  Tatsache  statistischer  Erfahrung  ist  der  starke  Einfluß  der 
sommerlichen  Hitze  auf  die  Höhe  der  Säuglingssterblichkeit  schon  lange 
bekannt,  trotzdem  aber  herrscht  über  die  näheren  Ursachen  dieser 
Erscheinung  immer  noch  wenig  Klarheit  und  Uebereinstimmung  der 
INIeinungen.  In  den  heißen  Sommermonaten,  wenn  erfahrungsgemäß  bei 
den  Erwachsenen  die  Sterblichkeit  am  geringsten  zu  sein  pflegt,  zeigt 
sich  bekanntlich  mit  ziemlich  großer  Regelmäßigkeit  ein  außerordent- 
liches Anschwellen  der  Sterbefälle  bei  den  Kindern ;  namentlich  ist 
dann  fast  immer  eine  starke  Zunahme  der  zum  Tode  führenden  Er- 
krankungen der  Kinder  an  Magen-  und  Darmstörungen,  Krämpfen, 
Wärmestauungen  (Hitzschlägen)  usw.  zu  beobachten. 

Als  Hauptursache  dieser  Erkrankungen,  besonders  der  »Cho- 
lera infantum«,  wurde  früher  in  medizinischen  Kreisen  allgemein  die 
bakterielle  Zersetzung  der  Tiermilch  während  der  heißen  Sommertage 
und  der  Genuß  solcher  Milch  durch  die  Kinder  angenommen,  jetzt 
steht  man  aber  nach  den  Untersuchungen  von  Meinert,  Rietschel,  Lief  mann 
und  anderen  mehr  auf  dem  Standpunkt,  daß  nicht  die  indirekte  Ein- 
wirkung der  Sommerhitze  durch  die  Milchzersetzung,  sondern  die  direkte 
Wirkung  der  Sommerhitze,  d.  h.  der  Eintritt  von  Wärmestauungen  und 
Hitzschlägen,  die  zahlreichen  Sterbefälle  der  Säuglinge  in  erster  Linie 
herbeiführt.  Auf  dem  3.  Internationalen  Kongreß  für  Säuglingsschutz 
in  Berlin  1910  hat  der  Privatdozent  Dr.  Liejtnann  diese  Meinung  wfeder 
vertreten  und  noch  überzeugender  ist  von  dem  dirigierenden  Ober- 
arzt am  städtischen  Säuglingsheim  in  Dresden,  Professor  Dr.  Hans 
Rielschel,  in  einer  ganzen  Reihe  von  Schriften  der  Nachweis  geliefert 
worden,  daß  die  Hitze  direkt  gesundheitsschädigend  und  häufig  tod- 
bringend auf  die  Säuglinge,  einwirkt.  Von  Rietschel  sind  diese  Fest- 
stellungen noch  weiter  durch  wertvolle  Untersuchungen  über  die  Be- 
ziehungen zwischen  Wohnungstemperatur  und  Säuglingssterblichkeit 
vertieft  worden,  aus  denen  er  schließt,  daß  die  hohen  —  über  die 
Außentemperaturen  meist  weit  hinausgehenden  —  Zimmertemperaturen, 
wie  sie  im  Sommer  in  den  Wohnungen  der  minderbemittelten  Klassen 
vielfach  anzutreffen  sind,  in  erster  Linie  für  die  massenhafte  Säuglings- 
sterblichkeit verantwortlich  zu  machen  sind  ^). 

l)  Vergl.  besonders  Hans  Rietschel:  Die  Sommerslerhlichkeit  der  Säuglinge. 
Sonderabdruck  aus  den  »Ergebnissen  der  inneren  Medizin  und  Kinderheilkunde«. 
6.  Band.     Berlin    1910.     Derselbe:    Sommerhitze,    Wohnungstemperatur    und    Säug- 


Miszellen. 


313 


Die  Begründung  dieser  neueren  medizinischen  Erklärung  der  Som- 
mersterbliclilceit  der  Säuglinge  wird  neben  anderem  hauptsächlich  ge- 
geben durch  Beobachtungen  über  den  klinischen  Verlauf  der  Krankheit, 
der  nur  bei  einem  Teil  der  Kinder  mit  Verdauungsstörungen  verknüpft 
ist  und  der  sich  oft  viel  zu  rasch  vollzieht,  als  daß  die  Zersetzung 
der  Milch  die  Ursache  sein  könnte,  die  im  übrigen  auch  viel  mehr  als 
allgemeine  Massenerkrankung  auftreten  müßte,  wenn  ihr  der  ihr  zuge- 
schriebene, bis  heute  freich  exakt  noch  nicht  erwiesene  Einfluß  in  Wirk- 
lichkeit zukäme. 

Ohne  auf  die  zurzeit  in  medizinischen  Kreisen  noch  herrschenden 
Meinungsverschiedenheiten  des  näheren  einzugehen,  —  in  Heft  i  des 
»Zentralblatts  für  allgemeine  Gesundheitspflege«  1912  hat  sich  Dr.  Kaupe 
z.  B.  wieder  entschieden  gegen  die  direkte  Einwirkung  der  Hitze,  son- 
dern für  die  indirekte  Hitzewirkung  durch  Zersetzung  der  Nahrung 
ausgesprochen  — •  sei  hier  nur  bemerkt,  daß  trotz  der  neueren  An- 
sichten von  der  direkten  Hitzev/irkung  die  Ernährungsweise 
der  Kinder,  die  künstliche  Ernährung  durch  Flaschenmilch  oder  die 
natürliche  Brusternährung,  als  eine  der  Hauptursachen  der  Säuglings- 
sterblichkeit immer  noch  allgemein  anerkannt  wird,  und  zwar  auch  von 
den  Vertretern  der  neueren  Ansichten.  Die  Säuglingssterblichkeit  der 
künstlich  ernährten  Flaschenkinder  ist  nach  allen  bisher  vorliegenden 
Untersuchungen  so  erheblich  größer  als  die  der  natürlich  ernährten  Brust- 
kinder, daß  der  schädigende  Einfluß  der  künstlichen  Ernährung  für  den 
Gesundheitsstand  der  Kinder  als  ganz  zweifelsfrei  angesehen  werden 
muß.  Diese  Tatsache,  auf  der  die  Erklärung  der  Sommersterblichkeit 
als  Folge  der  bakteriellen  iNIilchzersetzung  großenteils  fußt,  bildet  aber 
keinen  zwingenden  Grund,  die  Milchzersetzung  als  die  eigentlich  maß- 
gebende Ursache  anzusehen.  Sie  widerspricht  nicht  der  Erklärung 
durch  die  direkte  Einwirkung  der  Sommerhitze,  denn  der  künstlich  er- 
nährte Säugling  neigt  eben  an  und  für  sich  viel  mehr  zu  Fieberer- 
scheinungen und  Verdauungsstörungen,  erweist  sich  also  gegenüber 
.starker  Hitze  als  weniger  widerstandsfähig,  wie  das  überhaupt  kräf- 
tigere, natürlich  ernährte  Brustkind. 

Aus  der  gegenwärtigen  Stellung  der  medizinischen  Wissenschaft  zu 
der  Frage  scheint  hervorzugehen,  daß  mit  medizinischen  Untersuchungen 
eine  zweifelsfreie  Lösung  des  Problems  zurzeit  noch  nicht  erreicht  ist. 
Vielleicht  kann  aber  die  Statistik  etwas  zur  Klärung  der  Frage  beitragen. 

Eine  gute  Statistik,  welche  die  Säuglingssterbefälle  in  Beziehung 
setzen  würde  zur  Ernährung  der  gestorbenen  Kinder,  zu  den  Woh- 
nungen, in  denen  sie  sich  befunden  haben,  zu  den  sozialen  Verhältnissen 
der  Eltern  usw.,  würde  hier  ohne  Zweifel  von  großem  Nutzen  sein. 
Eine  solche  Untersuchung  kann  freilich  in  den  vorliegenden  kurzen  Aus- 
iingssterblichkeit.  In  der  Zeitschrift  fiir  Kinderheilkunde,  Berlin,  Jahrgang  191 1, 
Bd.  I,  Heft  5/6. 
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führungen  nicht  geboten  werden.  Es  soll  hier  vorläufig  nur  auf  die 
großen  Verschiedenartigkeiten  hingewiesen  werden ,  die 
sich  bei  der  Säuglingssterblichkeit  in  den  verschie- 
denen deutschen  Großstädten  während  der  letzten 
3  Jahre  gezeigt  haben.  Diese  3  Jahre  1910,  191 1  und  1912  sind 
für  das  Studium  der  Säuglingssterblichkeit  überhaupt  außerordentlich 
lehrreich,  weil  der  Sommer  191 1  eine  fast  tropische  Hitzeentwicklung 
und  allgemein  ein  starkes  Anschwellen  der  Säuglingssterblichkeit  mit 
sich  gebracht  hat,  während  die  Jahre  1910  und  1912  mit  ihren  außer- 
gewöhnlich kühlen  Sommern  im  Gegensatz  dazu  nur  eine  geringe 
Steigerung  der  Kindersterblichkeit  zu  verzeichnen  hatten.  Der  Statistik 
bietet  sich  also  eine  vorzügliche  Gelegenheit,  an  den  Erfahrungen  zweier 
kühler  Sommer  und  eines  dazwischen  liegenden  abnorm  heißen  Sommers 
den  Einfluß  der  Temperaturverhältnisse  auf  die  Kindersterblichkeit  zu 
studieren. 

Es  ist  deshalb  in  den  nachfolgenden  zwei  Tabellen  die  Säuglings- 
sterblichkeit, auf  Grund  einer  vom  Statistischen  Amte  der 
Stadt  München  bekanntgegebenen  Zusammenstellung,  für  26  deutsche 
Großstädte  für  jeden  Monat  der  Jahre  1910,  191 1  und  1912  im  Ver- 
gleich zu  den  monatlichen  Temperaturschwankungen  in  diesen  Städten 
zur  Darstellung  gebracht  worden,  um  durch  diese  Ziffern  Material  für 
weitergehende  Forschungen  darzubieten. 


Tabelle    i . 

Die    Säuglingssterblichkeit    in    den    de  u  Ischen    Großstädten 

während  derjahre   1910,    1911   und    191  2. 


Städte 


Tahr 


Jahres- 
sumnic 

bez. 
-durch- 
schnitt 


Berlin 

Hamburg 

München 

Leipzig 

Dresden 

Cöln 


a)  Zahl 

äer  im  ersten  Lebensjahre 

gestorbenen  K 

nder 

1910 

542 

488 

536 

559 

571 

694 

648 

783 

573 

507 

499 

556 

1911 

498 

497 

500 

554 

528 

512 

702 

1345 

834 

505 

463 

517 

1912 

548 

472 

513 

497 

491 

507 

636 

650 

430 

420 

374 

488 

1910 

255 

217 

213 

220 

295 

275 

270 

384 

289 

273 

240 

245 

1911 

243 

224 

216 

255 

216 

191 

300 

CIÖ 

438 

268 

202 

206 

1912 

269 

226 

255 

199 

230 

205 

233 

261 

194 

216 

233 

234 

1910 

189 

185 

194 

194 

218 

152 

176 

184 

203 

184 

196 

218 

1911 

204 

179 

199 

153 

158 

172 

247 

263 

290 

210 

139 

158 

1912 

150 

154 

156 

164 

180 

138 

150 

139 

131 

131 

140 

173 

1910 

135 

147 

151 

156 

161 

171 

218 

285 

220 

170 

146 

168 

1911 

161 

147 

145 

169 

153 

179 

479 

987 

404 

150 

"5 

150 

1912 

145 

152 

123 

137 

144 

126 

212 

258 

112 

116 

113 

137 

1910 

113 

118 

120 

135 

143 

137 

137 

150 

116 

III 

HO 

126 

1911 

107 

130 

117 

126 

106 

113 

193 

411 

205 

109 

114 

109 

1912 

III 

135 

118 

108 

129 

88 

105 

125 

104 

lOI 

82 

99 

1910 

163 

153 

168 

164 

154 

210 

223 

307 

239 

195 

174 

178 

1911 

185 

147 

170 

151 

181 

198 

540 

852 

417 

195 

143 

144 

1912 

168 

166 

164 

125 

152 

142 

336 

345 

184 

137 

116 

133 

6936 

7455 
6026 
3176 
3275 
2755 
2293 
2372 
1806 
2128 
3239 
1775 
1516 
1840 

1305 
232S 

3323 
3158 


Miszellen. 


315 


t- 

1  ~'' 

-  — » 

^ 

(U 

1^ 

1  Jahres- 

Städte 

Jahr 

a 
52 

C3 

s 

:5 

1^ 

'3 

'5 

'S 

& 

42 
S 

<u 
1 

6 

summe 
bez 

' — 1 

4) 

S 

< 

S 

►^ 

1—) 

< 

a, 

4) 

0 

> 
0 

Q 

-durch- 
schnitt 

Breslau 

1910 

'211 

166 

174 

194 

215 

343 

252 

345 

185 

207 

204 

221 

1  2617 

191 1 

182 

IÖ4 

194 

188 

218 

243 

398 

487 

281 

201 

139 

185 

2880 

1912 

202 

205 

232 

192 

195 

209 

229 

214 

140 

137 

152 

169 

2270 

Frankfurt  a.  M. 

1910 

81 

75 

82 

100 

104 

91 

100 

133 

89 

98 

78 

96 

II27 

1911 

85 

70 

74 

87 

73 

68 

115 

193 

149 

79 

71 

^72 

1136 

1912 

68 

64 

64 

72 

92 

65 

93 

lOI 

69 

63 

77 

89 

917 

Nürnberg 

1910 

120 

129 

144 

140 

154 

143 

139 

190 

125 

135 

114 

119 

i  1652 

1911 

135 

110 

116 

HO 

113 

92 

181 

381 

273 

lOI 

81 

105 

1798 

1912 

136 

132 

135 

137 

133 

115 

III 

102 

90 

109 

94 

116 

I410 

Charlottenburg 

1910 

58 

45 

48 

63 

69 

66 

68 

63 

49 

51 

51 

64 

695 

1911 

63 

71 

62 

60 

55 

67 

77 

106 

80 

73 

62 

59 

835 

1912 

61 

57 

80 

52 

64 

64 

65 

85 

54 

47 

58 

58 

745 

Hannover 

1910 

72 

60 

47 

43 

47 

45 

64 

88 

65 

53 

62 

54 

700 

1911 

72 

54 

39 

54 

55 

59 

107 

208 

93 

64 

45 

79 

929 

1912 

59 

73 

62 

60 

71 

41 

52 

62 

78 

33 

56 

57 

704 

Düsseldorf 

1910 

98 

76 

76 

80 

108 

97 

147 

170 

138 

100 

89 

85 

1264 

1911 

104 

109 

95 

87 

99 

106 

225 

481 

208 

122 

57 

89 

1782 

1912 

118 

HO 

83 

71 

95 

96 

172 

216 

77 

72 

74 

88 

1272 

Essen 

1910 

93 

76 

79 

64 

87 

lOI 

97 

197 

95 

120 

88 

81 

1178 

1911 

III 

84 

81 

91 

70 

89 

150 

375 

197 

118 

83 

82 

1531 

1912 

97 

73 

90 

73 

59 

77 

116 

146 

90 

84 

68 

88 

1061 

Stuttgart 

1910 

79 

92 

90 

81 

70 

64 

80 

94 

65 

79 

103 

97 

994 

1911 

75 

86 

75 

60 

66 

63 

99 

158 

145 

77 

81 

76 

1061 

1912 

93 

85 

75 

57 

72 

69 

82 

112 

90 

82 

64 

97 

978 

Chemnitz 

1910 

125 

94 

102 

103 

154 

126 

152 

195 

138 

142 

109 

121 

1561 

1911 

129 

128 

123 

116 

112 

122 

248 

541 

305 

152 

125 

140 

2241 

1913 

136 

114 

113 

103 

125 

134 

126 

121 

"3 

94 

103 

102 

1384 

Magdeburg 

1910 

lOI 

83 

89 

97 

99 

123 

119 

174 

103 

80 

90 

85 

1243 

1911 

86 

73 

87 

76 

79 

112 

179 

376 

167 

90 

73 

107 

1505 

1912 

93 

76 

85 

84 

82 

74 

136 

177 

83 

66 

72 

71 

1099 

Bremen 

1910 

75 

59 

57 

80 

69 

74 

72 

79 

49 

71 

67 

55 

807 

1911! 

57 

42 

56 

62 

45 

54 

66 

163 

126 

64 

62 

65 

862 

1912- 

65 

68 

65 

50 

51 

68 

59 

lOI 

57 

59 

67 

58 

768 

Königsberg 

1910 

83 

80 

75 

83 

86 

122 

139 

166 

III 

77 

78 

105 

1205 

1911 

93 

74 

84 

63 

92 

87 

84 

161 

115 

97 

84 

III 

I145 

1912 

108 

124 

100 

76 

73 

88 

112 

133 

92 

88 

74 

84 

1152 

Stettin 

1910 

72 

72 

82 

94 

73 

142 

182 

208 

108 

77 

70 

86 

1266 

1911 

61 

68 

58 

73 

72 

73 

161 

364 

150 

78 

72 

76 

1306 

1912 

76 

60 

78 

68 

65 

84 

108 

171 

73 

65 

49 

58 

955 

Neukölln 

19 10 

66 

57 

77 

69 

76 

108 

98 

109 

52 

65 

62 

65 

904 

1911 

62 

71 

IOC 

64 

98 

74 

133 

252 

143 

90 

83 

78 

1248 

1912' 

48 

79 

58 

72 

55 

64 

"3 

109 

55 

63 

61 

75 

852 

Dortmund 

1910 

79 

73 

68 

64 

67 

HO 

131 

128 

104 

89 

56 

88 

1057 

1911 

97 

72 

64 

86 

78 

118 

232 

282 

128 

86 

75 

84 

1402 

1912 

74 

74 

74 

78 

79 

98 

187 

140 

80 

60 

38 

78 

1060 

Kiel 

1910 

59 

63 

46 

6i 

64 

61 

79 

94 

61 

68 

67 

46 

769 

1911 

67 

86 

70 

58 

75 

43 

56 

102 

123 

83 

68 

56 

887 

1912 

53 

51 

58 

49 

51 

51 

46 

55 

49 

35 

42 

44 

584 

Mannheim 

1910 

46 

62 

52 

71 

67 

85 

96 

141 

106 

94 

77 

74 

971 

1911 

67 

74 

64 

63 

61 

72 

154 

203 

135 

53 

55 

60 

1061 

1912 

80 

64 

88 

64 

79 

66 

143 

108 

44 

45 

54 

44 

879 

Karlsruhe 

1910 

27 

33 

47 

43 

48 

38 

54 

79 

46 

47 

36 

44 

542 

1911 

30 

40 

25 

33 

45 

38 

65 

lOI 

78 

27 

31 

31 

544 

1912 

30 

37 

42 

34 

33 

47 

54 

42 

28 

30 

26 

28 

431 

3i6 


Äliszcllen. 
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1 

u, 

■ 

0 

Ut 

Im 

Jahres- 

Städte 

Tahr 

CS 

CS 

3 

l-i 

a. 

'ctf 

'S 
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bez. 
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CO 
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-diirch- 
[  sclinilt 

Augsburg 

1910 

42 

32 

50 

32 

45 

57 

48 

46 

54 

48 

36 

33 

523 

1911 

69 

49 

58 

70 

57 

52 

50 

114 

135 

66 

41 

48 

809 

191 2 

50 

56 

62 

43 

51 

53 

55 

37 

27 

47 

30 

45 

1      556 

Fürth 

I9IO 

26 

22 

15 

31 

33 

31 

33 

54 

31 

30 

23 

32 

361 

I9II1 

33 

18 

18 

42 

19 

19 

57 

102 

52 

29 

19 

28 

436 

1912^ 

31 

38 

26 

24 

25 

20 

19 

16 

18 

12 

12 

20 

i      261 

b)  Säuglingssterbeziffer 


(im  ersten  Lebensjahre  Gestorbe 
Lebendgeborenen  '). 


Berlin 

1910114.0 

14.0 

I 

1911   13.3 

14.8 

I 

1912  15.0 

13.8 

I 

Hamburg 

1910  13.9 

I3-I 

I 

191 1   13.4 

13.7 

I 

1912  15.4 

13.8 

I 

München 

1910  15.6 

16.9 

I 

1911   17.4 

16.9 

I 

1912  13. 1 

X4.3 

I 

Leipzig 

1910  11.7 

14.1 

I 

1911   13.4 

13.5 

I 

1912  12.7 

14-3 

I 

Dresden 

1910  10.5 

12.3 

I 

1911  10.8 

14.6 

I 

1912  II. 7 

152 

I 

Cöln 

1910  13.0 

13.5 

r 

1911   14.5 

12.8 

I 

1912  14.0 

14.7 

I 

Breslau 

1910  17.2 

I5-I 

I 

1911   15.4 

15.4 

1 

1912  17. 1 

18.4 

I 

Frankfurt  a.  M. 

1910  10.3 

10.5 

I 

1911   10.4 

9.6 

19 12     8.7 

8.7 

Nürnberg 

1910  14.9 

17.9 

I 

1911   17.6 

15.9 

I 

1912  18.2 

18.7 

i 

Charlottenburg 

1910  12.0 

10.4 

I 

1911130 

16.1 

I 

1912112.2 

12.2 

I 

Hannover 

1910  12.9 

11.9 

1911   13-3 

II. 0 

I9I2j  I  i.o 

14.6 

I 

Düsseldorf 

1910  11.6 

9.8 

1911   12.5 

14.4 

I 

1912  14.1 

14.0 

Essen 

1910!  12. 1 

II. 0 

I 

1911;  14.0 

11.8 

I 

1912]  12.7 

10. 1 

I 

14.0 

13.5 
[4.0 

1-7 

[2.0 
[4.5 

[6.1 

[7.0 
13.6 

i.I 

[2.1 
10.8 

1.4 
12.0 
[2.4 

:3.6 
[3.4 
13-6 
14.3 
16.5 
19.4 
ro.4 
9.2 
.1 
[8.1 

15-2 

[7.9 

[O.O 
[2.7 

15-9 
8.6 

71 
1.6 

.8 

1-5 

9-7 

10.3 

[0.4 

1.6 


15-2 

154 

14. 1 

12.5 
14.6 
11.7 
16.6 

13.5 
14.8 

13-9 
14.7 
12.4 

13.3 
13-4 
11.7 
13.6 
12.4 
10.7 
16.6 
16.6 
16.6 
13.2 

11. 2 

95 
18.4 
14.9 
18.7 

13.5 
12.7 
10.7 

8.1 
10.2 
11.7 

9.6 
10.8 

8.6 

8.7 
12. 1 

9-7 


5-1 

4.2! 
3-61 
6.3  { 

2.0 

3-1 
8.1 

3.51 

5-7 

3-8 

3.0 

2.6 

3-7 
1.0 

3-5 
2.4 

4.5 
2.6 
8.0 
8.5 
6.2 
3.2 
9-1 
1-9 
9-7 
4.8 

7-7 
4-3 
1.2 
2.7 

8.7 
0.0 

3-3 
2.6 
1.8 
1.2 
1.3 
9.1 
7.6 


9.0 

4-3  i 

4-5! 
5-71 
1.0 1 
2.0 

3-1 ; 

5-2  i 

2-5  I 

5.1 

5-7 
1-5 
3.8 
2.2 

9-5 
7-4 
6.4 
2.2 
9.8 
1-4 
7-9 
1.8 
8.8 
8.7 
8.9 


17.2 
18.9 
17.6 

14.9 
16.8 
13.2 
14.8 
21.0 
13.2 
18.5 
40.9 
18.7 
13.3 
20.2 

1 1.0 
17.8 

43-3 
27.2 

21. 1 

33.9 
19.0 

12.5 
14.4 
12. 1 

17.8 


2.5   23.8 
5-8   14.8 


14.0 
15.6 
12.9 
11.7 
19.4 
9-7 
17.2 
27.1 
20.1 
12.6 
19.6 
14.81 18. 8| 


20.8 

36.3 
18.0 
21.3 
29.0 
14.8 

15-5 
22.5 
12.2 
24.1 

84.9 
22.8 
14.6 

43-4 
13.0 
24.4 
68.8 
28.8 
20.6 

41.4 
17.9 
16.6 
24-3 
131 
24-3 
50-3 
13-6 

13.1 
21.3 
16.9 
16.1 

38.1 

II-5 
20.1 

57-6 
253 
25-5 
48.4 


ne  in  Prozent  aller 


5-8 

23-4 

2.3 

6.6 

23-5 
1-3 
7.7 

25.8 

i-9 

9.2 

36.2 

0.2 

1.9 

22.4 

1.2 

9.6 

35-1 
5.8 
6.1 

24.7 
2.1 
1.4 
9.5 
9.3 
6.8 

37-4 
2.2 

0.5 
6.5 
2.4 
2.3 
7-7 
4-9 
7.0 

25-7 
9-3 
2.7 

26.4 
1-9 


3-7 
3.1 

0.8 

3-7 
1.9 

3-4 
71 

2-5 

2.7 
2.6 
0.4 
0.3 
1-3 
2.5 
8.8 

4.x 
2.3 
9-9 
7.8 
2.2 
3.3 
9.9 
9.3 
0.4 

5-3 
1.2 
2.7 
0.9 
2.8 
2.1 
1.8 
8.6 
0.7 
1.0 
7.1 
8.9 
1.6 
i.i 
91 


l)  Bei  Berechnung  der  Ziffern  der  Säuglir 
die  Sterblichkeit    der    einzelnen  Monate    auf  ein  Jahr    reduziert  worden    und 
Weise,  daß  die  Zahl    der  Gestorbenen    jeden  Monats    mit   12  multipliziert    und 
Summe  der  in  dem  betreffenden  Monat  sow  ie   in  den    1 1    vorliergehenden  Mona 
geborenen  Kinder  dividiert  worden  ist. 


gssterblichkeil  auf  100  Lebendgeborene  ist 

n  der 
durch  die 
en  lebend- 


Miszellen. 


Städte 


Jahr 


u 

o 

(U   ' 

J2 

-Q 

B 

E  1 

v 

u 

> 

N    ' 

o 

11) 

z 

Q 

Jahres- 
sumine 

bez. 
-'durch- 
schnitt 


itutigarl 

"licmnitz 

»lagdeburg 

keinen 

vönigsberg 

aetiin 

Neukölln 

Dortmund 

Liel 

lannheim 

w^arlsruhe 

Augsburg 

■"üith 


I9I0 

12.9 

I 

191 1 

12.7  I 

I()I2 

15.6  I 

U)  I  0 

17.4  I 

19:1 

i8.7|2 

I9I2 

20.2  I 

1910 

18.91  I 

191  I 

15.311 

I9I2 

16.9,1 

I9IO 

13.21 1 

I9II 

10.4 

I9I2 

12.0  I 

I9IO 

14.1  I 

I9II 

i5-5ii 

I9I2 

18.912 

I9IO 

13-2  |I 

I9II 

12.5  |i 

I9I2 

16.6  I 

I9IO 

12.4  I 

I9II 

11-5  I 

I9I2 

8.9  I 

I9IO 

12.2  I 

I9II 

15.8  I 

I9I2 

12.2  I 

I9IO 

12.8 

I9II 

14.1 

I912 

II. 4 

I9IO 

9.0 

I9II 

13.0 

I9I2 

16.3 

I9IO 

9.6 

I9II 

10.91 1 

I9I2 

11.9 

I 

I9IO 

18.1 

I 

I9II 

31.4 

2 

I9I2 

18. 1  2 

I9IO 

15.0  I 

I9II 

21. 1  I 

I9I2 

20.7 

2 

6.6 
6.1 
5.I 
4-7 
20.6 
8.0 
7.2 
4.2 
4.8 

14 

8.6 

3-4 
5-0 
3-7 
3.0 
4.8 
5-5 
3-9 
2.0 

4.5 
5-7 
2.6 

2.9 

2.8 

5-3 
9.8 
1-7 
3-5 
6.0 

3-7 
3.0 
6.3 
5-7 
5.4 
4.5 
1.6 

4.3 

2.7 

26.9 


14.9 
12.6 
12.4 

14.5 
18.0 
16.6 
16.6 
15.6 

15-5 

10. 0 
10.4 
12.0 
12.7 
14.2 
17.2 
15.6 
12.0 
16.7 
14.6 
18.6 
10.9 
10.7 
10.3 

12. 1 

lO.I 

14.7 

12-5 
10. 1 

12.7 
17-6 
16.7 

9.2 

16.7 

21.8 

25-5 

22.3 

9.0 

11.4 

17-5 


3.9 
0-5 
9-7 
5-2 
7.6 
5-7 
8.4 
4.2 
5-9 
4.6 

1.9 

9-5 
4.6 
i.i 

3-5 
8.4 
3.9 
50 
3.6 
2.3 
4.0 

0.4 
4.5 
30 
3-8 
2.6 
i.o 
4.3 
3.0 
3-2 
5.8 
2.7 

3-9 
4.7 
I.I 
6.1 

9-5 
27.1 
17.0 


I  I.I 
10.9 
11.7 


1.9  18.6 
6.5!  18.6 
8.5120.5 
8.1  23.3 
4.3  20.8 


5.1 

2.2  ; 

8.4  I 

9-4 
4.6 

5-7 

2.6i 


4.0  ;    28.2 


5.4 
3.9 

4.7' 

8.1  i 
0.3; 
0.6' 
2.7 1 
2.8! 
3.8 
5.8 
I.I 

3-1  I 

2.2  1 

5.8| 
7.0 
6.9 

3-3 
20.0 
22.9 

8.6 

9.9 
2.2 

7.2 


6.2 

8.4 

1-5 

4.2 
2.4 
8.0 

:0.0 
6.5 

3-6 
9-4 
1-5 
7-3 
5-0 
3.6 
4-1 
4.8 

9-4 
26.3 
22.2 
20.0 
19.8 
12.7 
14. 1 


13.5 
16.5 

13-4 
21.7 

36.5 
18.6 
21.9 

31.9 
25.0 
13.0 
12.2 
10.9 
23.4 
14.4 
19-3 
35.2 
34.6 
23.0 
18.8 

24.5 
21.4 
20.9 
38.0 
30.5 
17. 1 
11.9 
9.9 
19.0 

30.9 
28. 9 
19.4 

24.5 
21.7 
21.4 
20.3 
20.3 
20.4 
36.6 
13.1 


15.9 
26.3 
18.1 
28.0 
80.3 
17.8 
31.8 
67.6 
32.5 
14.4 
29.9 
18.6 
27.9 
27.6 
23.1 
40.8 
78.7 
36.7 
20.7 
46.7 
20.6 
20.5 
46.5 
22.8 
20.4 
21.6 
II. 9 
28.2 
40.6 
21.8 
28.8 
38.4 
16.9 
20.6 
45-2 
13-7 
33-7 
65.9 
I  I.I 


11.4 
25.0 
15.0 
20.5 
46.9 
17.0 

19.3 
31.2 

15-5 
9.2 

23  9 
1 1.0 

19.3 
20.5 
16.6 
22.1 

33.7 
16.2 
10.3 

27.3 
10.8 

17.3 
21.8 

13-3 
13.7 
27.0 
1 1.0 
21.8 
27.9 
9.1 
17.1 
31.3 
11.6 

25.3 
54.2 
10.4 
20.5 
34.6 
13.0 


3.3 
2.8 
3-2 
0.7 

2-5 

3-7 
4.5 
6.3 
2.0 

3-1 

1.7 
0.9 

2.9 
6.7 
5-5 
5-5 
6.9 
4.0 

2.3 
6.7 
■•9 
4-4 
4.2 

9-7 
4.6 

7.8 
7.6 

8.5 
0.8 
9.1 
6.8 
0.6 

1-9 
21.9 
25.2 
7.6 
9.0 
8.8 
8.5 


16.5 
12.7 
15-5 
17.5 
20.9 
14.9 

15.2 
19.4 
12.8 
10. 1 
12.0 
10.7 
17.4 
19.4 
14.6 

17.5 
16.6 
12.6 
12. 1 

14.4 
14.4 

14.3 
13.8 
12.6 

9.7 
12.2 

9.5 
14.5 
12.2 

8.9 
15.9 
12.2 

II.O 

15.3 
17.4 
17.0 
20.5 
18.6 
13-8 


14.4 
15.0 

133 
19.2 
28.4 
17. 1 
18.9 
23.2 
16.7 
12.6 

13.5 
12.0 
17.0 
17.0 
16.9 
21.9 
24.3 
17-5 
14.3 
19.6 

13-9 
14.6 
20.0 

14-5 
13.8 
16.4 
10.7 
16.2 
18.3 

I5-I 
16.7 
18.2 
14.4 
20.6 
24.9 
17.8 
19.6 
24.6 
15-2 
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Tabelle   2. 

Die  m  o  n  a  1 1  i  c  h  e  n   Schwankungen  der  Temperatur  in  den  d  e  u  l  s  c  li  e  n 
Großstädten   1910,    1911   und    1912. 
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C/] 
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0 
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a)  Die 

mittleren  Luft 

temp 

eraturen  in  Grad  C. 

Berlin 

1910 

2.5 

3.7 

5-0 

9.0 

14.6 

19.6 

17.6 

17.6 

I4.I 

9.t>    3.1 

3.3  lo.o 

1911 

I.O 

2.5 

5-0 

9.2 

15-7 

17.2 

20.7 

21.6 

15-7 

9.8 

5-6 

3.2  10.6 

1912 

—2.3 

2.5 

7-1 

8.4 

12.8 

17-5 

21. 1 

15-8 

10.8 

7.8 

3-5 

4.8;   9-2 

Hamburg 

1910 

-2.3 

3-5 

4.9 

7-9 

13.2 

17.8 

16.2 

17.0 

13.8 

9.8 

3.1 

3-6    9-0 

1911 

1.8 

3-' 

4.5 

7.8 

14.3 

15-2 

18.4 

19.6 

15.0 

9.2 

5-6 

3.8;   9-9 

1912 

—  1.8 

1.7 

6.3 

8.0 

11.4 

159 

19.2 

151 

10.8 

7-7 

4-7 

5.1;;   8.7 

München 

1910 

—0.3 

O.I 

3.0 

6.4 

II. 0 

15-7 

I5-I 

15-6 

10.8 

8.1 

1-5 

1.3  1   7-4 

1911 

—4.9 

—0.8 

3.4 

6.7 

I1.9 

14.7 

19.7 

19.0 

15.6 

9-3 

5-0 

2.6,    8.5 

1912 

-31 

—  1.3 

2.0 

7.0 

11.6 

15-2 

16.9 

16.2 

12.6 

7.6 

1.8 

-1-9    71 

Leipzig 

1910 

2.4 

4.0 

50 

8.6 

14-5 

18.7 

16.6 

17.5 

13.3 

lO.I 

2.8 

3.3     9.7 

1911 

—0.7 

— 2.0 

4.9 

9.1 

14.8 

17-5 

21.6 

22.0 

16.2 

9.4 

5-3 

3.4  lo.i 

1912 

-  2.2 

30 

7-1 

7-9 

13-2 

173 

20.2 

15-6 

lO.O 

7-3 

3-2 

4.0     8.9 

Dresden 

1910 

2.5 

3-5 

4.7 

8.6 

13.8 

17.9 

16.6 

16.4 

12.7 

9.6 

3.0 

3.9    9.4 

1911 

— 0.2 

2.3 

5-2 

8.7 

139 

16.3 

19.8 

19.8 

16.5 

9-5 

5-7 

3.2   lO.I 

1912 

— 2.2 

2.8 

7.0 

7.8 

12.4 

16.5 

1S.5 

151 

9-7 

71 

31 

3-9    8.5 

Cöln 

1910 

4.2 

5-1 

6.5 

9-5 

14.3 

17.7 

16.9 

17.9 

14.0 

12.0 

4-7 

5.7  10.7 

1911 

1-5 

4.1 

6.9 

9.2 

15-5 

16.7 

21. 1 

22.0 

16.6 

10.8 

7.3 

6.1  11.5 

1912 

3-1 

6.0 

8.7 

9.8 

14-3 

17-4 

20.4 

15.8 

II-5 

9-3 

5-6 

5-9!|io-7 

Breslau 

1910 

1.4 

3.6 

3-9 

8.5 

14.3 

18.8 

17.6 

17.2 

12.9 

8.8 

3-0 

3.i|{  9.4 

1911 

—  0.2 

— 0.1 

4.8 

8.6 

14.4 

16.8 

20.3 

20.5 

15.8 

9.0 

5-3 

2.3!    9-8 

1912 

—4.3 

1.6 

6.5 

6.9 

12.3 

17.8 

20.0 

16.4 

9.6 

6.7 

2.2 

3-5'  8.3 

Frankfurt  a.  M. 

1910 

2.7 

4.2 

5-4 

9.7 

14.2 

17.9 

17. 1 

17.7 

13.2 

II. I 

3.8 

3.81  lO.I 

1911 

—0.3 

3.3 

6.4 

9.2 

14.9 

16.7 

21.5 

21.9 

16.1 

lO.O 

6.0 

4.5 '10.9 

1912 

1.2 

4.0 

8.3 

9-3 

147 

II-3 

19.8 

153 

10.8 

7-7 

41 

3-ii  91 

Nürnberg 

1910 

1      1.2 

2.8 

4.6 

8.5 

14.0 

18.0 

17.2 

17-5 

12.9 

10.2 

2.5 

2.7     9.3 

1911 

1— 2.3 

1-5 

5-2 

8.6 

14. 1 

16.6 

21.9 

21.5 

15-6 

9-3 

5-1 

.  3.2  lO.O 

1912 

-  0.8 

3.6 

7.2 

7-7 

14.1 

17-4 

191 

139 

9-3 

7.0 

2.2 

1.9    8.6 

Charloltenburg 

1910 

2.5 

3.7 

5-0 

9.0 

14.6 

19.6 

17.6 

17.6 

14. 1 

9.6 

3.1 

3.3  lO.O 

1911 

i.p 

2.5 

5-0 

9.2 

15-7 

17.2 

20.7 

21.6 

15-7 

9.8 

5.6 

3.2,(10.6 

I912 

-2.3 

2.5 

71 

8.4 

12.8 

17-5 

21. 1 

15-8 

10.8 

7.8 

3-5 

4.8j,   9.2 

Hannover 

1910 

3.1 

4.5 

4.8 

8.1 

13.4 

17-3 

15-9 

17.2 

13.5 

10.2 

3-4 

4.1I   9.6 

1911 

1.3 

3.2 

5-4 

8.9 

14.9 

16.3 

20.3 

20.9 

15-3 

9.3 

5-9 

4.5  10.5 

1912 

1-2.4 

3.8 

7-3 

8.1 

12.0 

15-7 

19-5 

17.9 

10.3 

7.6 

4.6 

5-4[    9-2 

Düsseldorf 

1910 

3.7 

3.8 

6.2 

9-5 

14.6 

21.2 

17.0 

17-9 

14.1 

11.7 

4.0 

5-7     1.8 

1911 

1.0 

3.5 

6.7 

9.6 

15-6 

16.9 

21.9 

22.2 

16.4 

10.4 

6.7 

6.0  II. 4 

1912 

1    2.7 

5-7 

8.6 

lO.I 

14-3 

17-5 

20.8 

16.0 

"•3 

8.5 

5-2 

5.6i|io.5 

Essen 

1910 

3-2 

4.3 

6.0 

8.4 

13.3 

16.8 

16.0 

16.9 

13.9 

11.4 

3-7 

5.7110.0 

1911 

0.7 

3.2 

5-9 

8.4 

14.5 

15-4 

20.4 

20.9 

15-9 

9.8 

6.5 

6.0  10.6 

1912 

23 

5-6 

7.8 

8.7 

12.8 

16.1 

19.4 

14-4 

10.6 

8.4 

4-7 

5-9    9-7 

Stuttgart 

1910 

2.9 

4.4 

5.6 

9-5 

13.5 

17.6 

17.3 

17.7 

12.7 

II.O 

4.5 

4.1    lO.I 

igii 

—0.6 

3.0 

6.2 

8.9 

14.1 

16.3 

21-5 

21.7 

16.8 

10.4 

6.7 

5.2  10.8 

1912 

2.2 

5-7 

9.0 

8.9 

14-7 

17.7 

19.1 

15-6 

10.2 

8.7 

4.2 

4.2  10.0 

Chemnitz 

1910 

»•4 

2.7 

3.8 

7-5 

13.1 

17.2 

15-6 

15-9 

11.8 

9-5 

1.8 

2.6    8.6 

1911 

-  1.6 

0.8 

4.0 

7-6 

13.2 

15.6 

19.6 

20.0 

14.7 

8.9 

4.7 

2.9:    9.2 

1912 

—  1.8 

3.3 

6.1 

6.5 

12.0 

15-9 

18.3 

14-3 

8.8 

6.7 

2.1 

^.61  8.0 

Magdeburg 

1910 

2.7 

3-9 

4-5 

8.4 

14-4 

18.6 

16.9 

17.1 

13.4 

9.8 

2.9 

3.1!     9.6 

1911 

i.i 

2.8 

51 

9.1 

'15-2 

ib.7 

20.7 

21. 1 

15.8 

9.5 

5-7 

3-5  10-5 

1912 

—  1.9 

2.7 

71 

8.4 

;i2.8 

17.0 

19.9 

•5-3 

10.5 

:  7-5 

41 

4.8,  90 
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Städte 

Jahr 

3 

a 

3 

:rt 

a. 
< 

'« 

c 

3 
1 — 1 

's 

1 — 1 

3 

< 

1) 
E 

V 

in 

u 
0 
0 

1 

> 
0 

(U 

Q 

Siemeii 

1910 

2.9 

4.2 

5-3 

8.0 

13.4 

17. 9I  16.3 

17.0 

13.8 

10. 1 

3-1 

4.2' 

9.7 

1911 

1.6 

3.3 

4.9 

7.9 

14.9 

19.6 

19.0 

19.6 

14.9 

9.3 

5-8 

4.6  1 

10.5 

1912 

—  I.I 

3-3 

7.2 

8.2 

11.8 

16.3 

19-5 

150 

IO-5 

8.0 

51 

5-5 

91 

Königsberg 

1910 

0.3 

1-9 

2.6 

7.6 

14.2 

18.3 

17.0 

16.2 

131 

6.9 

1.6 

1.6 

8.4 

1911 

—0.4 

— 2.1 

2.0 

6.9 

14.0 

14.9 

16.7 

18.6 

13.9 

8.1 

4.5 

0.2 

8.1 

1912 

-8.3 

3.2 

3.8 

5-1 

10. 1 

16.9 

19.2 

16.9 

9.9 

4.9 

1.8 

2.7 

7.2 

Stettin 

1910 

1.6 

2.9 

4.1 

8.2 

14.1 

18.6 

17.2 

16.6 

13-5 

8.3 

2.2 

2.0 

9.1 

1911 

0.4 

0.9 

3-8 

8.3 

14.4 

16.5 

19.2 

20.1 

15-3 

8.6 

4.6 

1.8 

9-5 

1912 

—4.1 

—0.4 

5-8 

71 

11.2 

16.4 

20.6 

15-6 

10.3 

6.9 

2.6 

3-5 

8.0 

Neukölln 

1910 

2-5 

3.7 

5.0 

9.0 

14.6 

19.6 

17.6 

17.6 

14.1 

9.6 

3-1 

3-3 

10. 0 

1911 

I.O 

2.5 

5-0 

9.2 

15-7 

17.2 

20.7 

21.6 

15-7 

9.8 

5-6 

3.2 

10.6 

1912 

—2.3 

2.5 

71 

8.4 

12.8 

17-5 

21. 1 

15-8 

10.8 

7.8 

3-5 

4.8 

9.2 

Dortmund 

1910 

3-2 

4.4 

5-5 

8.0 

12.9 

16.4 

15-5 

16,3 

13.2  10.9 

3-4 

5-5 

9.6 

1911 

0.6 

3.1 

5-2 

8.1 

13-9 

151 

19.8 

20.1 

15-4 

9-5 

6.2 

5-8 

10.2 

1912 

17 

5-2 

7-4 

8.1 

12.5 

15.8 

18.6 

13-9 

10.2 

8.2 

4-4 

5-7 

9-3 

viel 

1910 

1-9 

3.2 

4.6 

7.2 

11.7 

16.8 

16.4 

16.5 

13-4 

9-5 

31 

3-4 

9.0 

1911 

1.8 

2.9 

3.3 

7.0 

13-4 

14.8 

18.2 

18.6 

14.4 

9.0 

5-5 

3.6 

9-4 

1912 

1-7 

1.0 

5-7 

6.9 

10.7 

15-4 

19.2 

151 

10.5 

7.6 

4-3 

5-0 

8.3 

Mannheim 

1910 

2.7 

4.1 

5-6 

9-7 

14.0 

17.6 

17-5 

18.1 

13.6 

II. 2 

4.1 

3-4 

10. 1 

1911 

—0.6 

30 

6.6 

9-4 

I5-I 

16.8 

22.0 

22.3 

16.8 

10.4 

6.2 

4.7 

II. I 

1912 

1-5 

4.8 

8.6 

9.0 

14.7 

17.8 

19.7 

15-6 

10.7 

8.1 

3-9 

31 

9.8 

Carlsruhe 

1910 

3-2 

4-7 

5-6 

9-6 

13.8 

17.8 

17.3 

17.9 

12.9  10.9 

4.5 

3-6 

10. 1 

1911 

—0.5 

2.9 

6.2 

9.0 

14-5 

16.6 

21.9 

21.8 

16.4 

9-9 

6.4 

4.8 

10.8 

1912 

2.0 

5-0 

9.0 

9.0 

14.8 

18.0 

19-5 

15-5 

10.2 

8.2 

4.2 

3-6 

9.9 

Augsburg 

1910 

0.9 

1.9 

4.2 

7-7 

12.5 

16.9 

16.1 

16.8 

11.8 

9-5 

2.3 

2.0 

8.6 

1911 

—3-5 

0.6 

4.7 

7.8 

13.1 

15-6 

21.4 

20.8 

16.1 

9-3 

4.7 

2.5 

9-4 

1912 

—0.7 

3-1 

6.9 

7-4 

13-8 

16.6 

17-4 

14-3 

8.8 

6.9 

1-5 

1-7 

8.1 

Fürth 

1910 

— 

— 

— 

— 

— 

-- 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1911 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

—     — 

— 

— 

— 

X912 

0.8 

3.6 

7.2 

7-7 

14.1I17.4   19.1 

139 

9-31   7-0 

2.2 

1.9 

8.7 

l 

))  Die 

mittle 

■e  B  c 

)  d  e 

n  temperatur  in  Grad  C  '). 

Berlin 

1910 

4.5 

3.6 

4.9 

7.0 

10.9 

iS-8 

157 

16.3 

14.7 

12.3 

7.7 

5-1 

9.9 

1911 

3.8 

3-3 

4-4 

6.9 

11.4 

15.0 

16.4 

18.8 

17.1 

12.6 

9-1 

5-9 

10.4 

1912 

3-9 

1.6 

5-0 

71 

10.8 

13-5 

16.7 

16.5 

13-5 

10. 1 

7-4 

5-5 

9-3 

München 

1910 

4.5 

3-3 

4-4 

6.4 

8.7 

13. 1 

14.3 

15-5 

14.0 

12.2 

8.4 

5.8 

9.2 

1911 

4.0 

2.4 

3.4 

6.2 

10. 1 

13-3 

15-3 

17.0 

16.0 

13. 1 

9.5 

6.5 

9-7 

1912 

4.0 

2.8 

31 

5-6 

9.1 

12.9 

14.4 

15-5 

14. 1 

12.3 

8.5 

5-6 

9.0 

Breslau 

1910 

4.2 

3-6 

4.9 

6.7 

10.3 

15-4 

15-3 

15-9 

14.2 

11.8 

8.0 

5-5 

9-7 

1911 

4.3 

2.9 

3.8 

6.5 

10.8 

14.0 

16.2 

18.0 

16.4 

12.2 

— 

— 

— 

1912 

3.8 

2.0 

4-4 

6.4 

lO.O 

131 

16.2 

15-9 

13.0 

9.6 

6.7 

4-9 

8.8 

Bremen 

1910 

4.2 

3.1 

4.5 

6.2 

10.4 

16.1 

16.1 

17.1 

I5-I 

12.4 

7-1 

5-0 

9.8 

1911 

3.2 

2.8 

3-9 

6.0 

II-3 

I5-I 

16.9 

19.9 

16.8 

II.9 



— 

— 

1912 

3-6 

1.8 

5-3 

6.8 

10.6 

13-9 

17.2 

16.9 

13-4 

9-9 

7-5 

5-7 

9-4 

Königsberg 

1910 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

15.0 

16.0 

14. 1 

10.9 

6.6 

4.6 

• — 

1911 

3.6 

2.7 

2.8 

5-1 

II. I 

13.0 

14.8 

16.8 

14.6 

II. 2 

— 

— 

— 

1912 

3-8 

— 

3-7 

5-3 

9-9 

14-5 

18.8 

17.2 

12.7 

7-7 

4.2 

3-2 

9.2 

Nürnberg 

1910 

5-6 

4.6 

5-8 

7-3 

lO.I 

14.8 

14.8 

16.1 

14.7 

12.8 

9.5 

7.1 

10.3 

1911 

5-4 

3.8 

4.7 

7.2 

10.7 

14.0 

16.6 

20.3 

18.0 

13-7 

10.2 

7.9 

II. 0 

1912 

6.3 

4.4 

6.9 

8.6 

12. 1 

14.4 

16.5 

16.2 

13-7 

10.7 

8.6 

6.3 

jio.4 

i)  Die  Bodentemperaturen   sind  bei  Nürnberg  in  einer  Tiefe  von   1,50  m,  bei  Königs- 
berg von  0,50  m,  bei  den  übrigen  Städten  von   i  m  gemessen. 
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Die  Tabellen  lassen  auf  den  ersten  Blick  erkennen,  daß  hier  ganz 
außerordentliche  Unterschiede  von  Stadt  zu  Stadt  in  der  Säuglings- 
sterblichkeit überhaupt  vorliegen.  Namentlich  kommt  aber  auch  eine 
äußerst  bemerkenswerte  Erscheinung  in  dem  erstaunlich  verschiedenen 
Grade  zum  Ausdruck,  in  dem  die  —  in  allen  deutschen  Städten  ziemlich 
gleichmäßig  zu  beobachtende  —  starke  Sommerhitze  des  Jahres  191 1 
auf  die  Säuglingssterblichkeit  eingewirkt  hat.  So  zeigt  sich  z.  B.,  daß 
in  ^lünchen,  Frankfurt  a.  M.  Charlottenburg  usw.  mit  der  sommerlichen 
Hitzeentwicklung  des  Jahres  191 1  keine  sehr  bedeutende  Steigerung 
der  Säuglingssterblichkeit  eingetreten  ist,  während  zahlreiche  andere 
Städte  ganz  außerordentlich  hohe  Gipfel  der  Säuglingssterblichkeit  im 
Juli  und  August  191 1  erreicht  haben.  Während  z.  15.  in  Leipzig  die 
Säuglings-Sterbeziffer  im  August  191 1  bis  auf  84,9  (auf  100  Lebendge- 
borene) anstieg,  in  Chemnitz,  auf  80,3.  in  Stettin  auf  75.7,  in  Cöln  auf 
68,8,  in  Magdeburg  auf  67,6  usw.,  also  ^/s  bis  über  Vö  der  Geborenen 
hinweggeraiTt  wurden,  stand  sie  in  München  während  des  Monats  August 
auf  22,5  und  stieg  im  September  auf  25,8,  den  Höchststand  des  ganzen 
Jahres.  In  Frankfurt  a.  M.  wurde  der  Sommergipfel  mit  nur  24.3,  in 
Charlottenburg  mit  nur  21,3  schon  erreicht. 

Diese  außerordentlichen  Unterschiede  von  Stadt  zu  Stadt  sprechen 
nicht  dafür,  daß  die  bakterielle  Zersetzung  der  Tiermilch  die  Haupt- 
ursache der  Säuglingssterblichkeit  sei,  denn  es  ist  eigentlich  nicht  ein- 
zusehen, warum  sich  dann  in  den  deutschen  Großstädten  nicht  eine 
größere  Gleichmäßigkeit  in  der  sommerlichen  Steigerung  der  Säug- 
lingssterblichkeit bemerklich  macht.  Ueberhaupt  deuten  die  Differenzen 
der  statistischen  Nachweise  aus  den  einzelnen  Städten  deutlich  darauf 
hin,  daß  es  kaum  angängig  ist,  die  Säuglingssterblichkeit  der  Kinder 
auf  nur  eine  vorwiegende  Ursache  zurückzuführen.  Sie  zeigen  viel- 
mehr, daß  hier  ein  gan/.er  Komplex  von  verschiedenen  Ursachen  in 
Betracht  kommt,  daß  in  der  einen  Stadt  einzelne  bestimmte  Ursachen 
den  Ausschlag  geben,  in  der  anderen  Stadt  sich  dagegen  auch  andere 
Ursachen  als  maßgebend  erweisen.  Für  die  statistische  Erfassung  der 
Ursachen  der  Säuglingssterblichkeit  ergeben  sich  hier  dieselben  Schwie- 
rigkeiten, mit  denen  man  bei  so  vielen  Problemen  ähnlicher  Art  zu 
rechnen  hat;  es  wirken  eine  ganze  Reihe  von  Ursachen  in  verschiedenem 
]\Iaße  zusammen,  und  je  nach  der  wechselnden  Bedeutung  dieser  LTr- 
sachen,  nach  der  Stärke  der  einzelnen  Komponenten  wird  auch  das  End- 
ergebnis, die  Resultante  der  verschiedenen  Ursachen,    stark  beeinflußt. 

Die  Statistik  hat  in  solchen  Fällen  zunächst  die  Aufgabe,  alle  die 
verschiedenen  Ursachen,  die  bei  der  betreffenden  Erscheinung  mit- 
wirken, möglichst  vollkommen  aufzudecken.  In  der  vorliegenden  Frage 
der  Säuglingssterblichkeit  kann  dies  durch  eine  Vergleichung  der  ver- 
schiedenen Städte  geschehen;  denn  ein  solcher  Vergleich  gestattet, 
durch   die    Erklärung   der   Widersprüche,   welche  die    Zahlen   anschei- 
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neiid  in  sich  bergen,  alle  wichtigen  Ursachen  ziemlich  zutreffend  auf- 
zufinden. Erst  an  zweiter  Stelle  kann  dann  die  Statistik  versuchen, 
durch  Isolierung  der  einzelnen  Ursachen  deren  Wechselwirkung  zu 
der  Säuglingssterblichkeit  festzustellen. 

Was  zunächst  den  Zusammenhang  zwischen  der  Säuglingssterb- 
lichkeit und  der  Temperatur,  der  wichtigsten  Ursache  der  Sterb- 
lichkeitssteigerung, betrifft,  so  ist  die  kindermordende  Wirkung  des 
heißen  Sommers  191 1  gegenüber  1910  und  1912  überall  deutlich  er- 
kennbar; aber  sie  tritt  doch  von  Stadt  zu  Stadt  in  sehr  verschieden- 
artigem Maße  in  Erscheinung.  Es  zeigt  sich  zwar  bei  einer  Reihe  von 
Städten,  daß  einer  sehr  starken  Hitzeentwicklung  eine  recht  hohe  Säug- 
lingssterblichkeit entspricht,  so  z.  B.  in  Leipzig,  Köln,  Düsseldorf  usw. 
In  diesen  Städten  war  bei  einer  sehr  hohen  Säuglingssterblichkeit  im 
August  191 1  auch  eine  entsprechend  hohe  Temperatur  von  22  und 
mehr  Grad  Celsius  festzustellen.  Andererseits  war  aber  in  Frankfurt  a.  M., 
in  Stuttgart,  in  Karlsruhe  usw.  bei  fast  gleich  starker  Hitzeentwicklung 
im  August  191 1  eine  viel  geringere  Säuglingssterblichkeit  zu  verzeichnen. 
Die  Höhe  der  Lufttemperatur  gibt  also  für  die  örtlichen  Verschieden- 
artigkeiten der  Säuglingssterblichkeit  keine  ausreichende  Erklärung  ab. 
Eine  solche  darf  man  aber  von  der  Lufttemperatur  allein  auch  gar 
nicht  erwarten,  denn  die  Lufttemperatur  bildet  doch  nur  eines  der 
klimatischen  Merkmale,  die  für  das  körperliche  Wohlbefinden  von  Be- 
deutung sind.  Je  nach  dem  Feuchtigkeitsgehalt  der  Luft,  nach  der 
Stärke  der  Luftbewegung,  nach  der  Luftabkühlung,  die  während  der 
Nacht  eintritt  und  anderen  Ursachen  wirkt  eine  gleiche  Luftwärme  an 
verschiedenen  Orten  recht  ungleichmäfMg.  Außerdem  ist  die  Tempe- 
ratur der  Luft  im  Freien  für  die  Säuglingssterblichkeit  nicht  das  Ent- 
scheidende. Viel  entscheidender  ist  hierbei  vielmehr  die  Temperatur, 
die  in  den  \Vohnungen  herrscht,  in  denen  sich  Säuglinge  befinden. 
Die  Messung  der  Temperatur  in  diesen  Wohnungen  ist  freilich  mit  zu 
großen  Schwierigkeiten  verknüpft,  als  daß  hier  Zahlen  darüber  ge- 
geben werden  könnten,  aber  die  ihr  schon  näher  kommende  Boden- 
temperatur, die  bis  zu  einem  gewissen  Grade  mit  der  Temperatur 
der  Häuser,  W'ände  usw.  übereinstimmt,  und  die  sich,  wie  diese,  später 
erwärmt  und  dann  langsamer  wieder  abkühlt  als  die  Luft,  zeigt  schon 
einen  viel  engeren  Zusammenhang  mit  dem  Wechsel  der  Säuglings- 
sterblichkeit, als  die  Lufttemperatur,  wie  sich  des  Näheren  aus  den 
Ziffern  der  Tabelle  2  über  die  Bodentemperatur  in  den  wenigen  Städten, 
in  denen  sie  festgestellt  werden  konnte,  ergibt. 

Daraus  folgt  aber  weiter,  daß  die  W  o  h  n  u  n  g  s  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e 
der  verschiedenen  Städte  von  außerordentlichem  Einfluß  auf  die  Säug- 
lingssterblichkeit sind.  Weiträumig  gebaute  Städte  mit  breiten  Straften 
und  vielen  öffentlichen  Anlagen,  wo  eine  starke  Durchlüftung  der 
Wohnungen  auch  im    heißen   Sommer   möglich    ist,    werden    geringere 
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Gefahren  für  die  Säuglingssterblichkeit  besitzen,  als  dicht  bebaute 
Städte  mit  engen  Straßen  und  Höfen  sowie  dumpfen,  kleinen  Woh- 
nungen, in  denen  sich  die  Hitze  natürlich  viel  stärker  anstaut,  als  in 
günstiger  bebauten  Plätzen.  In  dieser  Beziehung  wird  z,  B.  die  weit- 
räumige Bebauung  von  Berlin,  München,  Hannover  und  anderen  Plätzen, 
dagegen  die  enge  Bebauung  von  Köln,  Nürnberg  usw.  von  verstärken- 
dem Einfluß  auf  die  Säuglingssterblichkeit  gewesen  sein. 

Zu  dieser  Ursache  erhöhter  Säuglingssterblichkeit  gesellen  sich 
dann  zugleich  die  mit  den  engen  Wohnungen  für  ihre  Insassen  meist 
verbundenen  üblen  Verhältnisse  sozialer  und  hygienischer 
Art.  Städte,  die  in  ihrer  Bevölkerung  einen  sehr  starken  Einschlag 
von  Angehörigen  der  untersten  Arbeiterschichten  haben,  wo  der  Pau- 
perismus einen  großen  Teil  der  Bevölkerung  umfaßt,  werden  deshalb 
eine  höhere  Säuglingssterblichkeit  haben,  als  die  Städte  mit  sozial 
günstiger  gegliederter  Bevölkerung.  Dies  zeigt  sich  z.  B.  sehr  deutlich 
in  Charlottenburg,  dessen  Säuglingssterblichkeit  im  August  191 1  nur 
auf  21,3  Proz.  stieg,  während  sie  im  benachbarten  Berlin  auf  36,3  Proz., 
in  Neukölln  auf  46,7  Proz.  anschwoll.  Bei  den  wohlhabenden  Klassen  ist 
ja  erfahrungsgemäß  die  Sommersterblichkeit  der  Säuglinge  überhaupt 
nur  in  geringerem  INIaße  zu  bemerken. 

Schlechte  Wohnungsverhältnisse  und  üble  soziale  Lage  eines  großen 
Teils  der  Bevölkerung  können  zum  Teil  in  ihrer  Wirkung  auf  die 
Säuglingssterblichkeit  freilich  wieder  wettgemacht  werden  durch  b  e- 
sonders  günstige  klimatische  Verhältnisse,  die  die  Wirkungen 
der  Sommerhitze  auf  das  körperliche  Befinden  zu  mildern  imstande 
sind.  Günstige  Temperatureinflüsse  dieser  Art  sind  zunächst  bei  den 
auf  der  Hochebene,  in  der  Nähe  des  Plochgebirges  ge- 
legenen Städten  festzustellen,  z.  B.  in  ^lünchen,  Augsburg,, Stutt- 
gart usw.,  wo  auch  bei  starker  Tageshitze  die  Nacht  eine  regelmäßige 
Abkühlung  bringt,  so  daß  die  Hitze  dort  bei  weitem  nicht  in  dem  Maße 
auf  die  Erhöhung  der  Säuglingssterblichkeit  hinwirkt,  wie  es  bei  den 
in  der  Tiefebene  des  Binnenlandes  gelegenen  Plätzen  der  Fall  ist. 
Das  gleiche  läßt  sich  auch  bei  den  am  INIeere  gelegenen 
Städten,  wie  z.  B.  Kiel,  Bremen,  Hamburg  usw.  infolge  der  regel- 
mäßigen Luftabkühlung  durch  die  Nähe  des  Wassers  beobachten.  Aller- 
dings bringen  die  Zahlen  der  Statistik  diese  Einwirkungen  klimatischer 
Verhältnisse  auch  nur  teilweise  zum  Ausdruck.  Augsburg  hat  z.  B. 
trotz  seiner  Lage  im  günstigen  Klima  der  Hochebene  eine  ziemlich 
hohe  Säuglingssterblichkeit,  was  aber  wohl  auf  den  starken  Prozentsatz 
der  Industrie-Bevölkerung  in  Augsburg  und  auf  die  VVohnungsverhält- 
nisse  Augsburgs  zurückgehen  mag.  In  München  treften  dagegen  die 
günstigen  klimatischen  Verhältnisse  zusammen  mit  einer  weiträumigen 
Bebauung  der  Stadt  und  einem  verhältnismäßig  geringen  Anteil  der 
sozial  ungünstiger  gestellten  Arbeitcrklas.'^en  an  der  (iesamtbevölkerung; 
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daher  auch  in  jMünchen  das  verhältnismäßig  geringe  yXnsteigen  der 
Säuglingssterblichkeit  im  Sommer. 

Unter  den  an  der  See  gelegenen  Städten  zeigt  sich  in  Hamburg, 
Bremen,  Kiel  und  Kcinigsberg  der  günstige  klimatische  Einfluß  des 
IMeeres  deutlich  in  einer  nicht  sonderlich  hohen  vSommersterblichkeit 
der  Säuglinge.  Sehr  schwer  hat  sich  dagegen  im  August  191 1  die 
Säuglingssterblichkeit  in  Stettin  geltend  gemacht.  Auch  dieser  Unter- 
schied dürfte  auf  die  Mannigfaltigkeit  des  Zusammenwirkens  der  ein- 
zelnen Ursachen  der  Säuglingssterblichkeit  zurückzuführen  sein. 

Zu  den  angeführten  Ursachen  der  Säuglingssterblichkeit  kommt 
dann  noch  die  Bedeutung,  die  der  künstlichen  Ernährung  der 
Säuglinge  in  jeder  Stadt  beizumessen  ist.  Wo  das  Selbststillen  der 
Kinder  noch  sehr  stark  verbreitet  ist,  wie  z.  B.  der  schwäbischen 
Hauptstadt  Stuttgart,  wird  es  seinen  günstigen  Einfluß  auf  die  Ver- 
ringerung der  Sommersterblichkeit  der  Säuglinge  ohne  Zweifel  ausüben. 

Mit  den  erwähnten  Ursachen  ist  natürlich  noch  nicht  all  das  er- 
schöpft, was  für  die  Säuglingssterblichkeit  von  Einfluß  ist.  Die  M  a  ß- 
n  ahmen  und  Einrichtungen,  die  von  öfientlicher  oder  privater  Seite 
in  jeder  Stadt  zur  Bekämpfung  der  Säuglingssterblich- 
keit angewandt  werden,  wirken  je  nach  ihrem  Umfang  natürlich  in 
höherem  oder  geringerem  Maße  segensreich.  Ferner  ist  das  zahlen- 
in  ä  ß  i  g  e  Verhältnis  zwischen  den  ehelichen  und  außer- 
ehelichen Kindern  in  jeder  Stadt  für  die  Höhe  der  Sterblich- 
keit von  Einfluß  und  manches  andere  mehr.  Man  sieht  jedenfalls,  daß 
das  ganze  Problem  der  Säuglmgssterblichkeit  nicht  auf  eine 
einzige  H  a  u  p  t  u  r  s  a  c  h  e  zurückgeführt  werden  darf, 
daß  vielmehr  die  Ursachen,  die  dafür  in  Betracht  kommen,  sehr  viel- 
gestaltig sind  und  je  nach  ihrem  Zusammentreffen  von  Stadt  zu  Stadt 
in  anderer  Weise  zur  Geltung  kommen.  Der  Vergleich  der  Säuglings- 
sterblichkeit in  den  deutschen  Großstädten  zeigt  aber  außerdem  noch, 
daß  hier  nicht  nur  ein  rein  ärztliches  Problem  vorliegt,  sondern  in 
fast  noch  höherem  Grade  ein  Problem  der  sozialen  Hygiene  und  daß 
deshalb  die  soziale  Statistik  bei  der  Lösung  des  Problems  in  nicht 
geringem  Maße  mitzuwirken  berufen   ist. 


Vermischte  Beiträge  zur  Wohnungsfrage. 

Von 

Leopold  K  a  t  s  c  h  e  r. 

I. 

Wiener    M  u  s  t  e  r  -  V  o  1  k  s  w  o  h  n  u  n  g  e  n. 

Mitte  Oktober   1905  wurde  in  Wien  im   20.  Bezirk,  der  eine  starke 
Arbeiterbevölkerung  hat,    ein   nach  dem  Vorbild  der  Londoner  >Row- 
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tonhouses«  und  des  INIailänder  :  albergo  popolarc«  eingerichtetes  »i\Iän- 
ner'ieim«  größten  Stils  eröffnet,  welches  gleich  diesen  hervorragenden 
JMusterschöpfungen  den  Hauptzweck  hat,  dem  Unwesen  der  üblichen 
Massenquarticre  und  des  schrecklichen  Bettgeher-  oder  Schlafburschen- 
tums  entgegenzuarbeiten,  indem  es  ledigen  Männern  für  ein  wahres 
Spottgeld  gesunde,  reine  Unterkunft  bietet.  Dieses  »Logierhaus«  — 
oder  »Arbeiterhotel«,  wie  man  solche  Anstalten  auch  zu  nennen  pflegt, 
obgleich  sie  keineswegs  nur  Arbeiter  aufnehmen  —  kann  544  Personen 
gleichzeitig  beherbergen  und  ist  für  den  schmälsten  Geldbeutel  be- 
rechnet. Man  erhält  dort  nämlich  für  2Y2  Kronen  Wochenmiete  einen 
abgesonderten  Schlafraum  für  die  Nacht  und  das  Recht,  sich  tagsüber 
in  den  vorhandenen  gemeinsamen  Sälen  aufzuhalten,  sowie  einen  kleinen 
Kleiderschrank,  die  Kochräume,  das  Umkleidezimmer  und  die  für  das 
Reinigen  von  Schuhen  und  Kleidern  bestimmten  Lokalitäten  zu  benutzen. 

Dieser  großartige  Bau  ist  eine  Schöpfung  der  »Kaiser  Franz  Josephs- 
jubiläumsstiftung für  Volkswohnungen  und  Wohlfahrtseinrichtungen«, 
welche  einige  Wiener  Menschenfreunde  schon  zwei  Jahre  vor  dem 
Malbjahrhundert-Regierungsjubiläum  diesem  Ereignis  zu  Ehren  ins  Leben 
gerufen  hatten.  Es  war  dies  der  erste  Versuch  dieser  Art  in  Wien. 
Vorher  war  nur  ein  Experiment  mit  Familienhäuschen  gemacht  worden 
(man  hatte  18  Cottages  errichtet),  aber  mißlungen.  Die  einzigen  großen 
Häuserblocks  Wiens  mit  kleinen  Jahreswohnungen  für  Arbeiter  und 
dergleichen  sind  die  von  der  genannten  Stiftung  im  Bezirk  Ottakring- 
Breitensee  erbauten,  allerdings  riesigen  Gebäude  >  Stiftungshof«  und 
»Lobmeyrhof«,  die  insgesamt  in  26  Häuser  und  zwei  »Ledigenheime« 
zerfallen. 

Den  Grundstock  der  Stiftung  bildeten  i  1 30000  Kronen,  die  von 
vier  Körperschaften  und  Instituten  zusammengeschossen  wurden.  Die 
rund  50000  qm  Grundfläche,  auf  der  sich  die  Ansiedlung  befindet, 
liegen  in  sehr  gesunder,  freier  Lage  und  sind  mit  den  übrigen  Teilen 
Wiens  durch  eine  Fülle  von  Verkehrsmitteln  verbunden.  Die  an  Ar- 
beitsgelegenheit reiche  Gegend  ist  kanalisiert  und  an  die  Hochquell- 
Wasserlcitung  angeschlossen.  Im  Laufe  der  Zeit  führten  private  Wohl- 
täter dem  Stiftungskapital  weitere  i  070000  Kronen  zu,  und  gegenwärtig 
beläuft  sich  dieses  auf  weit  über  2V2  Millionen  Kronen. 

Kein  Haus  enthält  mehr  als  16  kleine  Wohnungen.  Die  in  Eng- 
land so  beliebten  mehrzimmerigen  Wohnungen,  deren  einzelne  Räume 
jedoch  meist  nur  12 — 14  qm  groß  sind,  finden  bei  den  Wiener  Arbeitern 
keinen  Anklang;  sie  ziehen  ein  einziges,  aber  größeres  Zimmer  vor, 
und  daher  bietet  die  Stiftung  hauptsächlich  Wohnungen  mit  je  einer 
Stube  und  Küche,  was  im  Interesse  der  Hygiene  und  Sittlichkeit  aller- 
dings bedauerlich  ist.  In  den  meisten  Häusern  messen  die  Küchen 
9—12,  die  Stuben  20 — 25  cjm.  Die  Ihihe  sämtlicher  Räume  beträgt 
3  m.      In   jeder    Wcjhnung    befindet    sich    ein    modernes    Klosett    mit 
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Wasserspülung  und  ein  in  die  Wand  unterhalb  des  Fensters  einge- 
lassenes Speise-  oder  Yorratsschränkchen,  an  dessen  Innenseite  ein 
gedruckter  Zettel  befestigt  ist  mit  Angabc  des  Preises  und  der  zu- 
lässigen Insassenzahl  der  Wohnung.  Jeder  Partei  wird  eine  Keller- 
und eine  Dachbodenabteilung  zugewiesen.  Die  Kochherde  sind  mit 
blauen  Kacheln  verkleidet  und  in  etwa  hundert  Wohnungen  mit  Gas- 
automaten  verbunden,  welche  für  je  10  Heller  Einwurf  400  1  Gas  zu 
Koch-  und  Beleuchtungszwecken  liefern  —  eine  vortreffliche  Einrich- 
tung, von  der  aber  merkwürdigerweise  noch  nicht  allgemein,  doch 
immer  mehr  Gebrauch  gemacht  wird.  Auf  den  Treppengeländern  gibt 
es  Ruhepunkte  zum  Auflegen  der  hinaufgetragenen  Lasten. 

Vier  Treppen  hoch  befanden  sich  früher  in  vielen  der  Häuser 
Werkstätten.  Da  diese  ihren  Zweck  nicht  erfüllten,  vv'urden  sie  aufge- 
lassen und  in  Waschküchen  für  die  Parteien  verwandelt.  Diese  müssen 
für  die  Wäschereinigung  selbst  sorgen  und  genießen  dafür  einen  Miete- 
nachlaß von  10 — 12  Proz.  Die  weitaus  meisten  Parteien  jedoch  hatten 
bis  vor  kurzem  keine  Waschküchen ;  ihre  Wäsche  wurde  in  der  grollen 
Dampfwäscherei  der  Stiftung  gereinigt,  gerollt  und  geplättet.  Jede 
einzelne  Person  hatte  monatlich  auf  die  unentgeltliche  Reinigung  von 
5  kg  Wäsche  Anspruch  —  ein  nur  selten  erreichtes  Quantum;  für  ein 
etwaiges  Mehr  waren  pro  Kilo  20  Heller  zu  vergüten.  Durchschnittlich 
wurden  monatlich  3150  kg  gewaschen.  Seit  1909  ist  das  Dampfsysteni 
gänzlich  abgeschafft,  so  daß  jetzt  sämtliche  Parteien  mit  Waschküchen 
versehen  sind.  Die  Frage,  ob  für  Arbeiterkolonien  Waschküchen  oder 
Dampfwäscherei  besser  ist,  kann  noch  nicht  endgültig  entschieden 
werden.  Wäre  alle  Wäsche  weiß  oder  wenigstens  echtfarbig,  so  könnte 
man  ohne  weiteres  dem  Dampfbetrieb,  der  ja  auch  gesundheitlich  vor- 
zuziehen ist,  den  Vorzug  geben ;  so  aber  wird  er  durch  das  gesonderte 
Waschen  jeder  unechten  Farbengattung  erheblich  verteuert. 

Durch  das  strenge  Verbot  der  Aufnahme  von  Aftermietern  und 
Schlafstelleninhabern  arbeitet  die  Stiftung  dem  Hauptübel  des  üblichen 
Armenwohnungsunwesens,  der  Ueberfüllung,  wirksam  entgegen.  Ander- 
seits erschwert  diese  Schranke  die  Heranziehung  von  Wohnparteien  ; 
doch  ist  die  hierin  liegende  Schwierigkeit  endlich  überwunden,  denn 
seit  etwa  fünf  Jahren  ist  alles  vollbesetzt.  Für  die  Leute,  die  sonst 
Aftermieter  oder  »Bettgeher«  sind,  ist  im  »Stiftungshof«  durch  zwei 
»Ledigenheime«  gesorgt,  in  denen  es  Zimmer  mit  ein,  zwei  und  drei 
Betten  gibt.  Das  Männerheim  hat  44  Zimmer,  ä  7-14  qm,  mit 
57  Betten,  das  Frauenheim  25  Wohnräume  mit  43  Betten.  Die  großen 
dreibettigen  Frauenstuben  standen  fast  immer  leer,  weshalb  seit  Mai  1908 
dieses  Frauenheim  versuchsweise  an  den  österreichischen  Bund  für 
Mutterschutz  verpachtet  ist.  Alle  Zimmer  der  beiden  Heime  sind 
hübsch  und  ausreichend  eingerichtet  und  ausgestattet,  sowie  mit  Zen- 
tralheizung und  Lüftungsvorrichtung  versehen.     Der  Fußboden  besteht 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1913.     .;.  22 


■^20  Miszellen. 

aus  Xylolith.  Alle  vierzehn  Tage  werden  die  Betten  überzogen.  Zu 
den  Heimen  gehören  auch  Hausvaterwohnungen,  Räume  zum  Putzen 
der  Kleider  und  Schuhe,  Räume  zur  raschen  Wasserwärmung,  Lese- 
und  Gesellschaftsräume  mit  Eß-,  Arbeits-,  Schreib-  und  Spieltischen. 

Was  die  Preise  der  Wohnungen  betrifft,  so  sind  sie  um  8  bis  loProz. 
niedriger,  als  die  in  jener  Gegend  Wiens  üblichen.  Der  INIietdurch- 
schnitt  beträgt  pro  Jahr  und  Quadratmeter  Wohnfläche  knapp  lo  Kronen, 
wovon  für  das  Selbstwaschen  den  Parteien  lo — 12  Proz.  vergütet  werden. 
In  den  Ledigenheimen  wird  einschließlich  Heizung  und  Bedienung 
wöchentlich  für  ein  Zimmer  mit  ein,  zwei,  drei  Betten  3V2,  5-^/2  und 
6^/2  Kronen  gezahlt.  Die  Familienwohnungen  werden  nicht  pro  Woche, 
sondern  pro  Monat  vergeben,  und  die  Miete  kann  halbmonatlich  ent- 
richtet werden.  Die  Preise  sind  aber  nicht  nur  absolut,  sondern  auch 
relativ  sehr  mäfMg,  denn  sie  begreifen  nicht  bloß  Wohnung  und  Wäsche, 
sondern  auch  den  unentgeltlichen  Genuß  der  von  der  Stiftung  geschaffenen 
Wohlfahrtseinrichtungen  in  sich,  als  da  sind :  die  gut  eingerichtete 
Badeanstalt,  welche  sehr  .stark  und  immer  mehr  in  Anspruch  genommen 
wird  und  in  Abteilungen  für  Männer,  Frauen  und  Kinder  zerfällt;  die 
tägliche  ärztliche  Sprechstunde  in  einem  Zimmer  der  Stiftung ^l,  bei 
Bettlägerigkeit  ein  erster  Besuch  des  Stiftungsarztes ;  ein  Nachlaß  von 
15  Proz.  beim  Bezug  von  Arzneien  in  den  Wiener  Apotheken;  die  vom 
Wiener  Volksbildungsverein  beigestellte,  lebhaft  benutzte  Leihbibliothek; 
der  60  qm  große,  helle,  gut  gelüftete,  100 — 120  Personen  fassende 
Vortragssaal  nebst  Garderobenraum. 

In  diesem  Saale  werden  belehrende  und  unterlialtendc  Vorträge 
veranstaltet;  auch  steht  er  den  in  der  Bewohnerschaft  der  Kolonie 
bestehenden  Gesang-  und  Geselligkeitsvereinen  zur  Verfügung.  Volks- 
tümliche Universitätskurse  und  Unterricht  in  fremden  Sprachen  finden 
hier  ebenfalls  eine  Stätte.  Zu  den  Wohlfahrtseinrichtungen  der  Stiftung 
gehört  ferner  die  unentgeltliche  Rechtsbelehrung,  die  Benutzung  der 
Gartenanlagen  und  der  Kinderspielplätze,  die  Gewährung  unverzins- 
licher Darlehen  an  Einwohnergruppen  zum  gemeinsamen  Einkauf  von 
Holzmaterial ,  die  Erteilung  von  Unterstützung  bei  Todesfällen ,  im 
»Lobmeyrhof«  auch  die  Verpachtung  von  zirka  20  qm  großen  Nutz- 
gartenparzellen zu  dem  geringfügigen  Jahrespreis  von  sechs  Kronen. 
Sobald  das  geplante  selbständige  >Wohlfahrtshaus«  der  Stiftung  errichtet 
sein  wird,  werden  auch  noch  Krippen,  Kinderhorte,  Volksküchen,  Haus- 
haltungskurse, Koch-  und  Nähschulcn  ins  Leben  gerufen  werden.  Der 
Versuch,  einen  Konsumverein  det  Bewohnerschaft  zu  gründen,  ist  ge- 
scheitert; doch  sind  die  in  der  Kolonie  vorhandenen  Kauflcute  strengen 
Vorschriften  hinsichtlich  der  Güte    und  Preise    der  Ware    unterworfen. 


1)  Interessant   ist,   daß  die  Anspiuclinalinie   dieser  Einrichtunij  infolge  der  sich 
stetig  verbessernden  Gesundheitsverliältnisse   immer  melir  zurückgeht. 
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Neujahr  191 1  wohnten  in  den  Stiftungshäusern  1658  Familienper- 
sonen,  in  den  Ledigenheimen  80  Alleinstehende.  Die  Kolonie  bestand 
daher  aus  1738  Köpfen. 

Dem  »Hausverwalter«  liegt  die  Vermietung,  das  Einkassieren 
der  Mieten  und  die  Beaufsichtigung  des  ganzen  Betriebes  ob.  Ihm 
untersteht  in  jedem  Hause  ein  »Hausaufseher«,  einer  der  Bewohner, 
der  seine  Obliegenheiten  gegen  einen  Nachlaß  von  der  Miete  im  Be- 
trage von  12  Kronen  monatlich  versieht  und  für  die  Reinigungs-  und 
Gartenarbeiten  eine  bezahlte  Kraft  unter  sich  hat.  Die  Stelle  der 
sonst  üblichen  IMietsbüchlein  vertreten  hier  sogenannte  »Wohnungs- 
karten-ä,  auf  denen  verzeichnet  sind:  die  Wohnräume,  das  Inventar, 
die  Belegziffer,  der  Mietpreis,  das  Nationale  der  Insassen,  das  Datum 
des  Einziehens,  der  Uebergabezustand  der  Wohnung,  die  Hausordnung. 
Der  INIieter,  der  Verwalter  und  das  Stiftungssekretarial  erhalten  je  ein 
Exemplar  der  Wohnungskarte.  Daß  die  Stiftung  den  Zustand  der 
Wohnungen  häufig  inspizieren  läßt,  ist  selbstverständlich. 

Die  Jubiläumsstiftung  hat  manche  wertvolle  Neuerung  eingeführt, 
die  anderswo  nicht  zu  finden  ist.  Leider  bildet  ihre  Kolonie  nur  einen 
Tropfen  im  Meer  des  Wiener  Bedarfs  an  gesunden,  billigen  Volks- 
wohnungen. Doch  hat  sie  ihren  Wirkungskreis  durch  die  Erbauung 
riesiger  behaglicher  Volksgasthöfe  beträchtlich  erweitert.  Betritt  man 
das  schon  eingangs  erwähnte,  auf  einem  Grundstück  von  2476  qm 
stehende  INlännerheim,  so  erblickt  man  im  Hochparterre  außer  dem 
Dienstraum  den  für  280  Personen  berechneten  Speisesaal,  in  welchem 
an  die  Insassen  auf  Wunsch  einfache  Speisen  zu  Selbstkostenpreisen 
abgegeben  werden.  Durch  den  Speisesaal  gelangt  man  in  Räume  mit 
Kocheinrichtungen,  die  den  Zweck  haben,  den  Leuten  Gelegenheit  zu 
geben,  sich  selbst  Speisen  zuzubereiten.  Das  Heizgas  zum  Kochen 
wird  unentgeltlich  beigestellt.  Für  das  Lesebedürfnis  der  Bewohner 
ist  durch  Einrichtung  von  2  Lesesälen  gesorgt ;  in  dem  einen  darf  ge- 
raucht werden,  der  andere  ist  für  Nichtraucher  reserviert.  Für  das 
Reinigen  der  Kleider  und  Schuhe  sind  gleichfalls  eigene  Lokale  einge- 
richtet; außerdem  gibt  es  einen  Kastenraum  mit  200  Kleiderkästchen 
und  ein  Umkleidezimmer.  Für  den  Fall  von  Erkrankungen  ist  eine 
eigene  ärztliche  Abteilung  vorgesehen.  Diese  besteht  aus  einem  Sprech- 
zimmer des  Hausarztes,  der  täglich  in  den  Abendstunden  unentgeltlich 
ordiniert,  und  zwei  Marodenräumen  mit  4  Betten.  Auch  eine  Fahrrad- 
remise befindet  sich  im  Hause.  Im  Tiefparterre  liegen  die  Baderäume, 
bestehend  aus  einem  Fußbaderaum,  Brausebädern  und  Wannenbädern, 
ferner  eine  Anzahl  von  Arbeitsstuben,  wo  die  Leute  ihr  Handwerk 
ausüben  können,  sowie  das  Gepäckmagazin,  das  Kesselhaus,  eine  elek- 
trisch betriebene  Pumpe,  ein  Desinfektionsofen  und  Lagerräume.  In 
den  Stockwerken  sind  die  544  Schlafzellen  in  24  Sälen  untergebracht. 
In   jedem   Schlafsaal   entfallen  auf  einen  Logiergast  4  qm  Bodenfläche 
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und  12  cbm  Luftraum.  Jede  Abteilung  hat  eine  nach  innen  aufgehende, 
verschließbare  Türe,  ein  Doppelfenster  und  ist  von  dem  Gang  und  der 
Nachbarkabine  durch  eine  2  m  hohe  Wand  getrennt.  Als  Lager  dient 
ein  Eisenbett  mit  Drahteinsatz  und  dreiteiliger  Matratze.  In  jedem 
Stockwerk  befinden  sich  bei  den  Stiegenaufgängen  Waschräume  mit  je 
18  Lavoirs,  ferner  je  zwei  Wärterkabinen  und  eine  Wäschekammer. 
Die  Schlafräume  werden  um  8  Uhr  abends  geöffnet  und  um  9  Uhr 
vormittags  geschlossen.  Das  Gebäude  ist  von  einem  Garten  umgeben, 
über  dem  Mittelbau  des  Hochparterres  -befindet  sich  eine  Terrasse. 
Die  Herstellungskosten  des  Männerheims  betrugen  für  Grund,  Bau  und 
innere  Einrichtung  5  600  000  Kronen.  Die  Frequenz  ist  alljährlich  bis 
zur  ständigen  Vollbesetzung  gestiegen;  Rentabilität  4^/3  Proz.  Hoffent- 
lich denkt  man  einmal  daran,  auch  für  ledige  Frauen  eine  ähnliche  Zu- 
fluchtsstätte zu  schaffen. 

Inzwischen  beschloß  die  Stiftung  anläßlich  des  60jährigen  Re- 
gierungsjubiläums des  Kaisers  (1908)  die  Errichtung  eines  zweiten 
Männerheims,  und  zwar  in  dem  arbeiterreichen  17.  Bezirk  Hernais. 
Diese  neue  Anstalt  konnte,  wie  geplant  war,  gerade  am  Tage  vor  Be- 
ginn des  internationalen  Wohnungskongresses  (Wien  Juni  iQio)  eröffnet 
werden.  Sie  ist  sehr  groß  und  enthält  890  Abteile,  darunter  viele  der 
neuartigen,  in  den  letzterbauten  Londoner  Rowtonhäusern  vorzüglich  be- 
währten )i'Spezialabteile«,  welche  größer  und  teurer  als  die  anderen, 
mit  eigenen  Tischen  und  Waschgelegenheiten  versehen  und  haupt- 
sächlich für  in  Nachtbetrieben  beschäftigte  Arbeiter  bestimmt  sind. 
Eine  weitere  Neuerung  des  Hernalser  Männerheims  besteht  in  der  Auf- 
setzung von  bis  zur  Decke  reichenden  Gittern  auf  die  Trennungswände 
aller  Schlafabteile.  Diese  Verbesserung  bewirkt  ohne  Beeinträchtigung 
der  Lüftung  und  Beleuchtung  einen  gänzlichen  Abschluß  jedes  Abteils. 

Dieses  neue  INIusterheim  fand  so  großen  Anklang,  da(S  bereits 
wenige  Monate  nach  seiner  Eröffnung  die  Nachfrage  weit  größer  war 
als  der  vorhandene  Raum.  Die  Jubiläumsstiftung  beschloß  daher, 
das  ältere  Heim  entsprechend  zu  vergrößern  und  die  Errichtung 
einer  dritten  Männeranstalt  in  Erwägung  zu  ziehen.  Inzwischen  hat 
sie  infolge  der  sich  immer  mehr  verschlimmernden  Wohnungsnot 
der  Arbeiterbevölkerung  sich  veranlaßt  gesehen,  die  Erweiterung  ihres 
Riesenbaues  :^Lobmeyrhof«  um  100  Familienwohnungen  im  Herbst  191 1 
in  Angriff  zu  nehmen,  wobei  selbstverständlich  manche  Verbesserung 
der  Einrichtungen  eingeführt  werden  wird.  Trotz  der  außerordent- 
lichen Steigerung  der  Baukosten  ist  keine  Erhöhung  der  Mieten  ge- 
plant. Der  Neubau  soll  schon  im  Sommer  19 13  der  Besiedlung  zuge- 
führt werden. 

Die  Erfolge  der  Jubiläumsstiftung  und  die  eifrige  Tätigkeit  der 
anfangs  1907  gegründeten  »Zentralstelle  für  Wohnungsrcform  in  Oester- 
reich«  haben  nicht  verfehlt,    zu   einer  lebhaften  Entwicklung  des    Bau- 
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genossenschaftswesens  in  Wien  zu  führen.  Aber  die  bisherigen  Lei- 
stungen des  letzteren  bilden  nur  einen  Tropfen  im  iNleere  des  dringenden 
Bedürfnisses,  und  es  ist  daher  sehr  erfreulich,  daß  es  im  Oktober  191 1 
der  soeben  erwähnten  ;> Zentralstelle  •  gelungen  ist,  in  Wien  eine  »Ge- 
meinnützige Aktiengesellschaft  für  Kleinwohnungen«  ins  Leben  zu  rufen 
(Kapital:  i  Million  Kronen),  deren  Eigenart  darin  besteht,  daß  es 
nicht  etwa  ihre  Aufgabe  ist,  Häuser  zu  errichten  und  dauernd  zu  ver- 
walten ;  sie  soll  vielmehr  jede  dauernde  Investierung  des  Aktienkapi- 
tales in  Grundstücken  und  Immobilien  nach  Möglichkeit  vermeiden; 
sie  will  die  Gebäude,  die  sie  errichtet,  die  Gründe,  die  sie  kauft,  nicht 
in  ihrem  Besitz  behalten,  sondern  sobald  als  möglich  wieder  an  andere 
Körperschaften  gemeinnützigen  Charakters  abstoßen,  vor  allem  an  die 
Genossenschaften,  denen  es  meist  schwer  fällt,  ohne  fremde  Unter- 
stützung Gründe  in  geeigneter  Lage  zu  kaufen  und  zweckmäßig  zu  ver- 
bauen. In  dem  satzungsmäßig  begrenzten  Wirkungskreis  der  Aktien- 
gesellschaft kommt  dieser  Gedanke  zum  .Ausdruck:  Der  Zweck  ist, 
gemeinnützige  Baugenossenschaften  zu  gründen  und  zu  fördern,  billige 
Baugründe,  Baukredite  und  Hypotheken  zu  beschaffen,  den  Bau  defi- 
nitiver oder  provisorischer  Wohnhäuser  auf  eigene  oder  fremde  Rechnung 
zu  führen,  die  eigenen  sowie  auch  fremde  Häuser  zu  verwalten  und 
die  Räumlichkeiten  dieser  Häuser  zu  möglichst  niedrigen  Zinsen  zu 
vermieten.  Sie  will  ferner  Gewerbe  betreiben,  welche  die  Verbilligung 
der  Wohnungsverhältnisse  fördern  und  namentlich  billige  Baumaterialien 
liefern.  Auch  die  Schaffung  von  Wohlfahrtseinrichtungen  ist  vorge- 
sehen, wie  Schrebergärten,  Badeanstalten,  Bibliotheken,  Turnhallen, 
Kinderbewahranstalten.  ]\Iit  diesen  und  ähnlichen  Mittein  soll  die  ge- 
meinnützige Bautätigkeit  organisiert  und  gefördert  und  dadurch  gesunde 
und  billige  Kleinwohnungen  geschaffen  werden. 

Der  gemeinnützige  Zweck  der  Gesellschaft  zeigt  sich  besonders 
darin,  daß  die  Dividende  höchstens  5  Proz.  des  Aktienkapitals  betragen 
darf  und  daß  im  Falle  einer  Auflösung  das  Gesellschaftsvermögen  so 
verteilt  werden  muß,  daß  den  Aktionären  höchstens  der  Nominalbetrag 
zurückerstattet,  ein  etwaiger  Ueberschuß  dagegen  Zwecken  der  Woh- 
nungsfürsorge zugewendet  wird. 

Der  gemeinnützige  Charakter  des  LTnternehmens  wird  auch  dadurch 
gesichert,  daß  der  Zentralstelle  für  Wohnungsreform  eine  angemessene 
Vertretung  im  Vorstande  der  Aktiengesellschaft  eingeräumt  ist.  Die 
Stellen  im  Vorstände  werden  ehrenamtlich  geübt. 

Die  traurigen  Folgen,  zu  welchen  die  Wohnungsnot  in  Wien  im 
Sommer  191 1  geführt  hatte,  und  die  Befürchtung,  daß  diese  Obdach- 
losigkeit im  Winter  in  verstärktem  Maße  eintreten  könnte,  veranlaßte 
die  »Zentralstelle  ,  an  die  Gemeinde  Wien  mit  der  dringenden  Auf- 
forderung heranzutreten,  so  rasch  als  möglich,  insbesondere  für  kinder- 
reiche Familien,  die  bekanntlich  unter  der  Wohnungsnot  am  schwersten 
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leiden,  geeignete  Unterkünfte  zu  schaffen.  Nach  längeren,  oft  recht 
schwierigen  Verhandlungen  gelang  es  der  Zentralstelle,  ein  Ueberein- 
kommen  zwischen  ihr,  der  Gemeinde  Wien  und  der  gemeinnützigen 
Aktiengesellschaft  für  Kleinwohnungsbau  zu  erzielen,  welches  die  Er- 
richtung einer  »Gemeinnützigen  Gesellschaft  für  Notstandswohnungen« 
v(irsieht.  Als  Zweck  dieser  Gesellschaft  wurde  die  Anlage,  Erhaltung 
und  Verwaltung  von  Siedlungen  mit  Notstandswohnungen  sowie  die 
Vermietung  der  errichteten  Räume  hingestellt.  Die  Baugründe  werden 
von  der  Stadt  unentgeltlich  abgetreten.  In  dem  Genossenschaftsver- 
trag verpflichten  sich  die  Vertragsstellen,  mit  dem  verfügbaren  Gesell- 
schaftskapitale von  60 1  000  Kronen  nach  Möglichkeit  250  Notstands- 
wohnungen zu  errichten,  von  denen  jede  wenigstens  aus  Zimmer  und 
Küche  mit  einer  bewohnbaren  Fläche  der  beiden  Räume  von  mindestens 
28  Quadratmeter  bestehen  soll.  Der  Mietzins  in  diesen  Wohnungen 
darf  den  Betrag  von  26  Kronen  pro  Monat  nicht  überschreiten. 

II. 
Genossenschaftliche  A  r  b  e  i  t  e  r  w  o  h  n  u  n  g e  n  in  Belgien. 

Das  ganz  vorzügliche  Gesetz  vom  9.  August  1889  ermächtigte  die 
»Allgemeine  Belgische  Sparkasse«  —  eine  unabhängige,  wenngleich 
infolge  der  Staatsgarantie  nationale  Anstalt  — ,  einen  Teil  ihrer  ver- 
fügbaren Gelder  zu  Darlehen  für  den  Bau  von  Arbeiterhäusern  zu  ver- 
wenden. Aus  dem  elften  Absätze  jenes  Gesetzes  geht  hervor,  daß  hierbei 
lediglich  an  Baugenossenschaften  gedacht  war,  die  selber  Arbeiter- 
wohnungen bauen  oder  kaufen,  nicht  aber  an  solche,  die  bloih  den 
Zweck  haben,  ihren  Mitgliedern  zu  Bau-  oder  Kaufzwecken  Darlehen 
zu  gewähren.  Im  März  1891  beschloß  der  Generalrat  der  Allgemeinen 
Belgischen  Sparkasse,  auch  die  bloß  Darlehen  gebenden  Genossen- 
schaften in  den  Bereich  ihrer  Tätigkeit  zu  ziehen.  Es  wurden  folgende 
Hauptbestimmungen  getroffen:  Jedes  Darlehensgesuch  einer  Aktienge- 
sellschaft, die  sich  ausschließlich  mit  der  Durchführung  oder  Elrleich- 
terung  von  Arbeiterwohnungsangelegenheitcn  befaßt  und  sich  der  Auf- 
sicht der  Allgemeinen  Belgischen  Sparkasse  unterwirft,  muß  mit  be- 
glaubigten Papieren  belegt  sein,  aus  denen  hervorgehen  muß,  daß  die 
geplante  Finanzoperation  ihr  folgendermafien  geschütztes  y\ktivum  nicht 
überschreiten  würde:  a)  die  Hälfte  des  von  den  Aktionären  gezeichneten 
und  nicht  eingezahlten  Kapitals,  b)  die  Hälfte  des  Wertes  der  der 
Gesellschaft  gehörenden  Immobilien,  c)  drei  Fünftel  jeder  der  Genos- 
senschaft auf  Immobilien  geleisteten  Sicherstellung,  deren  Wert  den 
Betrag  des  betreffenden  Darlehens  um  mindestens  ein  Neuntel  über- 
steigen muß.  Das  unter  a)  erwähnte  Aktivum  kommt  nur  bei  jenen 
Aktiengesellschaften  in  Betracht,  welche  sich  verpflichtet  haben,  jede 
Abtretung  eingezahlter  Anteilscheine  vcjn  der  vorherigen  Genehmigung 
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der  Sparkasscnverwaltung  abhängig  zu  machen  oder  der  letzteren  jede 
Einzahlung  auf  solche  Aktien  sofort  zur  Kenntnis  zu  bringen.  Die 
Sparkasse  kann  verlangen,  dafi  der  Wert  der  unter  b)  und  c)  ange- 
führten Immobilien  durch  einen  auf  Kosten  der  das  Darlehen  wünschen- 
den Gesellschaft  zu  entsendenden  Sachverständigen  geschätzt  werde. 

Im  Juli  1892  ergänzte  die  Gesetzgebung  das  Gesetz  von  1889  dahin, 
dafi  es  den  bloß  Baukredit  gewährenden  Genossenschaften  dieselben 
Rechte  einräumte,  wie  jenen,  welche  bauen,  kaufen,  verkaufen,  ver- 
mieten und  tauschen.  Die  Bestimmung,  daß  bei  der  Schätzung  der 
Darlehensbefähigung  einer  Arbeiterwohnungs-Baugenossenschaft  das 
Kapital  der  Genossenschafter  nicht  in  Betracht  gezogen  werden  darf, 
ist  angesichts  der  Schwankungen,  denen  dieses  Kapital  ausgesetzt  ist, 
vollkommen  gerechtfertigt.  Steht  es  doch  im  Belieben  jedes  (Genossen- 
schafters, auszutreten  und  sich  seine  Einzahlungen  zurückerstatten  zu 
lassen.  Bei  den  Aktiengesellschaften  dagegen  kann  keine  Einzahlung 
zurückgezogen  werden.  Die  Genossenschafter  verfügen  eigentlich  nur 
über  einen  dem  Wert  ihrer  Immobilien  oder  ihrer  Hypothekarobjekte 
entsprechenden  Vorschußbetrag.  Deshalb  ist  hinsichtlich  des  Bau- 
kredits die  Aktienform  vorteilhafter.  Baugesellschaften  können,  wie 
gesagt,  die  Hälfte  des  gezeichneten,  aber  nicht  eingezahlten  Kapitals 
dargeliehen  bekommen.  Wenn  z.  B.  eine  Aktiengesellschaft  sich  mit 
einem  Kapital  von  looooo  Fr.  konstituiert  und  die  Aktionäre  die  ge- 
setzliche loprozentige  Einzahlung  mit  10 000  Fr.  leisten,  so  bleiben 
90000  Fr.  uneingezahlt.  Da  hierauf  die  Sparkasse  45000  Fr.  vor- 
schießen kann,  wird  die  Baugesellschaft  von  vornherein  55000  Fr.  zur 
Verfügung  haben,  während  eine  gewöhnliche  Genossenschaft  mit  ein- 
gezahlten loooo  Fr.  anfangs  lediglich  diese  loooo  Fr.  zur  Verfügung 
hätte  und  später,  falls  sie  eine  Vorschußgesellschaft  ist,  von  der  Spar- 
kasse bloß  drei  Fünftel  des  Wertes  der  belehnten  Liegenschaften  er- 
halten würde. 

Wären  die  Genossenschaften  ihrerseits  in  der  Lage,  ihren  Mit- 
gliedern ebenfalls  nur  drei  Fünftel  des  Wertes  der  Häuschen  vor- 
strecken zu  dürfen,  so  könnten  sie  sehr  viel  Umsatz  machen,  denn  in 
diesem  Falle  würden  die  von  ihr  erteilten  Kredite  mit  den  von  ihr  in 
Anspruch  genommenen  gleichen  Schritt  halten.  Sie  müssen  aber  in 
der  Regel  neun  Zehntel  vorstrecken,  da  die  wenigsten  baulustigen 
Arbeiter  genug  bemittelt  sind,  um  den  Rest  aus  Eigenem  bestreiten  zu 
können.  Deshalb  kann  die  Entwicklung  des  gewöhnlichen  Baugenossen- 
schaftswesens —  des  nicht  auf  der  Aktienform  beruhenden  —  nicht 
rüstig  fortschreiten.  Einen  großen  Wirkungskreis  haben  ihrer  nur 
wenige,  und  zwar  jene,  die  von  besonderen  Umständen,  namentlich 
einer  guten  topographischen  Lage,  begünstigt  werden,  wie  z.  B.  »La 
Building  Sumetoise«,  welche  in  einer  Gegend  wirkt,  in  der  ziemlich 
hohe   Löhne   gezahlt   werden,    sodaß    die    Arbeiter  oft    genügende  Er- 
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sparnisse  machen  können,  um  die  fehlenden  zwei  Fünftel  des  Wertes 
ihrer  Wohnhäuschen  zu  bezahlen. 

Freilich  steht  es  den  Genossenschaften  frei,  Schuldverschreibungen 
auszugeben ;  aber  damit  ist  ihnen  wenig  geholfen,  denn  die  Obligationen 
bilden  eine  lästige  Schuld  und  verringern  die  Borgfähigkeit  der  Ge- 
nossenschaft; die  Sparkasse  muß  ihre  Vorschüsse  um  den  Betrag  der 
Obligationsschuld  vermindern.  Ein  anderer  Plan  wird  von  der  Lae- 
kener  Baugesellschaft  befolgt.  Sie  gibt  3  prozentige  Gründeranteile 
von  bestimmter  Höhe  aus.  Da  dieselben  keine  Schuld  bilden,  lassen 
sie  die  Borgfähigkeit  bei  der  Sparkasse  unvermindert.  Diesem  Vor- 
zuge steht  aber  die  Schattenseite  gegenüber,  daß  solche  Anteile,  weil 
sie  voll  eingezahlt  werden  müssen,  sehr  schwer  unterzubringen  sind. 
Auch  haben  die  Inhaber  dieser  Papiere  kein  Stimmrecht ;  überdies 
stehen  sie  bezüglich  der  Zurückziehung  hinter  den  Genossenschaften 
zurück. 

Meine  bisherigen  Darlegungen  erklären  zur  Genüge,  warum  die 
Zahl  der  belgischen  Baugenossenschaften  nicht  zunimmt,  während  das 
Anwachsen  der  Baugesellschaften  ein  beträchtliches  ist. 

Die  Genossenschafter  können  die  empfangenen  Darlehen  auf 
zweierlei  Art  tilgen :  entweder  durch  Annuitäten  mit  4  Proz.  Zinsen 
und  2^/2  Proz.  Abzahlung  oder  mittels  gemischter  Versicherung.  Der 
letztere,  weitaus  üblichste  INIodus  (er  kommt  in  drei  Vierteln  bis  sechs 
Siebenteln  aller  Fälle  zur  Anwendung)  besteht  in  folgendem :  Will  ein 
Arbeiter  ein  Häuschen  erwerben,  so  muß  er  10  Proz.  anzahlen,  und 
die  Gesellschaft  streckt  ihm  nicht  genau  90  Proz.  vor,  sondern  etwas 
mehr,  nämlich  um  den  ungefähren  Betrag  der  ersten  »gemischten 
Versicherungsprämie«.  Ist  der  Betreffende  z.  B.  30  Jahre  alt  und  das 
1700  Fr.  betragende  Darlehen  auf  25  Jahre  berechnet,  so  macht  die 
erste  Jahresprämie  93,84  Fr.  aus,  der  Vorschufi  wird  also  auf  2800  Fr. 
abgerundet,  da  der  Arbeiter  nur  selten  in  der  Lage  ist,  mehr  aufzu- 
bringen als  knapp  die  anzuzahlenden  10  Proz.,  also  300  Fr.  Die  Bau- 
gesellschaft geht  nun  mit  einer  Versicherungsgesellschaft  einen  Ver- 
trag auf  die  gemischte  Versicherung  der  2800  Fr.  ein.  Dieser  Ver- 
trag betrifft  das  Leben  des  betreffenden  Arbeiters  und  kommt  der 
Baugenossenschaft  zugute.  Der  Arbeiter  hat  die  Pflicht,  ihr  jährlich 
4  Proz.  (=r  112  Fr.)  und  die  Prämie  (bei  2800  Fr,  =  88,36  Fr.)  zu 
bezahlen. 

Dieser  Modus  bietet  sowohl  den  Baugesellschaften  als  auch  den 
baulustigen  Arbeitern  große  Annehmlichkeiten,  und  der  ganze  Unter- 
schied in  der  Höhe  der  ^Monatsraten  ist  bei  einem  Häuschen  im  Werte 
von  3000  Fr. :  3  Fr.,  indem  der  Annuitätenmodus  (Interesse  und  Ab- 
zahlung) 15,  der  Versicherungsmodus  13  Fr.  monatlich  erfordert. 
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III. 

Kommunale  A  rbe  i  tcrwohnungspol  i  t  ik    in   der   Schweiz^). 

Wie  in  zahlreichen  anderen  Staaten,  sind  auch  in  der  Schweiz  auf 
dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  und  der  Wohnungspolitik  gerade  in 
neuester  Zeit  Uebelstände  ans  Tageslicht  getreten.  Namentlich  haben 
die  Massenquartiere  der  in  der  deutschen  und  französischen  Schweiz 
lebenden  italienischen  Arbeiter  manchmal  zu  gesundheitsbehördlichen 
Untersuchungen  geführt  mit  dem  Ergebnis,  daß  Wohnungen  für  unbe- 
wohnbar erklärt  wurden.  Dies  gilt  vor  allem  von  Aarau,  Ölten,  Neuen- 
burg und  St.  Gallen.  Im  Kanton  St.  Gallen  führte  der  Brand  eines 
mit  Italienern  überfüllten  Wattwiler  Holzhauses,  dem  neun  Personen 
zum  Opfer  fielen,  zu  einer  allgemeinen  Erforschung  der  einschlägigen 
INIißbräuche  durch  die  Sanitätskommission ,  wobei  recht  schlimme 
Dinge  zutage  traten. 

In  der  Gemeinde  Zürich  untersteht  die  Bau-  und  Wohnungsauf- 
sicht dem  Gesundheitsamt,  das  durch  eine  »Bautenmannschaft«  jeden 
Neubau  auf  die  Erfüllung  der  Vorschriften  prüfen  läßt,  aber  schon  viel 
seltener  Wohnungen  inspiziert.  191 1  wurden  ungefähr  12  000  Inspek- 
tionen vorgenommen.  In  Basel-Stadt  kam  vor  11  Jahren  ein  Gesetz 
zustande,  das  die  Einsetzung  einer  Wohnungskommission  und  einiger 
Wohnungsinspektoren  mit  weitgehenden  Vollmachten  bezweckte,  aber 
im  Referendum  verworfen  wurde.  Dagegen  erlangte  der  1906  vorge- 
legte neue  Entwurf  des  Regierungsrates  Gesetzeskraft.  Danach  ist 
die  Handhabung  des  Wohnungswesens  unter  Verzicht  aiif  die  Schaf- 
fung einer  eigenen  Behörde  in  die  Hände  des  Gesundheitsamtes  ge- 
legt. Tablat  hingegen  erfreut  sich  seit  dem  i.  August  191 1  eines 
regelrechten  Wohnungsamtes  nebst  Inspektorat.  Die  Notwendigkeit, 
diese  Einrichtungen  zu  treffen,  ergab  sich  durch  die  Unzukömmlich- 
keiten, die  mit  der  Beherbergung  der  nach  Tausenden  zählenden 
italienischen  Arbeiterbevölkerung  verknüpft  waren.  Wie  dringend  not- 
wendig die  Erstellung  einer  planmäßigen  Wohnungsaufsicht  war,  läßt 
sich  trotz  der  Kürze  der  Zeit  ihrer  jungen  Tätigkeit  schon  jetzt  an 
den  in  den  Italienerquartieren  gemachten  Entdeckungen  ermessen. 
Und  wenngleich  die  Mangelhaftigkeit  der  kantonalen  Gesetzgebung 
von  St.  Gallen  den  Tablatern  leider  kein  Wohnungsreglement  vom 
erwünschten  Radikalismus  gestattete,  haben  sie  in  dem  ihrigen  etwas 
so  Gutes  geschaffen,  daß  es  mir  nachahmungshalber  geboten  scheint, 
einige  Hauptpunkte  wiederzugeben : 

»Alle  zum  Vermieten  bestimmten  Gebäude  oder  Gebäudeteile,  die 
zu  dauerndem  Aufenthalt  für  Menschen  als  Wohn-,  Schlaf-  oder  Ar- 
beitsräume dienen,  sowie  die  dazu  gehörigen  Nebenräume  (Küchen  usw.) 

i)  Mit  Zugrundelegung  eines  Kongreßvortrags  des  ausgezeichneten  Fach- 
mannes Dr.   F.   Gross. 
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unterstehen  der  Gesundheitskommission.  Dieser  wird  ein  Inspektor 
beigegeben,  der  die  Wohnungen  überwachen  und  dafür  besorgt  sein 
wird,  daß  sie  vorschriftsmäßig  erstellt  und  reingehalten  werden  .  .  . 
Eine  Bewilligung  der  Kommission  ist  einzuholen  zum  Halten  von  mehr 
als  drei  Schlafgängern  und  zum  Vermieten  von  mehr  als  zwei  Zimmern 
an  mehr  als  drei  Mieter  sowie  zum  Betrieb  von  Nachtherbergen,  Schlaf- 
lokalen, Massenquartieren,  Asylen  u.  dgl.  mehr.« 

Nächst    der  VVohnungsaufsicht,    vielleicht    sogar    vor    ihr,    ist   der 
wichtigste  Punkt  der  kommunalen  Wohnungspolitik  der  Eigenbau  von 
Wohnhäusern    bez.  die  Unterstützung   der  gemeinnützigen  Bautätigkeit 
anderer  Faktoren.    Die  schweizerischen  Fachleute,  die  auf  den  Städte- 
tagen zusammenzukommen    pflegen,    sind   allgemein   der  Ansicht,    daß 
zum    gemeinnützigen    Wohnungsbau    in    erster    Reihe    die    Genossen- 
schaften   berufen    sind.     Da    aber    die    bestehenden    Genossenschaften 
viel  zu  wenig  leisten  und  auch  in  absehbarer  Zeit  nichts  Erkleckliches 
leisten  dürften,  glauben  manche  eidgenössische  Wohnungsreformer,  daß 
vorläufig  die  Gemeinden  zur  Mithilfe  verpflichtet  seien,  während  andere 
sagen,  daß  die  Gemeinden  nur  ganz  ausnahmsweise  —    in   den  dring- 
endsten Notfällen  —  einspringen  sollten.    Bezüglich  der  Unzulänglich- 
keit der  genossenschaftlichen  Bautätigkeit  ist  zu   sagen,    daß   es   alles 
in  allem  bloß  30  Baugenossenschaften  gibt  — je  die  Hälfte  in  der  deutschen 
und  der  französischen  Schweiz  — ,  die  sich  auf  nur  14  Städte  verteilen. 
19  dieser  Vereine  haben  bisher  im  ganzen  600  Häuser  mit  rund   1750 
Wohnungen  erstellt,  und  zwar  ohne  jeden  gemeindlichen  oder  kommu- 
nalen Beistand,    während  die  anderen  elf  mit  direkter  oder  indirekter 
Gemeindeunterstützung  gar  nur  150  Häuser  mit  zirka  600  Wohnungen 
gebaut  haben.     Somit   alles   in  allem  nicht  mehr  als  etwa  750  Häuser 
mit  ungefähr  2350  Wohnungen  —  ein  Tropfen  im  Meere  des  Bedarfs! 
Und  viel  wird  sich  hieran  nicht  ändern,  wenngleich  sich  die  Kommunen 
Glarus  und  Zürich  augenblicklich  mit  dem  Plan  tragen,  etwa  neu  ent- 
stehenden Genossenschaften   entsprechend  unter  die  Arme   zu  greifen, 
und  wenngleich  demnächst  mehrere  Eisenbahner-Genossenschaften  ins 
Leben  treten  dürften,  denen  einzelne  Gemeinden  wahrscheinlich  durch 
Ueberlassung  billiger  Baugründe  an  die  Hand  gehen  werden.    Bei  den 
elf   vorhin    erwähnten  unterstützten  Vereinen   nahm  die  Unterstützung 
nach    einer    Aufzählung    des    bekannten    Fachmannes    Dr.    P.     Gross 
folgende  Formen    an :     Uebernahme    von    Anteilscheinen,    Gewährung 
von  Hypothekengeldern    zu  billigem  Zins,    Abtretung    von  Grund    und 
Boden    zu    mäßigem  Preise,    Abgabe    von  Baumaterial    zu  den  Selbst- 
kosten, Gratisbestellung  von  Wasser-,  Gas- und  Elektrizitätszuleitungen.« 
Dafür  gestehen  die  Satzungen    dieser  Genossenschaften  der  Gemeinde 
die  Entsendung  von  Vertretern  in  den  Vorstand  zu. 

Von  den  44  Kommunen   des  Städteverbandes    haben  16   keine,    6 
allgemeine  und  13  teilweise  Wohnungsnot ;  die  letztere  beschränkt  sich 
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zumeist  gerade  auf  die  wichtigste  und  begehrteste  Gattuug:  die  kleinen, 
billigen,  zwei-  bis  dreizimmerigen  Volkswohnungen.  >'Nun  hat  aller- 
dings in  vielen  Städten  der  Bau  von  Arbeiterwohnungen  durch  die 
Fabrikanten  sich  stark  entwickelt«,  sagt  Dr.  Gross,  >aber  dies  Vor- 
gehen betrifft  —  abgesehen  davon,  daß  diese  Wohnungen  sich  bei  der 
Arbeiterschaft  selber  keineswegs  ungeteilter  Sympathie  erfreuen  — 
doch  nur  einen  ganz  bestimmten  und  engbegrenzten  Teil  der  Be- 
völkerung«. Das  gleiche  gilt  von  den  kommunalen  Wohnungen  für 
die  Angestellten  und  Arbeiter  der  Gemeinden  selbst.  Was  wollen  z.  B. 
die  von  der  Stadt  Zürich  bisher  erbauten  oder  gar  nur  angekauften 
53  Häuser  mit  I2g  Wohnungen  angesichts  des  riesigen  Wohnungsbe- 
darfs dieser  Großgemeinde  besagen  1  Gegenwärtig  sieht  die  letztere 
sich  denn  auch  — •  besonders  durch  den  erschreckenden  Mangel  an 
Kleinwohnungen  —  genötigt,  Häuser  zu  bauen,  die  auch  solchen 
Leuten,  die  nicht  in  ihrem  Dienst  stehen,  zugänglich  sind.  Auf  diesem 
Wege  sind  seit  etwa  vier  Jahren  im  Außersihler  Bezirk  30  Häuser 
mit  275  Wohnungen  entstanden,  welche  allen  billigen  Anforderungen 
entsprechen,  trotzdem  im  Interesse  der  Wohlfeilheit  die  Badezimmer 
weggelassen  wurden.  Die  leider  noch  immer  zu  hohen  Mieten  er- 
möglichen dem  Kapital  4^/4  Proz.  Zinsen,  einschließlich  Amortisierung. 
Fernere  73  Häuser  mit  228  Wohnungen  will  die  Stadt  demnächst  im 
Riedtli  in  Angriff  nehmen,  und  ein  zweiter  Plan  nimmt  die  Errichtung 
von  370  Arbeiterhäusern  im  Friesenberggelände  in  Aussicht. 

Viel  früher  als  Zürich  begann  die  Bundeshauptstadt  mit  dem 
kommunalen  Wohnungsbau:  bereits  vor  22  Jahren;  doch  stockt  die 
Sache  seit  1898  gänzlich.  Im  ganzen  kamen  bloß  134  Häuser  mit  182 
Wohnungen  —  also  vorwiegend  der  Einfamilientyp,  im  Gegensatze  zu 
Zürich  —  zur  Erstellung.  Die  Mieten  sind  viel  niedriger  als  in  Zürich, 
und  die  Vermietung  erfolgt  nur  an  Gemeindeeinwohner,  wobei  Personen 
mit  zahlreichen  Kindern  und  sehr  kleinem  Einkommen  grundsätzlich 
bevorzugt  werden.  Jetzt  i.st  Bern  daran,  den  Eigenbau  wieder  aufzu- 
nehmen, und  zwar  auf  Anregung  der  städtischen  Finanzkommission, 
welche  im  Herbst  1909  eine  Reihe  einschlägiger  Anträge  stellte,  die 
der  Gemeinderat  inzwischen  genehmigt  und  an  den  Stadtrat  weiterge- 
geben hat.  Sie  betreffen  einerseits  den  Selbstbau  durch  die  Gemeinde, 
anderseits  die  kommunale  Unterstützung  der  gemeinnützigen  Bautätig- 
keit. Es  handelt  sich  hier  um  das  erste  wirklich  großzügige  und  ziel- 
bewußte Projekt  städtischer  Wohnungspolitik  in  der  Schweiz.  Was 
Genf  betrifft,  so  hat  es  bisher  für  350000  Fr.  drei  Häuser  gebaut  — 
wenig  genug,  wenn  man  bedenkt,  daß  es  schon  vor  10  Jahren  andert- 
halb Millionen  ererbten  Geldes  für  die  Errichtung  für  Arbeiterwohnungen 
bestimmt  hat.  Jene  drei  Häuser  sind  eine  Abschlagszahlung  — ■  eine 
recht  kleine  —  auf  die  1^2  Millionen.  Doch  hatte  Genf  schon  vor 
dieser  Widmung  zehn  Häuser  erstellt.     Im  ganzen    besitzt  diese  Stadt 
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jetzt  204  gemeindliche  Wohnungen  und  48  Geschäftslokale.  Die 
Mietzinsen  sind  mäßig.  Als  INIieter  erhalten  Schweizer  den  Vorzug. 
Die  Gemeinde  Solothurn  erwägt  augenblicklich  die  Angezeigtheit  der 
Erbauung  von  Wohnhäusern.  Rorschach  hat  einen  bezüglichen  Vor- 
schlag kurzsichtigerweise  verworfen,  weil  momentan  keine  Wohnungs- 
not herrscht.  Diese  wird  aber  wieder  eintreten,  sobald  die  gegen- 
wärtige Geschäftskrisc  in  der  Stickerei  aufhört,  abgesehen  davon,  daß 
es  sich  nicht  nur  um  Wohnungen  überhaupt,  sondern  auch  um  die  Be- 
schaffung gesunderer  und  billigerer  Wohnungen  als  die  jetzigen  handelt. 

Das  neue  schweizerische  Bürgerliche  Gesetzbuch  wird  durch  die 
erfolgte  Einführung  des  der  Eidgenossenschaft  bislang  ganz  fremden 
Erbbaurechtes  —  mittels  dessen  bekanntlich  eine  Reihe  reichsdeutscher 
Großgemeinden  eine  höchst  ersprießliche  Wohnungspolitik  treibt  —  den 
Kommunen  die  eigene  Bautätigkeit  in  hohem  Grade  erleichtern.  Auch 
die  Tätigkeit  der  städtischen  Wohnungsämter  —  fast  stets  Abteilungen 
der  Arbeitsämter  — ,  die  den  Wohnungsnachweis  vermitteln,  verdient 
Erwähnung,  soweit  solche  in  der  Schweiz  überhaupt  schon  bestehen. 
Hoffentlich  wird  es  bald  nicht  nur  in  den  reichsdeutschen,  sondern 
auch  in  den  eidgenössischen  Großgemeinden  zu  allumfassenden 
Wohnungsämtern  kommen,  wie  sie  auf  dem  Wiener  Wohnungskongreß 
von  einigen  hervorragenden  Berichterstattern  eingehend  dargelegt 
wurden  —  INIittelpunkten    des    gesamten    örtlichen    Wohnungswesens. 

In  Sachen  der  mit  der  Wohnungspolitik  eng  verknüpften  kommu- 
nalen Boden-  und  Baufrage  macht  sich  die  Vielfältigkeit  der  in  der 
Schweiz  üblichen  Gemeindegattungen  oft  störend  geltend.  Nicht  selten 
besitzt  die  an  der  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  lebhaft  iri- 
teressierte  Einwohnergemeinde  wenig  oder  gar  kein  Grundeigentum, 
die  entsprechende  Bürgergemeinde  dagegen  sehr  viel.  Jene  muß  da- 
her den  erforderlichen  Boden  von  dieser  oder  von  Privatleuten  er- 
werben; dem  würde  durch  Verschmelzung  der  beiden  Gemeinden  ab- 
geholfen werden.  Aber  glücklicherweise  erfreut  sich  gar  manche  Stadt 
eines  beträchtlichen  Grundbesitzes,  nach  dessen  Vermehrung  sie  eifrig 
strebt.  Vor  allem  Zürich  (jetzt  407  ha),  Basel,  Bern,  Winterthur.  Die 
Stadtgemeinde  Schaiifhausen  steht  im  Begriff,  der  Bürgergemeinde  er- 
hebliche Strecken  Baulandes  abzukaufen.  Aarau  wollte  dasselbe  tun, 
doch  verwarf  die  Volksabstimmung  den  Beschluß  des  Gemeinderates. 
In  Baselstadt  besitzt  seit  13  Jahren  die  Einwohnergemeinde  das  Recht 
der  Zonenexpropriation  bei  Einkauf  und  Sanierung  von  Quartieren  im 
Innern  der  Stadt.  Das  neue  Straßenbaugesetz  (1905)  hat  viel  zur  Ver- 
schönerung Basels  und  zur  Hebung  seiner  Gesundheitsverhältnisse  bei- 
getragen. Da  es  in  der  Schweiz  keine  einigermaßen  einheitlich  städtische 
Bodenpolitik  gibt,  kann  ich  mich  auf  diese  wenigen  Mitteilungen  be- 
schränken. 

Auch  im  Punkte  der  planmäßigen  Stadterweiterung  spielt  die  L'n- 
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gleichartigkeit  der  kantonalen  Gesetze  eine  ungünstige  Rolle.  Manche 
Kantone  haben  veraltete,  andere  überhaupt  keine  Baugesetze.  Dazu 
kommt,  daß  in  den  größeren  Kantonen  die  Verhältnisse  der  einzelnen 
Gebiete  des  gleichen  Kantons  voneinander  grundverschieden  sind,  ganz 
besonders  im  Bernischen.  Der  Kanton  Neuenburg  hat  eine  neue  Bau- 
ordnung gegenwärtig  in  Kommissionsberatung;  die  alte  stammt  aus 
dem  Jahre  1873.  Die  geltende  aargauische  (von  1875)  gestattet  den 
Gemeinden,  örtliche  Bauvorschriften  zu  erlassen.  Das  St.  Galler 
Straßengesetz  (1889)  bestimmt,  daß  jede  Gemeinde  Erschließungspläne 
der  mutmaßlich  zu  verbauenden  Grundstücke  aufstellen  kann  —  Pläne, 
die,  wie  auch  im  Zürcherischen,  der  Genehmigung  des  Regierungsrates 
unterliegen.  Fast  alle  größeren  Kommunen  der  deutschen  Schweiz 
haben  Bauordnungen  erlassen.  Der  neue  Baugesetzentwurf  des  Kan- 
tons St.  Gallen  schreibt  den  Gemeinden  die  Aufstellung  von  Reglements 
vor  und  plant  die  Einführung  der  Zonenexpropriation  ;  doch  wird  es, 
falls  er  überhaupt  durchgeht,  jedenfalls  noch  lange  dauern,  bis  er  in 
Kraft  treten  kann,  da  er  durchaus  noch  nicht  fertig  beraten  ist.  Das 
»Baugesetz  für  Ortschaften  m.it  städtischen  Verhältnissen«,  das  im 
Kanton  Zürich  seit  1893  neben  dem  allgemeinen  Baugesetz  Geltung 
hat,  erhöhte  die  Abstände  der  Häuser  von  benachbarten  Grundstücken 
von  1,8  auf  3,5  m  und  förderte  dadurch  die  Ausbreitung  der  offenen 
Bauweise.  Die  gleiche  Tendenz  macht  sich  auch  anderwärts  vielfach 
bemerkbar.  Und  mit  der  Erweiterung  der  Baulinienabstände  geht  er- 
freulicherweise die  Verringerung  der  Zahl   der  Stockwerke  zusammen. 

In  Zürich  dürfen  die  Häuser  hoch  sein:  bei  wenigstens  18  m  Bau- 
linienabstand:  20  m,  bei  mindestens  15  m:  16  m,  bei  12  m:  13  m, 
bei  10  m:  10  m,  bei  weniger:  9  m.  Die  Oltener  Bauordnung  erstreckt 
sich  auf  die  architektonische  Seite  der  Frage.  (»Die  Baubehörde  ist 
berechtigt,  über  die  architektonische  Ausgestaltung  von  Bauten  Vor- 
schriften aufzustellen.  Sie  kann  die  Bewilligung  zur  Ausführung  von 
Bauten  versagen,  wenn  diese  das  Stadtbild  verunstalten.«)  Da  diese 
Bestimmungen  auch  für  Umbauten  maßgebend  sind,  ist  die  Möglichkeit 
des  Schutzes  alter,  künstlerischer  oder  geschichtlich  wichtiger  oder 
anziehender  Bauten  gegen  Verunstaltungen  gegeben. 

Einzelnen  Städten  steht  wenig  Einfluß  auf  die  systematische  Er- 
weiterung zu.  So  fehlt  in  Schaffhausen  die  gesetzliche  Handhabe  zur 
Belastung  der  Anstößer  mit  Beiträgen  zum  Straßenbau.  In  vielen  Ge- 
meinden jedoch  besteht  eine  Verpflichtung  der  AnstöfSer  zu  solchen 
Leistungen,  die  in  Ölten  50—85,  in  St.  Gallen  50  Proz.  usw.  betragen. 

Hinsichtlich  der  Bodensteuerfrage  ist  nicht  viel  zu  sagen.  In 
mindestens  fünf  großen  deutschen  Kantonen  herrscht  augenblicklich 
eine  starke  Meinung  für  die  Wertzuwachssteuer.  In  St.  Gallen  will 
man  ihre  Einführung  dem  Ermessen  der  Gemeinden  überlassen  und 
vom  Ertrag  diesen  drei,  dem  Kanton  aber  ein  Viertel  zuwenden.    Basel 
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kennt  schon  seit  70  Jahren  eine  gemeindliche  Besteuerung  des  beim 
Verkauf  von  Liegenschaften  erzielten  Nutzens.  Die  in  Zürich  einge- 
führt gewesene  Mietsteuer  ist,  weil  sie  teilweise  auf  die  jNIicter  abge- 
wälzt wurde,  durch  eine  Liegenschaftssteuer  von  20  Rp.  pro  1000  Fr. 
ersetzt  worden,  welche  jedoch  ebenfalls  unbefriedigend  ist  und  nur 
deshalb  vorläufig  beibehalten  wird,  weil  die  Schaffung  einer  Wertzu- 
wachssteuer noch  auf  gesetzliche  Schwierigkeiten  stößt.  »In  Bern  wird 
der  Liegenschaftsgewinn  nur  dann  besteuert,  wenn  eklatante  Spekulation 
vorliegt. ••<  Der  schweizerische  Städtetag  in  Chur  hat  sich  für  eine  Ge- 
meindesteuer für  den  Wertzuwachs  ausgesprochen. 

Die  schweizerischen  Sachverständigen  erheben  gegenwärtig  im 
wesentlichen  folgende  Forderungen :  Selbstbau  durch  die  Gemeinde. 
Förderung  des  gemeinnützigen,  die  Unvcrkäuflichkeii  der  Häuser  garan- 
tierenden Genossenschaftsbaues  durch  Gemeinde  und  Kanton  und  zwar 
mittels  wohlfeilen  Verkaufs  von  Baugründen  an  die  Genossenschaften, 
Mitwirkung  bei  der  Kapitalsbeschaftung,  Gewährung  von  Darlehen  zu 
Vorzugsbedingungen  bez.  Garantie  für  Rückzahlung  und  Verzinsung 
anderseitiger  Darlehen.  »Von  der  Anlage  für  sich  abgeschlossener 
Arbeiterviertel  ist  abzusehen.  Die  Bauweise  soll  eine  offene  mit  ge- 
ringer Höhe  der  Häuser  sein.«  Vermeidung  von  unnützem  Ausstattungs- 
luxus, aber  möglichste  Zweckmäßigkeit,  Solidität  und  Gefälligkeit. 
Gänzliche  Unverkäuflichkeit  der  Häuser.  Bemessung  der  Wohnungs- 
preise nach  der  zur  Abzahlung  und  Verzinsung  des  Kapitals,  sowie  für 
Reparatur-  und  Verwaltungskosten  erforderlichen  Summe.  Bevorzugung 
von  Mietern  mit  ganz  kleinem  Einkommen.  »Die  Gemeinden  sollen 
Kontrakte  mit  langer  Verfallzeit  —  50  oder  60  Jahre  — •  probew-eise 
einführen  und  den  Bau  von  Arbeiterhäusern  auf  ihrem  Boden  unter- 
stützen.« Die  Gesetzgebung  sollte  wenigstens  »die  Ortschaften  mit 
städtischen  Verhältnissen«  zum  Erlassen  von  Bauordnungen  nötigen 
und  ihnen  die  Einfüiirung  von  Wertzuwachssteuern  ermöglichen,  minde- 
stens aber  die  AnstöBer  verpflichten,  zu  den  StraBenkosten  beizutragen. 
»Durch  Erlaß  besonderer  Wohnungsgesetze  oder  durch  Bestimmungen 
innerhalb  der  Baugesetze  sollen  die  Gemeinden  die  Befugnis  erhalten, 
eigentliche  Wohnungsinspekti<Mien  einzuführen,  wobei  die  im  Tablater 
Reglement  enthaltenen  Bestimmungen  als  Minimum  gelten  sollten.« 
Erstreckung  der  Aufsicht  auf  sämtliche  Wohnungen.  Feststellung  der 
Wohnungsnot  oder  des  Gegenteils  durch  eine  mit  der  Volkszählung 
zu  verknüpfende  allgemeine  Wohnungszählung. 

TV. 
1 1  e  1 1  e  r  a  u   bei  Dresden. 

Die  gewaltige  Entwicklung  von  Industrie  und  Handel  in  unserer 
Zeit  hat  eine  Reihe  schlimmer  Nebenerscheinungen  gezeitigt,  darunter 
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die  Bodenspekulation  und  den  Hauswucher  mit  ihrem  Gefolge  ärgster 
Wohnungsnot.  Die  Anhäufung  von  Proletariat  in  den  modernen  Groß- 
städten hat  zu  einem  jammervollen  Wohnungselend  geführt.  Bekannt- 
lich bemühen  sich  zahlreiche  menschenfreundliche  Elemente,  die  man 
unter  der  Sammelbezeichnung  »Wohnungsreformer«  zusammenfassen 
kann,  um  Mittel  zur  Abhilfe.  Diese  macht  schöne  Fortschritte,  aber 
das  meiste  bleibt  noch  zu  tun.  Am  wünschenswertesten  wäre  es,  nach 
Möglichkeit  und  Kräften  in  jener  ganz  neuen  Richtung  fortzuarbeiten, 
welche  auf  die  »Dezentralisierung  <  der  Industrie,  auf  ihre  Verlegung 
in  Landstädtchen  und  Dörfer  abzielt,  mindestens  aber  auf  die  Bereit- 
stellung gesunder,  billiger  Arbeiterwohnungen  an  der  Peripherie  oder 
in  der  Nähe  der  Großstädte  unter  Schaffung  angemessener,  wohlfeiler 
Verkehrserleichterungen.  Zu  den  Vorzügen  dieses  Systems  gehört,  daß  die 
Bodenpreise  »draußen«  natürlich  viel  niedriger  sind,  als  in  der  dichtbe- 
völkerten Stadtselbst.  Noch  niedriger  sind  sie  selbstverständlich  in  größerer 
Entfernung  von  Großstädten  —  ein  Umstand,  der  einige  Reformer  auf 
den  Gedanken  gebracht  hat,  die  Errichtung  ganz  neuer,  planmäßig 
anzulegender  »Gartenstädte«  zu  empfehlen,  die  in  ihrer  Ausdehnung 
auf  etwa  30000  Bewohner  beschränkt  sein  und  neben  Ansiedlern, 
Landwirten  und  Kaufleuten  eine  Anzahl  von  Fabriken  mitsamt  ihren 
Arbeitern  und  sonstigen  Angestellten  unter  Schaffung  sehr  günstiger 
Wohnverhältnisse  aufnehmen  sollen. 

Es  handelt  sich  nicht  um  beliebige  Städte  mit  einer  größeren  An- 
zahl von  Gärten,  sondern  um  zielbewußt  gestaltete  mittlere  Siedlungen 
auf  wohlfeilem  Gelände,  das  unter  Ausschluß  jeder  Spekulationsmög- 
lichkeit dauernd  im  Obereigentum  des  Gemeinwesens  erhalten  bleibt 
und  wovon  der  weitaus  größere  Teil  nicht  verbaut  werden  darf.  Jedes 
Haus  mufS  einen  großen  Garten  haben,  die  Straßen  müssen  breit  sein 
und  außerdem  sind  ausgedehnte  »grüne  Gürtel«  anzulegen,  so  daß  unter 
keinen  Umständen  Ueberbevölkerung  entstehen  kann. 

Der  eigentliche  Vater  dieser  Ideen  war  Ebenezcr  Howard  in 
London,  der  sie  im  Jahre  1S99  •"  einem  Buche  niederlegte,  welches 
1907  in  deutscher  Liebersetzung  (»Gartenstädte  in  Sicht«,  Jena,  Eugen 
Diederichs)  erschien  und  ungeahnte  Folgen  hatte,  indem  es  zum  Grund- 
stein einer  sozialen  Bewegung  wurde,  die  in  den  letzten  Jahren  einen 
erstaunlich  raschen  Aufschwung  genommen  hat.  Seit  1903  ist  in  einer 
Entfernung  von  rund  60  Kilometer  von  London  nach  den  Ideen 
Howards  die  »Garden  City«  Letchworth  im  Entstehen  begriffen,  in  der 
ich  kürzlich  längere  Zeit  verbrachte.  Teile  der  Ländereien  —  insge- 
samt 1600  Hektar  —  werden  von  der  »L.  G.  C.  Company«  in  Erb- 
pacht abgegeben,  nicht  verkauft;  die  Zahl  der  angesiedelten  Fabriken 
beträgt  schon  jetzt  28,  die  der  Einwohner  7600.  Auch  sonst  ist  in 
England  neuestens  eine  ganze  Anzahl  von  »Gartendörfern«  und  Garten- 
vorstädten entstanden,  freilich  nicht  ganz  auf  Hozi'ardachcr  Grundlage. 
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In  Frankreich  fördert  die  unter  Leitung  des  ausgezeichneten  Fach- 
mannes Georges  Benoit-Levy  stehende  vAssociation  des  cites-jardin« 
die  Bewegung  aufs  eifrigste  und  die  Folge  ist  die  Entstehung  mehrerer 
moderner  Arbeiteransiedlungen.  In  Deutschland  besteht  seit  1902  die 
ungemein  rührige  »Deutsche  Gartenstadtgesellschaft«,  welche  lediglich 
Propaganda  treibt  und  den  Interessenten  mit  Rat  und  Hilfe  beisteht. 
Ihre  Agitation  hat  glänzende  Früchte  gezeitigt,  denn  in  den  letzten 
Jahren  ist  im  Reich  nicht  nur  eine  lange  Reihe  von  Gartenvorstädten 
und  anderen  gartenstadtähnlichen  Niederlassungen  entstanden,  sondern 
auch  die  bisher  einzige  außerenglische  eigentliche  Gartenstadt  im 
Sinne  Howard?,. 

Es  ist  dies  das  Gemeinwesen  Hellerau,  in  der  Nähe  von  Dresden, 
etwa  eine  halbe  Trambahnstunde  vom  Mittelpunkte  entfernt,  so  daß 
nicht  nur  die  Arbeiter  der  in  Hellerau  angesiedelten  oder  anzusiedeln- 
den Fabriken  und  dergl.,  sondern  auch  in  Dresden  beschäftigte  Ange- 
stellte oder  Arbeiter  leicht  dort  wohnen  können.  Wie  der  Fortschritt 
von  Letchworth,  ist  auch  der  von  Hellerau  überraschend.  Ich  habe 
wiederholt  Gelegenheit  gehabt,  Hellerau  eingehend  zu  besichtigen  und 
muß  gestehen,  daß  meine-  Erwartungen  übertroffen  wurden. 

In  Hellerau  hat  der  Boden  aufgehört,  Handelsware  zu  sein.  Er 
gehört  keinem  Einzelnen,  sondern  bleibt  Eigentum  der  Gesamtheit. 
Das  geschäftliche  Erträgnis  ist  auf  4  Proz.  beschränkt;  jedes  etwaige 
j\Iehr  muii  satzungsgemäß  für  gemeinnützige  und  kulturelle  Zwecke 
verwendet  werden.  Wirklich  verkauft  wird  Land  nie  an  Private, 
sondern  nur  an  juristische  Personen,  aber  auch  an  sie  ausschließlich 
unter  Aufrechterhaltung  eines  Wiederkaufsrechts  der  •  Gartenstadtgesell- 
schaft Hellerau«.  Das  Gelände  umfaßt  insgesamt  140  Hektar  (der 
Kaufpreis  betrug  durchschnittlich  nur  1V2  Mark  pro  Quadratmeter  1, 
wovon  bis  Ende  191 2  fast  40  verwertet  waren  für  Wohnhäuschen 
und  Villen  mit  Gärten  und  für  gewerbliche  Unternehmungen.  Ob- 
gleich mit  der  Bebauung  erst  vor  3';'2  Jahren  begonnen  wurde,  sind 
jetzt  bereits  rund  280  Häuser  fertig,  größtenteils  Reihenhäuser  im 
Mietwert  von  200  bis  450  Mark  einschließlich  Hausgarten.  Umfang- 
reich sind  die  Gebäude  der  Fabriksanlage  »Deutsche  Werkstätten  für 
Handwerkskunst«  und  der  sehr  ausgedehnten  Bildungsanstalt  von  Jaqiies 
Dalcroze  für  »rhythmisches«  Tanzen  und  Singen.  Die  Errichtung  eines 
Ledigenheims  ist  in  Aussicht  genommen,  ein  Landerziehungsheim  ist 
gegründet,  und  auch  sonst  erweist  sich  das  Milieu  als  für  kulturpoliti- 
sche Bestrebungen  sehr  günstig. 

Die  Bevölkerung  ist  trotz  der  Kürze  der  Zeit  schon  auf  2500  an- 
gewachsen (August  1912).  Das  Gesellschaftskapital  beträgt  300000 
Mark.  Bis  Jahresschluß  191 2  waren  in  Bauten  über  6  Millionen  Mark 
angelegt.  Das  Kapital  der  bereits  ansässigen  fünf  juristischen  Per- 
sonen beläuft  sich  auf  2^  ^  Millionen  Mark.     Eine  davon  ist  die  >Bau- 
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genosscnschaft  Hellcrau«,dic  von  der  »Gartcnstadt-GcscllschaftHellerau« 
Boden  erwirbt,  um  darauf  Miet-  oder  Kaufhäuschen  für  ihre  INIitglieder 
::u  errichten,  darunter  Villen  im  Mietwert  von  800  —  1300  Mark,  die 
ich  äußerst  schön  und  preiswert  gefunden  hal)c.  Das  Mietverhältnis 
beruht  auf  der  »Erbmiete«,  einer  ganz  neuen  Einrichtung,  der  wir  hier 
zum  ersten  Male  begegnen.  Der  Bewohner  darf  Haus  und  Garten  wie 
seinen  eigenen  Besitz  behandeln,  auch  vererben,  verkaufen  jedoch 
lediglich  an  die  Gesellschaft  zurück,  sonst  an  niemand.  Die  baulichen 
Anlagen  sind  in  künstlerischer  Weise  geregelt  und  nur  hervorragenden 
Architekten  anvertraut.  Für  die  kulturpolitische  Bedeutung  des  Ver- 
suches, der  schon  jetzt  als  wohlgelungen  bezeichnet  werden  kann, 
spricht  u.  a.  auch  die  interessante  Tatsache,  daß  für  Hellerau  eine 
aus  bedeutenden  Fachmännern  ganz  Deutschlands  bestehende  »Bau- 
und  Kunstkommission«  eingesetzt  ist,  ohne  deren  Zustimmung  keinerlei 
wesentliche  Aenderung  vorgenommen  werden  darf.  Erfreulicherweise 
wird  das  schöne  Experiment  sowohl  von  der  sächsischen  Regierung 
als  auch  von  der  örtlichen  Verwaltungsbehörde  in  jeder  Weise  ge- 
fördert. Nach  alledem  ist  zu  erwarten,  daß  Hellerau  in  wenigen 
Jahren  berufen  sein  wird,  für  die  deutsche  Gartenstadtbewegung  vor- 
bildlich zu  v/erden. 

V. 

Der  Guinnessfond. 

Das  große  Elend  in  der  Metropole  des  britischen  Reiches  zeitigt 
große  Menschenfreunde.  So  z.  B.  hat  sich  seit  längerer  Zeit  der  be- 
kannte »ßierbaron«  Sir  E.  C.  Gtiinness  die  Aufgabe  gestellt,  zu  be- 
v/eisen,  was  schon  die  berühmte  Peabodystiftung  und  ähnliche  gemein- 
nützige Unternehmungen  bewiesen  haben,  daß  man  auf  philanthropischer 
Grundlage  Arbeiterwohnungen  errichten  kann,  die  sich  dabei  bezalilt 
machen.  Er  gründete  den  »Guinness-Fond«  und  zahlte  in  denselben 
250000  Pfd.  Sterl.  zur  Errichtung  von  Musterarbeiterhäusern  in  London 
und  Dublin  ein.  Die  Goldschmiede-Gilde  fügte  später  ^25000  hinzu. 
Die  Kuratoren  scheinen  gute  Verwalter  der  ihnen  anvertrauten  Gelder 
gewesen  zu  sein,  denn  das  Kapital  beträgt  jetzt  weit  über  300000  Pfd. 
Sterl.  Dies  ist  Wasser  auf  der  INIühle  des  Amerikaners  Dr.  Elgin 
Gould,  der  da  sagte,  daß  die  Kapitalsanlagen  für  Arbeiterhäuser 
lohnend,  sicher  und  stetig  seien  und  daß  es  keinerlei  Grund  gebe, 
weshalb  nicht  jeder  Arbeiter  sich  für  sein  gutes  Geld  eine  angenehme 
Häuslichkeit  sollte  schaffen  können.  Dieser  Ausspruch  ist  umso  be- 
achtenswerter, als  Gould  zahlreiche  Großstädte  Europas  besucht  hat, 
um  die  Frage  zu  studieren. 

Die  Leitung  des  »Guinness-Fonds«  ist  von  jugendlicher  Begeisterung 
erfüllt    und   unternimmt    mit  Erfolg  Dinge,    von   denen   sich  noch  vor 

Zeitschrift  für  die    ges.  Staatswissensch.  1913      2.  2^ 


-,  .  ^  Miszellen. 

relativ  kurzer  Zeit  keine  Baugesellschaft  hätte  träumen  lassen.  Die 
neuen  Arbeiterhäuser  in  Page's  Walk  (Vorstadt  Bermondsey)  zeigen 
deutlich,  wie  sehr  es  dem  Guinnessfond  gelingt,  riesige  Gebäude- 
komplexe zu  billigen  Musterwohnungen  zu  gestalten.  Die  Gebäude 
bieten  auch  von  außen  einen  gefälligen  Anblick.  Das  breite  Treppen- 
haus ist  überall  mit  vorzüglichen  weißen  Fliesen  belegt.  In  jedem  der 
vier  Höfe  befindet  sich  eine  Heißwasservorrichtung  für  den  Hausge- 
brauch, und  zu  bestimmten  Stunden  kann  jeder  ^Mieter  sogar  kochendes 
Wasser  für  den  Tee  oder  Kaffee  bekommen.  Sämtliche  Wände  sind 
in  Wasserfarben  gemalt,  die  Häuser  feuersicher.  Die  praktischen 
kleinen  Küchenherde  verzehren  ein  ]\Iinimum  an  Feuerung  und  strömen 
ein  jNIaximum  an  Hitze  aus.  In  jedem  Wohn-  und  Schlafzimmer  gibt 
es  geräumige  Wandschränke  und  vorzügliche  Lüftungsvorrichtungen. 
Den  männlichen  Bewohnern  stehen  die  kalten  und  warmen  Bäder  zur 
Verfügung,  so  oft  der  Portier  den  Nachtdienst  versorgt  —  die  Ar- 
beiter haben  ja  doch  nur  abends  Zeit  zum  Baden  —  den  Weibern 
und  Kindern,  wenn  die  Frau  des  Portiers  den  Dienst  versieht.  Jeder 
Bewohner  sieht  von  seinem  Zimmer  aus  die  große  Uhr  im  Hofe.  Die 
Mieter  von  Page's  Walk  haben  sogar  ihren  eigenen  Klub  mit  Zeitungen, 
Schachbrettern,  Dominos  und  einem  Klavier.  Die  Lehrer  der  benach- 
barten Volksschule  haben  die  Beobachtung  gemacht,  daß  seit  der  Er- 
öffnung dieses  Häuserkomplexes  die  Kinder  sich  äußerlich  sehr  zu 
ihrem  Vorteil  verändert  haben.  Ob  diese  Reinlichkeit  den  besseren 
Wohnungsverhältnissen  entspringt  oder  ob  eben  nur  bessere  Elemente 
der  Arbeiterklasse  diese  Wohnungen  mieten,  ist  schwer  zu  entscheiden. 
In  allen  Guinness'schen  Häusern  kann  man  für  den  kleinen  Betrag  von 
einem  Benny  pro  Woche  Zelte  zur  Aufbewahrung  von  Kinderwagen, 
Kisten  und  Koffern  mieten.  Die  wöchentliche  INIiete  für  eine  drei- 
zimmerige  Wohnung  beträgt  4  Schilling  bis  5^/4  Schilling.  Dazu  kommen 
bei  dreizimmerigen  Wohnungen  sechs,  bei  kleineren  drei  Pence  für  die 
Benützung  der  Rollgardinen,  der  Bäder,  des  heißen  Wassers,  des  Klub- 
lokals und  fürs  vSchornsteinfegen. 

Leute  mit  einem  höheren  Einkommen  als  25  Schillinge  pro  Woche 
werden  abgewiesen;  der  wcichcntliche  Durchschnittsverdienst  jeder 
ISIieter-Familie  beträgt  rund  19  Schillinge.  Jeder  Wohnungswerber  muß 
auf  einem  bestimmten  Formular  die  Höhe  seines  Lohnes  angeben  und 
die  Verwaltung  erkundigt  sich  beim  Arbt-itgeber  nach  der  Richtigkeit 
der  Angabe. 

Die  menschenfreundlichen  Bestrebungen  des  »Bierbarons«  sind 
freilich  nur  ein  Tropfen  im  IMeere  der  Londoner  Wohnungsmisere. 
Glücklicherweise  stehen  sie  durchaus  nicht  vereinzelt  da;  in  der  gleichen 
Richtung  arbeiten  die  Peabodystiftung,  die  »Gesellschaft  für  Arbeiter- 
wohnungen«, die  von  Oktavia  Hill  geschaffene  Vereinigung  usw. 
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Krankenkassenverbände  und  Leipziger  Aerzteverband. 

Der  llau}jlverband  deutscher  Ortskrankenkassen  in  Dresden,  der 
Hauptverband  deutscher  Betriebskrankenkassen  in  Essen,  der  Gesamtver- 
band deutscher  Krankenkassen  in  Essen-Köhi,  der  Allgemeine  deutsche 
Knappschaftsverband  in  Berlin,  der  Verband  deutscher  Innungskranken- 
kassen in  Hannover  und  die  Zentrale  für  das  deutsche  Krankenkassen- 
wesen veröffentlichen  folgende  Erklärung; 

»Die  Krankenkassen-Zentralverbände,  welche  die  Interessen  von 
über  14  Millionen  Versicherten  vertreten,  Arbeitgeber,  Angestellte  und 
Arbeiter  aller  Parteien  in  sich  vereinigen  und  in  der  Arztfrage  in  allen 
Punkten  völlig  einig  gehen,  haben  bereits  bei  früherer  Gelegenheit 
kundgegeben,  daß  sie  den  dringenden  Wunsch  hegen,  mit  den  Aerzten 
in  Frieden  zu  leben  und  eine  Verständigung  auf  allgemeiner  Grund- 
lage herbeizuführen.  Nachdem  die  vom  Reichsamt  des  Innern  in 
dankenswerter  Weise  eingeleiteten  Einigungsverhandlungen  zwischen 
den  Verbänden  der  Krankenkassen  und  der  Aerzte  vorläufig  gescheitert 
sind,  halten  es  die  Krankenkassenverbände  für  geboten,  vor  der  Oeffent- 
lichkeit  folgendes  festzustellen; 

1.  Die  Krankenkassenverbände  waren  bereit,  an  den  Einigungs- 
verhandlungen teilzunehmen  auf  der  Grundlage,  die  in  der  Einladung 
des  Herrn  Staatssekretärs  Dr.  Delbrück  zu  einer  Konferenz  im  Reichs- 
amt des  Innern  am  13.  November  191 2  gegeben  war.  Die  Kranken- 
kassen hatten  sich  hierzu  unter  Zurückstellung  schwerer  Bedenken  ent- 
schlossen, und  obwohl  sie  nach  ihrer  aufrichtigen  Ueberzeugung  durch 
die  Fassung  des  Entwurfs  der  Vereinbarung  bei  den  Verhandlungen 
von  vornherein  in  eine  ungünstige  Stellung  gebracht  waren.  Dem 
gegenüber  ist  der  Leipziger  Aerzteverband  trotz  wiederholter  Vor- 
stellungen der  Reichsregierung  dabei  verblieben,  daß  er  Vertreter  zu 
den  Einigungsverhandlungen  nur  dann  entsenden  werde,  wenn  die 
Teilnahme  der  Aerzte  daran  auf  die  Aerztekreise  seiner  Richtung  be- 
schränkt werde.  INIit  Recht  hat  es  Herr  Staatssekretär  Dr.  Delbrück 
abgelehnt,  sich  von  dem  Leipziger  Verband  in  dieser  Beziehung  Vor- 
schriften machen  zu  lassen,  und  erklärt,  daß  der  Leipziger  Verband 
das  Zustandekommen  einer  Konferenz  verhindern  will  und  somit  die 
Verantwortung  für  das  Scheitern  des  Vermittelungsversuches  der  Re- 
gierung trägt. 

2.  Die  gesamten  Krankenkassen-Zentralverbände  sprechen  sich 
weiter  einmütig  aus  gegen  Sonderverhandlungen  zwischen  Kranken- 
kassen- und  Aerztekreisen  für  einzelne  Bundesstaaten,  weil  nach  ihrer 
Ansicht  auf  diese  Weise  der  herbeigesehnte  Frieden  in  vollem  Umfange 
nicht  zu  erreichen  ist.  Keine  der  beiden  Parteien  würde  bei  solchen 
Einzelverhandlungcn  mit  vollkommener  Freiheit  vorgehen  können,  weil 
sie  sich  durch  Rücksichten  auf  die  Gesamtlage  gebunden  fühlen  würde. 
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Einigungsverhandlungen  können  nur  dann  Zweck  haben,  wenn  sie  durch 
die  Zentralverbände  und  für  das  ganze  Reich  geschehen. 

3.  Der  Leipziger  Aerzteverband  steht  den  Krankenkassen  kampf- 
bereit gegenüber;  er  hat  für  einen  allgemeinen  Kampf  einen  Millionen- 
fonds angesammelt ;  er  hat  örtliche  Aerztevereinigungen  geschaffen,  die 
rein  wirtschaftliche  Zwecke  verfolgen.  Diese  Vereine  sollen  in  Zukunft 
allein  noch  Verträge  schließen  mit  den  Krankenkassen  und  den  anderen 
Körperschaften,  welche  auf  die  Aerzte  angewiesen  sind.  Nach  dem 
Willen  des  Leipziger  Verbandes  sollen  in  Zukunft  die  einzelnen  Aerzte 
überhaupt  keine  Verträge  unterzeichnen.  Den  Krankenkassen  ist  es 
in  Wahrung  ihrer  wichtigsten  Interessen  und  ihres  Bestandes  unmög- 
lich, die  zur  Genüge  bekannten  Forderungen  des  Leipziger  Verbandes 
zu  erfüllen.  Bei  dieser  Sachlage  und  bei  der  drohenden  Kampfes- 
stellung des  Leipziger  Verbandes  müssen  die  Krankenkassen  erwarten, 
daß  entweder  ihnen  die  ärztliche  Hilfe,  nötigenfalls  durch  beamtete 
Aerzte,  sichergestellt  wird,  oder  daß  sie  in  Streitfällen  von  der  Ge- 
währung der  ärztlichen  Behandlung  entbunden  und  alsbald  ermächtigt 
werden,  an  deren  Stelle  die  im  Gesetz  vorgesehene  Geldleistung  zu 
geben.« 
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Max  Ried,  Die  technische  Vcrivaltung  in  Oesterreich  —  Gi-uiidriß  einer 
Verwaltungstechnik.  Verlag  für  Fachliteratur  G.  m.  b.  H.,  Berlin- 
Wien-London,   191 2.     128  S. 

Seit  Jahren  sind  die  österreichischen  Techniker  bestrebt,  in  der 
öffentlichen  Verwaltung  eine  Stellung  zu  erringen,  welche  der  Be- 
deutung ihres  heutigen  Schaffens  auf  dem  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Gebiete  entspricht.  Ihr  Kampf  ist  ein  hartnäckiger,  da  die  Juristen 
in  Oesterreich,  ebenso  wie  in  den  meisten  deutschen  Staaten  von 
altersher  die  wichtigsten  Plätze  besetzt  halten  und  aus  diesen  nur  schwer 
zu  verdrängen  sind.  Noch  wogt  der  Kampf  ziemlich  unentschieden 
hin  und  her  und  nur  langsam  gewinnen  die  Techniker  in  der  Staats- 
und Gemeindeverwaltung  an  Boden.  Ihre  wichtigen  Dienste  kann  man 
in  vielen  Zweigen  der  Verwaltung  natürlich  schon  längst  nicht  mehr 
entbehren,  aber  das  eigentliche  Dezernat  und  die  Begleitung  leitender 
Posten  ist  ihnen  heute  gar  häufig  noch  versagt.  Die  vorliegende  Schrift 
will  die  Bedeutung  der  Techniker  für  die  Verwaltung  dadurch  in  das 
richtige  Licht  setzen,  daß  sie  eine  systematische  Aufzählung  aller  jener 
österreichischen  Verwaltungszweige  bietet,  in  welchen  die  Technik  eine 
ausschlaggebende  Rolle  spielt  und  in  welchen  daher  die  Techniker  die 
Führung  innehaben  sollten.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  stellt  sich 
das  Büchlein  als  eine  ganz  geschickt  verfaßte  Agitationsschrift  dar.  Unsere 
heutigen  wissenschaftlichen  Darstellungen  der  Verwaltung  sind  eben 
regelmäßig  von  Juristen  geschrieben  und  berücksichtigen  demgemäß 
fast  durchwegs  nur  die  verwaltungsre  cht  liehe  Seite  der  öffentlichen 
Administration.  Seitdem  jedoch  der  Staat  und  die  Selbstverwaltungs- 
körper begonnen  haben,  ihre  Tätigkeit  auf  wirtschaftlich-technischem 
Gebiete  so  gewaltig  auszudehnen,  kann  uns  die  rein  juristische  Be- 
handlung der  modernen  Verwaltung  ohne  Zweifel  nicht  mehr  recht 
befriedigen,  vielmehr  muß  die  formaljuristische  Stoffbehandlung  durch 
entsprechende  Berücksichtigung  der  technischen  Seite  der  Verwaltung 
die  unerläßliche  Ergänzung  erfahren.  Dies  führt  dazu,  die  Verwaltungs- 
wissenschaft auf  eine  breitere  Grundlage  zu  stellen,  d.  h.  dem  Ver- 
waltungsrechte   eine  Verwaltungslehre    an  die  Seite    zu  stellen,    genau 


346 


Literatur. 


SU  wie  die  Wissenschaften  des  Staatsrechtes  und  der  Politik  schon 
längst  neben  einander  hergehen.  In  Oestcrreich  ist  zwar  seit  den 
Zeiten  Lorenz  to?i  S/evis  die  Verwaltungslchrc  längst  theoretisch  als 
ebenbürtige  Disziplin  neben  dem  Verwaltungsrechte  anerkannt,  aber  in 
der  Praxis  ist  es  damit  unter  der  heutigen  Vorherrschaft  der  Formal- 
jurisprudenz fast  ebenso  schlimm  wie  in  Deutschland  bestellt.  Daß 
die  österreichischen  Techniker  unter  diesem  Zustand  der  Dinge  mit 
leiden  müssen,  wird  niemand  verwunderlich  finden.  Es  ist  daher  ge- 
wiß zu  billigen,  wenn  ein  Techniker  seine  Stimme  erhebt,  damit  in  der 
Verwaltungswissenschaft  das  technische  Moment  die  gebührende  Be- 
achtung erlange.  Ob  es  dem  Autor  freilich  gelungen  ist,  dieses  sein 
Ziel  in  einer  dem  Fortschritt  der  Verwaltungswissenschaft  wirklich 
dienlichen  Weise  zu  erreichen,  scheint  ims  immerhin  etwas  zweifelhaft. 
Dazu  genügt  unseres  Erachtens  eine  Aufzählung  der  technisch  ge- 
färbten Verwaltungsagenden  wohl  nicht.  Kaum  in  einem  dieser  Ver- 
waltungszweige kann  eine  rechtliche  Ordnung  und  deren  praktische 
Handhabung  gänzlich  entbehrt  werden.  Selbst  die  öffentlichen  Be- 
triebe können  einer  solchen  nicht  gut  entraten  und  wo  sie  bisher  fehlt 
oder  nur  in  der  unvollkommenen  Gestalt  einer  reinen  Verwaltungsord- 
nung vorhanden  ist,  da  drängt  die  Entwicklung  des  modernen  Lebens 
unaufhaltsam  zu  festeren  Rechtsformen.  Es  sei  in  dieser  Beziehung 
nur  an  die  allmählich  sich  vollziehende  Durchsetzung  der  Kommunal- 
betriebe durch  allerlei  Rechtsnormen  erinnert.  Das  Verhältnis  der- 
selben zu  den  Konsumenten  ist  schon  jetzt  öfters  durch  förmliche 
Rechtsnormen  geregelt,  wenigstens  was  die  Höhe  der  von  diesen  zu 
zahlenden  Gebühren  anbelangt.  Nur  eine  kurze  Spanne  Zeit  trennt 
uns  vielleicht  von  jenem  INIomcntc,  wo  auch  die  Arbeitsverhältnisse  in' 
den  öffentlichen  Betrieben  noch  umfassender  als  jetzt  nicht  mehr  durch 
bloße  Dienstvorschriften,  sondern  durch  förmliche  Rechtsnormen  ge- 
ordnet sein  werden.  Die  große  Frage  ist  also,  ob  auch  in  diesen 
Dingen  ausschließlich  der  Techniker  entscheiden  und  der  Verwaltungs- 
jurist vollständig  ausgeschaltet  werden  soll.  Mag  es  immerhin  richtig 
sein,  dafS  der  Techniker  sich  erfahrungsmäßig  leichter  in  den  seine 
technischen  Agenden  umrankenden  Rechtsnormen  zurecht  zu  finden 
vermag,  als  der  Verwaltungsjurist  in  den  ihm  nahestehenden  techni- 
schen Materien,  so  ist  doch  selbst  mit  solchen  allgemeinen  Sätzen,  die 
zudem  von  der  Gegenseite  heftig  bestritten  werden,  für  die  Verwaltungs- 
wissenschaft nicht  viel  gewonnen,  liier  wird  nur  eine  gründliche 
Durcharbeitung  der  verschiedenen  Verwaltungsagenden  und  eine  sorg- 
fältige Abwägung  des  Für  und  Wider  die  richtigen  Grenzlinien  zwischen 
den  Befugnissen  der  Verwaltungsjuristen  einerseits  und  der  Techniker 
andererseits  zu  ziehen  vermögen.  Nicht  die  einseitige  Betonung  des 
einen  oder  des  anderen  Standpunktes,  sondern  nur  eine  umfassende 
wissenschaftliche  Behandlung  der  modernen  Verwaltung  unter  beiderlei 
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Gesichtspunkten  wird  uns  wirklich  vorwärts  bringen.  Die  Aufzählung 
des  Verfassers  ist  übrigens,  selbst  wenn  man  den  Begriff  der  technischen 
Verwaltungsagenden  mit  ihm  ziemlich  enge  faßt,  keine  ganz  vollständige. 
So  vermissen  wir  z.  B.  die  dem  Finanzressort  eingegliederten  techni- 
schen Agenden,  insbesondere  das  Münz-  und  das  Punzierungswesen. 
Warum  ist  beim  Verkehrswesen  wohl  die  Binnenschiftahrt,  nicht  aber 
auch  die  Seeschiffahrt,  die  dem  Techniker  gewiß  ebenso  bedeutungs- 
volle Aufgaben  stellt,  erwähnt?  Ferdinand  Sc  hm  id. 


Vierzehn  der  wichtigsten  völkerrechtlichen  Verträge  der  neuesten  Zeit,  ins- 
besondere die  Haager  Verträge,  die  Automobil-Konvention,  die  Ma- 
rokkoverträge, die  neue  Genfer  Konvention  u.  A.  Hrsg.  von  Prof. 
Dr.  Karl  Gareis.  Gießen,  E.  Roth,  1912.  igS  S.  8",  Mk.  2. — ,  geb. 
Mk.  2.40. 

Die  Sammlung  ist  bestimmt,  einerseits  die  im  Anhang  zu  des 
Herausgebers  »Institutionen  des  Völkerrechts«  abgedruckten  Stücke 
durch  zeitgemäßes  Illustrationsmaterial  zu  ersetzen,  anderseits  Stu- 
dierenden und  Praktikern  als  selbständige  Veröffentlichung  zur  Ein- 
führung in  das  praktische  Studium  des  Völkerrechts  zu  dienen.  Sie 
enthält  neben  den  im  Titel  angeführten  internationalen  Verträgen  u.  a. 
die  Literarkonvention  vom  13.  Nov.  igo8,  die  beiden  Verträge  über 
Verbot  der  Nachtarbeit  von  Arbeiterinnen  und  Verbot  der  Verwendung 
weißen  Phosphors  zur  Anfertigung  von  Zündhölzern,  die  Pestkonvention, 
den  Funkentelegraphenvertrag,  und  darf  als  wohl  geeignet  für  die  ins 
Auge  gefaßten  Zwecke  bezeichnet  werden.    Der  Druck  ist  leider  zu  klein. 

— r. 


Schriften  des  Deutschen    Volkszvirischaftlichen  Verbandes^  Band  IV:    Zehn 
Jahre  D.    V.    V.     Bericht    für    die    Jubiläumsversammlung    am  5. — 6. 
Juni  191 2,    im  Auftrage  des  Vorstandes    erstattet  von   Dr.  Hermann 
Edivin  Krueger,  Verbands-Syndikus.    Berlin,  Verlag  für  Fachliteratur, 
1912,  224  S.  8". 
Der  Deutsche  Volkswirtschaftliche  Verband,    vvelcher  den  größten 
Teil  der  deutschen  volkswirtschaftlichen  Beamten  in  sich  vereinigt,  hat 
die  Vollendung    des    ersten  Jahrzehnts   seines  Bestehens   benutzt,    um 
weiteren  Kreisen  über  seine  seitherige  Wirksamkeit  Bericht  zu  erstatten. 
Vorzeitige  Jubiläen    erfreuen    sich    nicht  gerade    der  Gunst  des  Publi- 
kums;   aber  in  diesem  Falle,    wo  es  sich   um  die  überaus  rasche  Ent- 
wicklung   und    Organisation    eines   neuen  Berufsstandes  handelt,    mag 
man  schon  eine  Ausnahme  machen.    Mancher  Verband  leistet  nicht  in 
einem   halben  Jahrhundert,    was    ein    anderer    in    kurzer    Zeit    zuwege 
bringt.     Und    dann  kommt  es  nicht    auf  die  Organisation    an  sich  an, 
sondern  auf  das,  was  die  leitenden  Personen   aus  ihr   zu  machen  ver- 
standen haben.    In  dieser  Hinsicht  braucht  der  D.  V.  V.  eine  um-  und 
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einsichtige  Prüfung  kaum  zu  scheuen.  Stand  es  doch  von  vornherein 
für  ihn  fest,  daß  seine  Hauptwirksamkeit  nicht  gewerkschaftlicher 
Natur  sein,  d.  h.  die  Fragen  des  Interessengegensatzes  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  in  den  Vordergrund  stellen  könne,  sondern 
auf  dem  Boden  positiver  Interessengemeinschaft  sich  zu  bewegen  haben 
würde.  Freilich  zeigte  sich  bald,  daß  die  INIitgliedschaft,  auf  die  er  zu 
rechnen  hatte,  nicht  in  dem  Sinne  einheitlich  war,  wie  man  bei  der 
Gründung  vielleicht  erwartet  hatte.  Nicht  bloß  die  Sekretäre  und 
Syndici  der  Handels-,  Handwerks-  und  Landwirtschaftskammern,  die 
unter  sich  wieder  in  nicht  wegzuleugnendem  Interessengegensätze 
stehen,  kommen  in  Betracht,  sondern  auch  die  Beamten  der  mannig- 
fachen freien  wirtschaftlichen  und  sozialen  Interessenvertretungen, 
volkswirtschaftlich  vorgebildete  Angestellte  großer  Firmen,  Fachredak- 
teure, Kommunalbeamte,  Statistiker,  Schriftsteller  u.  dgl.  Erwägt  man 
das,  so  erkennt  man  leicht,  daß  das  Bereich  gemeinsamer  Interessen 
unter  diesen  Gruppen  sich  in  dem  INIaße  einengen,  man  möchte  fast 
sagen:  mehr  verflachen  mußte,  als  der  Kreis  größer  und  vielgestaltiger 
wurde.  Zwar  hat  der  Verein  mit  der  Zeit  auch  in  einer  Reihe  von  aus- 
wärtigen Staaten  einzelne  IMitglieder  gewonnen;  die  übergroße  !I\Iehr- 
zahl  derselben  (1910/11  :  1164)  aber  gehört  dem  Deutschen  Reiche  an. 
Ueberblickt  man  seine  bisherige  Tätigkeit,  so  liegt  doch  wohl  der 
vSchwerpunkt  derselben  auf  literarischem  Gebiete:  in  der  recht  reich- 
haltigen undanregendenHalbmonatsschrift  »Volkswirtschaftliche  Blätter  , 
die  er  herausgibt,  und  in  den  3  ersten  Bänden  seiner  Schriften,  von 
denen  das  nützliche  ^Volkswirtschaftliche  Handbuch'<  und  die  Samm- 
lung von  Gutachten  über  »die  Vorbildung  für  den  Beruf  der  volks- 
wirtschaftlichen Fachbeamten'<  besonders  genannt  sein  mögen.  Dagegen 
lag  für  die  Herausgabe  einer  Sammlung  von  »Volkswirtschaftlichen 
Zeitfragen«  wohl  kaum  ein  Bedürfnis  vor.  Von  der  übrigen  Wirksam- 
keit des  Verbandes  ist  gewiß  die  Vermittlung  von  Stellen  für 
volkswirtschaftliche  Beamte  am  erfolgreichsten  und  auch  für  die  Mit- 
glieder am  wichtigsten  gewesen.  Weniger  gelungen  scheint  die  Ver- 
mittlung von  literarischen  Arbeiten  und  Vorträgen  über  volkswirtschaft- 
liche Gegenstände.  Für  die  Pensions-  und  Rcliktenversorgung  sind 
wenigstens  Vergünstigungsverträge  mit  Versicherungsgesellschaften  ge- 
schlossen worden.  Eine  Hilfs-  und  Darlehenskasse  (  Wcilblingfonds«) 
ist  erst  in  den  Anfängen  vorhanden.  Eine  Rechtsschutzkommission  ist 
mehrfach  für  Mitglieder  in  Tätigkeit  getreten;  neben  ihr  besteht  eine 
Rechtsauskunftsstelle.  P^ndlich  hat  der  Verband  um  weitere  Ausdehnung 
des  Tätigkeitsgebietes  der  praktischen  Volkswirte  (Kommunaldienst, 
Konsularwesen,  Erwerbsgesellschaften)  sich  bemüht,  ohne  daß  von 
praktischen  Erfolgen  wenigstens  äußerlich  viel  zutage  träte.  Noch 
weniger  glücklich  scheinen  die  Bestrebungen  gewesen  zu  sein,  Themen 
aus   der    Praxis    der  Volkswirtschaft  für    wissenschaftliche  Bearbcitunsr 
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bereit  zu  stellen.    Wie  man  aber  sieht,  herrscht  Initiative  und  frisches, 
reges  Leben  im  D.  V.  V. 

Die  vorliegende  Schrift  zerfällt  in  vier  Teile,  von  denen  der  um- 
fangreichste erste  mit  der  Entstehung  und  seitherigen  Tätigkeit  des 
\-erbandes  sich  beschäftigt,  also  dem  eigentlichen  Berichte.  Unzweifel- 
haft würde  der  Verfasser  eine  größere  Klarheit  und  Uebersichtlichkeit 
in  diesem  wichtigen  Abschnitte  erzielt  haben,  wenn  er  in  der  Gliederung 
des  Stoffes  nicht  zeitliche  und  sachliche  Gesichtspunkte  neben  einander 
angewendet  hätte.  Der  zweite  Teil  bringt  die  Statistik  mit  einer  etwas 
umständlichen  Einleitung,  der  dritte  ein  Generalregister  der  Volkswirt- 
schaftlichen Blätter,  das  wohl  zweckmäßiger  mit  diesen  selbst  heraus- 
zugeben gewesen  sein  würde,  der  vierte  endlich  ein  sehr  instruktives 
ausführliches  Mitgliederverzeichnis.  — r. 


/.  Moszkoivski ,   Dr.  Max.     Vom  Wirtschajtsleben  der  primitiven  Völker. 

Unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Papua  von  Neuguinea  und  der 

Sakai  von  Sumatra.    Vortrag.   Jena,  G.  Fischer,  191 1.  49  S.   Lex.  S**. 

(»Probleme  der  Weltwirtschaft«.    Hrsg.  von  Harms  V). 
2.  Brtin,    Waclaw  von.     Die    Wirtschaftsorganisation    der    Maori   auf 

Neuseeland.     Leipzig  191 1.     119  S.  S''.     (Diss.) 
J.    Chasin,  D.     Die   Wirtschaft  der  Bantnneger    in  Kamerun.     Leipzig 

191 2.     112  S.  S**.     (Diss.) 
./.  Richter,  Max.     Die    Wirtschaft   der   südafrikanischen    Bantuneger. 

Dresden  (1912).     46  S.  8".     (Diss.) 

Es  ist  eine  erfreuliche  Tatsache,  daß  seit  einiger  Zeit  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  einzelner  Naturvölker  zum  Gegenstande  von 
Spezialuntersuchungen  und  von  Doktordissertationen  gemacht  werden. 
Freilich  nicht  jeder  bringt  an  diese  Arbeit  die  erforderlichen  Eigen- 
schaften heran;  namentlich  ist  die  Gabe,  richtig  zu  abstrahieren,  die 
Einzelzüge,  welche  die  Literatur  oder  eigne  Beobachtung  bieten,  zu 
einem  geschlossenen  Gesamtbilde  zu  vereinigen  und  in  diesem  jeder 
Tatsache  ihre  gehörige  Stelle  anzuweisen,  verhältnismäßig  selten. 
Immerhin  können  auch  Arbeiten  dieser  Art  noch  von  Nutzen  sein, 
wenn  sie  eine  vollständige  Materialsammlung  bieten. 

I.  Die  erste  der  oben  genannten  Abhandlungen  ist  die  »nähere 
Ausführung«  eines  vom  Verfasser  gehaltenen  Vortrags.  Moszkowski 
hat  die  im  Titel  genannten  Gebiete  selbst  besucht;  er  hält  es  für  »er- 
laubt, einige  wenige  Prinzipien,  die  einen  gewissen  Anspruch  auf  All- 
gemeingültigkeit haben,  auch  aus  lokalen  Beobachtungen  abzuleiten«. 
Auf  diesem  in  der  Ethnographie  nicht  gerade  ungewöhnlichen  Wege 
gelangt  er  dazu,  drei  Stufen  primitiver  Wirtschaft  zu  unterscheiden: 
I.  unorganisierte  Raubwirtschaft,  2.  Stammeswirtschaft,  3.  Sippenwirt- 
schaft. Er  würde  der  Forschung  zweifellos  einen  größeren  Dienst  ge- 
leistet   haben,    wenn    er    die  ökonomischen  Erscheinungen    der    beob- 
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achteten  Stämme  objektiv  getreu  geschildert  hätte.  Statt  des.sen  hält 
er  es  für  seine  vornehmste  Aufgabe,  den  Verfasser  dieser  Zeilen  zu 
bekämpfen,  von  dem  er  merkwürdigerweise  behauptet,  er  habe  >die 
Wirtschaft  der  Naturvölker  ausdrücklich  als  geschlossene  Hauswirtschaft 
bezeichnet«,  er  nehme  an,  »die  Grundlage  der  Wirtschaft  der  Primitiv- 
völker sei  das  Haus«.  Wer  die  Bücher  so  ungenau  liest,  deren  Inhalt 
er  bestreitet,  darf  nicht  erwarten,  daß  man  sich  mit  ihm  auf  eine  Po- 
lemik einläßt,  zumal  wenn  er  so  kühne  Behauptungen  aufstellt,  wie  die: 
»Darwins  struggle  for  life  sei  nur  berechtigt  in  Hinsicht  auf  den  Men- 
schen«, »das  Tier  fresse,  weil  es  Hunger  habe,  der  Mensch,  damit  er 
nicht  Hunger  leide«,  >die  Produktionswirtschaft  schaffe  Dauerwerte, 
die  Raubwirtschaft  nur  Augenblickswerte«,  >.Schlingen  und  Fallen  kenne 
die  primitive  Wirtschaft  nicht«  (S.  7  ;  vergl.  jedoch  S.  30,  38),  >der 
moderne  Handel  werde  charakterisiert  durch  das  Bedürfnis,  der  primi- 
tive durch  Begierde  und  Laune« ;  »der  Nahrungsaustausch  zwischen 
Ehegatten  sei  durchaus  als  erster  Tauschhandel  aufzufassen«  und  was 
dergleichen  mehr  ist.  Genug,  daß  man  sich  das,  was  an  der  Dar- 
stellung des  Verfassers  wirklich  neu  und  bemerkenswert  ist,  aus  seiner 
konstruktiven  Darstellung  mühsam  herauslösen  muß  und  daß  ihm  gar 
nicht  der  Gedanke  kommt,  er  könne  es  mit  singulären  Erscheinungen 
zu  tun  haben. 

2.  Die  drei  andern  oben  angeführten  Untersuchungen  beruhen 
nicht  auf  eigner  Beobachtung,  sondern  auf  literarischen  Forschungen. 
Am  interessantesten  dürfte  unter  ihnen  die  Schrift  von  Brun  über  die 
Wirtschaft  der  Maori  sein,  die  auf  umfassenden  Studien  namentlich  eng- 
lischer Autoren  beruht,  aber  in  ihrem  Aufbau  und  ihrer  Behandlungs- 
weise  mehr  den  Ethnographen  als  den  Nationalökonomen  verrät.  Die 
Arbeit  hat  es  mit  einem  Volke  von  verhältnismäßig  hoher  und  eigen- 
tümlicher Kulturentwicklung  zu  tun.  Seine  Wirtschaft  hält  ungefähr 
die  Mitte  zwischen  autonomer  Eigenwirtschaft  und  der  von  Moszkowski 
so  genannten  Stammeswirtschaft.  Besondere  Aufmerksamkeit  hat  der 
Verfasser  den  Erwerbsarten  wirtschaftlicher  Güter  gewidmet,  welche 
vor  der  Tauschwirtschaft  liegen:  (Bittarbeit,  Geschenk,  P'estgaben,  die 
Sitte  des  Utu).  Nicht  überall  bringt  er  seine  Darstellung  zu  voller 
Anschaulichkeit. 

3.  Die  Arbeit  von  C  ha  sin  behandelt  nur  die  Stämme  in  der  Süd- 
hälfte Kameruns,  greift  aber  auf  die  im  seitherigen  Französisch-Kongo 
wohnenden  Bantuvölker  über,  was  gerade  gegenwärtig  nicht  unwichtig 
ist.  Sie  beginnt  nach  einer  allgemeinen  Einleitung  mit  den  Siedelungs- 
verhältnissen,  wendet  sich  dann  den  politischen  und  sozialen  Zuständen 
zu,  um  darauf  die  ökonomischen  Erscheinungen  nach  den  einzelnen 
Wirtschaftszweigen  abzuhandeln.  Der  Verfasser  verweilt  mit  Recht 
länger  bei  der  einseitigen  Entwicklung,  welche  die  Wirtschaft  mancher 
Stämme    oder  auch    niu"  Dörfer  dadurch  nimmt,    daß    ein    besonderer 
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Zweig  der  Produktion  weit  über  den  Eigenbedarf  hinaus  geübt  wird. 
Daran  schließt  sich  die  eigentümliche  Stellung  des  Marktes  in  ihrer 
Güterversorgung.  Den  Handel  betrachtet  der  Verf.  als  ein  der  Ein- 
geborenenwirtschaft ursprünglich  fremdes  Element  und  schildert  in 
längeren  Ausführungen  die  Formen,  die  er  unter  der  Einwirkung  der 
Europäer  angenommen  hat.  Zum  Schluß  werden  die  Ergebnisse  über- 
sichtlich zusammengefaßt. 

4.  Aehnlich  ist  die  Arbeit  von  Max  Richter  gegliedert.  Von  den 
nördlichen  unterscheiden  sich  die  südlichen  Bantuneger  namentlich 
durch  die  überragende  Stellung  der  Viehzucht  in  der  Wirtschaft  und 
den  eigentümlichen  Individualismus,  der  jedem  Familienglied  sein  be- 
sonderes Vermögen  und  jeder  Frau  ein  eignes  Haus,  eigenes  Feld 
und  Gerät  zuweist,  so  daß  sich  so  viel  Sonderwirtschaften  bilden,  als 
Frauen  vorhanden  sind;  ferner  durch  die  vielseitige  Verwendung  des 
Tones  (z.  B.  beim  Hausbau)  und  die  Lederbereitung.  Dagegen  trägt 
das  Gewerbe,  wie  in  Kamerun,  die  Züge  des  Stammes-  oder  Ortsge- 
werbes ;  nur  daß  der  Vertrieb  nicht,  wie  dort,  auf  Märkten  stattzu- 
finden scheint.  Im  allgemeinen  ist  die  Arbeit  viel  knapper  gehalten 
als  die  vorige.  Auch  der  Ueberblick  über  die  Veränderungen,  welche 
das  Vordringen  der  europäischen  Kolonisation  in  der  Wirtschaft  der 
Eingeborenen  hervorgebracht  hat,  beschränkt  sich  auf  das  Notwendigste. 

Kann  auch  das  Bild,  welches  die  seitherigen  Untersuchungen  von 
der  Wirtschaft  der  Negervölker  geliefert  haben,  durch  beide  Arbeiten 
kaum  wesentlich  modifiziert  werden,  so  bereichern  sie  doch  unsere  An- 
schauung durch  die  Hervorholung  mancher  seither  übersehenen  oder 
nicht  genügend  gewürdigten  Einzelheiten  und  dienen  damit  zur  Ver- 
vollständigung jenes  Bildes.  — r. 


Arbeiten  der  Deutschen  Landivirtschafts-Geselhchaft,  Heft  209,  212,  218 
und  221:  Betriebsverhältnisse  der  deutschen  Landzvirtschaft.  Bearbeitet 
unter  Leitung  der  Betriebs-Abteilung  der  D.  L.-G.  Stück  XVIII: 
Bergstraße  und  vorderer  Odenwald  von  Dr.  Jacob  Trautmann 
148  S.  —  Stück  XIX:  Kreis  Calau  von  Dr.  Karl  von  Wolf.  92  S. — 
Stück  XXI:  Regierungs-Bezirk  Cassel  von  Dr.  O.  Sprenger.  80  S. — 
Stück  XXII:  Kulmer  Land  von  Dr.  Konrad  Siudoivski.  117  S.  s"- 
Berlin,  Deutsche  Landwirtschafts-Gesellschaft,  1912.  Im  Buchhandel 
je  2  Mk. 

»Die  Betriebsabteilung  der  Deutschen  Landwirtschafts-Gesellschaft 
hat  vor  einigen  Jahren  eine  Betriebsumfrage  ins  Werk  gesetzt,  die  ein 
Bild  von  den  gegenwärtigen  Betriebsverhältnissen  der  Deutschen  Land- 
wirtschaft geben  will,  und  deren  weitere  wichtige  Aufgabe  es  ist,  der 
Betriebslehre  möglichst  zuverlässigen  Rohstoff  zu  bieten.  Die  einzelnen 
Bezirke   sind  für  diese  Bearbeitung  besonderen  Berichterstattern  über- 


352 


Literatur. 


tragen,  deren  Arbeiten  in  der  Reihenfolge  ihres  Eingangs  veröffentlicht 
werden. '< 

Mit  diesen  Worten  wird  in  der  den  Heften  beigelegten  Anzeige 
der  Zweck  des  Unternehmens  bezeichnet.  Die  vorliegenden  vier  Hefte 
zeigen,  daß  die  einzelnen  Verfasser  ihn  in  recht  verschiedener  Weise 
zu  erreichen  versucht  haben,  und  da  die  untersuchten  Gebiete  ver- 
schiedenen Teilen  von  Deutschland  angehören,  so  können  sie  ein  un- 
gefähres Bild  von  dem  gewähren,  was  durch  die  große  und  dankens- 
werte Enquete  der  Deutschen  Landwirtschafts-Gesellschaft  in  Wirk- 
lichkeit erreicht  worden  ist.  Dies  ist  nun  gewiß  nicht  zu  unterschätzen. 
Sämtliche  Bearbeiter  haben  zunächst  eine  bald  größere,  bald  kleinere 
Zahl  von  Betrieben  ausgewählt,  die  sie  durch  persönliche  Besuche 
näher  kennen  zu  lernen  suchten  und  deren  Verhältnisse  sie  der 
Schilderung  zugrunde  legten.  Sie  haben  dann  möglichst  viel  statisti- 
sches Material  zusammenzubringen  gestrebt,  das  sich  naturgemäß  zu- 
meist auf  den  ganzen  untersuchten  politischen  Gebietsabschnitt  bezieht. 
Dadurch  ist  eine  gewisse  Zwiespältigkeit  in  die  Darstellung  gekommen, 
die  schwer  auszugleichen  ist.  Alle  Arbeiten  beginnen  mit  allgemeinen 
Abschnitten  über  Geschichte,  geographische  Verhältnisse,  Klima,  Boden- 
beschaffenheit des  Gebiets,  weichen  aber  dann  in  der  Weise  und  Auf- 
einanderfolge, wie  sie  die  verschiedenen  Gegenstände  des  Pflanzenbaus, 
der  Viehzucht,  der  Arbeitsgestaltung  und  die  Gewinnung  der  Betriebs- 
ergebnisse behandeln,  wesentlich  von  einander  ab.  Die  letzteren  stellen 
sich  bald  mehr,  bald  weniger  günstig  dar,  je  nach  der  Art  der  Be- 
rechnung von  Einnahmen  und  Ausgaben,  und  man  muß  bedauern,  daß 
in  diesem  wichtigen  Punkte  den  Bearbeitern  nicht  gleichmäßig  bindende 
Vorschriften  erteilt  worden  sind.  Dies  gilt  auch  bezüglich  der  Dar- 
stellimg  der  übrigen  Betriebsverhältnisse.  Ist  doch  selbst  das  Betriebs- 
sy Stern,  als  dessen  äußeres  Kennzeichen  mit  Recht  allgemein  die 
Fruchtfolge  gilt,  nicht  überall  gleichmäßig  behandelt.  Die  Angabe  der 
Verteilung  der  Anbauflächen  auf  die  verschiedenen  Kulturarten  kann 
eine  nähere  Erörterung  der  Organisation  des  Betriebs  doch  wohl  nicht 
ersetzen.  Auch  hätten  ganz  allgemeine  Behauptungen,  die  an  sich  dem 
Sachkundigen  gar  nichts  sagen,  vermieden  werden  sollen.  Was  weiß 
man  z.  B.,  wenn  uns  der  Bearbeiter  des  Regierungsbezirkes  Cassel 
sagt:  >Die  Technik  des  Waldbetriebs  ist  eine  gute,  nicht  nur  im 
Staatswald,  sondern  auch  im  Gemeinde-  und  Privatwaldc,  da  der  Ge- 
meindewald unter  staatlicher  Aufsicht  nach  forstwirtschaftlichen  Grund- 
sätzen bewirtschaftet  werden  muß«  (S.  30),  oder  wenn  er  an  anderer 
Stelle  (S.  39)  erklärt:  Die  Technik  des  Ackerbaues  könne  sich  im 
großen  und  ganzen  mit  der  anderer  fortgeschrittener  Gebiete  messen? 
Auch  an  gewagten  allgemeinen  Schlüssen  fehlt  es  keineswegs.  So 
glaubt  derselbe  Bearbeiter  aus  den  von  ihm  untersuchten  Betrieben 
feststellen  zu  kcinncn,    daß    der  Wert    des    lebenden  Inventars    in    den 
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Großbetrieben  sich  höher  stelle  als  in  den  kleinen,  und  wir  wollen 
gewiß  nicht  bezweifeln,  daß  er  Recht  hat.  Er  setzt  aber  dann  hin- 
zu, er  wolle  >diesc  Feststellung  gegenüber  den  vielfach  in  Kreisen, 
welche  der  Landwirtschaft  ferner  stehen,  erhebliche  Sachkenntnis  aber 
zu  besitzen  glauben,  als  feststehende  Tatsache  hingestellten  Anschauung 
unterstreichen,  daß  mit  der  Kleinheit  der  Betriebe  die  Intensität  der 
Viehhaltung  wächst«,  meint  also  mit  einer  vereinzelten  Erscheinungf, 
deren  Ursachen  noch  näher  untersucht  werden  müßten,  eine  durch  die 
landwirtschaftliche  Betriebsstatistik  für  das  ganze  Deutsche  Reich  un- 
widerleglich festgestellte  Tatsache  erschüttern  zu  können.  Wie  hier, 
so  wird  man  auch  noch  in  manchen  anderen  Fällen  streng  scheiden 
müssen  zwischen  den  zumeist  hoch  agrarisch  gefärbten  Ansichten 
der  Verfasser  und  den  Tatsachen,  über  die  sie  berichten,  und  nur 
in  den  letzteren  den  Wert  der  Untersuchungen  erblicken  dürfen.  Nicht 
alle  Bearbeiter  gehören  dem  Bezirk  der  Untersuchung  durch  Geburt 
und  Erfahrung  an,  und  man  darf  sich  kaum  wundern,  wenn  sie  ge- 
wissen Erscheinungen  von  lokaler  Eigenart  fremd  gegenüberstehen. 
So  ist  z.  B.  die  Behandlung,  welche  der  Bearbeiter  der  Bergstraße 
und  des  vorderen  Odenwalds  den  Allmenden  zuteil  werden  läßt,  in 
ihrer  Dürftigkeit  eine  völlig  ungenügende.  An  der  Bergstraße  machen 
diese  den  Gemeindebürgern  zur  lebenslänglichen  Nutzung  überlassenen 
öffentlichen  Ländereien  fast  ein  Viertel,  im  Odenwald  reichlich  ein 
Siebentel  der  nutzbaren  Gesamtfläche  aus,  haben  also  doch  eine  große 
Bedeutung  für  die  Wirtschaft  der  Bewohner.  Der  Verfasser  weiß  fast 
nichts  von  denselben  zu  sagen,  als  daß  sie  nicht  in  rationeller  Weise 
bewirtschaftet  würden.  Aufwendungen  für  Kunstdünger  würden  aus 
dem  Grunde  für  sie  nicht  gemacht,  weil  der  Allmendberechtigte  nicht 
wisse,  wie  lange  er  lebe.  Ja,  weiß  er  dies  denn  gegenüber  den  Auf- 
wendungen für  sein  Privateigentum  ? 

So  wird  man  sich  bei  der  Lektüre  der  Untersuchungen  über  die 
Betriebsverhältnisse  der  deutschen  Landwirtschaft  nicht  selten  zum 
Widerspruche  gereizt  finden.  Dennoch  bieten  sie,  im  Ganzen  ge- 
nommen, eine,  wenn  auch  sehr  vielgestaltige,  so  doch  auch  überaus 
reichhaltige  und  instruktive  Sammlung  von  Tatsachen  über  den  heutigen 
Zustand  der  deutschen  Landwirtschaft,  und  man  kann  der  angesehenen 
Körperschaft,  welche  sie  unternommen  hat  und  mit  Ausdauer  fördert, 
nicht  dankbar  genug  dafür  sein.  Im  allgemeinen  liefern  sie,  trotz 
einiger  abweichender  Urteile,  ein  sehr  erfreuliches  Bild  von  der  der- 
zeitigen Prosperität  der  deutschen  Landwirtschaft  und  von  dem  regen 
fortschrittlichen  Streben  derselben.  Daß  die  Schilderungen  aus  den 
einzelnen  Bezirken  nur  in  beschränktem  Maße  vergleichbar  sind,  ist 
zwar  zu  bedauern,  muß  aber  als  nach  der  Natur  der  eingeschlagenen 
Methode  unabänderlich  hingenommen  werden.  — r. 
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L  atiger stein  Dr.  Julius ,  Die  Entv'ölkencng  des  platten  Landes  in 
Pommern  seit  i8go  imd  ihre  Ursachen  (Grundbesitzverteilung,  Betriebs- 
intensität, Arbeitslohnhöhe,  Zuwanderung  ausländischer  Wanderar- 
beiter). Greifswald,  Bruncken  c^  Co.,  191 2.  63  S.  und  12  Tabellen. 
Mk.  2.—. 

Eine  Erstlingsarbeit  mit  den  formalen  Schwächen  einer  solchen: 
wenig  gewandtem  Stil,  zahlreichen  wörtlichen  Zitaten  auch  über  wenig 
wichtige  Dinge  und  über  entbehiMiche  Einzelheiten,  keinem  rechten 
Abschluß  der  Darstellung,  in  dem  die  Ergebnisse  übersichtlich  zu- 
sammengefaßt wären,  einer  gewissen  Aengstlichkeit  und  Unsicherheit 
bei  Formulierung  der  Resultate  der  Untersuchung.  Und  doch  liegen 
für  diese  die  Verhältnisse  ausnehmend  günstig.  Ein  ausgesprochen 
agrarisches  Gebiet,  das  zu  den  dünnstbevölkerten  Deutschlands  ge- 
hört, mit  einer  starken  überseeischen  Auswanderung,  einer  noch  stärkeren 
inneren  Abwanderung  deutscher  und  einer  erheblichen  Zuwanderung 
slavischer  Wanderarbeiter,  Großgrundbesitz,  der  nicht  selten  mit  fidei- 
kommissarisch  gebundenem  Besitz  zusammenfällt,  Mangel  an  Gelegen- 
heit zum  Erwerb  einer  eigenen  Scholle:  so  bietet  Pommern  in  typi- 
scher Reinkultur  die  ostelbischen  Zustände,  und  es  scheint  fast  un- 
möglich, über  ihre  notwendigen  Folgen  sich  ernstlichen  Zweifeln  hin- 
zugeben. Dennoch  schreitet  die  Untersuchung  nicht  mit  derjenigen 
Sicherheit  vor,  welche  die  Einfachheit  der  Verhältnisse  erwarten  ließe. 
Zum  Teil  liegt  dies  in  der  Beschaffenheit  des  zur  Verfügung  stehenden 
iMaterials  begi'ündet.  Der  Verfasser  untersucht  zunächst  auf  statisti- 
schem Wege  die  Aus-  und  Abwanderung.  Erstere  hat,  wie  überall  in 
den  letzten  beiden  Jahrzehnten,  abgenommen;  sie  ist  heute  auch'in 
Pommern  geringer  als  im  Durchschnitte  des  Deutschen  Reiches  und 
Preußens;  aber  während  wir  für  sie  offizielle  Ziffern  besitzen,  muß  die 
Stärke  der  sichtlich  in  der  Zunahme  begriftenen  Abwanderung  aus  der 
Vergleichung  der  Volkszählungsergebnisse  mit  den  Zahlen  des  Geburten- 
überschusses berechnet  werden.  Der  Verfasser  vollzieht  dies  mit  aller 
Vorsicht;  dennoch  scheint  er  mir  zu  übersehen,  daß  die  von  ihm  für 
die  einzelnen  Kreise  errechneten  Zahlen  nicht  das  sagen,  was  er  aus 
ihnen  herausliest.  Denn  der  Bauernknecht  oder  die  Dienstmagd,  die 
in  einem  Nachbarkreisc  Stellung  finden,  der  Bauernsohn  oder  die 
Tochter,  die  dorthin  sich  verheiraten,  gehen  auch  von  der  Bevölkerung 
ab;  sie  smd  aber  doch  den  Sachsengängern  nicht  gleichzuachten.  Die 
Beweggründe  der  Abwanderung  werden  zunächst  im  allgemeinen  und 
dann  in  ihrer  besonderen  Abhängigkeit  von  Grundbesitzverteilung, 
Betriebsintensität,  Höhe  des  Arbeitslohnes  und  der  Zuwanderung  aus- 
ländischer Wanderarbeiter  erörtert.  Nur  in  der  Besprechung  dieser 
letzteren  Punkte  gelangt  die  Schrift  zu  einigermaßen  schlüssigen  Er- 
gebnissen. Sie  findet,  daß  das  massenhafte  und  kompakte  Auftreten 
des  Großgrundbesitzes    und  der  Fideikommisse  die  Auswanderung  be- 
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fördert  und  daß  die  Abwanderung^  um  so  geringer  ist,  einen  je  größeren 
Prozentsatz  die  Zahl  der  Parzellcnl)ctriebe  von  der  Gesamtzahl  der 
Betriebe  aller  Größenklassen  ausmacht.  Minder  sicher,  wenn  auch 
nicht  unwahrscheinlich  scheint  mir  das  Ergebnis,  daß  mit  wachsender 
Intensität  des  Betriebes  die  Abwanderungsquote  sinkt,  weil  die  Berück- 
sichtigung der  Zuwanderung  der  Ausländer  hierbei  unmöglich  ist.  Wenn 
weiter  der  Verfasser  mit  Rücksicht  auf  die  Unterschiede  der  durch- 
schnittlichen ortsüblichen  Tagelöhne  in  den  drei  Regierungsbezirken 
den  Satz  aufstellen  zu  können  meint :  je  höher  der  ortsübliche  Tage- 
lohn, desto  geringer  ist  die  Abwanderung,  so  berechtigen  ihn  dazu 
wohl  kaum  die  minimalen  Lohndifferenzen.  Dagegen  wird  sich  gegen 
seine  Ansicht,  daß  der  Zuzug  ausländischer  Wanderarbeiter  oft  genug 
einheimische  Landarbeiter  verdrängt,  eine  begründete  Einwendung 
nicht  erheben  lassen.  Sehr  schwächlich  ist  der  Schlußabschnitt  aus- 
gefallen: »Weshalb  und  wie  ist  der  Zuwanderung  von  ausländischen 
Wanderarbeitern  zu  begegnen?«  Hier  wäre  die  Stelle  gewesen,  einer 
positiv  aufbauenden,  das  Uebel  an  der  Wurzel  anpackenden  Landpolitik 
das  Wort  zu  reden.  Dazu  wäre  aber  natürlich  ein  weiteres  Ausgreifen 
und  auch  etwas  mehr  Mut  und  Rücksichtslosigkeit  erforderlich  ge- 
wesen, als  sie  der  gut  gemeinten,  aber  viel  zu  zaghaften  Schrift  sonst 
eigen  ist.  —  Warum  der  Verfasser  die  am  Schlüsse  angehängten  Ta- 
bellen nicht  in  den  Text  eingearbeitet  und  auf  das  Format  der  Schrift 
gebracht  hat,  ist  schwer  einzusehen.  Schließlich  muß  noch  gegen  den 
Titel  der  Schrift  Einsprache  erhoben  werden.  Von  einer  -Entvölkerung« 
des  platten  Landes  in  Pommern  innerhalb  der  untersuchten  Periode 
kann  doch  im  Ernst  keine  Rede  sein.  In  den  Landgemeinden  und 
Gutsbezirken  der  Provinz  betrug  die  Volkszahl  nach  den  eigenen  An- 
gaben der  Schrift  1890:  969250,   1905:  976742.  — r. 


Dr.    Paul   Sti  a ssny,    Der    österreichische    Staatsbankerott    von   1811. 

(Nach  archivalischen  Quellen.)     Wien  und  Leipzig,   1912,  Verlag  von 

Alfred  Holder.     152  S. 

Ueber  das  traurige  Kapitel  des  österreichischen  Staatsbankerottes 
vom  Jahre  181 1  ist  schon  von  verschiedenen  Autoren  geschrieben 
worden.  Historiker  und  Juristen  haben  in  gleicher  Weise  diesem  Er- 
eignisse, über  das  jetzt  mehr  als  ein  Jahrhundert  hinweggegangen  ist, 
ihre  Feder  gewidmet.  .Auch  auf  Aktenmaterial  aufgebaute  Darstellungen 
der  furchtbaren  Finanzkatastrophe  fehlten  schon  früher  nicht.  Nun- 
mehr hat  der  Verfasser  dieser  über  Anregung  des  Professors  Oncken 
bearbeiteten  Schrift  den  Versuch  gemacht,  eine  Art  Monographie  des 
ersten  österreichischen  Staatsbankerottes  auf  archivalischcr  Grundlage 
zu  liefern.  Er  bezeichnet  übrigens  seine  Arbeit  im  Vorworte  ganz 
bescheiden  als  einen  kleinen  Beitrag  zur  österreichischen  Finanzge- 
schichte,   indem    er   betont,    daß   eine   erschöpfende   dokumentarische 
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Behandlung  des  Staatsbankerottes  vom  Jahre  iSii  als  Vorarbeit  eine 
auf  Quellenstudien  basierende  Geschichte  der  österreichischen  Finanzen 
im  18.  Jahrhundert  und  damit  wohl  eine  Lebensleistung  erfordern 
würde.  Die  Schrift  gliedert  sich  in  zwei  Teile,  nämlich  eine  textliche 
Darstellung  (S.  9—60)  und  die  daran  sich  anschließende  Aktensamm- 
lung (S.61  — 152).  Die  Arbeit  ist  in  der  Hauptsache  eine  rein  historische 
und  Historiker  werden  daher  auch  das  maßgebende  Urteil  darüber  zu 
fällen  haben.  Die  wenigen  allgemeinen  einleitenden  Bemerkungen  des 
Autors  über  das  wirtschaftliche  Problem  machen  auf  Originalität  wohl 
keinen  Anspruch.  Der  eigentliche  Schwerpunkt  der  Schrift  liegt  in  der 
Schilderung  der  ganzen  österreichischen  Anleihewirtschaft,  die  den 
schrecklichen  finanziellen  Zusammenbruch  veranlaßte,  und  in  der  dra- 
matischen Darstellung  der  vom  Hofkammerpräsidenten  Grafen  Wallis 
mit  großer  Energie  durchgeführten  Devalvationsaktion.  Hieran  reiht 
sich  als  Schlußkapitel  eine  die  wirtschaftlichen  Folgen  der  Währungs- 
depreziation  würdigende  Kritik  des  Bankerottpatentes  vom  20.  Februar 
181 1.  Sliassny  ist  bemüht,  dem  Urheber  dieses  schwerwiegenden  Ge- 
setzes, das  der  österreichischen  Volkswirtschaft  so  tiefe  Wunden  ge- 
schlagen, nach  Kräften  historische  Gerechtigkeit  widerfahren  zu  lassen. 
Nach  ihm  erscheint  der  Mann,  den  einst  der  Fluch  des  österreichischen 
Volkes  getroffen,  in  einem  weitaus  günstigerem  Lichte  als  in  den 
Augen  der  Zeitgenossen.  Er  bezeichnet  ihn  als  einen  ungemein  scharf- 
denkenden Kopf  von  glänzender  kritischer  Begabung  und  gründlichem 
finanzpolitischen  Wissen.  Es  war  nicht  seine  Schuld,  daß  er  schlielj- 
lich  zu  dem  furchtbaren  Mittel  der  Devalvierung  greifen  mußte,  wo- 
durch so  viel  Jammer  und  Verzweiflung  über  die  österreichische  .Be- 
völkerung gebracht  worden  ist.  Hätte  der  österreichische  Klerus  da- 
mals eine  größere  Opferwilligkeit  betätigt,  so  wäre  das  ganze  Unheil 
vielleicht  noch  vermieden  worden.  So  aber  blieb  dem  Grafen  kein 
anderes  Mittel,  wenn  anders  die  schwer  bedrohte  Existenz  des  Staates 
gerettet  werden  sollte.  Als  der  so  folgenschwere  Schritt  aber  einmal 
getan  war,  erwies  sich  Graf  Wallis  als  ein  Mann  von  ebenso  fester 
Ueberzeugung  wie  Charakterstärke.  Strenge  hielt  er  an  dem  feierlichen 
Versprechen  des  Patentes  fest,  daß  die  darin  genannte  Summe  von 
Einlösungsscheinen  auch  nicht  um  das  mindeste  vermehrt  werden 
würde,  und  verließ  seinen  Posten,  als  später  die  Befreiungskriege  aber- 
mals finanzielle  Opfer  von  der  Monarchie  forderten,  da  er  an  der  Aus- 
gabe der  neuen  Antizipationsscheine  nicht  mitschuldig  werden  wollte. 
Oesterreich  hat  die  furchtbaren  Verwüstungen  der  Zettelwirtschaft 
durch  seine  seltene  Lebenskraft  glücklich  überstanden.  Mögen  seine 
Staatsmänner  aber  beachten,  daß  es  auch  bei  Anspannung  des  fun- 
dierten Kredites  eine  Grenze  gibt,  die  nicht  ungestraft  überschritten 
werden  darf!  Ferdinand  Sc  hm  id. 
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Ricki7ig  P.  Dr.    Ephrcin,    Die   deutschen   Wanderarbeitsstätten.     M.- 
Gladbach, Volksvereiüs-Vcrlag,   191 2.     146  S.,  8°. 

Unter  den  mancherlei  sozialpolitischen  Schriften,  welche  der  ver- 
dienstvolle Verlag  des  Volksvcreins  in  M. -Gladbach  ans  Licht  gebracht 
hat,  darf  die  vorliegende  wegen  der  Gründlichkeit,  mit  der  der  Ver- 
fasser seinen  Gegenstand  studiert  und  behandelt  hat,  einen  Ehrenplatz 
beanspruchen.  Allerdings  ist  dieses  Urteil  nicht  auf  den  ersten  Ab- 
schnitt der  Schrift  auszudehnen,  der  in  historischer  Weise  die  Frage 
der  mittellosen  Wanderer  behandelt,  über  ein  paar  flüchtig  zusammen- 
geraffte Notizen  aber  nicht  hinauskommt.  Es  muß  auffallen,  daß  die 
gewaltige  Ausdehnung  des  Wanderns  im  Mittelalter  und  die  ausge- 
breitete Liebestätigkeit  der  Kirche  dem  Verfasser  entgangen  ist  und 
daß  er  eine  so  wichtige  und  charakteristische  Erscheinung  wie  die 
Elendenherbergen  mit  keiner  Silbe  erwähnt.  Dafür  ist  dann  freilich 
seine  Darstellung  für  die  neuere  Zeit  um  so  ausgiebiger.  Er  unter- 
scheidet unter  der  grofSen  Schar  von  Wandernden  drei  Gruppen,  die 
auch  in  einer  künftigen  Reichsgesetzgebung  (S.  108)  scharf  getrennt 
und  verschieden  behandelt  werden  sollen:  i.  arbeitsscheue  und  bettel- 
hafte Landstreicher,  2.  »Wanderarme«,  die  wegen  Alters,  Krankheit 
oder  Gebrechlichkeit  außer  Stande  sind,  sich  durch  Arbeit  ihren 
Lebensunterhalt  zu  verdienen  und  3.  gutwillige  Arbeitsfähige,  denen 
es  nur  an  Arbeitsgelegenheit  fehlt.  Nur  mit  dieser  letzteren  Gruppe 
befassen  sich  die  Bestrebungen,  deren  ausführliche  Schilderung  der 
Verfasser  unternommen  hat.  Demzufolge  beschreibt  er  im  zweiten 
Abschnitt  zunächst  die  ersten  Versuche  einer  organisierten  Wanderer- 
fürsorge, die  an  das  massenhafte  Auftreten  der  Arbeitslosigkeit  in  den 
70er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  anknüpfen  (Vereine  gegen  Haus- 
bettel und  entsprechende  Gemeindeinstitute),  dann  den  Uebergang  zur 
organisierten  Naturalverpflegung  und  das  Fürsorgesystem  Friedrich 
von  Bodelschzvings,  weiter  die  Entwicklung  des  Verpflegungswesens  bis 
zur  Gründung  des  Gesamtverbandes  deutscher  Wanderarbeitsstätten 
und  bis  zu  dem  1895  mißglückten  Versuche  eines  Eingreifens  der  Ge- 
setzgebung in  Preußen,  ferner  den  Niedergang  des  Stationswesens  in 
der  Folgezeit  bis  zum  Erlaß  des  preußischen  Gesetzes  vom  29.  Juni 
1907,  welches  alles  von  der  Initiative  der  Provinziallandtage  abhängig 
machte.  Der  nächste  Abschnitt  erörtert  die  Grundgedanken  dieses 
Gesetzes  und  seine  verschiedeije,  im  ganzen  aber  völlig  ungenügende 
Durchführung  in  den  einzelnen  Provinzen.  Ein  Ueberblick  über  die 
analogen  Bestrebungen  in  den  süddeutschen  Staaten  leitet  sodann  über 
zu  einer  kurzen  Erörterung  der  Frage  einer  reichsgesetzlichen  Regelung. 
Der  Verfasser  ist  überzeugt,  daß  gut  geleitete  Verpflegungsstationen 
(mit  Naturalverpflegung,  Arbeitsvermittlung  und  der  Forderung  von 
Arbeitsleistungen)  ihren  Zweck  vollständig  erfüllen,  zu  verhüten,  daß 
bisher  nützliche  Mitglieder  der  Gesellschaft   durch  Bettelei  und  Vaga- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1913.     2.  24 
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bondagc  wirtschaftlich  und  moralisch  untergehen  und  den  bereits  Ge- 
sunkenen   die  Rückkehr    zu    geordneter  Arbeit  zu  ermöglichen  und  zu 
erleichtern.     Die  üblen  Erfahrungen,    die  man    mit  ihnen  an  einzelnen 
Orten  gemacht  habe,    dürften   nicht  dem  System   selbst   zugeschrieben 
werden,  sondern  seiner  unvollkommenen  Durchführung.    Freilich  können 
sie  Bettel    und  Stromertum    nicht    aus    der  Welt  schaffen,    wohl  aber, 
soweit    es    überhaupt    möglich    ist,    sie   einschränken.     Auch    finanziell 
stehen  sich  die  Gebiete,  welche  ein  wohlorganisiertes  Netz  von  Wander- 
arbeitsstätten haben,    besser    als    die    übrigen,    wie  der  Verf.    an  dem 
Beispiele  Westfalens  und  Württembergs  zu  zeigen  sucht ;  es  vermindern 
sich    die   Kosten    für   Anzeigen    wegen    Bettelei   und   Landstreicherei, 
Haftvollstreckung  und  Gefangenentransport,   namentlich  aber  die  Aus- 
gaben   der  Bevölkerung   für  Almosen    und    die  Belästigung  durch  den 
Hausbettel.     Bei    der    Frage,    ob  Wanderarbeitsstätten    oder   Arbeiter- 
kolonien   oder  beide  nebeneinander,  entscheidet  Ricking   sich   für  den 
letzten   Teil   der  Alternative  ;    allen  mittellosen    arbeitsuchenden  Wan- 
derern die  Freizügigkeit  beschneiden  zu  wollen,  widerspräche  allzusehr 
unserem  Rechtsgefühl.     Dazu  komme,    daß    es    den  Kolonien    nur   für 
einen  kleinen  Teil    der    bei  ihnen  Aufgenommenen  gelinge,    Arbeit  zu 
vermitteln.     »Es    müssen    somit    zu    den  Arbeiterkolonien   andere  Für- 
sorgeeinrichtungen hinzutreten,  die  über  das  ganze  Land  zerstreut  sind, 
die  wechselnden  Bedürfnisse    des    Arbeitsmarktes    besser   wahrnehmen 
und  aus  unmittelbarer  Nähe  bedienen  können    und    die  auch    so  zahl- 
reich sind,    daß    sie    ohne    allzu  große  Mühe  von    den  Wanderern  er- 
reicht werden  können.«    Die  Wanderarbeitsstätten  sind  das  bei  weitem 
wichtigere  ;    sie  sollen  den  besseren  Teil  der  Wandernden  aufnehmen, 
ihn  arbeitsfähig  erhalten  und  dem  schnellen  Wechsel  des  Arbeitsmarktes 
entsprechend  dirigieren.    »Die  Arbeiterkolonien  werden  erst  dann  ein- 
treten, wenn  trotz  längerem  geordneten  Wandern  keine  Arbeit  gefunden 
ist,  ferner  für  alle  diejenigen,  welche  erwerbsbeschränkt  (nicht  arbeitsun- 
fähig) sind  und  darum  im  freien  Wirtschaftskampfe  ausgeschaltet  werden; 
weiter  für  diejenigen,  die  schon  auf  der  Landstraße  heruntergekommen 
sind   und  erst  durch  längeres  geordnetes  Anstaltsleben  wieder  zur  Ar- 
beitswilligkeit erzogen   und   gestählt  werden  müssen.«     Auf  die  Frage, 
welches    der    verschiedenen    Wanderarbeitsstättensysteme    (Liegnitzer, 
Casseler,    westfälisches)    vorzuziehen    sei,     läßt    sich    keine    allgemein 
geltende  Antwort  geben.     Sicher  ist,    daß    zu  einem  durchschlagenden 
Erfolge  es  der  Reichsgesetzgebung  bedarf;  aber  ebenso  sicher  ist,  daß 
die  gesetzliche  Wanderfürsorge    nur    als  Ergänzung  und  Stütze,    nicht 
als    Ersatz    der    freitätigen  Fürsorgearbeit    gemeinnütziger  Vereine    in 
Betracht  kommen  darf  und  daß  auf  keinem  Gebiete  die  Einsicht  und 
selbstlose  Hingabe  einzelner  Personen  eine  größere  Bedeutung  in  An- 
spruch nehmen  kann. 

Die  Schrift,  der  in  einem  Anhang  mehrere  Ordnungen  von  Wander- 
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arbeitsstätten,  statistische  Uebcrsichtcn  und  zwei  Karten  über  die  Ver- 
teilung der  Ycrpflegungsstationen  in  Westfalen  und  Württemberg  bei- 
gefügt sind,  macht  einen  sehr  guten  und  soliden  Eindruck.  Besonders 
angenehm  berührt  die  Unbefangenheit,  mit  der  der  Verfasser  die  Hilfs- 
tätigkeit Bodelschzvinghs  und  seine  Grundsätze  würdigt.  Das  Tatsachen- 
material, welches  beigebracht  wird,  ist  ein  so  überaus  reichhaltiges, 
daß  niemand,  der  dem  Gegenstand  Interesse  entgegenbringt,  die  Schrift 
Jiickings  unbeachtet  lassen  darf.  Angenehm  ist  die  Beigabe  eines 
Verzeichnisses  der  recht  zerstreuten  und  nicht  für  jedermann  leicht 
erlangbaren  Literatur.  — r. 


Hiller,    Dr.   Georg,   Einwanderung  und  Kolonisation  in  Argentinien. 

Band  I:    Einwanderung   und  Einwanderungspolitik.    Berlin,    Dietrich 

Reimer,  1912.     159  S.  8°.,  geb.  Mk.  5. — . 

Die  deutsche  Einwanderung  in  Argentinien  während  der  letzten 
vierzig  Jahre  beträgt  nur  1.3  Proz.  der  Gesamteinwanderung,  während 
Italien  und  Spanien  81.5  Proz.  der  Immigranten  liefern  und  selbst  die 
Franzosen  viermal  so  stark  beteiligt  sind  als  die  Deutschen.  Die 
praktische  Bedeutung  der  Untersuchung  des  Verfassers  ist  also  für 
unser  Volk  gering;  trotz  der  Winke  und  Ratschläge,  die  er  am  Schlüsse 
für  deutsche  Auswanderer  gibt,  dürfte  sich  das  auch  in  Zukunft  schwer- 
lich ändern,  weil  letztere  in  Argentinien  mit  Rassen  konkurrieren,  die 
sie  an  Anspruchslosigkeit  übertreffen.  Aber  der  Gegenstand  ist 
theoretisch  interessant.  Ist  doch  Argentinien  der  einzige  Staat  Süd- 
amerikas, in  welchem  die  wirtschaftlichen  und  physischen  Voraus- 
setzungen einer  Masseneinwanderung  gegeben  sind  und  in  den  beiden 
letzten  jNIenschenaltern  wirksam  waren.  Hat  doch  das  Land  seit  1857, 
mit  welchem  eine  regelmäßige  Statistik  einsetzte,  aus  Europa  viermal 
so  viel  Menschen  empfangen,  als  es  damals  Einwohner  zählte  und 
haben  sich  doch  nirgends  die  europäischen  Elemente  so  eng  mit  den 
einheimischen  kreolischen  verschmolzen,  daß  sie  mit  ihnen  einen  ein- 
heitlichen Volkskörper  bilden.  Es  ist  eine  neue,  eigenartige  Nation 
entstanden,  und  der  wirtschaftliche  Aufschwung  des  Landes  findet  nur 
noch  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  sein  Gegenstück. 
Der  Verfasser  des  vorliegenden  Buches  unternimmt  es,  den  ge- 
schichtlichen Verlauf  der  Einwanderung  und  der  mit  wechselndem  Er- 
folg wirksamen  Einwanderungspolitik  des  Landes  zu  schildern.  Er 
geht  dabei  von  dem  spanischen  Kolonialsystem  aus  und  zeigt,  dafS 
erst  mit  der  Lostrennung  der  La-Plata-Gebiete  vom  Mutterlande  das 
wirtschaftliche  Gedeihen  derselben  einsetzt.  Ein  außerordentlich 
wechselreiches  Bild  entrollt  sich  bis  zum  Erlaß  des  jetzt  noch  in  der 
Hauptsache  in  Geltung  befindlichen  Einwanderungsgesetzes  von  1876, 
das  in  seinen  verschiedenen  Bestimmungen  kritisch  gewürdigt  wird. 
Der  zweite  Teil    der  Schrift   behandelt  die  Einwanderung  selbst,    ihre . 
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statistische  Grundlage,  ihre  Abhängigkeit  von  politischen  und  ökonomi- 
schen Verhältnissen  und  ihre  Gliederung  nach  Nationalitäten,  wobei 
der  vorwiegend  romanische  Charakter  derselben  scharf  hervortritt. 
Aufgefallen  ist  mir  dabei,  daß  die  bedenklichen  Pachtverhältnisse  der 
Ansiedler,  über  welche  von  Kennern  des  Landes  so  viel  geklagt  wird, 
vom  Verfasser  als  Uebergangsstufe  vom  Arbeiter-  zum  Unternehmer- 
stande empfohlen  werden.  Angehängt  ist  eine  Anzahl  Tabellen  über 
Ein-  und  Rückwanderung,  Ausfuhr  und  dergl.  Das  Buch  liest  sich 
angenehm.  Ein  zweiter  Band,  der  die  Kolonisation  zum  Gegenstande 
haben  wird,  soll  ihm  folgen.  — r. 


Neuhaus,  Dr.  Georg,  Die  deutsche  Volkszvirtschaft  und  ihre  Wand- 
lungen im  letzten  Vierteljahrhundert.  Auf  Grund  der  Ergebnisse  der 
Berufs-  und  Betriebszählungen  von  1882,  1895  und  1907  bearbeitet. 
I.  Band:  Die  berufliche  und  soziale  Gliederung  des  deutschen  Volkes. 
M. -Gladbach,  Volksvereins-Verlag,  1912.     278  S.  8°- 

Der  Versuch,  den  der  Verfasser  unternimmt,  die  Ergebnisse  der 
Berufs-  und  Betriebszählung  von  1907  im  Vergleich  mit  denjenigen  der 
entsprechenden  Erhebungen  von  1882  und  1895  für  einen  weiteren 
Kreis  darzustellen  und  möglichst  zu  erläutern,  ist  angesichts  des  großen 
Umfangs  und  der  geringen  Zugänglichkeit  der  Originalpublikationen 
wohlberechtigt.  Der  vorliegende  Band  unterscheidet  zunächst  vier 
Bevölkerungsgruppen:  Erwerbstätige  im  Hauptberuf,  Dienstboten,  An- 
gehörige ohne  Hauptberuf  und  beruflose  Selbständige,  die  dann  wieder 
nach  verschiedenen  Unterscheidungen  betrachtet  werden.  Darauf 
wendet  er  sich  der  beruflichen  und  sozialen  Gliederung  zu,  untersucht 
die  Bevölkerung  nach  dem  Hauptberuf  und  der  Gebürtigkeit,  dem 
Nebenberuf  und  nach  Berufsarten  und  der  Stellung  im  Beruf.  Die 
Zusammenstellungen  gehen  also  durchweg  auf  die  Berufszählung  zurück ; 
doch  unterläßt  es  der  Verfasser  nicht,  auch  statistisches  Material  aus 
anderen  Quellen  gelegentlich  heranzuziehen.  Der  Text  ist  im  ganzen 
knapp  gehalten  und  bietet  einen  sachkundigen  Kommentar  der  Ziffern. 
Die  Ausstattung  ist  gut,  die  Tabellen  sind  übersichtlich  und  nicht 
überladen.  So  darf  man  erwarten,  daß  das  bequeme  Hilfsmittel  Vielen 
gute  Dienste  leisten  wird,  die  von  den  umfangreichen  Veröffentlichungen 
des  kaiserlichen  Statistischen  Amtes  keinen  Gebrauch  machen  können, 
und  daß  es  die  leider  nie  populär  gewordenen  Ergebnisse  der  deutschen 
Berufsstatistik  weiter  verbreiten  wird.  Ein  II.  Band  soll  die  Landwirt- 
schaft, die  Industrie  und  den  Handel,  vermutlich  nach  den  Ergebnissen 
der  Betriebszählung  darstellen.  — r. 


Statistisches  Handbuch  für  das  Königreich  Württemberg.  Jahrgang  19 10 
und  191 1.  Mit  einer  Karte.  Hrsg.  von  dem  K.  Statistischen  Landes- 
amt.    Stuttgart,  Kohlhammer,   1912.     354  S.,  Lex  8".     Mk.  2.50. 
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Das  Statistische  Handbuch,  das  für  das  Königreich  Württemberg 
dieselben  Funktionen  erfüllt  wie  anderwärts  die  Statistischen  Jahr- 
bücher, erscheint  seit  1902  —  völlig  ausreichend  —  nur  noch  alle  zwei 
Jahre,  bietet  aber  dafür  den  Stoff  in  relativ  weiter  Ausdehnung  und 
so  reichlicher  Gliederung,  als  es  der  Umfang  irgend  erlaubt.  Nach 
den  einleitenden  Abschnitten  über  Stand  und  Bewegung  der  Bevölke- 
rung folgen  die  verschiedenen  Zweige  des  Wirtschaftslebens,  wobei  die 
Betriebsstatistik  von  1907  ausgiebig  verwertet  ist,  aber  auch  sonst  sehr 
viele  nützliche  Zusammenstellungen  geboten  werden.  Eine  Karte,  die 
den  Entwicklungsgrad  der  fortschreitenden  Industrialisierung  des  Landes 
veranschaulichen  soll,  ist  in  drei  Exemplaren  beigegeben,  die  ver- 
gleichend den  Zustand  von  1883,  1895  und  1907  übersehen  lassen. 
Die  Vertretung  der  Industrie  mit  mehr  als  45  Proz.  ist  in  rotem,  die 
der  Landwirtschaft  in  grünem  Tone  gehalten,  während  Oberämter, 
welche  weder  in  Industrie  noch  in  Landwirtschaft  45  Proz.  der  Be- 
völkerung aufwiesen,  weiß  gelassen  sind.  So  ist  in  der  Tat  ein  frap- 
pantes Bild  der  Entwicklung  erzielt  worden.  Die  weiteren  Abschnitte 
behandeln  das  Medizinalwesen,  das  Veterinärwesen,  die  Wahlen,  das 
Justizwesen,  Religion,  Unterrichts-  und  Erziehungswesen,  Kriegswesen, 
Finanzen  und  ^Meteorologisches.  Fallen  auch  einzelne  Abschnitte  mit 
den  entsprechenden  Veröffentlichungen  der  Reichsstatistik  zusammen, 
so  hat  es  doch  das  Statistische  Landesamt  verstanden,  dem  größten 
Teile  der  Publikation  seinen  Eigenwert  zu  sichern  und  ein  überaus  viel- 
seitiges Zahlenmaterial  für  Wissenschaft  und  administrative  Praxis  zur 
Benutzung  bereit  zu  stellen.  Ein  alphabetisches  Sachregister,  in  dem 
auch  die  früheren  Jahrgänge  des  Handbuchs  angegeben  sind,  die  einen 
Gegenstand  behandeln,  erleichtert  die  Benutzung  und  fordert  zu  Ver- 
gleichungen  auf,  die  übrigens  auch  durch  Verweisungen  unter  den 
Tabellenüberschriften  angeregt  werden.  — r. 
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Eingesendete   Schriften. 

Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muß  sich  vorbehalten,  aus  ilinen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  »Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in  keinem  Falle. 

I.  Allgemeine  Staats-  und  Sozialwissenschaft.     Geschichte. 

White,  Altäre  w  Dickson,  Sieben  große  Staatsmänner  im 
Kampfe  der  Menschheit  gegen  Unvernunft.  Autoris.  Uebersetzung  von 
K.  und  P.  Kupelwieser  und  A.  Voigt.  München,  Reinhardt,  1913.  411  S. 
8».    M.  6.-^,  geb.  M.  7.50. 

Hoefiiger,  Robert,  Das  Deutschtiwi  im  Ausland.  Leipzig, 
Teubner,  1913.    126  S.  Geb.  M.  1.25.    (Aus  Natur  und  Geisteswelt  402.) 

Fli  e  g  e  n  s  c  hm  i  dt ,  Dr.  Maximilian,  Deutschlands  Orient- 
politik im  ersten  Reichsjahrzehnt  iSyo — 1880.  Teil  I.  Berlin,  Puttkammer 
&  Mühlbrecht,  1913.     322  S.    M.   10. — . 

Ostland.  Jahrbuch  für  ostdeutsche  Interessen.  Hrsg.  von  A.  Diet- 
rich, O.  Hoetzsch,  M.  Laubert,  D.  Schäfer,  M.  Sering,  L.  Wegener, 
K.  Wiedenfeld,  E.  Zechlin.  L  Jahrgang.  Lissa  i.  P.,  O.  Eulitz,  1912. 
291  S.  8°.  M.  4.—,  geb.  M.  5.—. 

Lempfrid,  Dr.  Wilhelm,  Die  Anfänge  des  parteipolitischen 
Lebens  und  der  politischen  Presse  in  Bayern  tinter  Ltidwig  I.  182^  ^bis 
1831.  Straßburg,  Herdersche  Buchh.,  1912.  254  S.  8".  M.  6.— .  (Straß- 
burger Beiträge  zur  neueren  Geschichte,  hrsg.  von  Spahn,  V.) 

Spann,  Othmar,  Zur  Soziologie  und  Philosophie  des  Krieges. 
Vortrag.     Berlin,  Guttentag,  1913.     39  S.  8^ 

Albrecht,  Marie,  Mirabeau  und  die  Erklärung  der  Menschen- 
rechte. Ein  Beitrag  zur  Geschichte  ihrer  Entstehung.  Marburg  191 1. 
116  S.  (Diss.) 

Fried,  Alfred  H.,  Der  Weg  zum  Weltfrieden  im  Jahre  jgi2. 
Pazifistische  Chronik.    Berlin,  Verlag  der  Friedens-Warte,  o.  J.  31  S.  8". 

Dartnstaedter,  Paul,  Geschichte  der  Aufteilung  und  Koloni- 
sation Afrikas  seit  dem  Zeitalter  der  Efitdeckungen.  L  Band:  1415  bis 
1870.  Berlin,  Güschensche  Verlagshandlung,  1913.  320  S.  ^L  7.50, 
geb.  M.  9.50. 

Lar  s  s  on,  Yngve  ,  Inkorporerings-Problemet.  Stadsomrädets  för- 
ändringar  med  särskild  hänsyn  tili  svensk  förvaltningspraxis.  Stock- 
holm, Nordiska  Bokhandeln,  o.  J.  2  Teile.  1348  S.  4".  Kr.  12.—, 
(Sveuska  Stadfürbundets  Skriftserie  Nr.  6.) 
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Technik  und  Wirtschaft  (deutscher  Städte.  Sonderheft  der  »Zeit- 
schrift für  Kommunalwirtschaft  und  Kommunalpolitik«.  Jahrg.  1912. 
S.  674 — 800.     Fol. 

J  a  c  0  b  i ,  Dorothea,  Die  gemeinnützige  Bautätigkeit  in  Deutsch- 
land, ihre  kulturelle  Bedeutung  und  die  Grenzen  ihrer  Wirksamkeit. 
München,  Duncker  6c  Humblot,  1913.  152  S.  8".  M.  4. — .  (Staats- 
und sozialwiss.  Forschungen,  hr.sg..  von  Schmoller  und  Sering,  Nr.  167.) 

II.  Rechts-  und  Verwaltungslehre. 

Wörterbuch  des  deutschen  Staats-  und  Vertcuzitu/igsrechts.  Begründet 
von  Prof.  Dr.  K.  Frhrn.  v.  Stengel.  2.,  völlig  neu  gearbeitete  und  er- 
weiterte Auflage,  hrsg.  v.  Prof.  Dr.  Max  Fleischmann.  18.  u.  19.  Liefe- 
rung.    Tübingen,  Mohr,  1913.     S.  481 — 640.    Lex.  8".  M.  4. — . 

Windisch,  Dr.  jur.  Karl,  Die  völkerrechtliche  Stellnng  der  deut- 
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Jellinek,  Dr.  Walter,  Gesetz,  Gesetzesantvendung  2ind  Zzveck- 
inäßigkeitserzvägung.  Zugleich  ein  System  der  Ungültigkeitsgründe  von 
Polizeiverordnungen  und  -Verfügungen.  Eine  Staats-  und  verwaltungs- 
rechtliche Lfntersuchung.  Tübingen,  Mohr,  1913.  375  S.  Lex.  S». 
M.   12. — ,  geb.  M.   15.—. 

Fl  ein  er,  Fritz,  Institutionen  des  deutschen  Verzvaltungsrechts. 
2.  vermehrte  Aufl.  Tübingen,  Mohr,  191 2.  394  S.  8".  M.  9. — ,  geb. 
M.  10.25. 
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Ausschreibungen. 

I.  Preis-Aufgabe  der  Fürstl.  Jablonowskischen  Gesellschaft. 

Bei  der  großen  Bedeutung,  welche  der  öffentliche  Kredit  für  die 
politische  und  wirtschaftliche  Entwicklung  der  modernen  Völker  in 
Anspruch  nehmen  darf,  erscheint  es  der  Gesellschaft  wünschenswert, 
daß  die  Entstehung  und  Ausbildung  des  öffentlichen  Kredits  von  seinem 
ersten  Auftreten  in  den  mittelalterlichen  Städten  bis  zu  seiner  heutigen 
Ausgestaltung  im  Zusammenhange  untersucht  werde.  Um  jedoch  die 
Aufgabe  in  den  Grenzen  des  Erreichbaren  zu  halten,  hält  sie  es  für 
richtig,  zunächst  nur  die  morphologische  Seite  ins  Auge  zu  fassen,  in 
der  Annahme,  daß  die  Untersuchung  der  wechselnden  Kreditformen 
von  selbst  auf  den  inneren  Zusammenhang  ihrer  Entwicklung  einerseits 
mit  der  Ausbildung  des  modernen  Staates,  anderseits  mit  der  Ent- 
stehung und  Entwicklung  der  privatkapitalistischen  Wirtschaftsweise 
führen  werde.     Die  Gesellschaft  wünscht  also 

eine  Darstellung  der  Formen  des  öffentlichen 
Kredits  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung 
1)  i  s  z  u  r  G  e  g  e  n  w  a  r  t. 

Sie  geht  dabei  von  der  Auffassung  aus,  daß  eine  spezielle  Unter- 
suchung für  einen  der  europäischen  Großstaaten  ebensowohl  der  Auf- 
gabe entsprechen  würde,  wie  eine  eingehende  Sonderbehandlung  für 
einen  größeren  deutschen  Territorialstaat. 

Einlieferung  bis  zum  31.  Oktober  1915;  Preis  1500  Mark. 

Die  anonym  einzureichenden  Bewerbungsschriften  sind,  wenn  nicht  die  Ge- 
sellschaft im  besonderen  Falle  ausdrücklich  den  Gebrauch  einer  andern  Sprache 
{gestattet,  in  deutscher,  lateinischer  oder  französischer  Sprache 
zu  verfassen,  müssen  einseitig  geschrieben  und  paginiert,  ferner  mit 
einem  Motto  versehen  und  von  einem  versiegelten  Umschlage  begleitet 
sein,  welcher  auf  der  Außenseite  das  Motto  der  Arbeit  trägt,  inwendig  den  Namen 
und  Wohnort  des  Verfassers  angibt.  Jede  Bewerbungsschrift  muß  auf  dem  Titel- 
blatte die  Angabe  einer  Adresse  enthalten,  an  welche  die  Arbeit  für  den  Fall,  daß 
sie  nicht  preiswürdig  befunden  wird,  zurückzusenden  ist.  Die  Einsendungen  sind 
an  den  derz.  Sekretär  der  Gesellschaft  zu  richten.  Die  Resultate  der  Prüfung  der 
eingegangenen  Schriften  werden  durch  die  Leipziger  Zeitung  im  März  des  folgen- 
den Jahres  bekanntgemacht.  Die  gekrönten  Bewerbungsschriften  werden  Eigentum 
der  Gesellschaft. 
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L   ABHANDLUNGEN. 

INTERNATIONALE  WERTÜBERTRAGUNG 

UND  KAPITALANLAGE  IM  AUSLAND,  IHR 

EINFLUSS  AUF  PRODUKTION  UND 

KONJUNKTUR. 

Von 

WALTER  ZOLLINGER. 


I.  Die    Formen    der    internationalen    ^Ve^tübertragungen    und 
die  Entstehung  der  Kapitalanlage  im  Ausland. 

Unter  internationaler  Wertübertragung  sind  alle  diejenigen 
wirtschaftlichen  Beziehungen  des  Inlandes  mit  dem  Auslande  zu 
verstehen,  die  ein  Schuld-  oder  Forderungsverhältnis  begründen. 
Dabei  ist  die  heimische  Volkswirtschaft  als  rechnerische  Einheit, 
gleichsam  als  ein  einziger  Kontrahent  dem  gesamten  Auslande 
gegenüber  aufzufassen. 

Es  gilt  also  in  erster  Linie  zu  untersuchen,  welcher  Teil  der 
internationalen  wirtschaftlichen  Vorgänge  Wertübertragungen  dar- 
stellt. Zu  diesem  Zwecke  sind  vorerst  Kapitalimport  und  -export 
als  wichtigste  Bestandteile  der  internationalen  Wertübertragungen 
zu  analysieren. 

Unter  Kapitalexport  versteht  man  gewöhnlich  die  Ausfuhr 
von  Kapital,  um  dasselbe  im  Auslande  für  Rechnung  des  In- 
landes arbeiten  zu  lassen.  Als  Entgelt  fließen  dem  Exporteur 
Gewinn  und  Zinsen  zu,  dagegen  erleidet  das  Ausfuhrland  eine 
Einbuße  durch  den  Abfluß  von  Kapital. 

Der  begriffliche  Unterschied  zwischen  privatem  und  volks- 
wirtschaftlichem Kapitalexport  wird  unter  dem  Einfluß  der   kapi- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1913-    3-  25 


»n,^,  Walter  Zollinger  : 

talistischen  Gestaltung  des  internationalen  Wirtschaftsverkehrs 
nicht  immer  klar  festgehalten.  Man  nimmt  häufig  an,  der  Kauf 
von  fremden  Wertpapieren  zum  Zwecke  der  Beteiligung  an  einer 
Anleihe  oder  an  einer  Unternehmung  (Obligationen  und  Aktien) 
sei  ein  Kapitalexport  im  volkswirtschaftlichen  Sinne,  während  er 
es  in  Wirklichkeit  nur  für  die  einzelnen  Privatwirtschaften  ist. 

Der  Kapitalexport  kann  sich  nur  auf  Produktionskapital  (volks- 
wirtschaftliches Kapital,  Sozialkapital)  beziehen,  sofern  dadurch 
für  die  Volkswirtschaft,  diese  als  rechnerische  Einheit,  als  eine 
Person  aufgefaßt,  F'orderungen  im  Ausland  entstehen  sollen. 
Es  ist  also  notwendig,  an  der  von  Rau,  Wagner  und  Rodbertiis 
befürworteten  Trennung  von  Privat-  und  Sozialkapital  festzuhal- 
ten, weil  nur  die  Abtretung  des  Sozial-  oder  volkswirtschaftlichen 
Kapitals  für  die  Volkswirtschaft  eine  Forderung  begründen  kann; 
nur  dieses  Kapital  vermag  die  Grundlage  zu  bilden  zu  einer 
Kapitalanlage  im  Auslande,  denn  eine  solche  Kapitalanlage  ist 
nicht  möglich    ohne    eine  vorherige  Abtretung  von  Sozialkapital. 

Wenn  nichts  anderes  beigefügt  ist,  so  ist  in  dieser  Abhandlung 
unter   »Kapital«   immer  das  Sozialkapital  zu  verstehen. 

Unter  Kapitalanlage  im  Ausland  verstehe  ich  die  Abtretung 
von  zur  Wertübertragung  geeignetem  Vermögen  an  das  Ausland, 
um  dagegen  die  Herrschaft  über  Forderungsrechte  zu  gewinnen. 
Diese  P'orderungsrechte  gehen  über  in  die  Privatwirtschaften  und 
nehmen  hier  die  Form  von  subjektivem  Kapital^)  an.  Diese  Art 
von  Kapital  besteht  also  nicht  in  dem  unmittelbaren  Besitz  von 
realen  Gütern,  sondern  es  handelt  sich  um  denjenigen  Teil  des 
privatwirtschaftlichen  Erwerbskapitals,  welcher  Berechtigungen  dar- 
stellt. Unter  diesen  Berechtigungen  wiederum  verstehe  ich  alle 
Arten  von  Forderungen :  Buchforderungen,  Effekten,  Wechsel, 
Schecks,  Anweisungen,  Schuldscheine,  Kreditbriefe,  Versicherungs- 
policen, Hypotheken  etc. 

Subjektive  Kapitalien  sind  also  nicht  Produktionsgüter,  son- 
dern sie  stellen  nur  ein  Herrschaftsrecht  über  solche  dar,  wobei 
es  nicht  immer  notwendig  ist,  daß  die  Produktionsgüter  genau 
bestirnmt  seien.  Sie  stellen  ferner  ein  Recht  dar  auf  den  Ertrag 
einer  Produktion.     Das  Verhältnis  zum  unmittelbaren  Inhaber  der 


l)  Wittelshöfer ^  Untersuchungen  über  das  Kapital.  1890,  hat  den  Begriff  sub- 
jektives Kapital  eingeführt.  Philippovich,  Grundriß  S.  164,  braucht  die  Bezeich- 
nung Wertkapital,  worunter  er  Aktien ,  Hypotheken  und  Schuldurkunden  ver- 
steht. 
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Produktionsgüter  beruht  auf  Kredit.     In  unserm  Falle  handelt  es 
sich  also  um  einen  Kredit  gegenüber  dem  Ausland. 

Einige  Arten  dieses  subjektiven  Kapitals  bezeichnet  man  als 
Zahlungsmittel,  so  die  Wechsel,  Schecks,  Girogelder.  Sie  sind 
Zahlungsmittel,  insofern  sie  in  der  Regel  an  Zahlungsstatt,  jedoch 
nicht  zahlungshalber  angenommen  werden,  also  nur  unter  dem  Vor- 
behalt, daß  die  übernommene  Schuld  auch  wirklich  bezahlt  werde. 
Eine  scharfe  Trennung  zwischen  den  Zahlungsmitteln  und  dem 
übrigen  Teil  des  subjektiven  Kapitals  ist  hier  nicht  zu  machen, 
da  sie  für  unser  Problem  nicht  in  Betracht  fällt.  Für  uns  ist 
wichtiger,  die  verschiedenen  Arten  nach  der  Dauer  der  Anlage 
zu  trennen,  und  zwar  so,  daß  die  kurzfristigen  von  den  langfris- 
tigen Formen  unterschieden  werden.  Diese  Trennung  bezieht 
sich  auf  den  allgemeinen  Charakter  jeder  einzelnen  Art,  nicht 
auf  die  effektive  Dauer.  Unter  diesem  Gesichtspunkte  sind 
Wechsel,  Schecks,  Anweisungen  und  Depositen  als  kurzfristige, 
Effekten,  Versicherungspolicen  und  Hypotheken  als  langfristige 
Formen,  im  Sinne  von  langandauernd,  aufzufassen. 

Bevor  ich  dazu  übergehe  zu  beweisen,  daß  die  Uebertragung 
von  subjektivem  Kapital  auf  eine  andere  Volkswirtschaft  für  die 
eigene  Volkswirtschaft  keine  Forderung  begründet,  wohl  aber  für 
das  einzelne  Wirtschaftssubjekt,  ist  die  weitere  Systematik  der 
internationalen  Wertübertragungen  klarzulegen. 

Die  Uebertragung  von  Sozialkapital,  worunter  Waren,  Edel- 
metall (gemünzt  oder  nicht),  immaterielle  Güter  wie  Patente, 
Lizenzen,  zu  verstehen  sind,  bildet  den  größten  Teil  der  inter- 
nationalen Wertübertragungen. 

Dazu  treten  noch  als  weitere  Kategorie  in  aktiver  Richtung 
die  Arbeitsleistungen  für  Rechnung  des  Auslandes,  die  einsei- 
tigen Uebertragungen  von  Werten  und  schließlich  der  Vermögens- 
zuwachs aus  schon  bestehenden  Forderungen. 

Internationale  Wertübertragung  ist  also  nicht  identisch 
mit  Uebertragung  von  Sozialkapital,  sondern  der  Begriff  ist  wei- 
ter. Er  umfaßt  alle  diejenigen  Vorgänge,  welche  nicht  nur  für 
das  einzelne  Wirtschaftssubjekt,  sondern  auch  für  die  Volkswirtschaft 
als  Einheit  eine  Forderung  oder  Schuld  gegenüber  dem  Ausland 
kreieren.  Nur  das  Primäre  fällt  hier  in  Betracht.  Das  Sekundäre 
umfaßt  dann  alle  diejenigen  Vorgänge,  welche  sich  nur  auf  die 
Anlage  der  entstandenen  Forderungen  beziehen.  Diese  Tätigkeit 
bezeichne  ich  also  mit  Kapitalanlage. 
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Der  Faktor  »Grund  und  Boden«  scheidet  als  Wertübertra- 
gung aus,  jedoch  fällt  er  unter  die  Kapitalanlage,  insofern  als 
das  Ausland  Besitz  und  Eigentum  an  inländischem  Boden  zu  er- 
werben vermag,  ebensogut  wie  das  Inland  Immobilien  im  Aus- 
land zu  seinem  Vermögen  zählen  kann.  > Grund  und  Boden« 
müssen  deshalb  begrifflich  von  der  Wertübertragung  ausgeschlos- 
sen werden,  weil  dieser  Produktionsfaktor  immobil  ist,  und  weil 
dessen  Besitzwechsel  nur  durch  Vermittlung  einer  der  andern  Kate- 
gorien, sei  es  durch  Uebertragung  von  Kapital,  Ausführung  von 
Arbeit,  oder  durch  einseitige  Uebertragung  stattfinden  kann.  Würde 
man  den  »Grund  und  Boden«,  der  in  der  Kapitalanlage,  figuriert 
auch  noch  zu  den  Wertübertragungen  zählen,  so  ergäbe  sich  bei 
den  letzteren  eine  Doppelzählung. 

Das  Volksvermögen  setzt  sich  also  zusammen  aus  dem  Ver- 
mögen, welches  sich  im  Inland  befindet,  zuzüglich  demjenigen 
Teil,  welcher  im  Laufe  der  Zeit  als  Aktiv  saldo  der  Wertüber- 
tragungen in  das  Ausland  gelangt  ist,  oder  abzüglich  dem  Passiv- 
saldo, weil  in  diesem  Fall  Vermögen  durch  das  Ausland  vorge- 
schossen wurde. 

Dies  ist  in  großen  Zügen  die  Systematik  der  internationalen 
Wirtschaftsvorgänge,  auf  die  nunmehr  im  einzelnen  einzutreten  ist. 


Es  wurde  ausgeführt,  daß  unter  den  Kapitalexport  nur  das 
Sozialkapital  oder  Kapital  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  zu  sub- 
sumieren ist. 

Nicht  Kapital  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  sind  vor  allem 
die  Forderungspapiere,  wie  Effekten,  Wechsel,  Schecks,  An- 
weisungen, Versicherungspolicen  etc.,  denn  vom  volkswirtschaft- 
lichen Standpunkt  aus  betrachtet,  sind  dies  keine  Produktions- 
güter. Sie  sind  Kreditregulierungsmittel  und  stellen  eine  mate- 
riell-rechtliche Konkretisierung  in  der  Form  von  Forderungs- 
papieren dar,  deren  Uebertragung  im  internationalen  Verkehr  nur 
privatwirtschaftliche  Wirkungen  auf  das  gegenseitige  Schuld-  und 
Forderungsverhältnis  hat. 

Wären  die  Wertpapiere  Produktionsgüter,  so  würde  deren 
Export  im  Ausland  ein  Guthaben  schaffen.  In  Wirklichkeit  ist 
die  entstandene  Forderung  aber  nur  eine  privatwirtschaftliche ; 
die  Volkswirtschaft  oder  die  Nation  als  solche  ist  und  bleibt  ver- 
schuldet. Zum  Beleg  dafür  wurden  Effekten  abgetreten.  Man  hat 
es  also  nur  mit  einer  rechtlichen  Regelung  eines  unabhängig  da- 
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von  bestehenden  Kreditverhältnisses  zu  tun.  In  privatwirtschaft- 
licher Hinsicht  kann  man  die  Forderungspapiere  als  Güter  be- 
zeichnen, jedoch  zeigt  sich  hier  ein  Unterschied  gegenüber  den 
andern  Gütern,  denn  Forderungspapiere  werden  im  Zahlungsver- 
kehr nicht  zahlungshalber,  sondern  nur  an  Zahlungsstatt  angenom- 
men, im  Gegensatz  zum  eigentlichen  Geld,  welches  auch  im  volks- 
wirtschaftlichen Sinne  ein  Produktionsgut  ist. 

Wären  die  Forderungspapiere  »Sozialkapital«,  dann  könnte 
ein  Einfuhrüberschuß  an  Waren  durch  eine  Ausfuhr  von  Effekten 
beglichen  werden,  derart,  daß  sich  Forderungen  und  Schulden 
ausgleichen.  Dies  ist  selbstredend  nicht  möglich,  denn  die  Schuld 
für  die  Wareneinfuhr  bleibt  trotzdem  bestehen  und  muß  verzinst 
werden.  Zur  Dokumentierung  dieser  Schuld  werden  dem  Gläu- 
bigerland Effekten  mit  Zinsscheinen  verabreicht. 

Forderungspapiere  sind  also  keine  Güter 
im  volkswirtschaftlichen  Sinn,  folglich  kann 
deren  Export  nicht  ein  Kapitalexport  sein,  denn 
sind  sie  nicht  Produktionsgüter,  so  sind  sie  nicht  Sozialkapital, 
nicht  einmal  als  Vertreter  von  Forderungen,  denn  im  internatio- 
nalen Verkehr  stellen  sie  ein  Schuldversprechen  dar,  welches 
auf  das  Schuldnerland  lautet.  Es  liegt  also  eine  bloße  Aner- 
kennung der  Schuld  vor.  Lauten  die  Wertpapiere  auf  ein  drittes 
Land,  so  verändert  deren  Abtretung  an  das  Ausland  das  be- 
stehende Rechnungsverhältnis  nicht,  denn  man  hat  nur  eine  Kom- 
pensation von  Schulden  und  Forderungen  vorgenommen.  Die 
nicht-kompensablen  Schulden  und  Forderungen  vi^erden  dadurch 
nicht  verändert. 

Daraus  ergibt  sich  folgendes  : 

Sind  Forderungspapiere  nicht  Sozialkapital,  so  können  sie  auch 
nicht  eine  Kapitalanlage  im  Ausland  bewirken,  sondern  nur  eine 
solche  repräsentieren. 

Es  fragt  sich  nun  :  welche  internationalen  Vorgänge  können 
eine  Kapitalanlage  im  Ausland  bewirken ? 

Die  Antwort  ist  einfach :  Jeder  Vorgang,  welcher 
eine  Forderung  im  Ausland  begründet,  kanndie 
Grundlage  bilden  zu  einer  ausländischen  Kapi- 
talanlage. 

Dieser  Satz  bedarf  noch  einer  Ergänzung.  Den  Forderungen 
an  das  Ausland  stehen  nämlich  Schulden  gegenüber,  die  eine 
Kapitalanlage   des  Auslandes    im   Inlande    bedeuten.     Der  Saldo 
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zwischen  Forderungen  und  Schulden  zeigt  die  eigentliche  Kapital- 
anlage jenseits  der  Grenze,  wenn  der  Saldo  aktiv,  diesseits,  wenn 
er  passiv  ist,  während  der  betreffenden  Rechnungsperiode  an. 

Darüber  hinaus  besteht  schon  ein  Fonds  von  Kapitalanlagen 
im  Ausland,  der  aus  früheren  Perioden  herrührt  und  der  durch 
die  letzte  Abrechnung  nur  vermehrt  oder  vermindert  wird. 

Diese  internationale  Abrechnung  der  im  Laufe  einer  Periode 
entstandenen  Schulden  und  Forderungen  nennt  man  Zahlungs- 
bilanz. 

Obwohl  die  Wertübertragungen  die  Grundlage  bilden  zur 
Kapitalanlage  im  Ausland,  so  haben  doch  beide  Verkehrskate- 
gorien einen  verschiedenen  Charakter.  Jede  führt  getrennt  von 
der  andern,  immerhin  durch  den  wirtschaftlichen  Organismus  ver- 
bunden,  ihr  Dasein. 

Infolgedessen  ist  jede  der  beiden  Arten  für  sich  zu  behan- 
deln.    Es  gilt  also  folgende  Aufgaben  zu  lösen : 

A.  Wie  entstehen  Schulden  und  Forderungen  im  internatio- 
nalen Verkehr.!^ 

B.  Wie  vollzieht  sich  die  Kapitalanlage  im  Ausland  und  aus 
welchen  Elementen  besteht  sie } 

Dabei  gibt  die  Antwort  auf  die  erste  Frage  zugleich  Aus- 
kunft, um  wieviel  die  Kapitalanlage  im  Ausland  sich  innerhalb 
einer  gewissen  Periode  verändert  hat. 

A.  Wie    entstehen   Schulden    und  Forderungen 
im  internationalen  Verkehr.? 

Greift  man  aus  dem  komjjlizierten  Gewebe  des  internationalen 
Verkehrs  einige  Vorgänge  heraus,  so  sieht  man,  daß  viele  unter 
sich  gar  nichts  Gemeinschaftliches  haben.  Personen  reisen  über 
die  Grenze,  Waren  werden  von  einem  Land  ins  andere  spediert, 
fremde  Arbeiter  die  in  unserm  Lande  tätig  sind,  senden  ihre 
Ersparnisse  heim,  Wechsel  und  P^ffekten,  die  im  Auslande  zahlbar 
sind,  werden  gehandelt.  Der  Eine  gründet  im  Ausland  eine  Filiale, 
der  Andere  transportiert  Waren  über  das  Meer  im  Auftrag  eines 
Ausländers,  der  Dritte,  ein  Bankier,  führt  für  Rechnung  eines 
P"remden  einen  Börsenauftrag  aus. 

Alle  wirtschaftlichen  Vorgänge  im  internationalen  Verkehr 
sind  nach  zwei  Richtungen  "hin  zu  klassifizieren.  Einmal  ist  zu 
beachten,  ob  Schulden  oder  Forderungen  erzeugt  werden,  ein 
andermal,    ob    es   sich    um   eine  Kapitalanlage   inländischen  Ver- 
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mögens  im  Auslände,  oder  um  eine  ausländische  Kapitalanlage 
im  Inland  handelt. 

Um  ein  Merkmal  für  die  Trennung  zu  finden,  muß  man  sich 
zuerst  fragen,  was  stellen- Forderungen  und  Schulden  dar?  Ohne 
Zweifel  Vermögen,  welches  einem  andern  auf  Kredit  hingegeben 
oder  von  einem  andern  empfangen  wurde.  Eine  Vermehrung 
von  Schulden  und  Forderungen  entspricht  also  einer  Verände- 
rung im  Vermögensbestand,  eventuell  einer  Verlegung  von  Ver- 
mögensteilen in  das  Ausland.  Wodurch  wird  nun  aber  das  Ver- 
mögen in  absoluter  Höhe  verändert.^  Durch  die  Produktion  und 
deren  Faktoren,  denn  das  Vermögen  schließt  in  sich  die  Macht 
der  Verfügung  über  die  Produktionsfaktoren  auf  Grund  einer 
Güterherrschaft.  Durch  die  Abtretung  von  Produktionsfaktoren  an 
das  Ausland  wird  demselben  Vermögen  käuflich  oder  leihweise 
zur  Verfügung  gestellt.  Faßt  man  die  eigene  Nation  als  eine 
Einheit  und  das  gesamte  Ausland  als  Gegenkontrahent  auf,  so  ist 
derjenige  Teil  der  internationalen  Abtretung  von  Produktionsfak- 
toren als  Kredit  aufzufassen,  der  durch  den  Saldo  von  Ein-  und 
Ausgängen  dargestellt  wird. 

Von  den  Produktionsfaktoren  Kapital,  Arbeit  und  Boden, 
scheidet  wie  bereits  erwähnt,  der  letzte  als  immobiles  Gut  vom 
internationalen  Verkehr  aus,  weil  die  Nation  eine  Rechnungs- 
einheit   darstellt   mit   dem    dazu  gehörigen  Grund  und  Boden. 

Die  Abtretungen  von  Kapital  und  Arbeit  bez.  Arbeitslei- 
stungen an  das  Ausland,  fasse  ich  zusammen  in  dem  mehrfach 
erwähnten  Begriff 

internationale  Wertübe  rt  ragung, 

denn  die  Bezeichnungen  Kapitalexport  oder  Kapitalienverkehr 
sind  nicht  nur  ungenügend,  sondern  auch  unrichtig,  wenn  man 
darunter  den  Kauf  von  ausländischen  Wertschriften  oder  die 
Errichtung  von  Filialen  im  Ausland  versteht,  denn  erstens  be- 
deutet der  Zufluß  von  Wertschriften  an  sich  nicht  Abgang  von 
Sozialkapital,  ebensowenig  wie  die  Gründung  einer  Filiale  im 
Ausland.  Zum  zweiten  wird  derjenige  Teil  des  eigentlichen  Kapi- 
talexportes, welcher  zur  Anlage  in  Efl"ekten  oder  Unternehmungen 
(Filialen)  dient,  ergänzt  aus  den  übrigen  internationalen  Wert- 
übertragungen, wie  z.  B.  Arbeitsleistungen,  weil  die  durch  deren 
Abtretung  entstandenen  Forderungen  ebensogut  eine  Anlage  in 
.Effekten  gestatten. 
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Darnach  hätten  wir  vorerst  zwei  Arten  von  Wertübertragungen 
zu  unterscheiden  : 

I.  Die  Abtretung  von  K  a  d  i  t  a  1  und 

II.  die  Arbeitsleistungen  für  Rechnung  des 
Auslandes. 

Dazu  kommt  aber  noch  eine  dritte  Gattung,  die  zwar,  was 
die  Art  des  zu  übertragenden  Objektes  anbelangt,  unter  die  eine 
oder  andere  Kategorie  gehören  würde,  die  aber  in  bezug  auf  die 
Form  der  Uebertragung  so  eigenartig  ist,  daß  sie  neben  die  beiden 
andern  gestellt  werden  darf.  Es  ist  nicht  eine  sachliche  Wert- 
übertragung, sondern  eine  formelle,  weil  nur  die  wirtschaftliche 
Verfügungsgewalt  über  die  Produktionsfaktoren  auf  das  Ausland 
übergeht,  nicht  diese  selbst.     Es  betrifft  dies 

III.  die    einseitigen   Wert  Übertragungen. 
Eine  letzte  Kategorie,  nämlich 

IV.  auf  Kapital  und  Arbeit  beruhende  Wert- 
übertragungen, kann  sich,  wie  der  Titel  sagt,  sowohl  auf 
Arbeit  wie  auf  Kapital  beziehen.  Sie  enthält  den  Ertrag  aus 
den  Kapitalanlagen  im  Ausland,  der  entweder  durch  Uebertragung 
von  Produktionsfaktoren  getilgt,  oder  für  die  nächste  Periode  als 
Kredit  beansprucht  wird. 

Diese  vier  Kategorien  liefern  die  Faktoren  der  internationalen 
Zahlungsbilanz,  deren  Aktivseite  wie  folgt  aussieht : 

I.  Abtretung  von  Kapital. 
Die  Handelsbilanz,  umfassend : 

die  Warenausfuhr  (inkl.  Edelmetall)  und  den  Verkauf  von 
Patenten  und  andern  immateriellen  Gütern. 

II.  Aktive   Arbeitsleistungen. 

1.  Eisenbahnfrachtverkehr  (Transit). 

2.  Schiffahrt. 

3.  Veredlungsverkehr. 

4.  Kommissionen  und  Gebühren. 

5.  P'remdenverkehr. 

6.  Versicherungsgeschäft. 

7.  Andere  Arbeitsleistungen. 

III.  Einseitige  Wertübertragungen. 

1.  Infolge  ¥Än-  und  Auswanderung. 

2.  Erbschaften   im  Ausland,    Mitgift    für    Eheschließungen, 
Schenkung,  Kriegsentschädigung,  Pensionen,  Legate  etc. 
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IV.  A  11  f  K  a  p  i  t  a  1  u  n  d  A  r  b  e  i  t  V)  e  r  u  h  e  n  d  e  Wert- 
übertragungen. 

1.  Vermögenszuwachs  aus  Kapitalanlagen  im  Ausland. 

2.  Wertzuwachs  und  Spekulation. 

Auf  der  Passivseite  stehen  diejenigen  entsprechenden  Vor- 
gänge, die  für  das  Inland  Schulden  kreieren,  so  z.  B.  die  Waren- 
einfuhr, die  passiven  Arbeitsleistungen,  der  Vermögensabgang  für 
ausländische  Kapitalien  im  Inland  etc.  Je  nach  der  technischen 
Durchführung  der  Handelsstatistik  fehlen  auf  dieser  Seite  der 
Eisenbahnfrachtverkehr  und  die  Schiffahrt,  nämlich  dann,  wenn 
die  Bewertung  der  eingeführten  Waren  sich  auf  den  Preis  des 
Produktionslandes,  zuzüglich  der  Transport-  und  Versicherungs- 
kosten, stützt. 

Der  Saldo  zwischen  Aktiven  und  Passiven  zeigt  an,  wieviel 
am  Ende  der  Periode  die  eingegangenen  Schuldverpflichtungen 
größer  (wenn  der  Saldo  passiv  ist)  oder  kleiner  (wenn  er  aktiv 
ist)  geworden  sind,  oder  vom  Standpunkt  eines  Gläubigerstaates 
betrachtet,  um  wieviel  die  Forderungen  gegenüber  dem  Ausland 
im  ersten  Fall  ab-,  im  zweiten  zugenommen  haben. 

Es  handelt  sich  demnach  lediglich  um  eine  Frage  des  Kre- 
dites, und  zwar  des  internationalen  Kredites.  Dies  ist  besonders 
zu  betonen,  weil  die  heutige  Literatur  dieses  Moment  nicht  zum 
Ausdruck  bringt,  denn  die  Autoren,  welche  sich  speziell  mit  der 
Frage  der  Zahlungsbilanz  beschäftigt  haben,  sehen  in  deren  Saldo 
gewöhnlich  einen  Zuwachs  oder  Abgang  vom  Volkseinkommen 
oder  eine  Veränderung  des  Volksvermögens. 

In  Wirklichkeit  ist  er  keines  von  beiden,  denn  eine  passive 
Zahlungsbilanz  bedeutet  keineswegs,  daß  sich  das  Volksvermögen 
verringert  hat.  Sie  sagt  nur,  daß  man  im  Lande  selbst  zu  wenig 
Kapital  hat,  um  die  beabsichtigte  Produktion  zu  günstigen  Be- 
dingungen ausführen  zu  können,  und  daß  man  sich  deshalb  an 
das  Ausland  wandte,  um  von  ihm  die  fehlenden  Produktionsmittel 
zu  borgen.  Das  Verhältnis  ist  genau  dasselbe,  wie  dasjenige  eines 
Unternehmers  zu  seiner  Bank,  von  welcher  er  einen  Kredit  ge- 
währt erhält.  Wer  von  beiden  den  größeren  Profit  macht,  ob 
der  Kreditnehmer  oder  der  Kreditgeber,  das  kann  man  nicht  zum 
voraus  entscheiden,  denn  es  hängt  ganz  von  der  Art  der  Ver- 
wendung und  von  dem  dabei  erzielten  Erfolg  ab.  Im  einen  P'all 
wird  der  Gläubiger,  in  einem  andern  der  Schuldner  einen  größeren 
Gewinn    erzielen.     Darüber    sagt    die    Zahlungsbilanz   nichts    aus. 


•282  Walter  Zollinger  : 

Es  gibt  überhaupt  kein  annehmbares  System,  um  den  Gewinn 
aus  dem  internationalen  Verkehr  zu  bestimmen  ;  denn  dieser  ist 
so  eng  mit  der  ganzen  inneren  wirtschaftUchen  Tätigkeit  verknüpft, 
daß  nur  im  Verein  mit  diesem  auf  Grund  der  Wirtschaftsbilanz 
die  Zu-  oder  Abnahme  des  Volksvermögens  festgestellt  werden 
kann.  An  eine  praktische  Lösung  ist  allerdings  nicht  zu  denken, 
denn  dazu  ist  die  Wirtschaftsstatistik  noch  viel  zu  wenig  ent- 
wickelt. 

Soviel  über  die  Systematik  der  ■  internationalen  Wertüber- 
tragungen. 

B.  Es  gilt  nun  noch  den  anderen  Teil  der  internationalen 
Beziehungen  zu  betrachten,  nämlich  die  Kapitalanlage  im 
Ausland,  oder,  wie  wir  jetzt  auch  sagen  können,  die  An- 
lage des  gewährten  Kredites.  Ein  Land,  welches  pro 
Saldo  mehr  Kapital  im  Ausland  angelegt  hat  als  das  Ausland 
im  Inland,  muß  eine  aktive  Zahlungsbilanz  haben,  denn  diese 
zeigt  just  an,  daß  mehr  Werte  ins  Ausland  abflössen,  als  von 
demselben  hereinkamen. 

Die  Anlagetätigkeit  ist  von  der  Wertübertragung  getrennt, 
obwohl  nicht  unabhängig.  Deshalb  sind  die  Formen  auch  ganz 
andere.  Sie  tragen  zum  Teil  den  Namen  von  Forderungspapieren, 
zum  Teil  sind  sie  noch  nicht  über  die  primitivste  Form  der  Buch- 
forderungen hinausgekommen,  und  der  Rest  endlich  bezieht  sich 
auf  die  Anlagen  in  Immobilien. 

Es  sind  also  folgende  Arten  der  Kapitalanlage  im  Ausland 
zu  unterscheiden : 

1.  Forderungspapiere:  Effekten,  Wechsel,  Schecks,  Kredit- 
briefe,  Anweisungen,  Schuldscheine,  Versicherungspolicen  etc. 

2.  Buchforderungen;  Konto-Korrent,  Depositen,  Sparkassen- 
guthaben etc. 

3.  Unternehmungen  im  Ausland  (F"ilialen\  Terrain  und  Ge- 
bäude. 

Zur  Aufstellung  der  Zahlungsbilanz  sollten  diese  Posten 
wenigstens  annähernd  bekannt  sein ;  nicht  weil  sie  selbst  darin 
figurieren,  sondern  weil  es  zumeist  Anlagen  sind,  die  Zinsen  und 
sonstige  Erträge  abwerfen ,  die  als  Vermögensveränderung  die 
Zahlungsbilanz  beeinflussen.  Zur  praktischen  Durchführung  wird 
man  sich  zufrieden  geben  müssen,  den  annähernden  Jahresdurch- 
schnitt feststellen  zu  können. 

Die    Wertveränderung    während    der    Rechnungsperiode    hat 
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ebenfalls  einen  Einfluß  auf  den  Stand  der  Schulden  und  l^^or- 
derungen  im  Ausland. 

Nicht  alle  Anlagen  sind  produktiv,  es  gibt  darunter  auch 
Konsumtivgüter,  so  z.  B.  Villen  und  Sommerresidenzen  im  Aus- 
land, die  zum  eigenen,  gelegentlichen  Gebrauch  dienen.  Diese 
figurieren  unter  »Terrain  und  Gebäude«.  Dies  ist  ein  Fall,  wo 
der  gewährte  Kredit  dem  Nehmer  volkswirtschaftlich  nützlicher 
•ist  als  dem  Geber. 

Wenn  es  möglich  wäre,  jeweilen  am  Anfang  einer  Periode 
und  wiederum  am  Ende  derselben  ein  Inventar  der  Kapitalanlagen 
im  Ausland  zu  machen,  so  würde  der  Unterschied  zwischen  beiden 
Aufnahmen  dem  Saldo  der  Zahlungsbilanz  entsprechen.  Ein  Ak- 
tivsaldo müßte  einer  gleichgroßen  Vermehrung  der  Anlagen  ent- 
sprechen. Zur  Vermeidung  eines  Mißverständnisses  ist  zu  wieder- 
holen, daß  man  nur  dann  von  Kapitalanlage  im  Ausland  sprechen 
kann,  wenn  die  ausländischen  Kapitalanlagen  im  Inland  geringer 
sind.  Man  hat  also  nur  die  Differenz  zwischen  beiden  im  Auge. 
So  kann  man  in  der  Schweiz  erst  dann  von  einer  Anlage  in 
fremden  Effekten  sprechen,  wenn  man  die  zahlreichen,  in  Frank- 
reich plazierten  schweizerischen  Wertpapiere  abgezogen  hat. 

Mit  diesen  Ausführungen  habe  ich  versucht,  in  Kürze  ein 
Bild  von  dem  ganzen  internationalen  Wirtschaftsverkehr  zu  ent- 
werfen. Aus  den  Formen  selbst  ist  noch  nicht  viel  vom  neuzeit- 
lichen Kapitalismus  zu  sehen,  denn  sie  bestanden,  mit  wenigen, 
nicht  bedeutenden  Ausnahmen,  schon  vor  Beginn  der  Kreditwirt- 
schaft. Trotzdem  sagt  Liefvmnn'^):  :> Heute,  in  einem  Zeitalter, 
welches  man  das  des  Kapitalismus  genannt  hat,  hat  das  eine 
selbständige  Wirtschaftspersönlichkeit  gewordene  Kapital  in  der 
verschiedensten  Weise  angefangen,  die  Grenzen  des  eigenen 
Landes  zu  überschreiten  und  im  Ausland  tätig  zu  werden.«  Die 
Abweichung  meiner  Ansicht  von  derjenigen  Liefmanns  beruht 
auf  einer  verschiedenen  Auffassung  von  Kapital  und  von  Kapital- 
anlage im  Ausland  überhaupt.  Der  genannte  Autor  macht  keinen 
Unterschied  zwischen  Sozialkapital  und  subjektivem  Kapital.  Er 
sieht  »Kapital-  da,  wo  es  sich  lediglich  um  Forderungspapiere, 
also  im  volkswirtschaftlichen  Sinn  nicht  um  Güter  handelt,  und 
einen  Kapitalabfluß  da,  wo  nur  eine  Kapitalanlage  bezweckt  wird  ^). 

i)  »Ueber  den  Einfluß  des  internationalen  Kapitalienverkehrs  auf  die  Krisen«, 
in  den  Jahrb.  für  Nat.-Oek.  und  Statistik,  III.  Folge,   27.  Bd.    IQ04,  S.   169. 

2)  Lieftnann    hat    inzwischen  die  Notwendigkeit  z.  B.  Forderungspapiere    vom 
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Die  Formen  des  Kapitalabflusses  sowie  der  Wertübertragung 
überhaupt  haben  sich  im  Laufe  der  Zeit,  von  technischen  Ver- 
besserungen abgesehen,  ihrer  Natur  nach  wenig  geändert.  Hin- 
gegen kommt  der  »moderne  Kapitalismus«  in  der  Kapitalanlage 
zum  Ausdruck.  Nicht  der  Kapitalabfluß  oder  die  Wertüber- 
tragungen überhaupt  sind  heute  zu  einer  Wirtschaftspersönlichkeit 
emporgewachsen,  sondern  die  Formen  der  Kapitalanlage,  die  sich 
so  sehr  emanzipiert  haben  von  ihrer  Grundlage,  der  Wertüber- 
tragung, daß  man  zu  der  irrigen  Meinung  gelangt  ist,  sie  seien 
die  eigentliche  Basis  des  Kapitalexportes  (im  Sinne  von  Wert- 
übertragung). 

Die  heutige  Expansionstätigkeit  Deutschlands  ist  ein  Gebilde 
des  Kapitalismus,  und  ist,  soweit  es  sich  um  P>richtung  von  Unter- 
nehmungen im  Auslande  handelt,  nicht  unter  die  Formen  der 
Wertübertragungen  zu  zählen,  sondern  unter  diejenige  der  Kapi- 
talanlage. 

In  der  heutigen  Wirtschaftsverfassung  hat  sich  die  Kapital- 
anlage nicht  nur  objektiviert,  d.  h.  von  der  Wertübertragung  los- 
getrennt und  scheinbar  selbständig  gemacht,  sondern  sie  wird  auf 
der  anderen  Seite  durch  die  feinen  Fäden  des  internationalen 
Kreditsystems  wiederum  in  fast  unsichtbarer,  aber  doch  solider 
Weise  an  die  Wertübertragung  gebunden.  Das  Verhältnis  gleicht 
demjenigen  der  Notenbanken,  die  sich  unter  der  neuen  Wirt- 
schaftsordnung zentralisieren  und  gleichzeitig  in  ein  Netz  dezen- 
tralisieren. So  ist  heute  die  Kapitalanlage  von  einer  starken 
Fessel  durch  das  Dazwischentreten  des  modernen  Kredites  los- 
gelöst worden,  um  gleich  wieder  mit  vielen  kleinen  Fäden  ge- 
bunden zu  werden. 

Dieser  Zusammenhang  zwischen  Kapitalanlage  im  Ausland 
und  der  Wertübertragung  soll  uns  im  nächsten  Kapitel  beschäf- 
tigen. 

II.   Das  Verhältnis  der  Kapitalanlage  im  Ausland  zu  den  inter- 
nationalen "Wertübertragungen. 

Zur  Zeit  der  Geldwirtschaft,  als  der  Kredit,  namentlich  der 
internationale,    noch    keine    große  Rolle    spielte,    da   standen  die 

übrigen  Kapital  zu  trennen,  selbst  befürwortet,  denn  er  schreibt  in  seinem  neuesten 
Aufsatze  (Theorie  des  Sparens  und  der  Kapitalbildung,  Schmollers  Jahrbuch, 
4.  Heft  1912):  Effekten  sind  kein  wirkliches  Kapital,  sie  vertreten  und  verkörpern 
vielmehr  nur  ein  Sachkapital. 
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Kapitalanlage  im  Ausland  und  die  Wertübertragung  in  sehr  engem 
Verhältnis  zueinander. 

Wollte  man  Kapital  im  Auslande  anlegen,  so  mußte  man 
dieses  zuerst  oder  gleichzeitig  dahin  bringen.  Wurde  ein  fremdes 
Anlehen  aufgenommen,  so  wurde  gleich  bestimmt,  in  welcher 
Geldsorte  die  Bezahlung  zu  erfolgen  hatte.  Dann  wurden  Titel 
gegen  Edelmetall  getauscht.  So  wurde  auf  einfache  Weise  einem 
Lande  Kredit  gewährt. 

Durch  das  moderne  Kreditsystem  wurden  die  internationalen 
Beziehungen  so  erleichtert,  daß  nicht  nur  ein  Land  von  zweien 
mit  Kreditmitteln  operiert,  sondern  beide,  sofern  sie  einen  regen 
Wirtschaftsverkehr  haben. 

Heute  werden  fremde  Effekten  nicht  gegen  Gold,  sondern 
gegen  Schecks  oder  Devisen  gekauft.  Zur  Errichtung  einer  Filiale 
im  Ausland,  zur  Einzahlung  einer  Versicherungsprämie,  zur  An- 
lage in  Reports  etc.  werden  nicht  Güter  gesandt,  sondern  wiederum 
Papier. 

Es  kommt  zuweilen  noch  vor,  daß  Anleihen  in  Gold  zahlbar 
sind.  Dies  ist  jedoch  nicht  von  praktischer  Bedeutung,  denn  das 
Gold  könnte  getrennt  von  der  Anleihe  aus  deren  Erlös  vom 
Londoner  Markt  bezogen  werden.  Es  ist  lediglich  eine  Risiko- 
übertragung, die  eine  Erhöhung  des  Uebernahmepreises  zur  Folge 
haben  mag. 

Es  kommt  selten  vor,  daß  Waren  gegen  Waren  eingetauscht 
werden.  Die  Arbeitsteilung  hat  diesen  Modus  ausgeschaltet. 
Zwischen  die  Warenein-  und  -ausfuhr  treten  die  kurzfristigen  Kre- 
ditregulierungsmittel. Unter  kurzfristigen  Forderungspapieren  oder 
Kreditregulierungsmitteln  verstehe  ich  hier,  wie  bereits  erwähnt, 
alle  diejenigen,  welche  nicht  den  Charakter  einer  dauernden  An- 
lage haben,  so  Schecks,  Anweisungen,  Wechsel,  auch  wenn  sie 
eine  lange  Laufzeit  haben.  Langfristige  Forderungspapiere  hin- 
gegen sind  diejenigen,  die  einer  mehr  dauernden  Anlage  dienen. 
So  die  Effekten,  Pfandbriefe,  Versicherungspolicen  etc.  Eine 
langfristige  Anlage  bilden  ferner  die  Unternehmungen  im  Aus- 
land. 

Wie  im  Warenumsatz,  so  verhält  es  sich  auch  im  übrigen 
Wertübertragungsverkehr.  Soll  und  Haben  sind  nicht  nur  in 
wirtschaftlicher  Beziehung  wenig,  d.  h.  nur  indirekt  voneinander 
abhängig,  sondern  auch  bezüglich  ihrer  ReguUerung.  Es  treten 
immer  die  bankmäßigen  Kreditregulierungsmittel  dazwischen. 
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Es  fragt  sich  nun,  wie  entstehen  dieselben  und  wozu  wer- 
den sie  verwendet?  Die  Ursache  der  Entstehung  liegt  sowohl 
in  der  Wertübertragung  als  in  der  Kapitalanlage.  Desgleichen 
die  Verwendungsarten.  Sie  bedeuten  an  und  für  sich  eine  Kapi- 
talanlage, die  aber  kompensiert  werden  kann  durch  entsprechende 
Anlagen  des  Auslandes  im  Inland. 

So  kann  ein  Wechsel  auf  Grund  einer  Warenlieferung  oder 
auf  Grund  eines  Effektenverkaufes  entstehen.  Desgleichen  kann 
er  zur  Deckung  eines  Kaufes  von  Waren  oder  Wertpapieren  Ver- 
wendung finden.  In  allen  Fällen  dient  er  nur  zur  Kompensation. 
Der  Ueberschuß  der  entstandenen  Devisen  über  die  zur  Verwen- 
dung gelangten  bildet  einen  Bestand,  der  zur  Kapitalanlage  im 
Ausland  im  eigentlichen  Sinne  gehört. 

Wir  haben  gesehen,  daß  der  Wechsel  nicht  nur  von  den 
Wertübertragungen  abhängig  ist,  sondern  auch  von  der  Kapital- 
anlage. Folglich  wird  der  Wechselkurs  durch  diese  beiden  Fak- 
toren beeinflufit.  In  der  Zahlungsbilanz  figurieren  jedoch  nur  die 
Wertübertragungen.  Daraus  ergibt  sich  die  wichtige  Konsequenz, 
daß  der  Wechselkurs  nicht  allein  von  der  Zah- 
lungsbilanz abhängig  ist,  und  daß  er  folglich 
auch  nicht  ein  Maßstab  für  deren  gegenwärtige 
oder  zukünftige  Gestaltung  sein  kann. 

Durch  die  beiderseitige  Anwendung  von  Wechseln  hat  sich, 
wie  bereits  gesagt,  die  Kapitalanlage  von  der  Wertübertragwng 
losgelöst.  Dies  wurde  jedoch  nur  möglich  durch  die  moderne 
Ausbildung  des  Bankwesens.  Die  dadurch  eingetretene  Arbeits- 
teilung bildet  die  Grundlage  des  heutigen  Kreditverkehrs,  denn 
die  Banken  sind  die  eigentlichen  berufsmäßigen  Kreditvermittler. 
Als  solche  haben  sie  auch  den  internationalen  Kreditregulierungs- 
verkehr, wie  man  die  Kapitalanlage  im  Ausland  auch  nennen 
kann,  zur  Hauptsache  in  Händen.  Bei  ihnen  konzentriert  sich 
die  Nachfrage  nach  Kredit  und  das  Angebot  von  solchem. 

Die  Wertübertragung  hingegen  berührt  die  Banken  nur 
wenig.  Unter  den  Posten  der  Zahlungsbilanz  sind  nur  wenige, 
die  mit  der  Tätigkeit  der  Banken  in  direktem  Zusammenhang 
stehen.  In  dieser  Beziehung  wären  etwa  zu  nennen  die  Kommis- 
sionen und  Gebühren,  ein  Teil  des  Edelmetallverkehrs  und  die 
Vermittlung  der  Wertzu-  und  abgänge  aus  internationaler  Kapi- 
talanlage im  In-  und  Ausland.  Damit  ist  namentlich  der  Coupon- 
verkehr   gemeint,    der    durch    die    Banken    geht.       Hingegen   die 
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Übrigen  Posten  der  Zahlungsbilanz,  mit  dem  Warenverkehr  an  der 
Spitze,  sind  von  den  andern  Wirtschaitssubjekten  abhängig. 

Es  fragt  sich  nun,  wie  ist  es  möglich,  daß  die  Kreditregu- 
lierung mit  der  Wertübertragung  übereinstimmt?  Mit  andern 
Worten  :  Warum  muß  sich  die  Kapitalanlage  im  Ausland  wäh- 
rend einer  Periode  mit  dem  Saldo  der  Wertübertragungen,  d.  h. 
der  Zahlungsbilanz  desselben  Zeitabschnittes  decken  oder  nicht  ? 
Wo  und  wann  ist  es  ersichtlich,  wenn  sich  gegenteilige  Bestre- 
bungen geltend  machen? 

Damit  schneiden  wir  Fragen  an,  deren  Beantwortung  fast 
ebenso  kompliziert  ist,  wie  das  Wirtschaftssystem  selbst. 

Um  einige  Klarheit  in  das  uns  hier  beschäftigende  Gebiet  zu 
bringen,  ist  es  vorerst  notwendig,  sich  zu  überlegen,  von  welchen 
Faktoren  die  Wertübertragung  und  von  welchen  die  Kapitalan- 
lage im  Ausland  abhängig  ist.  Das  Verhältnis  der  beiden  Ver- 
kehrskategorien zu  außenstehenden  Faktoren,  also  zu  dritten 
Größen,  wird  erkennen  lassen,  wie  die  beiden  unter  sich  zu  ein- 
ander stehen. 

Eine  Theorie  der  Zahlungsbilanz  hätte  in  erster  Linie  auf  die 
Frage  zu  antworten:  Wie  entstehen  die  internationalen  Wert- 
übertragungen und  wodurch  werden  sie  beeinflußt?  Eine  solche 
Theorie  gibt  es  jedoch  nicht,  und  es  ist  fraglich,  ob  man  die  Ge- 
staltung dieser  reichverzweigten  und  unter  sich  so  verschieden- 
artigen Beziehungen  unter  einem  einheitlichen  Gesichtspunkt 
umschreiben  kann.  Die  subjektive  Wertlehre  wird  in  dieser  Hin- 
sicht vieles  leisten  können ;  aber  genügen  wird  sie  doch  nicht, 
wenigstens  nicht  derart,    daß  sie  von  wesentlichem  Vorteil  wäre. 

In  der  Wanderbewegung,  im  Fremdenverkehr  und  auch  in 
andern  Beziehungen  würde  die  Wertlehre  vollends  keinen  greif- 
baren Nutzen  bringen. 

Die  internationaleWertübertragung  beruht 
in  erster  Linie  auf  der  einer  Bevölkerung  inne- 
wohnenden Energie,  die  derart  entwicklungsfähig  ist,  daß 
manchmal  Hindernisse,  die  ihr  durch  eine  verfehlte  Wirtschafts- 
politik in  den  Weg  gelegt  werden,  mit  Leichtigkeit  überwunden 
und  des  erzielten  Erfolges  wegen  sogar  für  eine  Förderung  ge- 
halten werden. 

Die  Einflüsse  des  Geldmarktes  kommen  erst  in  zweiter  Linie 
zur  Geltung.  Die  Faktoren,  welche  hier  in  Betracht  fallen, 
sind   die  Wechselkurse,  der  Diskont  und  der  Zins  für  langfristige 
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Anlagen.  Unter  den  drei  Elementen  ist  der  Zins 
für  langfristige  Anlagen  der  wichtigste.  Er  ist 
nicht  nur  Ursache,  sondern  in  Verbindung  mit  der  Energie  auch 
Wirkung,  indem  die  Unternehmungslust  in  einem  Lande  den  Zins 
erhöht.  Derselbe  ist  deshalb  wichtiger  als  der  Diskont,  weil  der 
größere  Teil  des  Kredites  auf  ihm  beruht.  Man  denke  nur  an 
die  Wertschriften,  deren  Gesamtbeträge  in  den  wichtigeren  Län- 
dern der  Erde  sich  nach  ^eymarck  im  Jahre  19 lo  auf  575 — 600 
Milliarden  Franken  belaufen  haben,  wovon  ca.  90—95  Milliarden 
Franken  auf  Deutschland  fielen. 

Für  die  Produktion  ist  also  neben  dem  Unternehmungssinn 
dieser  Faktor  von  vorwiegender  Bedeutung.  Er  unterstützt  die 
Ausfuhr  durch  seine  Billigkeit  und  erschwert  die  Konkurrenz, 
wenn  er  hoch  ist.  Dadurch  gewinnt  er  einen  proeminenten  Ein- 
fluß auf  den  Warenverkehr,  also  auf  den  eigentlichen  Kapital- 
export. 

Aus  der  Handelsbilanz  allein  ist  ersichtlich,  ob  Kapital  (immer 
im  Sinne  von  Sozialkapital)  exportiert  wird  oder  nicht.  Es  zeigt 
sich  die  erstaunliche  Tatsache,  daß  die  industriell  am  meisten 
entwickelten  Länder  Europas  eine  passive  Handelsbilanz  haben, 
daß  man  also  in  denselben  überhaupt  nicht  von  Kapitalexport 
reden  kann,  sondern  nur  von  Kapitalimport,  denn  Kapital  kann 
nicht  über  die  Grenze,  ohne  von  der  Handelsstatistik  erfaßt  zu 
werden  —  deren  technische  Vollkommenheit  vorausgesetzt  — , 
mit  Ausnahme  der  immateriellen  Güter,  wie  Patente,  Lizenzen 
etc.  und  der  geistigen  Produkte,  die  jedoch  in  der  Zahlungsbilanz 
keine  wesentliche  Rolle  spielen.  Man  sieht  also,  wie  unrichtig 
es  ist,  heute  in  Deutschland,  England,  Frankreich  oder  in  der 
Schweiz  von  Kapitalexport  zu  sprechen,  und  wie  die  Behauptung, 
Deutschlands  Expansionstätigkeit  entziehe  diesem  Lande  alle 
Jahre  große  Summen  von  Kapital,  nur  relativ  zu  verstehen  ist, 
denn  im  gesamten  Kapitalverkchr  ist  Deutschland  passiv,  d.  h.  es 
führt  mehr  ein  als  aus.  Und  dennoch  bin  ich  der  Ueberzeugung, 
daß  die  Zahlungsbilanz  dieses  Landes  aktiv  ist,  weil  es  pro  Saldo 
des  Effektenverkehrs  einen  großen  Besitz  an  fremden  Wertpapieren 
hat  und  gleichzeitig  zahlreiche  Unternehmungen  im  Auslande  die 
seinigen  nennt.  Die  zwei  größten  Kategorien  der  Kapitalanlage 
im  Ausland  sind  also  aktiv,  folglich  muß  auch  die  Zahlungsbilanz 
in  der  Regel  aktiv  sein,  denn  das  eine  ist  nicht  möglich  ohne 
das  andere,  was  später  noch  ausführlicher  darzustellen  ist. 
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Wie  verhalten  sich  nun  aber  die  übrigen  Posten  der  Zah- 
lungsbilanz zum  Warenverkehr  ?  Wie  ist  es  möglich,  daß  trotz 
des  Kapitalzuflusses  diese  Bilanz  aktiv  ist? 

Man  kann  sich  diesen  Vorgang  auf  verschiedene  Weise  er- 
klären. Die  einfachste  Lösung  ist  wohl  die,  daß  man  sich  sagt, 
ein  Teil  der  Warencinfuhr  sei  nicht  auf  Kredit  vom  Ausland  be- 
zogen worden,  sondern  werde  kompensiert  durch  gleichzeitig  für 
das  Ausland  geleistete  Arbeit  oder  durch  Einkünfte  auf  Grund 
früherer  Krediterteilung  vermittelst  Wertübertragung. 

Wenn    ich    also    sage,     der    Kapitalexport    werde     gefördert, 
durch    einen    niedrigen  Zins    für  langfristige  Anlagen,    so  ist  dies 
relativ    zu  verstehen,    und    zwar    so,    daß   man  sich  eine  Relation 
denkt  zwischen  der  Mehreinfuhr  und  dem  Plus  der  übrigen  Wert- 
übertragungen. 

Die  alten  Kulturländer  Europas,  die  heute  noch  eine  stark 
entwickelte  Industrie  besitzen,  haben  mutmaßlicherweise  eine 
aktive  Zahlungsbilanz,  weil  sie  mehr  Kapital  und  Arbeitsleistungen 
an  das  Ausland  abtreten  können  als  junge  Länder,  denn  sie  pro- 
duzieren mehr  als  sie  brauchen. 

Durch  die  Förderung  des  Exportes,  durch  die  Expansions- 
tätigkeit und  durch  einen  relativ  niedrigen  Zins,  ferner  durch 
rationelle  Ausnützung  der  Arbeitskräfte  und  mäßige  Steuern,  mit 
einem  Wort  durch  billige  Produktionskosten  können  Kapital  und 
Arbeit  an  das  Ausland  leichter  abgetreten  werden. 

Der  Diskont  und  der  Wechselkurs  fallen  ebenfalls  in  Be- 
tracht. So  wirken  ein  niedriger  Diskont  und  ein  hoher  Wechsel- 
kurs exportfördernd ;  aber  diese  Momente  sind  weniger  wichtig, 
als  z.  B.  der  Zins  tür  langfristige  Kapitalanlagen  und  die  Arbeits- 
löhne. Deshalb  ist  auch  die  Ansicht,  daß  sich  die  Wechselkurse 
von  selbst  zu  regulieren  vermögen  auf  Grund  des  Warenverkehrs, 
nur  in  beschränktem  Umfange,  um  nicht  zu  sagen  keineswegs, 
zutreffend.  Die  Vertreter  dieser  Ansicht  meinen  nämlich,  durch 
einen  hohen  Kurs  werde  der  Export  so  gefördert,  daß  die  vermeint- 
liche passive  Zahlungsbilanz  korrigiert  werde.  Ein  niedriger 
Wechselkurs  würde  durch  eine  Verminderung  der  Ausfuhr  ins 
Gleichgewicht  gebracht.  Dies  ist  schon  deshalb  unmöglich,  weil 
nicht  allein  der  Kapitalexport  auf  die  Devisenkurse  wirkt. 

Die  übrigen  Posten  der  Zahlungsbilanz  sind  je  nach  der  Art 
von  ganz  verschiedenen  äußern  Einflüssen  abhängig.  So  ist  der 
Schiffahrts-  und  der  P2isenbahn-(Transit)verkehr  vom  Warenverkehr 
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abhängig.  Ebenso  zum  Teil  der  Veredlungsverkehr.  Der  Frem- 
denverkehr hingegen  ist  veränderlich  je  nach  den  gebotenen 
Attraktionen  (natürliche  Schönheiten,  Ausstellungen  etc.),  auch 
von  der  Witterung  und  vom  allgemeinen  Geschäftsgang.  Die 
Wanderbewegung  hinwiederum  wird  beeinflußt  durch  den  Arbeits- 
markt, der  seinerseits  von  der  Konjunktur  abhängig  ist.  Es  würde 
zu  weit  führen,  von  allen  Kategorien  des  internationalen  Verkehrs 
die  Kausalzusammenhänge  mit  andern  Wirtschaftsfaktoren  zu 
untersuchen.  Für  uns  ist  vorläufig  nur  von  Bedeutung  zu  wissen, 
daß  die  vorzüglich  bankmäßigen  Elemente,  nämlich  Diskont 
und  Wechselkurse,  zwar  von  großem  Einfluß  sind,  aber  von  an- 
dern Faktoren  noch  an  Bedeutung  übertrofi^en  werden.  Sogleich 
werden  wir  auch  sehen,  daß  die  zw'ei  genannten  Elemente  nicht 
nur  von  geringerer  Bedeutung  sind  als  die  sonst  noch  in  Be- 
tracht kommenden ,  sondern  daß  die  Wertübertragungen  auch 
weniger  empfindsam  sind  für  deren  Veränderung  als  der  bank- 
mäßige Verkehr  bez.  diejenigen  Transaktionen,  welche  zur 
Kapitalanlage  im  Ausland   dienen. 

Damit  ist  bereits  das  Wesentliche  dieser  zweiten  Art  von 
internationalen  Beziehungen,  der  Kapitalanlage,  angedeutet,  näm- 
lich, daß  sie  in  erster  Linie  von  Diskont  und  Wechselkurs  sowie 
auch  vom  Zins  für  langfristige  Kapitalanlagen  abhängig  ist  und 
für  deren  Aenderungen  eine  sehr  feine  Empfindung  hat.  Was 
hier  wichtiger  ist,  ob  der  Zins  für  langfristige  Anlagen  oder  .der 
Diskont  samt  Kurs,  ist  schwer  zu  entscheiden.  Ich  bin  der  Mei- 
nung, es  sei  der  Zins,  weil  sich  die  Anlage  in  Effekten,  und  diese 
ist  ja  die  wichtigste,  nach  ihm  richtet. 

In  dieser  Beziehung  würde  also  Uebereinstimmung  herrschen 
mit  der  internationalen  Wertübertragung.  Ein  Land  mit  niedri- 
gem Zinsfuß  wird  also  nicht  in  der  Lage  sein,  Kapital  und 
Arbeitsleistungen  an  das  Ausland  abzutreten,  wo  die  Zinsverhält- 
nisse für  den  Produzenten  weniger  günstig  sind,  sondern  es  wird 
sich  auch  mit  Vorliebe  den  ausländischen  Effekten  zuwenden,  weil 
deren  Rentabilität  größer  ist. 

Es  besteht  aber  ein  enger  Zusammenhang  zwischen  Zins, 
Diskont  und  Wechselkurs,  über  dessen  Wesen  man  einig  ist 
und    der  hier  nur  angedeutet  zu  werden  braucht. 

Zins  und  Diskont  zeigen  die  Höhe  der  Entschädigung  für 
zwei  verschiedenartige  Kapitalanlagen,  der  erstere  für  langfristige 
(insbesondere    Efiekten),    der    zweite    für    kurzfristige    (Wechsel). 
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Wird  nur  der  eine  erhöht,  so  wird  derjenige,  welcher  Kredit  be- 
nötigt, sich  zum  andern  wenden,  sofern  ihm  dies  dient.  Sagen 
wir,  der  Diskont  werde  erhöht,  so  wird  der  Unternehmer,  wel- 
cher Anlagekapital  oder  einen  ständigen  Betriebskredit  braucht, 
sich  denselben  eventuell  lieber  durch  Ausgabe  einer  Anleihe  ver- 
schaffen als  durch  Inanspruchnahme  eines  Akzeptkredites,  der 
vom  Diskontsatz  abhängig  ist.  Dadurch  wird  das  Angebot  an 
Wechseln  verringert.  Umgekehrt  wird  derjenige,  welcher  Kapital  an- 
zulegen hat,  anstatt  Eff'ekten  zu  kaufen,  sein  Wechselportefeuille 
vermehren.  Die  Folge  ist  eine  gesteigerte  Nachfrage  nach  Wech- 
seln. Beide  Operationen  führen  zu  einer  Entlastung  der  Noten- 
bank; diese  kann  also  den  Diskont  wiederum  ermäßigen.  Es  ist 
auch  der  Fall  eines  Kreditsuchenden  zu  erwähnen,  der  ein  Eff"ekten- 
portefeuille  besitzt.  Anstatt  einen  hohen  Diskont  zu  bezahlen, 
wird  er  vorziehen,  seine  Effekten  oder  einen  Teil  davon  zu  ver- 
äußern, sofern  ihm  daraus  nicht  ein  Kursverlust  erwächst,  der 
größer  ist  als  die  Zinsdifferenz,  oder  wenn  er  nicht  die  zu  er- 
wartenden Gewinnchancen  höher  einschätzt.  Papiere  mit  gro- 
ßem ?^Iarkt  und  niedriger  Verzinsung,  z.  B.  Staatspapiere,  werden 
sich  zu  diesem  Zwecke  am  besten  eignen.  So  ließe  sich  eine 
lange  Reihe  von  Verschiebungen  innerhalb  der  Kapitalanlage  in- 
folge veränderter  Zinsverhältnisse  aufzählen. 

Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  daß  Zins  und  Diskont  in 
naher  Beziehung  zu  einander  stehen.  Der  Diskont  ist  jedoch 
viel  beweglicher  als  der  Zins,  weshalb  letzterer  nicht  alle  die 
Schwankungen  des  ersteren  mitmacht. 

Bisher  wurde  das  ausländische  Element  noch  außer  Betracht 
gelassen.  Den  Schlüssel  hiezu  bildet  der  Devisenkurs.  Auch 
bezüglich  der  Kapitalanlage  im  Auslande  verhält  es  sich  so  wie 
bei  der  inländischen,  nämlich  daß  sie  sich,  soweit  möglich,  der 
besser  rentierenden  Form  zuwendet.  Auf  der  andern  Seite  wird 
sich  der  Kreditsuchende  des  billigeren  Mittels  bedienen.  Ange- 
nommen der  Diskont  sei,  wie  vorhin,  erhöht  worden,  weil  die 
Wechselkurse  hoch  sind,  so  wird  sich  der  Ausländer,  welcher 
ein  Guthaben  im  Inland  hat,  hüten,  dagegen  zu  trassieren,  weil 
ihm  sonst  der  hohe  Diskont  abgezogen  würde.  Er  wird  jedoch 
sein  Guthaben  an  eine  inländische  Bank  überweisen  lassen  und 
dort  auf  Depositenkonto  oder  in  Konto-Korrent  anlegen,  bis  sich 
die  Verhältnisse  günstiger  gestalten.  Ein  anderer  verkaufte  viel- 
leicht Effekten  im  Inland,  um  den  Erlös  ebenfalls    auf  ein  höher 
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rentierendes  Bankkonto  anzulegen.  Dies  ist  die  eigentliche  Wir- 
kung einer  Diskonterhöhung,  die  man  in  der  Literatur  irrtüm- 
licherweise als  einen  Kapitalzufluß  bezeichnet,  weil  man  glaubt, 
die  Vermehrung  der  kurzfristigen  Schulden  an  das  Ausland  be- 
ruhe auf  einem  Import  von  Kapital.  In  Wirklichkeit  liegt  eine 
Abwendung  von  einer  ungünstigeren  zu  einer  günstigeren  An- 
lage- oder  Kreditform  vor.  Die  Wirkung  davon  ist,  daß  das 
Ausland  sich  enthält,  Wechsel  auf  das  Inland  zu  trassieren,  daß 
also  deren  Angebot  dort  sich  vermindert,  mithin  die  Kurse  auf 
das  Inland  steigen.  Entsprechend  diesem  Steigen  müssen  die 
Wechselkurse  auf  das  Ausland  fallen.  Man  kommt  also  zu  dem- 
selben Resultat,  zu  dem  die  Literatur  über  dieses  Thema  auf 
Grund  der  gemachten  Beobachtungen  gelangt  ist,  nur  die  Ansicht 
über  das  Kausalverhältnis  bedurfte  einer  Richtigstellung. 

Der  Edelmetallverkehr,  der  mit  diesen  Fragen  in  enger  Ver- 
bindung steht,  ist  bis  jetzt  noch  nicht  berührt  worden.  Es  gilt 
also,  denselben  in  das  System  einzureihen. 

Sinken  die  Kurse  unter  den  Goldpunkt,  so  wird  Gold  impor- 
tiert ;  steigen  sie  über  den  obern  Goldpunkt,  so  wird  Gold  expor- 
tiert. So  lehrt  die  Theorie  und  die  Erfahrung.  In  diesem  neuen 
Element,  das  sich  in  den  Komplex  der  internationalen  Beziehungen 
hineinschiebt,  ist  nicht  eine  Widerlegung  des  dargelegten  Ver- 
hältnisses von  Ursache  und  Wirkung  zu  sehen.  Dieser  Vorgang 
sagt  einfach,  eine  Wertübertragung  bez.  ein  Kapitalexport  sei 
billiger  geworden  als  die  Beanspruchung  eines  kurzfristigen  Kre- 
dites im  Ausland.  Die  Versendung  von  Edelmetall  wird  dann 
eintreten,  wenn  die  Nachfrage  nach  derartigem  Kredit  so  stark 
gewachsen  ist,  daß  er  zu  teuer  wird  und  durch  ein  anderes  Mit- 
tel ersetzt  werden  kann. 

Einige  Formen  der  Kapitalanlage  werden  nur  indirekt  durch 
die  Banken  vermittelt.  So  die  Errichtung  von  Unternehmungen 
im  Ausland.  Dies  ist  eine  Tätigkeit,  die  dem  Unternehmer  zu- 
fällt, die  aber  dennoch  die  Hilfe  der  Banken  beansprucht,  weil 
von  ihnen  die  kurzfristigen  und  nötigenfalls  auch  die  langfristigen 
Guthaben  auf  das  Ausland  bezogen  werden.  Es  werden  Wechsel, 
Schecks  oder  Ueberweisung  verlangt  und  diese  zur  Bezahlung  der 
zu  gründenden  Unternehmung  ins  Ausland  gesandt.  Der  Effekt 
dieser  Transaktionen  ist  der,  daß  kurzfristige  Forderungen  in 
langfristige  umgewandelt  werden. 
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Aehnlich  verhält  es  sich  bei  der  Anlage  in  Versicherungs- 
policen, beim  Kauf  von  Terrain  und  Gebäuden  im  Ausland. 

Auch  hier  tritt,  wie  bei  der  Wertübertragung,  die  Wirkung 
von  Diskont  und  Wechselkurs  zurück,  hingegen  bleibt  der  Ein- 
fluß auf  dieselben  bestehen,  so  daß  schließlich  diejenigen  Vor- 
gänge im  internationalen  Verkehr,  welche,  von  allen  Seiten  einge- 
engt, am  meisten  von  den  genannten  zwei  bankmäßigen  Faktoren 
abhängig  sind,  am  meisten  beweglich  sein  müssen.  Dies  betrifft 
in  erster  Linie  die  kurzfristigen  Anlagen  selbst  und  in  zweiter 
Linie  die  Effekten. 

Die  Einteilung  des  internationalen  Verkehrs  in  Wertüber- 
tragung und  in  Kapitalanlage  zeigt,  daß  das  eine  nicht  möglich 
ist  ohne  das  andere.  Damit  wird  auch  klar,  wie  müßig  die  Frage 
ist,  ob  man  fremde  Effekten  kaufen  soll  oder  nicht,  und  doch  ist 
darüber  ein  heftiger  Streit  entbrannt,  der  bis  in  die  Parlamente 
gedrungen  ist. 

Daß  man  den  Export,  also  die  Wertübertragung,  fördern 
soll,  darin  ist  man  einig.  Eine  Ausnahme  machen  allerdings 
diejenigen,  die  glauben,  durch  die  Aushändigung  von  Pro- 
duktionsmitteln werde  das  Ausland  zu  einem  gefährlichen  Kon- 
kurrenten erzogen.  Diese  kleinliche,  spießbürgerliche  Anschauung 
der  Neomerkantilisten  gleicht  einem  schwachen  Notschrei,  der 
unterdrückt  wird  im  Kriegsgetümmel.  Die  ganze  volkswirtschaft- 
liche Tendenz  geht  auf  Vermehrung  des  Exportes,  also  auf  För- 
derung des  Kapitalabflusses.  Damit  in  Widerspruch  steht  die 
andere  Richtung,  welche  meint,  man  solle  die  Anlage  in  aus- 
ländischen Wertpapieren  einschränken  und  sich  nur  für  gewisse  Fälle 
der  Not  ein  gewisses  Quantum  solcher  Papiere  anschaffen.  Man 
kann  doch  die  im  Ausland  geschaffenen  Guthaben  nicht  in  der 
Luft  schweben  lassen,  oder  nur  in  kurzfristigen  Formen  in- 
vestieren. 

Eines  ist  allerdings  möglich,  nämlich  daß  man  im  Verhält- 
nis zu  den  im  Ausland  verfügbaren  Fonds  zu  wenig  oder  zu  viel 
Effekten  kauft.  Was  in  dem  einen  oder  dem  andern  Fall  ein- 
tritt, ergibt  sich  aus  der  nachfolgenden  Untersuchung. 

Werden  zu  viel  fremde  Effekten  gekauft,  so  wird  die  Nach- 
frage nach  kurzfristigen  Forderungen  größer,  denn  diese  braucht 
man,  um  die  vom  Ausland  belasteten  Beträge  zu  regulieren. 
Folglich  wird  deren  Kurs  steigen,  und  wenn  trotzdem  die  Nach- 
frage sich  nicht  verringert,    so   kann  der   Fall  eintreten,    daß    die 
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Kurse  sogar  über  den  Goldpunkt  hinaussteigen  und  daß  Gold 
exportiert  wird.  Da  aber  durch  die  Vorsicht  der  Notenbanken  und 
aus  Angst  vor  dem  Goldabfluß  sich  das  Edelmetall  gleichsam 
versteckt,  wenn  der  Moment  kommt,  Edelmetall  zu  exportieren, 
so  hält  es  manchmal  schwer,  die  Wechselkurse  durch  eine  Gold- 
ausfuhr zu  drücken  oder  deren  Steigen  aufzuhalten.  Auf  jeden  Fall 
lehrt  die  Erfahrung,  daß  die  theoretischen  Goldpunkte  längere  Zeit 
überschritten  sein  müssen,  bevor  ein  Goldabfluß  sich  in  größerem 
Umfange  bemerkbar  macht. 

Je  höher  die  Wechselkurse  steigen,  desto  weniger  rentabel 
werden  die  Käufe  fremder  Effekten,  desto  mehr  werden  diese  ab- 
nehmen, und  zwar  solange,  bis  daß  ein  weiteres  Steigen  über- 
haupt aufhört  oder  in  ein  Sinken  umschlägt;  denn  inzwischen 
mag  die  Konjunktur  sich  verändert  haben,  so  daß  die  Tendenz 
zur  Hausse  in  eine  solche  der  Baisse  übergeht.  Die  kurzfristigen 
Forderungen  werden  also  von  dem  Sturm  der  Nachfrage  befreit 
und  können  sich  mit  ihrem  Kurs  auf  ein  angemessenes  Niveau 
zurückziehen. 

Umgekehrt,  wenn  das  Ausland  eine  große  Neigung  für  die 
inländischen  Effekten  zeigt.  In  diesem  Fall  wird  eine  Menge 
von  kurzfristigen  Forderungen  aus  den  Verkäufen  von  Wert- 
papieren entstehen,  der  Wechselkurs  wird  also  sinken,  sogar 
bis  unter  den  Goldimportpunkt,  wenn  die  Bewegung  kräftig  ge- 
nug ist. 

So  kann  die  Verschiebung  von  einer  kurzfristigen  in  eine 
langfristige  Anlageform  oder  umgekehrt  den  Wechselkurs  beein- 
flussen. 

Die  Wirkung  bleibt  jedoch  nicht  bei  den  Devisenkursen 
stehen,  sondern  sie  wird  fortgepflanzt  auf  den  Diskont  und  den 
Zins  für  langfristige  Kapitalanlagen. 

Um  einem  weitern  Steigen  der  W^echselkurse  den  Riegel  zu 
stoßen,  erhöht  die  Notenbank  den  offiziellen  Diskont.  Durch 
diese  Maßnahme  hofft  sie  Kapital  ins  Land  zu  ziehen  und  so 
die  Guthaben  auf  das  Ausland  zu  vermehren.  Dies  ist,  wie  be- 
reits gesagt,  eine  falsche  Ausdrucksweise,  die  aber  heute  allge- 
mein gebräuchlich  ist.  Es  ist  allerdings  möglich  und  sogar  wahr- 
scheinlich, daß  die  Wareneinfuhr  zunimmt,  wenn  das  Ausland  als 
Produzent  durch  die  Erhöhung  des  Di.skonts  im  Inland  in  eine 
relativ  günstigere  Stellung  gerät.  Dadurch  nehmen  aber  die 
Schulden  gegenüber  dem  Ausland  zu  und  nicht  die  liquiden  Mit- 
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tel,  die  im  Ausland  zahlbar  sind.  Ferner  kann  die  innere  Pro- 
duktion durch  die  Verteuerung  des  Betriebskredites  weniger  aus- 
fuhrfähig werden,  so  daß  auch  hier  die  kurzfristigen  Forderungen 
auf  das  Ausland  abnehmen.  Der  Einfluß  auf  den  Warenverkehr 
ist  aber,  wie  bereits  früher  ausgeführt,  nur  von  sekundärer  Be- 
deutung. Viel  wichtiger  ist  die  Stimmung,  ob  Aufschwung  oder 
Rückgang,  die  im  Warenverkehr  herrscht  und  die  zumeist  mit 
den  großen  Schwankungen  des  Diskontes  in  zeitlichem  Zusammen- 
hang steht,  weil  von  ihr  auch  die  Nachfrage  von  liquiden  Mitteln 
im  Inland  abhängt,  die  ihrerseits  den  Diskont  beeinflussen. 

Wenn  also  die  Wirkung  auf  den  Warenverkehr  eine  andere 
ist  als  die  gewollte,  so  muß  ein  weiterer  Faktor  da  sein,  der  so 
bedeutend  ist,  daß  er  diese  erstgenannte  Wirkung  nicht  nur  zu 
kompensieren,  sondern  sogar  zu  übertreff'en  vermag.  Dieser  Fak- 
tor liegt  in  der  viel  subtileren  Gestaltung  der  Kapitalanlagen  im 
Ausland.  Diese  werden,  wie  schon  verschiedene  Male  angetönt, 
durch  die  Diskonterhöhung  im  Inland  von  den  ausländischen 
Effekten  abgelenkt,  überhaupt  von  den  ausländischen  Anlagen, 
sofern  sich  im  Inland  eine  günstigere  Gelegenheit  bietet.  Die 
Verschiebung  in  der  Kapitalanlage  ist  das  Wesentliche,  nicht  die- 
jenige im  internationalen  Kapitalienverkehr. 

Soweit  das  Verhältnis  zum  Diskont. 

Es  bleibt  nur  noch  der  Zins  für  langfristige  Anlagen  in  das 
System  einzureihen.  Auch  dieser  hängt,  wie  der  Diskont,  nicht 
nur  von  der  Nachfrage  nach  inländischen  Papieren  ab,  sondern 
auch  von  derjenigen  nach  ausländischen  Valoren,  denn  diese 
treten  in  Konkurrenz  mit  den  ersteren.  Neigen  sich  die  Kapi- 
talisten mehr  den  ausländischen  Effekten  zu,  weil  diese  eine 
höhere  Rentabilität  aufweisen,  sei  es  daß  die  Verzinsung  eine 
höhere,  oder  daß  deren  Kurs  niedriger  ist.  Die  inländische  Nach- 
frage nach  langfristigem  Kredit  muß  infolgedessen  mit  ihrem 
Zins  ebenfalls  steigen,  wenn  sie  neben  dem  ausländischen  auch 
in  genügender  Weise  berücksichtigt  sein  will.  Diese  Erhöhung 
des  inländischen  Zinses  hat  eine  Verringerung  der  Nachfrage  nach 
ausländischen,  langfristigen  Kapitalanlagen  zur  Folge.  Dies  wirkt 
wiederum  auf  den  Wechselkurs  und  auf  den  Diskont,  weil  die 
Nachfrage  nach  kurzfristigen  Forderungen  gleichzeitig  auch  nach- 
läßt. 

So  stehen  Zins,  Diskont  und  Wechselkurs  in  steter  Beziehung 
zueinander,   ohne  daß  man  sagen  könnte,  das   eine  sei  Wirkung, 
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das  andere  Ursache,  oder  das  eine  sei  primär,  das  andere  sekun- 
där. Für  die  Wissenschaft  hat  es  auch  keine  große  Bedeutung, 
herauszufinden,  auf  welcher  Seite  die  Kausalität  liegt. 

Es  wäre  noch  vieles  zu  sagen  über  den  Zusammenhang  zwi- 
schen der  Wertübertragung  und  der  Kapitalanlage  im  Ausland. 
So  wäre  noch  der  Einfluß  des  Unternehmergewinnes  auf  die 
Unternehmungen  im  Ausland,  die  Wirkung  der  Reports,  der  Pen- 
sionsgeschäfte, der  Ultimogelder  etc.  zu  besprechen  und  endlich 
noch  die  Rolle,  welche  der  Privatdiskont  in  dem  ganzen  Getriebe 
spielt.  Doch  dies  alles  würde  nur  die  Uebersicht  erschweren  und 
für  das  Ganze  keine  Aenderung  in  den  grundlegenden  Anschau- 
ungen bringen. 

Nach  dieser  Einführung  in  das  Konzert  der  internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen  wird  die  Behandlung  der  Frage,  wie  sich 
die  internationalen  Wertübertragungen  und  die  Kapitalanlage  im 
Ausland  zur  Produktion  stellt  und  inwiefern  sie  in  Zusammenhang 
stehen  mit  Hochkonjunktur  und  Stagnation,  keine  unüberwind- 
lichen Schwierigkeiten  mehr  bieten,  wenigstens  in  prinzipieller 
Beziehung  nicht. 

Die  Behandlung  dieses  Problems  im  nächsten  Kapitel  kann 
in  seiner  Kürze  nur  in  allgemeinen  großen  Zügen  die  kompli- 
zierten Verhältnisse  darstellen. 

III.    Die  Beziehungen  der  internationalen  Wertübertragun^en 
zu  Produktion  und  Konjunktur. 

Die  neuern  P"orschungen  über  die  Krisen  haben  die  alten 
Theorien  der  Uebcrproduktion  und  der  Unterkonsumtion  mit- 
einander verbunden  und  beiden  entnommen,  was  davon  brauch- 
bar ist.  Man  hat  erkannt,  daß  es  sich  nicht  um  eine  einseitige 
Uebertreibung  seitens  der  Produktion  oder  der  Konsumtion  handelt, 
sondern  daß  das  Verhältnis  zwischen  beiden  ein  anormales  ge- 
worden ist,  daß  die  Konsumtion  nicht  in  demselben  Maße  zu- 
nimmt wie  die  W'erterzeugung.  Es  werden  zu  viele  Güter  von 
ihrer  Bestimmung  zur  Konsumtion  abgelenkt,  um  in  der  Pro- 
duktion Einkommen  und  Vermögensvermchrung  zu  erzeugen.  Da- 
durch tritt  schon  eine  Verringerung  der  Kaufkraft  im  Verhältnis 
zur  Produktion  ein.  Dieses  Mißverhältnis  wird  durch  die  ge- 
steigerten Preise  noch  verstärkt,  namentlich  bei  denjenigen,  die 
ein  festes  Einkommen  beziehen,  wie  u.  a.  die  Beamten.  Der  Ab- 
satz für  den  stark  gewachsenen  Gütervorrat  wird  fehlen,   so  daß 
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die  Produzenten  zu  einer  solchen  Ermäßigung  der  Preise  ge- 
zwungen werden,  daß  ihnen  eventuell  Verluste  erwachsen.  Dies 
führt  dann  zur  Krisis,  welche  die  Produktion  so  lange  lahm  legt, 
bis  sich  die  Verhältnisse  wieder  günstiger  gestalten. 

Das  Problem,  wie  die  internationalen  Wertübertragungen  und 
die  Kapitalanlagen  im  Ausland  (im  aktiven  und  passiven  Sinn) 
auf  die  Krisen  wirken,  ist  noch  nicht  abgeklärt.  Oldenberg  und 
Lieptiann,  die  sich  damit  befaßt  haben,  sind  beide  pessimistisch 
gesinnt,  der  erste  mehr  als  der  zweite.  Oldenberg  ^)  ist  der  An- 
sicht, mit  dem  Geldkapital  —  damit  meint  er  die  Kapitalanlage 
im  Ausland  —  wandere  ebensoviel  Kaufkraft  aus  dem  Lande. 
»Die  Krisen  sind  dem  großen  Kapitalienverkehr  etwa  gleichaltrig, 
und  fast  könnte  man  versucht  sein,  in  ihm  ihre  Hauptursache  zu 
sehen.  ^  Er  spricht  ferner  von  einem  furchtbaren  Aderlaß,  den 
der  Kapitalexport  für  die  Kaufkraft  des  innern  Marktes  bedeute. 

Während  Oldenberg,  seinem  Pessimismus  getreu  bleibend, 
den  Kapitalexport  als  krisenverlängernd  auffaßt,  sieht  Liefviann 
darin  eher  ein  Moment,  welches  auf  die  Intensität  der  Hochkon- 
junktur und  der  Depression  verstärkend  einwirkt. 

Ich  bin  nicht  der  Meinung,  daß  man  eine  allgemein  gültige 
Norm  für  den  Einfluß  der  internationalen  Wertübertragungen  auf 
den  Konjunkturenwechsel  aufstellen  kann.  Der  internationale 
Verkehr  ist  so  vielgestaltig  und  so  reich  an  ganz  verschieden- 
artigen Einflüssen,  daß  man  ihn  nicht  zusammenfassen  und  dem 
Ganzen  eine  bestimmte  Eigenschaft  zusprechen  kann.  Ich  würde 
z.  B.  mit  ebensoviel  Ueberzeugung  vom  internationalen  Wertüber- 
tragungs-  und  Anlageverkehr  sagen,  er  wirke  dämpfend  auf  die 
Krisen,  wie  Liefviann  und  Oldenberg  von  krisenverschärfend  und 
-hinziehend  sprechen.  Man  denke  nur  an  die  internationale  Risiko- 
verteilung, die  in  der  ausländischen  Kapitalanlage  liegt.  Sie 
bringt  Krisen  von  anderswo  her,  aber  sie  trägt  auch  dazu  bei, 
daß  Krisen  inländischen  Ursprungs  zum  Teil  vom  Ausland  ge- 
tragen werden  müssen  infolge  ihrer  Beteiligung  an  der  inländischen 
-Produktion.  Damit  soll  allerdings  nicht  gesagt  sein,  daß  der 
ganze  Schaden,  der  dem  Ausland  durch  seine  Beteiligung  er- 
wächst und  sich  dort  weiter  pflanzt,  für  das  Inland  eine  Erleich- 
terung bedeute,  wie  wenn  dieses  denselben  sonst  hätte  allein 
trafen    müssen.     Immerhin    licet    zum   Teil    wenigstens    eine  Ab- 


i)   C.  Oldenberg,  »Zur  Theorie  der  volkswirtschaftlichen  Krisenc,  in  Schmollers 
Jahrbuch    1903,   S.   833  fF. 
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wälzung  des  Verlustes  auf  das  Ausland  vor.  Dies  ist  jedoch  nur 
eine  Seite  des  Verhältnisses,  und  zwar  die  ungünstigere,  seltenere. 
Zur  Zeit  des  günstigen  Geschäftsganges  ist  das  Ausland  an  dem 
Gewinn  auch  nach  Maßgabe  der  übertragenen  Werte  beteiligt, 
und  gleichzeitig  schlägt  auch  das  Inland  einen  Ertrag  aus  den 
auf  Vorschuß  erhaltenen  Produktionsmitteln.  Gerade  dies  zeigt, 
wie  im  allgemeinen  die  Wertübertragung  nicht  nur  privatwirt- 
schaftlich, sondern  auch  volkswirtschaftlich  von  unschätzbarem 
Nutzen  ist  zur  Zeit  der  günstigen  Konjunktur.  Würden  sie  auch 
zur  Zeit  einer  Krisis  schädlich  wirken,  so  dürfte  man  sie  deshalb 
noch  nicht  verdammen,  denn  durch  die  Krisen  geht  immerhin 
weniger  Kapital  verloren,  als  in  der  Zwischenzeit  gewonnen  wird. 
Wo  würde  sonst  England  mit  seiner  reichhaltigen  Krisengeschichte 
seine  ungeheure  Vermögensvermehrung  in  den  letzten  fünfzig 
Jahren,  also  in  der  Zeit,  wo  sich  seine  aktive  Wertübertragung 
je  länger  je  intensiver  gestaltete,  hergeleitet  haben  .- 

Die  einleitenden  Bemerkungen  über  den  Grund  der  Krisen 
haben  gezeigt,  daß  es  sich  um  ein  Mißverhältnis  zwischen  Pro- 
duktion und  Konsumtion  handelt.  Die  Untersuchung  des 
Einflusses  von  Wertübertragung  auf  den  Kon- 
junktur Wechsel  findet  also  in  diesen  zwei  wäch- 
tigsten  Elementen  der  Volkswirtschaft  Stütz- 
punkte und  hat  also  das  Verhältnis  zu  dem  einen 
und  dem  andern  klarzulegen.  In  gleicher  Weise  ist 
die  Anlage  im  Ausland  zu  behandeln,  denn  auch  sie  wirkt  durch 
Verbilligung  und  Verteurung  des  kurz-  oder  langfristigen  Kredites 
auf  die  Werterzeugung   und   den  Verbrauch    oder  die  Kaufkraft. 

Der  Einfluß  auf  die  internationalen  Wertübertragungen  ist 
wiederum  zu  trennen  nach  den  Produktionsfaktoren  Kapital  und 
Arbeit  und  nach  ein-  und  zweiseitigen  Uebertragungen. 

Die  Uebertragung  von  Kapital  findet,  wie  bereits  ausgeführt, 
ihren  quantitativen  Ausdruck  in  der  Handelsbilanz,  wenn  man 
von  den  immateriellen  Gütern  absieht,  die  statistisch  nicht  erfaßt 
werden  können. 

Nach  der  Ouantitätstheorie  wäre  die  Ausfuhr  dann  am  größten, 
wenn  die  Produktion  am  billigsten  und  der  Wert  des  Geldes  am 
größten  ist.  Dies  ist  überhaupt  nicht  oder  doch  nur  relativ  richtig, 
denn  das  Verhältnis  zur  ausländischen  Produktion  ist  in  erster 
Linie  maßgebend.  Ist  das  Ausland  zu  gleicher  Zeit  günstig  dis- 
poniert wie  das  Inland,    so  bleibt   der  fehlende  Impuls  aus    oder 
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wird  zum  mindesten  abgeschwächt.  Doch  können  wir  von  den 
Ursachen  des  Außenhandels  hier  absehen  und  denselben  als  ge- 
geben annehmen.  Jedes  Land  produziert  das,  wozu  es  relativ 
am  besten  geeignet  ist;  deshalb  wird  nicht  nur  bei  der  Ausfuhr 
ein  Gewinn  erzielt,  sondern  auch  bei  der  Einfuhr,  denn  sonst 
würde  der  einzelne  nicht  einführen,  wenn  er  dabei  nicht  ein 
besseres  Geschäft  machen  würde,  als  wenn  er  das  Produkt  zu 
Hause  herstellen  ließe. 

Es  wäre  irreführend,  wenn  man  sagen  wollte,  der  Ueber- 
schuß  der  Produktion  über  die  Konsumtion  werde  exportiert, 
oder  ein  Mangel  zwischen  beiden  importiert,  denn  sonst  könnte 
man  meinen,  die  Aus-  und  Einfuhr  seien  von  der  Konsumtion 
abhängig.  Hingegen  ist  es  für  die  Beurteilung  wichtig,  ob  Kon- 
sumtiv- oder  Produktivgüter  eingeführt  werden.  Die  ersten  ent- 
sprechen einem  Konsumtivkredit,  der  auf  die  Dauer  schädlich 
wirken  kann,  wenn  nicht  dadurch  Arbeitskräfte  frei  werden,  um 
sich  der  einträglicheren  Erzeugung  von  Produktionsmitteln  zu 
widmen.  Ist  letzteres  nicht  der  Fall,  entspricht  also  die  Alehr- 
einfuhr  einem  Konsumtivkredit,  der  durch  die  übrigen  P'aktoren 
der  Zahlungsbilanz  nicht  ausgeglichen  wird,  so  wird  dadurch  die 
Kaufkraft  gegenüber  dem  Ausland  verringert,  denn  die  Zinsen, 
welche  für  den  Kredit  zu  zahlen  sind,  können  nicht  durch  eine 
vermehrte  Produktion  aufgebracht  werden,  weil  ja  keine  Pro- 
duktionsmittel in  das  Land  gekommen  sind,  um  die  Werterzeugung 
zu  fördern.  Zudem  wird  die  Produktion  durch  die  starke  Nach- 
frage nach  ausländischen  Kreditmitteln,  die  gestiegenen  Kurse 
und  den  erhöhten  Diskont  verteuert.  Infolgedessen  muß  die 
Einfuhr  reduziert  werden,  um  einen  Ueberschuß  der  Ausfuhr  zu 
erzielen,  der  dem  Ausland  zur  Deckung  seiner  Zinsforderung  ver- 
bleibt. Dies  wird  teilweise  schon  durch  die  erhöhten  Wechsel- 
kurse notwendig  gemacht.  Die  durch  den  unrentablen  ausländi- 
schen Vorschuß  gesunkene  Kaufkraft  des  Geldes  wird  ebenfalls 
zur  Verminderung  des  Konsums  beitragen.  Eine  Veranlassung 
zu  einer  Krisis  liegt  jedoch  insofern  nicht  vor,  als  die  Produktion 
nicht  gefördert  wird.  Das  Resultat  wird  eine  allgemeine  Stag- 
nation im  Wirtschaftsleben  sein. 

Ebenso  verhält  es  sich,  wenn  die  in  Aussicht  genommene 
Mehrproduktion  nicht  gelingt  und  zu  Verlusten  führt.  Dann  ist 
der  genossene  Kredit  auch  nicht  produktiv  gewesen  und  muß 
deshalb  durch  einen  verminderten  Import  verzinst  werden,  sofern 
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nicht  andere  günstigere  Faktoren  sich  aus  dem  innern  Organis- 
mus selbst  herausarbeiten. 

Anders  die  produktiven  Kapitalvorschüsse.  Sie  führen  Pro- 
duktionsmittel herbei  in  der  bestimmten  Absicht,  dieselben  in 
vermehrter  Produktion  nutzbringend  anzulegen.  Daraus  resultiert 
nicht  nur  für  den  Kreditgeber  ein  Gewinn,  sondern  auch  für  den 
Kreditnehmer. 

Für  den  Kreditgeber  wird  im  allgemeinen  die  Lage  so 
sein,  daß  er  für  den  Konsumtivkredit,  welchen  er  gewährt  hat, 
wohl  einen  höheren  Zins  erhält,  aber  dafür  ein  größeres  Risiko 
eingeht,  für  den  Produktivkredit  hingegen  ist  der  Zins,  der  größeren 
Sicherheit  wegen,  niedriger. 

Kehren  wir  zurück  zum  Kreditnehmer.  Er  ist  gleichsam 
derjenige,  welcher  für  den  Kreditgeber  arbeitet,  denn  dieser  hat 
ihm  das  Kapital  in  Form  von  Produktivgütern  geliefert,  damit  es 
einen  größeren  Ertrag  abwerfe,  als  wenn  er  es  in  seinem  eigenen 
Lande  werterzeugend  anlegen  w'ürde.  Es  zeigt  sich  hier  eine 
eigenartige  Uebereinstimmung  der  Wertübertragung,  insbesondere 
des  Kapitalexportes  mit  der  Kapitalanlage  im  Ausland.  Da  wo 
das  Kapital  hinwandert,  da  sucht  auch  die  sogenannte  Kapital- 
anlage Unterkunft  zu  finden.  Das  Ursächliche  liegt 
wohl  in  dem  Kapitalexport.  Um  dem  dauernd  in  An- 
spruch genommenen  Kredit  eine  gleichartige  Kreditform  gegen- 
überzustellen ,  werden  dem  Ausland  Effekten  angeboten  und 
zwar  zu  so  hohen  Bedingungen,  daß  dieses  sie  aufnimmt.  Zeit- 
lich kann  allerdings  die  Effektenausgabe  das  Primäre  sein,  weil 
die  Bezüge  von  Kapital  erst  später  erfolgen  ;  aber  der  eigentliche 
Grund  ist  doch  die  Heranschaffung  von  Produktions-  oder  Kon- 
sumtionsmittcln. 

Im  Laufe  der  Zeit  kann  sich  das  Verhältnis  umkehren,  so 
daß  das  früher  Kredit  gebende  Land  einen  Vorteil  darin  findet, 
seine  Produktionsmittel  selbst  wieder  zu  verwenden.  So  w  a  n- 
dert  das  ungebundene  Kapital  immer  dorthin, 
wo  es  den  größten  Gewinn  bringt. 

Vom  internationalen  Standpunkt  aus  betrachtet,  ist  es  ohne 
weiteres  klar,  daß  diese  Kapitalwanderung  von  unschätzbarem 
Vorteil  ist,  denn  sie  gestattet  die  größtmögliche  Produktion  zu 
den  billigsten  Kosten.  Aber  auch  vom  nationalen  Standpunkt 
ist  der  internationale  Kredit  auf  Grund  der  Kapitalvorschüsse  von 
sehr  großem  Nutzen.     Man  denke  nur  an  alle  die  neuen  Länder, 


Internationale  Werliibertragung  und  Kapitalanlage  im  Ausland  etc.        40 1 

die  ohne  den  internationalen  Kredit  unerschlossen  geblieben  wären, 
während  andererseits  auch  die  alten  Kulturländer,  welche  das 
Kapital  hergaben,  noch  in  einem  wenig  entwickelten  Zustande 
stecken  würden  ohne  den  regen  Verkehr  mit  diesen  neuen  Län- 
dern, an  deren  Emporkommen  sie  zudem  finanziell  beteiligt  und 
je  länger  je  mehr  interessiert  sind.  Auf  der  andern  Seite,  was 
wäre  Argentinien  ohne  die  Kapitalwanderung.? 

Um  noch  deutlicher  zu  zeigen,  wie  nicht  nur  das  Kapital 
empfangende,  sondern  auch  das  gebende  Land  seinen  Vorteil 
hat,  sei  angenommen,  das  letztere  könne  mit  100  Einheiten  an 
Produktionsmitteln  104  Einheiten  erzeugen  im  Laufe  einer  Periode. 
Zu  seinem  Unterhalt  seien  103  Einheiten  nötig.  Die  Vermögens- 
vermehrung beträgt  also  eine  Einheit. 

Nun  werden  diese  100  Einheiten  an  ein  anderes  Land  aus- 
gelehnt, weil  dort  die  Produktionsbedingungen  günstiger  sind, 
denn  es  können  106  Einheiten  erzeugt  werden.  Eine  Einheit 
wird  den  nunmehrigen  Produzenten  als  Unternehmergewinn  be- 
lassen und  fünt  Einheiten  werden  für  Zins  bezogen.  Gegenüber 
dem  gleich  gebliebenen  Konsum  von  drei  Einheiten  ist  der  Ge- 
winn auf  zwei  gestiegen.  Gleichzeitig  hat  auch  das  andere  Land 
neben  dem  L^nternehmergewinn  eine  Vermögensvermehrung  erzielt. 

Die  Handelsbilanz  des  Gläubigerlandes  zeigt  in  jenem  Jahr 
ein  Aktivum  von  100.  In  der  folgenden  Periode  hingegen  kann 
der  Warenverkehr  um  fünf  Einheiten  passiv  sein,  ohne  daß  die 
Zahlungsbilanz  aus  dem  Gleichgewicht  gebracht  wird ;  nämlich 
dann,  wenn  die  Zinsen  in  Waren  bezogen  werden. 

Wird  dies  gemacht,  so  kann  man  daraus  schließen,  daß  die 
Konsumkraft  des  Gläubigers  zugenommen  hat,  weil  es  den  Ver- 
mögenszuwachs nicht  im  Auslande  läßt,  sondern  in  Form  von 
Konsumtivgütern  bezieht  oder  in  derjenigen  von  Produktivgütern, 
die  ihm  erlauben,  sich  im  Inland  mehr  der  Erzeugung  von  Ver- 
brauchsmitteln zuzuwenden. 

Ein  Moment  charakterisiert  den  internationalen  Kapitalien- 
verkehr. Es  ist  dies  die  Versorgung  der  zur  Industrie  übergehen- 
den Länder  mit  Produktionsgütern  gegen  Bezug  von  Nahrungs- 
mitteln und  Rohstoffen.  Dabei  kann  es  vorkommen,  daß  infolge 
guter  Ernte,  starker  Einwanderung  etc.  eine  große  Nachfrage 
nach  Produktionsgütern  eintritt,  wodurch  sich  die  Bezugsländer 
zu  einer  Erweiterung  der  Betriebe  veranlaßt  sehen.  Da  die 
Nachfrage  plötzlich  wieder  nachlassen  kann,   einmal,  weil  die  be- 
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zogenen  Maschinen  für  lange  Zeit  in  Gebrauch  bleiben  können, 
zum  andern,  weil  das  Ernteergebnis  kein  günstiges  mehr  war, 
findet  das  Industrieland  für  seine  vermehrte  Produktion  keinen 
genügenden  Absatz  mehr.  In  diesem  Moment  liegt  eine  Ursache 
zur  Krisis,  hervorgerufen  durch  den  internationalen  Kapitalien- 
verkehr. 

Die  hauptsächlichste  Wirkung  des  internationalen  Warenum- 
satzes in  Verbindung  mit  dem  Kredit  ist  die,  daß  das  Gläu- 
bigerland seinen  Import  vermehren  kann,  weil 
es  für  seine  Rechnung  im  Auslande  produzieren  läßt  und  das 
Schuldnerland  einen  größeren  Export  erlangt,  weil  es  die  Zinsen 
in  Form  von  Waren  abliefern  kann.  Dies  ist  selbstredend  nur 
relativ,  d.  h.  unter  der  Voraussetzung,  daß  alle  andern  Bedingungen 
die  nämlichen  bleiben,  zu  verstehen.  Unter  einer  aktiven  Waren- 
bilanz allein  ist  noch  nicht  unter  allen  Umständen  eine  Ver- 
schuldung zu  sehen,  denn  sie  kann  ja  im  Gegenteil  die  Ursache 
zu  einem  Gläubigerverhältnis  sein.  Die  Frage  kann  überhaupt 
nicht  definitiv  erledigt  werden,  ohne  daß  die  andern  Faktoren  der 
Zahlungsbilanz  zur  Beurteilung  herangezogen  werden. 

Es  fragt  sich  nun,  wie  sich  der  Warenverkehr  zur  Zeit  einer 
Hochkonjunktur  und  wie  zur  Zeit  der  Depression  gestaltet. 

Man  sollte  meinen,  die  Hochkonjunktur  mit  der  vermehrten 
Produktion  bringe  eine  größere  Ausfuhr,  doch  trifft  dies  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  nicht  zu. 

Einen  Beweis  dafür  finden  wir  in  der  starken  Zunahme  des 
Einfuhrüberschusses  in  Deutschland  während  der  Hochkonjunktur 
bis  zur  Krisis  1907.  Ganz  analog  in  der  Schweiz.  Dort  war  der 
Passivsaldo  der  Handelsbilanz  (ohne  das  gemünzte  Pldelmetall) 
von  397,9  Millionen  Fr.  im  Jahre  1906  auf  534,5  Mill.  P>.  im 
folgenden  Jahre  hinaufgeschnellt,  um  dann  1908  wieder  auf  448,7 
Mill.  ¥r.  zurückzugehen.  Die  PLinfuhr  hatte  gegenüber  1906  einen 
um  218,4  Mill.  Fr.  höheren  Betrag  erreicht,  die  Ausfuhr  dagegen 
war  nur  um  78,1  Mill.  oder  dreimal  weniger  stark  angewachsen. 
Im  Depressionsjahr  1908  trat  das  umgekehrte  Verhältnis  ein, 
denn  die  Einfuhr  nahm  viel  stärker  ab  als  die  Ausfuhr. 

Ein  großer  Teil  der  Passivität  kann  auf  eine  ICrhöhung  der 
Preise  zurückgeführt  werden,  die  auf  den  ohnehin  stärkeren  Im- 
port eine  größere  Wirkung  haben  mußte.  Nach  der  amtlichen 
Schätzung  sind  im  mindesten  72,6  Mill.  Fr.  der  Wertvermehrung, 
namentlich  von  Getreide  und   textilen  Rohstoffen,    zuzuschreiben. 
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Immerhin  ist  die  Zunahme  der  Einfuhr  noch  beträchtlich    größer 
als  diejenige  der  Ausfuhr. 

Eine  Erklärung  dafür  liegt  in  der  ganzen  Tendenz  der  v,irt- 
schaftlichen  Entwicklung  der  letzten  Jahrzehnte,  nämlich  in  der 
Entfaltung  des  inländischen  Marktes,  die  ein  Tempo  angenommen 
hat,  dem  die  Zunahme  des  Außenhandels  nicht  zu  folgen  vermag. 
Diese  Tendenz  wird  naturgemäß  zu  Zeiten  einer  Hochkonjunktur 
verschärft.  Für  die  Ausdehnung  des  inneren  Marktes  sind  größere 
Mengen  an  Produktionsmitteln,  namentlich  an  Rohstoffen,  die  vom 
Ausland  bezogen  werden,  nötig.  Der  einheimische  Markt  wird  mit 
Produkten  überschwemmt,  bis  er  übersättigt  ist  und  die  Krise 
hereinbricht.  Nachher  sucht  man  den  Export  zu  fördern,  um 
durch  diesen  die  notleidende  Produktion  über  Wasser  halten  zu 
können.  Ob  dies  gelingt,  hängt  dann  ganz  davon  ab,  ob  das 
Ausland  aufnahmefähig  ist,  oder  ob  es  selbst  sich  in  der  Depres- 
sion befindet  ^). 

Was  übrigens  das  Zurückbleiben  des  Außenhandels  im  Ver- 
hältnis zur  modernen  Entwicklung  der  Produktion  anbelangt,  so 
ist  daraus  nicht  auf  eine  Vernachlässigung  des  Weltverkehrs  zu 
schließen;  dies  ist  vielmehr  auf  die  Entwicklung  der  Kapitalan- 
lage im  Ausland,  speziell  auf  die  Errichtung  von  ausländischen 
Filialen  zurüclizuführen.  Dadurch  wird  ein  Teil  der  Industrie  ins 
Ausland  verpflanzt,  aber  so,  daß  der  Unternehmergewinn  dem 
Inland  zufließt.  Der  frühere  Export  nach  jenem  Land  fällt  nun 
dahin,  w^eil  das  Absatzgebiet  durch  die  Filialen  oder  durch  die 
Unternehmen,  an  denen  das  Inland  durch  Kapitalbeteiligung  in- 
teressiert ist,  versorgt  wird. 

So  wird  durch  das  Hinzutreten  des  Kredites  —  worauf  die 
Kapitalanlage  im  Ausland  ja  beruht  — ,  zur  internationalen  Wert- 
übertragung, der  Kapitalienverkehr  in  seiner  Entwicklung  ge- 
hemmt, wodurch,  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  be- 
trachtet, Kosten  erspart  werden,  weil  die  Produktion  nach  dem 
Land  des  Konsums  verpflanzt  wird. 


i)  Hingegen  in  England  nahm  die  Passivität  im  Jahre  1907  ab,  in  Bestätigung 
der  Regel,  welche  GiJ^en  (The  Excess  of  Imports,  Journal  of  the  Royal  Statistical 
Society,  März  1899)  aufgestellt  hat  bezüglich  des  englischen  Handels.  Er  sagt 
nämlich:  Der  Einfuhrüberschuß  nimmt  ab  in  den  Zeiten  der  Hochkonjunktur,  wenn 
dem  Ausland  reichlich  Kredit  gegeben  wird,  und  nimmt  zu  in  den  Depressions- 
zeiten, wenn  nicht  so  viel  geliehen  und  sogar  Geld  wieder  ins  Land  zurückgerufen 
wird. 
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Als  zweiter  Teil  der  internationalen  Wertübertragungen  sind 
die  Arbeitsleistungen   in   Betracht  zu  ziehen. 

Diese  sind  für  einzelne  Länder,  namentlich  für  diejenigen, 
welche  für  andere  als  Seefrachtführer  tätig  sind,  von  großer  Be- 
deutung. Für  andere  steht  der  Transitverkehr  obenan,  für  dritte 
der  Fremdenverkehr,  der  allerdings  nicht  nur  auf  Arbeitsleistung 
beruht.  Auch  der  Veredlungsverkehr,  der  zwar  mit  dem  Kapi- 
talienverkehr verbunden  ist,  aber  zum  größten  Teil  auf  Arbeit 
beruht,  spielt  eine  große  Rolle. 

Die  Arbeitsleistungen  nehmen  in  der  Zahlungsbilanz  eine  viel 
geringere  Stellung  ein,  als  der  Warenverkehr,  und  haben  auch 
für  das  innere  Wirtschaftsleben  nicht  dieselbe  Bedeutung  ;  nament- 
lich haben  sie  neben  dem  Kapitalverkehr  nicht  einen  besondern 
Charakter,  denn  in  letzterem  steckt  ja  viel  mehr  Arbeit,  als  in 
den  mit  Arbeitsleistung  bezeichneten  Posten.  Die  Wirkung  ist 
ebenfalls  die  gleiche :  derjenige,  welcher  die  Arbeit  leistet,  wird 
importfähiger,  und  derjenige,  welcher  sie  empfängt,  kann  seinen 
Export  ausdehnen,  vorausgesetzt,  daß  alle  andern  Bedingungen 
unverändert  bleiben. 

Die  einseitigen  Ueber tragungen  dagegen  haben 
eine  verschiedenartige  Wirkung.  Es  handelt  sich  hier,  wie  bereits 
bekannt,  um  i.  Ein-  und  Auswanderung,  2.  Erbschaften  im  Aus- 
land, Mitgift  für  Eheschließungen,  Schenkungen,  Subsidien,  Kriegs- 
entschädigungen, Pensionen,  Legate,  Peterspfennig  etc. 

Unter  Wanderbewegung  ist  hier  nicht  die  Wirkung  des  Zu- 
und  Abflusses  von  persönlichen  Arbeitskräften  zu  erwähnen, 
sondern  nur  die  damit  verbundene  Wertübertragung,  die  sich 
sowohl  bei  der  P>in-  als  auch  bei  der  Auswanderung  in  aktiver 
und  passiver  Richtung  vollziehen  kann.  Es  handelt  sich  bei  der 
Auswanderung  um  die  mitgenommenen  Beträge  und  die  heimge- 
sandten Ersparnisse,  bei  der  Einwanderung  um  die  hereinge- 
brachten Summen  und  die  fortgesandten  Ersparnisse.  Den  Ver- 
lust oder  den  Gewinn  an  Arbeitskräften  in  Geld  zu  schätzen,  hat 
keinen  Sinn,  denn  einmal  ist  dies  sozusagen  unmöglich,  und  zum 
zweiten  sind  die  Menschen  Subjekte  der  Volkswirtschaft  und 
können  als  solche  keinen  Tauschwert  haben  wie  die  Objekte. 

Alle  diese  Wertübertragungen  geschehen  ohne  Entgelt.  Er- 
folgen sie  in  Form  von  Kapital,  also  Edelmetall  oder  Waren,  so 
ist  die  ausländische  Forderung  als  getilgt  zu  betrachten.  Auf 
der    einen  Seite    der  Zahlungsbilanz    steht   die  Summe    unter  der 
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Rubrik  Wanderbewegung  als  Schuld,  und  in  der  Handelsbilanz 
ist  auf  der  entgegengesetzten  Seite  derselbe  Betrag  als  Abzahlung 
enthalten. 

Derjenige  Teil,  welcher  nicht  durch  Ucbertragung  von  Kapital 
getilgt  wird,  bleibt  als  Schuld  oder  Forderung  stehen  und  muß 
verzinst  werden.  Der  getilgte  Teil  jedoch  bringt  keiner  Seite 
Zinsen  ein,  weil  das  Kreditverhältnis  aufgehoben  ist. 

Der  noch  bestehende  Kredit  nimmt  vorerst  die  Form  von 
Schecks,  Transferts,  Kreditbriefen,  Wechseln  etc.  an,  weil  dies 
die  Papiere  sind,  welche  von  den  Ein-  und  Auswanderern  benutzt 
werden.  Ein  Teil  der  Kreditvermittlung  wird  durch  die  Post  be- 
sorgt, so  daß  sich  vorübergehend  in  den  Büchern  der  Postver- 
waltung eine  Buchforderung  bez.  -schuld  bildet,  die  jedoch  mit 
Hilfe  von  Forderungspapieren  beglichen  wird.  Im  Laufe  der  Zeit 
vermischt  sich  dieser  Kredit,  der  durch  einseitige  Uebertragung 
von  Forderungspapieren  entstanden  ist,  mit  dem  übrigen  und 
kann,  wie  dieser,  alle  die  Formen  der  Kapitalanlage  im  Inland 
annehmen  und  wird  in  gleicher  Weise  verzinst. 

Aber  trotz  der  äußern  Gleichartigkeit  ist  die  Wirkung  auf 
die  Volkswirtschaft  doch  eine  andere. 

Entweder  müssen  an  das  Ausland  Zinsen  bezahlt  werden, 
ohne  daß  man  dafür  Kapital  oder  Arbeitsleistungen  erhalten  hat, 
oder  man  gibt  ihm  zur  Abzahlung  der  Schuld  ohne  jegliches 
Entgelt  Produktionsmittel  und  Arbeit.  Der  Einfluß  bleibt  sich 
in  beiden  Fällen,  auf  die  Dauer  wenigstens,  ungefähr  gleich. 
Auf  jeden  Fall  gehen  dem  Inland  Produktionsfaktoren  verloren ; 
in  dem  ersten  findet  der  Abfluß  auf  einmal  statt,  im  andern  nach 
und  nach,  solange  bis  die  Schuld  getilgt  ist. 

Das  nächstliegende  wäre  wohl  zu  sagen,  der  Export  müsse 
entsprechend  zunehmen.  Ein  solcher  Schluß  ist  jedoch  unrichtig, 
denn  dazu  müßte  ein  Anlaß  für  den  Exporteur  vorliegen,  der  ihm 
die  Ausfuhr  erleichtert.  Da  kann  ihm  höchstens  der  Wechsel- 
kurs, welcher  durch  die  vermehrte  Nachfrage  nach  kurzfristigen 
Guthaben  im  Ausland  steigt,  zu  Hilfe  kommen.  Weit  wichtigere 
Momente  sind  ihm  hinderlich,  vorerst  der  gesteigerte  Preis  von 
Arbeit  und  Kapital  infolge  des  Abflusses  ohne  entsprechenden 
Zufluß.  Sodann  die  dadurch  veranlaßte  Erhöhung  von  Zins  und 
eventuell  auch  des  Diskontes.  Dies  alles  trägt  dazu  bei,  daß  die 
Produktion  teurer  wird  und  gleichzeitig  die  Konsumkraft  ab- 
nimmt.    Folglich  muß  nicht  nur  der  Import  zurückgehen,  sondern 
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auch  der  Export  wird  erschwert;  aber  sehr  wahrscheinlich  erlei- 
det der  Import  die  größere  Einbuße. 

Die  Differenz  zwischenEin-  undAusfuhrvon 
Kapital  und  Arbeit  wird  also  zum  ^M'ößten  Teil 
durch    eine  Verringerung    des   Importes    erzielt. 

Es  ist  noch  hervorzuheben,  daß  der  Kapitalabfluß,  der  mit 
der  Wanderbewegung  verbunden  ist,  aus  Edelmetall  besteht  und 
für  die  Volkswirtschaft  insofern  schädlicher  ist  als  die  Regulierung 
durch  Kreditmittel,  weil  das  abgeflossene  Gold  durch  die  zentrale 
Notenbank  auf  eigene  Kosten  wieder  zurückgekauft  werden  muß, 
wenn  es  nicht  von  selbst  hereinströmt,  weil  etwa  der  Gold- 
importpunkt überschritten  wurde,  wozu  zwar  keine  auf  der  Sache 
selbst  beruhende  Veranlassung  vorliegt. 

Das  typische  Beispiel  einer  einseitigen  Wertübertragung 
größten  Stils  bietet  die  Bezahlung  der  französischen  Kriegsent- 
schädigung an  Deutschland.  Während  der  betreffenden  Finanz- 
operationen der  Jahre  1871 — 73  gestaltete  sich  die  französische 
Handelsbilanz  folgendermaßen : 


1871 

1872 
Mi  11.  Fr. 

1873 

Einfuhr 
Ausfuhr 

3566 
2872 

3570 
3761 

3600 
3926 

Wenn  die  Einfuhr  in  absoluter  Größe  auch  nicht  zurück- 
gegangen ist,  so  ist  doch  eine  relative  Verminderung  anzuneh- 
men, denn  unter  normalen  Umständen  wäre  infolge  des  indu- 
striellen Aufschwunges  nicht  nur  der  Export,  sondern  auch  der 
Import  stark  gestiegen. 

Diese  Ausführungen  beziehen  sich  zur  Hauptsache  auf  das- 
jenige Land,  welches  in  passiver  Richtung  beeinflußt  wird.  Die- 
jenigen Nationen  hingegen,  welche  Kapital  und  Arbeitsleistungen 
empfangen,  oder  den  Kredit  gegen  eine  Zinsentschädigung  ge- 
währen, haben  naturgemäß  einen  größeren  Import  zu  verzeich- 
nen, der  keine  Entschädigung  an  das  Ausland  bedingt.  Dadurch 
wird  seine  Kaufkraft  verstärkt  und  gleichzeitig  seine  Produktion 
verbilligt,  so  daß  es  gegenüber  dem  Ausland  konkurrenzfähiger 
wird  und  späterhin  seine  Ausfuhr  fördern  kann. 

Die  Ein-  und  Auswanderung  von  Personen  kann  ihrerseits 
Wirkungen  hervorrufen,  welche  denjenigen  des  Wertübertragungs- 
verkehrs entsprechen  oder  zuwiderlaufen.  Doch  haben  wir  uns 
hier    nur    mit    den  Wertübertragungen    zu   beschäftigen,     zumal 
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diese  nicht  nur  von  der  persönlichen  VVanderbewe^ung  abhängig 
sind. 

Durch  starken  einseitigen  Abfluß  von  Kapital  ist  der  Fall 
denkbar,  daß  die  Handelsbilanz  aktiv  wird  und  doch  die  Produk- 
tion des  betreffenden  Landes  ungünstiger  dasteht  als  vorher,  wo 
es  vielleicht  einen  passiven  Warenverkehr  hatte.  Es  ist  also  in 
diesem  Fall  nicht  einzusehen,  wie  eine  günstige  Warenbilanz  dem 
Lande  einen  kleinen  Ueberschuß  von  Kaufkraft  über  das  Ange- 
bot einbringe  und  damit  jene  behagliche  Geschäftsstimmung 
schaffe,  die  mit  einer  leichten  Tendenz  zur  Hausse  identisch  sei, 
wie   Oldenberg  meint  ^). 

Ganz  aus  der  Luft  gegriffen  ist  folgende  Bemerkung  dieses 
Autors:  »Länder  mit  negativer  Zahlungsbilanz  neigen  zur  Baisse, 
mit  positiver  zur  Hausse <-.  Weiß  Oldenberg  vielleicht,  welche 
Länder  eine  negative  und  welche  eine  positive  Zahlungsbilanz 
haben  .' 

Die  Wirkungen  auf  den  Export  und  den  Import  brauchen 
sich  nicht  gerade  auf  diejenigen  Länder  zu  beziehen,  deren  Wert- 
übertragungsverkehr die  Veranlassung  zu  einer  Aenderung  gab, 
sondern  es  werden  diejenigen  Nationen  betrolTen,  welche  für  die 
geschädigten  oder  begünstigten  Industrien  als  Bezugs-  oder  Ab- 
satzland in  Betracht  fallen.  So  werden  die  bisherigen  Lieferanten 
unter  einer  Reduktion  des  Importes  zu  leiden  haben,  hingegen 
durch  eine  Vermehrung  desselben  profitieren.  Durch  den  Wech- 
sel als  internationales  Kompensationsmittel  wird  dann  die  Forde- 
rung, welche  gegenüber  einem  Land  entstanden  ist,  dahin  gelenkt, 
wo  eine  Schuld  zu  decken  ist. 

Der  wesentliche  Unterschied  zwischen  ein-  und  zweiseitigen 
Uebertragungen  liegt  darin,  daß  bei  letzteren  sowohl  das  gebende, 
wie  das  empfangende  Land  Nutzen  ziehen  können,  während 
bei  den  einseitigen  Uebertragungen  der  ganze  Vorteil  dem  Emp- 
fänger zufällt  auf  Kosten  des  Gebers. 

Es  ist  genau  zu  beachten,  daß  sich  diese  Sätze  nur  auf  die 
Wertübertragung  beziehen  und  nicht  auf  die  mit  der  Wander- 
bewegung zusammenhängende  Verschiebung  im  internationalen 
Arbeitsmarkt,  die  ein  Problem  für  sich  bildet. 

Die  vierte  und  letzte  Kategorie  der  internationalen  Wert- 
übertragungen   bilden    die    Vermögensveränderungen 
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infolgeder  Kapitalanlage  im  Ausland,  sowohl  in 
aktiver,  wie  in  passiver  Beziehung. 

Diese  stehen  in  so  enger  Verbindung  mit  der  Kapitalanlage 
im  Ausland  selbst,  daß  sie  gleichzeitig  mit  dieser  behandelt  wer- 
den können.     Dies  soll  im  folgenden  geschehen. 

Wie  unvollständig  die  Ausführungen  von  Liefmannn  sind, 
wird  dadurch  bezeugt,  daß  er  seine  Untersuchungen  über  den 
Kapitalienverkehr,  nicht  über  die  Kapitalanlage  im  Aus- 
land hinaus  erstreckt,  vielmehr  von  dieser  nur  einen  Teil,  näm- 
lich die  Anlagen  in  Effekten  und  in  Unternehmungen,  behandelt. 
Die  übrigen  Formen,  nämlich  die  kurzfristigen  Forderungspapiere, 
Terrain  und  Gebäude  und  die  Buchforderungen  läßt  er  ganz  un- 
berücksichtigt. 

Die  Kapitalanlage  im  Ausland  ist  aus  kleinen  Anfängen  her- 
vorgegangen und  hat  sich  nach  und  nach  entwickelt,  je  nachdem 
die  Zahlungsbilanz  mehr  oder  weniger  aktiv  war.  Die  Entwick- 
lung ist  zwar  keine  regelmäßige,  aber  sie  kann  auch  kaum  eine 
stoßweise  genannt  werden,  denn  sie  ist  abhängig  von  dem  Auf 
und  Nieder  im  Wirtschaftsleben.  In  den  zwei  ersten  Teilen  die- 
ser Arbeit  ist  dargelegt  worden,  wie  diese  Tätigkeit  der  Kapi- 
talanlage selbständiger  gew^orden,  aber  durch  die  Fäden  des  inter- 
nationalen Kredites  an  die  Wertübertragungen  geknüpft  und  von 
diesem  abhängig  gemacht  wurde.  Diese  gleichsam  magnetische 
Wirkung  wird  jedoch  nicht  spontan  ausgeübt,  sondern  im  Ver- 
laufe der  Zeit  wechselt  sie  ab  mit  Einflüssen,  die  von  anderer 
Seite  herrühren  und  ihr  vorübergehend  an  Kraft   überlegen  sind. 

Liefviann  hat  recht,  wenn  er  die  Anschauung  Oldenberg^, 
die  Gefahr  sei  im  Anfange  des  Kapitalienexportes  am  schwersten 
gewesen,  und  die  Kapitalexportstaaten  hätten  durch  ein  krisen- 
gefährliches Fegefeuer  von  einigen  Jahrzehnten  hindurch  gehen 
müssen,  bis  sie  zu  einer  leidlich  sicheren  Zahlungsbilanz  kamen, 
widerlegt  mit  der  Begründung,  der  Kapitalienexport  sei  nicht 
plötzlich  als  ein  Aderlaß  entstanden,  sondern  nur  allmählich. 

Die  Bewegung  ist  nicht  etwa  eine  künstliche,  sondern  durch 
die  Uebertragung  des  Kredites  auf  den  Weltmarkt  eine  notwen- 
dige Tatsache  geworden,  deren  k'ehlcn  auf  das  tiefste  in  den 
Organismus  der  Volkswirtschaften  eingreifen  und  Wirkungen  ver- 
ursachen würde,  deren  Tragweite  man  sich  gar  nicht  vorstellen 
kann.  Wenn  Oldenberg  eine  aktive  Handelsbilanz,  die  ja  im 
eigentlichen  Sinne  auf  einen  Kapitalexport  hinweist,  für  wünschens- 
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wert  und  stimulierend  hält,  warum  denkt  er  denn  so  pessimistisch 
von  der  Kapitalanlage  im  Ausland  ?  Das  eine  ist  ja  nicht  möglich 
ohne  das  andere,  wenn  nicht  die  übrigen  Faktoren  der  Zahlungs- 
bilanz ausgleichend  wirken.  Noch  mehr.  Die  Entwicklung  ist 
nicht  nur  aus  kleinen  Anfängen  hervorgegangen  und  hat  sich  dann 
allmählich  gesteigert ,  etwa  in  der  Form  einer  arithmetischen 
Progression,  sondern  sie  hat  sich  in  einem  schnelleren  Tempo 
vermehrt,  und  zwar  ungefähr  in  dem  ISIaßstab  eines  Kapitals,  das 
neben  einer  gleichmäßigen  Einlage  jährlich  um  seine  Zinsen  und 
Zinseszinsen  zunimmt.  Dies  ist  nämlich  dann  der  Fall,  wenn  man 
sich  eine  Wirschaft  von  dem  Momente  an,  wo  sie  anfängt,  Kapi- 
tal zu  exportieren,  statisch  denkt,  so  daß  sie  alle  Jahre  ein  glei- 
ches Quantum  an  Kapital  und  Arbeit  ausführen  kann.  Dadurch 
bildet  sich  im  Ausland  ein  Fonds,  der  eben  in  die  Formen  der 
Kapitalanlage  im  Ausland  gekleidet  wird.  Werden  nun,  wie  an- 
genommen, die  Zinsen  nicht  bezogen,  was  ja  nicht  notwendig  ist, 
wenn  die  Volkswirtschaft  statisch  geblieben  ist,  so  vermehrt  sich 
dieser  B'onds  um  die  Zinsen  und  in  den  folgenden  Jahren  um 
die  Zinseszinsen. 

Damit  dies  möglich  wird,  muß  sich  auch  die  Nachfrage  nach 
Kredit  im  Ausland  entsprechend  vermehren.  Dies  wird  sich  nach 
der  Entwicklung  derjenigen  Länder,  welche  fremde  Produktions- 
faktoren brauchen,  richten.  Gelingt  die  mit  fremder  Hilfe  beab- 
sichtigte Mehrproduktion,  so  kann  der  Kredit  zurückbezahlt  wer- 
den, und  das  Kapital  und  die  Arbeit  strömen  entweder  in  das 
Gläubigerland  zurück  oder  finden  anderswo  günstige  Verwen- 
dung. Bis  heute  ist  die  Wanderung  der  Produktionsfaktoren  Kapi- 
tal und  Arbeit  noch  lange  nicht  zum  Abschluß  gelangt,  und  es 
ist  überhaupt  fraglich,  ob  sie  schon  ihren  Höhepunkt  erreicht  hat, 
denn  es  gibt  noch  viele  Länder,  die  zu  ihrer  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung auf  das  Ausland  angewiesen  sind.  Somit  besteht  auch 
noch  genügend  Gelegenheit,  nicht  nur  zur  Belassung  der  alten 
Wertübertragungen,  sondern  sogar  zur  Vornahme  von  neuen. 

Frankreich  soll  z.  B.  ein  Land  sein,  das  die  Zinsen  auf  sei- 
nen ausländischen  Effekten  nicht  bezieht,  sondern  wiederum  im 
Auslande  anlegt.  Auch  England  wird  sich  in  einer  ähnlichen 
Lage  befinden,  während  Deutschland  zur  Entfaltung  seiner  inne- 
ren Produktionstätigkeit  wohl  auf  einen  Teil  der  Erträgnisse  aus 
seinen  ausländischen  Anlagen  angewiesen  ist. 

Die  Wirkung   der    zurückströmenden  Zinsen    ist    uns    bereits 
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bekannt.  Sie  ist  nämlich  eine  importfördernde,  weil  sie  die 
Kaufkraft  des  Inlandes  vermehrt.  Das  Ausland  ist  sozusagen  für 
Rechnung  seines  Gläubigers  tätig  und  muß  ihm  aus  diesem  Grunde 
den  Zins  und  eventuell  auch  einen  Teil  des  Unternehmergewin- 
nes abliefern.  Das  Kapital  wird  ihm  nur  deshalb  vorgeschossen, 
weil  der  Kreditgeber  dabei  mehr  erzielt,  als  wenn  er  es  im  In- 
land produktiv  anlegen  würde.  Daraus  geht  hervor,  daß  der 
Vermögenszuwachs  ein  größerer  sein  muß  und  daß  auch  die 
Kaufkraft  vermehrt  wird. 

Es  ist  nicht  begreiflich,  warum  Liefviami  sich  einer  ähnlichen 
Ansicht  Oldenhej'gs  widersetzt.  Seine  Erklärungen  sind  auch 
spärlich.  Sehr  wahrscheinlich  ist  schon  die  Grundlage  zu  seiner 
Auffassung  unrichtig,  wenn  er  der  Meinung  ist,  »daß  unser  jähr- 
licher Zinsenbezug  aus  dem  Ausland  über  die  Bezahlung  unserer 
Mehreinfuhr  hinaus  noch  einen  kleinen  Ueberschuß  läßt«.  Die 
neuen  Kapitalanlagen  im  Ausland  können  aber  sicher  nicht  ent- 
fernt aus  ihm  vorgenommen  werden,  sondern  geschehen  aus  dem 
jährlichen  Ertrage  der  deutschen  Volkswirtschaft.  Statt  daß  dieser 
ganz  zu  neuen  Unternehmungen  im  Inlande  verwendet  wird,  wird 
ein  Teil   im  Auslande  angelegt  <:. 

Abgesehen  davon,  daß  ich  nicht  speziell  die  deutschen  Verhält- 
nisse im  Auge  habe,  sondern  den  Gegenstand  allgemein  behandle, 
bin  ich  mit  dem  genannten  Autor  nicht  einverstanden,  weil  er 
auch  hier  eine  prinzipiell  verschiedene  Auff^assung  von  der  Kapi- 
talanlage im  Ausland  zeigt.  Er  stellt  sie  der  privatwirtschaft- 
lichen Kapitalanlage  aus  dem  Einkommen,  oder  besser  gesagt, 
aus  der  Vermögensvermehrung  gleich,  etwa  derjenigen  eines  Unter- 
nehmers, der  eine  gewisse  Summe  herausgewirtschaftet  hat  und 
nun  in  Effekten  anlegt. 

Er  übersieht  den  Zusammenhang  der  Kapitalanlage  mit  den 
internationalen  Wertübertragungen,  die  nicht  aus  dem  Jahres- 
erträgnis vorgenommen,  sondern  einen  organischen  Bestandteil 
der  Produktion  bilden,  mit  dem  besonderen  Charakter,  daß  das 
Ausland  zur  Mithilfe  herangezogen  wird.  Werden  nun  jährlich 
dem  Auslande  mehr  Werte  übertragen,  als  von  ihm  Zinsen  bezo- 
gen werden,  so  ist  dies  doch  kein  Beweis,  daß  die  letzteren  die 
Kaufkraft  nicht  erhöhen,  denn  sonst  müßte  der  Abfluß  von  Wer- 
ten, insbesondere  ein  Ueberschuß  der  Warenausfuhr  über  die  Ein- 
fuhr einer  Verminderung  der  Kaufkraft  gleich  kommen.  Daß 
dies   nicht  der  Fall  ist,  glaube  ich  genügend  bewiesen  zu  haben. 
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Mit  der  Vermehrung  der  Kaufkraft  ist  die  Wirkung  der  Kapi- 
talanlage im  Ausland  nicht  erschöpft,  denn  ein  weiterer  Einfluß 
zeigt  sich  in  der  Verbilligung  oder  Verteuerung  des  Kredites. 

Eine  Verteuerung  des  Kredites  zeigt  sich  namentlich  dann, 
wenn  das  Streben  nach  Kapitalanlage  im  Ausland  größer  ist  als 
die  gleichzeitigen  Wertübertragungen.  Effektiv  kann  sie  nicht 
größer  sein;  denn  werden  neben  den  übrigen  Anlageformen  zu 
viel  fremde  Effekten  gekauft,  so  können  sie  nicht  anders  bezahlt 
werden  als  durch  Abgabe  eigener  Forderungspapiere  oder  durch 
Gewährung  ausländischer  Anlagen  im  Inland.  Mit  andern  Wor- 
ten, man  verleiht  sich  gegenseitig  Kredit,  wodurch  derselbe  kom- 
pensiert wird.  Der  Antrieb  dazu  braucht  jedoch  nicht  von  bei- 
den Ländern  auszugehen,  sondern  in  der  Regel  nur  von  einem. 
In  diesem  tritt  die  Nachfrage  oder  das  Angebot  besonders  scharf 
hervor,  wodurch  der  Kredit,  der  stark  beansprucht  wird,  teuerer 
oder  billiger  wird.  So  vermag  ein  ausgedehnter  Ankauf  von  aus- 
ländischen Effekten  den  Zins  für  langfristige  Anlagen  zu  erhöhen, 
ebenso  die  Wechselkurse,  infolge  der  vorübergehenden  stärkeren 
Nachfrage  nach  kurzfristigen  Guthaben  zur  Regulierung,  und  in 
dritter  Linie  den  Diskont  aus  demselben  Grunde.  Dies  wirkt  auf 
die  Produktion  verteuernd  und  damit  auf  die  Kaufkraft  ein- 
schränkend. Dem  andern  Land  strömen  die  kurzfälligen  Mittel 
in  starkem  Maße  zu,  und  verbilligen  die  Werterzeugung,  was 
leicht  zu  einer  Ueberproduktion  beitragen  kann. 

Entspricht  die  Tendenz  zur  Kapitalanlage  im  Ausland  der 
gleichzeitigen  Wertübertragung,  so  fallen  solche  allgemein  wir- 
kende Einflüsse  weg ;  es  treten  höchstens  Verschiebungen  ein 
auf  Kosten  der  einen  Anlageform  und  zugunsten  einer  andern,  je 
nachdem  die  eine  oder  die  andere  über  Maßen  beansprucht  wird. 

Nur  die  Exzesse  wirken  schädHch.  Diese  allgemeine  Regel 
findet  auch  hier  ihre  Bestätigung.  Es  fragt  sich  also  nur,  ob  sie 
zu  Krisenzeiten  oder  während  der  Hochkonjunktur  am  ehesten 
eintreten. 

Die  Spekulation  in  ausländischen  Wertpapieren  ist  wahr- 
scheinlich während  der  Hochkonjunktur  am  stärksten  ;  doch  ist 
diese  nicht  maßgebend,  denn  diese  Käufe  sind  meistens  Engage- 
ments, die  nur  zu  einem  Teil,  nämlich  bis  zur  Höhe  der  Marge, 
durch  Uebersendungvon  kurzfristigen  Kreditmitteln  gedeckt  werden. 

Die  großen,  durch  fremde  Anleihen  aufgebrachten  Beträge 
fließen  (nur  nominell)    dann    ab,    wenn  die  Kreditverhältnisse  für 
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Effekten  günstig  sind.  Dies  ist  zumeist  während  der  Depression 
oder  bei  Wiederbeginn  einer  besseren  Konjunktur  der  Fall.  Zur 
Zeit  der  Hochkonjunktur  bietet  der  inländische  Markt  genügende 
Gelegenheit  zur  Plazierung  von  Kapital. 

Obwohl  hier  Zahlen  weniger  Beweiskraft  haben,  als  eine 
logisch  richtige  Deduktion,  da  jene  von  verschiedenartigen  Fak- 
toren beeinflußt  werden  und  oft  fehlerhaft  sind,  so  sei  doch  auf 
die  öffentliche  Emissionstätigkeit  in  Deutschland  während  der 
Jahre  1900 — 1910  hingewiesen.  Ich  entnehme  nachfolgende 
Ziffern  einer  Rede  des  gewesenen  Staatssekretärs  Delbrück  vom 
1 1.  Februar   191 1  : 

Deutsche  Werte  Fremde  Werte  Total 

Millionen  Mark 


1900 — I90I 

2166,5 

295,9 

2462,4 

I90I  — 1902 

2287,4 

342,7 

2630,1 

1902— 1903 

2332,2 

1054,2 

3386,4 

1903  — 1904 

2178,4 

424,4 

2602,8 

1904 — 1905 

2598,3 

584,0 

3182,3 

1905 — 1906 

2959,4 

828,0 

3787,4 

1906 — 1907 

3703,7 

333.8 

4037,5 

1907  — 1908 

2994,3 

168,0 

3162,3 

1908 

4022,5 

238,7 

4261,2 

1909 

4146,3 

720,8 

4867,1 

1910 

2854,1 

528,4 

3332,5 

Die  einzelnen  Reihen  sind  allerdings  sehr  unregelmäßig, 
aber  dennoch  erkennt  man  eine  starke  Abnahme  der  ausländi- 
schen Anleihen  während  der  Uebergangsperioden  von  der  Hoch- 
konjunktur zur  Depression.  Von  1900 — 1901  an  stiegen  die  frem- 
den Anleihebeträge  von  295,9  Millionen  M.  auf  828  Millionen 
M.,  allerdings  mit  großen  Schwankungen ;  während  der  Hoch- 
konjunktur und  der  Krise  von  1906 — 1907  bez.  1907 — 1908 
sanken  diese  Emissionen  auf  333,8  und  sogar  auf  168  Millionen  M. 
Nachher  folgte  wieder  ein  Steigen. 

Wir  finden  also  hier  eine  annähernde  Uebereinstimmung  mit 
dem  Außenhandel,  denn  auch  dieser  wird  zur  Zeit  der  Hochkon- 
junktur in  der  Regel  weniger  geflegt,  als  während  der  Depres- 
sion. Somit  kann  aus  diesem  Teil  der  internationalen  Beziehungen 
kein  Grund  zur  Verschärfung  oder  Ausdehnung  der  Krisen  ge- 
funden werden,  aber  auch  nicht  zur  Verhütung  derselben,  es  sei 
denn,  daß  man  der  Abstoßung  von  ausländischen  Wertpapieren 
bei  Eintritt  einer  allgemeinen  Krisis  diesen  günstigen  Einfluß  bei- 
messen will.  Dieser  kann  jedoch  nicht  groß  sein,  denn  auch  das 
Ausland  wird  seine  Effekten  auf  das  Inland  an  dieses  zurück- 
senden.    Ueberhaupt  verkauft  man  die  Papiere  desjenigen  Landes 
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zuerst,  das  am  wenigsten  Chancen  zu  einer  baldigen  Besserung 
bietet,  so  daß  man  sagen  könnte,  je  mehr  es  unter  der  Krisis 
zu  leiden  hat,   desto  schlechter  wird  es  behandelt. 

Das  Schlußresultat  dieser  Ausführungen  ist  die  negative  Fest- 
stellung, daß  ein  zusammenfassendes  Urteil  über  den 
Einfluß  der  internationalen  Wertübertragungen  auf  Produktion  und 
Krisen  kaum  je  gelingen  wird,  ohne  eine  Fülle  von  möglichen 
und  unmöglichen  Hypothesen,  die  durch  die  Behandlung  eines  so 
komplizierten  Problems  nötig  werden.  Zu  einer  brauchbaren 
Lösung  gelangt  man  eben  nur  durch  eine  genaue  Analyse 
der  internationalen  Beziehungen  und  einer  getrennten  Be- 
handlung der  einzelnen  Teile  mit  ihren  verschiedenen  Wirkungen. 
Positiv  feststellbar  bleibt  nur  das  eine,  bereits  erwähnte  Moment 
allgemeiner  Natur,  nämlich  die  Fortpflanzung  der  Krisen  von 
einem  Land  auf  das  andere  auf  Grund  der  internationalen  Wert- 
übertragungen und  des  internationalen  Kredites. 

Ein  Blick  auf  die  Krisengeschichte  bestätigt  dies.  Die  erste 
Weltkrisis,  nämlich  diejenige  von  1857,  fällt  zeitlich  mit  der  Aus- 
dehnung des  Weltmarktes  und  des  internationalen  Kredites  zu- 
sammen. Sie  ging  aus  von  den  Vereinigten  Staaten  und  pflanzte 
sich  fort  nach  England,  Preußen,  Hamburg  und  von  da  nach  Süd- 
Amerika.  Der  Weltkrach  von  1873  und  die  neueren  Krisen  bis 
1907  zeigen  deutlich  die  wirtschaftliche  Abhängigkeit  der  Nationen 
von  einander.  Sie  sind  ein  Beweis  dafür,  wie  die  Wanderung  von 
Kapital  und  Arbeit  über  die  Erde  hin  nicht  nur  Segen,  sondern 
von  Zeit  zu  Zeit  auch  Unheil  bringen  kann. 

Im  Anschluß  an  diese  Ausführungen  ist  eine  von  Scliilder, 
dem  Sekretär  des  k.  k.  öst.  Handelsmuseums  in  Wien,  in  seinem 
unlängst  erschienenen  Werke  »Entwicklungstendenzen  der  Welt- 
wirtschaft« (Bd.  I.  S.  377)  aufgestellte  Theorie  des  ausgleichen- 
den Mechanismus  zu  besprechen.  Diese  Theorie,  die  angeb- 
lich in  der  britischen  Fachpresse  zuerst  zur  Sprache  kam,  sagt 
folgendes: 

»Durch  den  Zusammenhang  zwischen  Ausfuhrhandel  und 
Kapitalsinvestitionen  im  Ausland  wird  ein  ausgleichender  Mechanis- 
mus eigentümlicher  Art  geschaffen  ,  der  mit  der  wechselseitigen 
Beeinflussung  von  Wechselkursen  und  Außenhandel  verglichen 
werden  könne.  Wenn  nämlich  die  Ausfuhr  eines  Landes  zeit- 
weilig (!)    abnehme,    dann  werden   die  Gewinnsmöglichkeiten  ver- 
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ringert.  »Dies  bedeute  eine  Verminderung  der  Investitions-  und 
Gewinnsmöglichkeiten,  die  den  Kajjitalisten  des  fraglichen  Gläu- 
bigerstaates im  Inlande  offen  stehen  c.  Infolgedessen  seien 
die  Banken  und  Kapitalisten  geneigter,  Anlagen  im  Auslande  zu 
suchen,  »Ein  solches  Wachstum  der  Investitionstätigkeit  im 
Auslande  belebt  natürlich  wiederum  die  zeitweilig  stationär  ge- 
wesene Fabrikatenausfuhr,  und  die  lebhaftere  Tätigkeit  der  Aus- 
fuhrindustrien steigert  die  Gewinnst-  und  Investitionsmöglichkeiten 
im  Inlande«. 

Wenn  der  Verfasser  seine  Theorie  zum  vorneherein  nur  bei 
»zeitweiliger«  Reduktion  der  Ausfuhr  angewendet  wissen  will,  so 
macht  er  schon  selbst  eine  starke  Einschränkung.  Fragen  wir 
uns  also,  ob  die  Regel  innerhalb  des  vom  Verfasser  gezogenen 
Rahmens  allgemeine  Gültigkeit  habe. 

Schon  der  Vergleich  mit  dem  wechselseitigen  Einfluß  von 
Devisenkursen  und  Außenhandel  zeigt,  daß  wir  es  mit  einer 
Gegenüberstellung  von  nicht  reziproken  Größen  zu  tun  haben. 
Der  Außenhandel  wirkt  auf  jeden  Fall  stark  auf  den  Wechsel- 
kurs, dieser  aber  nur  schwach  auf  den  Außenhandel.  Bei  der 
neuen  Theorie  ist  die  Reziprozität  ebenfalls  ungleich.  Die  Aus- 
fuhr von  Waren  vermehrt  die  Kapitalanlage  im  Ausland,  zuerst 
diejenige  in  Wechsel,  später  diejenige  in  langfristige  Formen, 
also  u.  a.  in  Effekten.  Das  Plus  in  der  Kapitalanlage  entspricht 
ganz  genau  dem  Plus  in  der  Ausfuhr,  insofern  alle  übrigen  Wert- 
übertragungen unverändert  bleiben.  Daraus  ist  noch  lange  nicht 
zu  schließen,  daß  man  durch  den  Ankauf  von  ausländischen 
Effekten  den  Export  wesentlich  zu  heben  vermöge.  Es  kann 
sich  ja  nur  um  eine  Tendenz  zu  vermehrter  Kapitalanlage  im 
Ausland  handeln ;  in  Wirklichkeit  wird  der  Zuwachs  pro  Saldo 
nicht  größer  sein,  als  die  effektive  Wertübertragung. 

Wirft  sich  die  Investition  mit  Vorliebe  auf  ausländische 
Effekten,  so  kann  die  mit  der  Anleihepolitik  verbundene  Lieferungs- 
klausel eine  Förderung  des  Exportes  bedeuten.  Aber  eine  öko- 
nomische Theorie  darf  nicht  von  solchen  politischen  Machtfragen 
abhängig  gemacht  werden.  Zudem  steht  es  nicht  fest,  daß  diese 
Anleihen  gerade  in  die  Zeit  einer  verringerten  Ausfuhr  fallen. 

Bezieht  sich  jedoch  die  Kapitalanlage  auf  neue  Unterneh- 
mungen im  Ausland,  so  sind  auch  hier  andere  Momente  als  ein 
geringer  Export  ausschlaggebend.  Richtig  hingegen  wäre  es  zu 
sagen,    daß    eine    vermehrte    Anlage    in    fremden    Effekten    und 
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Unternehmungen  den  Wechselbestand  verringern  könne,  daß  sich 
infolge  der  stärkeren  Nachfrage  die  Devisenkurse  erhöhen,  wo- 
durch der  Export  in  günstiger  Weise  beeinflußt  werde.  Schilder 
erwähnt  dieses  Argument  nicht,  obwohl  es,  von  seinem  Stand- 
punkt aus  betrachtet,  das  allein  brauchbare  ist.  Es  erhebt  die 
neue  Theorie  auf  den  Rang  der  »Wechselkurs  und  Außenhan- 
delstheorie« und  zeigt  nun  auch  zugleich,  daß  beide  Regeln  einen 
gleich  großen  Keim  von  Wahrheit  in  sich  schließen,  denn  die 
eine  ist  nichts  weiteres  als  ein  Ausfluß  der  andern.  Die  Vermeh- 
rung der  Ausfuhr  wird  nicht  dadurch  verursacht,  daß  die  Inve- 
stition in  ausländischen  Effekten  zugenommen  hat,  sondern  weil 
dadurch  der  Wechselkurs  gehoben  wurde.  Aber  wie  gesagt,  die 
Wirkung  ist  ungleich  reziprok,  denn  sonst  müßte  die  Ausfuhr 
gleich  wie  der  Wechselkurs  um  einen  gewissen  Mittelpunkt,  um 
eine  gewisse  Parität  herumpendeln. 

Gegen  die  fragliche  Theorie  ist  ferner  zu  sagen,  daß  durch 
einen  verringerten  Export  allein  die  Gewinnstmöglichkeiten  noch 
nicht  eingeschränkt  werden,  denn  für  ein  Land  wie  England,  wo 
nach  Giffen  nur  ^e  oder  ^s  des  Gesamteinkommens  vom  Export- 
handel stammt,  kann  der  Ausfall  in  der  Ausfuhr  durch  einen  ver- 
mehrten Absatz  im  Inlande  kompensiert  werden.  Das  frei  ge- 
wordene Kapital  kann  ferner  Verwendung  finden  in  Unterneh- 
mungen, die  für  das  Ausland  Arbeitsleistungen  ausführen  (Hotel- 
verkehr, Transit,  Schiffahrt),  so  daß  ein  Abfluß  von  Kapital,  — 
also  eine  Vermehrung  der  Warenausfuhr  —  nicht  absolut  not- 
wendig ist,  um  den  Kapitalzins  und  den  Gewinn  zu  heben. 
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ÜBER  ERWERBSEINKÜNFTE   IM  EINNAHME- 
SYSTEM   DES    GROSSHERZOGTUMS    BADEN. 

Von 

Dr.  A.  SIEBERT. 

Der  Staatshaushalt  Badens  hat  im  19.  Jahrhundert  durch 
zwei  Fachmänner  eine  jeweils  längere  Zeiträume  umfassende  Be- 
leuchtung erfahren.  Von  dem  ehemaligen  Finanzminister  Dr. 
Regenaiier  wurde  in  seinem  Buche  »Der  Staatshaushalt  des  Groß- 
herzogtums Baden«  das  erste  Menschenalter  staatswirtschaftlichen 
Gebarens  in  Baden  von  Beginn  bis  Ende  des  fünften  Jahrzehnts 
(1819 — 1859)  herausgestellt;  nachmals  hat  für  die  zweite  Hälfte 
des  Jahrhunderts,  an  dessen  Schlüsse  rückschauend,  Finanzminister 
Dr.  Buchenberger  in  seinem  Buche  »Finanzpolitik  vmd  Staats- 
haushalt im  Großherzogtum  Baden  in  den  Jahren  1850 — 1900« 
den  badischen  Staatshaushalt  wissenschaftlich  behandelt^).-  Da 
die  Staatswirtschaft  Badens  von  jeher  auch  auf  nicht  unbeträcht- 
lichen Erwerbseinkünften  ruhte,  so  war  es  natürlich,  daß  in  den 
vorgenannten  Abhandlungen  auch  dieser  Einkünfteart  Erwähnung 
und  Beleuchtung  geschah. 

Regenaiier  nennt  sie  die  erste  Hauptgattung  von  Einnahmen, 
bezeichnet  sie  als  »Domäneneinkünfte«  und  hat  folgende  Unter- 
arten behandelt:  Einkünfte  aus  land-  und  forstwirtchaftlich  ge- 
nutztem Grundbesitz,  aus  Berg-,  Hütten-,  Hammer-  und  Walz- 
werken, aus  Liegenschaften  mit  besondern  Gewerbseinrichtungen 
(Mühlen,  Ziegeleien,  Wirtschaften,  Bleichen  und  eine  Brauerei 
samt  Hofgut).  Die  Salzwerke  sind,  —  weil  ihr  damaliger  Zweck 
noch  überwiegend  steuerwirtschaftlicher  Art  war,  —  imter  den 
Domäneneinkünften  nicht  verzeichnet.  Ihre  Verwaltung  unterstand 
auch  der  Aufsicht  der  Steuer  direktion.     Der  Betrieb  der  Ver- 


l)  Die  Veröffentlichung    des    Professors  E.  v.  Philippovich  hat   die  Staatshaus- 
haltsergebnisse   Badens  nur  für  die  Zeit  von   1868 — 1889  zum  Gegenstand. 
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kehrsanstalten  (Post,  Eisenbahn,  später  Bodenseedampfschiffahrt)  er- 
scheint wie  früher,  so  auch  jetzt  noch  etatrechtlich  als  sog.  aus- 
geschiedener Verwaltungszweig.  Keiner  dieser  ausgeschiedenen 
Verwaltungszweige  wurde  aus  allgemeinen  Staatsmitteln  begründet 
und  soll  sich  auch  nur  aus  sich  selbst  erhalten ;  sie  stehen  des- 
halb nicht  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  der  allgemeinen 
Staatswirtschaft.  In  mittelbare  Verbindung  mit  ihr  kommen  diese 
ausgeschiedenen  Verwaltungszweige  nur  bei  mangelnden  Betriebs- 
ergebnissen, wodurch  Zuschüsse  zu  ihrem  Betrieb  aus  allgemeinen 
Staatsmitteln  bedingt  werden. 

Für  die  Beurteilung  der  von  Regenaiier  so  genannten  Do- 
mäneneinkünfte als  Erwerbseinkünfte  der  Staatswirtschaft  durch 
ihn  sieht  man  sich  auf  eine  gelegentliche  Aeußerung  anläßlich 
der  Behandlung  der  Liegenschaften  mit  besonderer  Gewerbsein- 
richtung angewiesen,  welche  lautet:  »Die  badische  Finanzverwal- 
tung ist,  gesunden  volkswirtschaftlichen  Grundsätzen  folgend,  nie- 
mals Gönnerin  eines  Gewerbebetriebes  gewesen,  der  unbe- 
denklich der  Tätigkeit  der  Staatsbürger  überlassen  bleiben 
kann.«  Die  Abstoßung  der  obenerwähnten,  aus  früheren  Zeiten 
überkommenen  Gewerbsanstalten  mit  ausschließlichem,  aber  bei 
diesen  Anstalten  in  der  Mehrzahl  gar  nicht  erreichbarem  Ren- 
tenerwirtschaftungszweck  erschien  ihm  »hiernach  selbstverständlich, 
sobald  ihre  Veräußerung  rätlich  ist  und  nicht  ohne  offenbaren 
Schaden  erfolgen  kann.«  Die  Frage,  ob  es  angemessen  ist,  die 
übrigen  Erwerbseinkünftequellen  beizubehalten,  kann  nach  Regen- 
auers  Auffassung  direkt  nicht  Gegenstand  einer  Erörterung  sein, 
nachdem  die  Verfassungsurkunde  sich  mittelbar  für  deren  Bei- 
behaltung ausgesprochen  habe.  Indirekt  kann  aus  der  Bespre- 
chung der  Ergebnisse  der  einzelnen  Einkünftearten  aber  entnom- 
men werden,  daß  vorsehende  Staatswirtschaft  seiner  Auffassung 
nach  auf  diese  vorhandenen  Einkünftearten,  denen  z.  T.  ein 
sicheres  Steigen  in  Aussicht  steht,  zum  mindesten  in  ihrem  Ein- 
nahmesystem nicht  wird  verzichten  sollen. 

Buchenberyer  spricht  in  demselben  Zusammenhange  (Haupt- 
arten der  öffentlichen  Einkünfte)  von  privatwirtschaftlichen  Staats- 
einnahmen, welche  zu  seiner  Zeit  nur  noch  fielen  aus  land-  und 
forstwirtschaftlich  genütztem  Grundbesitz  und  aus  Salzwerkbetrieb. 
Die  Salzwerke  waren  inzwischen  nach  Uebergang  der  Salzsteuer  an 
das  Reich  reine  Gewerbsanstalten  geworden  und  an  Liegen- 
schaften   mit  besonderer  Gewerbseinrichtung  war    nur    noch  eine 
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Brauerei  geblieben,  deren  Erträge  unter  den  Einkünften  aus  land- 
wirtschaftlich genütztem  Grundbesitz  verrechnet  wurden.  Die 
Verkehrsanstalten  bleiben  nach  wie  vor  ausgeschiedene  Verwal- 
tungszweige. Die  Bezeichnung  der  Erwerbseinkünfte  als  Einnah- 
men privatwirtschaftlichen  Charakters  würde  streng  genommen 
gerade  das  ausschließen,  was  —  auch  nach  Auffassung  Buchen- 
berger?,  —  die  Erwirtschaftung  von  Erwerbseinkünften  durch  den 
Staat  grundsätzlich  begleiten  sollte :  die  Erwirtschaftung  solcher 
Einkünfte  soll  sich  nicht  allein  an  reinen  Erwerbsinteressen,  sondern 
sie  muß  sich  auch  noch  an  andern  Interessen  volkswirtschaftlicher, 
wirtschaftspolitischer,  sozialpolitischer  Art  orientieren.  Eine  streng 
privatwirtschaftliche  Wirtschaftsführung  der  Staatswirtschaft  auf 
dem  Gebiete  der  Erwerbseinkünfte  würde  aber  andere  als  Selbst- 
interessen nicht  anerkennen. 

Der  Standpunkt  Buchenbergers  zu  den  Erwerbseinkünften  ist 
ein  unzweifelhafter.  Ihre  Bedeutung  ist  ihm  mit  Rücksicht  auf 
den  Anteil,  den  sie  zu  den  gesamten  Staatseinnahmen  aufbringen, 
absolut  genommen  als  eine  hohe  erschienen;  sie  erschien  es  ihm 
aber  nicht  minder  auch  vom  Standpunkt  der  Finanzpolitik,  da 
ein  Wegfall  dieser  Einkünfte  nur  durch  Verzicht  auf  Befriedigung 
zahlreicher  wichtiger  staatlicher  Bedürfnisse  oder  durch  eine 
Steuererhöhung  gewaltsamen  Charakters  ausgeglichen  werden 
könnte. 

Im  Grund  sind  hiernach  diese  beiden  Fachmänner  nichf  nur 
keine  Gegner  einer  Erwerbseinkünftewirtschaft,  sondern  legen  ihr 
im  System  der  öffentlichen  Einnahmen  erhebliche  Bedeutung  bei. 
Hat  nun  die  Entwicklung  der  Dinge  im  Großherzogtum  Baden, 
seit  dessen  Staatshaushalt  zum  letzten  Male  finanzgeschichtlich 
und  finanzpolitisch  gewürdigt  worden  ist,  dieser  Auffassung  und 
den  Folgerungen  daraus  Recht  gegeben  und  inwiefern.? 

Die  Beantwortung  dieser  Frage  wird  sich  geben  lassen  an 
der  Hand  von  Schlußfolgerungen,  welche  an  die  Auffassung  von 
Buchenberger  über  die  Erwerbseinkünfte  —  diese  Auffassung  in 
ihren  Einzelheiten  als  Prämisse  genommen  —  angeknüpft  werden 
können. 

Was  davon  die  Bedeutung  der  zurzeit  von  früher  her  noch 
im  badischen  Einnahmesystem  vorhandenen  Erwerbseinkünfte  an- 
langt, so  gibt  darüber  der  für  die  Staatshaushaltsperiode  1912/13 
vorgelegte  Staatsvoranschlag  sachdienliche  Auskunft.  Diesem  zu- 
folge   werden    die  Erträgnisse    aus  Bewirtschaftung    der    F"orsten 
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(Staatswaldungen),  Domänen  (Staatsgüter),  Salinen  und  der  Staats- 
brauerei (Rothaus)  auf  brutto  jährlich  13,2  oder  rund  13  Mill. 
Mk.  veranschlagt.  Die  Bruttoeinkünfte  aus  Hoheitsabgaben  (Steu- 
ern und  Gefällen)  sind  in  Höhe  von  68,9,  rund  69  Mill.  Mk.  er- 
wartet. Nahezu  einem  Fünftel  (19%)  der  Haupteinnahmen  im 
allgemeinen  Staatshaushalt  kommen  daher  die  Bruttoeinnahmen 
der  Erwerbsbetriebe  gleich. 

Aber  nicht  nur  an  den  Brutto-,  sondern  auch  an  den  Netto- 
erträgen läßt  sich  die  Bedeutung  der  Erwerbseinkünfte  ermessen, 
wenn  man  sie  in  denselben  Vergleich  mit  den  Hoheitsabgaben 
setzt.  Nach  dem  ebengenannten  Staatsvoranschlag  werden  er- 
wartet : 

Brutto  Kosten  Netto 

An  Hoheitsabgaben  68,9  Mill.  Mk.  12,9  Mill.  Mk.  56,0  Mill.  Mk. 

»    Erwerbseinkünften  13,2       >         »  8,2»         »  5,0»         » 

Um  diese  5  Millionen  Mark  Nettoeinkünfte,  welche  aus  den 
Erwerbsbetrieben  fallen,  anderweit  zu  beschaffen,  müßten  die 
Hauptsteuerarten  um  rund  50  "o,  und  zwar  die  Vermögenssteuer 
um  5,5  Pfennig  oder  die  Einkommensteuer  um  55  Pfennig  von 
100  Mk.  Steuerkapital  erhöht  werden,  was  noch  mehr  als  eine 
Erhöhung  gewaltsamen  Charakters  darstellen  würde. 

Wenn  eine  solche  gewaltsame  Steuererhöhung  in  normalen 
Zeiten  überhaupt  durchführbar  wäre,  was  fraglich  erscheinen 
kann,  oder  besser,  da  eine  solche  gewaltsame  Steuererhöhung  in 
normalen  Zeiten  undurchführbar  wäre,  was  nicht  fraglich  er- 
scheinen kann,  so  bliebe  nur  ein  Verzicht  auf  Befriedigung  einer 
großen  Reihe  stets  wachsender  staatlicherseits  zu  befriedigender 
Bedürfnisse.  Dieses  kontinuierliche,  fast  mit  elementarer  Gewalt 
in  die  Erscheinung  tretende  Anwachsen  staatlicher  Bedürfnisse 
läßt  sich  gut  damit  illustrieren,  daß  z.  B.  die  im  Budget  für 
19 10/ II  im  Staatsvoranschlag  Badens  festgestellten  Bedürfnissum- 
men von  Aufstellung  bis  zum  endgültigen  Vollzug  des  Voran- 
schlags durchweg  als  zu  niedrig  sich  erwiesen.  Die  Abweichungen 
nach  oben  haben  betragen  : 

beim  Justizetat  429  000  Mk.  =  4,4  v.  H. 

»       Kultus-  und  Unterrichtsetat  839  000  >  =  6,7    >     » 

3>       Etat  des   Innern  628  000  »  =  3,8    »     » 

»       Etat  der  Finanzen  722  000  j>  =  9,3    >     » 

Schon  innerhalb  einer  Budgetperiode  konnte  von  Befriedigung 
dieser  Bedürfnisse  infolge  ihres  Wachstums  mit  den  zu  Beginn 
der    Periode    vorgesehenen    Mitteln    keine    Rede   sein,    noch    viel 
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weniger  von  Budgetperiode  zu  Budgetperiode.  In  dieser  Bezie- 
hung gibt  einen  Beleg  der  Vergleich  der  beiden  letzten  Budget- 
perioden ab.  Der  Ueberschlag  der  Aufwandsetats  der  Einzel- 
ministerien zusammen  fördert  für  die  Periode  1912/13  einen 
Jahresbetrag  von  je  58  Mill.  Mk.,  jener  für  die  Jahre  1911/12  be- 
trug 55,8  Mill.  Mk.  Die  laufende  Budgetperiode  bedarf  daher 
zur  Befriedigung  staatlicher  Bedürfnisse  im  ordentlichen  Etat 
pro  Jahr  mindestens  2,2  Mill.  Mk.  mehr  als  die  vorhergegangene, 
innerhalb  ihres  Vollzugs  schon  gewachsene,  und  dies  so  ziemlich 
auf  allen  Gebieten  staatlicher  Tätigkeit,  in  den  beträchtlichsten 
Beträgen  allerdings  zur  Deckung  von  Personalaufwand.  Um  ein 
sehr  beträchtliches  Stück  müßte  darnach  die  Möglichkeit  der 
Deckung  hinter  der  Anforderung  zurückbleiben,  wenn  —  wie 
immerhin  annehmbar  ist  —  die  Summe  der  Erwerbseinkünfte  für 
den  badischen  Staatshaushalt  und  auch  eine  beträchtliche  Steuer- 
erhöhung nicht  in  Betracht  kommen  könnten.  Es  scheint  fast, 
als  ob  letzteres  in  den  nächsten  Jahren  tatsächlich  nicht  in  Be- 
tracht kommen  könnte  angesichts  der  in  den  letzten  Jahren 
bereits  vollzogenen  Steuererhöhungen.  In  der  Budgetperiode 
1904/5  hat  eine  P2rhöhung  der  Kapitalrenten-  und  der  Einkommen- 
steuer stattgefunden.  In  der  Budgetperiode  1908/9  folgt  eine 
Erhöhung  der  Beförsterungssteuer  und  eine  wiederholte  Erhöhung 
der  Einkommensteuer.  In  derselben  Periode  hat  die  Umwandlung 
der  früheren  Ertragssteuern  in  eine  einheitliche  Vermögensst-euer 
eine  steuerliche  Mehrbelastung  in  dieser  Besteuerungsart  mit  sich 
gebracht.  Endlich  ist  in  der  Budgetperiode  1910/11  abermals 
eine  Erhöhung  der  Einkommensteuer  eingetreten.  Die  nach  den 
Voranschlägen  von  1910  gefertigte  vergleichende  reichsstatistische 
Darstellung  mußte  so  zu  dem  Ergebnis  gelangen,  daß  hinsichtlich 
der  Belastung  mit  direkten  Steuern  an  erster  Stelle  Baden  mit 
16,34  Mark  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  steht;  die  andern  Bun- 
desstaaten folgen  erst  in  den  in  nachstehender  Reihe  verzeich- 
neten Abständen : 


I.  Sachsen  mit 

15,21   Mk. 

4.  Preußen  mit 

10,16  Mk, 

2.  Hessen  mit 

15,20     > 

5.  Bayern  mit 

9,10     ■» 

3.  Württemberg  mit 

12,72      » 

Wenn  nun  darnach  zugegeben  werden  muß,  daß  die  Bedeu- 
tung der  Erwerbseinkünfte  für  den  badischen  Staatshaushalt  mit 
Rücksicht  auf  ihren  Anteil  am  Gesamtaufkommen  an  sich  immer 
noch  eine  ansehnliche  ist,    wenn    ferner    nicht    zu  beabreden  ist, 
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daß  die  nach  dem  Gesetz  der  wachsenden  Staats  a  u  f  gaben 
wachsenden  Staats  a  u  s  gaben  auf  Deckung  aus  Steueraufkommen 
in  den  nächsten  Jahren  wenigstens  in  vollem  Umfange  nicht  mehr 
rechnen  dürfen,  weil  die  Leistungsfähigkeit  dieser  Quelle  sich  zu 
erschöpfen  beginnt,  so  erscheint  damit  die  Notwendigkeit  gegeben, 
auf  die  erstere  Einkünfteart  in  dem  Sinne  ihrer  weiteren  Ausbil- 
dung zurückzukommen,  nachdem  seit  langem  die  Finanzpolitik 
fast  ausschließlich  das  Besteuerungsproblem  in  pflegliche  Behand- 
lung genommen  hat.  Die  Ausbildung  der  Erwerbseinkünfte  im 
System  der  öffentlichen  Einnahmen  kann  nach  zwei  Seiten  hin 
statthaben:  Wenn  neue  Quellen  sich  finden,  diese  für  Zwecke  der 
Gemeinwirtschaft  zu  fassen  und  nutzbar  zu  machen  und  bei  Be- 
wirtschaftung der  bestehenden  Erwerbseinkünftequellen  mehr  dem 
privat-  als  dem  staatswirtschaftlichen  Prinzip  Geltung  einzuräumen. 

Nach  beiden  Seiten  hin  sind,  wie  es  scheinen  will,  in  neuerer 
Zeit  Schritte  in  Baden  erfolgt. 

Unterm  26.  April  191 2  ist  ein  Lotteriegesetz  verkündet  wor- 
den, welches  ab  i.  Mai  191 2  das  Gebiet  des  Großherzogtums 
Baden  dem  Betriebe  staatlich  veranstalteter  Gewinnaussichten- 
nutzung eröffnet  durch  Zulassung  der  preußischen  Klassenlotterie 
als  sog.  preußisch-süddeutsche  Klassenlotterie  auf  Grund  eines 
Staatsvertrags  mit  Preußen  und  nach  ständischer  Genehmigung 
unter  gleichzeitigem  fast  unbedingtem  Ausschluß  sonstiger  Lot- 
terien, zu  dessen  Durchführung  für  den  Zuwiderhandlungsfall  hohe 
Geld-  und  Freiheitsstrafen  angedroht  werden.  Für  den  Beitritt 
Badens  in  die  preußische  Lotteriegemeinschaft  und  den  mono- 
polartigen Schutz  dieses  Glückspiels  in  Baden  zahlt  Preußen  an 
letzteres  in  den  ersten  fünf  Jahren  des  Bestehens  halbjährlich 
zum  voraus  eine  Aversalsumme  von  345  000  Mk.,  nach  Ablauf 
von  fünf  Jahren  eine  feste  Vergütung  von  42  Mk.  für  jedes  in 
Baden  abgesetzte  Los.  Der  Vertrag  läuft  bis  1927;  darnach 
ist  er  von  fünf  zu  fünf  Jahren  kündbar. 

Die  für  den  Staatshaushalt  Badens  dadurch  jährlich  fällig 
werdende  Einnahme  von  rund  700000  Mk.  fürs  erste  kommt  einer 
Besteuerung  von  rund  ^s  ^^^-  ^^^^  ^len  Kopf  der  Bevölkerung 
gleich.  In  Vergleich  zu  den  sonstigen  privatwirtschaftlich  ge- 
wonnenen Erträgnissen  gewinnt  der  Staatshaushalt  Badens  mit 
Oeffnung  dieser  neuen  Einkünftequelle  zu  den  bisherigen  Er- 
werbseinkünften eine  Zulage,  welche  nach  den  derzeitigen  Er- 
mittlungen einem  erheblichen  Bruchteil  des  Ertrags  aus  den  Do- 
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mänen  gleichkommt,  welche  den  Reinertrag  aus  den  Salzwerken 
um  nahezu  zwei  Siebenteile  und  jenen  aus  dem  Betriebe  von 
sonstigen  Gewerbseinrichtungen  um  mehr  als  das  Fünffache  über- 
steigt. Auch  mit  verschiedenen  Steuererträgnissen  verglichen  zeigt 
sich  ein  vorteilhaftes  Bild,  da  der  Ertrag  des  Lotterieabkommens 
annähernd  gleich  hoch,  höher  oder  nur  wenig  niederer  wie  jene 
sich  darstellt,  so  im  Vergleich  zu  der  Beförsterungssteuer,  zur 
Wandergewerbesteuer,  zur  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer,  zur 
Hundesteuer,  wobei  noch  anzumerken  ist,  daß  nennenswerte 
Kosten  für  Erwirtschaftung  der  neuen  Einkünfteart  nicht  er- 
wachsen. 

Mit  der  Schaffung  der  neuen  Lotterieeinnahme  hat  Baden  sein 
System  der  Erwerbseinkünfte,  ohne  andere,  als  theoretisch-rheto- 
rische Widerstände  überwinden  zu  müssen,  wiederum  auf  ein  Ge- 
biet ausgedehnt,  das  von  ihm  schon  einmal  beackert  worden 
war,  aber  nachmals  wieder  aufgegeben  wurde:  auf  das  Gebiet 
der  Glücksspielbetriebe.  Die  ersten  größeren  Anleihen  (z.  B.  die 
Losanleihen  von  1820,  1840  und  1845)  waren  Glücksspielformen 
und  ihnen  reihte  sich  später  (1867)  die  Prämienanleihe  an.  Zei- 
ten der  Finanzklemme  im  Staatshaushalt  ehedem  wie  jetzt  sind 
Anlaß  gewesen,  diese  Einkünfteart  wieder  in  Nutzung  zu  nehmen. 
Die  bedenkliche  Seite  solchen  staatswirtschaftlichen  Gebarens 
war  zwar  wohl  erwogen,  mußte  aber  hinter  die  Notwendigkeiten 
praktischer  Finanzwirtschaft  zurücktreten. 

Erheblich  schwieriger  als  der  Uebergang  zum  Mitbetrieb  einer 
Klassenlotterie  gestaltete  sich  die  endlich  gewordene  Aufnahme 
eines  gewerblichen  Großbetriebs  durch  den  badischen  Staat,  wel- 
cher die  Gewinnung  von  elektrischer  Energie  durch  Ausnutzung 
von  Binnenlandswasserkräften  (im  Gegensatz  zu  den  Wasserkräf- 
ten des  Oberrheins)  zum  Gegenstand  hat,  wobei  an  sich  die 
Möglichkeit  zwar  gegeben  wird,  auch  eine  Einnahmequelle  aus 
diesem  Betrieb  für  die  allgemeine  Staatswirtschaft  zu  gewinnen, 
aber  bis  jetzt,  wenigstens  gesetzlich,  eine  bestimmte,  dahinzielende 
Festlegung  nicht  erfahren  konnte. 

Zwanzig  Jahre  lang  schwankte  die  Entscheidung  über  die 
Art  der  Verwertung  der  Wasserkräfte  im  Lande.  Gegenstand 
dieser  Entscheidung  war  die  Frage,  ob  Staatsbetrieb  oder  Privat- 
betrieb. Die  Erörterungen  begannen  im  Jahre  1892,  als  die  Re- 
gierung vorher  (1890)  einer  Privatgesellschaft  die  Genehmigung 
zur  Verwertung  von  Großwasserkräften    am  Oberrhein    (zwischen 
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Basel  und  Konstanz)  erteilt  hatte  —  zunächst  nicht  aus  finanz- 
politischen Motiven  heraus,  da  der  Gedanke,  daß  der  Staat  an 
der  Ausbeutung"  der  seiner  Hoheit  unterliegenden  enormen  Kräfte 
der  fließenden  Großgewässer  in  Staatsbetrieben  zu  Finanzzwecken 
sich  beteiligen  solle,  damals  noch  in  jeder  Form  abgelehnt  wurde, 
sondern  aus  Motiven  sozialpolitischer  Art  in  dem  Sinne,  daß  dem 
Staate  im  Interesse  des  großen  Kreises  der  Verbraucher  elektri- 
scher Energie  nur  ein  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  Verwertung 
durch  eine  mit  Bedingungen  verknüpfte  Vergebung  von  VVasser- 
kräfteausnutzungsberechtigungen  vorbehalten  sein  solle.  Grund- 
sätzlich daher  ausschließlich  Privatbetrieb.  So 
erfolgten  auch  wertvolle  Vergebungen.  Nach  Verlauf  von  10  Jah- 
ren (1902)  beginnt  die  Volksvertretung  die  Regierung  aufzu- 
fordern, in  die  Weiterentwicklung  der  Wasserkräfteausbeutung 
derart  einzugreifen,  daß  zwar  noch  nicht  die  Privatwirtschaft  durch 
die  Staatswirtschaft  ersetzt  werden  solle,  aber  daß  doch  neben  der 
Privatwirtschaft  die  Staatswirtschaft  ohne  ausgesprochene  fiskali- 
sche Nebenzwecksbestimmung  beginnen  solle,  selbständig  Wasser- 
kräfte auszubeuten.  Grundsätzlich  daher  noch  Privat- 
betrieb, daneben  aber  auch  Staatsbetrieb.  Wieder 
10  Jahre  später  (19 12)  sehen  wir  am  Oberrhein  die  Vergebung 
weiterer  Ausbeuteberechtigungen  für  Rheinwasserkräfte  an  Private 
eingestellt;  die  Ausbeutung  der  beträchtlichsten  Binnenwasser- 
kraft aber,  die  der  untern  Murg,  durch  ein  staatlicherseits  zu 
errichtendes  Kraftwerk  in  Angrift  genommen.  Grundsätz- 
lich daher  nunmehr  ausschließlich  Staatsbetrieb. 
Dieser  Umschwung  hat  sich  vollzogen  nach  Erkenntnis  der 
bedrohlichen  Entwicklung,  welche  die  Privatindustrie  bei  Aus- 
nützung der  Oberrheinwasserkräfte  genommen  und  welche  dem 
Lande  Baden  die  Gefahr  privatmonopolistischer  Belieferung  mit 
all  ihren  Folgen  bei  Deckung  des  Bedarfs  an  Kraft  oder  Licht 
durch  die  von  ihm  selbst  zur  Existenz  gerufenen  privaten  Elek- 
trizitätsgesellschaften in  nächste  Nähe  gerückt  hatte.  Durch  Be- 
sitz oder  »Kontrolle«  der  Werke  bei  Laufenburg,  VVyhlen,  Rhein- 
felden  am  Oberrhein  ist  Süd-Baden  der  ausschließlichen  Beliefe- 
rung für  Elektrizität  durch  zwei  verständigte  große  Gesellschaften 
überantwortet.  Durch  ein  Werk  in  Lahr  haben  sie  im  südlichen 
Mittel-Baden  Fuß  gefaßt.  Durch  Begründung  der  bedeutenden 
Produktionszentrale  im  oberen  Tal  der  unteren  Murg  hätte  das 
gesamte   Mittel-Baden    und    ein    Teil    von   Unter-Baden    versorgt 
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werden  können  und  wenn  am  Unterlauf  des  Neckar  noch  die 
Gelegenheit  zur  Ausnutzung  der  Neckarwasserkräfte  —  was  an- 
zunehmen war  —  den  Gesellschaften  auch  nicht  entgangen  wäre, 
dann  wäre  auch  der  nördliche  und  nordöstliche  Teil  von  Baden 
bis  gegen  Würzburg  hin  in  das  den  Gesellschaften  wohl  vor- 
behaltene Gebiet  eingezogen  gewesen.  Damit  hätte  sich  der 
Ring  geschlossen  und  ganz  Baden  hätte  sich  wegen  Bezugs  von 
Elektrizität  auf  zwei  bez.  auf  eine  aus  den  zweien  geeinte  Gesell- 
schaft angewiesen  gesehen.  Aber  nicht  nur  wegen  Bezugs  von 
Elektrizität,  sondern  auch  wegen  Bezugs  von  allen  Hilfsmateria- 
lien zu  deren  Verwertung;  denn  die  Gesellschaft  produziert  und 
verkauft  auch  die  zur  Verwertung  von  Elektrizität  erforderlichen 
Maschinen,  Werkzeuge  und  Gebrauchsgegenstände  jeder  Art  für 
elektrisch  eingerichtete  Betriebe  und  sie  begleitet  ferner  mit  ihrer 
Fürsorge  alle  diese  Materialien  bis  in  den  Betrieb  der  Verbraucher 
hinein  und  nimmt  damit  auch  das  gesamte  Installationsgewerbe 
an  sich. 

Eine  solche  Entwicklung  zu  begönnern,  um  mit  Regenauer 
zu  reden,  schien  doch  mit  gesunden  volkswirtschaftlichen  Grund- 
sätzen nicht  gut  vereinbar.  Der  Fortsetzung  des  Siegeszuges  von 
Süd-Baden,  wo  er  bereits  begonnen,  über  ganz  Mittel-Baden  und 
weiter  wurde  daher  vorerst  durch  ein  Gesetz  vom  5.  Dezember 
191 2  ein  Ziel  gesetzt,  welches  den  Bau  und  Betrieb  eines  Werkes 
zur  Ausnutzung  der  im  Einzugsgebiet  der  (untern)  Murg  inner- 
halb Badens  vorhandenen,  noch  unbenutzten  Wasserkräfte  auf 
Rechnung  des  Staates  anordnet. 

Dieses  Murgwerk  ist  etatrechtlich  (wie  die  Eisenbahnen  und 
die  Bodenseedampfschiffahrt)  als  sog.  ausgeschiedener  Verwal- 
tungszweig zu  behandeln,  d.  h.  es  führt  seinen  Bau  und  Betrieb 
mit  eigenen  Mitteln,  die  nicht  aus  Staatsmitteln  genommen  wer- 
den, und  auf  eigene  Rechnung,  aber  auf  Gefahr  des  Gesamt- 
staatshaushalts (vergl.  Art.  3.  6  und  insbesondere  8). 

Die  Beschaffung  der  Mittel  zum  Bau  und  in  den  ersten 
Jahren  teilweise  auch  zum  Betrieb,  erfolgt  auf  dem  Wege  einer 
Anleihe  und  die  aufgenommenen  Summen  bilden  eine  besondere 
Staatsschuld. 

Die  gewonnene  elektrische  Energie  soll  zu  tunlichst  billigen 
Preisen  an  die  Verbraucher  abgegeben  werden.  Aus  diesen  Ein- 
nahmen ist  zu  schöpfen  der  Bedarf  zur  Deckung  der  laufenden 
Betriebskosten  und  ein  Betrae  als  Rücklaije  in  einem  Erneuerungs- 
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fond  (s.  Art.  5),  ferner  das  Erfordernis  für  Verwaltung  und  Ver- 
zinsung sowie  für  Tilgung  (^,'4  %,  später  i  %)  der  Anlehensbeträge 
und  schließlich  ein  Betrag  als  Rücklage  für  einen  Reservefond 
(s.  Art.  7). 

Zur  Bestreitung  der  Ausgaben  für  Erneuerung  der  einer  Ab- 
nützung unterworfenen  Teile  ist  mit  Eröffnung  des  Betriebs  ein 
Erneuerungsfond  nach  einer  im  Einverständnis  mit  dem 
Finanzministerium  und  den  Landständen  zu  er- 
lassenden Ordnung   anzulegen. 

Der  nach  Deckung  der  laufenden  Betriebsausgaben  und  nach 
Abzug  der  in  dem  Erneuerungsfond  zu  machenden  Rücklagen 
verbleibende  jährliche  Betriebsüberschuß  ist  dann  zunächst  für 
Verzinsung,  Verwaltung  und  Tilgung  zu  verwenden.  Das  Fehlende 
zu  letzteren  Zwecken  ist  durch  Zuschuß  auf  Ersatz  und  gegen 
Verzinsung  aus  der  Amortisationskasse  (Reserve  der  allg.  Staats- 
verwaltung) zu  decken. 

Soweit  Betriebsüberschüsse  die  gesamten  bisher  genannten 
Erfordernisse  übersteigen,  ist  daraus  bis  zur  Höhe  von  10  v.  H. 
des  Anlagekapitals  ein  Reservefond  zu  bilden,  für  den  ebenfalls 
eine  Ordnung  im  Einverständnis  mit  dem  Finanz- 
ministerium und  den  Landständen  zu  erlassen  ist. 
Noch  weitere  Betriebsüberschüsse  sollen  im  Einverständnis  mit 
dem  Plnanzministerium  und  den  Landständen  zur  verstärkten 
Tilgung  des  Anlagekapitals  oder  zur  entsprechenden  Ermäßigung 
der  Preise  für  die  erzeugte  Kraft  verwendet  werden. 

Zeigt  es  sich,  daß  die  laufenden  Erfordernisse  für  das  Murg- 
werk  durch  dessen  Einnahmen  in  nachhaltiger  Weise  nicht  auf- 
gebracht werden  können,  so  ist  durch  den  Staatsvoranschlag  der 
zur  Deckung  der  Fehlbeträge  erforderliche  Staatszuschuß  (aus 
allgemeinen  Staatsmitteln)  zu  bestimmen. 

Das  durch  dieses  Gesetz  und  durch  ein  in  unmittelbarem 
Anschluß  daran  erlassenes  weiteres  über  Aufnahme  eines  An- 
lehens  ins  Leben  gerufene  Unternehmen  des  staatlicherseits  er- 
folgenden Baues  und  Betriebes  eines  Wasserkraftwerks  zur  Ge- 
winnung von  Elektrizität  ist  in  zwei  Stufen  zur  Ausführung  pro- 
jektiert, wovon  die  erste  Stufe  eine  Summe  von  12,2  Mill.  Mk., 
die  zweite  Stufe  noch  weitere  16,3  Mill.  Mk.  erforderlich  machen 
wird.  Das  Murgwerk  ist  schon  in  Angriff  genommen,  zur  Fertig- 
stellung wird  eine  Gesamtbauzeit  von  5  Jahren  nötig  sein.  Nach 
Ausbau  der  ersten  Stufe  wird  es  eine  Jahresleistung  für  52,6  Mill. 
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PS.-Stunden  oder  35  j\Iill.  KW. -Stunden  Verbrauch  abzugeben 
vermögen.  Nach  Vollendung  der  zweiten  Stufe  wird  als  sicher 
eine  Leistung  für  mindestens  96  Mill.  PS.-Stunden  oder  64  Mill. 
KW.-Stunden  Verbrauch  erwartet.  Die  Gestehungskosten  werden 
angegeben  auf  3,32  Pfg.  für  die  KW.- Stunde  nach  Ausbau  der 
ersten  Stufe  und  auf  3,00  Pfg.  für  die  KW. -Stunde  nach  Voll- 
ausbau (I.  und  II.  Stufe)  bei  2000  Stunden  Benützungsdauer  im 
Jahre.  Von  der  Produktion  des  ersten  Ausbaus  mit  35  Mill. 
KW.-Stunden  sind  regierungseitig  27  Mill.  KW.-Stunden  bereits 
als  fest  begeben  bezeichnet  worden.  Ein  Hauptabnehmer  wird 
die  Eisenbahnverwaltung  sein  wegen  Einführung  des  elektrischen 
Betriebs  auf  einzelnen  Strecken,  was  aber  nur  der  erste  Schritt 
zur  allmählichen  Umwandlung  des  Gesamtsbetriebs  (wenigstens  in 
bestimmten  Teilen)  in  der  gleichen  Richtung  sein  dürfte.  Bei 
Zugrundelegung  einer  Grundtaxe  von  60  Mark  pro  Kilowatt  und 
eines  Preises  von  4  Pfg.  pro  Kilowattstunde  wäre  schon  bei  Ab- 
gabe von  27,5  Mill.  KW.-Stunden  an  Großabnehmer  die  Deckung 
aller  Betriebskosten,  Verzinsung  des  Anlagekapitals  und  Abführung 
eines  Tilgungsbetrages  zu  erreichen. 

Die  Stromabgabe  an  Großabnehmer  soll  zu  den  eben- 
genannten Preisen  (Grundtaxe  60  !*klk.  pro  Kilowatt  und  4  Pfg. 
für  jede  KW.-Stunde)  nach  Jahresbedarf  gerechnet  erfolgen.  Auf 
die  für  das  ganze  Jahr  in  dieser  Weise  berechneten  Beträge  sollen 
folgende  Rabatte  gewährt  werden: 

von  o —  20  000  Mk o  %, 

über  20  000 —  50  000  V  10  %, 

»  50000 — 100  000  » 20  0/0, 

»  100  000 — 200  000  » 30  %, 

»  200  000 — 300  000  »  40  %, 

»  300  000 — 500  000  > 45  %, 

500  000  >  50  0/q. 

Die  Abgabe  im  Kleinen  soll  nach  einem  vorgeschlagenen 
Tarif  je  nach  Menge  des  Verbrauches  erfolgen.  Darnach  würden 
für  die  Verbraucher  betragen : 

I .  Die  Kosten  des  Stromes  für  B  e  1  e  u  c  h  t  u  n  g  s  z  w  e  c  k  e  : 
für  die  ersten  250  KW.-Std.  des  Jahresverbrauchs  d.i.  von 

0-250  KW.-Std.  40  Pfg.  pro  KW.-Std. 
für  die  nächsten  500  KW.-Std.  des  Jahresverbrauchs    d.  i. 

von  251—750  KW.-Std.  36  Pfg.  pro  KW.-Std. 
für    die    folgenden    1250  KW.-Std.    des   Jahresverbrauchs 
d.i.  von  751—2000  KW.-Std.  32  Pfg.  pro  KW\-Std. 
Mehrverbrauch  nach  besonderer  Vereinbarung. 


Ueber  Erwerbseinkünfic  im  Einnahmesystem  des  Großherzogtums  Baden.     427 

2.  Die  Kosten  des  Stromes  für  Kraftzwecke: 

für  die  ersten  looo  KW.-Std.  des  Jahresverbrauchs  d.  i.  von 
o— 1000  KW.-Std.  20  Pfg.  pro  KW.-Std. 

für  die  nächsten  4000  KW.-Std.  des  Jahresverbrauchs  d.  i. 
von   looi  — 5000  KW.-Std.   15  Pfg.  pro  KW.-Std. 
Mehrverbrauch  nach  besonderer  Vereinbarung, 

3.  Die  Kosten  des  Stromes  für  Koch-  und  Heizzwecke: 
für  jede  vom  Zähler  angezeigte  KW.-Std.    12  Pfg. 

Nur  bei  den  unter  OZ.  i  und  2  aufgeführten  Verwendungs- 
arten ist  bei  einem  besonders  starken,  das  Maximum  übersteigen- 
den Verbrauch  weitere  VerbilHgung  vorgesehen.  Bei  allen  Ver- 
brauchsarten aber  ist  Pauschalierung  zugelassen. 

Nachdem  der  langjährige  Kampf  um  die  Entscheidung,  ob 
Privatbetrieb  oder  Staatsbetrieb,  für  den  Bau  von  Wasserkraft- 
werken in  Baden  zugunsten  der  letztgenannten  Betriebsweise  für 
die  Zukunft  entschieden  worden,  nachdem  der  Entscheidung  auch 
gleich  die  Inswerksetzung  nachfolgte  und  deren  Ergebnisse  — 
fachmännischen  Berechnungen  und  auch  tatsächlichen  Erträgen 
schon  bestehender  Privatbetriebe  zufolge  —  als  günstige  in  An- 
schlag gebracht  werden  dürfen,  drängt  sich  von  selbst  die  Frage 
auf,  ob  die  im  Gesetz  vorgesehene  Verwendung  dieser  Ergebnisse 
die  unbedingt  richtige   genannt  werden  soll. 

Das  Gesetz  bezeichnet,  wie  wir  gesehen,  eine  Reihe  von 
Abflußkanälen,  welche  die  steigende  Flut  der  Renten  aufnehmen 
sollen  und  zum  größten  Teil  auch  werden  aufnehmen  können. 
Nach  Deckung  der  laufenden  Betriebskosten  genießt  die  Erneue- 
rung der  einer  Abnutzung  unterworfenen  Teile  des  Murgwerks 
die  erste  Vorsorge.  Nächst  dieser  für  Betrieb  und  Erhaltung 
folgt  jene  für  Verzinsung  und  Abtilgung  der  Anlagekosten.  Hier- 
nach ist  die  Sorge  auf  Vorkehr  gegen  außergewöhnliche  Ereig- 
nisse gerichtet.  Wenn  alle  diese  Zwecke  erfüllt,  wenn  die  Be- 
triebskosten gedeckt,  der  Erneuerungsfond,  der  Tilgungsfond  und 
der  Reservefond  gespeist,  die  Betriebsergebnisse  aber  dennoch 
dadurch  nicht  verbraucht  sind,  dann  soll  verstärkte  Tilgung  oder 
Kraftpreisermäßigung  stattfinden.  Und  die  Staatswirtschaft?  Sie 
hat  die  Mittel  für  Ersteinrichtung  des  Werkes  zu  beschaffen  und 
dieses  fernerhin  zu  bewirtschaften.  Sie  darf  im  Falle  Unvermögens 
der  Betriebsergebnisse  durch  Zuschüsse  aus  den  Reserven  der 
allg-emeinen  Wirtschaft    oder    aus  den   allcfemeinen  Mitteln    selbst 
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den  Betrieb  alimentieren,  also  Zuschußwirtschaft  an  das  Murg- 
werk  über  sich  ergehen  lassen;  aber  an  reinen  Ueberschüssen,  an 
einem  Unternehmergewinn  wirtschaftlich  reinster  Art  dieses  Werks 
ist  die  Staatswirtschaft  unmittelbar  in  keiner  Weise  beteiligt  — 
wenigstens  nicht  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes.  Sie  kann  und 
muß  es  aber  wohl  werden  dadurch,  daß  ihr  Interesse  bei  Fest- 
stellung der  Ordnungen  für  den  Erneuerungsfond  und  für  den 
Reservefond  des  Murgwerks  durch  das  Finanzministerium  gewahrt 
wird,  ohne  dessen  Einverständnis  diese  Ordnungen  nicht  erlassen 
werden  können.  Ferner  ist  auch  die  Benützung  der  nach  Er- 
füllung aller  Selbstzw^ecke  des  Murgwerks  noch  übrig  bleibenden 
Betriebsüberschüsse  zu  verstärkter  Tilgung  oder  Kraftpreisermäßi- 
gung an  das  Einverständnis  des  Finanzministeriums  geknüpft.  Für 
eine  Beteiligung  der  Staatswirtschaft  an  dem  Unternehmergewinn 
des  Murgwerks  (und  auch  an  dem  aller  später  noch  zu  erbauen- 
der staatlicher  Kraftwerke)  sprechen  zunächst  zwei  Momente, 
welche  aus  der  Grundstellung  herzunehmen  sind,  von  welcher  aus 
die  ganze  Aktion  in  Fluß  kam. 

Wir  haben  oben  gesehen,  daß  der  Grund  für  das  Herantreten 
des  Staates  an  die  Aufgabe  der  Erbauung  von  Kraftwerken  zur 
Gewinnung  von  Elektrizität  die  immer  näher  rückende  Monopol- 
gefahr war,  welche  dem  Lande  dadurch  drohte,  daß  infolge  von 
Vergebung  von  Oberrheinwasserkräften  in  ganz  Südbaden  die 
Erzeugung  von  Elektrizität  als  Licht-  und  Kraftquelle  nahezu  vxillig 
durch  zwei  große  Elektrizitätsgesellschaften  erfolgte.  Von  diesen 
wäre  auch  der  Eisenbahnfiskus  bei  der  bevorstehenden  Einführung 
des  elektrischen  Betriebes  abhängig  geworden  und  zwar  für  ganz 
Baden  und  in  demselben  Maße  ebenso  eine  große  Anzahl  von 
Gemeinden  wie  Gewerbetreibende  auch  im  andern,  als  nur  im 
südlichen  Teile  des  Landes,  wenn  der  Entwicklung  nicht  Halt 
geboten  worden  wäre.  Diese  Gefahr  erscheint  durch  Errichtung 
des  staatlichen  Murgwerks  zunächst  beseitigt. 

Das  Murgwerk  ist  aber  erst  der  Anfang  einer  Reihe  noch 
anderer  in  Baden  zur  Gewinnung  von  Elektrizität  zu  erstellender 
staatlicher  Kraftwerke. 

Mit  der  Möglichkeit,  aus  der  ersten  zu  schaffenden  neuen 
Ertragsquelle  Rentenanteile  zu  ziehen,  erweitert  sich  für  den 
Staat  die  Aussicht,  bald  auch  an  eine  Versorgung  des  noch  übrigen 
Landes  mit  Elektrizität  zu  Nichtmonopolpreisen  herantreten  zu 
können  und  zu  diesem  Tun  Gemeinschaftlichen  Interesses  wird  ihm 
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noch  ein  solches  privaten  Interesses  ermögHcht:  durch  Anteil  der 
Staatswirtschaft  am  Unternehmergewinn  der  Kraftwerke  wird  ver- 
hindert, daß  eine  die  private  Rente  aus  den  bestehenden  privat- 
wirtschaftlich betriebenen  Kraftwerken  drückende  Konkurrenz  der 
staatlichen  Kraftwerke  entsteht.  Neben  diesen  zwei  Momenten 
sozialen  Charakters  scheint  aber  noch  ein  wirtschaftliches  hervor- 
hebenswert.  Dieses  zwingende  wirtschaftliche  Moment  fi^ir  die 
Anteilnahme  der  allgemeinen  Staatswirtschaft  an  den  freien  Ueber- 
schüssen  des  Murgwerks  scheint  mir  darin  zu  liegen,  daß  mit 
üebernahme  und  Durchführung  der  in  Erbauung  und  Betrieb  des 
Werks  liegenden  Aufgabe  ein  nicht  unbeträchtliches  Risiko  ver- 
bunden ist,  welches  letzten  Endes  doch  aus  Mitteln  der  allge- 
meinen Staatswirtschaft  gewährleistet  werden  muß.  Daß  die  Üeber- 
nahme dieses  Risikos  nicht  entgeltlos  erfolgen  solle,  wird  jedem, 
der  wirtschaftlich  denken  gelernt  hat ,  eine  selbstverständliche 
Forderung  sein.  Wenn  aber  nicht,  so  wäre  die  letzte,  zwar  kaum 
gewollte,  aber  sichere  Folge  des  vorbehaltlosen  finanzministeriellen 
Einverständnisses  zu  der  im  Gesetz  angenommenen  Verwendung 
der  freien  Ueberschüsse  doch  wohl  die,  daß  nach  Abtragung  aller 
Anlagekosten  und  fernerer  Ansammlung  eines  die  Betriebskosten 
deckenden  Fonds  fast  kostenlose  Lieferung  der  elektrischen  Kraft 
an  die  Großabnehmer  eintreten  könnte  und  darauf  Versorgung 
dieser  als  schließliche  Rentner  eintreten  würde  durch  Bezüge, 
welche  staatlicherseits  bei  sozusagen  kostenloser  Produktion  durch 
Festsetzung  der  Einzelpreise  bei  Abgabe  an  Kleinabnehmer  zu 
erfolgen  hätte. 

Mit  solchem  Gedanken  könnte  man  —  aber  nur  dann,  wenn 
man  gleichzeitig  die  durch  eine  solche  Gebarung  bedingte  Existenz- 
beseitigung der  bestehenden  Privatkraftwerke  völlig  außer  acht 
ließe  —  spielen,  wenn  der  Aufwand  für  Erstellung  und  Betrieb  des 
diese  Renten  in  Aussicht  stellenden  Werks  aus  anders  nicht  ver- 
wendbaren Ueberschüssen  der  allgemeinen  Wirtschaft  gedeckt 
werden  könnte.  Dieser  Aufwand  soll  aber  durch  private  Leistungen 
auf  dem  Wege  der  staatlicherseits  erfolgenden  Anleihe  zusammen- 
gebracht werden.  In  ihrer  Wirkung  kommt  eine  Rentenpolitik, 
wie  die  im  Gesetz  vorgesehene,  darauf  hinaus,  daß  rund  30  Mil- 
lionen Mark  zu  einem  Staatsschuldenzinsfuß  aus  den  Privatwirt- 
schaften ausgehoben  und  zu  einer  wirtschaftlichen  Unternehmung 
verwendet  werden  sollen,  welche  —  privatwirtschaftlich  betrieben 
—  nach  bisherisfen  Erfahrungen  das  Vielfache  des  Staatsschulden- 
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zinses  zu  gewähren  alle  Aussicht  hätte.  Gegen  diesen  Verzicht 
ist  den  zu  beteiligenden  Privatwirtschaften  ein  anderes  Entgelt 
nicht  geboten,  als  die  theoretische  Hinweisung  auf  die  durch  das 
Unternehmen  zu  erwartende,  so  oft  schon  gerühmte  volkswirt- 
schaftliche Entwicklung  künftiger  Zeiten.  Wenn  aber  das  Privat- 
kapital Opfer  bringen  soll  und  muß,  so  kann  und  muß  ihm  auch 
ein  Entgelt  dagegen  werden  zum  mindesten  in  der  P"orm  der 
Beteiligung  der  Staatswirtschaft  an  den  freien  Ueberschüssen  des 
W'erkbetriebs ,  weil  diese  einer  steuerlichen  Entlastung  gleich 
kommt  oder  W'enigstens  eine  entsprechende  steuerliche  Mehr- 
belastung entbehrlich  zu  machen  geeignet  erscheint. 

Andernfalls  besteht  für  die  Vertretung  des  Privatkapitals  ein 
zu  großer  Anreiz,  die  mit  Berufung  auf  die  völlige  Nichtbeachtung 
seines  Interesses  auch  noch  eine  nachsichtige  Beurteilung  er- 
wartende Möglichkeit  sich  zunutze  zu  machen  und  bei  Herausgabe 
der  verlangten  Gründungskapitalien  jeweils  Bedingungen  weit- 
gehenden Eigeninteresses  zu  stellen,  denen  der  Staat  wohl  ent- 
sprechen muß,  wenn  er  die  Mittel  zur  Errichtung  des  Werkes 
erhalten  will.  Denn  dieser  Ueberlegenheit  aus  Eigenem  entgegen- 
zutreten, besteht  in  Baden  erst  eine  angefangene  z.  Z.  wenigstens 
noch  nicht  hinreichende  Ausrüstung,  da  die  Wege  zum  Geldmarkt 
bisher  immer  noch  vollständig  von  den  privaten  großen  Bank- 
instituten belegt  erscheinen.  Doch  hat  auch  auf  diesem  Gebiete 
des  Verkehrslebens,  dem  Geldverkehr,  Baden  in  den  letzten  Jahren 
begonnen,  sich  mehr  Raum  für  eine  staatlicherseits  erfolgende, 
gegen  früher  erweiterte  Betätigung  zu  beschaffen. 

Verfasser  hat  in  einer  vor  sieben  Jahren  veröffentlichten  Ab- 
handlung ^)  darauf  hingewiesen,  wie  es  nötig  erscheint,  daß  jede 
moderne,  also  auch  die  badische  Finanzverwaltung,  darauf  ab- 
heben müsse,  alle  ihr  zur  Verfügung  kommenden  Gelder  bez. 
Geldeswerte  möglichst  nutzbringend  anzulegen  und  daß  ■  dieses 
Ziel  am  zweckmäßigsten  erreicht  werden  könne  durch  eine  Aus- 
gestaltung der  Organisation  eines  Teiles  der  badischen  Finanz- 
verwaltung mit  bisher  schon  bankähnlichem  Betrieb  zu  einem 
wirklichen  modernen  Bankbetrieb.  Diese  Ausgestaltung  sollte  die 
als  Zentrale  gedachte  und  die  Reserven  der  allgemeinen  Staats- 
wirtschaft verwaltende  sog.  Amortisationskasse  und  wegen  Zu- 
ziehunsf   der  Mittel    des  Betriebsfonds    für   ihre  Zwecke   auch  die 


l)  Dr.  Siebert:  Ueber  eine  bankmäßige  Ausgestaltung   der  Finanzverwaltung  im 
Großherzogtum  Baden.     Dresden   1906. 
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zahlreichen  Dienststellen  der  Finanzverwaltung;  im  ganzen  Lande 
umfassen  und  inhaltlich  dahin  bestimmt  werden,  daß  die  bisherigen 
sachlichen  und  örtlichen  Beschränkungen  in  der  gelegentlichen 
Uebung  von  Bankgeschäften  durch  die  Amortisationskasse  auf- 
gehoben und  erweiternd  alle  natürlichen  Bankgeschäfte : 
Annahme  von  Einlagen  auf  Dauer  in  Sicherheit  und  Nutzung, 
Wechselzinsgeschäfte,  Leihgeschäfte  auf  Waren,  Produkte  und 
Effekten  in  den  Geschäftskreis  der  Amortisationskasse  einbezogen 
werden  sollten.  Ganz  allgemein  aber  sollte  die  Heranziehung  der 
so  geschaffenen  Anstalt  zu  Zwecken  der  Landesfinanzverwaltung 
im  Sinne  der  Beeinflussung  des  Kreditwesens  des  Landes  statt- 
haben können.  Der  Durchführung  eines  solchen  Bankbetriebs 
soll  ein  verzweigtes  Filialensystem  dienen,  als  welches  die  Be- 
hörden der  Finanzverwaltung  in  den  Bezirks-  und  z.  T.  auch  in 
den  Lokalstellen  herangezogen  werden  sollten. 

Ein  Vergleich  der  jetzigen  Betätigung  der  Amortisationskasse 
und  der  Bezirks-  bez.  Lokalstellen  der  Finanzverwaltung  mit  jener 
früherer  Jahre  wird  zu  der  Auffassung  führen,  daß  die  Entwick- 
lung des  Geschäftsbetriebs  der  Finanzverwaltung  zu  einem  jetzt 
mehr  bankmäßigen,  wie  früher,  begonnen  hat.  Ein  sehr  bemerk- 
barer Schritt  in  dieser  Richtung  ist  durch  ein  Gesetz  vom  8.  Juni 
1912  geschehen,  welches  ab  i.  Januar  1913  auch  in  Baden  die 
Errichtung  eines  Staatsschuldbuchs  vorsieht.  Dadurch  soll  in  der 
Form  der  Begründung  von  Staatsschuldbuchforderungen  eine  mehr 
wie  bisher  bequeme  und  sichere  Anlage  von  Kapitalien  auf  längere 
Zeit  ermöglicht  werden. 

Die  Bequemlichkeit  wird  geboten  dadurch,  daß  Schuld- 
buchforderungen nicht  nur  durch  Bareinzahlungen,  sondern  auch 
durch  Hingabe  von  bereits  ausgegebenen  Schuldverschreibungen 
begründet  werden  können,  daß  begründete  Forderungen  übertrag- 
bar sind,  daß  Schuldbuchforderungen  jederzeit  wieder  gelöscht 
werden  können  und  gleichwertige  Schuldverschreibungen  dagegen 
erhältlich  sind  und  daß  die  Verwaltung  des  Kapitals  seitens  der 
Staatsschuldenverwaltung  kostenfrei  erfolgt.  Auch  ist  es  ins  Be- 
lieben der  Gläubiger  gestellt,  die  Zahlungsweise  der  Zinsen  zu 
bestimmen.  Diese  kommen  allgemein  14  Tage  vor  Fälligkeit  zur 
Ausschüttung;  der  Bezug  kann  erfolgen  durch  Zusendung  mit  der 
Post,  Abholung  bei  staatlichen  Finanzstellen  oder  bei  mit  Kassen- 
einrichtung versehenen  Reichsbankstellen  oder  durch  Gutschriften 
auf  Girokonto  bei  der  Reichsbank. 
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Die  Sicherheit  wird  dadurch  geboten,  daß  Buchschulden 
durch  Auslosung  nicht  zur  Kündigung  gebracht  werden  (eine 
freiwillige  Kündigung  seitens  des  Staates  steht  auf  absehbare 
Zeit  nicht  zu  erwarten),  daß  Verluste  von  Schuldurkunden  oder 
Zinsscheinen  durch  Diebstahl,  Brand  oder  sonstige  Unfälle  aus- 
geschlossen sind,  da  besondere  Urkunden  über  Buchforderungen 
an  den  Staat  nicht  mehr  ausgefertigt  werden,  also  auch  nicht  mehr 
aufbewahrt  zu  werden  brauchen,  und  endlich  dadurch,  daß  zwei 
räumlich  getrennt  aufbewahrte  Fertigungen  des  Staatsschuldbuchs 
geführt  werden. 

Verwaltungskosten  irgend  einer  Art  werden,  wie  erwähnt, 
nicht  erhoben. 

Alle  Akte  des  Verkehrs  mit  Staatsschuldbuchforderungen 
sind  gebührenfrei  —  ausgenommen  die  Löschung  einer  Buch- 
schuld gegen  Ausfolgung  von  Schuldverschreibungen.  In  diesem 
Falle  werden  für  je  angefangene   looo  Mk.   75  Pfg.  erhoben. 

Für  sämtliche  Akte  zur  Begründung,  Ver- 
änderung oder  Löschung  von  Staatsschuldbuch- 
forderungen wie  für  sämtliche  Akte  der  Ver- 
waltung sind  bei  Durchführung  der  neuen  Maß- 
nahmen neben  der  Amortisation  skasse  als  Staats- 
schuldenverwaltung außerhalb  ihres  Sitzes  die 
sämtlichen  Arten  von  Bezirks  finanzstellen,  für 
den  Zinszahlung  s  verkehr  außerdem  alle  Orts- 
stellen zur  Beteiligung  am  Staatsschuldendienst 
herangezogen  worden,  während  bisher  nur  der 
Zinszahlungsverkehr  und  der  Wieder  heim  Zahlungs- 
verkehr Gegenstand  der  Tätigkeit  der  Bezirk  s- 
und  einzelner  Ortsfinanzstellen  der  Finanzver- 
waltung war.  Für  einzelne  Akte  des  Staatsschuldbuchdienstes 
(Begründung  einer  Buchforderung  durch  Bareinzahlung ,  Zins- 
zahlungsdienst) sind  außerdem  auch  die  mit  Kasseneinrichtung 
versehenen  Reichsbankanstaltcn  für  zuständig  erklärt. 

Die  formelle  Ordnung  der  Staats  Wirtschaft  in  Baden  hat 
durch  dieses  Gesetz  und  die  dazu  ergangene  Vollzugsverordnung 
eine  recht  bemerkenswerte  Erweiterung  erfahren.  Die  bisherige 
Beschränkung  der  Bezirksfinanzverwaltungen  auf  den  Passivverkehr 
im  staatlichen  Schuldenwesen  ist  aufgehoben.  Die  Möglichkeit, 
die  staatlichen  J'^inanzstellen  im  Lande  zugunsten  des  öffentlichen 
Kredits  in  Anspruch   zu  nehmen,    ist   auf  den  Gesamtverkehr  im 
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Schuldendienst  (Aktiv-  wie  Passivverkehr)  und  auf  sämtliche  Arten 
von  Bezirksfinanzstellen  (Hauptzoll-,  Hauptsteucr-,  Finanz-,  Do- 
mänen- und  Salinenämter)   ausgedehnt  worden. 

Wenn  an  eine  bankmäßige  Ausgestaltung  der  Finanzverwal- 
tung in  Baden  bis  zur  schließlichen  Gründung  einer  Staatsbank 
herangegangen  werden  will,  so  wird  das  Beginnen  hierzu,  wie 
geschehen,  nach  zwei  Seiten  hin  zu  begrüßen  sein:  einmal  sind 
die  Effektengeschäfte  und  ihre  Handhabung  diejenigen  der  Bank- 
geschäfte, an  Hand  deren  eine  Einführung  in  diese  letztgenannte 
Geschäfteart  unschwer  ermöglicht  und  eine  Schulung  des  Personals 
der  Finanzverwaltung  für  Bankgeschäfte  nicht  minder  unschwer 
begonnen  werden  kann.  Und  dann  ist  diese  Art  von  Bank- 
geschäften besonders  geeignet,  die  Bevölkerung,  in  deren  Interesse 
sie  von  den  Finanzverwaltungsbehörden  wahrgenommen  werden, 
in  engere,  auch  privatgeschäftliche  Fühlung  mit  diesen  Behörden 
zu  bringen  und  nach  und  nach  —  was  wohl  zu  erwarten  steht  — 
ein  etwaiges  Mißtrauen,  mit  staatlichen  Finanzverwaltungsbehörden 
derartige  Geschäfte  einzugehen,  schwinden  zu  machen. 

Zu  diesem  Zwecke  sind  auch  das  Geschäftsgeheimmis  sichernde 
Bestimmungen  in  Gesetz  und  Vollzugsverordnung  aufgenommen 
worden,  wonach  die  Möglichkeit,  über  den  Inhalt  des  Staats- 
schuldbuchs Auskunft  zu  erhalten,  nur  den  Schuldbuchgläubigern 
und  ihren  unmittelbaren  Rechtsnachfolgern  offen  gehalten  ist  und 
dies  nur  für  die  Fälle  ihres  eigenen  Interesses.  Die  Vorlegung 
des  Staatsschuldbuchs  bei  Anträgen  auf  Auskunfterteilung,  soweit 
eine  solche  überhaupt  zulässig  ist,  kann  seitens  der  Staatsschulden- 
verwaltung in  allen  Fällen  verweigert  werden  (§  6  Ziff.  7  Vollz.- 
Ver.) 

Neben  dieser  Neuorganisation,  deren  auch  materielle  Vorteile 
für  das  Staatsschuldenwesen  bez.  den  öffentlichen  Kredit  und 
damit  für  die  Staats  Wirtschaft  zu  erörtern  hier  nicht  Anlaß  ge- 
geben ist,  lassen  sich  in  Betrieben  der  letzteren  auch  sonst  noch 
Erscheinungen  aufzeigen,  welche  darauf  hinweisen,  daß  die  Er- 
wirtschaftung von  Erwerbseinkünften  Gegenstand  einer  gegen  früher 
gewachsenen  Fürsorge  geworden  zu  sein  scheint. 

In  dieser  Hinsicht  ist  in  erster  Linie  der  zwar  nicht  zu  den 
regelmäßigen  Erwerbsanstalten  gehörige,  aber  so  wirkende  bank- 
artige Betrieb  der  Amortisationskasse  zu  nennen,  welche  nach 
dem  eben  Dargestellten  einer  Neuorganisation  unterzogen  wurde. 
Durch   stete  Aussj^estaltuno-   einzelner   der  bankmäßig  betriebenen 
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Zweige  dieser  Anstalt  ist  sie  in  die  Lage  versetzt  worden,  stets 
wachsende  Erträgnisse  zu  erzielen  und  daran  die  allgemeine  Staats- 
wirtschaft teilnehmen  zu  lassen.  In  welchem  Grade  einer  fort- 
schreitend privatwirtschaftlichen  Betriebsweise  bei  Bewirtschaftung 
der  Reserven  der  allgemeinen  Staatswirtschaft  in  Baden  Kon- 
zessionen gemacht  wurden,  mag  eine  Vergleichung  der  Wirt- 
schaftsstände der  hierfür  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden 
Betriebszweige  der  Amortisationskasse  je  zu  Ende  der  Jahre  1905 
und   1910  dartun: 

Endei905                Standin  Mark  Endeigio 

3  842  000  der  Pfanddarlchen  7  165  000, 

10774  100  der  sonstigen  Darlehen  11  085800, 

16740600  Kontokorrentforderungen  16  651  700, 

2  711  000  Kontokorrentschuld  2697000. 

Während  im  Jahre  1905  der  Zinsertrag  aus  rund  3,8  Mill.  Mk. 
Pfanddarlehen  in  Form  von  kurzfristigen  Geldhingaben  an 
Private  (Banken)  und  Körperschaften  (Ein-  und  Verkaufsgenossen- 
schaften) auf  272,  S'V* — 5  ^-  H.  sich  belief,  konnte  im  Jahre  1910 
aus  rund  7,1  Mill.  Mk.  Geldern  derselben  Art  3,  372,  4,  A^U-,  5 
und  578  V.  H.  Zins  erwirtschaftet  werden,  und  zwar  derart,  daß 
im  letztgenannten  Jahre  der  niedrig  (d.  h.  zu  3  und  372  v.  H.) 
verzinslich  begebene  Betrag  nur  auf  i,i  Mill.  Mk.  sich  belief,  da- 
gegen zu  4  und  mehr  v.  H.  die  restlichen  6  Millionen  Mark  ver- 
geben werden  konnten.  Voraussetzung  hierfür  war  allerdings  die 
Lage  des  Geldmarkts.  Der  durchschnittliche  offizielle  Diskont- 
satz der  Reichsbank  betrug  1905  =  3,82  v.  H.,  dagegen  1910  = 
4,35  V.  H.  Allein  die  Folge  —  nämlich  die  Benützung  der  Lage 
des  Markts  —  war  Ausfluß  einer  bankmäßigen  Bewirtschaftung 
der  Vorräte  der  Amortisationskasse. 

Von  sonstigen  Darlehen,  deren  Gesamtbegebung 
von  10,77  Mill.  Mk.  auf  11,08  Mill.  Mk.  sich  gehoben  zeigt,  konnte 
in  den  beiden  Vergleichsjahren  mehr  nicht  als  272  —  472  v.  H. 
erwirtschaftet  werden,  da  dies  zumeist  feste  Gelder  an  Gemeinden 
und  andere  Korporationen  sind,  bei  deren  Begebung  noch  andere 
als  rein  privatwirtschaftliche  Zwecke  mitsprechen. 

Von  den  Kontokorrentforderungen  stellen  die 
weitaus  größten  Beträge  in  den  Vergleichsjahren  die  minder- 
verzinslichen Darlehen  an  die  Eisenbahn-Schuldentilgungskasse 
(1905  =  15,8  Mill.  Mk.  und  1910  =  12,8  Mill.  Mk.)  und  unverzins- 
liche Darlehen  an  die  Landcshauptkasse  zur  Verstärkung  des  Be- 
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triebsfonds  der  allgemeinen  Staatswirtschaft  (1910  =  2,4  Mill.  Mk.) 
dar.  In  beiden  Fällen  je  zwei  verschiedene  stationes  fisci  an  sich 
selbst  mit  dem  praktischen  Erfolg,  daß  dadurch  Aufwendungen 
für  erhebliche  Bankzinsen  erspart  werden.  Von  dem  Rest  der 
Kontokorrentforderungen  sind  jeweils  500  000  Alk.  gegen  Ver- 
gütung von  3  V.  H.  und  900  000  Mk.  gegen  eine  solche  von  3  72 
V.  H.  im  Ausstand  belassen  gewesen. 

Die  Kontokorrentschuld  hat  sich  in  beiden  Ver- 
gleichsjahren annähernd  auf  derselben  Höhe  und  auf  derselben 
Verzinsung  {2^/i  —  3V2  v.  H.)  gehalten.  In  dem  Umstand,  daß 
auch  diese  Konteninhaber  meistenteils  entweder  anderweite  sta- 
tiones fisci  sind  (z.  B.  Domänengrundstocksvermögen)  oder  An- 
stalten, deren  Zwecke  innerhalb  staatlicher  IMitfürsorge  liegen 
(z.  B.  staatliche  Gebäudeversicherungsanstalt,  Beamtenwitwenkasse, 
Militärwitwenkasse),  muß  die  Rechtfertigung  für  die  durchschnitt- 
lich niederen  Zinsenvergütungen  dieser  Schuldposten  gefunden 
werden. 

Als  Ergebnis  dieser  Bewirtschaftungsweise  eines  Teils  des 
staatlichen  Reservefonds,  deren  Gesamtbild  als  Mehrung  der  höhere 
Erträge  reichenden  Verwendung  und  ^Minderung  der  geringe  Er- 
träge reichenden  oder  Zinsen  fordernden  Verwendungen  sich  dar- 
stellt, läßt  sich  kurz  und  treffend  die  Schlußbilanz  der  beiden 
Vergleichsjahre  anführen. 

Es  betrug: 

imjahrei905  imjahreiqio 

Die  Summe  aller  Aktiven  36,8  iMill.  Mk.  39,1   Mill.  Mk. 

>  »  »       Passiven  -4,8     »         >  24,9     »  » 

Somit  der  reine  Aktivstand  12,0  Mill,  Mk.  14,2  Mill.  Mk. 

Neben  dieser  \''ermögensvermehrung  konnte  alljährlich  um 
1905  aus  den  Erträgnissen  noch  ein  Betrag  von  750000  Mk.  und 
um  1910  ein  solcher  von  lOOOOOoMk.  an  die  allgemeine  Staats- 
verwaltung abgeführt  w'erden  —  ein  ansehnlicher,  sicher  noch 
steigerungsfähiger  Ertrag  privatwirtschaftlicher  Bewirtschaftungs- 
weise staatlicher  Vermögensbestände. 

Neben  dem  bankartigen  Betriebe  der  Amortisationskasse  hat 
aber  auch  ein  Teil  der  reinen  Erwerbsanstalten  bez.  Zweige  privat- 
wirtschaftlich gearteten  Erwerbs  der  Staatswirtschaft  in  Baden  in 
neuerer  Zeit  die  Richtung  nach  mehr  privatwirtschaftlicher  Be- 
triebsweise eingeschlagen.  Hier  ist  ersthin  zu  nennen  die  staat- 
lich betriebene  Brauerei  Rothaus.    Für  diesen,  aus  säkularisiertem 
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Kirchengut  zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  übernommenen 
Gewerbebetrieb  waren  bis  vor  kurzem  fast  ausschließUch  sozial- 
politische Gesichtspunkte  (Aufnahme  des  Gersteerträgnisses  aus 
den  landwirtschaftlichen  Betrieben  der  näheren  und  weiteren  Um- 
gebungen der  Brauerei;  Erhaltung  einer  größeren  Anzahl  wirt- 
schaftlich darauf  angewiesener  Familien  in  der  dünn  bevölkerten 
Gegend)  maßgebend  gewiesen.  Neuerdings  hat  nun  neben  diesen 
Gesichtspunkten  auch  das  Interesse  der  Staatswirtschaft  Anerken- 
nung finden  können:  Der  Betrieb  wurde  erweitert  und  mit  Ein- 
richtungen nach  dem  neuesten  Stande  der  Technik  versehen,  die 
Produktion  hat  eine  Vermehrung  erfahren,  die  Absatzverhältnisse 
sind  vergrößert  worden.  In  der  Uebersicht  der  ersten  Wirtschafts- 
periode nach  Beginn  der  neuen  Wirtschaftspolitik  finden  wir  einen 
Erfolg  dieser  Maßnahmen  zum  Teil  schon  niedergeschlagen.  Wäh- 
rend in  den  Staatsvoranschlag  für  1910/11  in  runden  Summen 
noch  vorgesehen  sind:  an  Einnahmen  51S000  ]^Ik.,  an  Kosten 
471000  Mk.,  an  Ertrag  47000  INIk.,  finden  wir  in  jenem  für 
191 2/ 13  unter  Berücksichtigung  des  neuesten  Besitzstandes  und 
der  neuesten  Absatzverhältnisse  eine  Steigerung  insbesondere  der 
ersten  und  dritten  Position,  so  daß  an  Einnahmen  617000  Mk., 
an  Kosten  493000  Alk.  und  an  Ertrag  124000  Mk.  in  jedem 
Jahre  der  Budgetperiode  in  Berücksichtigung  gezogen  werden 
konnten;  diese  Steigerung  entspricht  einer  Erhöhung  des  Rein- 
ertrags aus  diesem  nicht  umfangreichen  Unternehmen  um  nahezu 
40  V.  H. 

Wie  im  kleinsten,  so  ist  auch  im  größten  Erwerbsbetrieb,  in 
der  Waldbewirtschaftung,  die  Einnahmenerhöhung  in  den  letzten 
Jahren  durchgeführt  und  für  die  nächsten  Jahre  in  Aussicht  ge- 
halten worden. 

Einem  leidigen  Streite  forstlicher  Fachgenossen  um  die  mög- 
liche Höhe  der  Ausnutzungsfähigkeit  der  Holzmassen  in  den 
Forsten  Badens  hat  die  Finanzleitung  eine  praktische  Entscheidung 
dahin  gegeben,  daß  zunächst  in  der  abgelaufenen  ßudgetperiode 
(1910/11)  ein  außerordentlicher  Holzhieb  von  40000  Festmetern 
pro  Jahr  vorgenommen  wurde,  >um  mit  den  vorhandenen  Alt- 
hölzern rascher  aufzuräumen«.  Das  Ergebnis  war  ein  Mehrertrag 
aus  Holz  von  rund  7^  ^li^l-  Mk.  Für  die  nächsten  Jahre  wurde 
an  Stelle  des  geordneten  bisherigen  Abgabesatzes  von  6  Fest- 
metern auf  den  Hektar  ertragfähiger  Waldfläche  aus  den  Staats- 
waldungen  ein  solcher  von  6,26  Festmetern,    also   rund   7*  Fest- 
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meter  mehr,  angesetzt  mit  dem  Ergebnis,  daß  demgemäß  für  diese 
Budgetperiode  1912/13  auch  pro  Jahr  rund  400  cco  Mk.  Mehrertrag 
aus  der  Holznutzung  (8,5  Mill.  Mk.  statt  bisheriger  8,1  Mill.  Mk.) 
erwartet  werden. 

Von  den  reinen  staatHchen  Erwerbsbetrieben  sind  demnacli 
von  fürsorglicher  Weiterbildung  ihrer  Erträge  bis  jetzt  noch  nicht 
berührt  worden  die  Domänen  und  die  Salinen.  Hiervon  werden 
die  ersteren  durch  Verpachtung  auf  lange  Zeit  genutzt  und  sind 
im  Ertrag  daher  nicht  beliebig  steigerungsfähig.  Dagegen  scheint 
bei  dem  Eigenbetrieb  der  Ausbeutung  der  Salzlager  des  Landes 
eine  Steigerune  der  Erträge  sowohl  möglich  als  rätlich. 


\ 
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PROBLEME  DER  KRIEGSWIRTSCHAFTS- 
LEHRE. 

Von 

OTTO  NEURATH,  Wien. 

Inhalt:  Einleitung.  — Entwicklung  der  vernünftigen  Berechnung.  —  Sensa- 
tionengesamtheit einer  Individuengruppe.  —  Sensationenskala.  —  Variation  der  Sen- 
sationenursachen. —  Die  dem  Kriege  zurechenbaren  Veränderungen  der  Sensationen. 

—  Schwierigkeiten  bei  der  Systembildung.  —  Surrogate  der  Sensationenstatistik.  — 
Empirische  Tatbestände.    —  Wegnahme  von  Schiffen.    —    Wegnahme  von  Waren. 

—  Besetzung  der  Offizier-  und  Beamtenstellen.  —  Konzessionen,    Tarife,  Zollinien.  — 
Wegnahme  von  Privatgrundbesitz,  Beschaffung  von  Arbeitskräften.    —    Beraubung. 

—  Dauernde    Vorteile    ohne  Okkupation.    —    Störungen    des  Handelsverkehrs.    — 
Mannschaftsbeschaffung.    —    Steuern.    —     Anleihen.  —  Emission  von  Zeichengeld. 

—  Naturalwirtschaft  im  Kriegsfall.    —  Geld  und  Kredit  im.  Kriegsfall.    —    Kriegs- 
tyjien.  —  Schluß. 

Das  gegenwärtige  Zeitalter  beschäftigt  sich  sehr  eingehend 
mit  der  Bedeutung  des  Krieges  für  die  Menschheit.  Von  ver- 
schiedenen Seiten  nähert  man  sich  diesem  Problem  ;  bald  bemüht 
man  sich  festzustellen,  welchen  Einfluß  der  Krieg  auf  das  Leben 
der  Staaten  ausübt,  dann  wieder,  wie  groß  die  Vorteile  und  Nach- 
teile für  Sieger  und  Besiegte  sind.  ^^lan  stellt  wohl  auch  die 
Frage,  wie  eine  Menschheitsordnung  beschaffen  sein  müßte,  in 
der  Kriege  keinen  Platz  haben  und  sucht  sich  darüber  klar  zu 
werden,  ob  eine  solche  Veränderung  eine  grundsätzliche  Um- 
wandlung der  menschlichen  Natur  voraussetzt  oder  in  erster  Reihe 
nur  eine  Umgestaltung  der  Lebensordnung.  Wenn  man  aber  die 
zahlreichen  oft  sehr  wertvollen  Arbeiten  über  diese  und  ähnliche 
Themen  durchmustert,  so  fällt  einem  ein  Mangel  an  Systematik 
auf ;  man  packt  die  einzelnen  P'ragen  in  sehr  mannigfaltiger  Weise 
an,  doch  fehlt  es  an  zielbewußter  Kooperation,  die  für  den  wissen- 
schaftlichen Fortschritt  von  großer  Bedeutung  ist.  Im  folgenden 
wird  nun  der  Versuch  gemacht,  eine  markante  Gruppe  von  I-'ragen 
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etwas  schärfer  zu  präzisieren  und  deren  inneren  Zusammenhang  auf- 
zuweisen. Auf  einzelne  Fakten  wurde  nur  soweit  eingegangen 
als  dies  erforderlich  war,  um  das  Wesen  der  Problemstellung  zu 
zeigen  und  den  Nachweis  zu  führen,  daß  genügender  Anlaß  da- 
zu gegeben  ist,  eine  größere  Anzahl  von  Untersuchungen  in  einer 
eigenen  Disziplin  —  der  K  r  i  e  g  s  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  1  e  h  r  e  — 
zusammenzufassen  ^). 

Unter  K  r  i  e  g  s  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  1  e  h  r  e  wird  im  folgenden 
die  systematische  Erörterung  der  Vor-  und  Nach- 
teile des  Krieges  verstanden.  Man  kann  zwar  ohne  weiteres 
eine  Reihe  von  Tatsachen  nennen,  die  eine  solche  Betrachtungs- 
weise nahelegen,  aber  es  gibt  auch  Fälle,  in  denen  sie  nur  dann 
durchgeführt  werden  kann,  wenn  man  zuvor  die  wirkliche  Welt 
bis  zur  Unkenntlichkeit  verzerrt  hat.  Wir  sind  bis  jetzt  nicht  in 
der  Lage,  angeben  zu  können,  bis  wohin  sich  die  oben  angedeutete 
Fragestellung  fruchtbar  erweist,  doch  braucht  uns  das  nicht  ab- 
zuhalten, so  weit  vorzudringen,  als  es  eben  geht.  Bei  einer  In- 
stitution, die  nur  insoferne  Lust  erregt,  als  sie  lustvolle  Konse- 
quenzen zur  Folge  hat,  ist  die  Analyse  verhältnismäßig  leicht. 
Schwieriger  wird  die  Sache  hingegen,  wenn  mit  der  Institution 
selbst  Wertschätzungen  verbunden  sind.  An  der  Einrichtung  des 
Scheckverkehrs  zum  Beispiel  hängt  niemandes  Herz  unmittelbar; 
wenn  wir  diese  Einrichtung  durch  eine  andere  ersetzen,  welche 
den  erstrebten  Zweck  besser  erfüllt,  müssen  keine  traditionellen 
Neigungen  mißachtet  w  erden ;  ganz  anders  wenn  z.  B.  der  Krieg 
beseitigt  würde.  Selbst  wenn  jemand  einsehen  sollte,  daß  seine 
Konsequenzen  unerwünscht  sind,  könnte  seine  Freude  an  ihm 
unverändert  bleiben,  möglicherweise  nicht  einmal  die  Freude  am 
Kämpfen,  sondern  die  Freude  an  dieser  Institution  als  solcher. 
Wie  man  derartige  primäre  Neigungen,  die  sich  einer  bestimmten 
Einrichtung  zuwenden,  in  Rechnung  zu  stellen  hat,  ist  fraglich. 
Es  trägt  auch  nicht  gerade  zur  Erleichterung  der  Untersuchung 
bei,  daß  die  Verfolgung  klar  erkannter  Ziele  beim  Kriegführen 
nicht  allein  ausschlaggebend  ist,  daß  man  daher  durch  Befragen 
der  Menschen  gar  nicht  immer  über  die  Lust  und  Unlust  unter- 
richtet wird,  welche  tatsächlich  erregt  wurde.  Wenn  jemand  in 
den  Krieg  geht,  weil  es  die  anderen  auch  tun,  ist  es  schwer,  seinen 

i)  Otto  Neiirath,  Die  Kriegswirtschaflslehre  als  Sonderdisziplin.  Weltwirlschaft- 
liches  Archiv  I,  S.  342.  —  Otto  Neurath,  Die  Kriegswirtschaft.  Wien  1910. 
Jahresbericht   der  Neuen  Wiener  Handelsakademie. 
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Lustzustand  zu  charakterisieren.  Er  fühlt  sich  vielleicht  inner- 
lich gedrängt,  ohne  eine  positive  Lust  anzustreben.  Der  Lustzu- 
stand ist  unter  solchen  Umständen  dem  verwandt,  welchen  man  bei 
Menschen  antrifft,  die  sich  unter  der  Einwirkung  einer  Zwangs- 
vorstellung befinden. 

Das  K  r  i  e  g-  f  ü  h  r  e  n  ist  den  Menschen  seiner- 
zeit ebenso  selbstverständlich  gewesen,  wie  das  Jagen, 
die  von  ihnen  geübten  Gebräuche  bei  der  Nahrungsaufnahme 
oder  bei  der  Verehrung  unsichtbarer  Mächte.  Die  Wurzeln  vieler 
noch  heute  vorhandener  kriegerischer  Institutionen  und  traditionel- 
ler Neigungen  sind  in  jenen  entlegenen  Zeiten  zu  suchen,  da  die 
Sitten,  welche  auf  lange  hinaus  den  Grundstock  der  Lebensord- 
nung bilden  sollten,  sich  zu  entwickeln  begannen.  Wenn  wir  die 
verschiedenen  Völker  und  einzelne  Klassen  desselben  Volkes  be- 
obachten, treffen  wir  diese  traditionellen  Elemente  auch  heute  in 
erheblicher  Menge  an.  Die  Tradition  ist  einerseits  Gegnerin  indi- 
vidueller Bestrebungen,  die  vom  üblichen  abweichen,  sie  ist  aber 
auch  Gegnerin  der  Empirie  und  Reflexion.  Erst  spät  beginnen  die 
Menschen  bestimmte  Ziele  durch  systematische  Anwendung  von 
Mitteln,  die  auf  Grund  individueller  Erprobung  als  zweckmäßig  er- 
kannt wurden,  anzustreben.  Meist  sind  es  rein  persönliche  Wünsche, 
zuweilen  aber  auch  traditionelle  Ziele,  die  auf  diese  Weise  erreicht 
werden.  Im  ursprünglichen  Gemeinschaftsleben  ist  fast  alles  Tun 
geregelt,  jede  Abweichung  von  diesen  Regeln  bereitet  den  Mensöhen 
dieser  Epoche  unmittelbares  Unbehagen  ;  allmählich  nimmt  aber 
die  Zahl  jener  Handlungen  zu,  die  in  erster  Reihe  nur  als  Mittel 
dienen.  Damit  nun  etwas  unternommen  wird,  braucht  der  ein- 
zelne sich  nicht  mehr  wie  früher  zu  jeder  Teilhandlung  getrieben 
zu  fühlen,  es  genügt,  daß  ihm  das  Ziel  erwünscht  ist.  Die  Zahl 
der  Neigungen  im  Verhältnis  zu  der  Gesamtheit  alles  Tuns  nimmt 
ab,  die  logischen  Ketten  werden  dafür  häufiger  und  länger.  Auch 
tritt  der  persönliche  Wunsch,  die  Freude  am  Erstrebten  immer 
mehr  in  den  Vordergrund,  die  Unlust,  welche  die  Unterlassung 
einer  Handlung  ehedem  so  häufig  begleitete,  ist  dann  seltener 
treibendes  Moment.  So  ist  die  Vernunft  ein  si)ätgeborenes  Kind 
der  Menschheit,  das  viele  mit  Mißtrauen  betrachten;  macht  man 
sie  doch  häufig  für  große  Uebel  unserer  Zeit  verantwortlich ;  un- 
fähig die  Lebensordnung  von  Grund  aus  umzugestalten,  zerstöre 
sie  durch  ihr  Klügeln  oft  überkommene  Neigungen,  welche  sie 
selbst  zur  Erreichung  der  von  ihr  erstrebten  Ziele  benötigen  würde. 
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Es  ist  nicht  sicher,  ob  man  nach  Feststellung  dieses  Tatbestandes 
immer  in  der  Lage  ist,  solche  Neigungen  bewußt  zu  erhalten. 
In  manchen  Fällen  dürfte  der,  welcher  überhaupt  einmal  über  das 
Wesen  der  Tradition  und  der  Neigungen  in  dieser  Weise  nach- 
gedacht hat,  nicht  mehr  in  jenen  Stand  der  Unschuld  zurückge- 
langen können,  der  allein  die  Sicherheit  des  Handelns  gewähr- 
leistet. Der  Wissende  könnte  in  solchen  Fällen  im  wohlverstan- 
denen Interesse  der  anderen  nichts  besseres  tun,  als  sie  vor  Ein- 
sicht bewahren,  ein  Verhalten,   das  vielen  widerstrebt. 

Wenn  einmal  die  Vernunft  einen  gewissen 
Einfluß  errungen  hat,  haben  die  Menschen  meist  die 
Tendenz,  alles  Tun  als  vernünftig  anzusehen.  Handlungsweisen, 
die  auf  dunkle  Triebe  zurückgehen,  werden  umgedeutet  oder  ver- 
schleiert. Aus  dem,  vom  einzelnen  früher  nicht  weiter  analysierten 
Gemeinschaftsgefühl  wird  dann  eine  Liebe  zum  Vaterlande  ab- 
geleitet, die  man  zu  motivieren  sucht,  indem  man  zum  Beispiel 
die  Vorzüge  des  Vaterlandes  hervorhebt.  Man  räumt  damit  schein- 
bar dem  einzelnen  das  Recht  ein,  über  diese  Zuneigung  abzuur- 
teilen; wenn  er  aber  zu  dem  Ergebnis  kommen  sollte,  daß  das 
Vaterland  seine  Zuneigung  nicht  verdient,  würde  er  sich  schweren 
Vorwürfen  aussetzen.  Dieses  zwiespältige  Verhalten  rührt  daher, 
daß  unsere  Staatsidee  aus  dem  unmotivierten  Patriotismus 
hervorgegangen  ist,  der  durch  einen  Patriotismus,  aufgebaut  auf 
persönlichen  Interessen,  nicht  ersetzt  werden  kann.  Wer  motivier- 
ten Patriotismus  vertritt,  bahnt  eigentlich  bereits  die  Bildung 
freier  Verbände  an.  Daß  man  diese  Alternative  sich  nicht  immer 
klar  macht,  ist  die  Ursache  mancher  Unwahrhaftigkeit. 

Wenn  wir  aber  auch  ein  starkes  Anwachsen  des  vernünf- 
tigen Handelns  beobachten  können,  so  steht  es  doch  außer  allem 
Zweifel,  daß  demselben  sehr  bald  Grenzen  gesetzt  sind,  können 
wir  doch  die  Konsequenzen  unseres  Tuns  nur  zu  einem  geringen 
Teil  überblicken.  Will  einer  nicht  in  Ueberschätzung  seiner 
eigenen  W^eisheit  oder  der  anderer  handeln,  so  bleibt  ihm  in  vielen 
Fällen  nichts  anderes  übrig,  als  der  Tradition  oder  seiner  Neigung 
für  ein  bestimmtes  Tun  zu  folgen,  ohne  daß  er  dessen  Konsequenzen 
überblickt,  wenn  er  sich  nicht  etwa  dazu  gedrängt 
sieht,  das  Los  zu  fragen,  welches  einerseits  an  keine  Nei- 
gungen appelliert  und  andererseits  keine  Irrtümer  über  die  eigene 
Einsicht  voraussetzt.  Die  Welt  der  PZinsicht  ist  nur  eine  kleine 
Insel  auf  dem  Meere  des  Unbekannten,  ihre  Lage  und    Größe  zu 
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bestimmen,  ist  für  Untersuchungen  des  menschlichen  Zusammen- 
lebens von  größter  Wichtigkeit.  Bemerkenswert  bleibt  dabei  die 
Tatsache,  daß  die  Ausbreitung  des  vernünftigen  Tuns,  wie  es 
besonders  der  Handelsgeist  begünstigt,  keineswegs  gleichmäßig 
auf  alle  Gebieten  erfolgt.  Es  gibt  Fälle,  in  denen  einem  hoch- 
entwickelten Kommerzialismus  auf  der  einen  Seite  ein  vorwiegend 
traditionelles  Verhalten  auf  anderen  Lebensgebieten  gegenüber- 
steht. Vielleicht  handelt  es  sich  in  solchen  Fällen  um  eine  Art 
Kompensationserscheinung,  vielleicht  schützt  sich  so  ein  stark 
kommerzialisiertes  Volk  gegen  die  Schäden,  welche  daraus  er- 
wachsen könnten,  wenn  dieses  Verhalten  allgemein  würde.  Von 
England  hob  schon  Ad.  Müller  mit  Recht  hervor^):  »Wie 
viel  man  auch  über  den  Manufakturencharakter  vieler  britischen 
Einrichtungen  sagen  mag  —  regiert  wenigstens  wird  nicht  in 
dieser  Manier;  die  Gesetze  werden  nicht  manufakturiert,  Adel  und 
Bürgerschaft,  Landinteresse  und  Geldinteresse,  Freiheit  des  Vol- 
kes und  Souveränität  des  Thrones,  stehen  in  England  nicht,  wie 
in  den  meisten  übrigen  Verfassungen  von  Europa,  einander  als 
Begriffe  entgegen,  jeder  britische  Bürger  ist  in  den  Stand  gesetzt, 
die  höhere  Idee  des  Nationalrechtes  und  des  Nationalvorteils  und 
zwischen  diesen  die  noch  höhere  Idee  des  gemeinsamen  V^ater- 
landes  selbsttätig  zu  erzeugen.«  Gerade  auf  dem  Gebiet  des 
Krieges,  wo  die  äußerste  Form  gesellschaftlicher  Berechnung  — 
der  sogenannte  Macchiavellismus  —  uns  oft  begegnet,  durch- 
kreuzen sich  ursprüngliche  Triebe,  traditionelles  Verhalten  und 
kalte  Reflexion  in  eigenartiger  Weise. 

Die  teilweise  Verdrängung  der  ursprünglichen  Gemeinschafts- 
elemente durch  gesellschaftliche  Abmachungen  und  Aktionen  ^) 
ließ  allmählich  auch  wissenschaftliche  Theorien  entstehen,  welche 
die  Abhängigkeit  der  persönlichen  Lust  von  bestimmten  oder 
allen  Institutionen  zum  Gegenstand  hatten.  Die  Lebensordnung 
des  Individuums  erschien  nicht  mehr  als  etwas  im  großen  und 
ganzen  durch  die  Gemeinschaft  gegebenes,  in  der  es  lebt,  sondern 
in  erheblichem  Ausmaß  als  variabel  und  vom  Individuum  selbst 
abhängig.  Es  beginnt  eine  Art  Glücksrechnung  sich  zu  entfalten, 
die  wir  zum  Beispiel  im  Altertum  bei  Aristipp  und  Epikur,  aber 
auch  bei  vielen  anderen  mehr  oder  weniger  klar  ausgeführt  an- 
treffen.    Die    moderne  Oekonomie    wächst   aus  dieser  Gedanken- 


1)  Adam  H.    Müller,  Die  Elemente    der  Staatskunst.    I.    1809.    S.    loi,    106  f. 

2)  Vgl.  über  alle  diese  Plagen  Ferdinand  Tönnies,  Gemeinschaft  und  Gesellschaft . 


Probleme  der  Kriesswirtschaftslehre. 


443 


weit  empor,  die  besonders  von  den  Merkantilisten  sehr  gepflegt 
wurde.  In  dem  zusammenfassenden  Lehrgang  des  späten  Mer- 
kantiHsmus  von  James  Steiiart  ^)  wird  die  Aufgabe  des  Staats- 
mannes darin  erbUckt,  eine  Reihe  von  verschiedenen  Staatsord- 
nungen in  seinem  Geist  zu  entwerfen  und  die  den  Bürgern  zweck- 
mäßigste auszuwählen.  Dabei  erschien  es  Steiiart  wichtig,  dies 
Ziel  einerseits  so  zu  erreichen,  daß  an  die  vorhandenen  Tradi- 
tionen angeknüpft  wird,  andererseits  dadurch,  daß  die  Bürger  in 
ihrem  eigenen  Interesse  das  Wohl  aller  anstreben.  Die  Utopie, 
welche  bis  dahin  vorwiegend  entweder  als  himmlisches  Ideal  eine 
Rolle  spielte  oder  als  Phantasie  die  Denker  erfreute,  nahm  nun 
Fleisch  und  Blut  an  und  wandelte  unter  den  Zeitgenossen  einher, 
allmählich  aber  wurde  sie  kühner  und  kühner,  bis  sie  schließlich 
wieder  alle  Realität  verlor,  wie  dies  zum  Beispiel  bei  Fourier  recht 
deutlich  wird.  Die  Utopie  kam  in  Verruf,  aber  der  Wunsch  die 
Welt  umgestaltet  zu  sehen,  blieb  bestehen.  Man  fand  nicht  mehr 
Vergnügen  daran,  phantastische  Welten  zu  konstruieren  und  Me- 
tasoziologie  zu  treiben,  sondern  wollte  sich  schließlich  nur  noch 
mit  solchen  Möglichkeiten  beschäftigen,  die  realisiert  werden 
müßten,  sei  es  daß  dieser  Erfolg  bewußt  oder  unbewußt  erreicht 
würde.  In  ersterem  Falle  wäre  die  Prophezeiung  Mitursache  ihrer 
eigenen  Verwirklichung.  Wer  eine  bewußte  Reform  menschlicher 
Einrichtungen  plant,  kann  sich  nicht  mit  dem  Nachweis  begnügen, 
daß  die  vorgeschlagenen  Aenderungen  vorteilhaft  sind,  er  muß 
überdies  auch  zeigen  können,  daß  die  augenblickliche  Gemütsver- 
fassung der  Menschen  sowie  alle  anderen  Umstände  die  Reali- 
sierung notwendig  erscheinen  lassen  -). 

In  der  hier  kurz  angedeuteten  Entwicklung  ist  die  Lust  der 
Bevölkerung  immer  wieder  Gegenstand  des  Interesses  gewesen, 
im  achtzehnten  Jahrhundert  mehr  als  im  neunzehnten ;  dann  wieder 

i)  James  Stcuarl,  An  inquiry  into  ihe  principles  of  political  economy.  Basel 
1796.    I.    Buch. 

2)  Marx,  der  diese  Anschauungsweise  sehr  gefördert  hat,  nimmt  selbst  eine 
Mittelstellung  ein,  wie  z.  B.  aus  »Kapital«  I.Auflage  I.  Bd.  1867  S.  VIII  erhellt: 
»Auch  wenn  eine  Gesellschaft  dem  Naturgesetz  ihrer  Bewegung  auf  die  Spur  ge- 
kommen ist,  kann  sie  naturgemäße  Entwicklungsphasen  weder  überspringen  noch 
wegdekretieren.  Aber  sie  kann  die  Geburtswehen  abkürzen.«  Eine  Auffassung,  die 
nur  dort  zu  Recht  besteht,  wo  die  neue  Lebensordnung  aus  der  alten  durch  wesent- 
liche Veränderung  des  gesamten  Seelenzustandes  hervorgeht;  wo  hingegen  Insti- 
tutionen ohne  erhebliche  Variation  aller  Neigungen  umgestaltet  werden,  können 
große  Umwälzungen  ohne  Zwischenglieder  sehr  rasch  erfolgen.  Ob  der 
eine  oder  der  andere  Fall  vorliegt,  kann  nur  empirisch  festgestellt  werden. 
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stärker  im  zwanzigsten,  in  welchem  die  alten  Gedankengänge 
sehr  lebhaft  auftauchen.  Die  Nationalökonomen  waren  zunächst 
davon  abgegangen,  festzustellen,  wie  die  Lust  der  Bevölkerung 
von  den  Institutionen  abhänge,  indem  sie  immer  häufiger  die  Frage 
aufwarfen,  wie  der  jNIarkt  sich  verhalte,  wenn  jeder  das  indivi- 
duelle Lustmaximum  anstrebt,  wobei  anfangs  die  Anschauung  her- 
einspielte, daß  auf  diese  Weise  das  gesellschaftliche  Lustmaximum 
erreicht  werde.  Bald  aber  lösten  sich  Sonderprobleme  ab,  die 
weder  mit  der  Lust  als  Ergebnis  noch  als  Ursache  viel  zu 
tun  hatten.  Auch  die  Utilitaristen,  die  doch  den  Begriff  »Glücks- 
maximum einer  menschlichen  Gesellschaft«  populär  gemacht 
haben  —  an  dessen  Analyse  sie  es  übrigens  fehlen  ließen  —  haben 
sich  in  dieser  Richtung  nicht  anders  verhalten.  JoJin  Stuart  Mill'^)^ 
einer  der  Mitbegründer  des  Utilitarismus,  geht  in  seinem  national- 
ökonomischen Hauptwerk  nach  einigen  allgemeinen  Bemerkungen 
über  den  Reichtum  rasch  zur  Lehre  von  der  Grundrente,  dem 
Kapitalgewinn  und  dem  Arbeitslohn  über.  Doch  tritt  bei  ihm 
ebenso  wie  etwa  bei  Smith  und  Ricardo  immer  wieder  der  Ge- 
danke auf,  daß  doch  eigentlich  im  Mittelpunkt  ihres  eigenen  In- 
teresses das  Problem  stehe,  wie  denn  durch  die  jeweilig  geltende 
Lebensordnung,  insbesondere  durch  die  Marktordnung  die  Be- 
dürfnisse der  Menschen  befriedigt  würden^).  Nur  so  hat  die  Aus- 
wahl der  Probleme ,  die  wir  bei  ihnen  antreffen,  einen  Sinn. 
Selbstverständlich  ist  kein  Grund  vorhanden,  etwa  nur  die  freie 
Konkurrenz  als  Ursache  von  Lust  und  Unlust  zu  erforschen,  man 
kann  ebensogut  andere  Lebensordnungen  ins  Auge  fassen^).  Ge- 
rade bei  der  Untersuchung  der  Kriegswirtschaft  werden  wir  die 
verschiedensten  Organisationsformen  betrachten.  Eine  Gesell- 
schaftsordnung, welche  z.  B.  die  freie  Veräußerung  irgend  welcher 
Waren  verbietet,  wird  uns,  wenn  sie  auch  vielleicht  keine  so  interes- 
santen theoretischen  Probleme  liefern  sollte,  ebenso  beschäftigen 
wie  eine,  welche  keine  solche  Hemmung  kennt.     Vom  Standpunkt 


i)  y.  St.  Mill^  Principles  of  political  economy. 

2)  Vgl.  z.  B.  Ricardo,  Principles  of  economy  Kap.  V.  »The  power  of  the 
labourer  to  support  himself,  and  the  family  which  may  be  necessary  to  keep  up 
the  number  of  labourers,  does  no  depend  on  the  quantity  of  money  which  he 
may  recelve  for  wages,  but  on  the  quantity  of  food,  necessaries,  and  conveniences 
required  for  the  support  of  the  labourer  and   his  family«. 

3)  Vgl.  Olto  Neurath,  Nationalökonomie  und  Wertlehre,  eine  systematische 
Untersuchung.     Ztschr.    f.    Volksw.,    Sozialpol.    und    Verwaltung   XX.  Bd.    S.    52  ff. 
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unserer    Untersuchung   aus    sind    alle    diese    Ordnungen    einander 
koordiniert. 

Die  bisherigen  Betrachtungen  haben  uns  gezeigt,  daß  minde- 
stens in  einem  engen  Bereich  die  Frage  einen  Sinn  hat :  in  welcher 
Weise  hängt  Lust  und  Unlust  von  bestimmten  Institutionen  ab. 
Ehe  wir  uns  auf  weitere  Untersuchungen  einlassen,  wollen  wir  fest- 
zustellen suchen,  welcher  Art  denn  im  günstigsten  Fall  die 
Ergebnisse  sein  können ,  zu  denen  wir  zu  gelangen  vermögen. 
Nehmen  wir  der  Einfachheit  halber  an,  alle  Lust  werde  durch  Kon- 
sumgüter, wie  Braten,  Kaviar,  Wein,  Limonade  usw.  erzeugt.  Wir 
wollen  dann  etwa  zu  berechnen  suchen,  ob  die  freie  Konkurrenz 
oder  das  Verhandeln  zwischen  Käufer-  und  Verkäufergesamtheiten, 
ob  das  Vorhandensein  eines  einheitlichen  Preises  oder  die  Preis- 
differenzierung, ob  das  Tauschen  oder  das  Rauben  unter  be- 
stimmten Bedingungen  für  einzelne  Individuen  oder  für  Individuen- 
gruppen größere  Lust  erzeugen^).  Gegeben  sei  eine  Gesellschaft, 
die  aus  zwei  Individuen  A  und  B  besteht.  Es  seien  weiter  zwei 
Gegenstände  a  und  b  gegeben,  die  derart  zu  verteilen  seien,  daß 
jede  der  beiden  Personen  einen  Gegenstand  zur  Konsumtion  erhält. 
Die  Lust,  welche  A  durch  a  bereitet  wird ,  sei  größer  als  die 
Lust,  welche  ihm  durch  b  bereitet  wird,  während  umgekehrt 
B  mehr  Lust  an  b  als  an  a  empfindet.  Jede  Institution ,  welche 
dem  A  das  a  verschafft,  ist  für  A  erwünscht,  jede  die  dem  B  das 
b  verschafft  dem  B.  Angenommen  der  A  besitzt  b  und  der  B 
das  a ,  so  würde  die  Einrichtung,  die  A  zum  Räuber  macht,  für 
ihn  mit  Lust  verbunden  sein.  Aber  auch  eine  Einrichtung,  welche 
den  Tausch  vorzieht,  wenn  beide  Beteiligten  einen  Vorteil  davon 
haben,  würde  für  A  einen  Gewinn  bedeuten.  Solange  der  Einfluß 
bestimmter  Institutionen  auf  die  Lust  einzelner  Individuen  erforscht 
wird,  ergeben  sich  bei  der  vorliegenden  einfachen  Fragestellung 
noch  keine  w'esentlichen  Schwierigkeiten ,  es  kann  nur  zuweilen, 
wenn  die  Bedingungen  sehr  verwickelt  sind,  nicht  leicht  sein,  das 
Ergebnis  zu  finden.  Anders  wird  es  aber,  wenn  wir  nicht  nach 
der  Lust  eines  Individuums,  sondern  nach  der  Lust  einer  Individuen- 
gruppe fragen.  Im  vorliegenden  P^all  kann  entweder  A  das  a,  B 
das  b  oder  A  das  b  und  B  das  a  haben.  Es  ist  offenbar,  daß 
wenn  die  erste  Summe  von  Kombinationen  der  Gegenstände  mit 
den  genannten  Personen  vorliegt,    die  Lustgesamtheit   mehr  Lust 

i)  Otto  Neurath,  Das  Problem  des  Luslmaximums.  Jahrbuch  der  philosophischen 
Gesellschaft  an  der  Universität  zu  Wien   1912.  S.  87  ff. 
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aufweist  als  im  zweiten  Fall.  Wir  können  das  etwa  folgender- 
maßen symbolisieren :  Mm  bedeute ,  M  besitze  m  und  (Mm)  be- 
deute m  errege  dem  M  Lust. 

Die  zwei  möglichen  Lustkonstellationen  sind : 

1.  (Aa)-4-(Bb). 

2.  (Ab)  +  (Ba). 

I.  Voraussetzung : 

(Aa)  >  (Ab). 
(Bb)  >  (Ba). 
Es  gilt  dann : 

(Aa)  +  (Bb)  >  (Ab)  -i-  (Ba). 
In    diesem  Fall    konnten    wir   die  Lustgröße    der  Gesamtheit 
I    mit  jener   der  Gesamtheit    2  vergleichen.     Dies    ist  aber  nicht 
immer  möglich,  z.  B.  schon  dann  nicht,  wenn  A  und  B  denselben 
Gegenstand  bevorzugen. 

II.  Voraussetzung : 

(Aa)  >  (Ab). 
(Ba)  >  (Bb). 
Wir  können  dann  keine  Aussage  darüber  fällen,  wie  sich  die 
Lustmenge  von   i   zu  der  von  2  verhält. 

(Aa^  +  (Bb)  f  (Ab)  +  (Ba). 
Zuweilen  können  wir  uns  damit  helfen,  daß  wir  die  Annahme 
machen,  die  Lust   jeder  Person    sei   mit    der  Lust  jeder    anderen 
Person  vergleichbar.     A  schätze  a  höher,    als    dies  B  tut,   und  B 
schätze  a  höher    als  b  und  b  wieder  höher,   als  dies  A  tut. 

Man  sieht  ohne  weiteres,  daß  zwar  noch  immer  die  Voraus- 
setzungen von  II  gelten,  daß  aber  dennoch  ausgesagt  werden 
kann,    i   sei  größer  als  2. 

III.  Voraussetzung: 

(Aa)  >  (Ba)  >  (Bb)  >  (Ab), 
daraus  folgt: 

(Aa)  -f-  (Bbj  >  (Ba)  +  (Ab), 
leider  beseitigt  aber  auch  diese  neue  Annahme  nicht  die  Schwie- 
rigkeit völlig,  wie  man  sofort  erkennt,  wenn  man  in  der  Voraus- 
setzung III  die   beiden  letzten  Glieder  vertauscht. 

IV.  Voraussetzung : 

(Aa)  >  (Ba)  >  (Ab)  >  (Bb). 
über  die  Summen  ist  keine  Aussage  möglich : 
(Aa)  +  (Bb)  }  (Ba)  +  (Ab). 
Wir    sind   heute  noch  nicht  in  der  Lage  über  diese  Schwie- 
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rigkeit  hinwegzukommen.  Denn  die  Lust  einfach  als  meßbare 
nicht  nur  als  v  e  r  g  1  e  i  c  h  b  a  r  e  Größe  anzusetzen,  geht  offenbar 
nicht  an.  Man  müßte  sich  daher  z.  B.  im  vorliegenden  Falle 
damit  begnügen,  zu  sagen,  wenn  eine  Einrichtung  etwa  die  Ge- 
samtheit (Aa)  +  (Bb)  in  (Ba)  -j-  (Ab)  überführt,  dann  hat  A  ge- 
litten und  B  gewonnen.  Die  hier  angedeuteten  Schwierigkeiten 
begegnen  uns  unaufhörlich,  wenn  wir  den  Einfluß  des  Krieges  auf 
die  Lust  und  Unlust  der  Gesellschaft  zu  untersuchen  haben,  es 
kommen  aber  noch  neue  hinzu,  die  wir  im  folgenden  zum  Teil 
erwähnen  werden.  Behaupten,  daß  man  immer  kriegswirtschaft- 
liche Betrachtungen  durchführen  kann,  wenn  man  die  Lustgesamt- 
heit ins  Auge  faßt,  wäre  verfehlt,  hingegen  kann  man  stets  die 
Lust  einzelner  Individuen  oder  Gruppen  gleichartiger  Individuen 
festzustellen  unternehmen. 

Wir  haben  in  der  eben  skizzierten  Betrachtung  uns  nicht 
weiter  mit  der  oft  erörterten  Frage  beschäftigt,  wie  sich  d  i  e 
Lust,  die  durch  eine  Gruppe  von  Gegenstän- 
den erregt  w  i  r  d  ,  zu  der  Lust  verhält,  welche  diese  Gegen- 
stände einzeln  erregen,  seien  sie  nun  gleichartig  oder  untereinan- 
der verschieden.  Es  läßt  sich  zeigen,  daß  wir  zur  Fortsetzung 
unserer  Untersuchung  nicht  genötigt  sind,  darüber  etwas  zu 
präjudizieren.  Wenn  A  sich  über  a,  b,  c  usw.  zusammen  freut,  so 
können  wir  diese  Lustgesamtheit,  ob  sie  nun  eine  einheitliche 
Lust  repräsentiert  oder  tatsächlich  eine  Summe  einzelner  Lust- 
gefühle, immer  so  behandeln,  als  ob  sie  einheitlich  wäre,  ebenso 
können  wir  die  Lust,  welche  a,  dann  2  a,  schließlich  3  a  und  mehr 
a  erregen  als  Li,  L2,  L3  bezeichnen  und  die  Aussage  fällen,  daß 
Li-<L2-<L3,  ohne  über  die  Lustabstände  etwas  auszusagen. 
Das  heißt,  wir  behandeln  ohne  weitere  Analyse  alle  Gegenstände 
nach  der  Terminologie  der  österreichischen  Schule  als  »komple- 
mentäre Güter«.  Wenn  wir  von  der  Lust  sprechen,  die  einem 
ein  bestimmtes  Geldeinkommen  verschafft,  so  denken  wir  uns 
dieselbe  nicht  aus  Einzellustgefühlen  zusammengesetzt,  sondern 
betrachten  sie  als  das  Ergebnis  der  Gesamtheit  von  Gegenständen, 
welche  man  für  dies  Geldeinkommen  beschaffen  kann  :  Wohnung, 
Nahrung,  Kleidung  usw. 

Wir  haben  bisher  immer  nur  von  Lustgefühlen,  nicht  aber 
auch  von  Unlustgefühlen  gesprochen.  Wir  werden  die 
Unlustgefühle  immer  als  Lustgefühle  behandeln  können,  die  kleiner 
sind  als  alle  Lustgefühle  im  engeren  Sinne.     Die  größere  Unlust 
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ist  als  Lust  betrachtet  dementsprechend  kleiner  als    die    kleinere 
Unlust.     Wenn  z.  B.  im  obigen  Beispiel 

(Aa)  >  (Ba)  >  (Bb)  >  (Ab), 
so  könnte  dies  z.  B.,  wenn  wir  voraussetzen,  daß  jemand  sich  den 
unangenehmen  Lauten  eines  Grammophons  nicht  zu  entziehen  ver- 
mag, bedeuten  :  A  hat  an  einem  Bilde  a  mehr  Genuß  als  B,  während 
B  über  das  Spiel  des  Grammophons  b  weniger  entsetzt  ist  als  A. 
Wenn  daher  das  Glückmaximum  der  Gruppe  gesucht  wird,  so 
ward  dies  offenbar  realisiert,  wenn  der  A  das  Bild  a  erhält,  hin- 
gegen B  den  Klängen  des  Grammophons  b  preisgegeben  wird.  Die 
Lust-  und  Unlustgefühle  zusammengenommen  sind  hier  lustvoller, 
als  es  die  Lust-  und  Unlustgefühle  zusammengenommen  wären, 
wenn  A  das  b  erhielte  und  B  das  a.  P'ür  Lustgefühle  und  Un- 
lustgefühle wollen  wir  im  folgenden  den  gemeinsamen  Ausdruck 
Sensationen  verwenden.  Wenn  eine  Gruppe  von  Gegen- 
ständen einem  Individuum  teils  Lust,  teils  Unlust  erregt,  so  wollen 
wir  von  der  Sensation  dieses  Individuums  sprechen.  Unsere  ur- 
sprüngliche Fragestellung:  »Wie  wirkt  der  Krieg  auf  die  Lust 
und  Unlust  der  Individuen  .^«  wäre  jetzt  zu  formulieren  »Wie  wirkt 
er  auf  die  Sensation  der  Individuen?«,  und  wenn  wir  von  einer 
Gruppe  von  Individuen  sprechen,  »wie  wirkt  er  auf  die  Sensatio- 
nengesamtheit der  Gruppe .f*«  Wir  werden  von  kistvolleren  und 
lustärmeren  Sensationengesamtheiten  sprechen  können,  ohne  immer 
ausdrücklich  etwas  darüber  sagen  zu  müssen,  ob  sie  aus '  Lust 
und  Unlust  gemischt  sind,  oder  nur  aus  Lust,  respektive  Unlust 
bestehen. 

Wir  haben,  wie  schon  oben  hervorgehoben,  immer  vorausge- 
setzt ,  daß  die  Sensationen  vergleichbare,  aber 
nicht  meßbare  Größen  sind.  Dies  führt  zu  einer  ganzen 
Kette  von  Schwierigkeiten,  deren  wir  nicht  recht  Herr  werden. 
Wir  wissen  z.  B.  nicht,  wie  wir  Aussagen  über  die  Lustgesamtheit 
machen  sollen,  die  wir  in  einer  Gruppe  von  Individuen  antreffen. 
Daß  mehr  Lust  vorhanden  ist,  wenn  drei  Individuen  dasselbe 
Lustgefühl  haben,  das  wir  sonst  nur  bei  einem  antreffen,  ist  selbst- 
verständlich, wann  aber  wollen  wir  sagen,  daß  ein  einzelnes  In- 
dividuum mehr  Lust  empfinde^,  als  zwei  andere  zusammengenom- 
men } 

Dies  alles  hindert  aber  prinzipiell  nicht,  für  Sensationen  von 
Individuen  eine  Skala  aufzustellen,  etwa  der  mineralogischen 
Härteskala  vergleichbar.     Man    würde    etwa   gewisse  Typen   von 
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Sensationen  herausgreifen,  sie  in  eine  Reihe  bringen  und  mit  i, 
2,  3,  4  etc.  numerieren.  Man  könnte  dann,  falls  man  annimmt, 
daß  jede  Sensation,  die  ein  Individuum  hat,  mit  jeder  Sensation, 
die  irgend  ein  anderes  hat,  vergleichbar  ist,  von  jeder  beliebigen 
Sensation  aussagen,  ob  sie  mit  einer  der  Typen  zusammenfällt 
oder  zwischen  welchen  sie  sich  befindet.  Die  Skala  kann  man 
immer  mehr  verdichten,  ohne  daß  daraus,  wenn  w  i  r 
keine  weiteren  \^oraussetzungen  machen,  etwas 
auf  den  Abstand  der  Sensationentypen  ge- 
schlossen werden  könnte.  Wir  besitzen  bis  jetzt  keine 
solche  Sensationentypen,  aber  selbst  wenn  wir  sie  konstruieren 
V\'ürden,  wären  sie  nur  für  die  individuellen  Fragen  brauchbar;  Sen- 
sationengesamtheiten würden  dadurch  mit  anderen  Sensationen- 
gesamtheiten nicht  durchweg  vergleichbar.  Wir  können  nichts 
darüber  aussagen,  ob  die  Sensationengesamtheit,  die  aus  2  und  3 
besteht,  größer  oder  kleiner  ist  als  jene,  die  aus  i  und  4  besteht. 
Wohl  aber  könnte  man  Typen  von  Sensationengesamtheiten  bilden, 
die  zwar  untereinander  zum  Teil  unvergleichbar 
wären,  aber  doch  dazu  dienen  könnten,  andere  Sensationenge- 
samtheiten näher  zu  determinieren,  indem  man  sie  auf  diese 
Typen  bezieht. 

Nachdem  wir  uns  so  einigermaßen  über  die  grundsätzlichsten 
Fragen  der  Sensationenbetrachtung  orientiert  haben,  wollen  wir 
nun  den  Ursachen  der  Sensationen  unsere  Aufmerk- 
samkeit zuwenden.  Es  sei  gleich  hier  vorausgeschickt,  daß  sich 
zunächst  noch  nicht  recht  erkennen  läßt,  welche  Veränderungen 
der  Ursachen  man  zweckmäßigerweise  noch  in  die  Betrachtung 
einbezieht,  welche  man  hingegen  besser  ausschaltet.  Betrachten 
wir  einmal  ein  etwas  komplizierteres  Beispiel : 

Gegeben  sei  die  Kombinationensumme  :  Aa  -j-  Bb  -|-  ^c. 

Ueber  die  Sensationen  der  einzelnen  Kombinationen  sei  be- 
kannt : 

(Ac)  <  (Aa)  <  (Ab) 
(Bb)<(BaX(Bc) 
(CbX(CcX(Ca). 

Weiters  sei  vorausgesetzt,  daß  je  zwei  Personen  nur  dann 
ihre  Konsummittel  a,  b,  c  miteinander  tauschen,  wenn  beide  da- 
bei gewinnen.     Wir  sehen,  daß  die  Kombinationensumme  : 

Aa-(-Bb  +  Cc 
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in  zwei  Zeitteilen  in  die  Kombinationensumme  : 

Ab  +  Bc  +  Ca 
übergeht,  und  zwar  in  folgender  Weise  : 

ti  Aa  +  Bb  +  Cc 

to  Ab  +  Ba  +  Cc 

ts  Ab  +  Bc  +  Ca. 
Diese  Aussagen  beziehen  sich  auf  soziale  Erscheinungen, 
haben  aber  mit  ökonomischen  Problemen,  wie  wir  dieselben  ab- 
grenzen, nicht  das  mindeste  zu  tun.  Die  Sensationen  sind  hier 
als  Ursachen  in  Betracht  gezogen  worden,  wir  hätten  die  Ver- 
schiebung geradesogut  von  der  Körperkraft  oder  von  sonst  etwas 
abhängen  lassen  können.  Die  ökonomische  Betrachtung  setzt 
erst  hier  ein.  Sie  vergleicht  die  Sensationsgesamtheiten  in  den 
drei  Zeitpunkten  miteinander  und  findet :  (Aa)  -\-  (Bb)  -{-  (Cc)  -< 
(Ab)  +  (Ba)  +  (Cc)  <  (Abi  +  (Bc)  +  (Ca).  Daraus  folgt  zum  Bei- 
spiel, daß  die  Institution  des  Tausches  zwischen  je  zwei  Personen 
im  vorliegenden  P'all  geeignet  erscheint,  das  Lustmaximum 
zu  erzeugen,  wenn  zwei  Zeitteile  zur  Verfügung  stehen,  daß  diese 
Institution  hingegen  dazu  ungeeignet  erscheint,  wenn  nur  ein 
Zeitteil  zur  Verfügung  steht;  eine  Problemstellung,  die  z.  B.  in 
der  Lehre  vom  Kredit  von  großer  Bedeutung  ist.  Ein  System 
von  tauschenden  Personen  kann  liquid  sein,  wenn  genug  Zeit  zur 
Verfügung  steht,  wird  hingegen  illiquid,  wenn  der  Zeitraum  zu 
kurz  ist,  wobei  die  Illiquidität  die  Bedürfnisbefriedigung  stört.  Man 
könnte  in  ebenso  abstrakter  Weise  die  Veränderungen  der  Sensa- 
tionengesamtheit untersuchen,  wenn  man  z.  B.  voraussetzen  würde, 
daß  während  der  Verschiebung  die  Zahl  der  Personen  sich  ändert. 
Ja  man  könnte  auch  dann  die  Untersuchung  durchführen,  wenn 
man  voraussetzt,  daß  gerade  die  bessere  Versorgung  mit  Kon- 
sumartikeln die  Bevölkerungsvermehrung  zur  Folge  hat,  was  die 
Bedürfnisbefriedigung  erschwere.  Die  Erforschung  des  Kausal- 
zusammenhanges zwischen  Bevölkerungsbewegung  und  Konsum 
geht  die  Oekonomie  nichts  an,  wohl  aber  die  Feststellung,  wie 
diese  Veränderungen  auf  die  Sensationengesamtheit  und  auf  die 
einzelnen  Sensationen  der  Individuen  einwirken.  Wenn  der  Wirt- 
schaftswissenschaftler die  sozialen  Bedingungen  selbst  untersucht, 
so  tut  er  dies  eben  im  übertragenen  Wirkungskreise.  In  den  bis- 
herigen Erörterungen  haben  wir  Vergrößerungen  und  Verkleine- 
rungen der  Individuenmenge,  der  Konsumartikelmenge  usw.  be- 
rücksichtigt, aber  immer  angenommen,  daß  die  Sensationen,  welche 
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die  Gegenstände  zu  erzeugen  vermögen,  unverändert  bleiben. 
Wir  müssen  aber  auch  darauf  hinweisen,  daß  die  Individuen 
sich  selbst  ändern  können,  daß  die  Sensationen  z.  B.  lustvoller 
werden,  nicht  deshalb  weil  die  zur  Verfügung  stehenden  Konsum- 
güter sich  vermehrt  oder  verbessert  haben,  sondern  weil  die  Reiz- 
barkeit der  Individuen  nun  eine  andere  ist.  (Aa)  -<  (Aia).  Das 
A],  könnte  man  als  völlig  neues  Individuum  betrachten,  und  da- 
für A  als  verschwunden  denken,  um  allen  Schwierigkeiten  zu 
entgehen.  Denn  die  Kontinuität  des  Individuums  spielt  bei  Be- 
trachtungen unserer  Art  keine  Rolle.  Sind  erfreuliche  Erinne- 
rungen vorhanden,  so  werden  sie  als  gegenwärtige  Lust  notiert, 
denn  ob  sie  einer  realen  Vergangenheit  entsprechen  oder  nicht 
ist  ja  gleichgültig,  sie  könnten  auch  einer  suggerierten  Vergangen- 
heit entsprechen. 

Nach  diesen  grundsätzlichen  Vorerörterungen  muß  noch  einiger- 
maßen klargestellt  werden,  was  wir  eigentlich  darunter  verstehen 
wollen,  daß  dem  Krieg  Sensationen  als  Ergebnis 
zugerechnet  werden.  Vielfach  verfährt  man  etwas  primitiv 
in  der  Weise,  daß  man  einfach  die  Sensationengesamtheit  vor  dem 
Kriege  mit  der  Sensationengesamtheit  während  des  Krieges  und 
nach  demselben  vergleicht.  Dies  ist  ein  unzureichendes  Ver- 
fahren, weil  man  ja  dabei  nicht  sieht,  welcher  Teil  der  Aende- 
rungen  vielleicht  auch  in  der  weiteren  Friedensentwicklung  auf- 
getreten wäre.  Wie  notwendig  diese  Betrachtungsweise  ist,  zeigt 
zum  Beispiel  der  dreißigjährige  Krieg.  Der  Niedergang  Deutsch- 
lands nach  demselben  scheint  nicht  so  sehr  den  Verwüstungen, 
als  vielmehr  dem  schon  vorher  einsetzenden  Zusammenbruch  der 
Kreditordnung  zugeschrieben  werden  zu  müssen  *).  Ein  anderes 
Beispiel  bietet  Galizien  während  des  Balkankrieges.  Die  starken 
Störungen,  welche  zu  verzeichnen  waren,  sind  nur  zum  Teil  auf 
den  Balkankrieg  zurückzuführen,  hatte  doch  ein  krisenhafter  Zu- 
stand schon  viele  Monate  vorher  eingesetzt  ^).  Selbstverständlich 
kann  man  nicht  genau  angeben,  wie  die  Krise  an  sich  weiter 
verlaufen  wäre,  aber  in  großen  Zügen  ist  dies  durchaus  möglich. 
Freilich  darf  man  nicht  übersehen,  daß  die  Veränderungen,  welche 

1)  Vgl.  R.  Hoeniiiger,  Der  dreißigjährige  Krieg  und  die  deutsche  Kultur, 
»Preußische  Jahrbücher«,  Bd.  CXXXVIII  1909  und  die  Arbeit  seines  Schülers: 
Fritz  Kaphahn,  Die  wirtschaftlichen  Folgen  des  dreißigjährigen  Krieges  für  die 
Altmark.    iqil. 

2)  Otto  Keiirath,  Kriegswirtschaftliche  Eindrücke  aus  Galizien.  »Der  osterr. 
Volkswirt«    i./II.    1913. 
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der  weitere  Friedenszustand  erzeugt  hätte,  keineswegs  in  den- 
jenigen enthalten  sein  muß,  welche  der  Krieg  hervorruft,  sie 
könnten  Punkt  für  Punkt  differieren,  so  daß  man  nicht  von  einer 
» Differenz <-  im  engeren  Sinne  sprechen  könnte,  das  heißt  von 
einer  Gesamtheit  von  Erscheinungen,  die  auf  den  Krieg  entfällt. 
Wenn  wir  die  Betrachtung  in  dem  eben  skizzierten  Sinne  an- 
stellen, haben  wir  eigentlich  nur  die  Wirkungen  eines  Krieges  in 
einer  Lebensordnung  festgestellt,  die  in  mehrfacher  Hinsicht  für 
das  Kriegführen  eingerichtet  ist;  man  muß  eigentlich  die  Truppen, 
welche  in  P^riedenszeiten  gehalten,  die  Kanonen  und  Panzer- 
schiffe, die  gebaut  werden,  ebenfalls  dem  Kriege  zurechnen. 
Es  wäre  dann  die  Frage,  wie  der  Krieg  zusammen  mit  allen 
seinen  Vorbereitungen  auf  die  Sensationengesamtheit  eines  Volkes 
oder  der  Menschheit  einwirkt.  Es  ergeben  sich  bei  dieser  Frage- 
stellung wieder  erhebliche  Schwierigkeiten.  Man  kann  die  Ge- 
samtheit der  Kriegsvorkehrungen  nicht  einfach  eliminiert  denken 
und  nun  den  übrig  bleibenden  Rest  der  Lebensordnung  unter- 
suchen. Wir  können  nicht  ohne  weiteres  die  stehende  Armee 
wegdenken,  sondern  müssen  gleichzeitig  auch  irgend  ein  -Schick- 
sal der  Soldaten  supponieren,  wir  können  zum  Beispiel  annehmen, 
sie  wären  in  einer  P^riedensordnung  ausgewandert  oder  hätten  die 
Löhne  gedrückt,  vielleicht  hätte  sich  auch  die  gesamte  Ordnung 
dieser  größeren  Arbeitermenge  angepaßt,  wenn  dieselbe  ihr  seit 
jeher  angehört  hätte.  Es  ist  nicht  recht  klar,  welche  Frieden'sord- 
nung  wir  eigentlich  unserer  Kriegsordnung  gegenüberstellen  sollen. 
Durch  die  Elimination  der  kriegerischen  Elemente  läßt  sie  sich, 
wie  wir  sehen,  nicht  gut  konstruieren.  Wir  könnten  also  nur  noch 
Zukunftsmöglichkeiten  ins  Auge  fassen,  wobei  es  wieder  nicht 
ohne  weiteres  klar  ist,  welclien  Sinn  es  hat  zu  fragen,  wie  die 
kriegerische,  wie  die  friedliche  Ordnung  sich  bewähren  würde,  da  ja 
die  eine  von  ihnen  bereits  notwendig  in  unserer  heutigen  Welt  ver- 
ankert ist.  Man  könnte  schließlich  nichts  anderes  tun,  als  eine 
von  ihnen  prophezeien,  wobei  wir  gleichzeitig  konstatieren  können 
daß  diese  Prophezeiung  —  wovon  wir  oben  schon  sprachen  — 
IMitursache  der  zukünftigen  Entwicklung  ist;  in  welchem  Ausmaß 
hinge  ganz  davon  ab,  wie  sehr  die  Menschheit  sich  von  Ueber- 
legungen  leiten  läßt.  Wir  haben  es  hier  mit  jenen  Schwierig- 
keiten zu  tun,  die  immer  auftreten,  wenn  wir  uns  darüber  klar 
zu  werden  suchen,  wie  es  gekommen  ist  und  wie  es 
hätte  komme  n    k  ö  n  n  e  n ,    sowie  über  die  Frage,    wie    es 
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kommen  wird  und  wie  es  kommen  könnte.  Greifen 
wir  einmal  einen  Fall  heraus,  in  dem  an  dieser  Art  der  Erörte- 
rung kein  Anstoß  genommen  wird.  Wenn  jemand  Zink  mit  ver- 
dünnter Schwefelsäure  übergössen  hat  und  Zinkvitriol  erzeugte, 
so  kann  er  vollkommen  korrekt  fragen,  was  wäre  geschehen, 
wenn  ich  Eisen  mit  verdünnter  Schwefelsäure  Übergossen  hätte  ? 
Wir  sind  eben  der  Ansicht,  daß  die  Welt,  in  der  das  eine  ge- 
schieht, sich  von  der  zweiten,  in  der  das  andere  geschieht,  inner- 
halb der  Grenzen  unserer  Beobachtung  in  ihren  übrigen  Bestim- 
mungsstücken nicht  wesentlich  unterscheidet.  Würden  wir  hin- 
gegen berücksichtigen,  daß  der  Unterschiedsich  in  jeder  Sache  gel- 
tend macht,  indem  der  Schwerpunkt  der  Erde  und  der  Sonne 
verschoben,  die  magnetischen  Strömungen  gestört  werden,  dann 
hätte  die  Fragestellung  keinen  rechten  Sinn,  da  nicht  einzusehen 
ist,  wie  eine  Aenderung  in  einem  geschlossenen  System  anders 
als  notwendig  vor  sich  gehen  soll.  Wer  Alternativen  stellt,  nimmt 
für  den  Augenblick  an,  daß  man  einen  Systemteil  als  nicht- 
geschlossenes System  behandeln  könne.  Je  mehr  wir  die  Ver- 
knüpfung einer  Erscheinung  mit  dem  ganzen  Weltgeschehen  immer 
vor  Augen  haben,  desto  schwieriger  fällt  es,  Alternativen  zu  kon- 
struieren. Dies  ist  nun  beim  sozialen  Geschehen  der  Fall,  daher 
ist  die  kriegswirtschaftliche  Betrachtung  auch  immer  in  einer 
üblen  Lage  und  nur  unter  vielen  Kautelen  und  Bedenken  zu- 
lässig. Wenn  wir  uns  einmal  entschlossen  haben,  bestimmte 
Erscheinungsgruppen  als  Untersuchungsobjekte  herauszugreifen, 
dann  können  wir  ganz  gut  Variationen  durchführen,  die  nicht 
in  diesen  Teilsystemen  begründet  sind,  die  aber  nur  mit  Ele- 
menten operieren,  die  wir  empirisch  kennen.  Nehmen  wir  zum 
Beispiel  an,  wir  untersuchen  eine  abstrakte  Individuengruppe  zuerst 
unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Zahl  der  Individuen  sich  nicht 
ändert,  dann  dieselbe  Individuengruppe  unter  der  Voraussetzung, 
-daß  sie  dies  tut.  Zuweilen  sind  derartige  Betrachtungen  durch- 
aus geeignet,  unseren  Einblick  in  die  menschliche  Lebensordnung 
zu  fördern ;  ja  obgleich  wir  die  empirische  Lebensordnung  noch 
nicht  durchschauen,  kann  uns  die  Konstruktion  einfacherer  Ord- 
nungen manchen  Aufschluß  gewähren.  Es  ist  einleuchtend,  daß  die 
Frage,  wie  würde  ein  \"erbot  des  Grundstückverkaufs  im  Kriegs- 
fall auf  die  Sensationengesamtheit  wirken,  wohl  beantwortet  wer- 
den kann,  wenn  man  auch  prinzipiell  zugestehen  muß,  daß  diese 
Wirkung    sich    auf  Eheform,    Bürgerehre   und  alles    andere  miter- 
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Streckt.  Es  wird  sich  in  jedem  konkreten  Falle  fragen,  welche 
Wirkungen  man  noch  einzubeziehen  hat,  um  vergleichbare  Systeme 
zu  erhalten ,  die  von  der  Wirklichkeit  nicht  allzuweit  abwei- 
chen. j\Ian  kann  von  vornherein  nichts  darüber  aussagen,  ob  es 
z.  B.  notwendig  ist,  bei  der  Untersuchung  von  Kriegs-  und  Frie- 
densordnungen darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  daß  die  Genuß- 
fähigkeit und  Produktionfähigkeit  der  Menschen  von  der  Ordnung 
abhängt,  in  der  sie  leben.  Wie  weit  sich  Problemgruppen  ab- 
grenzen lassen,  welche  auf  solche  Details  verzichten  können,  ohne 
die  Empirie  allzusehr  zu  verlassen,  ist  nicht  ohne  weiteres  klar. 
Es  scheint  aber,  daß  sich  recht  viel  mit  abstrakten  Formulie- 
rungen leisten  läßt,  welche  gar  nicht  auf  konkrete  Zusammenhänge 
zwischen  Sensationen  und  bestimmten  Elementen  eingehen,  son- 
dern nur  von  Sensationen  an  sich,  Individuen  und  bestimmten 
Verschiebungsregeln  sprechen.  Die  Kriegswirtschaftslehre  be- 
nötigt aber  wohl  sehr  zahlreiche  weitere  Details.  Die  für  sie  er- 
forderlichen Schemata  müssen  viele  empirische  Daten  einbeziehen. 
Aber  auch  nach  den  bisherigen  Feststellungen  bleibt  noch 
vieles  recht  dunkel.  Angenommen,  wir  könnten  die  Sensationen- 
gesamtheiten präzise  charakterisieren  und  miteinander  vergleichen. 
Welche  Sensationen  sollen  denn  noch  als  Wir- 
kungen des  Krieges  Berücksichtigung  finden.- 
Die  des  nächsten  Jahres?  des  nächsten  Jahrzehnts.'  der  gesamten 
Zukunft.^  Es  macht  doch  einen  Unterschied,  ob  eine  Konsum- 
steigerung dauernd  ist  oder  mit  einer  Vernachlässigung  der  Pro- 
duktionsentwicklung parallel  geht.  Wir  gelangen  damit  neuer- 
dings an  eine  Grenze  unserer  Betrachtungsweise,  an  eine  Grenze, 
die  uns  bei  allem  zielbewußten  Handeln  notwendig  gesetzt  ist 
und  dieses  daher  auf  ewig  zu  einem  inselhaften  Dasein  verurteilt. 
Niemand  übersieht  alle  Konsequenzen  seines  Tuns,  und  dennoch 
macht  man  Pläne,  operiert  auf  Grund  ungenügender  Annahmen, 
begnügt  sich  mit  recht  vagen  Resultaten.  Mehr  können  wir  auch 
hier  nicht  erreichen.  Wichtig  ist  nur,  daß  wir  uns  über  diese 
Grenze  klar  sind  und  nicht  dadurch  die  Wissenschaft  zu  fördern 
wähnen,  wenn  wir  den  Bereich  der  Einsicht  überschätzen.  Jede 
neue  Einsicht  vergrößert  den  Schatz  der  schon  erworbenen,  aber 
sie  verkleinert  nicht  notwendig  die  Zahl  der  Fragen,  weil  sich  immer 
neue  Fernen  vor  uns  auftun,  denen  wir  zum  Teil  noch  recht  rat- 
los gegenüberstehen.  W'er  sich  des  Gewonnenen  zu  freuen  ver- 
mag, der  wird  sich   durch  die  Erweiterung  der  Einsicht  gehoben 
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fühlen,  wer  hingegen  auf  die  Fülle  des  Unerforschten  sein  Augen- 
merk richtet,  der  wird  eher  zu  einer  Art  intellektuellen  Pessimis- 
mus neigen. 

Aus  dem  bisherigen  ergibt  sich  schon,  daß  die  Sensa- 
tionengesamtheit niclit  nur  eine  rein  rechneri- 
sche Größe  ist,  sondern  mit  der  Lebensordnung  sich  mehr- 
fach in  gesetzmäßigen  Zusammenhang  bringen  läßt,  derart,  daß 
bestimmt  gerichtete  Veränderungen  der  Lebensordnung  auch  die 
Sensationengesamtheit  in  irgend  einer  Richtung  beeinflussen.  Die 
Sensationengesamtheit  verhält  sich  anders  als  etwa  die  Summe 
der  Nasenlängen  einer  Gesellschaft,  die  zwar  auch  festgestellt 
werden  kann,  aber  keine  gesetzmäßigen  Verknüpfungen  mit  der 
Lebensordnung  ermöglicht.  \A'ir  sehen,  daß  die  Gesamtlust  einer 
Individuengruppe  vielfach  bewußt  angestrebt  wird  oder  daß 
eine  bestimmte  Institution  bewußt  oder  unbewußt  der  Vergröße- 
rung der  Lust  in  geordneter  V\^eise  dient.  Zuweilen  sind  die 
traditionellen  Bildungen  dazu  befähigter  als  die  bewußt  geschaf- 
fenen, aber  oft  zeigen  letztere  eine  erhebliche  Ueberlegenheit. 
Im  Marktverkehr  speziell  hat  das  Bewußtsein  fast  völlig  gesiegt. 
Aber  der  jeweiligen  Berechnung  folgen,  bedeutet  noch  nicht 
richtige  Einsicht  besitzen,  so  sehen  wir  denn  zum  Beispiel,  daß 
der  IMarktverkehr  in  seiner  heutigen  P^orm  keineswegs  geeignet 
ist,  ein  Lustmaximum  zu  erzeugen,  daß  er  vielmehr  alle  Betei- 
ligten schädigt,  können  wir  doch  Warenumsätze  konstruieren,  die 
allen  größere  Lustmengen  als  heute  zuführen.  Diese  Mängel 
des  ]\Iarktverkehrs  treten  auch  in  Geltung,  wenn  wir  die  Kriegs- 
wirtschaft untersuchen,  zeigt  es  sich  ja,  daß  viele  Unlust  er- 
zeugt wird,  die  zur  Erreichung  des  Kriegszweckes,  dessen  Lust- 
produkt wir  dabei  gänzlich  übersehen  wollen,  ganz  überflüssig  ist, 
ja  seine  Realisierung  geradezu  erschweren. 

Wir  haben  in  raschem  Wechsel  eine  Reihe  von  Problemen 
an  uns  vorüberziehen  lassen,  um  uns  im  großen  und  ganzen  dar- 
über von  vornherein  klar  zu  werden,  wo  P"einde  in  unserem  Rücken 
bleiben,  wenn  wir  daran  gehen  die  K  r  i  e  g  s  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  1  e  h  r  e 
systematisch  zu  betreiben.  Da  wir  unser  Untersuchunsgebiet  be- 
grifflich nur  sehr  roh  abzugrenzen  vermögen ,  wird  wohl  manches 
vorläufig  einbezogen  werden,  was  bei  schärferer  Analyse  zu  eli- 
minieren wäre,  auch  wird  der  Versuch,  ein  System  zu  schaffen,  von 
vornherein  mit  erheblichen  Mängeln  behaftet  sein.  Es  ist  gut,  dies 
gleich  festzustellen,  um  nicht  in  die  Versuchung  geführt  zu  werden, 
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um  jeden  Preis  ein  vollständiges  System  zutage  zu  fördern.  Der 
Systematiker  in  diesem  Sinne  ist  ein  geborener  Lügner,  der,  erfüllt 
von  dem  Drange,  jenes  Kunstwerk,  das  wir  System  nennen,  lücken- 
los vor  die  Augen  des  Beschauers  zu  zaubern,  hier  Unebenheiten 
glättet,  dort  Sprünge  überkleistert.  Das  vollständige  System  bleibt 
ewiges  Ziel ,  das  wir  nur  scheinbar  zu  antizipieren  vermögen. 
Solche  Antizipationen  sind  zuweilen  von  großer  Fruchtbarkeit, 
da  sie  leicht  anregend  wirken  und  vor  allem  die  innerhalb  des 
Wissensgebietes  bestehende  Zerrissenheit  und  Vereinzelung  zum 
Bewußtsein  bringen,  sie  lähmen  aber  sehr,  weil  einmal  geschaffene 
Systeme  die  wissenschaftliche  Forschung  nicht  selten  erstarren 
lassen.  An  ihnen  orientiert  man  sich  oft  bei  weiteren  Arbeiten 
statt  die  Gesamtheit  der  Ideen  immer  wieder  auf  die  Wirklichkeit 
zu  beziehen.  Besonders  bedenklich  ist  das  von  Systematikern 
gern  geübte  Verfahren,  die  ihnen  selbst  bekannten  Mängel  des 
Systems  nicht  überall  anzumerken,  und  die  noch  fehlenden  Teile 
nicht  bekanntzugeben.  Warum  soll  der  Leser,  dem  es  ohnehin 
schwer  wird,  sich  in  einen  fremden  Gedankengang  hineinzufinden, 
nicht  von  vornherein  erfahren,  wo  der  Autor  Bedenken  hat.  Es 
könnte  freilich  jemand  auf  die  Idee  verfallen,  alle  Nationalöko- 
nomen »feierlich  und  gesetzmäßig  von  ihren  Geschäften  zu  sus- 
pendieren« bis  sie  hier  Ordnung  gemacht  haben,  wie  dies  Kant 
auf  dem  Gebiet  der  Philosophie  in  den  Prolegomena  gefordert 
hat.  Das  ist  aber  nicht  der  Weg  der  Wissenschaft,  noch  weniger 
übrigens  der  Weg  der  Philosophie.  Es  steht  immer  die  Ge- 
samtheit der  Probleme  in  Frage ,  an  der  wir  durch 
die  Jahrhunderte  herumbosseln.  Wir  können  nie,  weder  in  der 
Logik,  noch  in  der  Ph\sik,  noch  in  der  Biologie  noch  in  der 
Philosophie  irgendwelche  unanfechtbare  Sätze  an  die  Spitze 
stellen  und  nun  fein  säuberlich  die  ganze  Ideenkette  vor  uns  aus- 
breiten. Das  Mangelhafte  durchseucht  immer  die  Gesamtheit 
der  Vorstellungswelt,  es  steckt  in  der  ersten  Prämisse  ebenso 
wie  in  den  späteren.  Da  nützt  keine  Vorsicht,  kein  scheinbares 
Verzichten  auf  schon  gewonnenes  Wissen,  um  von  einer  tabula 
rasa  ausgehend  es  von  nun  ab  besser  zu  machen,  was  zu  ver- 
suchen Descartes  die  Vermessenheit  hatte.  Solches  Streben  endet 
mit  gröblichen  Erschleichungen,  die  ärger  zu  sein  pflegen  als 
alles  vorhergegangene.  Es  bleibt  uns  nichts  anderes  übrig  als 
ehrlich  zu  erklären,  daß  man  eben  den  jeweiligen  Stand  des 
Wissens  voraussetzt  und  nun  versuchen  will,  bald  hier  bald  dort 
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ändernd  einiges  besser  zu  machen.  Unser  Denken  steckt  notwen- 
dig voll  von  Traditionen,  wir  sind  die  Kinder  unserer  Zeit,  mögen 
wir  uns  dagegen  sträuben,  soviel  wir  wollen ;  es  gibt  nur  Zeitalter, 
die  dies  mehr  fühlen  als  andere.  Was  hat  es  Kant  genützt,  daß 
er  sich  losreißen  wollte.  Trotz  seines  überragenden  Genies  sind 
wir  Nachgeborenen  oft  in  der  Lage  aufzuzeigen,  wie  manche  seiner 
Ideengänge  nur  aus  dem  Denken  der  Zeitgenossen  und  Vorfahren, 
unmöglich  aus  unbefangener  Betrachtung  der  Welt  abgeleitet 
werden  können.  Wir  sind  wie  Seefahrer,  die  auf  offenem  Meere 
sich  genötigt  sehen,  mit  Balken,  die  sie  mitführen,  oder  die  heran- 
treiben, ihr  Schiff  völlig  umzugestalten,  indem  sie  Balken  für 
Balken  ersetzen  und  die  Form  des  Ganzen  ändern.  Da  sie  nicht 
landen  können,  wird  es  ihnen  nie  möglich  sein,  das  Schiff  ganz 
zu  beseitigen,  um  es  neu  zu  bauen.  Das  neue  Schiff  geht  durch 
ununterbrochene  Umgestaltung  aus  dem  alten  hervor. 

Wenn  wir  daran  gehen,  konkrete  Tatbestände  kriegs- 
wirtsc  haftlicher  Art  aufzunehmen,  müssen  wir  die  Mög- 
lichkeit eines  Sensationenkatasters  erörtern.  Wir  begegnen  bei 
diesem  Unternehmen  gewaltigen  praktischen  Schwierigkeiten. 
W^ünschenswert,  wenn  auch  nicht  unbedingt  notwendig,  wäre  es, 
zunächst  einmal  die  Sensationen  zu  gruppieren,  doch  zeigen  die 
wenigen  bisherigen  Versuche  dieser  Art,  daß  dies  vorläufig  ein 
vergebliches  Beginnen  ist  ^).  Ebenso  hat  man  keine  rechten 
Handhaben,  die  Größe  der  Lust  und  Unlust  in  einzelnen  Fällen 
festzustellen,  so  daß  man  von  vornherein  genötigt  ist,  sich  mit 
groben  Annäherungen  zu  begnügen.  Daß  man  aber  die  Sensa- 
tionen nur  unzureichend  beschreiben  kann,  sollte  nicht  davon  ab- 
halten, es  dennoch  so  gut  es  geht  zu  versuchen.  Wo  man  aber 
die  Beschreibung  ganz  unterläßt,  sollte  man  wenigstens  angeben, 
welche  Daten  noch  fehlen,  damit  nicht  bestimmte  Erscheinungen 
ganz  vergessen  werden.  Man  kann  selbstverständlich  die  Freude 
an  der  Größe  des  Staates,  dem  man  angehört  schwerer  fixieren 
als  etv;a  die  Freude  an  reichlicher  Ernährung ;  aber  für  die  Fest- 
stellung der  Sensationengesamtheit  sind  beide  von  gleicher  Be- 
deutung -).    Besonders  bedenklich  ist  die  weitverbreitete  Neigung, 

1)  Vgl.  Bcntham,  Grundsätze  der  Civil-  und  Criminalgesetzgebung,  heraus- 
gegeben von  E.  DufHont,  bearbeitet  von  Betieke,  I.  Bd.  S.  134  ff.  Schon  Betieke 
hat  viele  Unvollkommenheiten  Benthams  hervorgehoben,  der  die  Größe  der  Lust 
und  Unlust  von  Intensität,  Dauer,  Gewißheit,  Nähe,  Fruchtbarkeit,  Reinheit  und 
Ausbreitung  abhängig  sein  läßt. 

2)  Stem?netz  suchte,  wenn  auch  in  recht  unzureichender  Weise,  dieser  Forderung 
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statistisch  präzise  erfaßte  Faktoren  für  kausal  bedeutsamer  anzu- 
sehen, als  unbestimmt  gebliebene.  Zum  Teil  ist  daran  auch  die 
Art  und  Weise  schuld,  in  der  Statistiken  publiziert  werden.  Sie 
dienen  von  vornherein  immer  einer  bestimmten  Problemstellung 
und  sollten  daher  die  Tatsachen,  welche  sie  nicht  erfassen,  die 
aber  für  das  behandelte  Gebiet  wichtig  sind,  wenigstens  andeu- 
tungsweise erwähnen.  Zuweilen  geschieht  dies  auch,  aber  leider 
noch  viel  zu  selten,  überdies  meist  nur  in  schildernden  ?^Iono- 
graphien  und  nicht  in  Tabellenv^■erken,  die  so  recht  oft  geeignet 
erscheinen,  ein  falsches  Bild  zu  geben. 

Da  sich  der  statistischen  Erfassung  der  Sensationen  große 
Schwierigkeiten  in  den  Weg  stellen,  muß  man  die  Statistik 
derSensationen  Ursachen  als  Surrogat  verwenden.  Doch 
würde  es  schwer  fallen,  einzelnen  Sensationen,  die  etwa  mit  der 
oben  erwähnten  Sensationenskala  bestimmt  werden  könnten,  ein- 
zelne Ursachen  zuzuweisen.  Wie  soll  man  etwa  eruieren,  welche 
Lust  durch  den  Genuß  guten  Trinkwassers  erzeugt  wird.  Wir 
werden  uns  der  Annehmlichkeit  meist  gar  nicht  bewußt  und 
müßten  daher  fragen,  welche  Unlust  durch  das  Vorhandensein 
verhindert  wird.  Man  sieht  aber  gleich,  daß  dies  Vorgehen  zu 
einem  Knäuel  weiterer  Fragestellungen  führt :  wie  soll  man  z.  B. 
die  Bedeutung  von  guter  Luft  in  Rechnung  stellen,  die  Bedeu- 
tung der  staatlichen  Ordnung  usw.  Dies  Verfahren  ist  offenbar 
nicht  durchführbar.  Man  kann  aber  so  operieren,  daß  man  die 
Gesamtsensation  eines  irgendwie  determinierten  Zustands  mit  der 
Gesamtsensation  eines  zweiten  Zustandes  vergleicht,  etwa  fragt 
ob  eine  Vermehrung  der  Nahrung  einen  Arbeiter  glücklicher 
mache.  Man  kann  die  beiden  so  erhaltenen  Gesamtsensationen 
vergleichen,  ohne  irgendwie  die  einzelnen  Objekte,  Wohnung, 
Kleidung  usw.,  einzeln  in  Rechnung  zu  stellen.  Statistisch  würden 
wir    etwa    die  Zunahme    an    Nahrung,    Kleidung,  Wohnung  usw. 

gerecht  zu  werden.  Die  Philosophie  des  Krieges  1907,  S.  157  ff.  u.  ö. :  >Manchnial 
ist  ein  früher  Tod  ein  rechter  Segen  für  den  Toten  und  für  seine  Freunde.  Den 
Grausamkeitsleiden  stehen  Grausamkeitsgenüsse  gegenüber,  die  wir  zu  verleugnen 
gewohnt  sind,  die  aber  auch  in  der  Glücksbilanz  des  täglichen  Lebens  keinen  so 
niedrigen  Posten  ausmachen.  Man  soll  diese  Genüsse  doch  nicht  nach  ihrer  Schät- 
zung durch  zu  Hause  bleibende  und  Damen  beurteilen,  sogar  Männer,  die  ihre  volle 
Wollust  gekostet  haben,  mögen  sich  später  nur  schwach  daran  erinnern,  oder  sich 
ihrer  fast  schämen.  So  unmöglich  es  ist,  die  direkten  Leiden,  die  der  Krieg  verur- 
sacht, auch  nur  annähernd  abzuschätzen,  nicht  leichter  würde  es  sein,  die  durch 
ihn  geschenkten  Wonnen  richtig  abzumessen,  und  man  beachte,  wir  haben  ganz 
bestimmt ^die  Neigung,  die  ersten  zu  über-  und  die  zweiten  zu  unterschätzen.« 
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konstatieren  können,  wobei  freilich  auch  Ursachen  der  Unlustge- 
fühle  irgendwie    in    Rechnung    zu    stellen    wären.      Es    unterliegt 
zum  Beispiel  keinem  Zweifel,  daß  eine  Verlängerung  der   elfstün- 
digen  Arbeitszeit  die  Unlust  vergrößert,  ohne  daß  wir  uns  vorher 
darüber  zu  einigen  hätten,  wie    viel  Lust    die  Arbeit    an  sich   er- 
zeuge.    Die  Fälle  freilich,    in    denen  einerseits  die  Lust,    anderer- 
seits die  Unlust  zunimmt,  sind  statistisch  schwer  zu  erfassen.    Wir 
haben  zwar  gesehen,   daß   jedesmal    die  Gesamtsensation    des   In- 
dividuums als  Einheit  berücksichtigt  werden  kann,  aber  die  unter- 
liegt ja  nicht  der  von  uns  eben  angenommenen  statistischen  Auf- 
nahme, sondern  die  Einzelursache,  einerseits  die  Nahrungsmenge, 
andererseits  die  Arbeitsmenge.    Aber  nicht  einmal  die  Statistik 
der  Sensationsursachen  ist  ausreichend  entwickelt.     Be- 
sonders   in    der  Vergangenheit    ist    viel  Mühe    und  Sorgfalt    ver- 
geudet worden,  weil  gerade  große  Statistiker,  statt  sich  den  Waren- 
quanten zuzuwenden,  die  Geldpreise  untersuchten  und  Geldsummen 
für  Charakteristika    des  Volkswohlstandes    hielten.     Das    massen- 
hafte   Material,    das  z.  B.  ein  P.    ColqiiJioitn  ^)    über    die  Zeit    der 
Napoleonischen  Kriege  gesammelt  hat,    bringt  alle  Einkünfte  auf 
Pfund  Sterling,  nur  gelegentlich    erwähnt    er  eine  Getreide-  oder 
Baumwollmenge.    Das  entscheidende  für  die  kriegswirtschaftlichen 
Untersuchungen,    die    wir    anstellen    wollen,    ist    aber    nicht  für 
wieviel  P  f  u  n  d  S  t  e  r  1  i  n  g  ein  Volk  Baumwolle  oder  Getreide 
verbraucht,  sondern  welches  Q  u  a  n  t  u  m.     Es    kann  ja  sehr  gut 
der  Gesamtpreis    des  Getreides    gesunken,    die  Menge    aber    ge- 
stiegen sein,  so  daß  das  Volk  zwar  besser  ernährt  war,  aber  für 
weniger  Pfund  Sterling    konsumierte.     Trotzdem    viele    klassische 
Nationalökonomen    dies    einsahen,    hat    man    sich    in    der    Praxis 
doch  vorwiegend    an    die    Geldstatistik    gehalten.     Während    die 
Konsumstatistik    ein    einigermaßen    brauchbares  Surrogat  für  die 
Luststatistik  abgeben  kann,  ist  die  Preissummenstatistik  dazu  völlig 
unbrauchbar,  wenn  man  nicht  auf  Umwegen  aus  den  Preissummen 
wieder    Warenquanten    berechnet.     Selbstverständlich    liefert    uns 
auch  eine  Einkommenstatistik  kein  geeignetes  Material.    Ein  Volk, 
dessen  Gesamteinkommen    in  Geld    gerechnet    zugenommen   hat, 
braucht  deshalb    nicht    besser    ernährt,    besser    bekleidet,    besser 
behaust  als  früher  zu  sein.    Man  muß  diese  Einkommen  erst  mit 
Hilfe    von  Haushaltungsbudgets    notdürftig  umrechnen,    was  frei- 

I)  P.    Colquhoun,   A  Treatise    on    the    Wealth,    Power,    and  Resurces    of  the 
British  Empire  .  .  .   1814. 
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lieh  nur  in  recht  unzulän^^flicher  Weise  mögHch  ist,  zumal  die 
Naturaleinkommen  sich  schwer  erfassen  lassen.  Ein  moderner 
Versuch,  den  Gesamtzustand  ganzer  Länder  vergleichsfähig  zu 
machen,  wurde  zum  Beispiel  von  Shadzvell  ^)  unternommen,  und 
es  wäre  wohl  denkbar,  in  ähnlicher  Weise  ein  Land  vor  und  nach 
einem  Kriege  zu  beschreiben.  Um  wirkliche  Erfolge  in  dieser 
Richtung  erzielen  zu  können,  wäre  es  aber  angezeigt,  daß  die 
statistischen  Zentralen  diesen  Fragen  mehr  Aufmerksamkeit  als 
bis  jetzt  schenken.  Die  reine  Verwaltungsstatistik  nimmt  noch 
viel  zu  viel  Raum  ein  und  absorbiert  überflüssigerweise  Kräfte, 
Untersuchungen,  wie  die  des  englischen  Handelsamtes  über  die 
wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiterklasse  ^)  müßten  die  Regel  bilden 
und  auf  alle  Lebensgebiete  ausgedehnt  werden.  Jene  Schein- 
theorie, welche  in  der  Geldrechnung  ihr  Ideal  sah,  hat  die  Sta- 
tistik wie  mit  einem  Fluch  verfolgt  und  ist  schuld  daran,  daß 
mühevolle  Arbeit  großer  Statistiker  fast  nutzlos  ist.  Die  Schilde- 
rungen jener  Männer,  welche  wie  Leplay  und  andere  ein  leb- 
haftes Bild  zu  entwerfen  versuchten,  sind  für  die  Theorie  weit 
brauchbarer.  Es  kommt  eben  alles  darauf  an,  ob  das  unter- 
suchte Objekt  wichtig  oder  unwichtig  ist.  Eine  völlig  ziffernfreie 
Darstellung  der  Folgen  eines  Krieges  ist,  wenn  einigermaßen  de- 
tailliert, weit  wertvoller  als  etwa  eine  Statistik  der  Geldsummen^ 
welche  w'ährend  des  Krieges  verwendet  wurden.  Der  ganze  Geld- 
apparat interessiert  uns  in  der  Kriegswirtschaftslehre  nur  insofern 
als  er  ein  Mittel  darstellt,  die  Versorgung  der  Bevölkerung 
mit  Bedarfsartikeln  zu  fördern  oder  zu  erschweren.  Definiert  man 
freilich  die  Wirtschaftslehre  als  die  Lehre  von  der  Geldwirtschaft, 
dann  müßte  man  eben  eine  umfassendere  Disziplin  schaffen, 
welche  die  geldfrcie  Ordnung  ebenso  als  Ursache  von  Sensationen 
untersucht  wie  die  Geldordnung.  Gerade  die  Kriegswirtschafts- 
lehre legt,  weil  während  des  Krieges  vieles  sich  wandelt,  so  um- 
fassende Vergleiche  nahe  und  fordert  dazu  heraus,  die  statisti- 
schen Aufnahmen  entsprechend  zu  gestalten.  Die  Marktordnung 
verändert  ihre  Grundsätze,    und    die  Wirkungen    dieser  Verände- 

1)  Arthur  Shadwell,  England,  Deutschland  und  Amerika,  Eine  vergleichende 
Studie  ihrer  industriellen  Leistungsfähigkeit,  deutsch  von  F.  Leo.     1908. 

2)  Report  of  an  Enquiry  by  the  Board  of  Trade  inte  Working  Class  Rents 
Housing  and  Retail  Prices  together  with  the  Rates  of  Wages  in  certains  occupations, 
in  the  principal  industrial  towns  of  the  United  Kingdom,  Germany,  France,  Belgium 
and  the  United  States  of  America.  London  1908  bis  191 1.  Das  Material  ist  zum 
Teil  bearbeitet  in:    C.  v.  Tyszka,  Die  Lebenshaltung  der  arbeitenden  Klassen.    1912. 
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rungen  auf  die  Sensationengesamtheit  ^)  zu  untersuchen,  ist  auch 
unter  anderem  Aufgabe  unserer  Disziplin. 

Wir  wollen  jetzt  dazu  übergehen,  an  einigen  Beispielen  zu 
zeigen,  welcher  Art  die  e  m  p  i  r  i  s  c  h  e  n  T  a  t  b  e  s  t  ä  n  d  e 
.sind,  die  einer  theoretischen  Behandlung  un- 
terworfen werden  sollen.  Dabei  seien  um  der  prakti- 
schen Wichtigkeit  willen  vor  allem  moderne  Verhältnisse  ins 
Au^e  yefaßt.  Wir  sehen  von  den  schwerer  zu  beschreibenden 
Lust-  und  Unlustveränderungen  ab,  die  durch  die  Verwundungen 
und  Tötungen,  durch  die  Angst  der  Zuhausegebliebenen,  durch 
den  Jubel  der  Sieger,  durch  die  Freude  am  Kampf  hervorgerufen 
werden,  sondern  wenden  uns  den  Veränderungen  zu,  welche  die 
Lebenshaltung  erfährt.  Wenn  auch  die  Kompliziertheit  unserer 
Lebensordnung  es  nicht  leicht  macht,  Nachteile  und  Vorteile 
richtig  einzuschätzen,  so  läßt  sich  andererseits  zeigen,  daß  der 
Krieg  dem  Sieger  sehr  unmittelbar  nützen,  dem  Besiegten  sehr 
unmittelbar  schaden  kann,  wobei  aber  zugegeben  werden  muß, 
daß  die  unmittelbar  durch  Wegnahme  von  Schiffen,  Waren,  Boden 
usw.  erzielbaren  Gewinne  auf  Umwegen  auch  schädliche  Folgen 
zeitigen  können,  ohne  daß  man  aber  das  Recht  hätte,  allgemein 
die  Behauptung  aufzustellen,  diese  Nachteile  seien  immer  so  groß, 
daß  die  Vorteile  aufgewogen  würden. 

Norniaji  Angell  hat  in  seinem  bekannten  geistreichen  Buch  -j, 
das  jedoch  voll  Verzerrungen  und  Irrtümern  ist,  auch  die  Be- 
hauptung aufgestellt,  daß  in  einem  modernen  Kriege  die  Okkupa- 
tion von  Privateigentum  und  andere  ähnliche  Erwerbsformen  nicht 
in  Betracht  kommen.  Wenn  diese  aber  auch  heute  eine  geringere 
Rolle  spielen  mögen,  als  ehedem,  so  sind  sie  doch  immerhin  noch 
bedeutsam  genug.     Die  größte  Wichtigkeit  hat  wohl  die  W  e  g- 

1)  Die  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  in  Wien  1909  zeigten 
sehr  deutlich,  daß  man  dem  Problem,  wie  Sensationengesamtheiten  zu  berücksichtigen 
wären,  näher  zu  treten  prinzipiell  bereit  ist.  Herkner  wies  mit  Nachdruck  darauf 
hin,  daß  man  die  verschiedenen  Arten  der  Lust  und  Unlust  in  der  Wirtschafts- 
lehre berücksichtigen  müsse,  ohne  aber  den  Weg  anzudeuten,  w  i  e  dies  möglich 
wäre.  Bei  Fhiiippovich,  der  die  Lebensordnung  als  Ursache  von  Lust  und  Unlust 
ins  Auge  faßte,  spielten  auch  Erörterungen  über  das  »Sollen«  eine  Rolle,  gegen  die 
dann  vor  allem  Sombart  und  Weber  protestierten,  ohne  auf  das  Zentralproblem  aus- 
reichend einzugehen,  Sie  übersahen  beide,  daß  Lust  und  Unlust  ebenso  empirisch 
gegebene  Größen  sind,  wie  Gewichte  oder  Farben. 

2)  Ncrtnan  Angell,  The  great  Illusion.  1913.  4.  Kap.  The  impossibility  of 
confiscaiion.  Da  Norman  Angell  alles  auf  die  Solidarität  des  internationalen 
Kreditmarktes    zuspitzt,    fehlt  ein  Hinweis  auf  die  Wegnahme  von  Handelsschiffen. 
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nähme  feindlicher  Handelsschiffe,  die  als  völker- 
rechtlicher Brauch  anerkannt  ist.  In  den  Napoleonischen  Kriegen, 
die  man  heranziehen  muß,  wenn  man  sich  die  Folgen  eines  Welt- 
krieges vorstellen  will,  in  dem  keine  starken  neutralen  Alächte 
gegenüber  allzu  krassem  Vorgehen  Einspruch  erheben,  haben  die 
Engländer  ganze  Flotten  fremder  Schifte  der  eigenen  Handels- 
marine einverleibt  ^j,  was  sie  wohl  auch  in  der  Gegenwart  tun 
würden,  wollen  sie  doch  das  Seebeuterecht  nicht  aufgeben.  Die 
englische  Regierung  geht  eben  von  der  Annahme  aus,  daß  wäh- 
rend eines  Krieges  die  Zufuhr  von  Lebensmitteln  in  erster  Linie 
auf  englischen  Schiffen  erfolgen  müsse,  die  durch  fremde  Kriegs- 
schiffe so  gut  wie  nicht  gehindert  werden  könnte,  da  die  effektive 
Blokade  der  feindlichen  Küste  eine  der  ersten  Aufgaben  der 
englischen  Flotte  sein  werde  -).  Daß  aber  eine  starke  Seemacht 
auch  vor  Vergewaltigung  der  Neutralen  nicht  zurückschreckt, 
zeigt  das  Beispiel  der  ersten  französischen  Republik,  die  an- 
geblich nur  in  der  Absicht,  England  Abbruch  zu  tun,  jedes 
Schiff,  mochte  es  unter  was  immer  für  einer  Flagge  fahren,  ein- 
fach wegnahm,  wenn  es  irgendwelche  englische  Waren  an  Bord 
führte  oder  Ausrüstungsgegenstände  englischer  Herkunft  aufwies. 
Da  die  Engländer  ihre  Handelsschiffe  mit  starker  Bedeckung 
fahren  ließen,  war  das  Ergebnis  dieser  Aktion,  daß  die  Fran- 
zosen einige  hundert  nichtenglischer  Schiffe  kaperten  und  unter 
den  nichtigsten  Vorwänden  als  gute  Prise  behielten,  während  die 
Engländer  den  Handel  der  Neutralen  an  sich  rissen,  die  allein 
den  Schaden  zu  tragen  hatten  ^). 

Erst  die  Pariser  Deklaration  traf  die  Verfügung,  daß  nur 
Konterbande  und  feindliches  Gut  auf  feindlichem  Schiff  der  Weg- 
nahme   unterliege.     Zum    erstenmal   war    es   1780  auf  kurze  Zeit 

i)  Feez  und  Dehn,  Englands  Vorherrschaft.  Aus  der  Zeit  der  Kontinental- 
sperre geben  S.  157  nach  Porter  an,  daß  in  den  Jahren  iSoi  — 1812  mehr  als 
37  000  Schiffe,  wobei  kleine  Segelboote  mitgezählt  sein  mögen,  von  den  Engländern 
weggenommen  wurden.  Selbst  wenn  wir  annehmen,  daß  diese  Ziffern  etwas  zu 
hoch  gegriffen  sind  —  Colquhotin  a.  a.  O.  nimmt  an  Seefahrern  und  Küstenschiffen 
zusammen  im  Jahre  18 13  in  England  nur  gegen  31  000  im  Betrieb  an  —  so  ist 
jedenfalls  der  so  erzielbare  Gewinn  ein  großer,  der  Verlust  ein  empfindlicher. 
Sehr  interessante  Daten  bei  //.  Hilsigrath,  Hamburg  und  die  Kontinentalsperre. 
Hamburg  1900. 

2)  Vgl.  Mitteilungen  aus  dem  Gebiete  des  Seewesens  Vol.  XXXIX  Nr.  VI. 
S.  611,     Die  Londoner  Deklaration  und  die  Lebensmittelzufuhr  nach  England. 

3)  y.  G.  Busch,  Ueber  das  Bestreben  der  Völker  neuerer  Zeit,  einander  in 
ihrem  Seehandel  recht  wehe  zu  tun.     Sämtl.  Sehr.   Bd.  IV.   S.  432,  435,  437,  439. 
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gelungen,  gegen  England,  das  mit  Amerika  im  Kriege  begriffen 
war,  dieses  Prinzip  durchzusetzen,  indem  unter  der  Führung  Ruß- 
lands von  den  nordischen  Staaten  eine  »bewaffnete  Neutralität« 
beschlossen  wurde').  Als  man  im  Jahre  1801  diesen  Versuch 
wiederholte,  bombardierte  England  ohne  weiteres  Kopenhagen 
und  brachte  den  Dänen  eine  furchtbare  Niederlage  bei,  um  von 
da  ab  wieder  seine  Grundsätze  in  der  Behandlung  neutraler  Schiffe 
zur  Anwendung  zu  bringen  -).  England  hat  überhaupt  mehr  als 
einmal  gezeigt,  daß  es  nur  der  Waffengewalt  weicht,  sonst  aber 
keine  Scheu  trägt,  sich  anzueignen,  was  es  für  gut  findet.  Als 
im  Jahre  1807  England  nur  die  Befürchtung  hegte,  daß  Napoleon 
sich  in  Dänemark  festsetzen  könnte,  schickte  es  wieder  eine  Flotte 
nach  Kopenhagen,  bombardierte  die  Stadt  durch  vier  Tage  und 
nahm  den  Dänen,  mit  welchen  es  sich  nicht  im  Kriege 
befand,  alle  Schiffe,  Bauholzvorräte  und  sonstige  Magazins- 
bestände einfach  weg.  Man  sieht  daraus,  daß  es  Staaten  ohne 
große  Flotten  und  ohne  große  Armeen  zuweilen,  selbst  wenn  sie 
neutral  bleiben,  sehr  übel  ergehen  kann. 

Wenn  heute  auch  die  Ausrüstung  von  privaten  Kaperschiffen 
nicht  mehr  praktische  Bedeutung  hat,  so  ist  die  Wegnahme  von 
Handelsschiffen  des  Gegners  durch  Kriegsschiffe  noch  allgemeiner 
Brauch,  und  es  wird  wohl  noch  recht  lange  dauern,  bis  derselbe 
beseitigt  ist.  Während  des  deutsch-französischen  Krieges  zum 
Beispiel  wurden  Schiffe  gekapert.  Die  Deutschen  hatten  zwar 
erst  auf  die  Wegnahme  feindlicher  Handelsschiffe  verzichtet,  als 
aber  Frankreich  nicht  den  gleichen  Standpunkt  einnahm,  ihre 
Enunziation  widerrufen.  Sowohl  während  des  amerikanisch- 
spanischen, als  auch  während  des  japanisch-russischen  Krieges 
v.'urde  das  Seebeuterecht  ausgeübt  ^).  Freilich  das  Matrosen- 
pressen, wie  es  die  Engländer  betrieben,  wenn  sie  ein  Handels- 
schiff erbeutet  hatten,  ist  im  großen  und  ganzen  als  eine  Er- 
scheinung der  Vergangenheit  anzusehen  ■*),  doch  habe  ich  von 
einem  Fall  gehört,  in  dem  ein  russisches  Kriegsschiff,  während 
des  russisch-japanischen  Krieges,  Matrosen  eines  neutralen  Schiffes, 
welches  wegen  unkorrekter  Haltung  von  den  Russen  weggenom- 

1)  Liszt,  Völkerrecht  19 12.    S.   18. 

2)  Keightley,  Geschichte  von  England,  bearbeitet  von  Deminkr  II  1847.  S  778  f. 

3)  Liszt,  Völkerrecht  1912.    S,  322  f. 

4)  Vgl.  Peez  und  Dehn^  Englands  Vorherrschaft.  Aus  der  Zeit  der  Kontinental- 
sperre. S.  158.  Angeblich  sollen  1800  gegen  40000  Matrosen  von  solchen  weg- 
genommenen Schiffen  in  englischen  Diensten  gestanden  sein. 
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men  wurde,  ohne  viele  Umstände  der  eigenen  ^Marine  einverleibt 
haben  soll. 

Wie  bei  den  meisten  Kriegsbräuchen,  würde  sich  in  einem 
künftigen  Weltkrieg  alles  nach  dem  Vorgehen  desjenigen  Staates 
richten,  der  sich  am  rücksichtslosesten  verhält.  Ja  die  Repres- 
salie hat  sogar  die  Neigung,  den  Gegner  zu  übertrumpfen,  da  der 
Kriegsbrauch  im  allgemeinen  nicht  einmal  mit  der  Handhabung 
des  genug  strengen  »Aug  um  Aug,  -Zahn  um  Zahn«  sich  be- 
gnügt, wie  der  Balkankrieg  zeigt. 

Die  historische  Tatsache,  daß  ein  zur  See  übermächtiger 
Staat  imstande  ist,  Handelsmarinen  eines  anderen  Staates  einfach 
kurzer  Hand  wegzunehmen,  muß  es  als  durchaus  begreiflich  er- 
scheinen lassen,  daß  jeder  vorsichtige  Staatsmann  eine  ausreichende 
Seemacht  zu  schaffen  bemüht  ist.  Man  kann  nicht  mit  dem  Ein- 
wand kommen,  daß  die  oben  geschilderten  Ereignisse  in  der 
allerletzten  Zeit  nicht  mehr  vorgekommen  sind,  denn  gerade,  daß 
dies  nicht  mehr  geschieht,  ist  ein  Ergebnis  der  überall  gesteigerten 
Flottenrüstungen.  Wer  ernsthaft  bemüht  ist,  sich  für  den  Frieden 
einzusetzen ,  sollte  unumwunden  zugeben ,  daß  die  modernen 
Kriegsflotten  dazu  beigetragen  haben,  den  Sinn  für  Gerechtigkeit 
zu  entwickeln,  da  gerade  gleichstarke  Gegner  am  geeignetsten 
sind,  Organisationen  zu  schaffen,  die  ein  ehrenvolles  Zusammen- 
leben gewährleisten.  Eine  im  ganzen  erträgliche  Ordnung  kann 
nur  dann  bestehen,  wenn  es  entweder  nur  einen  W^lt- 
staat  oder  Weltstaatenverband  gibt  oder  eine 
Gruppe  annähernd  gleich  starker  Staaten  oder 
Staatenverbände.  Wenn  man  die  oben  kurz  angedeuteten 
Tatbestände,  die  durch  weitere  zahllose  Beispiele  illustriert  werden 
können,  sich  zu  Gemüte  führt,  begreift  man  eigentlich  nicht  recht, 
was  die  so  beliebte  Beweisführung  eigentlich  will,  welche  davon 
ausgeht,  zu  zeigen,  daß  die  Flottenmacht  mit  der  Entwicklung 
des  Handels  nichts  zu  tun  hat,  indem  Ausfuhr-  und  Einfuhrzifl'crn 
mit  dem  Marineetat  verglichen  werden.  Es  müßte  erst  untersucht 
werden,  ob  durch  das  Fehlen  der  Flotte  nicht  der  ganze  Handel 
überhaupt  in  Frage  gestellt  würde.  Das  Kriegs-  und  Friedenspro- 
blem ist  nicht  so  harmlos  einfach,  wie  manche  es  glauben  oder 
glaubenmachen,  und  gerade  jeneFriedensfreunde,  welche  dieTendenz 
haben,  die  kindlichen  Irrtümer«  der  Rüstungsfreude  aufzudecken, 
schaden  ihrer  Sache  oft  weit  mehr  in  den  Augen  der  Empiriker, 
als  sie  selbst  glauben.    In  der  Literatur  kommt  das  nur  ungenügend 
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zum  Ausdruck,  weil  gerade  die  empirisch  veranlagten  Menschen 
weniger  zu  schreiben  pflegen  und  vor  allem  auch  oft  sehr  schlechte 
Debatter  sind.  Gerade  in  jemandem,  der  recht  deutlich  ein- 
sieht, wie  in  einer  Welt  von  Raubstaaten,  die  auf  eine  Gelegen- 
heit zur  Betätigung  warten,  nur  gegenseitige  Rüstungen  Ruhe 
und  Ordnung  ermöglichen,  kann  besonders  lebhaft  der  Wunsch 
erwachen,  dieses  selbe  Ergebnis  billiger  zu  erreichen.  Weil  das 
System  des  europäischen  Gleichgewichts  sich  im  großen  und 
ganzen  bewährt,  glauben  manche,  wir  seien  über  die  Napoleoni- 
sche Aera  hinaus.  Jeder  Weltkrieg  wird  wohl  wieder  ähnliche 
Verhältnisse  hervorrufen,  mag  der  übermächtige  Staat  das  absoluti- 
stische Rußland  oder  die  Republik  der  Vereinigten  Staaten  sein, 
die  Methoden  der  Kriegführung  sind  unabhängig  von  diesen  recht 
äußerlichen  Unterschieden.  Alles  kommt  nur  darauf  an,  ob  eine 
Macht  durch  rücksichtsloses  Vorgehen  hoffen  darf,  sich  dauernde 
Vorteile  zu  sichern,  ist  das  der  Fall,  dann  wehe  dem  Besiegten, 
nichts  hindert  heute  den  Sieger,  ihn  zu  zerschmettern,  am  aller- 
wenigsten tun  es  die  Gewissensbisse,  und  auch  heute  könnte  die 
Vertretung  eines  siegreichen  Staates  über  die  Vernichtung  eines 
blühenden  Reiches  ähnlich  verhandeln,  wie  dies  die  Römer  taten, 
die  von  Karthago,  wie  Herder  einmal  sagt,  wie  von  einem  Kraut- 
kopf sprachen,  den  sie  selbst  gepflanzt. 

Wir  müssen  uns  nun  nach  den  entfernteren  Wir- 
kungen fragen,  welche  diese  Wegnahme  von  Schiffen  auf  Sieger 
und  Besiegte  auszuüben  vermag.  Die  Nachteile,  welche  der  Be- 
siegte dadurch  erfährt,  sind  wohl  durchaus  größer  als  die  mini- 
malen Vorteile,  die  etwa  darin  bestehen  können,  daß  der  Schiff- 
bau nun  aufblüht  und  Arbeitern  Brot  gibt;  der  Gesamtkonsum 
der  Bevölkerung  dürfte  durch  die  Wegnahme  wesentlich  verringert 
werden.  Die  Nachteile,  welche  den  Sieger  erwarten,  sind  offen- 
bar gering.  Es  könnte  eventuell  eine  Krise  in  der  Schiffbauin- 
dustrie eintreten,  auch  könnte  die  Konkurrenz  der  vermehrten 
Handelsflotte  die  Gewinne  der  Reeder  sehr  herabsetzen  und  so 
die  Gesamtversorgung  der  Bevölkerung  schädigen,  wenn  es  etwa 
zu  Konkursen  kommt.  Aber  im  großen  und  ganzen  ist  doch 
wohl  damit  zu  rechnen,  daß  die  neuerworbene  Handelsflotte  nicht 
etwa  nur  den  bisherigen  Frachtdienst  des  Siegers  zu  bewältigen  hat, 
sondern  auch  die  Handelsfahrten  des  besiegten  Staates  übernimmt. 
Dies  würde  wohl  vorwiegend  zu  einer  Erweiterung  der  gesamten 
Produktion  Anlaß  "-eben.      Um    dies    im  einzelnen    feststellen   zu 
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können,  müßte  man  ein  Schema  entwerfen,  welches  die  wichtig- 
sten Veränderungen  in  großen  Gruppen  zusammenfaßt.  Wenn 
nur  wenige  Bestimmungsstücke  gegeben  sind,  müssen  mehrere 
jMögUchkeiten  in  Betracht  gezogen  werden.  Eine  allgemeine 
Antwort  erscheint  unmöglich.  Wer  dieselbe  gibt, 
irrt  von  vornherein. 

In  ähnlicher  Weise  wie  die  Wegnahme  von  Schiffen  kann 
man  die  Wegnahme  von  Waren  behandeln.  Die  Gedan- 
kengänge sind  im  grossen  und  ganzen  den  eben  angedeuteten 
analog.  In  früheren  Zeiten  spielte  die  Plünderung  durch  die  Sol- 
daten eine  große  Rolle.  Wir  wissen  z.  B.  durch  Polybius,  daß 
in  der  römischen  Armee  eine  eigene  Plünderungs-  und  Beutever- 
teilungsvorschrift bestand  ^).  Aber  auch  in  der  modernen  Ent- 
wicklung begegnet  man  der  Plünderung  recht  häufig -j,  zuletzt 
wieder  im  Balkankrieg.  In  einem  Krieg  zwischen  Großmächten 
dürfte  sie  in  ihrer  primitiven  Form  von  nur  untergeordneter  Be- 
deutung sein.  Sie  schädigt  übrigens  die  aus  den  Geplünderten 
und  den  Soldaten  gebildete  Gesamtheit  erheblich,  da  die  Vorteile, 
welche  die  Plünderer  durch  die  Wegnahme  der  Mobilien  erlangen, 
nicht  so  groß  sind,  wie  der  Verlust,  den  die  Geplünderten  im  all- 
gemeinen erleiden  '^j.  Aber  wenn  auch  die  Plünderung  der  Woh- 
nungen heute  von  geringer  Wichtigkeit  ist,  so  müssen  wir  dagegen 
die  Wegnahme  von  Warenlagern  als  durchaus  beachtensw'ert  be- 
zeichnen. Daß  dem  völkerrechtliche  Abmachungen  entgegenstehen, 
bedeutet  wohl  nur,  daß  in  kleinen  Kriegen  derartiges  aus  Angst 
vor  interventionslüsternen  Neutralen  unterlassen  wird.  W'ie  man 
derlei  in  großem  Stil  durchführt,  hat  Napoleon  ausreichend  ge- 
zeigt. Napoleon  gab  mehrfach  Auftrag,  Warenlager,  insbesondere 
englischer  Herkunft,  einfach  zu  konfiszieren"*).  Er  verfuhr  dabei 
nicht  anders,  als  die  Engländer  jener  Zeit,   die   1781    nach  I^eset- 


1)  Vgl.  0/io  Neiitath,  Die  Kriegswirtschaft.  Jahresbericht  der  Neuen  Wiener 
Handelsakademie   19 10.    S.  7  ff. 

2)  In  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  wurde  die  strafweise  Plünde- 
rung mehrfach  angeordnet. 

3)  Anderer  Meinung :  Fritz  Kaphahu,  Die  wirtschaftlichen  Folgen  des  Dreißig- 
jährigen Krieges  für  die  Altmark  191 1,  S.  59,  der  die  Besitzverschiebung  hervor- 
hebt, wobei  er  übersieht,  daß  es  nicht  gleichgültig  ist,  wer  bestimmte  Gegenstände 
besitzt,  ob  die  plündernde  Soldateska  oder  der  friedliche  Bürger. 

4)  Pcez  und  Dehn,  Englands  Vorherrschaft.  Aus  der  Zeit  der  Kontinental- 
sperre. 1912,  S.  262  und  öfter.  Peez  zitiert  dort  den  Ausspruch  I.udens:  »Wehr- 
losigkeit  führt  zur  Knechtschaft«. 
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zung  der  den  Holländern  gehörenden  westindischen  hisel  St.  Eusta- 
thius  große  ]\Iengcn  Waren  wegnahmen^).  In  den  Kolonialkriegen 
waren  derartige  Vorkommnisse  damals  an  der  Tagesordnung  -), 
sind  aber  auch  heute  keineswegs  unmöglich.  JNIan  erinnere  sich 
nur  daran,  daß  die  Europäer,  als  sie  in  einem  hochstehenden 
Kulturlande  wie  China  waren,  vor  Eigentumseingriffen  nicht  immer 
zurückscheuten  ^). 

Bei  der  Wegnahme  von  Konsumartikeln  und  Produktions- 
mitteln gewinnt  ein  Teil,  während  ein  anderer  verliert  —  wobei 
die  Sensationengesamtheit  der  Gewinnenden  und  der  Verlieren- 
den lustärmer  werden  kann.  Es  kann  aber  auch  zur  V  e  r- 
n  i  c  h  t  u  n  g  von  Gegenständen  kommen ,  was  zunächst 
einen  Verlust  für  alle  bedeutet,  doch  muß  auch  hier  hervorge- 
hoben werden,  daß  auf  Umwegen  ein  Gewinn  erzielt  werden 
kann,  indem  z.  B.  die  zerstörten  Fabriken  gefährliche  Konkurrenten 
waren,  die  jetzt  beseitigt  wurden.  Hätte  man  sie  sogar  expro- 
priiert und  unmittelbar  den  Besitzern  der  analogen  Fabriken  im 
eigenen  Lande  übergeben,  so  wäre  vielleicht  eine  Ueberproduk- 
tionskrise  die  P'olge  gewesen,  wenn  nicht  die  Zerstörung  der 
Fabriken  durch  eine  Stillegung  ersetzt  würde.  Unsere  Wirtschafts- 
ordnung gestattet  eben  nicht  immer,  schon  geschaffene  Produk- 
tionsmittel voll  auszunützen.    Was  die  Zerstörung  von  Ortschaften 


i)  Keig/itlcy,  Geschichte  von  England,  bearb.  v.  Devi/iiler    II.     1847,    S.  721. 

2)  Vgl.  Macaulay,  Kleine  geschichtliche  und  biographische  Schriften,  deutsch 
V.  Biilau.  1850  I,  S.  10.  Die  Franzosen  erbeuteten  die  Warenlager  der  ostin- 
dischen Kompagnie. 

3)  Als  Abgeordneter  Dr.  Gradtiauer  am  3.  März  1902  im  deutschen  Reichs- 
tag darüber  Beschwerde  führte,  daß  man  in  China  astronomische  Instrumente  ge- 
raubt habe,  gab  Bülo'u  den  Raub  zu,  meinte  aber  :  (vgl.  Reden.  Edit.  Reclam.  II. 
S.  60.  f.) :  »Die  Frage  der  Zurücksendung  der  astronomischen  Instrumente  ist  auch 
von  uns  erwogen  worden,  nachdem  ihre  Ankunft  bekannt  geworden  war.  Nach 
eingehenden  Erwägungen  haben  wir  aber  von  dieser  Rücksendung  Abstand  genom- 
men, weil  die  chinesische  Regierung  uns  gegenüber  auf  den  Fortbesitz  dieser  In- 
strumente ihrerseits  gar  keinen  Wert  gelegt,  vielmehr  uns  dieselben  bei  der  ersten 
Erörterung  der  Frage  sogleich  förmlich  zur  vollen  Verfügung  gestellt  hat.  Volenti 
non  fit  injuria.  Dann  aber  würde  bei  den  eigenartigen  Anschauungen  des  chine- 
sischen Volkes  die  große  Masse  desselben,  wenn  wir  die  Instrumente  zurückgeschickt 
haben  würden,  angenommen  haben,  das  geschehe  auf  Befehl  der  chinesischen  Re- 
gierung, was  allerdings  unserer  Stellung  in  Ostasien  Abbruch  getan  hätte.  Nunmehr 
sind  diese  Instrumente  unter  voller  Zustimmung  der  chinesischen  Regierung  in 
unseren  rechtmäßigen  Besitz  übergegangen.  Damit  fallen  dieselben  unter  die 
Kategorie  derjenigen  Geschenke  von  Regierung  zu  Regierung,  wie  sie  gerade  im 
Verkehr  mit  der  chinesischen  Regierung  seit  langem  wechselseitig  üblich  sind.« 
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USW.  anbelancrt,  so  zeigt  die  Erfahrung,  daß  eine  Lebensordnung, 
die  so  viel  Mißbrauch  mit  produktiven  Mitteln  und  Menschenkraft 
zu  treiben  gewohnt  ist,  wie  die  unsere,  diese  Verluste  überraschend 
schnell  zu  restituieren  vermag,  es  braucht  gewissermaßen  nur 
kurze  Zeit  ausnahmsweise  der  vorhandene  Fond  an  Kräften  und 
Mitteln  entsprechend  ausgenützt  zu  werden. 

Noch  eine  dritte  Gruppe  von  Vorteilen  sei  erwähnt,  um  die 
Behauptung  zu  belegen,  daß  den  Siegern  viele  unmittelbare  Be- 
reicherungsmöglichkeiten offen  stehen :  Sie  können  in  dem  neu 
eroberten  Gebiet  die  Offiziers-  und  Beamtenstellen 
für  sich  und  ihre  Nachkommen  entweder  ausschließlich  oder  vor- 
wiegend in  Anspruch  nehmen.  Für  die  Engländer  besteht  ein 
Hauptvorteil  Indiens  noch  immer  darin,  daß  sie  dort  leicht  als  Be- 
amte oder  Offiziere  angestellt  werden,  was  einerseits  eine  Quelle 
der  Bereicherung  darstellt,  andererseits  eine  ausgezeichnete  Vor- 
bereitung für  den  späteren  militärischen  und  politischen  Dienst 
ist.  Es  ist  den  jungen  Offizieren  die  Möglichkeit  geboten,  sich 
politisch  zu  betätigen,  wenn  sie  mit  wichtigen  Missionen  an  die 
indischen  Fürsten  geschickt  werden  und  gelegentliche  Pazifizierungen 
durchführen.  Diese  Vorteile  muß  man  mit  in  Rechnung  stellen, 
wenn  man  sich  über  die  Bedeutung  hidiens  für  die  Engländer 
klar  werden  will;  die  Vorteile,  welche  der  Handel  gewährt,  sind 
allein  nicht  ausschlaggebend.  Dies  war  auch  zur  Zeit  der  ostin- 
dischen Kompagnie  nicht  viel  anders,  ja  zeitweilig  hatte  geradezu 
der  Handelsgewinn  eine  geringere  Bedeutung  als  der  Gewinn, 
der  auf  andere  Weise  in  Indien  gemacht  wurde.  Selbst  wenn 
Rußland  nach  einer  eventuellen  Eroberung  Indiens  die  Handels- 
grundsätze, die  dort  herrschen,  unverändert  bestehen  ließe,  würde 
der  Verlust  dieser  Kolonie  für  die  Engländer  ein  schwerer  Schlag 
sein,  den  sie  in  ihrem  Lebensstandard  zu  fühlen  bekämen,  ganz 
abgesehen  von  der  Kränkung  des  Nationalstolzes,  der  mit  dieser 
Entthronung  verbunden  wäre. 

Auch  bei  Betrachtung  dieser  Tatbestände  muß  man  fern- 
liegendere Wirkungen  ins  Auge  fassen.  Die  Nachteile, 
welche  aus  der  Entsendung  von  Beamten  und  O  f  f  i- 
zieren  in  die  neueroberten  Gebiete  für  die  Sieger  erwachsen 
können,  wären  etwa  darin  zu  suchen,  daß  die  Löhne  für  Ange- 
stellte infolgedessen  steigen  können,  was  die  Unternehmer  in 
eine  schwierige  Lage  bringen  kann,  andererseits  ist  mit  einem 
Eindringen  der  Besiegten,  in  die  ihnen  zugänglichen  unteren  Stellen 
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ZU  rechnen,  so  daß  möglicherweise  die  Eroberung  fremden  Ge- 
bietes zum  Teil  einer  Umschichtung  der  Bevölkerung  entspricht. 
Die  Zahl  der  Posten  bleibt  unverändert,  aber  die  Sieger  erhalten 
die  besseren,  die  Besiegten  die  schlechteren.  Zuweilen  nimmt 
das  auch  die  Form  an,  daß  die  Besiegten  sich  mehr  in  den  libe- 
ralenBerufen  finden,  die  Sieger  dagegen  in  den  staatlichen  Aemtern. 
Wenn  wir  die  Beamtenlisten  Bosniens  oder  Preußisch-Polens  durch- 
mustern, finden  wir  die  wichtigeren  Stellen  nicht  mit  Landeskin- 
dern sondern  mit  Fremden  besetzt. 

Aber  der  siegreiche  Staat  unserer  Tage  hat  nicht  nur  Be- 
amten- und  Offizierstellen,  sondern  auch  Konzessionen  aller 
Art  zu  vergeben,  von  Eisenbahnkonzessionen  angefangen  bis  zu 
Gasthauskonzessionen,  ganz  abgesehen  davon,  daß  er  seine  Be- 
amten und  Offixziere  veranlassen  kann,  die  Besiegten,  wenn  es 
ihm  gutdünkt,  zu  boykottieren.  Armeekommandanten  haben  mehr- 
fach den  Besuch  bestimmter  Gasthäuser  untersagt,  von  anderen 
Beispielen  dieser  Art  zu  schweigen.  Es  würde  zu  weit  führen, 
wollte  man  eine  auch  nur  lückenhafte  Zusammenstellung  der 
wichtigsten  INIittel  geben,  welche  der  Regierung  zur  Verfügung 
stehen,  um  die  Sieger  zu  fördern,  die  Besiegten  zu  schädigen. 
Ohne  Neuschaft\mg  von  Gesetzen  und  ohne  Verletzung  der  be- 
stehenden hat  die  Regierung  eine  Verwaltungsmacht  zur  Ver- 
fügung, die  wir  nur  ungenau  kennen,  fehlt  doch  bisher  jeder 
Versuch,  die  Möglichkeiten  auf  diesem  Gebiet  systematisch  zu- 
sammenzustellen. Während  des  Kampfes,  den  die  österreichische 
Regierung  gegen  die  kartellfeindlichen  Petroleumfirmen  unternahm, 
wurden  alle  Tiefen  der  Verordnungen  durchstöbert  und  eine 
Unmenge  brauchbarer  Werkzeuge  aufgefunden:  Aushängen  der 
Telephone  —  entsprechend  der  österreichischen  Telephonverord- 
nung, welche  keine  Betriebspflicht  des  Staates  vorschreibt  —  Kün- 
digung der  Schleppgeleise,  der  Füllständer,  Verweigerung  der 
Konzession  für  den  Tankwagenbetrieb,  ganz  abgesehen  von  den 
Schwierigkeiten,  die  bei  der  Beschaffung  von  rollendem  Material 
gemacht  wurden,  sowie  von  den  Tarifänderungen,  welche  formell 
alle  trafen,  de  facto  aber  nur  für  die  bekämpften  Firmen  von  Be- 
deutung waren.  Wer  im  modernen  Staate  einer  Regierung  nicht 
zu  Gesichte  steht,  den  kann  sie  aufs  schwerste  schädigen,  soweit 
sie  daran  nicht  vom  Parlament  verhindert  wird.  Ist  aber  die 
Volksvertretung  der  Sieger  bereit,  derartiges  zuzulassen,  dann  hat 
der  Besiegte  das  schlimmste  zu  fürchten.    Welches  Ausmaß  diese 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenscli.     1913.    3.  21 
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Schädigungen  annehmen,  hängt  von  den  konkreten  Umständen 
ab,  sie  immer  in  Erwägung  zu  ziehen,  ist  unbedingt  erforderlich. 
Daß  bei  der  Gewährung  von  Bank-  und  Eisenbahnkonzessionen, 
sowie  bei  anderen  Konzessionen  von  großem  öffentlichen  Interesse, 
die  Besiegten  häufig  benachteiligt  werden,  unterliegt  keinem  Zweifel. 
Ein  Individuum,  das  jedes  Patriotismus  bar,  an  dem  Schicksal 
des  Staates  keinen  Anteil  nimmt  und  erklärt,  ihm  könne  der  Aus- 
gang eines  Krieges  völlig  gleichgültig  sein,  würde  sich  in  einem 
großen  Irrtum  befinden.  Gerade  in  einem  Zeitalter,  wie  dem 
unsrigen,  in  dem  nationale  Verbände  eine  so  große  Rolle  spielen, 
ist  die  üble  Behandlung  der  Besiegten  besonders  naheliegend, 
es  sei  denn,  daß  der  Sieger  als  Befreier  kommt,  wie  das  zum 
Beispiel  im  Balkankrieg  der  Fall  war. 

Der  Sieger  kann  seine  Macht  auch  dazu  benützen,  Tarife 
einzuführen,  die  ihm  dienlich  sind.  Beispiele  dafür  finden  wir 
allenthalben,  so  hat  die  österreichisch -ungarische  Monarchie  ihre 
Tarifhoheit  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  stark  ausgenützt. 
Man  behandelte  eben  Bosnien,  das  im  übrigen  durch  die  Okku- 
pation sehr  gewonnen,  in  dieser  und  mancher  anderer  Hinsicht 
wie  ein  Kolonialgebiet,  das  man  zum  eigenen  Vorteil  auszunützen 
sucht.  Der  Transport  von  loooo  Kilogramm  Mehl  kostet  von 
Budapest  über  Sarajewo  nach  Trebinje  290  Kronen,  während  der 
Tarif  von  Sarajewo  selbst  nach  Trebinje  343  Kronen  beträgt.  Da 
die  Fracht  Budapest-Brod  (bosnische  Grenze)  176  Kronen*  aus- 
macht, entfallen  auf  die  restliche  bosnische  Strecke  für  das  Buda- 
pester Mehl  nur  176  Kronen;  ein  Vorgehen,  das  dazu  bestimmt 
ist,  die  ungarischen  Mühlen  möglichst  zu  fördern.  Die  Rück- 
wirkungen eines  solchen  Verfahrens  können  sich  darin  äußern, 
daß  die  Produktionsgebiete  des  Siegers  an  bestimmten  Artikeln 
Mangel  leiden,  wenn  nicht  die  Produktion  den  durch  die  Tarife 
verbesserten  Absatzbedingungen  angepaßt  wurde.  Für  die  Gebiete, 
welchen  diese  Tarife  eine  unerwünschte  Konkurrenz  schaffen, 
kann  damit  der  Anreiz  gegeben  werden,  die  eigene  Produktion 
möglichst  zu  entfalten  ;  sie  kann  aber  dadurch  auch  in  ihrer  Ent- 
faltung gehemmt  werden.  Allgemeines  läßt  sich  darüber  so  wenig 
sagen,  wie  über  die  Wirkungen  der  Schutzzölle  und  des  Frei- 
handels. 

In  diesem  Zusammenhang  sind  auch  die  Vor-  und  Nachteile 
zu  besprechen,  welche  das  Verschieben  der  Zollinie 
im  Gefolge  haben  kann.     Der  Sieger  kann  auf  diese  Weise  zum 
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Beispiel  ein  Absatzgebiet  erlangen,  das  ihm  früher  verschlossen 
war.  Wenn  nach  einem  siegreichen  Krieg  Oesterreich-Ungarn 
Teile  von  Russisch-Polen  sich  angliedern  könnte,  würde  es  unter 
anderem  für  Krakau  Absatzgebiete  wiedererlangen,  die  seinerzeit 
bei  der  Abschnürung  dieses  wichtigen  Platzes  verloren  gingen, 
was  sich  in  Krakau  deutlich  fühlbar  machte.  Bekanntlich  sank 
nach  der  Teilung  Polens  die  Einwohnerzahl  Krakaus  rapid.  Aber 
die  Eroberung  von  hochentwickelten  Industriegebieten  kann  auch 
krisenhafte  Zustände  erzeugen,  wenn  dadurch  neue  Konkurrenten, 
die  sonst  außerhalb  der  Zollinie  tätig  waren,  plötzlich  innerhalb 
derselben  ihre  Waren  zollfrei  anzubieten  vermögen.  Gerade  bei 
solchen  Gelegenheiten  zeigt  sich  recht  deutlich  die  Zwiespältig- 
keit unserer  ganzen  Marktordnung.  Interessantes  Material  in  dieser 
Richtung  bietet  die  Untersuchung  des  Einflusses,  den  die  Ein- 
verleibung der  Elsässer  Eisenindustrie  auf  das  Deutsche  Reich 
ausgeübt  hat. 

Die  Wirkungen  aller  hier  angedeuteten  Maßnahmen  hängen 
davon  ab,  ob  der  Besiegte  vorwiegend  Konkurrent,  Abnehmer, 
Lieferant,  Geldgeber  oder  Geldnehmer  usw.  ist.  Da  er  meist  alles 
zugleich  sein  wird,  läßt  sich  nicht  allgemein  sagen,  wie  der  Krieg 
auf  den  Reichtum  des  Siegers  wirkt,  wenn  er  die  eine  oder  die  andere 
IMaßnahme  ergreift.  Jedenfalls  ist  es  verfehlt,  den  Besiegten  vor- 
wiegend als  Käufer  ins  Auge  zu  fassen,  und  nur  die  Schädigungen 
in  Rechnung  zu  stellen,  die  der  Sieger  dadurch  erfährt,  daß  er 
einen  Abnehmer  zugrunde  gerichtet  hat.  Ein  Staat  kann  großes 
Interesse  daran  haben,  eine  Kolonie  daran  zu  hindern,  in  irgendeiner 
Hinsicht  Konkurrent  zu  werden,  während  dieselbe  gerade  dies  an- 
strebt. Eine  Revolution  würde  in  diesem  Falle  die  allergrößte  wirt- 
schaftliche Bedeutung  für  die  Kolonie  haben.  Die  Engländer 
suchten  die  industrielle  Entwicklung  Nordamerikas  unmöglich  zu 
machen,  indem  sie  die  Eisenverarbeitung  geradezu  verboten  (steel 
furnaces  und  slitmills)  ^).  Der  Zweck  der  amerikanischen  Revolu- 
tion deckt  sich  ungefähr  mit  dem  eines  Krieges,  der  dazu  bestimmt 
ist,  zu  verhindern,  daß  ein  freier  Staat  in  die  Abhängigkeit  eines 
andern  komme.  Wir  sehen  so,  daß  die  Gesichtspunkte,  welche  für 
die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Kriege  gelten,  mutatis  mutandis 
auch  auf  Revolutionen  angewendet  werden  können,  zumal  gerade 
der  moderne  Krieg  die  Tendenz  zeigt,  mit  der  Revolution  Hand 
in  Hand  zu  gehen ;    es    sei    nur    auf    die  Bemühungen  Rußlands 

l)   Smith,   Wealth   of  nations  B  :   IV.   cap.   7.   London   1868,    S.   239. 
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hingewiesen,  in  Oesteireich-Ungarn  unter  den  Kleinrussen  An- 
hänger zu  werben,  und  auf  die  Begeisterung  der  Polen  Galiziens, 
im  Kriegsfall  Russisch-Polen  zu  insurgieren;  auch  der  Balkan- 
krieg war  eigentlich  in  enger  Verbindung  mit  revolutionären  Strö- 
mungen in  Mazedonien,  was  schon  aus  der  großen  Zahl  christ- 
licher Ueberläufer  hervorgeht.  Man  könnte  geradezu  von  einer 
Revolutionswirtschaftslehre  sprechen,  wie  denn  über- 
haupt Krieg  und  Revolution  sich  vielfach  mehr  staatsrechtlich  als 
wirtschaftlich  unterscheiden.  Man  müßte  zweckmäßigerweise  die 
Revolutionen  klassifizieren.  Es  gibt  solche,  bei  denen  die  kämp- 
fenden Gruppen  verschiedene  Klassen  desselben  Staates  sind 
und  daher  gewissermaßen  innerhalb  der  gesellschaftlichen  nicht 
nur  innerhalb  der  staatlichen  Ordnung  revoltieren,  dann  gibt  es 
wieder  Revolutionen,  in  denen  ganze  Landgebiete  mit  allen  ihren 
Klassen  sich  gegen  die  ehemalige  Gesamtregierung  auflehnen, 
wie  dies  etwa  während  des  nordamerikanischen  Sezessionskrieges 
der  Fall  war.  Die  ungarische  Revolution  von  1848  gehört  zu  dieser 
letzten  Gruppe,  ebenso  die  polnischen  Revolutionen,  der  Alba- 
nesenaufstand  und  viele  andere.  In  diesem  Fall  ist  eigentlich 
der  eine  kriegführende  Teil  ein  gesellschaftlich  autarkes  Gebilde, 
das  nicht  beherrscht  werden  will.  Es  kann  aber  auch  zu  Zu- 
sammenstößen kommen  zwischen  autarken  Gebilden,  die  nicht 
auseinander  wollen,  sondern  um  die  Herrschaft  im  Gesamtstaat 
streiten,  wie  dies  in  den  römischen  Bürgerkriegen  oft  der  Fall 
war,  in  denen  man  zuweilen  nicht  recht  wußte,  wer  als  der  Re- 
volutionär und  wer  als  der  legitime  Machthaber  anzusehen  sei. 
Zu  den  unmittelbarsten  Vorteilen,  welche  die  Sieger  erringen 
können,  gehört  die  Wc  g  n  a  h  m  e  von  p  r  i  v  a  t  e  m  G  r  u  n  d- 
besitz,  sei  es  mit  oder  ohne  Entschädigung.  Die  Expro- 
priation kann  im  modernen  Krieg  ebenso  wie  in  der  Vergangen- 
heit eine  große  Rolle  spielen.  Gerade  die  nationale  Bewegung 
treibt  dazu,  geschlossene  Siedlungsgebiete  bestimmter  Nationalität 
zu  schaffen,  wie  die  preußische  Polenpolitik  ganz  deuthch  zeigt. 
Viele  russophile  Bauern  Galiziens  hoffen  zuversichtlich,  daß  Ruß- 
land nach  einer  eventuellen  Besiegung  Oesterreich-Ungarns  die 
Schlachta  vertreiben  und  das  Herrengut  parzellieren  werde.  Eine 
umstürzende  Veränderung  der  Grundbesitzverhältnisse  wird  durch 
den  Balkankrieg  hervorgerufen.  Serben  und  Bulgaren  beabsich- 
tigen, einen  freien  Bauernstand  in  Thrazien  und  ]Mazedonien  zu 
schaffen,  wobei  nur  zum  Teil  an  eine  entgeltliche  Entschädigung 
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der  früheren  Besitzer  gedacht  ist.  Man  wird  vielfach  in  sehr 
strenger  Weise  die  Dokumente  der  Grundbesitzer  prüfen,  strenger 
als  dies  die  türkische  Regierung  tat,  und  auf  diese  Weise  vieles 
Land  konfiszieren.  In  Kolonialgebieten  macht  man  selbstverständ- 
lich keine  langen  Umstände,  sondern  benützt  alle  möglichen  Ge- 
legenheiten, um  Land  zu  enteignen.  Manche  fordern  geradezu, 
daß  ^),  »mindestens  zunächst,  die  weiße  Rasse  allein  selbständig 
im  Besitz  der  wirtschaftlichen  Produktionsmittel  sei.  Diese  Mittel 
sind  der  Grund  und  Boden  und  die  Arbeitskraft  der  Eingebo- 
renen. Ein  selbständiges  Eigentumsrecht  der  Eingeborenen  am 
Grund  und  Boden  kann  im  Prinzip  nicht  anerkannt  werden«  eine 
Auffassung,  die  selbstverständlich  ist,  wenn  man  als  Prämisse 
voraussetzt,  :>daß  für  diese  Völker  die  Notwendigkeit,  ihr  freiheit- 
liches nationales  Barbarentum  zu  verlieren  und  zu  einer  Klasse 
von  Dienstboten  in  Lohn  und  Brot  der  Weißen  zu  werden,  über- 
haupt erst  weltgeschichtlich  betrachtet,  ein  dau- 
erndes Existenz  recht  schafft«.  Die  Notwendigkeit, 
Kolonialbesitz  zu  erwerben,  ist  zum  Teil  deshalb  so  dringend, 
weil  man  die  produktiven  Kräfte  der  Heimat  nur  ungenügend 
ausnutzt,  wenn  auch  in  einer  Welt,  welche  eine  vollständige 
Ausnutzung  aller  Kräfte  kennt,  die  Eroberung  von  Kolonien  durch- 
aus vorteilhaft  für  den  Sieger  sein  kann.  Um  das  Privateigentum 
der  Eingeborenen  expropriieren  zu  können,  muß  einerseits  mit 
militärischen  Machtmitteln  das  Land  der  Eingeborenen  erobert, 
andererseits  aber  auch  das  Vordringen  anderer  Mächte  verhindert 
werden.  Wer  bei  der  Aufteilung  von  Kolonialgebiet  dabei  sein 
will,  muß  eine  starke  Flotte  und  Armee  besitzen.  Die  Ausein- 
andersetzung über  die  Teilung  der  Welt  muß  ja  nicht  immer  mit 
Waffengewalt  erfolgen,  wohl  aber  setzt  sie  entsprechende  Rü- 
stungen voraus.  Es  hat  zum  Beispiel  den  Anschein,  daß  die 
Auseinandersetzungen  zwischen  England,  Deutschland  und  Frank- 
reich in  Afrika  ohne  Blutvergießen  ablaufen  werden.  Für  England 
handelt  es  sich  darum,  Südafrika  mit  Aegypten  durch  eine  Bahn- 
linie zu  verbinden,  während  Deutschland  eine  Arrondierung  seines 
Besitzes,  unter  anderem  durch  Angliederung  portugiesischer  Ko- 
lonien beabsichtigt. 

Die  Enteignung  von  Boden  schafft  häufig  Arbeitskräfte. 
Der  Bürger,    der    keinen  Grund    und    Boden    besitzt,    ist    als    Ar- 

i)  Paul   Rohrbach^   Deutsche  Kolonialwirtschaft.     Kulturpolitische  Grundsätze 
für  die  Rassen-  und  Missionsfragen.    1909.    S.   20  f. 
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beiter  für  Unternehmungen  aller  Art  zu  haben,  er  bildet  das 
Material,  dessen  der  Großbetrieb  bedarf.  Dieses  Ergebnis  er- 
zielt die  Enteignung  dann,  wenn  die  Zahl  der  neuen  Besitzer 
kleiner  ist,  als  die  der  ehemaligen.  Anders  steht  die  Sache, 
wenn  Großgrundbesitz  parzelliert  wird,  wie  dies  z.  B.  die  Balkan- 
staaten in  der  Türkei  zum  Teil  tun  werden.  Aber  die  Schaf- 
fung von  Arbeitern  für  Industrie-  und  Plantagenbetriebe  wird 
durch  die  Enteignung  nur  dort  erreicht,  wo  sich  der  besitzlose 
Bürger,  um  ein  ausreichendes  Einkommen  zu  erlangen,  sogar 
drückenden  Arbeitsbedingungen  unterwirft.  In  wärmeren  Klimaten 
erscheint  der  so  von  der  Gesellschaft  ausgeübte  Zwang,  der  den 
Einzelnen,  wenn  er  nicht  hart  arbeiten  will,  dem  Mangel  preis- 
gibt, unzureichend.  Es  gibt  Gegenden,  in  denen  die  Feld- 
arbeiter, wenn  der  Lohn  zur  Erntezeit  aufs  doppelte  steigt,  nur 
halb  so  viel  wie  sonst  arbeiten,  weil  das  Streben  nach  Muße  bei 
ihnen  weit  stärker  vorhanden  ist,  als  das  Streben  nach  einer 
Vermehrung  der  Konsumgüter.  Manche  sind  daher  der  Ansicht, 
daß  nur  Zwangsvorkehrungen  eine  ausreichende  Verwertung  der 
weniger  arbeitslustigen  Rassen  ermöglichen,  wobei  gelegentlich 
darauf  hingewiesen  wird,  daß  in  einem  solchen  Falle  die  Gesamt- 
kultur gehoben  werde,  also  schließUch  auch  der  gezwungene  Ar- 
beiter davon  Vorteil  habe^).  In  erster  Reihe  aber  steht  für  viele 
Kolonialpolitiker  nur  das  Ziel,  den  Eingeborenen  als  Mittel  zu 
verwenden.  Rohrbach  hat  diesen  Standpunkt  gelegentlich  in  aller 
Schärfe  präzisiert -j:  »Weiter  müssen  wir  uns  darüber  klar  sein,  daß 
das  Ziel  jeder  praktischen  Kolonisationsarbeit  die  wirtschaftliche 
Nutzbarmachung  der  in  Besitz  genommenen  Gebiete  zugunsten 
der  besitzenden  Nation  bildet.  Die  beiden  Grundfragen  der 
Kolonial  wir  tschaft  in  diesem  Sinne  sind  die  der  Boden- 
nutzung auf  der  einen,  der  Eingeborenennutzung  auf  der 
anderen  Seite.  Wenn  daher  unter  anderem  die  Aufgabe  dieser 
Kolonisation    auch    dahin  erklärt  wird,    sie  solle  den  allgemeinen 

1)  Eine  ausgezeichnete  Einführung  in  diese  Probleme  bietet:  O.  Peust,  Mexiko 
und  die  Landarbeiterfrage  in :  Volkswirtschaftlich-gesellschaftliche  Studien  der 
General-Ackerbaudirektion  im  fomento  ministerium.  Mexico.  19 12.  S.  5.  ff.  Der 
Verfasser  gibt  eine  interessante  Schilderung  der  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen 
Rassen  und  berichtet  über  die  Methoden,  wie  unter  der  Form  des  freien  Arbeits- 
vertrags eine  Art  Sklaverei  ermöglicht  wird ;  Arbeiter,  denen  ein  Vorschuß  gegeben 
wurde,  werden  von  Bewaffneten  bewacht,  bis  sie  die  Geldsumme  abgearbeitet  haben. 

2)  Paul  Rohrbach,  Deutsche  Kolonialwirtschaft.  Kulturpolitische  Grundsätze 
für  Rassen-  und  Missionsfragen.    1909.    S.   12. 
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Kulturstand  des  Landes  heben,  die  Eingeborenen  zivilisieren,  sie 
sittlich  entwickeln  usw.,  so  kann  dergleichen  immer  nur  unter  der 
Voraussetzung  verstanden  werden,  daß  damit  jenem  oben  ge- 
nannten eigentlichen  und  Hauptzweck  gedient  wird.<-  Es  ist 
durchaus  verständlich,  wenn  ein  Krieg,  der  Kolonien  schafft,  in 
denen  man  in  mehr  oder  weniger  verschleierter  Form  den  Ar- 
beitszwang einführt,  den  Siegern  einen  nicht  unerheblichen  Ge- 
winn bringt.  Man  braucht  aber  nicht  zu  glauben,  daß  die  Zwangs- 
arbeit immer  besseren  Ertrag  abwirft  als  die  freie  Arbeit.  Denn 
die  freien  Arbeiter  ermöglichen  andere  Produktionsformen  als 
die  Zwangsarbeiter.  So  kann  z.  B.  eine  Gesellschaftsordnung, 
wie  die  unsere,  welche  von  Zeit  zu  Zeit  Depressionen  kennt,  nur 
beim  Vorhandensein  einer  freien  Arbeiterschaft  die  Unternehmer 
einigermaßen  vor  allzu  großen  Verlusten  schützen,  da  es  nur  so 
möglich  ist,  in  Krisenzeiten  die  Arbeitermenge  einer  Fabrik  zu  redu- 
zieren, in  der  Aufschwungszeit  wieder  zu  vergrößern.  Die  Tüch- 
tigkeit und  Energie  der  europäischen  Arbeiter,  welche  mit  aller 
Intensität  sich  emporarbeiten  wollen,  gestattet  dieses  Vorgehen. 
Wo  hingegen  eine  Bevölkerung  gegeben  ist,  die  eigentlich  nur 
dann  arbeitet,  wenn  sie  fortwährend  beaufsichtigt  wird,  die,  einmal 
freigelassen,  nur  schwer  wieder  zusammenzubringen  ist,  dort  kann 
man  nur  solche  Waren,  insbesondere  Agrarartikel,  erzeugen,  deren 
Absatz  nicht  den  schweren  Störungen  unterliegt,  die  wir  in  den 
meisten  Industrien  beobachten  können.  Es  gibt  Autoren  ^),  die 
geradezu  einen  Mangel  des  Plantagengroßbetriebs  darin  sehen, 
daß  er  der  Krisenordnung  nicht  angepaßt  ist.  Die  Ausdehnung 
des  Plantagenbetriebes  kann  dazu  führen,  daß  man  die  Institu- 
tionen unserer  Wirtschaft  energischer  als  sonst  bekämpft,  welche 
Krisen  erzeugen.  Vielleicht  spielten  im  Altertum  die  Ueberpro- 
duktionskrisen  eine  nur  untergeordnete  Rolle,  weil  neben  der 
Hauswirtschaft  der  Sklavenbetrieb  eine  erhebliche  Ausdehnung 
angenommen  hatte  und  daher  unwillkürlich  die  Depression  mehr 
gefürchtet  wurde  als  heute.  Aus  dem  Gesagten  schließen  manche, 
daß  man  den  tätigen  Eingeborenen  Land  geben  solle,  während 
man  das  übrige  Gebiet  zugunsten  der  Eroberer  zweckmäßiger- 
weise enteigne.  Peust  billigt  es,  daß  die  deutsche  Regierung 
die  Ländereien  der  besies^ten  revolutionären  Stämme  Westafrikas 


i)  Vgl.  0.  Peust,  Mexiko  und  die  Landarbeilerfrage  in:  Volkswirtschaftlich- 
gesellschaftliche Studien  der  General-Ackerbaudirektion  im  fomento  ministerium. 
Mexico.     1912.    S.    140.  ff. 
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konfiszierte,  er  findet  nur,  daß  man  den  befähigteren  ^litgliedern 
dieser  Stämme  ihr  Land  hätte  lassen  sollen,  weil  sie  sich  zu 
tüchtigen  Ackerbauern  entwickeln  würden,  während  sie  so  in  die 
Opposition  gedrängt ,  gefährlich  zu  werden  vermögen  ^).  Wir 
können  hier  nicht  näher  auf  kolonialpolitische  Fragen  eingehen, 
es  galt  nur  zu  zeigen,  daß  der  Krieg  den  Siegern  auf  diesem 
Gebiet  manche  Vorteile  zu  bringen  vermag,  daß  dieselben  aber 
nur  auf  Grund  eingehender  Analysen  wirklich  gewürdigt  werden 
können,  da  prinzipielle  Probleme  unserer  Marktordnung  mitbe- 
rücksichtigt werden  müssen.  Es  sei  nur  ausdrücklich  betont,  daß 
es  einen  großen  Unterschied  macht,  ob  Kolonialgebiete  in  Frage 
stehen,  in  denen  der  Europäer  mit  dem  Eingeborenen  zu  kon- 
kurrieren vermag,  oder  solche,  in  denen  es  sich  nicht  um  Kon- 
kurrenz, sondern  nur  um  Ausnützungsfragen   handelt. 

Die  unmittelbare  Beraubung  und  Erpressung  nach 
einer  Okkupation  ist  heute  nur  noch  wenig  verbreitet.  Wie  ehe- 
dem insbesondere  in  Kolonien  gewirtschaftet  wurde  ,  schildert 
Macatilay  ^)  sehr  lebendig.  Die  Beamten  und  Offiziere  der  ost- 
indischen Kompagnie  schleppten  weg,  was  ihnen  unter  die  Hände 
kam,  Gold,  Silber,  Edelsteine,  Kunstgegenstände  usw.  Macaulay 
war  der  Ansicht,  daß  die  Engländer  darin  sogar  die  Römer  und 
die  Spanier  übertroffen  hätten.  Da  sie  überdies  alle  Machtmittel 
europäischer  Zivilisation  zur  Verfügung  hatten,  waren  sie  unbe- 
zwinglich,  und  so  glich  ihre  Herrschaft  »mehr  der  Regierung 'böser 
Genien,  als  der  Regierung  menschlicher  Tyrannen«.  Die  Inder 
fühlten  empfindlich  den  Mangel  militärischer  Tüchtigkeit,  ist  doch 
auch  heute  noch  die  englische  Herrschaft  darauf  basiert,  dafS  die 
Inder  sich  zu  gemeinsamem  energischen  Handel  nicht  aufschwingen 
können. 

Durch  Eroberung  kann  der  Sieger,  wie  wir  sahen,  mannigfache 
Vorteile  erringen.  Selbst  wenn  die  Besiegten  die  alten  Rechte 
unverändert  behalten  und  in  keiner  Weise  benachteiligt  wer- 
den, ist  die  Vergrößerung  eines  Reiches  vielfach  ein  großer  Vor- 
teil, weil  die  Position  in  künftigen  Kriegen  ebenso  wie  auf  dem 
Weltmarkt  eine  günstigere  wird,  insbesondere  dann,  wenn  durch 

1)  Peust,  Mexiko  und  die  Landarbeiteifrage  in:  Volkswirtschaftlich-gesell- 
schaftliche Studien  der  Gencral-Ackerbaudirektion  im  fomenio  ministerium  1912, 
S.   151  f. 

2)  Macaulay,  Kleine  geschichtliche  und  biographische  Schriften,  deutsch  von 
Bülau.  1850,  S.  34,  62,  73.  Macaulay  besorgte  eine  Zeillang  die  ostindischen 
Geschäfte  und  war  über  die  Geschichte  dieses  Landes  sehr  gut  unterrichtet. 


Probleme  der  Kiieszswirtschaftslehre. 


477 


die  Eroberung  die  wirtschaftliche  Autarkie  gewonnen  hat.  Es 
ist  eine  in  manchen  Kreisen  modern  werdende  Irrlehre,  daß  der 
Sieger  wenig  Vorteile  erringe ,  wenn  er  ein  bereits  hochent- 
wickeltes Gebiet  okkupiert.  Wir  sehen  z.  B.,  daß  der  Staat, 
welcher  Saloniki  besetzen  wird,  offenbar  im  Vorteil  ist. 

Während  wir  bisher  auf  die  Beeinflussung  der  Sensationen- 
gesamtheit durch  die  Kriegführung  und  Eroberung  kurz  hinge- 
wiesen haben,  müssen  wir  jetzt  noch  nachdrücklich  hervorheben, 
daß  eine  starke  Militärmacht  wesentliche  Handelsvorteile 
ohne  Eroberung  zu  erlangen  vermag.  Die  Metho- 
den, welche  man  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  anwenden  kann, 
sind  noch  keineswegs  obsolet  geworden,  es  scheint  im  Gegenteil, 
daß  die  neomerkantilistischen  Tendenzen  eher  die  Anwendung 
politischer  Pressionen  begünstigen.  An  zwei  Beispielen  sei  dies 
illustriert.  Die  Engländer  führten  in  der  ersten  Hälfte  des  19. 
Jahrhunderts  den  sogenannten  Opiumkrieg,  in  erster  Reihe,  um 
die  Interessen  englischer  Opiumschmuggler  zu  wahren  ^).  Die 
chinesische  Regierung  hatte  im  Interesse  der  Volkshygiene  ein 
Verbot  des  Opiumimports  zu  Genußzwecken  bereits  im  ersten 
Drittel  des  18.  Jahrhunderts  erlassen,  entsprechend  etwa  einem 
Alkoholimportverbot  in  unseren  Tagen,  nur  mit  dem  Unterschied, 
daß  die  Verwüstungen,  welche  das  Opium  anrichtet,  unvergleich- 
lich verderblicher  sind.  Das  hinderte  die  ostindische  Kompagnie 
nicht,  Opiumschmuggel  zu  treiben  und  unter  Bestechung  der  chi- 
nesischen Behörden  jährlich  einige  tausend  Kisten  Opium  zu  im- 
portieren. Der  Opiumschmuggel  nahm  immer  mehr  zu  und 
scheint  insbesondere  nach  Aufhebung  des  Monopols  der  ostindi- 
schen Kompagnie  erschreckende  Dimensionen  angenommen  zu 
haben;  in  den  dreißiger  Jahren  wurden  jährlich  über  20000  Kisten 
Opium  importiert.  Endlich  entschloß  sich  die  sow'ieso  fremden- 
femdliche  chinesische  Regierung  im  Interesse  der  Volksgesundheit 
und  unter  Berücksichtigung  der  Tatsache,  daß  der  Opiumimport 
viel  Silber  aus  dem  Lande  zog,  da  er  nur  teilweise  mit  Seide 
und  Tee  bezahlt  wurde,  zu  einem  energischen  Schritt.  Im  Jahre 
1839    vvurden    20000    Kisten    Opium    konfisziert    und    vernichtet 


i)  Eine  knappe  Darstellung  bei  Pauli,  Geschichte  Englands  II.  S.  545  ff., 
vgl.  auch  Carey,  Der  Opiumhandel,  Fotnighly  Rewiew.  London,  September  1871,  ab- 
gedruckt in  :  Die  Einheit  des  Gesetzes,  deutsch  von  F.  Stapel.  1878,  S.  393  fF,  Eine 
instruktive  zusammenfassende  Studie  mit  Zahlen-  und  Literaturangaben  A.  Hisckniann, 
Die  Opiumfrage.     1912. 
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Einige  Konflikte,  die  sich  daran  anschießen^  führten  zu  einer 
militärischen  Aktion  der  englischen  Regierung.  Sie  begnügte 
sich  aber  nicht  damit,  nach  der  Niederwerfung  der  Chinesen,  die 
angeblich  verletzte  englische  Ehre  zu  rehabilitieren,  sondern  sie 
verschaffte  den  Schmugglern  für  das  vernichtete  Opium  einen  Er- 
satz in  Geld,  abgesehen  davon,  daß  sie  bei  dieser  Gelegenheit  die  Er- 
öffnung mehrere  Häfen  und  die  Abtretung  von  Hongkong  erreichte. 
Aber  trotz  aller  Niederlagen  und  trotz  des  Hinweises  darauf,  daß 
doch  der  Opiumimport  reichen  Zollgewinn  abwerfen  würde,  ge- 
stattete der  chinesische  Kaiser  erst  Ende  der  fünfziger  Jahre  die 
Einfuhr  dieses  Volksgiftes,  als  England  und  Amerika  gemeinsam 
Pressionen  ausübten^).  Und  das  Schicksal  Chinas  droht  jedem 
Staate,  der  nicht  entweder  selbst  eine  starke  Militärmacht  besitzt 
oder  sich  des  Schutzes  mächtiger  Staaten  erfreut,  die  seine  Kne- 
belung aus  irgendwelchen  Gründen  nicht  gerne  sehen  würden. 
Es  ist  in  dieser  Richtung  sehr  lehrreich,  die  Verhandlung  zwischen 
Oesterreich-Ungarn  und  Serbien  im  Jahre  1905  und  1906  zu 
lesen  ^).    Die  österreichisch-ungarische  Regierung  forderte  in  einem 

1)  Das  Verhalten  der  englischen  Regierung  wurde  nicht  einmal  in  England 
von  allen  gebilligt,  erregte  aber  insbesondere  im  Ausland  großes  Mißfallen,  das 
jedoch  ohne  praktische  Bedeutung  war.  In  einem  italienischen  Scherzo  satirico  von 
1846  heißt  es : 

Ma  che  e  questo  scoppio 
Che  introna  la  raarina  ? 
Nulla:  un  carico  d'oppio 
Da  vendersi  alla  China : 
E  una  Fregata  inglese 
Che  l'annunzia  al  paese. 

Qui,  l'oppio  capovolta 
Dritti  e  filantropie  ! 
Ma  i  Barbari  una  volta 
Oggi  le  mercanzie 
Migran  da  luogo  a  luogo 
Bisognose  di  sfogo. 

Strumento  di  conquisla 
Fu  giä  la  guerra  ;  adesso 
E  affar  da  computista : 
Vedete  che  progresso  ! 
Face  a  tutta  la  terra ; 
A  chi  non  compra  —  guerra! 
Fa/ilirucci,  Perle  del  parnaso  lirico  Italiano.    l88o,  S.  358  f. 

2)  Diplomatische  Aktenstücke  über  die  Handelsvertrags-Verhandlungen  mit 
Serbien   1905 — 1906.    Wien   1906. 
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Memorandum  »Sicherstellung  des  Prinzipes,  daß  bei  staatlichen 
Lieferungen  die  österreichischen  und  ungarischen  Erzeugnisse  bei 
Parität  von  Preis  und  Qualität  nicht  ausgeschaltet  werden.  Letz- 
teres hätte  namentlich  zu  gelten,  bezüglich  der  eben  im  Zuge  be- 
findlichen Frage  der  Lieferung  von  Geschützen  sowie  bezüglich 
der  Zuwendung  der  Salzlieferungen,  in  welch  beiden  Fragen 
weder  Preis  noch  auch  Qualität  zuungunsten  der  Erzeugnisse 
Oesterreich-Ungarns  berufen  werden  können«.  Die  Serben  waren 
bereit,  sich  zu  verpflichten :  >^ bei  Parität  der  Preise  und  der  Quali- 
tät, Lieferungen  im  Wert  von  26  Millionen  Dinars  bei  der  Industrie 
der  Nachbarmonarchie  zu  bestellen«,  hingegen  weigerten  sie  sich 
entschieden,  den  Kaufzwang  für  die  Geschütze  anzuerkennen  und 
behielten  sich  das  Recht  vor:  »Kanonen  und  das  Artilleriematerial 
im  allgemeinen,  wo  und  wann,  immer  nach  eigenem  Gutdünken 
zu  bestellen«.  Die  Antwort  der  Monarchie  bestand  in  einer 
Grenzsperre  gegen  serbisches  Vieh  und  serbisches  Fleisch.  Wir 
sehen,  wie  in  diesem  Falle  es  beide  Regierungen  als  selbstver- 
ständlich ansahen,  daß  politische  Mittel  dazu  dienen,  nicht  nur 
Handelsverträge,  sondern  auch  Kaufverträge  zu  erzwingen  ^).  Wenn 
Serbien  Oesterreich-Ungarn  stärkeren  Widerstand  zu  leisten  ver- 
mochte, so  verdankte  es  dies  einerseits  Rußland,  andererseits 
Frankreich,   das  ihm  finanziell  beizuspringen  bereit  war. 

Auch  die  Bemühungen,  Einflußsphären  zu  schaffen, 
sind  im  allgemeinen  nur  dann  von  Erfolg,  wenn  eine  genügend 
starke  Flotte  oder  Militärmacht  zur  Verfügung  steht.  Es  handelt 
sich  dabei  gewöhnlich  um  die  Erringung  von  Vorteilen,  die  zu 
einem  erheblichen  Teil  unmittelbarer  Art  sind  und  nicht  durch 
Verkehrsbeeinflussung  zustande  kommen.  Man  erhält  eben  das 
Recht,  irgendwo  ein  Bergwerk  auszunützen  oder  eine  Bahn  zu 
bauen.  Dabei  ist  die  Intensität,  mit  der  man  Rechte  geltend 
machen  kann,  sehr  verschieden  groß,  man  denke  nur  einerseits 
an  die  Einflußsphären  Englands  und  Rußlands  in  Persien  und 
andererseits  an  das  Recht  der  Serben,  die  Donauadriabahn  durch 
Albanien  bauen  zu  dürfen.  Wer  stark  genug  dazu  ist,  kann  so 
auf  fremdem  Boden  Bahntrassen  bestimmen,  sei  es  aus  kommer- 
ziellen   oder    sonstigen    Gründen  -).      Ueberhaupt    muß    man    sich 


i)  Baentreither,  Unsere  Handelsbeziehungen  zu  Serbien.  »Oesterreichische 
Rundschau»  XXIX.    S.    i  if.  und  S.   105  ff. 

2)  So  traf  z.  B.  Rußland  mit  Frankreich  die  Vereinbarung,  daß  die  fran- 
zösische Linie    durch  Anatolien    so  angelegt  werde,    daß  sie  von  den  Türken  nicht 
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immer  vor  Augen  halten,  daß  es  keineswegs  nur  die  T^Ienge  der 
eigenen  Produkte  ist,  welche  einem  Lande  einen  kleinen  oder 
größeren  Anteil  an  den  Produkten  der  ganzen  Welt  sichert. 
Militärische  Macht  spielt  dabei  eine  große  Rolle.  Recht  deut- 
lich zeigt  dies  das  Verhältnis  von  Serbien  zu  Frankreich,  das 
auch  auf  dem  Gebiet  des  kommerziellen  und  finanziellen  Ver- 
kehrs so  intim  wurde,  weil  Frankreich  ein  Gegner  des  Dreibunds 
ist.  Es  ist  für  Serbien  zweifellos  sicherer,  Waffen  in  Frankreich 
als  in  Oesterreich-Ungarn  zu  bestellen,  da  keineswegs  die  Garantie 
besteht,  daß  diese  Lieferungen  auch  dann  rechtzeitig  effektuiert 
würden,  wenn  zwischen  Serbien  und  der  Monarchie  ein  Krieg 
drohen  sollte. 

Wir  sahen,  daß  der  militärisch  stärkere  Staat  die  Importer- 
laubnis für  Waren  zu  erzwingen  vermag.  Das  könnten  die  Bürger 
des  schwächeren  Staates  mit  dem  Boykott  beantworten.  Da 
der  Boykott  ein  verhältnismäßig  neues  Kampfmittel  ist,  hat  sich 
bisher  noch  keine  eigene  Boykottbekämpfungstaktik  entwickelt, 
doch  deutet  alles  darauf  hin,  daß  man  in  allernächster  Zukunft 
die  Regierung  des  Staates,  dessen  Bürger  den  Boykott  ausüben, 
für  denselben  haftbar  machen  wird.  Die  juristische  Unterschei- 
dung zwischen  der  Regierung  und  der  Gesamtheit  der  Bürger 
wird  dann  praktisch  hinfällig  werden.  Es  ist  schon  mehrfach 
vorgekommen,  daß  man  in  Boykottfällen  auf  die  Regierung  Pres- 
sionen ausübte,  vor  allem  aber  sieht  man  aus  dem  Verhalten 
den  Arbeiterverbänden  gegenüber,  daß  man  Korporationen  für 
solidarisches  Vorgehen  ihrer  Mitglieder  haftbar  zu  machen  beab- 
sichtigt. Der  Bürger  als  isoliertes  Individuum  wird  damit  allmäh- 
lich aus  der  modernen  Lebensordnung  verschwinden.  Es  wird 
vielleicht  nicht  mehr  lange  dauern  und  man  reagiert  auf  den 
Boykott  in  der  Weise,  daß  man  die  Regierung  der  Boykottieren- 
den zwingt,  eine  bestimmte  Warenmenge  zu  kaufen,  es  ihr  über- 
lassend, wie  sie  dieselbe  dann  bei  ihren  Bürgern  absetzt.  Die 
Wirkungen  des  Boykotts  sind  denen  von  Prohibitivzöllen  und  Ein- 
fuhrverboten analog.  Zuweilen  ermöglicht  der  Boykott  das  Auf- 
blühen einer  neuen  Industrie.  Daher  hängt  alles  davon  ab,  auf 
welcher  Entwicklungsstufe  das  boykottierende  Volk  steht. 

Einfuhr-  und  Ausfuhrverbote  haben  in  Kriegszeiten 
mehrfach  eine  entscheidende  Rolle  gespielt,  sie  können  auch  durcii 

gegen  Rußland    im  Kriegsfall  Verwendung    finden    könne.     Vgl.  Neue  Freie  Fresse 
13.    VIII.    1912, 
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effektive  Transportstörungen  ersetzt  werden,  welche  ungefähr  die 
gleichen  Konsequenzen  erzeugen.  Alle  solche  Maßnahmen  sind 
mit  weitreichenden  Folgen  verbunden,  und  werden  insbesondere 
dadurch  drückend,  daß  sich  die  Folgen  keineswegs  gleichmäßig 
auf  alle  Bürger  verteilen,  sondern  meist  bestimmte  Handelszen- 
tren unverhältnismäßig  stark  treften.  Während  bei  Erhebung 
einer  Steuer  alle  beteiligt  sind,  wirken  die  erwähnten  Verände- 
rungen oft  wie  lokale  Kontributionen.  Es  ist  eigentlich  merkwürdig, 
daß  bis  jetzt  keine  rechte  Neigung  besteht,  die  ungleiche  Ver- 
teilung dieser  Lasten  durch  Zuschüsse  einerseits,  Besteuerung 
andererseits  zu  mildern.  Als  Deutschland  1792  seinen  Handel  mit 
Frankreich  erheblich  reduzierte,  erhob  Hamburg  gegen  dieses  radi- 
kale Vorgehen  Einspruch,  weil  es  ganz  besonders  geschädigt  worden 
wäre  ^).  Die  Wirkungen  von  Einfuhr-  und  Ausfuhrerschwerungen 
kann  man  recht  gut  an  der  Kontinentalsperre  studieren,  deren 
Bedeutung  noch  immer  Gegenstand  von  Kontroversen  ist.  Es 
empfiehlt  sich  sehr,  dieser  Frage  erhöhtes  Augenmerk  zuzuwen- 
den, v/eil  ein  Weltkrieg  sehr  ähnliche  Vorkommnisse  zeitigen 
kann.  Es  ist  freilich  recht  schwer,  praktisch  brauchbare  Ergeb- 
nisse zu  erzielen,  weil  man  die  produktiven  Kräfte  eines  Landes 
nur  ungenügend  kennt.  Zu  ihnen  zählen  ja  nicht  nur  die  Minera- 
lienschätze und  die  in  normalen  Zeiten  nicht  vollständig  ausge- 
nützte Fruchtbarkeit  des  Bodens,  sondern  auch  die  nicht  aus- 
genützten Erfindungen  *),  sowie  die  Erfindungskraft  der  Men- 
schen -^j.  Absperrungen  begünstigen  teils  die  Industrie,  indem 
sie  Konkurrenten,  teils  schädigen  sie  dieselbe,  indem  sie  Abnehmer 
beseitigen.  Es  läßt  sich  nicht  ohne  weiteres  entscheiden  was  in 
einem  konkreten  Falle  für  ein  Land  wichtiger  ist ;  im  allgemeinen 
dürfte  wohl  das   Entstehen  einer  neuen  Industrie  größere  Vorteile 


1)  Vgl.  y.  G.  Busch,  Ueber  das  Bestreben  der  Völker  neuerer  Zeit,  einander 
in  ihrem  Seehandel  recht  wehe  zu  tun  .  .  Sämtliche  Schriften  Vorrede  Bd.  IV. 
S.  III  ff.:  »Dessen  Obrigkeit  nur  auf  die  Folgen  hinaussah,  welche  die  Promulgation 
des  Inhibitoriums  für  seinen  gesamten  Seehandel  haben  würde,  wenn  die  Neufranken 
auch  Hamburg  als  in  eine  offene  Fehde  mit  sich  gesetzt  ansähen.  Es  gelang  ihr 
dieselbe  höchsten  Orts  zu  verbitten,  ohne  jedoch  von  irgendeinem  Punkte  in  den 
ganzen  Inhalt  dieses  Inhibitoriums  dispensiert  zu  werden.« 

2)  Vgl.  Voelcker,  Die  deutsche  Volkswirtschaft  im  Kriegsfall,  1909,  S.  52, 
In  einer  Gesellschaft  für  Apparatebau  wurde  im  Jahre  1870  infolge  des  Abganges 
von  Arbeitern  die  Anschaffung  neuer  vorher  nicht  gekannter  Hilfsmaschinen  nötig, 
die  eine  Produktionssteigerung  ermöglichten. 

3)  F.  K.  Achard  erfindet  während  der  Kontinentalsperre  die  Rübenzuckerfabri- 
kation und  baut  in  Schlesien  die  erste  Rübenzuckerfabrik. 
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bringen,  da  dadurch  die  produktiven  Fähigkeiten  eines  Landes 
dauernd  erhöht  werden  können.  Die  Vorteile  der  französischen 
Industrie  während  der  Kontinentalsperre  waren  nicht  unerheblich, 
1788  beschäftigte  die  Lyoner  Seidenindustrie  9000  Webstühle, 
durch  die  Revolution  waren  sie  auf  3000  gesunken,  um  dann 
unter  den  Einwirkungen  der  Kontinentalsperre  im  Jahre  18 lO  auf 
14000  zu  steigen.  Begründet  und  begünstigt  wurden  Fabriken 
für  Papier-,  Leder-,  Holz-,  Glas-  und  Töpferwaren')  Andere  Fa- 
brikszweige, denen  Rohstoffe  mangelten,  so  die  Baumwollindustrie 
litten  sehr.  Die  Rübenzuckerindustrie  wurde  neu  geschaffen,  frei- 
lich gingen  nach  Aufhebung  der  Kontinentalsperre  in  Frankreich 
2000  Zuckerfabriken  zugrunde,  da  der  Rübenzucker  noch  zu  teuer 
für  die  Weltkonkurrenz  war.  Es  würde  zuweit  führen,  wollte  man 
für  die  verschiedenen  Arten,  wie  die  Sperre  wirkte,  Belege  an- 
führen, erwähnt  sei  nur,  daß  sie  die  Engländer  zum  Teil  dazu 
drängte,  neue  Wege  für  ihren  Absatz  ausfindig  zu  machen,  und 
dadurch  manchen  Gebieten  erhebliche  Vorteile  brachte.  So  wurde 
Saloniki  ein  wichtiger  Stapelplatz  für  englische  Waren,  die  von 
dort  aus  nach  Rußland,  Deutschland  und  noch  weiter  zu  Land 
verführt  wurden  -).  Wie  die  nicht  systematisch  hervorgerufenen 
Störungen  wirken,  konnte  man  während  des  Balkankrieges  deut- 
lich beobachten,  ebenso  auch  während  des  Jahres  1870/71  ^),  Rück- 
schlüsse auf  einen  Weltkrieg  lassen  aber  nur  die  Ereignisse  zu 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  zu.  Will  man  Untersuchungen 
über  diese  P>age  nicht  in  Detailfragen  und  kasuistische  Erörte- 
rungen auflösen,  dann  empfiehlt  es  sich,  erst  allgemeinere  Be- 
trachtungen über  die  Bedeutung  der  Verkehrserschwerungen  an- 
zustellen, insbesondere  darüber,  wie  sehr  durch  sie  der  Konkur- 
rent, wie  sehr  der  Abnehmer  getroffen  wird.  Es  würde  zu  weit 
führen,  wollten  wir  die  Rückwirkungen  des  Krieges  auf  die  Neu- 
tralen verfolgen,  zur  grundsätzlichen  Orientierung  genügt  das 
Gesagte  *). 


1)  Peez  und  Dehn^  Englands  Vorherrschaft.  Aus  der  Zeit  der  Kontinental- 
sperre.    1912.    S.  270,  271,  277  ff. 

2)  L.  R.  Schmidt,  Theoretisch-praktisches  Comptoirhandbuch  nach  Mac-Culloch 
und  den  neuesten  zuverlässigen  Quellen.     1837.    Art.  Saloniki. 

3)  Voelcker,  Die  deutsche  Volkswirtschaft  im  Kriegsfall.  1909.  S.  58  ff.  1870 
nahm  der  Handel  in  Glacefellen  in  Deutschland  zu,  ebenso  der  Handel  in  Hand- 
schuhen. Während  der  Belagerung  von  Paris  kaufte  das  Ausland  stark  Konfektions- 
artikel in   Berlin. 

4)  Vgl.    die    sehr    lehrreiche    und    viel  Material  enthaltende  Arbeil  von  Adolf 
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In  der  Gruppe  von  Eingriffen,  welche  Waren,  Produktions- 
mittel, Verkehrsmittel  usw.  direkt  treffen,  milissen  wir  aucli  die 
unmittelbare  Beschaffung  der  Kriegserforder- 
nisse kurz  berühren.  An  erster  Stelle  sei  die  Beschaffung  der 
Soldaten  genannt,  wie  sie  auf  dem  Kontinent  üblich  ist  —  in 
England  spielen  bekanntlich  Soldtruppen  die  Hauptrolle,  deren 
Anwerbung  auf  die  gesamte  Lebensordnung  in  mancher  Hinsicht 
einen  abweichenden  Einfluß  ausübt,  werden  doch  die,  welche 
einträgliche  Geschäfte  vorhaben,  sich  nicht  dem  Militärdienst  zu- 
wenden. Die  allgemeine  Wehrpflicht  verteilt  die  Unlust  des 
Krieges  einigermaßen  gleichmäßig,  wenn  man  Verwundungen  und 
Tötungen  für  so  schwerwiegende  Schädigungen  ansieht,  daß  ihnen 
gegenüber  Einkommens-  und  Vermögensverluste  zu  vernachlässigen 
sind.  Anders  steht  die  Sache  dagegen,  falls  die  verschiedene  Er- 
werbsmögiichkeit  der  einzelnen  Bürger  in  Rechnung  gestellt  wird. 
Es  ist  nicht  dasselbe,  ob  ein  beschäftigungsloser  unverheirateter 
Hilfsarbeiter  einberufen  wird,  oder  etwa  ein  Angehöriger  der  freien 
Berufe,  v/elcher  Frau  und  Kind  zurückläßt  und  dessen  Einkommen 
sofort  verschwinden  kann.  Durch  die  Einberufungen  im  Mobilisie- 
rungsfall wird  die  Zahl  der  Produzierenden  verringert,  da  aber  wäh- 
rend der  Mobilisierung  die  Produktion  ohnehin  eingeschränkt  zu  wer- 
den pflegt,  kann  die  Einberufung  eine  Art  Arbeitslosenversorgung 
bedeuten,  wie  dies  in  Bosnien  während  des  Balkankrieges  der  P'all 
gewesen  zu  sein  scheint.  Der  Konsum  der  zu  den  Fahnen  ge- 
rufenen Bürger  ist  durchschnittlich  höher  als  in  Friedenszeiten, 
insbesondere  verzehren  sie  mehr  Fleisch.  Wie  die  Beschaffung 
der  Konsumartikel  auf  die  Gesamtbevölkerung  wirkt,  hängt  davon 
ab,  ob  dieselben  unmittelbar  ohne  Entschädigung  requiriert  oder 
bezahlt  werden,  wobei  die  Belastung  sich  auf  dem  Wege  der 
Geldbeschaffung  auf  die  gesamte  Bevölkerung  verteilt.  Wie  die 
Verringerung  der  Arbeiterzahl,  der  Mehrkonsum,  kurz  alle  durch 
die  Einbeiufungen  hervorgerufenen  Veränderungen  wirken,  kann 
man  nicht  allgemein  angeben,  es  hängt  vieles  von  der  Proportion 
ab,  in  der  dadurch  Anregungen  geschaffen  werden. 

Was  die  durch  den  Krieg  hervorgerufene  Verringerung  der 
Bevölkerung  anlangt,  so  pflegt  sie  verhältnismäßig  rasch 
wieder  ausgeglichen    zu    werden.     Ganz    abgesehen    davon,    daß 


Jöhr.  Die  Volkswirtschaft  der  Schweiz  im  Kriegsfall.  2.  Auflage  1912.  Die  Dar- 
stellung gibt  vor  allem  Auskunft  über  die  Veränderungen  während  des  Deutsch- 
Französischen  Krieges. 
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mit  einer  Zuwanderung  zu  rechnen  ist,  wenn  der  Krieg  große 
Lücken  gerissen  hat,  wie  das  zum  Beispiel  im  Balkankrieg  der 
Fall  war,  nimmt  die  Bevölkerungsvermehrung  nach  Kriegen  rasch 
zu.  Es  wächst  nicht  nur  die  Zahl  der  Eheschließungen,  weil  nun 
die  Erwerbsmöglichkeiten  für  den  Einzelnen  sich  vielfach  ge- 
bessert haben,  sondern  es  wächst  auch  die  Geburtenzahl.  Auch 
bewußte  Kinderzeugung  mag  eine  Rolle  spielen,  so  scheinen  viele 
Serben  im  Interesse  der  Rasseerhaltung,  bevor  sie  ins  Feld  zogen, 
Ehen  geschlossen  zu  haben.  Wie  man  nun  auch  den  Kausalzu- 
sammenhang deuten  mag,  jedenfalls  muß  man  mit  der  Tatsache 
rechnen,  daß  die  meisten  Volkskörper  die  Tendenz  haben,  auf 
diesem  oder  jenem  Wege  eine  erhöhte  Sterblichkeit  mit  einer  er- 
höhten Geburtlichkeit  zu  beantworten  ^).  Es  wird  die  in  Friedens- 
zeiten vorhandenen  Fruchtbarkeitsreserve  eben  ausgenützt.  Sie 
in  Friedenszeiten  voll  auszunützen,  wäre  auch  in  einer  ökono- 
misch organisierten  Gesellschaft  nicht  im  Interesse  der  Gesamt- 
heit gelegen. 

Während  die  Kontinentalstaaten  die  Soldaten  mit  Hilfe  der 
staatlichen  Autorität  aufbringen,  werden  die  sonstigen  Bedarfs- 
artikel im  allgemeinen  durch  Kauf  zustande  gebracht,  der  even- 
tuell die  Form  des  Zwangskaufs  annimmt.  Die  erforderlichen 
Geldmittel  beschafft  der  Staat  auf  verschiedene  Weise,  die  wich- 
tigsten sind:  Steuern,  Anleihen  und  die  Ausgabe  von  Zeichen- 
geld. Mit  Hilfe  dieser  Mittel  kann  zweierlei  erzielt  werden,  es 
werden  entweder  schon  vorhandene  Gegenstände  in  das  Eigen- 
tum des  Staates  gebracht  oder  aber  die  Produktion  neuer  Ge- 
genstände angeregt.  Es  würde  hier  zu  weit  führen,  wollten  wir 
die  Bedeutung  der  Besteuerung  für  die  Sensationengesamtheit 
untersuchen.  Es  seien  nur  einige  Punkte  herausgegriffen,  um  die 
Fragestellung  zu  exemplifizieren.  Wenn  ein  Teil  der  Besteuerten 
in  der  Lage  ist,  die  Steuer  abzuwälzen,  ein  anderer  aber  nicht, 
so  kann  eine  Einkommensverschiebung  das  PZrgebnis  sein  ; 
gleichzeitig  hat  aber  der  Staat  Ansprüche  auf  Warenmengen  er- 
worben, die  sonst  von  den  Besteuerten  konsumiert  worden  wären. 
Die  Besteuerung  1<ann  gelegentlich  die  Produktion  anregen,  ins- 
besondere dann,  wenn  sie  die  Eigentiuner  von  Objekten  trifft, 
die  zu  Luxuszwecken  verwendet  wurden.  So  glauben  manchCj 
daß  die  Vermögenssteuer    dazu    führen  kcumte,    daß  z.   B.  Jagd- 

i)  Vgl.  Fr.  Olh,  Induktives  und  Deduktives  zum  Bevölkerungsproblem.  JaHi- 
bücher  f.  Nationalökonomie  u.  Statistik    1912. 
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gründe  für  produktive  Zwecke  verwendet  werden  \),  das  heißt, 
nicht  melir  allein  dem  Eigentümer  Lust  erzeugen,  sondern  auch 
allen  jenen,  welche  die  eventuell  erzeugten  Produkte,  Holz,  Ge- 
treide usw.  kaufen  werden.  Gegen  Kriegssteuern  wird  vor  allem 
geltend  gemacht,  daß  sie  sehr  schwer  zu  erheben  sind,  langsam 
einlaufen  und  vor  allem,  wenn  sie  den  Konsum  treffen  kopfsteuer- 
artig wirken  -).  Wir  werden  im  folgendem  sehen,  daß  in  wirk- 
lich ernsten  Zeiten  alle  Mittel  der  Geldordnung  versagen  können 
und  andere  Methoden  naheliegen. 

Während  die  Steuern  nur  dazu  dienen,  Inlandsgeld  der  Staats- 
kasse zuzuführen,  können  Anleihen  einerseits  Inlandsgeld,  an- 
dererseits Auslandsgeld  beschaffen.  Beide  Arten  von  Anleihen 
müssen  völlig  verschieden  beurteilt  werden.  Wenn  zu  Beginn 
oder  während  eines  Krieges  Auslandsgeld  nötig  wird,  kann  das- 
selbe im  allgemeinen  wohl  nur  mit  Hilfe  von  Auslandsanleihen 
beschafft  werden,  eine  in  Gold  zu  zahlende  Steuer  oder  Inlands- 
anleihe würde  meist  ein  klägliches  Ergebnis  liefern.  Die  Auslands- 
anleihe wird  man  so  gut  wie  immer  nur  dazu  verwenden,  Auslands- 
zahlungen damit  zu  leisten,  da  nicht  recht  erfindlich  ist,  weshalb 
man  im  Ausland  Gold  unter  teuren  Bedingungen  erstehen  soll, 
um  es  im  Inland  zirkulieren  zu  lassen,  wo  Zeichengeld  denselben 
Dienst  leistet.  Unter  die  Auslandsanleihen  sind  eigentlich  auch 
alle  Fälle  der  Kreditgewährung  gelegentlich  von  W^arenanschaf- 
fungen  zu  rechnen.  Während  die  Balkanstaaten  die  kleineren 
ausländischen  Lieferanten  prompt  in  Gold  oder  Golddevisen  zu 
bezahlen  pflegten,  blieben  sie  die  bei  den  großen  Kanonenfa- 
briken usw.  bestellten  Lieferungen  vielfach  schuldig  ^).  Die  Aus- 
landsanleihen können  begreiflicherweise  mit  Steuern  gar  nicht  in 
eine  Parallele  gestellt  werden.  Was  die  Inlandsanleihen  anlangt, 
so  ist  es  nicht  leicht,  über  sie  ein  endgültiges  Urteil  zu  fällen.  Sie 
führen  dazu,  sämtliche  Steuerzahler  der  Zukunft  zu  Schuldnern 
der  Obligationenbesitzer  zu  machen,  während  sonst  die  Geldbesitzer 
ihr  Geld  vielleicht  einzelnen  geliehen  hätten,  die  so  von  ihnen  in 
Abhängigkeit  gekommen  wären.  Soweit  der  Emissionskurs  infolge 
des  erhöhten  Risikos,  das  die  Rentenkäufer  tragen,  sowie  infolge  des 

i)  G.    Siolpi'r^    Die     deutsche    Vermögensabgabe.      »Der    österr.    Volkswirt«. 
15.    III.     1913. 

2)  H.  Dietzel,  Kriegssteuer  oder  Kriegsanleihe?  1912  S.  7.  ft".  Der  Titel 
sollte  genauer  lauten    »Kriegssteuer  oder  innere  Kriegsanleihe«. 

3)  Otto  Neurath,  Serbiens  Erfolge  im  Balkankriege.     19 13.    S.  9  ff. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1913.     3.  ■?  2 
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erhöhten  Zinsfußes  sehr  ungünstig  ist,  übernehmen  die  Steuerzahler 
die  ganze  Bürde,  dafür  entgehen  sie  aber  der  augenbHckHchen 
Steuerlast.  Im  ganzen  findet  wohl  eine  Sensationenverschiebung 
zuungunsten  der  ärmeren  Kreise  statt.  Soweit  die  Staatsrenten 
zirkulationsfähige  Papiere  sind,  kann  die  Ausgabe  von  Renten 
gelegentlich  ähnlich  wie  eine  Geldmission  wirken.  Im  Vorüber- 
gehen sei  darauf  hingewiesen,  daß  die  mehrfach  vorgenommenen 
Berechnungen,  welche  den  Nachweis  erbringen  sollen,  daß  die  in 
einem  Kriege  der  Zukunft  notwendige  Geldsumme  durch  An- 
leihen nicht  aufgebracht  werden  kann,  weil  so  viel  Geld  nicht 
vorhanden  sei,  dadurch  hinfällig  werden,  daß  ja  das  Geld,  welches 
bei  einer  Anleiheaufnahme  in  die  Hände  des  Staates  kommt, 
sofort  wieder  in  die  Zirkulation  zurückströmt,  so  daß  eine  neue 
Anleihe  bereits  wieder  genügend  viele  Geldstücke  vorfindet,  die 
neuerlich  eingezahlt  werden  können. 

Bei  der  Aufnahme  von  Auslandsanleihen  muß  sich  der  Schuld- 
nerstaat oft  verpflichten,  im  Lande  des  Gläubigers  in  bestimmtem 
Ausmaß  Bestellungen  zu  machen,  was  gelegentlich  eine  Schädi- 
gung der  eigenen  Produktion  zur  Folge  haben  kann,  ähnlich  wie 
die  in  natura  gezahlten  Subsidien  der  Engländer  zuweilen  schwere 
Nachteile  für  den  so  unterstützten  Staat  mit  sich  brachten  ^). 

Ein  w^eiteres  Mittel  Geld  zu  beschaffen,  besteht  in  der  Emis- 
sion von  Zeichengeld,  sei  dasselbe  nun  Metallgeld,  Pa- 
piergeld oder  Girogeld -).  Das  Zeichengeld  dürfte  selbst  in' jenen 
Staaten,  in  denen  es  sonst  in  Auslandsgeld  einlöslich  ist,  in 
einem  großen  Krieg  für  uneinlöslich  erklärt  werden.  In  Oester- 
reich-Ungarn  z.  B.,  dessen  Noten  in  Devisen  einlöslich  sind,  wird 
auch  wohl  diese  Einlöslichkeit  im  Kriegsfall  suspendiert  wer- 
den^), da  dann  die  Auslandszahlungsmittel  in  erster  Reihe  für  die 
Beschaffung  von  Kriegsartikeln  reserviert  bleiben  dürften.  Die 
Politik  Bulgariens,  alle  Auslandszahlungen  während  des  Krieges 
unmöglich  zu  machen  —  es  sei  denn  um  Kriegsartikel  zu  im- 
portieren —  dürfte  in  einem  Weltkrieg  die  Regel  bilden.  Giro- 
geld ist  gegenwärtig  immer  einlöslich,  doch  kannte  die  Bank  von 
Amsterdam    metallisch    vollgedecktes    uneinlösliches    Girogeld  '*). 


1)  Lo'lUC,    The  present  State  of  England,    2.  Aufl.    1S23,  S.  86.  ~ 

2)  Vgl.  Otto  Ncicrath,  Uneinlösliches  Girogeld  im  Kriegsfall.    Jahrb.  f.  Gesetz- 
geb.,  Verwalt.  u.  Volkswirtsch.  i.  D.  Reich.    XXXIII.  S.  979. 

3)  Vgl.  Art.   III    des  Bankstatuts. 

4)  Steuart,  Principles   of  political  economy.  Basel   1796.  B.  IV.     Of  the  Bank 
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Man  kann  natürlich  auch  uneinlösliches  mit  Forderungen  ge- 
decktes Girogeld  schaffen,  wenn  man  innerhalb  eines  Kreises  von 
Banken  zwar  Schecks  zur  \/errechnimg,  aber  nicht  zur  Barab- 
hebung zuläßt,  um  die  Banken  nicht  zur  Sistierung  ihrer  Aktiv- 
geschäfte zu  zwingen.  Schließlich  kann  sich  der  Staat  ohne  Ein- 
zahlung ein  Konto  eröffnen  lassen  und  so  ungedecktes  uneinlös- 
liches Girogeld  schaffen.  Die  Wirkungen  der  Zeichengeldver- 
mehrung auf  die  Konsumtion  läßt  sich  nicht  eindeutig  bestimmen, 
sie  kann  dazu  führen,  daß  der  Staat  einen  größeren  Teil  der 
Vorräte  sich  auf  Kosten  der  Bürger  aneignet,  die  nun  höhere 
Preise  für  den  Rest  zahlen  müssen,  es  kann  aber  auch  eine  Stei- 
gerung der  Produktion  stattfinden.  Wenn  die  Regierung  schon 
vorhandene  Ware  kauft,  kann  es  vorkommen,  daß  die  Preise 
rasch  steigen,  ohne  daß  etwas  anderes  erreicht  wäre,  als  eine 
Verschiebung  der  Verteilung  zugunsten  der  Regierung,  Viele 
sind  der  Meinung,  daß  dies  der  einzige  in  Betracht  zu  ziehende 
Fall  ist  ^).  Wir  können  uns  aber  auch  vorstellen,  daß  die  Re- 
gierung nicht  nur  Arbeiter  herbeizieht,  die  irgendwo  anders  in 
Tätigkeit  waren,  sondern  Arbeitslose  einstellt,  daß  sie  überdies 
nicht  so  sehr  vorhandene  Waren  ankauft,  als  vielmehr  Waren 
bestellt.  Diese  Bestellung  von  Waren  ruft  neue  Bestellungen 
seitens  der  Fabrikanten  hervor,  und  es  ist  denkbar,  daß  die  Roh- 
stofflieferanten bevorstehenden  Bedarfssteigerungen  sich  anzu- 
passen bemüht  sind.  Wenn  auch  die  Geldvermehrung  nicht  neue 
Kräfte  schafft,  so  kann  sie  doch  die  Ausnützung  bis  dahin  nicht 
voUbenützter  anregen.  In  einer  Ordnung,  welche  jederzeit  eine 
Maximalausnützung  aller  Kräfte  kennt,  würde  eine  Geldvermeh- 
rung begreiflicherweise  nur  preissteigernd  wirken  können.  Es 
hängt  offenbar  sehr  viel  davon  ab,  in  welcher  Weise  das  hinzu- 
kommende Geld  —  Vv'ährungsgeld  oder  Zeichengeld  —  in  Ver- 
wendung genommen ,  und  in  welcher  Verfassung  die  Gesell- 
schaft angetroffen  wird;  in  aufstrebenden  Ländern  wirkt  sie  er- 
fahrungsgemäß anregend.  Die  Behandlung  dieser  Fragen  er- 
fordert eine  Zerlegung  in  Fälle  und  Unterfälle.  Besonders  schwie- 
rig ist  es  in  konkreten  Beispielen  sich  über  die  Wirkung  der 
Geldvermehrung  zu  orientieren  ;  angenommen  zum  Beispiel,  man 
wisse,    daß    die  Reallöhne    der    einzelnen  Arbeiterkategorien,    die 

of  Amsterdam.     Smith.    Wealth    of   nations    B.    IV.  cap.    3.    Digression    concerning 
Banks  of  Deposit,   particulary  concerning  that  of  Amstertam. 

i)  Vgl.  z.  B.  L.  V.  Mises,  Theorie  des  Geldes  und  der  Umlaufsmittel  1912.  S.  227. 
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wir  durch  eine  Ware  dargestellt  denken,  gefallen  sind,  dann  kann 
noch  immer  die  Sensationengesamtheit  lustvoller  geworden  sein, 
wenn  wir  etwa  annehmen,  daß  die  Realeinkommen  der  Unter- 
nehmer unverändert  bleiben,  aber  alle  Arbeiter  aufsteigen,  und 
die  oberste  Stufe  der  Arbeiter  —  Unternehmer  würde: 

iSoo  iSoi 


Gruppe 

Individuen 

Re 

•illohn 

Individuen 

Reallohn 

Arbeitslose 

A,  B,  C, 

o 

— 

0 

Gelernte  Arbeiter 

D,  E,  F, 

10 

A,  B,  C, 

6 

Werkmeister 

G, 

20 

D,  E,  F, 

12 

Unternehmer 

H 

30 

G,  H, 

30 

80  104 

Wir  müßten  eben  in  solchen  Fällen  über  die  Gesamtheit 
der  Reallöhne  orientiert  sein,  was,  wie  wir  oben  gesehen  haben, 
nur  unzureichend  möglich  ist.  Je  großer  die  Zeichengeldmenge 
ist,  welche  plötzlich  einströmt,  umso  wahrscheinlicher  wird  sie 
vorwiegend  preissteigernd  wirken. 

Fragen  wir  uns  nun,  wie  die  genannten  Mittel  im  Falle  eines 
Weltkrieges  oder  eines  anderen  Krieges,  der  die  Kriegführenden 
isoliert,  funktionieren  können.  Auslandsanleihen  kommen  eigent- 
lich nicht  mehr  in  Betracht,  wenn  man  das  Gebiet  der  kämpfen- 
den Staatenvereinigung  als  Inland  betrachtet.  Nehmen  wir  den 
jetzt  wieder  etwas  unwahrscheinlicher  gewordenen  Fall  eines  Zu- 
sammenstoßes zwischen  Dreibund  und  Tripleentente  an.  Wo  soll 
der  Dreibund  Auslandsanleihen  aufnehmen.?  Etwa  in  Amerika? 
Das  würde  ihm  wenig  nützen,  da  er  wohl  kaum  in  die  Lage 
käme,  über  die  ihm  eventuell  dort  zur  Verfügtuig  gestellten  Gut- 
haben zu  disponieren,  die  englische  Blockadeflotte  würde  Schiffe, 
die  Kriegsmaterial  bringen,  sicher  nicht  durchlassen.  Es  kämen 
also  nur  Inlandsanleihen  und  Steuern  sowie  die  Ausgabe  von 
Zeichengcld  in  Betracht.  Wenn  auch  Steuern  und  Anleihen  eine 
Zeit  lang  ausreichen,  so  ist  doch  bei  der  in  Kriegszeiten  durchaus 
möglichen  Stockung  des  Verkehrs  die  Notwendigkeit  einer  starken 
Zeichengeldvermehrung  etwas  sehr  Wahrscheinliches.  Und  wie 
dieselbe  zu  Preissteigerungen,  vermehrten  Emissionen  und  damit 
zu  neuerlichen  Preissteigerungen  usw.  führen  kann,  ist  zur  Genüge 
bekannt.  Zwar  vermag  der  Staat  Preistaxen  zu  erlassen, 
wie  sie  z.  B.  die  österreichische  Gewerbeordnung  vorsieht^),  aber 
l)  §  51,  Abs,  I.  »Für  den  Klcinverk.iuf  von  Artikeln,  die  zu  den  notwendigsten 
Bedürfnissen  des  täglichen  Unterhalts  gehören  ....  können  Maximaltarifc  fest- 
gesetzt werden.« 
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damit  ist  er  noch  nicht  in  der  Lage,  den  Verkauf  zu  erzwingen, 
vor  allem  aber  wird  er  auf  diese  Weise  eine  unrentable  Produktion 
nicht  durchzusetzen  imstande  sein.  Diese  Schwierigkeiten  dürften 
aber  kaum  einen  Staat  an  der  Kriegführung  hindern.  Nichts  ist 
irriger  als  die  heute  so  oft  gehörte  Behauptung,  der  Zusammen- 
bruch der  Geld-  und  Kreditordnung  im  Kriegsfall  werde  das  Auf- 
hören des  Krieges  zur  Folge  haben.  Wenn  die  Geldordnung 
nicht  funktioniert,  dann  wird  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  der 
Staat  andere  Mittel  anwenden,  um  unmittelbar  sich  in 
den  Besitz  der  notwendigen  Artikel  zu  setzen. 
Die  Naturalsteuern  haben  aus  den  oben  angeführten  Gründen 
bei  den  Südstaaten  während  des  Sezessionskrieges  eine  große 
Rolle  gespielt  ^).  Jeder  Pflanzer  und  Pächter  hatte  nach  Abzug 
einer  germgen  Menge,  gewissermaßen  für  den  eigenen  Gebrauch, 
l/io  aller  seiner  Vorräte  an  Getreide,  Erdäpfeln,  Futterstoffen, 
Zucker,  Zuckersaft,  Baumwolle,  Wolle,  Tabak,  in  natura  der  Re- 
gierung abzuliefern,  ferner  i/io  aller  von  ihm  geschlachteten 
Schweine,  und  zwar  in  Form  von  Schinken  (60  Pfund  Schinken 
für  I  Zentner  Schwein  gerechnet).  Der  Zusammenbruch  der 
Geldordnung  führt  aber  die  Naturalwirtschaft  nicht  nur  im  natio- 
nalen, sondern  auch  im  internationalen  Verkehr  ein.  So  hatte 
z.  B.  die  Regierung  der  Südstaaten  -)  »bei  den  Pflanzern  Baum- 
wolle auf  Borg  genommen  oder  bestellt  und  unter  Verpfändung 
der  gesammelten  oder  gesicherten  Vorräte  durch  das  Haus  Er- 
langer m  Paris  ein  7  %  Anlehen  von  75  Millionen  Franken  erlangt, 
das  6  Monate  nach  dem  Friedensschluß  bar  oder  in  Baumwolle 
rückgezahlt  werden  sollte«.  Es  gehört  wenig  Phantasie  dazu,  sich 
eine  Situation  auszumalen,  in  der  Frankreich  diese  Anleihe  selbst 
in  natura  gewährt,  um  zu  begreifen,  daß  eine  Großnatural- 
wirtschaft als  Konsequenz  eines  Weltkrieges  der  Zukunft  keines- 
wegs außer  dem  Bereich  der  Möglichkeit  liegt.  Daß  die  Tendenz, 
dem  Staate  möglichst  die  Produktionsmittel  im  Notfall  in  die 
Hand  zu  geben,  bereits  besteht,  beweisen  eine  Reihe  von  Kriegs- 
leistungsgesetzen. Erst  kürzlich  wurde  ein  solches  in  Oesterreich 
erlassen,  das  überaus  weitgehende  Bestimmungen  aufweist,  da 
es  nicht  nur  die  Produktionsmittel  dem  Staate  zur  Verfügung 
stellt,  sondern  ihm  auch  ausgedehnte  Rechte   über  die  nichtmili- 


i)  Hock,  Die  Finanzen  und  die  Finanzgeschichte  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.    1867.    S.  508. 

2)  Hock,  a.  a.   0.  S.  511  f. 
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tärpflichtigen  Bürger  einräumt,  die  zu  Fabrik-  und  sonstigen 
Arbeiten  herangezogen  werden  können.  Wenn  man  die  Möglich- 
keit eines  Weltkrieges  ins  Auge  faßt  und  damit  auch  die  Mög- 
lichkeit einer  Aufhebung  der  Geld-  und  Kreditordnung,  so  tritt 
die  finanzielle  Kriegsbereitschaft  in  den  Hintergrund ;  alles  kommt 
nur  mehr  darauf  an,  die  realen  Kräfte  des  Staates 
zur  V"  e  r  f  ü  g  u  n  g  zu  haben.  In  dieser  Richtung  ist  in 
Deutschland  bisher  von  Staats  wegen  mehr  geschehen  als  in 
Oesterreich-Ungarn,  wenn  auch  noch  lange  nicht  genug.  Das 
Ziel  wäre  jedenfalls,  ein  geschlossenes  System 
V  o  n  V  o  r  k  e  h  r  u  n  g  e  n  zu  s  c  h  a  fif  e  n  ,  um  im  Kriegs- 
fall unabhängig  von  der  Geld-  und  Kreditord- 
nung die  Versorgung  der  gesamten  Bevölkerung 
sicherzustellen.  Die  Abhängigkeit  von  privaten  Getreide- 
und  Viehhändlern  kann  in  solchen  Zeiten  zu  einer  schweren  Kala- 
mität werden.  Manches  spricht  übrigens  dafür,  daß  eine  solche 
in  Notzeiten  entstandene  Naturalwirtschaft,  die  viele  Vorzüge 
vor  unserer  Geld-  und  Kreditwirtschaft  aufweist,  zum  Teil  auch 
in  Friedenszeiten  erhalten  bleiben  dürfte,  wie  ja  auch  das  Papier- 
geld, ein  Produkt  der  Not,  im  Frieden  sich  eingebürgert,  ja  viel- 
fach schließlich  die  Herrschaft  erlangt  hat.  Wenn  einmal  die 
Frage  der  Großnaturalwirtschaft  aktuell  sein  sollte,  wird  sich 
leicht  rechnerisch  feststellen  lassen,  ob  ein  Staat  zur  Fortsetzung 
eines  Krieges  fähig  ist  oder  nicht.  Wie  eine  solche  Naturalrech- 
nung  im  Kriegsfall  etwa  aussehen  würde,  hat  recht  instruktiv 
Walter  L.  Hmisinann  angedeutet  ^).  Er  berechnet  —  wie  sich 
im  einzelnen  zeigen  läßt  mangelhaft,  aber  prinzipiell  durchaus 
richtig,  —  welche  Arbeitsleistung  im  Kriegsfall  auf  den  einzelnen 
Bewohner  des  Deutschen  Reichs  entfällt,  damit  die  Kriegsversor- 
gung gesichert  erscheint.  Die  Naturalwirtschaft  würde  übrigens 
die  gesamte  Warenzirkulation  durchsichtiger  machen.  Hausviauii 
geht  dabei  von  der  Voraussetzung  aus,  daß  alles  für  die  Krieg- 
führung Nötige  im  Lande  zu  beschafTen  sei,  eine  Annahme,  die 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  ohnedies  gemacht  werden  muß, 
wenn  ein  Weltkrieg  in  Frage  steht;  denn  dann  müsste  z.  B. 
mindestens  der  Dreibund  mit  seinen  eventuellen  Adnexen  eine 
autarke  Einheit  bilden.  Hausmann  bleibt  aber  trotz  alledem  bei 
der  Geldordnung  stehen,  deren  Grundfehler  er  nur  in  ihrer  Bin- 
dung an  Metallquanten  erblickt. 

l)   Walter  L.   Hausmann,  Der  Goldwalin.    191 1.      S.   273  ff. 
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Nach  unseren  bisherigen  Ausführungen  kommt  der  Geld- 
ordnung nicht  jene  bevorzugte  Stellung  zu,  die 
ihr  vielfach  in  kriegswirtschaftlichen  Untersuchungen  eingeräumt 
wird  ^).  Sie  ist,  insbesondere  im  Falle  eines  Weltkrieges  eine 
Möglichkeit  neben  anderen.  Wir  sahen,  daß  die  Geldordnungf,  wie 
sie  im  Frieden  besteht,  eine  Reihe  von  Eigenschaften  hat,  die  ihre 
Lähmung  überaus  erleichtern.  Unsere  Geldordnung  ist  für  unsere 
Zwecke  vor  allem  durch  zwei  Merkmale  zu  charakterisieren,  durch 
das  Vorhandensein  von  Anweisungen,  die  auf  beliebige 
Warenarten  und  unbestimmten  Waren  quanten 
lauten,  und  durch  das  Bestehen  von  Verträgen,  welche  die  Zah- 
lung bestimmter  Geldsummen  unter  allen  Um- 
ständen ohne  Rücksicht  auf  die  Lage  des  Schuld- 
ners stipulieren.  In  Kriegszeiten  können  Kredite  beliebig 
gekündigt  und  damit  Produktion  und  Konsumtion  gestört  werden. 
Aber,  wie  wir  schon  mehrfach  erwähnten,  wird  in  Kriegszeiten 
die  Geldordnung  des  Friedens  nicht  unverändert  aufrecht  er- 
halten, es  treten  wesentliche  Variationen  ein,  so  werden  z.  B. 
Moratorien  -)  erlassen,  welche  die  Bevölkerung  daran  verhindern, 
sich  selbst  schwer  zu  schädigen.  Es  heißt  eine  unreale 
Welt  schildern,  wenn  man  d  i  e  WM  r  k  u  n  g  e  n  des 
Krieges  unter  der  Voraussetzung  untersucht,  daß 
die  Prinzipien  der  im  Frieden  geltenden  Kredit-  und 
Geldordnung  im  Krieg  völlig  unverändert  fortbe- 
stehen, wie  dies  z.  B.  isorman  Angell  grundsätzlich  tut.  An 
sich  ist  gegen  diese  F'ragestellung  nichts  einzuwenden,  aber  man 
muß  doch  auch  die  anderen  Möglichkeiten  ins  Auge  fassen  und 
vor  allem  jene,  welche  sich  durch  ihre  Realität  auszeichnen. 
Wieso  es  zu  einer  Aenderung  der  Geld-  und  Kreditordnung  im 
Kriege  kommt,  das  festzustellen  ist  nicht  Sache  der  Wirtschafts- 
forschung, wohl  aber,  wie  diese  Aenderung  aul  die  Sensationen- 
gesamtheit wirkt. 

Schon  daß  zur  Vermeidung  der  allerärgsten  Schädigungen 
Staatseingrift'e  notwendig  werden,  und  keine  automatische  An- 
passung erfolgt,  beweist,  wie  wenig  brauchbar  der  ganze  Mecha- 
nismus ist.    Es  würde  zu  weit  führen,  wollten  wir  hier  alle  Schwie- 


i)  Vgl.  z.  B.  im  eben  erschienenen  Sammel-ßande  »Technik  des  Kriegs- 
wesens«   19 13.    S.  7S6  ff. 

2)  Moratorium  in  Serbien  während  des  Balkankrieges.  Otto  A'euratk,  Serbiens 
Erfolge  während  des  Balkankrieges    19 13.    S.    16. 
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rigkeiten  behandeln,  welche  allein  aus  der  ungeordneten  Ver- 
änderung der  Kaufkraft  herrühren.  Wir  haben  vor  allem  kein 
Mittel,  die  für  eine  gegebene  Staatsordnung  günstigste  Geldmenge 
festzustellen.  Ja  man  weiß  nicht  einmal,  welche  Forderung  denn 
eigentlich  das  Geld  erfüllen  soll.  Paßt  sich  die  Kaufkraft  der 
Produktion  an,  so  gewinnen  und  verlieren  Leute  mit  stabilem 
Einkommen  solchen  gegenüber,  deren  Einkommen  variiert.  Bleibt 
die  Kaufkraft  des  Geldes  konstant,  so  können  Leute  mit  fixen 
Bezügen,  wenn  eine  allgemeine  Vermehrung  der  Produkte  statt- 
findet an  dieser  Vermehrung  nicht  partizipieren.  Unsere  Geldord- 
nung garantiert  eben  nicht  eine  stabile  Proportion  der  Realein- 
kommen, wie  sie  von  vielen  angestrebt  wMrd.  Es  hilft  auch  nicht 
das  Prinzip:  »kein  neues  Geld  ohne  neue  Ware«  zu  vertreten^), 
wenn  man  erwägt,  daß  einerseits  Waren  umgesetzt  werden,  die 
immer  vorhanden  sind,  wie  Fabriken,  Grund  usw.,  und  daß  an- 
dererseits die  Emission  von  Geld  vielfach  an  sich  produktions- 
anregend wirkt.  In  dieser  Richtung  verhält  sich  Währungsgeld  und 
Zeichengeld  völlig  gleich,  der  einzige  Unterschied  ist  nur  der, 
daß  das  Zeichengeld  von  Edelmetallmengen  unabhängig  geworden 
ist.  Die  zweite  Schwierigkeit  beruht  darin,  daß  das  Geld  als 
zeitlich  unbegrenzte  Anweisung  auf  beliebige  Güterarten,  zu  un- 
vernünftigem Sparen  anregt.  Es  kann  z.  B.  dem  einzelnen  vor- 
teilhaft erscheinen,  ihm  erwünschte  Konsummittel  unbenutzt  zu- 
grundegehen zu  lassen,  weil  er  die  Anweisung  anderswie  zu  ver- 
wenden für  gut  findet.  Die  dritte  Schwierigkeit  ist  wohl  darin 
zu  erblicken,  daß  leicht  kündbare  Kredite  eine  große  Rolle  spielen, 
und  die  Menschen  eines  Staates,  welche  in  gewisser  Hinsicht  zur 
Kooperation  gezwungen  sind,  zu  heftigen  Feinden  machen.  Der 
kündigende  Gläubiger  verfolgt  den  Schuldner  wie  einen  Land- 
fremden, und  dies  vor  allem  zu  der  Zeit,  wo  gegenseitige  Unter- 
stützung am  Platze  w'äre.  Ein  Ueberwiegen  der  Anteilschafts- 
verträge würde  gerade  in  kritischen  Zeiten  viel  überflüssige  Stö- 
rung verhindern  -j.  Es  liegt  nicht  im  Rahmen  dieser  Arbeit,  eine 
Analyse  der  Geld-  und  Kreditordnung  zu  geben.  Nur  so  viel 
erhellt  aus  dem  Gesagten,  daß  eine  Naturalwirtschaft  mit  über- 
wiegenden Anteilschaftsverträgen  gerade  in  Kriegszeiten  sich  eher 
bewähren  dürfte.  Wer  Anweisungen  auf  bestimmte  Warenarten 
besitzt,  kann  wohl  ein  Interesse  haben,  sie  gegen  andere  Waren- 

i)  Vgl.  z.  B.  Betidixett,  Geld  und  Kapital   1912.    S.   13. 

2)   Wilhelm  Neurath,  Elemente  der  Volkswirtschaftslehre.    4.  Aufl.    S.   108. 
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arten  einzutauschen,  solange  aber  für  sie  überhaupt  jemand  Ver- 
wendung hat  wird  das  Vergeuden  von  produkti\-en  Kräften  und 
Konsumgütern  vermieden.  Wenn  ein  solcher  Naturaltausch  dm-ch 
Vermittlung  einer  Naturaliengirobank  selbst  in  der  Weise  erfolgen 
sollte,  daß  Rechnungseinheiten  die  Virementsrechte,  soweit  die- 
selben ausgeübt  werden  können,  determinieren,  so  würden  doch 
auf  Einheiten  lautende  unbestimmte  Anweisungen  ausgeschaltet 
sein.  Während  man  nie  angeben  kann,  wie  viel  Geldstücke  einer 
vorhandenenen  Nationalproduktion  entsprechen,  ist  dies  bei  Ver- 
wendung bestimmter  Anweisungen  —  auf  Brot,  Fleisch  usw.  ohne 
weiteres  möglich.  Wir  wissen  ja  auch,  wie  viel  Theaterkarten 
auszugeben  sind,  damit  das  Theater  voll  ausgenützt  wird.  Nur 
andeutungsweise  sei  darauf  hingewiesen,  daß  die  Naturalwirtschaft 
bei  Abmachungen,  welche  die  Zukunft  betreffen,  sehr  wohl  in 
der  Lage  ist,  variable  Größen  einzuführen,  und  wenn  dies  er- 
wünscht erscheint,  den  einzelnen  in  irgendeiner  Weise  an  einer 
Produktionssteigerung  Anteil  nehmen  zu  lassen.  Vor  allem  er- 
möglicht die  Naturalwirtschaft,  ganz  gleich  mit  welcher  Staats- 
ordnung sie  verbunden  ist,  eine  genauerere  Kontrolle  und  Beein- 
flussung aller  Vorgänge.  Heute  sind  wir  ja  nicht  einmal  imstande 
die  Folgen  einer  Steuerüberwälzung  willkürlich  von  Staats  wegen 
zu  beeinflussen,  es  bleibt  meist  ein  aleatorisches  ^Moment  zurück. 
Da  dies  besonders  in  Kriegszeiten  schwere  Störungen  verursacht, 
ist  auch  vom  Standpunkt  der  Oekonomie  aus,  die  Naturalwirtschaft 
im  Kriegsfall  naheliegend,  ganz  abgesehen  davon,  daß  die  historische 
Entwicklung,  wie  wir  anzudeuten  suchten,  in  einem  Weltkrieg  die 
Menschen  unversehens  zur  Naturalwirtschaft  führen  dürfte.  Auf 
Detailfragen,  wie  Devisenpolitik,  Kriegsschatzpolitik  usw.,  wollen 
wir  hier  nicht  näher  eingehen,  kam  es  uns  doch  darauf  an,  in 
erster  Reihe  die  unmittelbaren  Veränderungen  anzudeuten,  wel- 
che der  Krieg  hervorrufen  kann,  insbesondere  soweit  sie  im  Falle 
eines  Weltkrieges  von  größerer  Bedeutung  sind.  Wir  zeigten,  daß 
heute  bereits  Tendenzen  vorhanden  sind,  welche  eine  Natural- 
wirtschaft als  durchaus  naheliegend  erscheinen  lassen.  Wenn 
dieser  Nachweis  selbst  auch  nicht  in  die  Kriegswirtschaitslehre 
hineingehört,  so  liefert  er  ihr  doch  Material,  und  zwar  solches, 
das  von  erheblicher  realer  Bedeutung  werden  kann. 

Als  typisches  Beispiel  dafür,  weiche  Probleme  die  Geldord- 
nung aufweist,  sei  die  Frage  der  K  r  i  e  g  s  e  n  t  s  c  h  ä  d  i  g  u  n  g 
erwähnt,    die    in    der  Literatur    nach  dem  Deutsch-Französischen 


AQA  Otto  Neurath : 

Krieg  eine  sehr  große  Rolle  spielte.  Man  hat  schon  damals  ein- 
gesehen —  insbesondere  Bavibergej-  vertrat  diesen  Standpunkt  — , 
daß  der  Sieger  durch  eine  Kriegsentschädigung,  die  ihm  der  Be- 
siegte zahlt,  nicht  in  derselben  Weise  sich  Vorteile  zu  verschaffen 
vermag,  wie  etwa  durch  die  Wegnahme  von  Schiffen,  Grund- 
stücken, Waren  usw.  Man  muß  allerdings  auch  in  letzterem  Falle 
in  Betracht  ziehen,  daß  manche  Nebenwirkung  auftaucht,  die  man 
nicht  immer  berücksichtigt,  wir  sahen  z.  B.  daß  durch  Kaperung 
zahlreicher  Handelsschifie  möglicherweise  der  eigene  Schiffbau 
leiden  könne.  Fragen  wir  uns  zunächst,  was  das  Schicksal  einer 
Kriegsentschädigung  sein  kann.  Sie  kann  dazu  dienen,  Auslands- 
geldreserven zu  schaffen,  die  bis  auf  weiteres  überhaupt  nicht 
verwendet  werden.  In  diesem  Fall  wiid  sich  ihr  Einfluß  stark 
erst  dann  geltend  machen,  wenn  sie  in  Verwendung  tritt,  dann 
aber  wird  sie  die  ausländischen  Devisenkurse  senken  und  dadurch 
den  Import  begünstigen,  was  zum  Beispiel  manchen  Industrien 
unerwünscht  sein  kann.  Die  Kriegsentschädigung  kann  aber  auch 
der  Inlandszirkulation  übergeben  werden,  sie  wirkt  dann  nicht 
anders  wie  eine  Notenemission.  Es  hängt  alles  davon  ab,  ob  die 
in  den  Inlandsverkehr  einströmende  Kriegsentschädigung,  even- 
tuell in  Form  von  Devisen,  die  dem  Markt  zur  Verfügung  ge- 
stellt werden,  nur  preissteigernd  wirkt,  oder  aber  auch  die  Pro- 
duktion anregt.  Sicher  ist,  daß  die  bloße  Erwartung  der  Preis- 
erhöhung von  sehr  vielen  eskomptiert  wird,  so  daß  Wohnungs- 
mieten, Rohstoftpreise  bereits  in  die  Höhe  schnellen,  ehe  auch 
nur  ein  Pfennig  der  Kriegsentschädigung  in  die  Zirkulation  ge- 
langt ist.  Die  so  von  vornherein  stärker  belastete  Produktion 
ist  dann  für  eine  Krise  geradezu  prädestiniert.  Anders  steht  die 
Sache,  wenn  die  Kriegsentschädigung  dazu  verwendet  wird,  im 
Ausland  Renten,  Eisenbahnen,  Erzgruben  usw.  zu  erwerben. 
Wenn  dies  plötzlich  und  auf  einmal  geschieht,  so  wird  ein  er- 
heblicher Teil  der  Kriegsentschädigung  durch  die  Preissteigerung 
aufsrebraucht,  anders  wenn  sich  diese  Zahlungen  auf  einen  län- 
geren  Zeitraum  verteilen.  Der  Staat,  welcher  die  Kriegsentschä- 
digung zu  zahlen  verpflichtet  ist,  wird  vielleicht  seinen  Verpflich- 
tungen durch  erhöhte  Zolleinnahmen,  durch  vermehrte  Steuern 
nachkommen,  die  beide  möglicherweise  mit  einer  stark  anwach- 
senden Produktion  parallel  gehen,  wie  dies  in  Frankreich  nach 
dem  Jahre  1871  der  Fall  gewesen  zu  sein  scheint.  Durch  die 
französische  Kriegsentschädigung  wurde  die  in  Europa  vorhandene 
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Geldmenge  zweifellos  erhöht,  weil  die  Franzosen  im  Inland  an 
die  Stelle  von  Gold  vielfach  Papier  treten  ließen  —  was  sie  ja 
an  sich  schon  hätten  vorher  tun  können,  aber  nicht  getan  hatten. 
Wir  sehen  aus  den  wenigen  Andeutungen,  daß  der  Staat,  welcher 
die  Kriegsentschädigung  erhält,  in  seinem  Gewinn  beschränkt  ist, 
daß  er  aber  überhaupt  keinen  Gewinn  daraus  ziehen  könne,  ist 
eine  Uebertreibung. 

Die  Verpflichtung,  eine  Kriegsentschädigung  zahlen  zu  müssen, 
kann  zur  Schaffung  neuer  Unternehmen  anregen,  welche  die  er- 
höhten Steuern  zu  zahlen  bestimmt  sind.  Anfangs  profitiert  davon 
wesentlich  das  Ausland,  später  aber  auch  das  Inland.  Man  macht 
sich  diese  Möglichkeiten  nicht  immer  genügend  klar.  So  hört 
man  z.  B.  in  Oesterreich  öfter  die  Bemerkung,  wenn  man  Serbien 
in  einem  Kriege  besiege,  müsse  man  es  zur  Zahlung  einer  hohen 
Kriegsentschädigung  verpflichten,  falls  man  es  nicht  okkupieren 
wolle.  Und  zwar  glauben  manche,  daß  man  die  Kriegsentschä- 
digung so  bemessen  könne,  daß  Serbien  auf  lange  hinaus  schwer 
geschädigt  bliebe.  Wie  kann  aber  so  etwas  in  W^irklichkeit  ab- 
laufen ?  Die  Franzosen  würden  vielleicht  den  Serben  das  Geld 
ohne  weiteres  borgen  und  sich  dafür  alle  möglichen  Vorrechte, 
Eisenbahnkonzessionen  usw.  übertragen  lassen.  Die  Verwertung 
dieser  Rechte  käme  Serbien  selbst  zugute,  der  Import  französi- 
scher Maschinen  würde  die  Zolleinnahmen  erhöhen,  die  erweiterte 
Produktion  würde  den  Steuerertrag  vermehren.  Wenn  auch  die 
Zahlungen  an  Oesterreich-Ungarn  und  Frankreich  in  mancher 
Hinsicht  drückend  wären,  so  kann  die  Möglichkeit  eines  raschen 
Aufschwungs  im  weiteren  Verlauf  durchaus  nicht  geleugnet  werden. 
Es  könnte  nun  jemand  mit  Recht  die  Frage  aufwerfen,  weshalb 
es  erst  eines  Krieges  bedürfe,  diesen  Aufschwung  anzuregen. 
Man  muß  antworten,  zum  Teil  deshalb,  weil  vielfach  unser  eigener 
Nutzen  nur  unter  dem  Zwang  der  Verhältnisse  erreicht  wird.  Welche 
Vorteile  brachte  nicht  der  Einmarsch  Napoleons  I.  für  Deutsch- 
land, teils  durch  die  von  ihm  eingeführten  Rechts-  und  Verwal- 
tungsreformen, teils  durch  die  erzeugte  Reaktion.  Und  welche 
Vorteile  bedeutet  nicht  für  Oesterreich-Ungarn  seine  jetzige  Wäh- 
rung, die  auch  kein  Produkt  der  Einsicht,  sondern  der  Not  ist  usw. 
Auch  wird  in  Notzeiten,  wenn  sich  etwas  als  unbedingt  erfor- 
derlich erweist,  eher  als  sonst  ein  Risiko  übernommen.  Die  Fran- 
zosen leihen  den  Serben  lieber  große  Summen,  wenn  es  gilt,  sie 
gegen  den  Dreibund  zu  schützen.    Weit  schwerer  ist  es  auch  für 
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ein  Land  wie  Serbien,  eventuell  eine  Rüstungsanleihe  zu  erhalten 
als  eine  zur  Zahlung  einer  Kriegsentschädigung,  überhaupt  erhält 
ein  Land,  welches  an  sich  leistungsfähig  erscheint,  leichter  eine 
Anleihe  nach  einer  Niederlage  als  vor  einem  Kriege  ^).  Doch 
darf  man  nicht  übersehen,  daß  noch  andere  Gründe  als  das  Ver- 
trauen mitspielen ;  vor  großen  Kriegen  pflegt  in  der  ganzen  Welt 
Geldmangel  zu  herrschen,  nach  Kriegen  vielfach  Geldüberschuß. 
Unsere  bisherigen  Betrachtungen  haben  zur  Genüge  gezeigt, 
daß  innerhalb  unserer  lieutigenLebensordnung 
d  i  e  W  i  r  k  u  n  g  e  n  des  Krieges  nicht  einheitlicher 
Art  sind,  daß  es  vielmehr  von  allen  möglichen  Umständen, 
der  Proportion  der  einzelnen  Veränderungen  usw.  abhängt,  ob 
während  eines  Krieges  oder  nach  demselben  der  dauernd  ge- 
sicherte Gesamtkonsum  größer  oder  kleiner  als  früher  ist.  Wir 
sahen  es  immer  wieder,  daß  unsere  Ordnung  es  nur  in  unzu- 
reichendem Maße  ermöglicht,  Vorteile  und  Nachteile  so  zu  ver- 
teilen, wie  es  die  Regierung  oder  die  Gesamtheit  für  gut  findet. 
Wir  sahen  aber  auch  weiter,  daß  innerhalb  unserer  Ordnung 
die  durch  den  Krieg  bedingten  Veränderungen  so  geartet  sein 
können,  daß  sie  auf  einzelnen  oder  sogar  allen  Gebieten  die  Sen- 
sationengesamtheit lustvoller  gestalten,  eine  Tatsache,  die  aber 
keineswegs  zugunsten  des  Krieges  und  unserer  Lebensordnung 
spricht.  Es  zeigte  sich  aber  auch,  daß  die  Beziehungen  überaus 
verwickelt  und  undurchsichtig  sind,  insbesondere  ist  es  .Schwer, 
die  Intensität  der  bewegenden  Kräfte,  die  in  Frage  stehen,  irgend- 
wie abzuschätzen.  Gerade  um  diese  Fragen  wirklich  eingehend 
studieren  zu  können,  müßten  eine  Reihe  typischer  Sche- 
mata konstruiert  werden,  an  denen  man  jede  Bewegung  der 
Waren,  jede  Veränderung  in  der  Produktion  anzeigt.  Da  wir 
heute  wohl  noch  nicht  imstande  sind,  derartige 
Schemata  allgemein  zu  entwerfen,  wäre  zunächst 
schon  viel  erreicht,  wenn  man  zeigen  könnte, 
was  denn  überhaupt  heute  an  extremen  Ver- 
änderungen möglich  ist.  Auf  der  einen  Seite  hätte  ein 
Schema  zu  stehen,  welches  die  völlige  Lahmlegung  der  gesamten 
Marktordnung  und  die  damit  verbundene  erhebliche  Reduktion 
der  Konsumtion  und  Produktion  darstellt,  auf  der  anderen  Seite 
dagegen  ein  Schema,  welches  ein  Land  zeigt,  daß  während  des 
Krieges    einen   Aufschwung    erlebt,    dessen  Produktion  und  Kon- 

l)  Vgl.  Hausinmiti,  Der  Goldwahn.    S.  283. 
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sumtion  wächst  ^).  Wir  haben  aber  auch  noch  in  anderer  Rich- 
tung verschiedenartige  Möghchkeiten  zu  berücksichtigen.  Man 
wird  die  Staaten,  welclie  Kriege  fiihren,  nach  verschiedenen  Ge- 
sichtspunkten in  Klassen  bringen,  und  nicht  etwa  England,  das 
seine  Nahrungsmittel  importiert  und  Soldtruppen  verwendet,  mit 
Serbien  in  eine  Gruppe  stellen,  das  alle  wafifenfähigen  Männern 
zu  den  Waffen  ruft  und  dabei  ein  homogener  Agrarstaat  mit 
ausreichenden  Vorräten  ist.  Aber  nicht  nur  diese  Bedingungen 
werden  unsere  Aufmerksamkeit  fesseln,  wir  werden  unser  Augen- 
merk auch  auf  die  sonstige  Organisation  richten,  insbesondere 
auf  die  Marktordnung.  Es  ist  von  entscheidender  Bedeutung  ob 
in  einem  Staat  der  kurzfristige  oder  der  langfristige  Kredit  über- 
wiegt, ob  während  des  Krieges  Preistaxen  bestehen  oder  nicht, 
ob  ein  Moratorium  erlassen  wird,  ob  die  Industrie  still  gelegt 
wird.  Dabei  können  wir  uns  nicht  etwa  damit  begnügen,  jedes 
dieser  Elemente  für  sich  zu  untersuchen.  Wir  müssen  sie  viel- 
mehr miteinander  kombinieren,  das  IMoratorium,  einmal  mit  dem 
kurzfristigen,  einmal  mit  dem  langfristigen  Kredit  usw.    Es  ist  auch 


i)  Vgl.  //.  George,  Soziale  Probleme,  deutsch  v.  Stapel,  Berlin  1885,  S.  70  f., 
der  von  den  Zeiten  des  Bürgerkriegs  folgende  lebendige  Schilderung  entwirft :  »Es 
ist  vergebens  von  einer  eingebildeten  Blüte  dieser  gedeihlichen  Zeiten  zu  reden. 
Die  Massen  des  Volkes  lebten  besser,  kleideten  sich  besser,  fanden  es  leichter, 
ihren  Lebensunterhalt  zu  gewinnen  und  hatten  mehr  Ueberfluß  und  Vergnügen  als 
in  gewöhnlichen  Zeiten.  Im  Norden  war  mehr  tatsächlicher,  sichtbarer  Reichtum 
am  Schluß  des  Krieges  vorhanden,  als  beim  Beginn  desselben.  Dadurch,  daß  die 
vom  Kriege  veranlaßte  Nachfrage  produktive  Kräfte  in  Tätigkeit  setzte,  wurden 
die  enormen  Verluste  des  Krieges  nicht  allein  wiederersetzt,  sondern  der  Norden 
wurde  auch  reicher.  Die  Arbeitsvergeudung  beim  Hin-  und  Hermarschieren,  beim 
Graben  von  Laufgräben,  Aufwerfen  von  Schanzen  und  Fechten  von  Schlachten, 
die  Vergeudung  von  Gütern,  die  durch  unsere  Armeen  und  Flotten  verbraucht  oder 
vernichtet  wurden,  war  nicht  so  groß,  als  die  beständig  vor  sich  gehende  Vergeu- 
dung unbeschäftigter  Arbeit  und  stillstehender  oder  nur  teilweise  benutzter  Ma- 
schinen.« Eine  Schilderung,  die  Hock,  Die  Finanzen  und  die  Finanzgeschichte  der 
Ver.  Staaten  von  Amerika  1867,  S.  470,  bestätigt.  Und  Lowe,  The  present  State 
of  England  2.  Aufl.  v.  1823,  der  einen  andern  Standpunkt  einnimmt,  sagt  S.  31 
vom  Aufschwung  Englands  während  des  Krieges:  »seeking  it  in  the  increase  less 
of  our  transactions  with  foreing  countries ;  than  of  our  productive  industry  at 
home.«  S.  33:  »All  these  circumstances,  in  particular  the  increased  call  for  per- 
sonal labour,  had  a  powerful  tendency  to  augment  the  relative  population  of  towns, 
as  well  by  promoting  marriage  as  by  drawing  to  them  an  extra  share  of  the  coun- 
try  population.  Now  what  is  the  effect  of  an  increase  of  town  population  on  the 
productive  powers,  or,  in  other  words,  on  the  taxable  income  ofacountry?«  S.  20: 
»War,  accounted  in  former  days  a  season  ef  emberassment  and  poverty,  assumed  in 
the  present  age  the  appareance  of  a  period  of  prosperity.« 
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von  Bedeutung,  was  für  Staaten  es  sind,  die  miteinander  Krieg 
führen,  ob  der  Gegner  des  Industriestaates  zum  Beispiel  ein 
Handelsstaat  oder  ein  Agrarstaat  ist,  insbesondere  für  Okkupa- 
tionsfragen sind  diese  Erörterungen  sehr  wichtig.  Hierzu  kommt 
noch,  daß  wir  die  internationalen  Beziehungen  immer  berück- 
sichtigen müssen,  ob  zum  Beispiel  allgemein  Freihandel  herrscht, 
oder  ob  etwa  nur  Schutzzoll,  ob  Freizügigkeit  in  Friedens- 
zeiten besteht  oder  nicht.  Um  alle  diese  Individualisierungen 
mit  Erfolg  durchführen  zu  können,  wird  es  sich  empfehlen, 
für  die  Kriegswirtschaftslehre  eine  entsprechende  Klassifikation 
der  verschiedenen  Lebensordnungen  zu  entwerfen,  die  teils  sehr 
allgemeiner  Art  sein  kann,  z.  B.  die  Ordnungen  in  krisenfreie 
und  krisenbehaftete  einteilt,  daneben  aber  auch  wieder  Einzel- 
heiten mit  berücksichtigt.  Insbesondere  wird  auch  die  Entwick- 
lungsrichtung der  beteiligten  Staaten  in  Erwägung  zu  ziehen  sein. 
Ein  stabiler  Agrarstaat  ist  anders  zu  behandeln,  als  ein  Agrar- 
staat, der  in  einen  Industriestaat  übergeht  \).  Wir  haben  auch 
den  Unterschied  zwischen  dem  »kleinen«  und  dem  »großen« 
Krieg  hervorgehoben  und  darauf  hingewiesen,  daß  der  »große« 
Krieg  durch  das  Fehlen  der  Neutralen  charakterisiert  wird,  wes- 
halb er  auch  keine  äußeren  Anleihen  kennt,  da  jeder  der  kämpfen- 
den Verbände  autark  sein  muß,  um  überhaupt  operieren  zu 
können.  Immer  wieder  haben  wir  die  Eigentümlichkeiten  des 
»grofSen«  Krieges  an  den  Napoleonischen  Kriegen  demonstriert, 
denen  man  im  Interesse  der  Kriegswirtschaftslehre  ein  besonderes 
Augenmerk  zuwenden  sollte. 

Um  sich  über  die  Bedeutung  des  Krieges  aber  völlige  Klar- 
heit zu  verschaffen,  müßten  wir  auch  eine  Ordnung  kon- 
struieren, in  der  Kriege  und  K  r  i  e  g  s  v  o  r  b  e  r  e  i  t  u  n  g  e  n 
fehlen,  oder  in  der  während  eines  Krieges  nie  ein 
A  u  f  s  c  h  w  u  n  g  möglich  ist.  Das  Schema  einer  solchen 
Lebensordnung  müßte  die  volle  Ausnützung  aller  Kräfte  im  In- 
teresse    einer     möglichst    lustvollen    Sensationengesamtheit    oder 


l)  F.  List,  Nationales  System  der  politischen  Oekononiie.  Edit.  Eheberg. 
S.  i6o.:  »Ein  Krieg,  der  den  Uebergang  des  Agrikulturstaates  in  den  Agrikultur- 
manufakturstaat befördert,  ist  daher  ein  Segen  für  eine  Nation,  wie  der  Unabhängig- 
keitskrieg der  nordamerikanischen  Freistaaten,  trotz  der  ungeheuren  Opfer,  die 
er  erforderte,  ein  Segen  für  alle  künftigen  Generationen  geworden  ist.  Ein  Friede 
aber,  der  eine  zur  Entwicklung  einer  Manufakturkraft  berufene  Nation  wieder  in 
den  bloßen  Agrikulturzustand  zurückwirft,  wird  ihr  zum  Fluch  und  ist  ihr  ohne 
allen  Vergleich  schädlicher  als  der  Krieg.« 
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mindestens  im  Interesse  der  Sensationengesamtheit  einer  be- 
stimmten Gruppe  voraussetzen.  Es  läßt  sicii  zeigen,  daß  z.  B. 
das  Schema  gewisser  Großnaturalwirtscliaftstypen  diesen  Anforde- 
rungen Genüge  leistet,  und  zwar  solcher  Typen,  die  keine  wesent- 
liche Aenderung  der  menschlichen  Natur  voraussetzen.  Ueber 
die  prinzipiellen  Eigentümlichkeiten  dieser  G  r  o  ß  n  a  t  u  r  a  1  w  i  r  t- 
schaft,  die  keineAn  Weisungen  auf  unbestimmte 
Gut  er  arten  k  e  n  n  t  ^),  haben  wir  oben  gesprochen,  als  wir 
sie  als  historisch  mögliches  Ergebnis  eines  Weltkrieges  an- 
deuteten. Die  Einzelheiten  dieser  Ordnung  darzustellen,  bleibe 
einer  speziellen  Arbeit  überlassen. 

Wir  sind  am  Schluß  unserer  orientierenden  Skizze  angelangt. 
Der  Versuch,  eine  Kriegswirtschaftslehre  zu  schaffen,  das  heißt 
eine  Theorie,  welche  den  Einfluß  des  Krieges  auf  die  Lust  und 
Unlust  menschlicher  Gruppen  beschreibt,  begegnet  vielen  Schwierig- 
keiten, teils  prinzipieller,  teils  technischer  Natur.  Als  empirische 
Basis  würden  wir  einen  Kataster  der  Sensationen  benötigen,  der 
begreiflicherweise  nur  schwer  entworfen  werden  kann;  wir  sahen 
aber,  daß  auch  seine  Surrogate,  vor  allem  die  Konsumstatistik, 
nur  sehr  unvollkommen  entwickelt  sind.  Die  Arbeit  wird  auch 
dadurch  gehindert,  daß  der  Begriff  der  wirtschaftlichen  Betrach- 
tungsweise, das  heißt  jener,  welche  die  Lust-  und  Unlustgefühle 
als  Ergebnisse  der  Lebensordnung  ansieht,  nur  unzureichend 
analysiert  ist.  Wir  können  zwar  in  vielen  Fällen  die  Fragestel- 
lung als  sinnvoll  nachweisen,  aber  häufig  führt  sie  zu  keinem 
rechten  Ergebnis.  Trotz  dieses  unleugbaren  Mangels  glauben 
wir  vorrücken  zu  können,  in  der  Hoffnung,  daß  bei  weiterer  Klä- 
rung der  Einzelfragen  sich  sukzessive  anch  diese  Abgrenzung  von 
selbst  ergeben  wird,  wenn  dafür  auch  vielleicht  wieder  neue  De- 
finitionsprobleme auftauchen   werden. 

Wenn  wir  uns  nun  zu  den  allgemeineren  Fragen  konkreter 
Art  wenden,  sehen  wir,  daß  der  Krieg  in  keineswegs  eindeutiger 
Weise  mit  der  Lust  und  Unlust  einer  Menschengruppe  zusammen- 
hängt. Insbesondere  wurde  immer  wieder  darauf  hingewiesen, 
daß  man  scharf  die  Bedeutung,  welche  der  Krieg  in  unserer 
Ordnung  hat,  von  der  trennen  muf^,  welche  ihm  in  einer 
anderen    zukommt,    die    sich    von  der   jetzigen    nicht  durch   eine 

i)  Vgl.  über  die  Frage  der  Großnaturalwirtschaft:  Otto  Neurath,  Das  neue 
Statut  der  österreichisch-ungarischen  Bank  und  die  Theorie  der  Zahlung.  Zeit- 
schrift f.  d.  ges.  Staatswissenschaften.    LXIX.     S.  79  ff. 


CQo  Otto  Neurath: 

wesentliche    Aenclerung    der    menschlichen    Natur    unterscheiden 
muß.     Wir  konnten  aus  den  Andeutungen    dieser  Arbeit    bereits 
entnehmen,    daß  die  ungenügende   Ausnützung  der    vorhandenen 
Kräfte,  welche  für  unsere  Ordnung  charakteristisch    ist,    einer- 
seits   den  Krieg  geradezu  anregt:    man  muß  sich  zum  Beispiel 
gegen  fremde  Waren  und    fremde  Arbeitskraft    zur  W^ehr   setzen 
oder  den  anderen  zwingen,  unsere  Waren  und  unsere  Arbeitskräfte 
zu  akzeptieren,  und  dies  alles,  weil  man  mit  fremden  Staaten  nicht 
automatisch    in  einen    kooperativen  Zusammenhang  gesetzt  wird, 
andererseits    die  Uebel  des  Krieges  verringert,  indem  aus   den 
vorhandenen  Reserven  Verluste  aller  Art  leicht  restituiert  werden 
können,  ja  zuweilen  gerade  durch  den  Krieg  Kräfte  frei  werden, 
die    sonst    gebunden    waren.     Die    unökonomische    Konstruktion 
unserer  Lebensordnung    ist   die  Ursache,    daß    der  Krieg   heutzu- 
tage viel  weniger  Schaden  stiftet  als  dies  in  einer  ökonomischeren 
Ordnung  der  Fall  wäre.     In  einer  wahrhaft  ökonomisch  gebauten 
Lebensordnung  würde  der  Krieg  zu  einer  weit  fühlbareren  Geißel 
werden;   wer  daher  ein  Interesse  daran  hat,    den  Krieg  zu  elimi- 
nieren,   der  müßte    eigentlich  für  eine  ökonomischere  Gestaltung 
unseres  Lebens    arbeiten,    weil    so    indirekt    der  Krieg  bekämpft 
würde,  und  zwar  weit  erfolgreicher,    als  wenn    man   seine  schäd- 
lichen Wirkungen    in    der    heutigen  Ordnung    der  Dinge  maßlos 
übertreibt    und    damit    die  Empiriker    und    Kenner    der    heutigen 
Verhältnisse    gegen    die  Friedenspropaganda    mißtrauisch  *  macht. 
Unsere  Ordnung    ist    dadurch    charakterisiert,    daß    sie    eine  Ko- 
operation   überaus    erschwert;    sie  vermag  die  Vorteile  einer   ar- 
beitszeitersparenden   Maschine    nicht    automatisch    Unternehmern 
und   Arbeitern    zu    übermitteln,    sondern    nur    auf  dem  Umwege 
über    Arbeitslosigkeit,    Arbeitszeitverlängerung    und   Streiks ;    .^ie 
vermag  billige  Arbeitskräfte  nur  so  zu  verwenden,   daß  sie  teurere 
brotlos  macht;    sie   vermag   es  nicht,    auch    die  Viehproduzenten 
an  den  Vorteilen  partizipieren  zu  lassen,  welche  das  ausländische 
Gefrierfleisch    bietet,    alles  Gründe,    imi    Kriege    zu    führen    oder 
mindestens    vorzubereiten,    alles  Momente,    um  die  Nachteile   des 
Krieges  geringer  erscheinen  zu  lassen,    als  sie   in  einer  ökonomi- 
schen   Ordnung    wären.      Aber    man    darf    nicht  übersehen,    daß 
auch    in    einer  Lebensordnung,    in    der   alle  Vorteile  automatisch 
sich  verteilen  würden,  Kriege  eine  Rolle  spielen  könnten;   die  Vor- 
teile,  die  der  Sieger  erringen  kann,    wären  sogar  möglicherweise 
größer  als  heute,  aber  da  alle  Kräfte  den  jeweiligen  Kenntnissen 
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entsprechend  voll  ausgenützt  wären,  würde  das  Risiko  gewaltig 
steigen,  ein  Aufschwung  während  eines  Krieges  wäre  eine  Un- 
möglichkeit, und  der  Sieg  könnte  nur  dann  Vorteile  be- 
deuten, wenn  es  gelänge,  andere  für  sich  arbeiten 
zu  lassen,  ein  Zwang,  den  sich  die  Menschen  der  Zukunft 
wohl  noch  weniger  als  die  der  Gegenwart  gefallen  lassen  werden. 
Hingegen  wäre  dann  kein  Krieg  nötig,  um  sich  das  Recht  zu  er- 
werben, arbeiten  und  verkaufen  zu  dürfen.  Diesen  Fragen  be- 
sondere Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  wäre  nicht  nur  im  Interesse 
der  Wissenschaft  gelegen. 

Wir  haben  bei  unseren  Betrachtungen  immer  angenommen, 
daß  der  Krieg  nicht  etwa  biologisch  förderlich  ist  und  daß  die 
Vergnügen,  welche  er  selbst  unmittelbar  bereitet,  auch  auf  an- 
dere Weise,  durch  Bergsport,  wissenschaftliche  Reisen,  Roulette- 
spiel und  anders  ersetzt  werden  kann.  Sollte  diese  Voraus- 
setzung nicht  zutreffen,  dann  müßte  man  alles  in  diesem  Sinne 
modifizieren  und  bei  den  Vorteilen  einer  kriegsfreien  Ordnung 
diese  Verluste  in  Rechnung  stellen. 

Was  aber  die  Wege  anlangt,  welche  die  Zukunft  niöglicher- 
weise  einschlagen  wird,  so  müssen  wir  uns  darüber  klar  sein, 
daß  eine  Reduktion  der  Kriege  und  Kriegsrüstungen  offenbar 
eine  erhebliche  Umgestaltung  der  gesamten  Lebensordnung  er- 
fordert. Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  die  F^ntfaltung  der 
Schiedsgerichtsbarkeit,  so  nützliches  diese  leisten  kann,  bald  ihre 
Grenzen  erreichen  muß.  Sie  ist  nicht  statusschaffend; 
darauf  aber  kommt  es  an.  Es  muß,  w^enn  man  wirklich  Besse- 
rung erzielen  will,  ein  Mittel  gefunden  w-erden,  einen  bestehenden 
internationalen  Status  ohne  Krieg  umzugestalten.  Was  hätte  ein 
Schiedsgericht  vor  Beginn  des  Balkankrieges  leisten  sollen.?  Es 
kann  ja  immer  nur  vom  Statusquo  ausgehen,  und  das  hat  ja  auch 
Europa  getan,  statt  eine  Lösung  der  aktuellen  Probleme  anzu- 
bahnen. Es  w^äre  sehr  reizvoll,  hier  die  Ansätze  zu  internationalen 
statusschafifenden  Institutionen  zu  schildern  sowie  die  Voraus- 
setzungen zu  skizzieren,  welche  für  sie  erforderlich  sind,  das  fällt 
aber  nicht  mehr  in  das  Gebiet  der  Kriegsw-irtschaftslehre  hinein, 
welches  wir  in  dieser  Arbeit  ohnehin  schon  mehrfach  über- 
schritten haben. 
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II.   MISZELLEN. 


Altes  und  neues  Stadtrecht. 
Von 

Dr.  Willy    Berthold. 

1.  Das  moderne  Stadtrecht,  worunter  das  von  den  Städten  selbst 
geschaffene  Recht  im  Gegensatze  zu  dem  ihnen  vom  Staate  gesetzten, 
hauptsächlich  in  sog.  Städteordnungen  enthaltenen,  verstanden  werden 
soll,  ist  nur  noch  ein  schwaches  Abbild  des  im  Mittelalter  geltenden 
und  kann  hinsichtlich  des  Umfanges  keineswegs  einen  Vergleich  mit 
diesem  aushalten.  Doch  hat  es  mit  dem  mittelalterlichen  einige  in- 
teressante Züge  in  der  Entwickelung  gemeinsam,  während  in  mancher 
Beziehung  tief  greifende  Verschiedenheiten  bestehen. 

2.  Bereits  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  waren  de.utsche 
Städte  die  Hauptträger  des  Fortschrittes.  Das  sich  neu  gestaltende 
Wirtschaftsleben,  der  Uebergang  von  der  geschlossenen  Hauswirtschaft 
zur  Stadtwirtschaft,  die  Einengung  des  Lohnwerkes  durch  das  Preiswerk 
forderten  neue  den  veränderten  Verhältnissen  angepaßte  Rechtsnormen. 
Zunächst  machte  sich  dies  auf  dem  Gebiete  des  Verfassungsrechtes 
geltend  ;  die  städtischen  Gemeinwesen  mit  ihren  eigenen  Obrigkeiten 
brauchten  eine  wesentlich  andere  Verfassung,  als  die  ländlichen  den 
Grundherren  unterworfenen.  Durch  zahlreiche  vom  Kaiser  erteilte 
Privilegien  wurde  dem  Rechnung  getragen.  Fast  jede  Stadt  erhielt  so 
ihr  besonderes  Recht,  und  es  gab  fast  keine  geschriebenen  Normen, 
welche  gleichmäßig  für  alle  Städte  des  Reiches,  oder  auch  nur  einzel- 
ner größerer  oder  kleinerer  Bezirke  zur  Anwendung  gekommen  wären 
{Stobbe:  Geschichte  der  deutschen  Rcchtsquellen  i.  Abt.  2.  l'eriode. 
3.  Abschn.  S.  482). 

Heute  ist  das  zwar  nicht  mehr  so  schlimm,  doch  sind  wir  in  dieser 
Hinsicht  noch  sehr  weit  von  der  Einheit  entfernt;  denn  gegen  40  Städte- 
und  Gemeindeordnungen  regeln  die  Verfassungsverhältnisse  der  Städte 
den   Staaten   gegenüber.     Es   darf  dabei   aber   nicht   verkannt  werden. 
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daß  sich  die  einzelnen  Ordnungen  in  vielen  Punkten  beinahe  wörtlich 
decken,  wie  ich  z.  B.  in  meinem  Aufsatze  über  »Die  rechtlichen  Grund- 
lagen der  Anleihepolitik  der  deutschen  Städte«  im  66.  Bande  dieser 
Zeitschrift  für  das  Anleihewesen  nachgewiesen  habe. 

3.  Hat  im  Mittelalter  das  Stadtrecht  d.  h.  die  Stadtverfassung  seine 
Grundlage  in  der  Regel  in  einem  königlichen  Privileg,  so  erfolgte  doch 
die  Weitercntwickelung  in  den  Städten  selbst  und  zwar  war  der  Träger 
dieser  Entwickelung  der  Rat ;  von  ihm  ausgehende  Rechtssätze  trugen 
die  verschiedensten  Namen :  —  sie  hießen  u.  a.  Küren,  Buerkören, 
Willkuren,  Einungen,  Recht,  Statuta  usw.,  während  »Handfesten«  alle 
Urkunden  und  Privilegien  genannt  wurden,  die  von  einer  höheren  Ge- 
walt ausgingen.  Meist  übte  der  Rat  die  Autonomie  ohne  besondere 
Einschränkung  aus,  manchmal  war  er  auch  auf  kleinere  Sachen  be- 
schränkt. Im  Gebiete  des  Magdeburger  Rechtes  z.  B.,  das  in  vielen 
Städten  Deutschlands  anerkannt  war,  durfte  er  in  seinen  Willküren 
nicht  gegen  das  gemeine  geschriebene  Recht  verstoßen  d.  h.  er  durfte 
nicht  mit  den  vom  Könige  allgemein  oder  der  Stadt  besonders  ge- 
gebenen Gesetzen  in  Widerspruch  treten. 

In  manchen  Städten  konnte  der  Rat  völlig  selbständig  handeln ; 
in  anderen  wiederum  —  allerdings  sind  diese  bei  weitem  in  der  Min- 
derzahl —  mufite  er  die  Bürgerschaft  zuziehen.  Im  Laufe  der  Zeit 
wurde,  obwohl  im  Ausgange  des  Mittelalters  in  zahlreichen  Städten 
nach  oft  blutigen  Kämpfen  die  Zünfte  sich  Einfluß  auf  die  Stadtver- 
waltung erobert  hatten,  die  Mitwirkung  der  Bürgerschaft  immer  mehr 
eingeengt,  ja  vielerorts  wurde  sie  gänzlich  ausgeschaltet. 

Das  führte  häufig  zu  schweren  INIißständen  in  der  Stadtverwaltung 
und  nicht  selten  zu  scharfen  Auseinandersetzungen  zwischen  Rat  und 
Bürgerschaft,  so  daß  die  Landesherren  sich  zuweilen  zum  Eingreifen 
genötigt  sahen.  In  der  Regel  brachte  aber  ihr  Vorgehen  kaum  eine 
Wendung  zum  Besseren.  Diese  schuf  erst  das  19.  Jahrhundert,  in 
dessen  Verlaufe  alle  Bundesstaaten,  mit  Ausnahme  der  INIecklenburge, 
besondere  Städteordnungen  einführten. 

Jetzt  ist  bei  Schaffung  des  Stadtrechtes  der  Rat,  oder  wie  er  sonst 
heißt  (Magistrat,  Stadtrat,  Gemeindevorstand  usw.)  stets  an  die  Mit- 
wirkung der  Bürgervertreter  (Stadtverordnete,  Gemeindebevollmächtigte, 
Gemeinderäte  usw.)  gebunden  und  nur  durch  übereinstimmenden  Be- 
schluß beider  Körperschaften  kommt  ein  gültiger  Rechtssatz  zustande; 
selbstverständlich  nur  innerhalb  der  Grenzen,  die  Reichs-  und  Landes- 
recht den  Städten  belassen  haben.  Außerdem  hat  sich  der  Staat  die 
Genehmigung  vorbehalten  und  sie  zur  unerläßlichen  Bedingung  für  das 
Stadtrecht  überhaupt  gemacht.  Rechtssätze,  die  durch  übereinstimmen- 
den Beschluß  beider  städtischen  Kollegien  zuwege  gekommen  sind  und 
die  Genehmigung  der  zuständigen  Aufsichtsbehörde  gefunden  haben, 
werden  allgemein  als  Ortsstatuten  bezeichnet ;  sie  entsprechen  den  Ge- 
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setzen  im  staatlichen  Leben,  die  sog.  Regulative,  die  von  dem  Rate 
innerhalb  seiner  Zuständigkeit  zur  Regelung  verschiedener  Verhältnisse 
erlassen  werden,  den  »Verordnungen«.  Neuerdings  werden  die  Aus- 
drücke Statuten  und  Regulative  vielfach  durch  das  Wort  »Ordnung« 
ersetzt  (Steuerordnung,  Bauordnung,  Verkehrsordnung  usw.),  ohne  daß 
manchmal  sofort  unterschieden  werden  kann,  ob  es  sich  um  ein  Statut 
oder  ein  Regulativ  handelt.  Wie  bei  den  Reichs-  und  Landesgesetzen 
ist  auch  im  Gebiete  des  Stadtrechts  die  Publikation  in  Form  einer 
amtlichen  Bekanntmachung  im  Amtsblatt  —  in  manchen  Städten  be- 
stehen besondere  Ortsblätter  —  vorgeschrieben. 

4.  Ein  weiterer  bedeutender  LTnterschied  zwischen  dem  alten  und 
dem  neuen  Stadtrechte  ist  aber  in  dem  Inhalte  zu  suchen,  auf  den  sich 
die  Regelung  bezieht. 

Die  alten  Stadtrechte  erstrecken  sich  auf  weit  mehr  Rechtsgebiete 
als  das  heutige.  Das  öffentliche  Recht  machte  den  Hauptbestandteil 
aus;  ferner  umfaßte  es  einen  großen  Teil  der  Zivilrechtspflege,  auch 
Sätze  des  Strafrechts.  Besonders  ausführliche  Vorschriften  waren  dem 
Wirtschaftsleben  der  Stadtbewohner  gewidmet.  Was  für  das  heutige 
Gewerbsleben  in  der  Reichsgewerbeordnung  und  dem  Handelsgesetz- 
buche enthalten  ist,  war  im  Mittelalter  in  den  Willküren  des  Rates 
aufgezeichnet,  die  sich  mit  dem  Gebiete  der  Polizei  im  weitesten  Sinne 
befaßten,  mit  den  Marktangelegenheiten,  dem  Verkauf  von  Lebens- 
mitteln, I\Iaß  und  Gewicht,  Zulassung  von  Fremden  zum  INIarktc,  In- 
nungen, dem  Betrieb  der  Handwerke,  Straßenreinigung,  Häuserbau, 
Erwerb  des  Bürgerrechts,  Verwaltung  der  Gemeindegüter,  Viehweide, 
Schoß,  Spiel,  Frevel  usw.  Daneben  gab  es  zahlreiche  polizeiliche  Vor- 
schriften, nach  denen  sich  jeder  Bürger  zu  richten  hatte  und  die  all- 
jährlich den  Bürgern  zur  Nachachtung  bekannt  gegeben  wurden.  End- 
lich bestanden  städtische  Rechtsquellen,  die  nicht  für  alle  Bürger, 
sondern  nur  für  einzelne  Klassen  Geltung  hatten,  z.  B.  viele  Ordnungen 
einzelner  Zünfte. 

Mit  dem  Schwinden  der  städtischen  Selbständigkeit  und  dem  Er- 
starken der  Landesherren  trat  auch  die  Bedeutung  des  Stadtrechts  all- 
mählich in  den  Hintergrund.  Je  mehr  die  einzelne  Stadt  aufliörte  ein 
geschlossener  Wirtschaftskreis  zu  sein  und  je  mehr  der  Staat  seine 
Macht  entfaltete,  um  so  mehr  wurden  die  früher  von  den  Städten  selbst 
geregelten  Rechtsgebiete  von  den  Staaten  für  sich  in  Anspruch  ge- 
nommen. Die  Bedeutung  der  Städte  als  rechtsbildcnder  Faktoren  aus 
eigenem,  nicht  ihnen  vom  Staate  übertragenen  Rechte  ist  immer  mehr 
geschwunden.  Jedoch  machten  sich  jetzt  wieder  Spuren  einer  neuen 
Entwickelung  des  vStadtrechtes  verschiedentlich  bemerkbar,  und  zwar 
um  so  deutlicher,  je  mehr  der  Umfang  der  von  den  Gemeinden  be- 
wältigten Aufgaben  zunimmt.  Es  soll  hier  auf  die  Statuten  und  Regu- 
lative,   welche   die   Gemeinden   innerhalb   ihrer  reichs-   oder  landesge- 
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setzlichen  Zuständigkeit  erlassen  müssen  bez.  können ,  nicht  näher 
eingegangen,  sondern  nur  auf  das  weite  Gebiet  der  wirtschaftlichen 
Betätigung  der  Gemeinden  hingewiesen  werden.  Da  treffen  sie  z.  B. 
die  für  alle  Hauseigentümer  bindende  Bestimmung,  daß  alle  Häuser 
der  Stadt  an  das  städtische  Wasserleitungsnetz  anzuschließen  und  daß 
Abgaben  für  die  Benutzung  des  Wassers  zu  entrichten  sind.  Weiter 
werden  Anordnungen  über  die  Straßenreinigung  erlassen,  die  Gemeinde 
schreibt  den  Bürgern  vor,  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  zwecks 
Verhütung  von  Unglücksfällen  zu  streuen.  Ueber  die  Beschaffenheit 
der  Wohnungen ,  über  die  jMöglichkeit,  vermietete  Wohnräume  an 
Dritte  weiter  zu  vermieten,  ergehen  eingehende  Vorschriften  mit  Straf- 
androhungen für  die  Uebertreter. 

Besonders  beachtenswert  erscheint  mir  aber  die  Recht  schaffende 
Tätigkeit  der  Städte  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens.  Soweit  hier 
in  den  einzelnen  Staaten  die  Gemeinden  sich  noch  einer  Steuerauto- 
nomie erfreuen,  können  sie  mit  ihren  Steuerordnungen  auch  für  den 
Staat  vorbildlich  werden,  indem  sie  auf  engerem  Raum  und  in  be- 
scheidenen Grenzen  die  Zweckmäßigkeit  mancher  Steuerart  erst  aus- 
probieren können,  ehe  sich  ihrer  der  Staat  oder  das  Reich  bemächtigen. 
Es   braucht  hier  nur  auf  die    Wertzuwachssteuer   hingewiesen    werden. 

Endlich  verdienen  meines  Erachtens  die  Bemühungen  mancher 
Gemeinden  Beachtung,  für  die  Vergebung  der  Arbeiten  und  für  die 
Lieferungen  für  die  Stadt  Bestimmungen  zu  treffen,  um  einerseits  den 
Lieferanten  für  ihre  Arbeiten  und  Waren  einen  angemessenen  Preis  zu 
gewähren,  andererseits  aber  die  Stadt  vor  LTebervorteilung  zu  schützen. 
Es  erinnern  diese  Maßnahmen  an  die  Taxordnungen  der  mittelalter- 
lichen Stadträte ;  allerdings  unterscheiden  sie  sich  von  diesen  wesent- 
lich dadurch,  daß  die  alten  Taxordnungen  für  den  Warenverkehr  unter 
der  Bürgerschaft  in  Kraft  waren,  w'ährend  die  neuzeitlichen  Submis- 
sionsordnungen sich  allein  auf  das  Verhältnis  der  Gemeinde  zu  ihren 
Lieferanten  beziehen. 

Das  alte  Stadtrecht  war  in  seinem  größten  Teile  öffentliches  Recht; 
dies  gilt  von  dem  neuen  in  weit  höherem  Maße,  Rechtssätze  aus  dem 
Zivilrecht  sind  nur  selten  zu  finden. 

5.  Das  Bedürfnis,  das  Stadtrecht  aufzuzeichnen,  machte  sich  im 
INIittelalter  zuerst  bemerkbar,  als  die  Städte  eine  schnellere  Entwicke- 
lung  als  das  Land  zu  nehmen  begannen  und  die  neuen  Verhältnisse 
neue  Rechtssätze  verlangten.  Eine  weitere  Veranlassung  zur  Aufzeich- 
nung bildeten  die  Streitigkeiten  zwischen  der  Bürgerschaft  und  dem 
Herrn  der  Stadt,  oder  zwischen  einzelnen  Klassen  der  städtischen  Be- 
völkerung. War  ein  Streit  ausgefochten,  so  wurden  diejenigen  Rechte, 
welche  der  Stadt  bez.  der  Bürgerschaft  schließlich  zuerkannt  waren, 
niedergeschrieben,  um  durch  Verbriefung  künftigen  Beeinträchtigungen 
und  Streitereien  vorzubeu2;en. 
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So  wurden  die  von  den  Städten  aufgestellten  Willküren,  zu  denen 
vielfach  die  kaiserliche  Bestätigung  eingeholt  wurde,  mit  den  Handfesten 
und  Privilegien,  welche  der  Stadt  bereits  erteilt  waren,  zusammenge- 
schrieben und  mit  den  sonstigen  in  der  Stadt  in  Kraft  befindlichen 
Rechtsquellen  zu  einem  Buche,  dem  sog.  Stadtbuche,  vereinigt. 
Vielfach  wurden  noch  Urteile  dazu  genommen,  die  einen  allgemeinen 
Rechtssatz  enthielten,  und  solche,  die  in  zweifelhaften  Fällen  vom  Ober- 
hof eingeholt  worden  waren. 

Wo  es  schließlich  an  besonderen  städtischen  Rechtssätzen  fehlte, 
wurden,  um  die  Lücken  durch  allgemein  anerkannte  Normen  auszu- 
füllen, die  Rechtsbücher  (Landesrechte)  von  den  Verfassern  der  Stadt- 
bücher stark  benutzt,  zuweilen  wurde  sogar  auf  die  Rechtsbücher  als 
subsidiäre  Rechtsquellen  Bezug  genommen. 

Zahlreiche  Städte,  namentlich  die  kleineren,  begnügen  sich  auch 
heute  noch  damit,  die  von  ihnen  geschaftenen  Rechtssätze  der  Bürger- 
schaft lediglich  durch  Einrücken  in  die  Amtsblätter  bekanntzugeben 
und  diese  zu  sammeln.  Da  jedoch  in  den  großen  Städten  die  Amts- 
blätter meist  nicht  von  der  Mehrzahl  der  Bürger  gelesen  werden  und 
da  ferner  nur  wenige  Leute  die  Zeitungen  aufheben,  ist  eine  Anzahl 
Großstädte  dazu  übergegangen,  nach  dem  Muster  des  Reiches  und 
der  Staaten  besondere  Ortsgesetzblätter  einzuführen ,  in  denen  alle 
Rechtssätze  zusammengefaßt  werden  und  die  je  nach  Bedarf  erscheinen; 
daneben  bleibt  aber  die  Bekanntmachung  durch  die  Amtsblätter  be- 
stehen. So  wird  es  z.  B.  in  Dresden  gehandhabt,  wo  außer  der  Ver- 
öffentlichung im  Ortsgesetzblatt  für  die  Haupt-  und  Residenzstadt  Dres- 
den alle  Rechtssätze  im  Amtsblatte,  dem  Dresdner  Anzeiger,  bekannt 
gegeben  werden.  Daneben  besteht  noch  die  Sammlung  der  Ortsge- 
setze, von  denen  z.  B.  bereits  6  stattliche  Bände  von  einer  außerordent- 
lichen gesetzgeberischen  Fruchtbarkeit  Zeugnis  ablegen. 

In  anderen  Städten  bestehen  unter  dem  Namen  »Bürger  b  ü  c  h  e  r« 
Sammlungen  von  Ortsgesetzen,  Ortsstatuten,  Polizeiverordnungen,  Regu- 
lativen usw.  Eines  der  ältesten  Bürgerbücher  ist  das  der  Stadt  Breslau 
aus  dem  Jahre  1880.  Neuerdings  sind  deren  mehrere  in  den  Buch- 
handel gekommen.  Sie  haben  meist  amtlichen  Ursprung,  wie  das 
Bürgerbuch  der  Stadt  Frankfurt  a.  AL  von  1906  und  das  Essener  Bür- 
gerbuch aus  dem  Jahre  1907,  oder  sind,  wie  das  Rechtsbuch  der  Stadt 
Ofifenbach  a.  M.  (1907)  mit  »Zustimmung«  der  Stadtverwaltung  von 
Privatpersonen  herausgegeben  worden. 

Wissenschaftliche  Bearbeitung  haben  die  modernen  Stadtrechte 
bisher  sehr  wenig  gefunden.  Das  einzige  Werk  von  Bedeutung,  welches 
das  gesamte  Stadtrecht  einer  Stadt  systematisch  behandelt,  ist  das  191 1 
bei  Guttentag  in  Berlin  erschienene  >'Berliner  Stadtrecht< ,  ein  Hand- 
buch des  Verwaltungsrechts  der  Stadt  Berlin,  von  Magistratsrat  Dr. 
Wölbling.     Hinsichtlich    einzelner  Fragen  aus  dem  Gebiete    des  Stadt- 
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rechtes  liegen  bereits  verschiedene  Abhandhmgen  vor.  (Vgl.  Berthold'. 
Die  Finanzkontrolle  der  Stadtverordneten  nach  der  königlich  sächsischen 
revidierten  Städteordnung  vom  24.  /\pril  1873,  Leipzig  1908,  bezüglich 
der  Stadt  Dresden.) 

Es  wäre  zu  wünschen,  daß  möglichst  viele  moderne  Stadtrechte 
recht  bald  geeignete  Bearbeiter  finden  möchten,  nicht  bloß  im  Interesse 
der  Rechtsvergleichung,  sondern  vor  allem,  um  die  stetig  wachsende 
Bedeutung  der  Stadtverwaltungen  und  ihren  vielfach  reformierenden 
Einfluß  auf  die  Staatsverwaltung,  andererseits  aber  auch  deren  Rück- 
wirkung auf  die  Städte  zu  kennzeichnen. 

6.  Wie  schon  erwähnt,  gab  es  in  der  ersten  Zeit  der  Stadtrechte 
fast  keine  geschriebene  Norm,  die  gleichmäßig  für  alle  Städte  des 
Reiches  oder  auch  nur  eines  größeren  oder  kleineren  Bezirkes  An- 
wendung fand.  Dennoch  waren  die  Stadtrechte  untereinander  ver- 
wandt. Wegen  der  Gleichheit  oder  Aehnlichkeit  der  städtischen 
Verhältnisse  und  wegen  der  äußeren  Verbindung,  in  der  die  Städte 
unter  sich  standen,  war  die  Ausbildung  der  Rechtssätze  wenigstens  in 
den  allgemeinen  Grundlinien  gleichartig.  Vor  allem  richteten  sich  die 
Städte,  welche  erst  später  zu  Kodifikationen  schritten,  stark  nach  den 
vorhandenen  Vorbildern,  die  manchmal  sogar  ganz  übernommen  wurden. 
Am  meisten  ist  in  dieser  Hinsicht  das  berühmte  Magdeburger  Stadt- 
recht benutzt  worden,  das  in  Schlesien,  Brandenburg,  Meißen,  Pommern 
und  Polen  in  Geltung  war. 

Obwohl  heutzutage  die  Städte  ebenfalls  innerhalb  des  gegebenen 
gesetzlichen  Rahmens  ihre  Rechtssätze  selbständig  schaffen,  macht  sich 
nicht  minder  als  früher,  ja  beinahe  noch  in  erhöhtem  Umfange  unter 
den  einzelnen  Stadtrechten  eine  enge  innere  Verwandtschaft  geltend. 
Gefördert  wird  diese  natürlich  durch  die  zahlreichen  Fachzeitschriften, 
in  denen  Gemeindeangelegenheiten  behandet  werden  und  die  mannig- 
fachen unter  den  Städten  und  Gemeinden  bestehenden  Verbände,  wie 
der  »Deutsche  Städtetag«,  in  dem  die  deutschen  Städte  mit  mehr  als 
25000  Einwohnern  vereinigt  sind,  der  >Reichsverband  deutscher  Städte«, 
in  welchen  auch  die  kleineren  Städte  aufgenommen  werden  können, 
der  »Verband  größerer  preußischer  Landgemeinden«,  der  »Sächsische 
Gemeindetag«  und  andere  mehr. 

Einen  wesentlichen  Anteil  an  der  Vereinheitlichung  hat  vor  allem 
die  von  Dr.  H.  Stolp  begründete,  jetzt  im  45.  Jahrgange  erscheinende 
Sammlung  örtlicher  Polizei-,  Verwaltungs-  und  Benutzungsordnungen, 
Dienst-  und  Ausführungsanweisungen  öfifentlicher  und  gemeinnütziger 
Einrichtungen  und  Anstalten,  Genossenschaften  und  Vereine  gehabt. 
Jedoch  hat  diese  Sammlung  z.  Z.  an  Bedeutung  verloren. 

Die  vv^ichtigste  Fundgrube  und  ohne  Zweifel  dasjenige  Organ,  das 
auf  den  einenden  Ausbau  des  modernen  Stadtrechts  in  Zukunft  den 
Haupteinfluß  äußern  wird,  sind  die  »Mitteilungen  der  Zentralstelle  des 
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Deutschen  Städtetages«.  Nach  den  Satzungen  des  Städtetages  sind 
die  Mitglieder  gehalten,  von  allen  Statuten,  Ordnungen  usw.  Exemplare 
der  Zentralstelle  zu  übersenden,  welche  dann  die  ihr  geeignet  scheinen- 
den in  den  INIitteilungen  zur  Veröffentlichung  bringt.  Selbstverständ- 
lich nehmen  die  Städte,  welche  später  ein  derartiges  Statut  erlassen 
wollen,  sich  diese  meist  zum  ]\Iuster,  oder  lehnen  sich  zum  mindesten 
ziemlich  stark  an  sie  an. 

Eine  weitere  erhebliche  Uebereinstimmung  ist  sehr  häufig  unter 
den  einzelnen  Steuerordnungen  der  Gemeinden  festzustellen.  Hier 
haben  namentlich  die  staatlichen  Gesetze  sehr  als  Vorbilder  gedient. 
Gewöhnlich  werden  für  die  Steuern,  die  der  Staat  hat  und  die  auch 
von  den  Gemeinden  angenommen  werden  dürfen,  Begriff,  Veranlagung 
usw.  unmittelbar  aus  den  staatlichen  Gesetzen  in  die  Gemeindesteuer- 
ordnungen übernommen,  ja  manchmal  besteht  die  ganze  Steuerordnung 
allein  aus  dem  Satze,  daß  die  Gemeindesteuern  genau  so  erhoben 
werden  sollen,  wie  es  in  dem  oder  jenem  Staatsgesetze  geregelt  ist 
(Vgl.  Nostitz:  Die  Gemeindebesteuerung  im  Königreich  Sachsen  in 
Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  126.  Band  S.  245  ff.). 


Getreidehandels-Gesetz  in  Kanada. 

Wegen  der  ungeheuren  Entfernungen,  welche  das  in  Kanada  ge- 
erntete Getreide  bis  zum  Verbrauchsort  zurücklegen  muß,  und  der 
Schwierigkeiten,  welche  die  Beförderung  mit  der  Eisenbahn  noch  heute 
bietet,  hat  man  im  Interesse  der  kanadischen  Landwirte  die  Einrichtung 
eines  verwickelten  Systems  der  Prüfung  und  Ueberwachung  des  Ge- 
treides durch  die  Regierung  für  notwendig  gehalten. 

Ein  im  April  1912  erlassenes  Getreidegesetz  soll  dieses  System 
vervollkommnen.  Der  Zweck  dieses  Gesetzes,  das  in  der  November- 
nummer des  Bulletin  des  Institutions  Economiques  et  Sociales  (herausg. 
vom  Internationalen  Landwirtschaftsinstitut  in  Rom)  mitgeteilt  wird,  ist, 
dem  Landwirt  den  Absatz  seines  Getreides  zu  erleichtern  und  ihm 
möglichst  den  vollen  Wert  des  verkauften  Getreides  zu  sichern.  Welche 
der  zahlreichen  Formen,  sein  Getreide  zu  verkaufen,  er  auch  wählt, 
das  Gesetz  schützt  ihn  gegen  jede  unehrliche  Handlung  der  Getreide- 
händlcr  wie  gegen  unerlaubte  Machenschaften  der  Eisenbahngesell- 
schaftcn. 

Das  Gesetz  richtet  zur  Beaufsichtigung  des  Getreidehandels  im 
ganzen  Gebiete  des  Dominiums  eine  Getreidekommission  ein.  Hin- 
sichtlich der  Prüfung  des  Getreides  ist  Kanada  in  zwei  Bezirke  geteilt: 
einen  östlichen  und  einen  westlichen.  Für  jeden  Bezirk  wird  ein  Ober- 
aufseher ernannt,  dem  im  Namen  der  Kommission  die  Leitung  der  Auf- 
seher  und    Unteraufseher  obliegt.     Die    Getreidekommission    kann   für 
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jeden  Bezirk  oder  Unterbezirk  ein  Bureau  von  Getreidesachverstän- 
digen einricliten,  das  die  Berufungen  gegen  die  Entsclieidungen  der 
Aufseher  zu  erledigen  hat. 

In  Kanada  wird  das  Getreide  gewöhnUch  nach  dem  Klassensystem 
(grading  System)  verkauft.  Das  Gesetz  stellt  verschiedene  Qualitäts- 
klassen oder  Qualitätstypen  auf,  und  von  dem  Augenblick,  wo  das 
Getreide  den  Wagen  des  Landwirts  verläßt,  bis  zu  dem  Augenblick, 
wo  es  an  seinem  Bestimmungsort  ankommt,  wird  es  nach  seiner 
Klassenzugehörigkeit  behandelt.  Im  allgemeinen  wird  nicht  die  Iden- 
tität einer  Getreidesendung  bewahrt,  da  man  alles  Getreide  derselben 
Klasse  miteinander  zu  vermischen  pflegt.  Doch  kann  der  Landwirt, 
wenn  er  es  wünscht,  auch  erreichen,  daß  die  Identität  seines  Getreides 
vom  Abgangsort  bis  zur  Ankunft  in  Europa  bewahrt  wird. 

Die  Elevatoren,  in  denen  das  Getreide  eingelagert  wird,  werden 
in  zwei  Klassen  geteilt :  Elevatoren  an  Endpunkten  von  Eisenbahnen 
(terminal  elcvators)  und  Landelevatoren  (country  elevators). 

Vor  der  Untersuchung  wird  das  Getreide  in  die  terminal  elevators 
gebracht.  Wenn  der  Eigentümer  des  Getreides  und  der  Lagerhalter 
nicht  über  die  Klasse  einig  werden  können,  zu  der  es  gehört,  können 
Proben  davon  an  den  Oberaufseher  zur  endgültigen  Entscheidung  ge- 
schickt werden. 

Alles  vom  Westen  kommende  Getreide  wird  in  Winnipeg  unter- 
sucht und  klassifiziert.  Darauf  wird  es  an  die  Terminal-Elevatoren 
von  Port  Arthur  und  Eort  Williams  gebracht,  wo  es  unter  der  Aufsicht 
von  Regierimgsbeamten  gewogen  und  in  die  seiner  Klasse  entsprechende 
Abteilung  gebracht  wird.  Die  Versendung  des  Getreides  aus  dem  Ele- 
vator wird  in  derselben  Weise  überwacht.  Das  Getreide  wird  bei  der 
Ueberführung  in  den  Eisenbahnwagen  oder  den  Seedampfer  untersucht, 
um  festzustellen,  ob  das  aus  dem  Elevator  ausgehende  Getreide  von 
derselben  Klasse  ist  wie  das  eingebrachte.  Wenn  das  Getreide  für 
Europa  bestimmt  ist,  so  wird  es  bis  zur  Ankunft  an  der  atlantischen 
Küste  überwacht. 

Einer  der  wichtigsten  Artikel  des  Gesetzes  ist  der,  welcher  der 
Regierung  das  Recht  gibt,  Terminalelevatoren  zu  bauen  oder  zu  er- 
werben. Schon  seit  langem  haben  die  Landwirte  von  Westkanada  die 
Einrichtung  staatlicher  Terminalelevatoren  verlangt.  Sie  erklärten  näm- 
lich, daß  unter  privater  Leitung  die  Elevatoren  zu  ihrem  Nachteil  ver- 
waltet würden.  Nach  einer  im  vergangenen  Juni  veröffentlichten  Mit- 
teilung beabsichtigt  die  Getreidekommission  den  Bau  eines  staatlichen 
Elevators,  der  imstande  sein  soll,  3^/4  Millionen  Bushel  zu  fassen. 

Was  die  Regulierung  des  Getreidetransports  mit  der  Eisenbahn 
betrifft,  so  dürfen  die  Eisenbahnen  die  Gestellung  von  Waggons  nicht 
verweigern  und  müssen  die  Nachfrage  in  der  Reihenfolge  der  A.nmel- 
dungen    befriedigen,    ohne    irgend    v\'elchen    L^nterschied    zu    machen. 
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Wenn  die  Zahl  der  Waggons  unzureichend  ist,  kann  die  Getreidekom- 
mission von  den  Gesellschaften  verlangen,  daß  sie  die  leeren  Waggons 
nach  dem  Verhältnis  des  auf  Beförderung  wartenden  Getreides  auf  die 
Bahnhöfe  oder  Nebengeleise  verteilen. 


Gemeindezeitungen  in  Deutschland^). 

Von 
Robert    Kootz. 

Eingehende  Nachforschungen  auf  obigem  Gebiete,  über  welches 
fast  gleichzeitig  mit  meiner  ersten  Veröffentlichung  eine  solche  in 
Heft  128  der  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  von  dem  Leiter 
des  Statistischen  Amtes  der  Stadt  Freiburg  i.  B.  und  im  April  genannten 
Jahres  eine  denselben  Gegenstand  behandelnde  in  Nr.  3  des  IL  Bandes 
der  Mitteilungen  der  Zentralstelle  des  Deutschen  Städtetages  erschienen, 
haben  das  Ergebnis  gehabt,  daß  die  Zahl  der  in  Deutschland  bestehen- 
den Gemeindezeitungen  eine  bei  weitem  größere  ist,  als  sie  selbst  nach 
der  letztgenannten,  auf  eine  von  der  Zentralstelle  bei  den  Verbands- 
mitgliedern des  Deutschen  Städtetages  veranstaltete  Umfrage  sich  stützen- 
den Veröffentlichung,  die  immerhin  22  Gemeindezeitungen  aufzählt,  an- 
genommen werden  konnte. 

Die  wirkliche  Zahl  der  bisher  von  mir  ermittelten  Gemeindezei- 
tungen würde  mehr  als  die  doppelte  Anzahl  der  vorgenannten  5umme 
ergeben,  wenn  nicht  inzwischen  zwei,  die  von  Friedenshütte  und  Georgen- 
berg, eingegangen  und  das  von  Pfersee  durch  die  Eingemeindung  dieses 
Ortes  in  Augsburg  dieser  Würde  entkleidet  worden  wäre.  Es  wurden  von 
mir  nach  sehr  langwierigen  und  umständlichen  Nachforschungen  insge- 
samt 43  Gemeindezeitungen  ermittelt,  von  denen  20  in  Schlesien, 
9  in  Bayern  erscheinen.  Letzteres  Land  muß  überhaupt  als  der  Aus- 
gangspunkt dieser  Art  Zeitungen  angesehen  werden;  das  Regensburger 
Wochenblatt,  das  diesen  Titel  seit  1815  führt,  erscheint  in  seiner  jetzigen 
Gestalt  seit  181 1  und  wurde  1762  gegründet;  sein  Inhalt  war  bis  zum 
letztgenannten  Jahre  im  wesentlichen  der  der  damaligen  Intelligenz- 
blätter. Im  Jahre  1812  begann  das  Kemptner  Wochenblatt  zu  er- 
scheinen, dessen  Zweck  bisher  ebenfalls  derselbe  geblieben  ist.  Auch 
das  Erscheinen  einer  Anzahl  schlesischer  Stadtblätter,  die  dort,  soweit 
nicht  ländliche  Gemeinden  in  Betracht  kommen,  fast  durchweg  den 
Titel  »Stadtblatt«  führen,  reicht  bis  in  die  Zeit  zurück,  wo  man  in 
Preußen  an  die  Aufhebung  des  Intelliocnzzwanges  und  der  Intelligcnz- 


')  Vgl.  die  Arbeit:    »Gemeindezeitungen    in    Deutschland    und  Oesterreich« 
Heft  I,  Jahrg.   1909,  dieser  Zeitschrift. 
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blätter  noch  nicht  dachte.  Sic  wurden  teils  durch  die  Stadtverwal- 
tungen, teils  durch  Privatpersonen  ins  Leben  gerufen  und  geleitet,  und 
in  diesen  Besitzverhältnissen  hat  sich  bis  heute  nichts  geändert;  es  hat 
sich  nichts  ermitteln  lassen,  daß  ein  Blatt  aus  städtischem  in  Privat- 
besitz oder  in  das  umgekehrte  Besitzverhältnis  übergegangen  wäre,  wenn 
auch  einzelne  in  städtischem  Besitz  befindliche  Blätter  inzwischen  einge- 
gangen und  solche  in  Privatbesitz  infolge  Uebergangs  zur  Politik  und  zu 
täglichem  Erscheinen  ihren  Titel  geändert  haben ;  letzterer  Fall  ist  jedoch 
nur  selten  zu  verzeichnen.  Einzelne  von  diesen  Blättern  bleiben  auch 
heute  noch  der  eigentlichen  Politik  fern,  wohl  aber  öffnen  alle,  das 
Breslauer  Gemeindeblatt  ausgenommen,  privaten  Anzeigen  ihre  Spalten. 
Diese  Blätter  Schlesiens  mit  dem  bezeichnenden  Titel  -Stadtblatt«,  der 
in  anderen  Gegenden  Deutschlands  fast  gar  nicht  vorkommt,  sind  wohl 
als  eine  Folge  der  Unbeliebtheit  mit  der  die  durch  eine  königliche 
Verordnung  vom  6.  Januar  1727  in  Preußen  ins  Leben  gerufenen  In- 
telligenzblätter, von  denen  auch  Breslau  eins  erhielt,  sowohl  von  den 
Behörden  als  auch  von  der  Bevölkerung  bedacht  wurden,  und  es  ist 
bezeichnend,  daß  das  Breslauer  Intelligenzblatt  bereits  im  Jahre  1838» 
zwölf  Jahre  früher  als  die  übrigen  in  Preußen,  auf  Grund  einer  könig- 
lichen Verfügung  sein  Erscheinen  einstellte. 

Der  Grund,  weshalb  soviel  Gemeindezeitungen,  die  Eigentum  der 
betreffenden  Orte  sind,  und  zwar  gerade  die  ältesten  unter  ihnen,  bis- 
her unbekannt  bleiben  konnten ,  ist  zunächst  in  dem  Mangel  einer 
einheitlichen,  sie  von  vornherein  als  Eigentum  von  Gemeinden  erkenn- 
bar machenden  Titelbezeichnung,  wie  sie  z.  B.  den  preußischen  Kreis- 
blättern eigen  ist,  sodann  darin  zu  suchen,  daß,  was  namentlich  Schle- 
sien anbelangt,  weder  das  Oberpräsidium  in  Breslau,  noch  das  König- 
liche Archiv  daselbst  und  ebensowenig  das  in  Berlin  Akten  über  die 
schlesischen  Stadtblätter  besitzen.  Das  letztgenannte  besitzt  ein  aus 
dem  Jahre  1843  stammendes  handschriftliches  Verzeichnis,  das  sieben 
in  Schlesien  erscheinende  Stadtblätter  aufweist,  von  denen  sich  drei 
in  städtischem  Besitz  befanden  und  noch  befinden,  nämlich  das  von 
Frankenstein,  Neisse  und  Oppeln,  letzteres  ist  das  älteste  Blatt  Schle- 
siens seiner  Art;  es  wurde  1828  gegründet  und  vom  Ministerium  in 
Berlin  bestätigt.  Ferner  erwähnt  das  Verzeichnis,  das  jedoch  nicht 
als  vollständig  bezeichnet  werden  kann,  von  Stadtblättern  in  privatem 
Besitz  die  von  Glogau  (Stadt-  und  Landbote,  jetzt  Niederschlesische 
Zeitung),  Haynau,  Liegnitz  (gegründet  1839,  jetzt  Liegnitzer  Tageblatt, 
Strehlen  1843;  auch  das  Lübener  Stadtblatt  wurde  1843  gegründet. 
Die  Universitätsbibliothek  in  Breslau  besitzt  fünf  von  den  schlesischen 
Stadtblättern,  von  denen  einige  Jahrgänge  fehlen,  doch  hat  sich  das 
Gründungsjahr  fast  aller  Blätter  feststellen  lassen.  Ein  weiterer  Um- 
stand, der  dazu  beiträgt,  daß  ein  großer  Teil  der  Gemeindezeitungen 
bisher  als   solche   unbekannt   bleiben   konnte,  ist  der,  da3  sie  fast  gar 
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nicht  untereinander  ausgetauscht  werden  und  eines  von  den  anderen 
sozusagen  nichts  weiß.  Die  weiter  unten  folgende  Liste,  die  der  bes- 
seren Uebersicht  wegen  auch  die  in  der  ersten  Arbeit  veröffentUchten 
Gemeindezeitungen  des  Deutschen  Reiches  —  bei  denen  Oesterreichs 
Heßen  sich  nennenswerte  Veränderungen  außer  der  bedeutenden  Er- 
höhung der  Herstellungskosten  bei  dem  Wiener  Gemeindeblatt  nicht 
feststellen,  weshalb  sie  hier  unberücksichtigt  blieben  —  enthält,  soll 
deshalb  auch  nicht  den  Anspruch  auf  Vollständigkeit  erheben. 

Die  wesentlichsten  Merkmale  der  in  vorliegender  Arbeit  neu  auf- 
geführten Gemeindezeitungen  sind,  neben  dem  Alter  zweier  bayrischer 
und  einer  schlesischen,  daß  auch  die  Stadt  Zittau  eine  politische  Tages- 
zeitung besitzt,  in  deren  Besitz  sie  auf  dieselbe  Weise  gelangt  ist  wie 
die  Stadt  Dresden,  und  zwar  im  Jahre  1863  durch  den  Steuersekretär 
Kommissionsrat  Grohmann.  Wie  in  Dresden,  so  fällt  auch  hier  der 
Reingewinn  des  Blattes  wohltätigen  Zwecken  und  der  Verschönerung 
der  Stadt  zu.  Sodann  besitzt  auch  die  Stadt  Schwarzenbach  a.  S. 
eine  politische  Zeitung ,  die  zwar  auf  ihre  Veranlassung  gegründet 
wurde,  aber  privates  Eigentum  des  Stadtsekretärs  ist.  Ob  seitens  der 
Stadt  auch  ein  Zuschuß  gewährt  wird,  darüber  besagt  die  Auskunft 
nichts.  Sodann  ist  zu  bemerken,  daß  die  schlesischen  Gemeindezei- 
tungen alle  mit  Ausnahme  der  von  Breslau  auch  Privatanzeigen  auf- 
nehmen und  viele  von  ihnen  unentgeltlich  an  jeden  Hauswirt  verteilt 
werden  müssen,  die  meist  auch  verpflichtet  sind,  das  Blatt  auch  ihren 
Mietern  zugänglich  zu  machen.  In  Neisse  ist  auf  diese  Unterlassung 
sogar  Geldstrafe  von  i  bis  15  Mk.  angedroht.  Dieser  Umstand  bringt 
es  wohl  mit  sich,  daß  einzelne  dieser  Stadtblätter  einen  nicht  unbe- 
trächtlichen Teil  privater  Anzeigen  aufweisen,  so  das  von  Oppeln, 
Neisse,  Neurode,  ferner  das  Amtsblatt  von  Reutlingen,  das  ebenfalls 
auf  diese  Weise  verteilt  wird.  Politik  vertreten  von  den  schlesischen 
Stadtblättern  nur  das  von  Chorzow  und  Krappitz,  sowie  die  neu- 
gegründeten Gemeindeblätter  von  Deutsch  -  Piekar  und  Domb,  die- 
selbe ist  jedoch  eine  vollständig  neutrale.  Das  Krappitzer  ist  das 
einzige  unter  den  schlesischen  Stadtbluttern,  welches  verpachtet  ist; 
es  wird  als  sogenannte  »halbfertige«  Zeitung  bezogen,  was  bei  den 
Stadtblättern  in  Privatbesitz  vielfach  ebenfalls  der  Fall  ist,  und  das 
von  Ziegenhals.  Einen  unterhaltenden  bez.  vermischten  Teil  haben 
die  Blätter  von  Bogutschütz-Zawodzie,  Prausnitz  und  Zalenze,  der  je- 
doch bei  letztgenanntem  Blatte  mehr  als  Lückenbüßer  anzusehen  ist, 
während  sich  einzelne  Blätter  nicht  weiter  darum  kümmern,  ob  die 
letzte  Seite  des  Blattes  gänzlich  frei  bleibt,  wenn  nicht  genügend  An- 
zeigen eingehen.  Das  Blatt  für  Bogutschütz-Zawodzie  hat  einen  fort- 
laufenden unterhaltenden,  einen  vermischten  und  lokalen  Teil,  macht 
aber  für  sich  in  marktschreierischer  Weise  Reklame  und  öffnet  nicht 
nur    den    Anzeigen   von    Animierbankiers    —  was    übrigens    auch   von 
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mehreren  obcrschlesischen ,  in  Privatbesitz  befindlichen  Stadtblättern 
geschieht  —  über  südamerikanische  Wertpapiere,  sondern  auch  deren 
»Wochenberichte«  im  Textteil  seine  Spalten.  Von  ihm  sowie  von  dem 
Zalenzer  Gcraeindeblatt  ließ  sich  jedoch  nicht  feststellen,  ob  sie  ge- 
nannten Gemeinden  oder  deren  Gemeindesekretäre,  die  für  Verlag 
und  Redaktion  zeichnen,  als  Eigentum  gehören,  da  trotz  Vv'iedcrholter 
Anfragen  weder  von  den  Gemeindevorständen  noch  vom  Verlag  ge- 
nannter Blätter  eine  Auskunft  zu  erlangen  war. 

Einen  Stein  des  Anstoßes  bildet  das  Reutlinger  Amtsblatt  mit 
seinem  niedrigen  Anzeigenpreis  von  6  Pfg.  für  die  Zeile  —  bei  6500 
Auflage  —  für  die  dortigen  politischen  Zeitungen,  da  sie  der  Ansicht 
sind,  daß  sie  unter  solchen  Umständen  ebenfalls  keine  höheren  An- 
zeigengebühren wie  7  bez.  8  Pfg.  für  die  Zeile,  bei  gleich  hoher  bez. 
doppelt  hoher  Auflage  berechnen  können.  Bei  diesen  Preisen  handelt 
es  sich  um  Anzeigen  aus  dem  Verlagsorte,  die  vorherrschend  sind. 
Das  Amtsblatt  der  Stadt  Ulm  weicht  insofern  in  der  Art  seiner  Ver- 
breitung von  den  übrigen  ab,  als  es  sämtlichen  vier  dort  erscheinenden 
Zeitungen  beigelegt  wird,  die  keine  amtlichen  Anzeigen  aufnehmen 
dürfen,  dagegen  kann  das  Amtsblatt  nur  in  Verbindung  mit  einer  der- 
selben bezogen  werden.  Die  Pacht  von  6000  Mk.,  welche  das  Tage- 
blatt an  die  Stadt  zu  zahlen  hat,  ist  für  den  zehnjährigen  Zeitraum 
der  Vertragsdauer  von  1906  bis  1916  bestimmt:  die  Pächterin  muß 
zudem  die  anderen  Blätter  für  das  Beilegen  des  Amtsblattes  entschädigen, 
die  ihrerseits  derselben  allmonatlich  die  Auflagenhöhe  ihrer  Blätter 
anzugeben  und  von  Zeit  zu  Zeit  notariell  zu  beglaubigen  haben.  Alle 
städtischen  Anzeigen  sind  im  Amtsblatt  unentgeltlich  aufzunehmen. 
Nach  von  beteiligter  Seite  gemachten  Angaben  ist  eine  Erneuerung 
des  Vertrages  in  der  bisherigen  Form  nicht  wahrscheinlich. 

Die  bei  den  in  der  ersten  Arbeit  veröffentlichten  Gemeindezeitungen 
inzwischen  eingetretenen  Veränderungen  sind  folgende:  Das  Königs- 
hütter  Amtsblatt  erscheint  seit  191 2  wöchentlich  nur  noch  einmal. 
Stuttgart  hat  dem  Verlag  des  Neuen  Tageblattes  im  Jahre  1909  ge- 
stattet, daß  der  Wohnungsanzeiger,  der  ungewöhnlich  viel  Raum  ein- 
nimmt, vom  Amtsblatt  abgetrennt  wöchentlich  nur  noch  zweimal  in 
einer  Auflage  von  8000  zur  Ausgabe  gelangt  und  auf  Wunsch  in  be- 
sonderen Niederlagen  an  jedermann  unentgeltlich  abgegeben  wird.  — 
Die  Wilmersdorfer  Blätter,  auf  deren  Unzulänglichkeit  als  Gemeinde- 
blatt einer  Gemeinde  in  unmittelbarer  Nähe  der  Reichshauptstadt  in 
meiner  ersten  Arbeit  hingewiesen  wurde,  haben  mit  Ende  1908  ihr 
Erscheinen  als  solches  eingestellt  und  gelangen  seit  April  1909  als 
Vierteljahrsschrift  des  gemeindestatistischen  Amtes  mit  entsprechendem 
Inhalte  weiter  zur  Ausgabe ,  ihr  Stoff  gliedert  sich  in  zwei  Teile : 
I.  Wilmersdorfer  Statistik,  IL  Aus  der  städtischen  Verwaltung.  Der 
private  Anzeigenteil,    der  im  Jahre  1906  bei  210  S.  amtliche  Anzeigen 
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35  S.  mit  einer  Einnahme  von  989  ]\Ik.  betrug,  ist  gänzlich  fallen  ge- 
lassen worden  ;  amtliche  Anzeigen  werden  nur  noch  soweit  aufgenom- 
men, als  sie  dauernden  Wert  haben.  Bei  Berlin,  Breslau  und  München, 
haben  sich  die  Herstellungskosten  für  das  Gemeindeblatt  infolge  ge- 
steigerter Materialkosten  und  Löhne  im  Buchdruckgewerbe  verdoppelt. 
Ueber  die  ermittelten  Gemeindezeitungen  im  Deutschen  Reiche, 
ihr  Gründungsjahr,  ihre  Erscheinungsweise  usw.  gibt  nachstehende 
Uebersicht  Auskunft. 


(Es    bedeuten  Sp.  4 :    Pv   =   das    Blatt    ist    einem    Privatunternehmer    übertragen ; 
Pt  =  in  Pacht;    S  =  in  Selbstverwaltung;    Sp.   6,   7  und  10:  *  =:  das  Blatt  wird 
jedem  Hauswirt  unentgeltlich  zugestellt ;    gilt  nur  für  örtliche  Anzeigen  ;  Entschä- 
digung erfolgt  nicht  in  bar.) 
(Sp.  2:  a  ^  amtliche,  b  =  private  Anzeigen,  c  =  Vermischtes  und  Unterhaltendes.) 
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Das  Frankfurter  Amtsblatt  wird  nach  wie  vor  den  »Frankfurter 
Nachrichten«,  das  Hofer  dem  >  Hofer  Anzeiger«,  das  Stuttgarter  eben- 
falls noch  dem  »Neuen  Tageblatt -c  und  der  >Cannstatter  Zeitung«  bei- 
gelegt ;  daß  das  Ulmer  Amtsblatt  drei  dortigen  Zeitungen  beigelegt 
wird,  ist  schon  gesagt  worden;  es  sind  dies:  »Ulmer  Zeitung«,  »Ulmer 
Yolksbote«  und  >Ulmer  Schnellpost«  (Ende  1912  eingegangen).  • —  Der 
Bezugspreis  für  das  Reutlinger  Amtsblatt  stellt  den  monatlichen  Bestell- 
preis von  6  Pfg.  dar,  für  die  das  Amtsblatt  jeder  Familie  und  Einzel- 
person zugestellt  wird,  in  Silberberg  und  Wartha  geschieht  dies  in  jeder 
Haushaltung. 

Wo  der  Verlag  des  Amtsblattes  sich  nicht  in  Selbstverwaltung 
befindet,  da  fallen  die  Erträgnisse  für  die  privaten  Anzeigen,  sowie 
auch  die  Bezugsgebühren  dem  Drucker  zu.  In  einigen  Städten  Schle- 
siens wird  dem  Drucker  des  Amtsblattes  daneben  noch  die  Lieferung 
des  Bedarfs  an  sonstigen  Drucksachen  übertragen.  In  Neurode  erfolgt 
dies  für  den  gesamten  städtischen  Bedarf,  in  einigen  kleineren  zum 
Teil,  in  denjenigen  Städten  jedoch,  die  kein  eigenes  Amtsblatt  besitzen, 
nur  in  geringem  Umfange.  Einige  größere  schlesische  Dorfgemeinden, 
die  hauptsächlich  von  Hütten-  und  Bergwerksarbeitern  bewohnt  werden, 
müssen  sich  zur  Herausgabe  eines  Gemeindeblattes  entschließen,  sind 
aber  vielfach  gezwungen,  dasselbe  außerhalb  drucken  zu  lassen,  weil 
sich  für  eine  Druckerei  am  Orte  und  damit  auch  für  eine  selbständige 
Zeitung  kein  genügender  Erwerb  bietet.  Im  ganzen  geschieht  dies  bei 
den  eigenen    Gemeindezeitungen  in  sechs  Fällen. 

Aus  dem  Umstände,  daß  dem  Drucker  die  Bezugs-  und  Anzeigen- 
gebühren zufallen,  ziehen  manche  Gemeindevorstände  die  Schlußfol- 
gerung, daß  das  Amtsblatt  ein  Privatunternehmen  sei,  was  aber  eine 
durchaus  irrtümliche  Annahme  ist;  sie  würden  sich  dadurch  selbst  als 
Angestellte  von  Privatunternehmungen  hinstellen,  da  sie  nicht  nur  die 
Schriftleitung  und  die  Anzeigenannahme  in  Händen  haben,  sondern 
auch  bestimmen,  was  nicht  in  das  Blatt  aufgenommen,  an  wen  es  ab- 
gegeben werden  soll  und  das  Blatt  auch  durch  städtische  Boten  aus- 
getragen wird.  Ebenso  verschieden  sind  die  Ansichten  über  die  Be- 
rechtigung zur  Führung  des  Titels  »Stadtblatt«.  Mag  man  auch  die 
Freiheit  zur  Führung  dieses  Titels  anerkennen,  so  ist  die  Forderung 
zur  Einführung  eines  einheitlichen  Titels  für  alle  in  gemeindlichem 
Besitz  befindlichen  Blätter  doch  eine  Notwendigkeit,  namentlich  für  die- 
jenigen, die  auch  private  Anzeigen  aufnehmen. 

Das  Format  der  Gemeindezeitungen  ist,  von  den  mit  politischem 
Charakter  abgesehen,  bei  denen  Folioformat  in  Frage  kommt,  und  dem 
Oldenburger,  das  Oktavformat  hat,  überwiegend  Quartformat,  bei  denen 
von  Bromberg,  Frankenstein,  Krappitz,  Oppeln,  Stuttgart,  Ulm  Klein- 
Folio. 

Neben  den  Gemeindezeitungen  von  Berlin  und  München,  die,   wie 
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schon  in  der  ersten  Arbeit  erwähnt,  umfangreiche  Berichte  über  Stadt- 
verordnetenversammlungen bringen,  veröftentlichen  solche  auch  die  von 
Breslau,  Bromberg,  Kattowitz,  Königshüttc,  Ncisse,  Neurode,  Nürn- 
berg, Oldenburg,  Oppeln  und  Stuttgart.  Das  Berliner  Gemeindcblatt 
bringt  seit  einiger  Zeit  Veröffentlichungen  des  Nachrichtenamtes  über 
Prozesse,  die  von  oder  gegen  die  Stadt  oder  deren  Anstalten  geführt 
werden,  über  Schüleraufführungen,  städtischen  Fleischverkauf  usw.  und 
das  Nürnberger  einen  kurzen  Polizeibericht,  sowie  die  Wetterberichte, 
dagegen  beschränken  sich  die  Gemeindeblätter  von  Bromberg,  Fürth, 
Regensburg,  Straubing,  mehr  auf  rein  amtliche  Bekanntmachungen  und 
Verordnungen,  die  von  Kattowitz,  Königshütte  und  Ulm  nehmen  zwar 
auch  private  Anzeigen  auf,  beschränken  diese  aber  auf  solche  von 
Vereinen  und  Anstalten,  gewerbliche  Anzeigen  sind  ausgeschlossen. 

Trotzdem  das  wirtschaftliche  Ergebnis  bei  den  eigenen  Blättern 
kleiner  Städte  nicht  ungünstig  ist  und  dieselben  dadurch  zuweilen  die 
Kosten  für  die  amtlichen  Bekanntmachungen  sparen,  dürfte  der  Neu- 
gründung derselben  durch  einzelne  kleinere  Gemeinden  nicht  das 
Wort  zu  reden  sein.  Die  Spalten  solcher  Blätter  mit  Privatanzeigen 
zu  füllen  oder  solche  gar  durch  Beamte  zu  werben,  entspricht  heute 
nicht  mehr  der  Würde  von  Behörden.  Bis  vor  50  oder  60  Jahren  lag 
es  v.^ohl  in  den  Aufgaben  von  Stadtverwaltungen ,  für  die  gewerbe- 
treibenden Einwohner  Gelegenheit  zur  Ankündigung  ihrer  Erzeugnisse 
zu  schaffen,  was  ja  auch  zum  Teil  Zweck  der  Intelligenzblätter  w-ar. 
Einzelne  der  kleinen  Stadtverwaltungen  wachen  zwar  ebenfalls  sorg- 
fältig über  die  aufzunehmenden  Anzeigen  und  es  darf  nichts  aufge- 
nommen werden,  w^as  bei  den  Bewohnein  Anstoß  erregen  oder  die- 
selben untereinander  verfeinden  könnte,  andernteils  kommt  es  aber 
vor,  daß  solche  kleine  Blätter  selbst  den  preßgesetzlichen  Bestimmungen 
nicht  entsprechen.  Die  Vereinigung  mehrerer  kleinerer  Gemeinden 
zur  Herausgabe  eines  Blattes  dürfte  angebrachter  erscheinen.  Es  ge- 
schieht dies  auch  vereinzelt  in  der  Schweiz.  Vgl.  darüber:  Das  amt- 
liche Anzeigenwesen  in  der  Schweiz  in  Heft  4  dieser  Zeitschrift  von 
1910. 

Eine  Umfrage  bei  einer  Anzahl  Städte  ohne  eigene  Gemeinde- 
zeitungen über  die  Höhe  der  von  ihnen  an  Zeitungen  für  amtliche 
Anzeigen  gezahlten  Gebühren,  hat  ergeben,  daß  Großstädte  ohne  eigene 
Gemeindezeitung  billiger  wegkommen.  So  zahlt  z.  B.  Karlsruhe  i.  B. 
an  sechs  Tageszeitungen  jährlich  zusammen  6000  INIk.,  jNIainz  an  fünf 
Zeitungen  3300  Mk.  Bei  der  Herausgabe  eigener  Blätter  spricht  jedoch 
bei  Großstädten  die  Durchführung  sozialpolitischer  Aufgaben  ein  ge- 
wichtiges Wort  mit. 

Schließlich  sei  bem.erkt,  daß  auch  die  Stadt  Ratibor  i.  O.  schon 
seit  vorigem  Jahre  wegen  der  Herausgabe  einer  eigenen  Gemeinde- 
zeitung  in  Unterhandlung   steht.     Der   versprochene  Bericht  über  den 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswijsensch.     1913.     3.  34 


5i8 


Miszellen. 


endgültigen  Abschluß  ist  jedoch  bei  Erledigung  der  Korrektur  dieser 
Arbeit  noch  nicht  eingegangen. 


Materialien  zum  Jesuitengesetz, 

zusammengestellt  von 
Paul  Hübel. 


Erster  Teil. 
Gesetze  und  Verordnungen. 

Gesetz,  betreffend  den  Orden  der   Gesellschaft  Jesu.     Vom  4.  Juli   1872. 
Reichsgesetzblatt  S.  253. 

Wir  ^\'  i  1  h  c  1  m ,    von  Gottes  Gnaden  Deutscher   Kaiser, 
König  von  Preußen  etc. 
verordnen   im  Namen  des  Deutschen  Reichs,  nach  erfolgter  Zustim- 
mung des  Bundesrathes  und  des  Reichtages,  was  folgt: 

§  I- 
Der  Orden  der  Gesellschaft  Jesu  und  die   ihm  verwandten  Orden 
und   ordensähnlichen  Kongregationen  sind  vom  Gebiet  des  Deutschen 
Reichs  ausgeschlossen. 

Die  Errichtung  von  Niederlassungen  derselben  ist  untersagt.  Die 
zur  Zeit  bestehenden  Niederlassungen  sind  binnen  einer  vom  Bundes- 
rath  zu  bestimmenden  Frist,  welche  sechs  Monate  nicht  übersteigen 
darf,  aufzulösen. 

§2. 

Die  Angehörigen  des  Ordens  der  Gesellschaft  Jesu  oder  der  ihm 
verwandten  Orden  oder  ordensähnlichen  Kongregationen  können,  wenn 
sie  Ausländer  sind,  aus  dem  Bundesgebiet  ausgewiesen  werden  ;  wenn 
sie  Inländer  sind,  kann  ihnen  der  Aufenthalt  in  bestimmten  Bezirken 
oder  Orten  versagt  oder  angewiesen  werden. 

§3- 

Die  zur  Ausführung  und  zur  Sicherstellung  des  Vollzugs  dieses 
Gesetzes  erforderlichen  Anordnungen  werden  vom  Bundcsrathe  erlassen. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und 
beigedrucktem  Kaiserlichem  Insiegel. 

Gegeben  Bad  Ems,  den  4.  VII.   1872. 

(L.  S.)  W  i  1  h  c  1  m. 

Fürst  von  B  i  s  m  a  r  c  k. 
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Bekanntmachung,    betreffend    die    Ausführung    des  Gesetzes  über  den  Orden 
der  Gesellschaft  Jesu.     Vom  5.  VII.   1872. 

Reichsgesetzblatt  S.   254. 

Auf  Grund  der  Bestimminig  im  §  3  des  Gesetzes,  betreffend  den 
Orden  der  Gesellschaft  Jesu,  vom  4.  d.  M.  (Reichsgesetzblatt  S.  253) 
hat  der  Bundesrath  beschlossen : 

1.  Da  der  Orden  der  Gesellschaft  Jesu  vom  Deutschen  Reiche  ausge- 
schlossen ist,  so  ist  den  Angehörigen  dieses  Ordens  die  Ausübung 
einer  Ordensthätigkeit,  insbesondere  in  Kirche  und  Schule,  sowie 
die  Abhaltung  von  INIissionen  nicht  zu  gestatten. 

2.  Niederlassungen  des  Ordens  der  Gesellschaft  Jesu  sind  spätestens 
binnen  sechs  Monaten,  vom  Tage  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  an, 
aufzulösen. 

3.  Die  zur  Vollziehung  des  Gesetzes  in  den  einzelnen  Fällen  zutreffen- 
den Anordnungen   werden  von    den  Landespolizeibehörden    verfügt. 

Berlin,  den  5.  Juli  1872. 

Der  Reichskanzler. 

In  Vertretung : 
Delbrück. 

Bekanntmachung,    betreffend    die  Ausführung    des  Gesetzes    über  den  Orden 
der  Gesellschaft  Jesu.      Vom  20.  Mai   1873. 

Reichsgesetzblatt  S.   109. 

Auf  Grund  der  Bestimmung  im  §  3  des  Gesetzes,  betreffend  den 
Orden  der  Gesellschaft  Jesu,  vom  4.  VII.  1872  (Reichsgesetzblatt 
S.  253)  hat  der  Bundesrath  beschlossen, 

daß    behufs    weiterer  Ausführung    dieses  Gesetzes  nachfolgende  Ge- 
nossenschaften : 

die  Kongregation  der  Remptoristen  (Congregatio  Sacerdotum  sub 
titulo  Sanctissimi  Redemptoris), 

die  Kongregation  der  Lazaristen  (Congregatio  Missionis), 
die    Kongregation    der    Priester    vom    heiligen    Geiste    (Congregatio 
Sancti  Spiritus  sub  tutela  immaculati  cordis  Beatae  Virginis  Mariae), 
die  Gesellschaft  vom  heiligen  Herzen  Jesu  (Societe  du  sacre  coeur  di 
Jesus) 
als  im  Sinne  des  gedachten  Reichsgesetzes  mit  dem  Orden  der  Gesell- 
schaft Jesu  verwandt  anzusehen  seien  und  demzufolge    die  in  der  Be- 
kanntmachung vom  5.  Juli  1872,  betreifend  die  Ausführung  des  Gesetzes 
über   den  Orden    der  Gesellschaft  Jesu  (Reichsgesetzblatt  S.  254),    er- 
lassenen   Vorschriften    auch    auf   die    vorgenannten    Genossenschaften 
mit   der  Maßgabe  Anwendung   zu   finden   haben,    daß  Niederlassungen 
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dieser  Genossenschaften   spätestens   binnen    sechs  I\Ionaten   vom  Tage 
der  Bekanntmachung  dieses  Beschlusses  an  aufzulösen  sind. 

Berlin,  den  20.  Mai  i873- 

Der  Reichskanzler. 
Fürst  von  Bismarck. 

Bekanntmachung,    betreffend    die  Ausführung    des  Gesetzes   über  den  Orden 
der  Gesellschaft  Jesu.     Vom  18.  VII.   1894. 

Reichsgesetzblatt  S.   503. 

Auf  Grund  der  Bestimmung  im  §  3  des  Gesetzes,  betreftend  den 
Orden  der  Gesellschaft  Jesu,  vom  4.  VII.  1872  (Reichsgesetzblatt 
S.  253)  und  im  Hinblick  auf  die  Bekanntmachung,  betreftend  die  Aus- 
führung dieses  Gesetzes,  vom  20.  V.  1873  (Reichsgesetzblatt  S.  109) 
hat  der  Bundesrath  beschlossen, 

auszusprechen,  daß  das  Gesetz,  betreff"end  den  Orden  der  Gesell- 
schaft Jesu,  vom  4.  VII.  1872  (Reichsgesetzblatt  S.  253)  auf  die 
Kongregation  der  Redemptoristeu  (Congregatio  Sacerdotum  sub  titulo 
Sanctissimi  Redemptoris),  sowie  die  Kongregation  der  Priester  vom 
heiligen  Geiste  (Congregatio  Sancti  Spiritus  sub  tutela  immaculati 
cordis  Beatae  Virginis  INIariae), 
fortan  keine  Anwendung  zu  finden  habe. 

Berlin,  den  18.  Juli  1894. 

Der  Stellvertreter  des  Reichskanzlers, 
von  Boetticher. 


Gesetz,  betreffend  die   Aufhebung  des  ij   2   des  Gesetzes   über  den  Orden  der 
Gesellschaft  Jesu  vom  4.  VII.    1872.     Vom  8.   III.    1904. 

(Reichsgeselzblait  S.   I39j. 

Wir  Wilhelm,  von    Gottes  Gnaden  Deutscher    Kaiser, 
König  von  Preußen  etc. 
verordnen    im  Namen    des   Reichs,    nach    erfolgter  Zustimmung  des 
Bundesrats  und  des  Reichstags,  was  folgt : 

§  I- 
Der  §  2  des  Gesetzes,  betreffend  den  Orden  der  Gesellschaft  Jesu, 
vom  4.  Juli  1872  (Reichsgesetzblatt  S.  253)  wird  aufgehoben. 

§  2. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Verkündigung 
in  Kraft. 
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Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  und 
beigedrucktem  Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Berlin  im  Schloß,  den  8.  III.  1904. 

(L.  S.)  W  i  1  h  e  1  m. 

Graf  von  B  ü  1  o  w. 

Bekanntmachung,    betreffend    die  Ausführung    des  Gesetzes    über  den  Orden 
der  Gesellschaft  Jesu.     Vom  28.  November   1912. 

Reichsgesetzblatt  S.   553. 

Da  Zweifel  über  die  Bedeutung  des  Begriffs  der  verbotenen  Ordens- 
tätigkeit im  Sinne  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  5.  Juli 
1872  (Reichsgesetzblatt  S.  254)  entstanden  sind,  und  die  Königlich 
Bayerische  Regierung  eine  authentische  Auslegung  dieses  Begriffs  be- 
antragt hat,  hat  der  Bundesrat  beschlossen : 

Verbotene  Ordenstätigkeit  ist  jede  priesterliche  oder  sonstige  reli- 
giöse Tätigkeit  gegenüber  Anderen  sowie  die  Erteilung  von  Unterricht. 
Unter   die  verbotene    religiöse  Tätigkeit  fallen  nicht,    sofern  nicht 
landesrechtliche    Bestimmungen    entgegenstehen,    das    Lesen    stiller 
Messen,    die   im  Rahmen    eines  Familienfestes  sich  haltende  Primiz- 
feier  und  das  Spenden  der  Sterbesakramente.     Nicht  untersagt  sind 
wissenschaftliche  Vorträge,    die  das  religiöse  Gebiet  nicht  berühren. 
Die  schriftstellerische  Tätigkeit  wird  durch  das  Verbot  nicht  betroffen. 
Berlin,  den  28.  November  1912. 

Der  Reichskanzler, 
von  Bethmann  Hollweg. 
Auf  Grund  der  Verhandlungen  des  Bundesrats  vom  28.  XL  191 2. 
Protokoll  der  36.  Sitzung.     §  1004  S.  733. 

Bekanntmachung    des     Königl.     Bayer.    Staatsministeriums    des    Innern    für 

Kirchen-    und    Schulangelegenheiten    vom    14.  Dezember   1912,    den  Vollzug 

der  Reichskanzlerbekanntmachung  vom  5.  Juli   1872  betreffend. 

Nachdem  auf  den  Antrag  der  K.  Bayerischen  Regierung  der  Begriff 
der  Ordenstätigkeit  durch  Beschluß  des  Bundesrates  vom  28.  v.  Mts. 
bestimmt  worden  ist,  so  werden  hiermit  die  K.  Regierungen,  Kam- 
mern des  Innern  und  die  Distriktspolizeibehörden  auf  den  im  Reichs- 
gesetzblatt Nr.  64  veröffentlichten  Bundesratsbeschluß  und  die  darin 
gegebene  Begriffsbestimmung  von  :  Ordenstätigkeit^  hingewiesen. 
München,  den  14.  Dezember  191 2. 

K.  Staatsministerien  des  Innern  beider  Abteilungen, 
gez.  Dr.  F  r  h  r.  von  S  o  d  e  n  -  F  r  a  u  n  h  o  f  e  n . 
Dr.  von  K  n  i  1 1  i  n  g. 
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Zweiter  Teil. 

Materialien    zu    einem  Gesetz,  betreffend  den  Orden  der  Gesellschaft  Jesu  ^). 

Reichstag  1872.     III.  Session. 

Petitionen  für  und  wider  ein  allgemeinesVerbot  des 
Jesuitenordens  und  der  Freimaurerorden. 
Petitionsbericht  =:  Drucksache  64  und  141, 

mit  dem  Antrage : 

Die  sämtlichen  Petitionen  dem  Herrn  Reichskanzler  mit  dem  Er- 
suchen zu  überweisen,  aus  dem  Inhalt  derselben  es  zur  Kenntnis  der 
verbündeten  Regierungen  zu  bringen,  in  wie  weitem  ]\Iaße  der  Orden 
Jesu  und  die  von  ihm  geleiteten  Einrichtungen  und  Vereine  auf  dem 
Boden  des  freien  Vereinsrechts  ihre  Tätigkeit  innerhalb  des  Deutschen 
Reiches  entwickelt  haben,  sowie  mit  der  Aufforderung, 

I.  die  verbündeten  Regierungen  zu  veranlassen,  sich  über  gemeinsame 
Grundsätze  zu  verständigen,  in  Beireff  der  Zulassung  religiöser 
Orden,  in  Betreff  der  Erhaltung  des  Friedens  der  Glaubensbekennt- 
nisse unter  sich  und  gegen  die  Verkümmerung  staatsbürgerlicher 
Rechte  durch  die  geistliche  Gewalt ; 

insbesondere  aber 

II.  womöglich  noch  in  dieser  Session  dem  Reichstage  einen  Gesetz- 
entwurf vorzulegen,  durch  welchen  die  Niederlassung  von 
Mitgliedern  der  Gesellschaft  Jesu  und  der  ihr  verwandten  Kongre- 
gationen ohne  ausdrückliche  Zulassung  der  betreffenden  Landes- 
regierung unter  Strafe  gestellt  wird  : 

Drucksache  Nr.  64; 
Abänderungsanträge  „  Nr.  So,  81,  8^,  84,  86. 

Verhandlungen  im  Plenum  : 

S  t  e  n  o  g  r.  Berichte. 


22. 

Sitz. 

v. 

15- 

5- 

1872  S. 

367  bis  393. 

23- 

v. 

16. 

5- 

1872  S. 

395  M   428. 

45- 

V. 

IT- 

6. 

1872  S. 

1096  ,,  1097. 

24. 

V. 

IT- 

5- 

1872  S. 

452  (Berichtigung) 

25- 

V. 

22. 

5- 

1872  S. 

453 

26. 

V. 

23- 

5- 

1872  s. 

48° 

46. 

V. 

18. 

6. 

1872  s. 

1118 

Kommissionsanträge  erledigt  durch  Annahme  folgender  Anträge : 
a.  Antrag   Wagener  (Neustettin),  Dr.  Lucius  {Y^xinri):  Sämtliche   indem 
6.  Petitionsbericht  (Drucksache  Nr.  64)  näher  bezeichneten  Pe- 
titionen dem  Herrn  Reichskanzler  zu  überweisen,  mit  der  Aufforde- 
rung: 

Darauf  hinzuwirken,  daß  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  ein  Zu- 


l)  Jesuitenorden  (Gesellschaft  Jesu)  heißt  der  vom  heil.  Ignatius  von  Loyola 
gestiftete  und  durch  die  Bulle  Regimini  militantis  ecclesiae  am  27.  Sept.  1540  von 
Papst  Paul  III.  zuerst  bestätigte  Orden  von  regulierten  Klerikern.  —  Mitgliederzahl 
Anfang  1908:  1142.  Germaniae  (Deutschland):  Priester  557,  Scholastiker  261, 
Laienbrüder  324.     (Frins  S.  J.     Herder,  Staatslexikon  Bd.  II,  S.   1334 — ISS^-) 
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Stand  des  öffentlichen  Rechts  hergestellt  werde,  welcher  den  reli- 
giösen Frieden,  die  Parität  der  Glaubensbekenntnisse  und  den 
Schutz  der  Staatsbürger  gegen  Verkümmerung  ihrer  Rechte  durch 
geistliche  Gewalt  sicherstellt : 

Drucksache  Nr.  31  ad  III  i. 
Verhandlungen  im  Plenum: 

23.  Sitz.  V.   16.  5.   1872  S.  426/427. 
Angenommen. 
b.  Antrag  Dr.  Marquardsefi  und  Genossen: 

Die  Nr.  2  des  Kommissionsantrages  in  folgender  Fassung  anzu- 
nehmen : 
Insbesondere  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  welcher  auf  Grund 
des  Eingangs  und  des  Art.  4  Nr.  13  und  16  der  Reichsverfassung 
die  rechtliche  Stellung  der  religiösen  Orden,  Kongregationen  und 
Genossenschaften,  die  Frage  ihrer  Zulassung  und  deren  Bedin- 
gungen regelt,  sowie  die  staatsgefährliche  Tätigkeit  derselben, 
namentlich  der  »Gesellschaft  Jesu«,  unter  Strafe  stellt: 

Drucksache  Nr.  86. 
Verhandlungen  im  Plenum: 

23.  Sitz.  V.   16.  5.   1872  S.  427/428. 
Angenommen. 

2.  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Beschränkung  des  Rechtes 
zum  Aufenthalt  der  Jesuiten  im  Deutschen  Reich  (Ueberschrift  ge- 
geändert :  Gesetz,  betreffend  den  Orden  der  Gesellschaft  Jesu) : 

Drucksache  Nr.  1 70. 

Re  ichstagsvorlage. 

Entwurf  eines  Gesetzes, 

betreffend 

die  Beschränkung    des  Rechtes  zum  Aufenthalt    der  Jesuiten  im  Deut- 
schen Reich. 

Wir  Wilhelm,    von    Gottes    Gnaden    Deutscher   Kaiser,    König   von 

Preußen  etc. 
verordnen  mit  Zustimmung  des  Bundesrathes  und  des  Reichstages,  was 
folgt: 

8 

Den  Mitgliedern  des  Ordens  der  Gesellschaft  Jesu  oder  einer  mit 
diesem  Orden  verwandten  Kongregation  kann,  auch  wenn  sie  das 
Deutsche  Indigenat  besitzen,  an  jedem  Orte  des  Bundesgebietes  der 
Aufenthalt  von  der  Landespolizeibehörde  versagt  werden. 

§  2. 
Die    zur  Ausführung    dieses  Gesetzes    erforderlichen  Anordnungen 
werden  vom  Bundesrathe  erlassen. 
Urkundlich. 

INI  u  t  i  V  e. 
In    einer  Sitzung  vom  23.  INIai  1872    hat   der  Reichstag   beschlos- 
sen:   die  für   und  wider   ein  allgemeines  Verbot  des  Jesuitenordens  in 
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Deutschland  bei  ihm  eingegangenen  Petitionen  dem  Reichskanzler  mit 
der  Aufforderung  zu  überweisen : 

1.  darauf  hinzuwirken,  daß  innerhalb  des  Reiches  ein  Zustand  des 
öffentlichen  Rechts  hergestellt  werde,  welcher  den  religiösen  Frie- 
den, die  Parität  der  Glaubensbekenntnisse  und  den  Schutz  der 
Staatsbürger  gegen  Verkümmerung  ihrer  Rechte  durch  geistliche 
Gewalt  sicher  stellt; 

2.  insbesondere  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  welcher  auf  Grund 
des  Eingangs  und  des  Artikels  4  Nr.  13  und  16  der  Rcichsverfas- 
sung  die  rechtliche  Stellung  der  religiösen  Ordenskongregationen 
und  Genossenschaften,  die  Frage  ihrer  Zulassung  und  deren  Bedin- 
gungen regelt,  sowie  die  staatsgefährliche  Tätigkeit  derselben, 
namentlich  der  »Gesellschaft  Jesu«  unter  Strafe  stellt. 

Der  vorliegende  Gesetzentwurf  ist  dazu  bestimmt,  vorläufig  dem- 
jenigen Teile  des  Reichstagsbeschlusses,  welcher  sich  auf  den  Orden 
der  »Gesellschaft  Jesu«  bezieht,  durch  eine  Beschränkung  der  über  die 
Freizügigkeit  im  Deutschen  Reiche  bestehenden  Vorschriften  für  die 
Mitglieder  jenes  Ordens,  eine  gesetzgeberische  Folge  zu  geben,  indem 
es  vorbehalten  bleiben  muß,  zur  Regelung  der  sonstigen  in  dem  Be- 
schlüsse des  Reichstages  angeregten  Fragen  weitere  Gesetzgebungs- 
akte nach  Maßgabe  der  Reichsverfassung  folgen  zu  lassen. 

Erste  Beratung    .     .  43.  Sitz.  v.  14.  6.   IS72  S.   1001/28. 

Abänderungsanträge  Drucksache  Nr.   191,   193. 

Zweite  Beratung      .  45.  Sitz.  v.   17.  6.   1372  S.   1059/97. 

Beschlüsse  ....  Drucksache  Nr.   194. 

Dritte  Beratung  .     .  48.  Sitz.  v.   19.  6.  1872  S.   1123/54  und  1156. 

Resolution  Dr.  Volk  auf  Vorlegung  von 
Gesetzentwürfen : 

1.  über  Einführung  der  obligatorischen  Zivilehe, 

2.  über  Ordnung  der  Zivilstandsregister: 

Drucksache  Nr.   iSg. 

48.  Sitz.  v.   19.  6.  1872   S.   1150/54. 

Angenommen. 

3.  Antrag  Liehknecht  auf  Aufhebung  sämtlicher  Ausnahme- 
gesetze: 

Reichstag  1881/82. 

Drucksache  Nr.  73. 

Unerledigt  geblieben, 

Reichstag  1882/83. 

Antrag  Liebkiiccht  u.  Gen.  auf  Annahme  des  Entwurfes  eines  Ge- 
setzes, betreffend  Aufhebung  sämtlicher  im  Deutschen  Reiche  bestehen- 
den Ausnahmegesetze: 

Drucksache  Nr.  15. 

Erste  Beratung     30.  Sitz.  v.   11.   i.   1883  S.  S32/50. 
Zweite       „  30.      „      „     „     „       „      „    850/57. 

Anträge      .     .     .  Drucksache  Nr.  116. 
Unerledigt  geblieben. 
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Reichstag  1884. 

Resolution  Dr.  WiudtJwrst  bei  Beratung  des  Entwurfs  eines  Ge- 
setzes gegen  die  gemeingefährlichen  Bestrebungen  der  Sozialdemo- 
kratie : 

In  Erwägung,  daß  die  eigenen  ^Mittel  von  Reich  und  Staat  nicht 
hinreichen,  um  die  gemeingefährlichen  Bestrebungen  der  Sozialdemo- 
kratie in  ihren  eigentlichen  Grundursachen  zu  treffen,  vielmehr  die 
AVurzel  dieses  Uebels  nur  dadurch  ausgerottet  werden  kann,  daß  die 
Religion  in  das  Herz  des  deutschen  Volkes  wiederum  weiter  und 
tiefer  eingepflanzt  und  darin  zu  frischer  Lebenskraft  entfaltet  wird, 
den  Bundesrath  zu  ersuchen,  soweit  seine  Kompetenz  reicht,  dahin 
zu  wirken,  daß  überall  die  Hemmnisse  beseitigt  werden,  welche  die 
verschiedenen  Religionsgemeinschaften  in  der  freien  und  ungeschmä- 
lerten und  nur  so  gesegneten  Wirksamkeit  für  Fortpflanzung  und 
Förderung  christlichen  Glaubens  und  Lebens  im  deutschen  Volk  zur 
Zeit  noch  behindern  und  beengen : 

Drucksache  Nr.  83. 

Verhandlungen  im  Plenum  25.  Sitz.  v.   12.  5.  1884  S.  565. 

Abgelehnt. 

Reichstag  1885/86.  IL  Session. 

Resolution  Dr.  Wiiidthorst  bei  Beratung  des  Entwurfs  eines  Ge- 
setzes gegen  die  gemeingefährlichen  Bestrebungen  der  Sozialdemokratie. 

Drucksache  Nr.  158. 

Verhandlungen  im  Plenum  78.  Sitz.  v.  31.  3.  1886  S.   1800. 

Zurückgezogen. 

Reichstag  1890/92  I.  Session. 

Antrag  Dr.  Windthorst  und  Genossen  auf  Annahme  des  Entwurfs 
eines  Gesetzes,  betreffend  die  Aufhebung  des  Gesetzes  über  den  Orden 
der  Gesellschaft  Jesu  vom  4.  VII.   1872: 

Drucksache  Nr.   157. 
Unerledigt  geblieben. 

Reichstag  1892/93  II.  Session. 

Antrag  Graf  von  Ballestrem  und  Genossen  auf  Annahme  des  Ent- 
wurfs eines  Gesetzes,  betreffend  die  Aufhebung  des  Gesetzes  über  den 
Orden  der  Gesellschaft  Jesu  vom  4.  VII.   1872. 

Drucksache  Nr.  34. 

Unerledigt  geblieben. 

Reichstag  1392/93  IL  Session. 

Petitionen,  betreffend  die  Aufhebung  bzw.  die  Beibehaltung  des 
Gesetzes  über  den  Orden  der  Gesellschaft  Jesu  vom  4.  VII.   1372. 

Petitionsbericht.     Drucksache  Nr.   124. 
Unerledigt  geblieben. 
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Reichstag  1893  I.  Session. 

Antrag  Graf  von  Hompesch  und  Genossen  auf  Annahme  des  Ent- 
wurfs eines  Gesetzes,  betrefifend  die  Aufhebung  des  Gesetzes  über  den 
Orden  der  Gesellschaft  Jesu  vom  4.  VII.  1372. 

Drucksache  Nr.  8. 
Unerledigt  geblieben. 

Reichstag  1893/94  II.  Session. 

Antrag  Graf  von  Hoynpesch  und  Genossen    auf  Annahme    des  Ent- 
wurfs eines  Gesetzes,  betreffend  die  Aufhebung  des  Gesetzes  über  den 
Orden  der  Gesellschaft  Jesu  vom  4.  YII.  1872. 
Drucksache  Nr.   13. 

Erste  Beratung  10.  Sitz.  v.   i.   12.   1S93  S.  201/21. 

Zweite       ,,  ,,       ,,      ,,    ,,     ,,        „      ,,  221/26. 

Petitionsbericht  Drucksache  Nr.  88. 

Dritte  Beratung  83.  Sitz.  v.   16.  4.  1594  S.  2148/56. 

Angenommen  seitens  des  Reichstags. 
Reichstag  1 893/94  IL  Session. 

Resolution  der  Budget-Kommission  bei  Beratung  des  Reichshaus- 
halts-Etats  für  1894/95  —  Etat  für  das  ostafrikanische  Schutzgebiet: 

Die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen,  die  Beseitigung  der- 
jenigen Hindernisse  zu  veranlassen,  welche  der  Ausbildung  der  in  den 
deutsch-ostafrikanischen  Kolonien  wirkenden  Väter  vom  heiligen  Geiste 
in  Deutschland  entgegenstehen. 

Drucksache  Nr.   170. 

Beratung     52.  Sitz.  v.  17.  2.   1894  S.   1319. 

Angenommen. 

Reichstag  1894/95  m-  Session. 

Antrag  Graf  von  Hompesch  und  Genossen  auf  Annahme  des  Ent- 
wurfs eines  Gesetzes,  betreffend  die  Aufhebung  des  Gesetzes  über  den 
Orden  der  Gesellschaft  Jesu  vom  4.  MI.  1872. 

Drucksache  Nr.   16. 

Erste  Beratung   .     .  16.  Sitz.  v.  16.   i.  95  S.  361/66. 

Zweite       „  .     .  17.      „     „    17.   i.  95  S.  387/91. 

Abänderungsanträge  Drucksache  Nr.  98,  99. 

Dritte  Beratung       .  42.  Sitz.  v.  20.  2.  95  S.  999/1000. 

Angenommen  seitens  des  Reichstags. 

Reichstag  1895/97  IV  Session. 

I.  Interpellation  Graf  von  Hompesch  und  Genossen: 

Am  20.  2.  1895  beschloß  der  Reichstag  mit  großer  Mehrheit  den 
Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Aufhebung  des  Gesetzes 
über  den  Orden  der  Gesellschaft  Jesu  vom  4.  7.   1872. 

Am  7.  12.   1895  teilte  der  Stellvertreter  des  Reichskanzlers,  Herr 
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Staatssekretär  Dr.  v.  Boetticher,  dem  neu  zusammengetretenen 
Reichstage  amtlich  mit,  ein  Beschluß  des  Bundesrates  über  den 
obigen  Reichstagsbeschluß  sei  bisher  nicht  erfolgt  (Drucks-  Nr.  37 
S.  3)- 

Die    Unterzeichneten    richten    an    den    Herrn    Reichskanzler    die 
Fragen: 

1.  ist  ein  Beschluß  des  Bundesrates  in  dieser  Angelegenheit  auch 
heute  noch  nicht  erfolgt?    Und  wenn  nicht, 

2.  aus  welchen  Gründen  hat  der  Bundesrat  die  Fassung  einer  Ent- 
schließung über  den  genannten  Beschluß  des  Reichstages  bis 
jetzt  verzögert  ? 

3.  gedenkt  der  Herr  Reichskanzler  eine  solche  Entschließung  nun- 
mehr nach  Ablauf  von  16  IMonaten,  und  jedenfalls  noch  vor  Be- 
endigung des  gegenwärtigen  Abschnittes  der  Reichstagsarbeiten 
herbeizuführen? 

(Anl.  Band  III,  Nr.  444). 

Bd.  IV,  107.  Sitz.  V.  17.  9.   1896  S.  2656  B. 

Begründet,  beantwortet  und  besprochen. 

2.  Antrag  Graf  von  Hompesch  u?id  Genossen  auf  Zustimmung  zu  dem 
Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Aufhebung  des  Gesetzes  über 
den  Orden   der  Gesellschaft  Jesu  vom  4.  VII.  1872  (RGBl.  S.  253). 

Anl.  Bd.  VI,  Nr.  688. 

Die  Beratung  wurde  verbunden  mit  derjenigen  des 

3.  Antrags  Graf  zu  Limbiirg-Stirnm  und  Genossen  auf  Zustimmung  zu 
dem  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Aufhebung  des  §  2  des 
zu  2  bezeichneten  Gesetzes. 

Anl.  Bd.  VII,  Nr.   736 
und  des 

4.  Antrags  Rickert  dergl.  wie  vorstehend  zu  Nr.  3. 

Anl.  Bd.  VII,  Nr.  737. 

Erste  Beratung     Bd.  VII,  204.  Sitz.  v.  2.  4.   1897  S.  5473  D. 

Zweite       „  „       „        „        „      „    „   „      „       „    5478  B. 

Dritte        „  „       „      205.     „      „    3.  „      „       „    5509  A. 

ad  2,  3  und  4  unverändert  angenommen  vom  Reichstag. 

Reichstag  1 897/98  V.  Session. 

Entwurf  eines  Gesetzes  (Antrag  Graf  von  Hompesch  und  Genossen) 
betreffend  die  Aufhebung  des  Gesetzes  über  den  Orden  der  Gesellschaft 
Jesu  vom  4.  7.  1872  (RGBl.  S.  253). 

Drucksache  Nr.  24. 

Unerledigt  geblieben. 

(S.  a.  5.  Sitz.  V.  7.   12.  97  S.  ^i  D). 

Reichstag  1898/1900  I.  S  e  s  s  i  o  n. 

I.  a.  Entwurf  eines  Gesetzes  {Graf  von  Hompesch  und  Genossen)  hti'ct.i- 
fend  die  Aufhebung  des  Gesetzes  über  den  Orden  der  Gesell- 
schaft Jesu  vom  4.  VII.  1872  (RGB.  v.  1872  S.  253). 
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Drucksache  Nr.  48. 
Die  Beratung  wurde  verbunden  mit  den 
b.  Gesetzentwürfen   (Antrag    Graf  zu   Limburg- Stimm  und   Genossen 
und  bzw.  Antrag  Rickert  und  Genossen),  betreffend  die  Aufhebung 
des  §  2  des  Gesetzes  über  den  Orden  der  Gesellschaft  Jesu. 

Drucksache  Nr.  83,  86. 

Erste  Beratung     18.  Sitz.  v.  25.   i.   1899  S.  421  D. 
Zweite       ,,  „       „      „     „     „      „      „    430  B. 

Dritte        „  23.     „      „      i.  2.      „      „    569  D. 

Gesetzentwurf  ad  a  und  Gesetzentwürfe  ad  b  angenommen  seitens  des 

Reichstags. 
2.  Anwendbarkeit  des  Jesuitengesetzes  im  Schutzgebiet  der  Karolinen- 
etc.  Inseln. 

98.  Sitz.  V.  21.  6.  99  S.  2698  B,  2713  D,  2714  A. 

Reichstag  1900/1903  II.  Session. 

1.  Entwurf  eines  Gesetzes  (Antrag  Graf  von  Hompesch  und  Genossen) 
betreffend  die  Aufhebung  des  Gesetzes  über  den  Orden  der  Gesell- 
schaft Jesu  V.  4.  7.  72. 

Drucksache  Nr.  82. 
Unerledigt. 

2.  Interpellation  Graf  von  Hompesch  Jind  Genossen: 

Am  I.  IL  1899  hat  der  Reichstag  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  be- 
treffend die  Aufhebung  des  Gesetzes  über  den  Orden  der  Gesell- 
schaft Jesu  vom  4.  Juli  1872  sowie  den  Entwurf  eines  Gesetzes,  be- 
treffend die  Aufhebung  des  §  2  dieses  Gesetzes  beschlossen  (Druck- 
sache Nr.  48,  83,  86,  I.  Session  1898/1900). 

In  der  Uebersicht  der  vom  Bundesrate  gefaßten  Entschließungen 
auf  die  Beschlüsse  des  Reichstags  aus  der  I.  Session  der  10.  Legis- 
laturperiode vom  Monate  Dezember  1900  ist  dem  Reichstage  mit- 
geteilt, daß  die  Beschlußfassung  des  Bundesrates  über  die  beiden 
Gesetzentwürfe  noch  ausstehe  (Drucksache  Nr.  106,  IL  Session 
1900/1903). 

Wir  richten  an  den  Herrn  Reichskanzler  die  Anfrage: 

1.  Liegt  ein  Beschluß  des  Bundesrates  in  dieser  Angelegenheit  auch 
heute  nach  Verlauf  von  drei  Jahren  seit  der  Beschlußfassung  des 
Reichstages  noch  nicht  vor?  und  wenn  nicht: 

2.  Aus  welchen  Gründen  hat  der  Bundesrat  die  Fassung  einer 
Entschließung  über  den  genannten  Beschluß  des  Reichstags  bis 
jetzt  verzögert  r 

3.  Gedenkt  der  Herr  Reichskanzler  eine  solche  Entschließung  noch 
vor  der  Beendigung  der  gegenwärtigen  Tagung  des  Reichstags 
herbeizuführen  r 

Drucksache  Nr.  445. 

Beratung     128.  Sitz.  v.  28.  i.   1902  S.  3687  D.  f. 

Begründet,  beantwortet  und  besprochen. 

3.  Beabsichtigte  Aufhebung  des  §  2  des  Gesetzes: 
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249.  Sitz.  V.     3.  2.   1903  S.  7639  A  (Dr.  Spahn,   7640  A  (Reichskanzler 

Graf  von  Bülow),  B  (Dr.  Spahn), 
7645  A  (v.  Vollmar),  7646  C  (Dr. 
Barth),  7653  A  (Dr.  Hasse). 

250.  Sitz.  V.     4.  2.   1903  S.  7674  C  (Gröber). 

251.  „      „     5.    ,,      „      ,,    7709  C  (Dasbach). 
290.      „      „   23.    „      „      „   883S  II   (Dr.  Spahn). 

302.     ,,      „   30.  4.      ,,      ,,   9190  Au.  B  (Dr.  Arendt),  9198  A  (v.  Savigny). 

Reichstag  1903/05  (I.  Session). 
Aufhebung  des  §  2  des  Jesuitengesetzes : 

64.  Sitz.  V.   12.  4.   1904  S.  2020  D  (Dr.  Sattler),  2023  C  (Reichskanzler 

Graf  V.  Bülow). 

65.  Sitz.  V.  13.  4.  1904  S.  2026   B  (v.    Kardorff),    2028   C  (Dr.  Spahn), 

2035  ^  ^X^^-  ^''  Heydebrand  und  der 
Läse),  2043  D  (Gothein). 

66.  Sitz.  V.   14.  4.   1904  S.  2067  D  (Bebel),    2073    C/D    (Reichskanzler 

Graf  V.  Bülow),  2075  ^  i^^-  Hieber), 
2080  D  (Dr.  Stockmann),  2082  D 
(Staatssekretär  Dr.  Nieberding),  2085 
A  (Dr.  Bachern). 

67.  Sitz.  V.   15.  4.   1904  S.  2105   B  (Bayer),  21 13  B  (v.  Gerlach),  21 15  A 

(Graf  V.  Oriola),  B  (Dr.  Arendt), 
2120  B  (Staatssekretär  Dr.  Nieber- 
ding), 2125  B  (Blumenthal). 

68.  Sitz.  V.   16.  4.   1904  S.  2 131  D  (Dr.  Bachem),  2149  C  (Singer),  2157 

D  (Schrader),  2164  C  Gröber). 
Gesetzenwurf  (Antrag  Graf  von  Hovipesch  und  Genossen),  betreffend 
die  Aufhebung  des  Gesetzes  über  den  Orden  der  Gesellschaft  Jesu  vom 
4.  VII.   1872. 

Drucksache  Nr.  21. 

Unerledigt. 

Gesetzentwurf  (Antrag  v.  Chrzanozvski  nnd  Genossen),  betreffend  die 
Aufhebung  des  Gesetzes  über  den  Orden  der  Gesellschaft  Jesu  vom 
4.  7.   1872. 

Drucksache  Nr.  94. 
Unerledigt. 

Reichstag  1907/09  I.  Session. 
Bd.  229,  60.  Sitz.  S.   1876  B. 

Reichstag  1909/11  II.  Session. 
Aufhebung  des  Jesuitengesetzes: 

Bd.  262,     99.  Sitz.  S.  3612  C. 
100.      „      „   3633  D. 
lOi.      „      „   3709  A  fif. 
Stellung    der    Freisinnigen    zum    Jesuitengesetz,    Abstimmung 
über  den  §  i  : 

Bd.  262,  loi.  Sitz.  S.  3671  D,  3083  C,  3709  B. 


r-iQ  Miszellen, 

Republikanische  Gesinnung  der  Jesuiten  in  Portu- 
gal (Brief  an  den  Papst) : 

Bd.  262,     97.  Sitz.  S.  3537  B. 

99.      ,,      ,,   361 1    C,  D. 
100.      „      „    3644  A. 
Siehe  auch:  Bd.  262,  87.  Sitz.  S.  3176  D,  3180  C,  3185  B. 

Reichstag  1912/1913  I.  Session. 

1 .  Antrag  Dr.  Schädler  und  Genossen : 

Der  Reichstag  wolle  beschließen  : 

Dem  nachstehenden  Gesetzentwurfe  die  verfassungsmäßige  Zustim- 
mung zu  erteilen : 

Gesetz,  betreffend  die  Aufhebung  des  Gesetzes  über  den  Orden 
der  Gesellschaft  Jesu,  vom  4.  VII.  1872  (Reichsgesetzblatt  von  1872 
S.  253): 

Drucksache  Nr.  86. 

Unerledigt. 

Erwähnt:  Bd.  283,  S-  Sitz.  S.  113  C  (Verhältnisse  in  Bayern, 
Württemberg,  Begriff  der  Ordenstätigkeit  und  Niederlassung). 

2.  Interpellation  Bassermann  und  Genossen: 

a.  Erkennt  der  Herr  Reichskanzler  in  dem  Erlaß  des  Königlich 
Bayerischen  Staatsministeriums  des  Innern  an  die  Königlichen 
Regierungen  betreffend  Vollzug  des  Jesuitengesetzes  eine  Verlet- 
zung des  Reichsgesetzes  vom  4.  VII.  I872  und  der  Bekanntma- 
chung des  Reichskanzlers  vom  5.  VII.   I872? 

b.  Welche  Schritte  gedenkt  der  Herr  Reichskanzler  gegenüber  die- 
sem Vorgehen  der  Königlich  Bayerischen  Staatsregierung  zu  tun, 
um  das  Kaiserliche  Recht  zur  Ueberwachung  der  Ausführung  der 
Reichsgesetze  zu  wahren? 

Drucksache  Nr.  40. 

Bd.  284,  40-  Sitz.  S.  1207   C  (Zeitpunkt  der  Beantwortung). 

47.  Sitz.  S.  1434  A. 

Begründet,  beantwortet  und  besprochen. 

Verfassungsfrage,  Frage  der  verschiedenartigen  Auslegung  eines 
Reichsgesetzes,  der  Erlaß  des  bayerischen  ^Ministeriums  als  Verletzung 
eines  Reichsgesetzes  (Reichsverfassung  Art.  17),  Ueberwachungsrecht 
des  Reichskanzlers,  Rechte  des  Bundesrats  (Art.  7  Ziff.  3): 

Bd.  284,  47-  Sitz.  S.  1434  B  ff-.  USS  A,  1438  C,  1440  A,  C,  1441  B  f., 
1445  B,  1446  Cf.,  1448  B,  D,  1451  D,  1459  B,  1460  A,  1461  B. 

Auslegung  des  Jesuitengesetzes,  Auslegung  je  »nach  den  Zeitver- 
hältnissen« ;  Begriff  der  Ordenstätigkeit,  der  Ordensniederlassung; 
Konstitutionendes  Jesuitenordens,  Konferenzen  usw.,  allgemeine  priester- 
liche Tätigkeit  des  einzelnen  Jesuiten  usw.,  Bekanntmachung  vom 
5.  7.  1872  usw. : 

Bd.  284,  47.  Sitz.  S.  1435  C  f.,  1437  A,  1439  r)'    1441  B,   ^443  B, 
1447  B,  1448  A,  1449  B,  1453  Df. 
(Frage  der  Rechtsgültigkeit  der  Bundesratsverordnung  vom  5.  VII.  1872 
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USW.,  Urteil  des  preußischen  Oberverwaltungsgerichts  vom  8-  V.  1900, 
Entstehung  des  Jesuitengesetzes,  Antrag  Meyer-Korn,  Stellungnahme 
Gneists  usw.,  1459  C,  1460  C  Bundesratsbekanntmachung,  Oberverwal- 
tungsgerichtsurteil). —  Entscheidung  der  Frage  durch  den  Bundesrat, 
Antrag  Bayerns : 

Bd.  284,  47.  Sitz.  S.   1435  A,  1439  B,  1440  B,  1446  A,  1448  D. 

Aufhebung  des  §  2  des  Jesuitengesetzes  bez.  Frage  der  Aufhebung 
des  ganzen  Gesetzes : 

Bd.  284,    47.  Sitz.  S.  1437  A,    1441  A,    1443  A,    1446  B,    1454  A, 
1457  A,  1459  B. 

Kulturkampffrage,   —    die    Interpellation    als    Vorstoß    gegen    die 
katholische  Weltanschauung : 

Bd.  284,  47.  Sitz.  S.  1445  A,  1452  A,  C,  1459  A,  1461  B. 

3.  Jesuitengesesetz,   Nichteinbringung   einer  Resolution    (zum   Etat   für 
1912)  durch  das  Zentrum,  Gründe: 

Bd.  285,  64.  Sitz.  S.  2059  D. 

Drucksache  Nr.  593: 
Anfrage  Nr.  23. 

In  Freiburg  im  Breisgau  hat  in  der  Woche  vom  2.  bis  6.  Dezem- 
ber d.  J.  in  der  städtischen  Festhalle  entsprechend  bisheriger  Uebung  ein 
Jesuitenpater  Vorträge  gehalten  mit  den  Themen  :  Gott,  Mensch,  Gott- 
mensch, des  Gottmenschen  Werk,  des  Gottmenschen  Liebe.  Am 
6.  Dezember  d.  J.  wurde  nun  dem  betreffenden  Pater  eine  Verfügung 
des  Großherzoglich  Badischen  Kultusministeriums  eröffnet,  des  Inhalts : 
daß  religionswissenschaftliche  Vorträge  von  Jesuiten  verboten  seien 
und  in  Zukunft  nicht  mehr  gehalten  werden  dürfen. 

Was  gedenkt  der  Herr  Reichskanzler  zu  tun,   um  seine  Erklärung 
in  der  77.  Sitzung  des  Reichstags  vom  4.  Dezember  d.  J.: 

»Die  bestehende  Praxis  oder  die  bestehende  Handhabung  des  Ge- 
setzes zu  ändern,  ist  nicht  Zweck  und  Absicht  des  jetzigen  Bundes- 
ratsbeschlusses« 

und   jene    des  Herrn  Staatssekretärs   des  Reichs-Justizamts    in   der  79. 

Sitzung  vom  6.  Dezember  d.  J. : 

»Was  die  Auslegung  selbst  anbetrifft,  so  ist  Ihnen  ja  versichert  wor- 
den, daß  die  jetzige  Auslegung  in  keiner  Weise  eine  Verschärfung 
der  früheren  Verordnung  sein  soll.  Sie  will  keine  Verschärfung  und 
es  wird  sich  auch  in  der  Praxis  ergeben,  daß  tatsächlich  irgend  eine 
Verschärfung  nicht  eintreten  würde«, 

hiergegen  zur  Geltung  zu  bringen  ? 
Berlin,  den  7.  Dezember  191 2. 

F  e  h  r  e  nba  eh. 

Verhandlungen  hierüber  am  10.  Dezember  1912  (82.  Sitz.  S.  2694  A — C). 
Erste,  zweite  und  dritte  Beratung  des  von  den  Abg.  Schaedler  7ind 
Genossen  eingebrachten   Entwurfs   eines    Gesetzes  über  den  Orden  der 
Gesellschaft  Jesu  (Nr.  86  der  Anlagen) ; 

Erste  Beratung:   116.  Sitzung  vom 

19.  II.  1913  S.  3907  D 
—  3926  D. 


532 


Miszellen. 


Zweite  Beratung:   Ii6.  Sitz.  v.  19.  II.   1913 

S.  3929  A  —  3933  B. 
Dritte  Beratung:  S.  3933  B. 

Anfrage  Nr.  60^)  Drucksache  792. 

In  Nr.  34  und  35  des  in  Stuttgart  erscheinenden  > Deutschen  Volks- 
blattes« vom  II.  und  12.  Februar  d.  J.  wird  über  zwei  Versammlungen 
eines  katholischen  jMännervercins,  des  Ignatianischen  INIännerbundes, 
berichtet,  welche  am  9.  und  11.  Februar  d.  J.  in  Wangen  und  Leut- 
kirch  abgehalten  worden  sind,  und  in  denen  nach  diesen  Zeitungsbe- 
richten >P.  Stiegele  aus  Ravensburg«  und  »Pater  Kollmann«  Vorträge 
gehalten  haben. 

Der  Königliche  Katholische  Kirchenrat  in  Stuttgart  nahm  hieraus 
Anlaß,  über  diese  Vorträge  der  »J  e  s  u  i  s  e  n  p  a  t  r  e  s«  Stiegele  und 
Kollmann  das  Dekanatamt  Leutkirch  mit  »geeigneten  Erhebungen« 
zu  beauftragen,  insbesondere  eine  Aeußerung  des  Vorsitzenden  des 
INIännervereins,  Pfarrers  Nörpel  in  Reichenhofen,  Oberamts  Leutkirch 
einzuforden. 

Was  gedenkt  der  Herr  Reichskanzler  zu  tun,  um  seine  Erklärung 
in  der  77.  Sitzung  des  Reichstags,  vom  4.  Dezember  1912: 

»Man  hat  sich  eben  bei  der  Handhabung  des  Gesetzes  [gegen  den 
Orden  der  Gesellschaft]  namentlich  in  der  letzten  Zeit  von  jeder 
Nachschnüffelei,  von  jeder  Schikane  ferngehalten.  Die  be- 
stehende Handhabung  des  Gesetzes  zu  ändern  ist  nicht  Zweck 
und  Absicht  des  jetzigen  Bundesratsbeschlusses«  — 
hiergegen  zur  Geltung  zu  bringen  ? 
Berlin,  den  28.  Februar  1913. 

Gröber.    Erzberger.    Leser.    Bolz. 
Beantwortung  der  Anfrage  Nr.  60  .  .  .   125.  Sitz.  v.  4.  III.  191 3,  S.  4230. 
Kommissionsbericht  über  die  Petitionen  .  .  .  Drucksache  943. 

Bundesrat  191 3 : 

Protokoll  der  10.  Sitzg.  v.   13.  III.  1913 
§  370  =  Das  Schreiben  des  Präsidenten   des  Reichstags,    wonach 
dieser  das  Gesetz  v.  4.  VII.   1S72  aufgehoben  hat,  wird  dem  Ausschuß 
für  Justizwesen  überwiesen. 


Bayerischer  Landtag. 

XXXVI.  Versammlung. 

I.  Session  1912. 

a.  Kammer  der  Abgeordneten. 

Interpellation  Dr.   Casselmann  und  Genossen 
vom  17.  April  1912 : 

Was  hat  die  K.  Staatsregierung  zu  der  in  ihrem  jüngsten  Erlaß 
gegebenen  neuen  Interpretation  von  §  i  des  Jesuitengesetzes  bewogen 
und  mit  welchen  Gründen  glaubt  sie  diese  Auslegung  rechtfertigen 
zu  können  r 


l)  Anlagen  siehe  die  iJrucksache  selbst. 
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Begründung  : 

Die  neue  Auslegung  steht  im  Widerspruch  nicht  nur  zu  früheren 
Verfügungen,  namentlich  zu  dem  Erlaß  des  K.  Kultusministeriums 
vom  4.  August  vor.  Js.,  sondern  auch  zu  der  bisherigen  einheitlichen 
Auffassung  sämtlicher  Bundesregierungen  und  erscheint  als  eine  Um- 
gehung des  Reichsgesetzes  sowie  der  Bekanntmachung  des  Bundes- 
rats vom  5.  Juli   1872. 

Besprechung  der  Interpellation  Casselmann  tind  Genossin 

im  Plenum     29.  Sitz.  v.  25.  IV.   1912  S.  834/6. 

ZZ-      „      „      I-    V.      „      „      2/44. 

34-      „      ,.  2.      „       „      „    4Ö/58. 

b.  Kammer  der  Reichsräte. 

Besprechung  des  Jesuitenerlasses 

im  Plenum 3.  Sitz.  v.  16.  IV.   1912    S.   19,  20. 

5-      M  -,   30-    V.      „       „   70. 

Protokoll  des  II.  Ausschusses  vom    17.  VII.  191 2  S.  7. 


Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1913.     3.  5  C 
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Eg ertön,  Hugh  Edzv a r d,  Fedn-ations  and  Unions  within  the  British 
Empire.     Oxford,  Clarendon  Press,  191 1,    302  S. 

Das  Buch  gibt  eine  kurz  gefaßte  Schilderung  der  Versuche,  inner- 
halb des  britischen  Weltreiches  durch  staatsrechtlichen  und  verwaltungs- 
technischen Zusammenschluß  einzelner  Kolonien  größere  Gebilde  zu 
schaffen.  Nicht  nur  die  wichtigsten  Teile  des  gegenwärtigen  britischen 
Weltreiches  werden  unter  diesem  Gesichtspunkt  besprochen,  sondern 
auch  die  interessanten  Versuche  des  Zusammenschlusses,  die  in  Nord- 
amerika vor  der  Unabhängigkeitserklärung  der  Vereinigten  Staaten 
unternommen  wurden.  Der  Hauptnachdruck  liegt  jedoch  begreiflicher- 
weise auf  den  Unternehmungen  des  19.  und  20.  Jahrhunderts:  also  auf 
der  British  North  America  Act,  die  1867  das  Dominion  of  Canada  zu- 
sammenschloß, sowie  auf  der  Vereinigung  der  australischen  Kolonien 
zum  Commonwealth  of  Australia,  endlich  auf  dem  Zusammenschluß  der 
südafrikanisch-britischen  Gebiete  zu  der  Union  of  South  Africa.  In 
besonderen  Kapiteln  werden  alle  diese  Unternehmungen  geschildfert. 
Es  folgt  der  Abdruck  der  wichtigsten  Entwürfe:  wie  z.  B.  der  Con- 
föderationsartikel  der  Neu-England-Kolonicn  im  Jahre  1643,  zweier 
weiterer  nordamerikanischcr  Pläne  aus  dem  17.  und  18.  Jahrhundert, 
und  vor  allem  der  Abdruck  der  Verfassungen  der  neuen  Kolonialstaaten- 
Gebilde  Kanada,  Australien  und  Südafrika. 

Als  besonders  gut  sind  einige  der  Vergleiche  zwischen  diesen 
kolonialstaatlichcn  Neuschöpfungen  zu  nennen,  ebenso  manche  ge- 
schichtlichen Betrachtungen  über  Gründe  des  Erfolges  oder  Mißerfol- 
ges oder  über  die  größere  oder  geringere  Brauchbarkeit  der  neuen 
Verfassungsformen;  so  sind  z.  B.  die  Darlegungen  S.  39  vortrefflich. 
Manches  andere  dagegen,  was  man  in  dem  Buche  finden 
möchte,  fehlt  —  so  z.  B.  eine  genauere  Erörterung  der  Finanzfragen, 
die  doch  bei  jeder  staatlichen  Neubildung  eine  große  Rolle  spielen. 
Für  das  Dominion  of  Canada  sind  diese  Fragen  kaum  berührt,  für  den 
australischen  Staatenbund  (S.  59)  nur  angeschnitten. 

Erstaunen  muß  es  erregen,  daß  in  der  Bibliographie  S.  292 
bis  296  ausländische    Veröffentlichungen    kaum    genannt  sind.      Selbst 
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wenn  das  Buch  nur  eine  übersichtliche  Zusammenstellung  seines  Ge- 
genstandes bieten  will,  so  dürften  doch  in  einer  solchen  Bibliographie 
die  wichtigsten  Beiträge  des  Auslandes  nicht  fehlen.  So  ist  z.  B.  die 
»Verfassungsgeschichte  der  Australischen  Kolonien  und  des  Common- 
wealth of  Australia«  von  Doerkes-Boppard  nicht  mit  einem  Worte  er- 
wähnt, die  als  i6.  Band  der  »Historischen  Bibliothek«  (München:  R.  Ol- 
denbourg,  1903)  erschienen  ist;  ganz  zu  schweigen  von  wichtigen  Spezial- 
abhandlungen,  wie  z.  B.  der  vortrefflichen  Untersuchung  Martin  Gasis 
über  die  Entwicklung  der  Verkehrswege  des  australischen  Kontinents 
(Deutsche  Geographische  Blätter  Bd.  29).  Das  Buch  von  Doerkes- 
Boppard  stellt  den  ersten  größeren  selbständigen  deutschen  Beitrag 
zu  der  australischen  Verfassungsgeschichte  dar  und  ist  insbesondere  in 
denjenigen  Abschnitten,  die  staatsrechtliche  Fragen  behandeln,  außer- 
ordentlich brauchbar.  Die  von  ihm  gegebene  Bibliographie,  wenn  sie 
auch  nicht  vollständig  ist,  hätte  von  Egerton  benutzt  werden  können. 
Hamburg-Großborstel.  Dr.  Ernst  Schnitze. 


Morison,     Theodore,    The  economic   transiiion  in   India.     London, 
John  INIurray,  1911.    251  S.    Preis  5  s  net. 

Die  wirtschaftsgeschichtliche  Betrachtung  des  Entwicklungsverlaufs 
der  verschiedenen  Länder  ist  heute  geneigt,  als  eines  der  wichtigsten 
Kriterien  die  Umwälzung  zu  betrachten,  die  sich  durch  Einfüh- 
rung der  Maschinenarbeit  ergibt.  Alle  früheren  wirtschaft- 
lichen Umwälzungen  verschwinden  vor  dieser  in  ihrer  Bedeutung  für 
die  Gegenwart.  Die  westeuropäischen  Völker  haben  sie  gründlich  er- 
fahren —  am  gründlichsten  und  am  frühesten  England.  Nicht  voll- 
zogen hat  sich  diese  Umwälzung  dagegen  bisher  namentlich  in  vielen 
Ländern  Asiens  und  Afrikas.  Auch  in  Indien  ist  sie  noch  nicht  zum 
Durchbruch  gekommen.  Wenn  aber  nicht  alles  täuscht,  so  ist  diese 
Aenderung  hier  jetzt  in  Vorbereitung  begriffen ;  aller  Wahrscheinlich- 
keit nach  werden  nur  wenige  Generationen  vergehen,  bis  sie  sich  voll 
durchgesetzt  hat. 

Die  bisherigen  Grundlagen  dieser  kommenden 
Umwälzung  bilden  den  Gegenstand  des  vorliegenden  Buches,  das 
in  sachkundiger  Weise  den  wirtschaftlichen  Aufbau  Indiens  von  der 
Dorfgemeinschaft  an  schildert.  Hungersnöte  und  andere  Gründe  zwangen 
die  britische  Regierung  im  ig.  Jahrhundert,  Kanäle  und  namentlich 
Eisenbahnen  zu  bauen.  Erst  in  der  Amtszeit  des  Generalgouver- 
neurs Lord  Dalhousie  (1848 — ^56)  begann  diese  Entwicklung.  Ursprüng- 
lich gab  es  nur  eine  Eisenbahn,  die  Grand  Trunk  Road,  die  von  Cal- 
cutta  nach  Ambala  führte.  Kanäle  existierten  nicht.  Die  einzigen  Ver- 
kehrswege bestanden  in  Straßen,  die  ohne  jede  Kunst  gebaut,  infolge- 
dessen vielfach  nicht  oder  mit  großen  Schwierigkeiten  benutzbar  waren. 
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Je  mehr  Eisenbahnen  nun  aber  hergestellt  wurden,  desto  mehr  wurden,  ohne 
daß  man  diese  Wirkung  beabsichtigte,  die  Vorbedingungen  für  eine  industri- 
elle Revolution  geschaffen,  wie  England  sie  im  i8.  Jahrhundert  und  in  der 
ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  erlebte,  weil  damals,  zur  Zeit  des  Ein- 
dringens der  Maschinentechnik  in  das  englische  Wirtschaftsleben,  schnelle 
und  billige  Hin-  und  Herschaffung  von  Rohmaterialien  und  Industrie- 
produkten durch  die  neugebauten  Kanäle  und  Eisenbahnen  möglich 
wurde.  Genau  dieselben  Vorbedingungen  haben  sich  jetzt  in  Indien 
eingestellt,  und  der  rasche  Aufbau  gewisser  maschineller  Industrien  — 
z.  B.  der  Textilindustrie  —  legt  den  Schluß  nahe,  daß  hier  unter  Ver- 
drängung wenigstens  eines  Teiles  der  europäischen  Einfuhr  ein  neues 
Land  industrieller  Produktion  erstehen  wird,  das  im  Anfang  gewiß  noch 
mannigfach  durch  Kapitalmangel,  durch  Unbildung  der  Arbeitermassen 
usw.  behindert  sein,  doch  aber  wohl  schon  in  absehbarer  Zeit  ein  nicht 
zu  verachtender  Konkurrent  der  europäischen  Industrievülker  werden 
wird. 

Das  Morisonsche  Buch  ist  insbesondere  durch  die  zahlreichen  Pa- 
rallelen, die  es  zwischen  englischen  und  indischen  Wirtschaftsverhält- 
nissen und  Wirtschaftsentwicklungen  zieht,  recht  lehrreich. 

Hamburg-Großborstel.  Dr.  Ernst  Schultz e. 


Bernhard  Ja  uc  h  ,  Das  gewerbliche  Lehrlingswesen  seit  dem  Inkraft- 
treten des  Handwerkergesetzes  vom  26.  Juli  1897  mit  besonderer 
Berücksichtigung  Badens.  Freiburg  i.  Br.,  Herdersche  Verlagsbuch- 
handlung 191 1,  228  S.,  8°,  3.60  Mk. 

Sehr  eingehend  behandelt  der  Verfasser  unter  Heranziehung  eines 
reichhaltigen  Materials  an  Literatur,  Statistik,  Kammerberichten,  Denk- 
schriften usw.  ein  Gebiet,  über  das  einen  Ueberblick  zu  besitzen  sicher- 
lich ein  Bedürfnis  ist.  Nach  einer  kurzen  Einleitung  gibt  er  in  einem 
ersten  Teile  eine  Darstellung  der  praktisch-technischen  Lehrlingsaus- 
bildung, in  einem  zweiten  des  gewerblichen  Unterrichtswesens  und 
im  dritten  und  letzten  Teile  des  Lehrlingsschutzcs  und  der  Lehr- 
lingsfürsorge. Räumlich  beschränkt  er  sich  in  der  Hauptsache  auf  die 
Verhältnisse  in  Baden,  das  ja  in  diesen  Dingen  vielfach  Vorbildliches 
geleistet  hat.  Doch  zieht  er  an  vielen  Stellen  in  anderen  Teilen  des 
Reiches  gemachte  Erfahrungen  und  Beobachtungen  mit  heran.  In  aus- 
gedehnterem Maße  geschieht  das  im  ersten  Teile,  wo  er  unter  anderem 
die  Organe  für  die  Regelung  des  Lehrlingswesens  schildert,  also  be- 
sonders die  gewerblichen  Vereine,  Innungen,  Handwerkskammern,  und 
dann  später  im  Abschnitt  Lehrlingsausbeutung  und  Lehrlingszüchterei, 
weil  hierfür  Material  in  Reichserhebungen  vorlag.  Für  die  Kapitel 
Meister  und  Lehrling,  Lehrvertrag  bildete  die  Grundlage  der  Erörterungen 
natürlich    die  Reichsgewerbeordnung,    deren  Wirkungen    an  Hand    der 
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Aeußerungen  besonders  der  badischen  Handwerkskammern  und  anderer 
beteiligten  Kreise  beleuchtet  werden.  Eingehend  ist  ferner  auch  der 
Wert  der  Fabriklehre  dargestellt.  Der  zweite  über  das  gewerbliche 
Schulwesen  handelnde  Teil  gibt  einen  anscheinend  vollständigen  Ueber- 
blick  über  den  jetzigen  Stand  in  Baden.  Der  letzte  Teil,  Lehrlings- 
schutz und  Lehrlingsfürsorge,  bewegt  sich,  wiederum  von  den  Bestim- 
mungen der  Reichsgewerbeordnung  und  der  Arbeiterversicherungsge- 
setze ausgehend  in  einem  größeren  über  Baden  hinausgehenden  Rahmen, 
besonders  in  dem  Abschnitt  über  die  gewerbliche  Jugendfürsorgevereine 
und  Jugendorganisation. 

Den  meisten  Nutzen  von  dem  Buche  dürfte  also  der  haben,  der 
sich  mit  den  speziell  in  Baden  bestehenden  Verhältnissen  vertraut 
machen  will.  Dagegen  dürfte  es  für  denjenigen,  dem  daran  liegt,  sich 
ein  Urteil  über  Erfolg  und  Mißerfolg,  über  Richtigkeit  und  Unrichtig- 
keit der  in  der  gewerblichen  Lehrlingsausbildung  bestehenden  Einrich- 
tungen zu  bilden,  nicht  ergiebig  genug  sein.  Denn  es  sind  darin  erstens 
in  der  Hauptsache  die  Leistungen  eines  einzelnen  und  in  diesen  Dingen 
besonders  weit  vorgeschrittenen  Bundesstaates  gewürdigt,  und  zweitens 
vermißt  man  den  Versuch,  der  bei  der  großen  Mannigfaltigkeit  der 
Unterrichtsspielarten  besonders  nötig  gewesen  wäre,  alle  die  vorhan- 
denen Lehrlingsausbildungseinrichtungen  nach  bestimmten  Grundsätzen 
zu  gruppieren  und  zur  Beurteilung  zu  stellen.  Eine  solche  Gruppierung 
mag  bei  der  noch  ganz  im  Fluß  befindlichen  Entwicklung  und  der  häu- 
figen Unbestimmtheit  der  einzelnen  Schulart  nicht  leicht  sein,  sie  hätte 
aber  versucht  werden  müssen  auch  auf  die  Gefahr  hin,  dabei  nicht 
alle  Einzelheiten  genügend  berücksichtigen  zu  können.  Es  wäre  der 
Schrift  entschieden  zugute  gekommen,  die,  wie  sie  jetzt  ist,  etwas 
eindruckslos  bei  dem  Leser  bleibt. 

Benno  Schmidt. 


Geographische  Herkunftsbezeichnnngen  im  Warenverkehr.  Stenographi- 
sches Protokoll  der  vom  Handelsvertragsverein  am  i8.  Oktober  191 2 
zu  Berlin  veranstalteten  Sachverständigen-Konferenz.  Berlin,  Liebheit  & 
Thiesen,  1912.    78  S.  8°. 

Die  Schrift  enthält  die  Wiedergabe  einer  auf  Einladung  des  Handels- 
vertragsvereins in  der  Berliner  Handelskammer  stattgehabten  Aussprache 
zwischen  juristischen  und  volkswirtschaftlichen  Theoretikern  und  Ver- 
tretern der  nächstbeteiligten  Erwerbszweige  über  die  Anwendung  von 
Herkunftsbezeichnungen  im  Warenhandel,  die  durch  verschiedene  Ge- 
richtsentscheidungen in  neuester  Zeit  zur  brennenden  Frage  geworden 
ist.  Die  Unsicherheit,  die  auf  diesem  Gebiete  herrscht,  erklärt  sich  in 
der  Hauptsache  daraus,  daß  Herkunftsbezeichnungen  zu  Gattungsnamen 
werden  und  damit  ihre  geographische  Bedeutung  ganz  oder  zum  Teil  ein- 
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büßen.  Natürlich  wünschen  die  betreffenden  Industrie-  und  Handels- 
zweige in  diesem  Falle  in  der  einmal  angenommenen  und  bona  fide 
ausgeübten  Gewohnheit  nicht  gestört  zu  werden,  während  auf  der  an- 
dern Seite  die  Aufrechterhaltung  kommerziellen  Tun  und  Glaubens 
verlangt,  daß  nicht  immer  wieder  neue  Herkunftsbezeichnungen  zu 
Gattungsnamen  herabsinken  und  dem  unlauteren  Wettbewerb  dienen. 
In  den  Verhandlungen,  die  durch  ein  juristisches  und  ein  volkswirt- 
schaftliches Referat  eingeleitet  wurden,  wurde  von  seiten  der  Prak- 
tiker reichlich  Material  beigebracht,  welches  die  Schwierigkeit  und  Viel- 
gestaltigkeit der  Verhältnisse  kennzeichnete.  Schließlich  fand  in  der 
Versammlung  der  Vorschlag  am  meisten  Anklang,  daß  ein  kasuistisches 
Verzeichnis  der  einschlägigen  Fälle  aufgestellt  und  darin  die  Ausdrücke 
in  ihrer  derzeitigen  Bedeutung  festgelegt  werden,  um  der  Rechtsprechung 
im  gegebenen  Falle  als  Richtschnur  zu  dienen.  Der  Fachausschuß  für 
gewerblichen  Rechtsschutz,  welchen  der  Handelsvertragsverein  gegrün- 
det hat,  wird  die  weitere  Sammlung  und  Bearbeitung  des  INlaterials  in 
die  Hand  nehmen,  und  es  ist  lebhaft  zu  wünschen,  daß  er  zu  einem 
praktisch  brauchbaren  Ergebnis  gelangt.  — r. 


Vogelstein,  Dr.    Theodor,   Das   Petrolainimonopol.     München  und 
Leipzig  1913,  Duncker  und  Humblot.  V  u.  52  S. 

Ausgehend  von  der  Bedeutung  des  Petroleums  und  seiner  Kon- 
kurrenten für  die  deutsche  Volkswirtschaft,  bespricht  der  Verfasser 
zunächst  die  voraussichtliche  Gestaltung  der  Petroleumpreise.  Er  hält 
eine  wesentliche  Erhöhung  der  Kleinhandelspreise  für  »mehr  als  un- 
wahrscheinlich«, begründet  diese  Ansicht  aber  recht  mangelhaft.  Dann 
gibt  er  einen  Ueberblick  über  die  Geschichte  der  Standard  Oil  Co., 
die  ja  zur  Genüge  bekannt  ist.  Hierauf  folgen  knappe  Ausführungen 
über  die  Petroleumproduktion  sowie  die  Konkurrenten  der  StOC.  In 
dem  folgenden  Abschnitt  über  die  Versorgungsmöglichkeit  sind  haupt- 
sächlich Bemerkungen  zur  Preisfrage  enthalten.  Zusammenfassend 
äußert  sich  V.  dahin  :  Der  Kleinhandel  bedarf  eines  Schutzes  nicht  (?), 
und  zum  Schutze  der  deutschen  Petroleumkonzerne  ein  Staatsmonopol 
einzurichten,  ist  nicht  empfehlenswert.  Zur  Begründung  dessen  stellt 
er  eine  Reihe  von  Thesen  auf,  die  verschiedene  recht  gesunde  Ge- 
danken enthalten.  Polemische  Ausführungen  über  die  geschäftliche 
Leistungsfähigkeit  der  Bureaukratie  und  Forderungen  im  Interesse  der 
Angestellten  bilden  den  Schluß  der  Arbeit.  Ein  Anhang  orientiert 
den  Leser  über  die  Stellung  der  politischen  Parteien  zum  Monopol- 
projekt. 

Zur  prinzipiellen  Beurteilung  der  Monopolfragc  bringt  F.s  Ab- 
handlung wenig  Neues,  und  wenn  man  dieses  Wenige  mit  kritischem 
Auge  betrachtet,    so  erkennt  man  leicht,    daß   es   größtenteils  von  ge- 
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ringem  Werte  ist,  weil  es  entweder  auf  mangelhafter  Kenntnis  der 
Tatsachen  oder  auf  recht  seltsamen  Gedankenverbindungen  beruht. 
Hierfür  einige  Belege:  S.  4  begründet  F.  seine  Meinung,  daß  die  Klein- 
handelspreise kaum  steigen  werden,  folgendermaßen  :  Der  hohe  Kapital- 
gewinn  der  StOC.  (80  ^o)  ist  zum  meisten  ihrem  Druck  auf  die  Roh- 
ülpreise  zuzuschreiben.  »Aller  Voraussicht  nach  wären  ohne  diese 
monopolistische  Kontrolle  die  Leuchtölpreise  auf  die  Dauer  niedriger, 
da  das  Publikum  dann  den  Vorteil  der  billigen  Rohstoffpreise  und  der 
verringerten  Verarbeitungs-  und  Verfrachtungskosten  genießen  würde.« 
M.  E.  ist  aber  doch  zu  erwarten,  daß  die  künstlich  niedrig  gehaltenen 
Preise  nach  Aufhebung  des  Druckes  in  die  Höhe  schnellen.  —  Das  von 
den  Grundlagen  der  Monopolstellung  entworfene  Bild  ist  ziemlich  unklar 
und  zum  Teil  sogar  direkt  entstellt.  S.  10  heißt  es  z.  B.:  »Wer  Pe- 
troleum im  großen  verkaufen  will,  kann  dies  nur  tun,  falls  ihm  der 
Zugang  zum  Konsumenten  offen  steht  .  .  .«.  Wirklich?  Und  ferner 
S.  ii:  »Soweit  man  nicht  direkt  an  den  Konsumenten  herankommen 
kann,  sucht  man  ihn  nun  durch  den  Detaillisten  zu  finden.«  Das  ist 
doch  —  gelinde  gesagt  —  eine  absolute  Verkennung  der  Tatsachen. 
Alles  andere  eher  als  exakt  ist  der  Nachweis,  daß  an  eine  Ausschal- 
tung des  Kleinhandels  z.  Z.  gar  nicht  zu  denken  ist.  Was  S.  11  oben 
über  den  Kannenvertrieb  gesagt  wird,  mutet  doch  mindestens  recht 
seltsam  an.  Es  dürfte  nur  wenige  Leute  geben,  die  es  wirklich  als 
Unbequemlichkeit  empfinden ,  daß  ihnen  Waren  ins  Haus  geliefert 
werden.  Ueber  die  Kostenfrage  schweigt  sich  der  Verfasser  ganz  aus. 
—  Im  Kapitel  über  die  Gegner  der  StOC.  bespricht  V.  auch  die  Stel- 
lung der  Deutschen  Bank  und  der  Diskonto-Ges.  zum  Monopolprojekt. 
Er  bezeichnet  die  gegenwärtige  Konstellation  als  reinen  Zufall  (S.  19, 
oben),  während  sie  doch  in  Wirklichkeit  eine  notwendige  Folge  der 
ganz  verschieden  gearteten  Geschäftspolitik  beider  Banken  ist. 

Diese  Proben  mögen  genügen.  Es  sei  nur  noch  darauf  hinge- 
wiesen, daß  der  Zusammenhang  zwischen  den  Thesen  (S.  27—29)  und 
dem  Vorhergehenden  z.  T.  recht  lose  ist,  wodurch  sie  naturgemäß  an 
Werten  verlieren. 

So  ist  also  die  Abhandlung  V.s  kaum  geeignet,  zur  Klärung  der 
schwierigen  Monopolfrage  beizutragen.  Sie  erweckt  fast  auf  jeder  Seite 
den  Eindruck,  als  ob  die  Arbeit  im  Entwürfe  stecken  geblieben  sei. 
Ihr  fehlt  das,  was  jeder  wissenschaftlichen  Arbeit  erst  den  Charakter 
verleiht:  die  sorgfältige  Durcharbeitung  in  materieller  und  formeller 
Hinsicht.  W.  T  r  e  n  k  h  o  r  s  t. 


y  ä!  c  0  d ,  Eduard.  Volksivirtschaftliche  Theorie  der  Genossenschaften. 
Verlag  v.  W.  Kohlhammer  1913.  XIX  u.  401  S.  8».  Brosch.  6.—  Mk. 
(Tübinger  staatswissenschaftliche  Abhandlungen  herausgegeben  von 
C.  J.  Fuchs  N.  F.  Nr.  i.) 
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Das  Genossenschaftswesen  hat  angefangen,  sich  zu  einer  Art  Spe- 
zialdisziplin  ähnlich  wie  das  Versicherungswesen  auszubilden.  Bisher 
war  es  sowohl  in  den  Lehrplänen  der  Hochschulen  als  Unterrichtsfach 
als  auch  in  der  Literatur  als  Gegenstand  volkswirtschaftlicher  Unter- 
suchung seiner  großen  Bedeutung  nicht  entsprechend  gewürdigt  wor- 
den. In  der  jüngsten  Zeit  ist  hierin  ein  erfreulicher  Umschwung  ein- 
getreten. -Man  beginnt,  diesem  wichtigen  Zweig  unseres  Wirtschafts- 
lebens auch  von  wissenschaftlicher  Seite  größere  Beachtung  zu  schenken. 
In  letzter  Zeit  sind  zwei  größere,  die  volkswirtschaftliche  Seite  des 
Genossenschaftswesens  behandelnde  Schriften  erschienen :  Das  Genos- 
senschaftswesen von  Wygodzinski,  Leipzig  191 1,  und  jetzt  die  volkswirt- 
schaftliche Theorie  der  Genossenschaften  von  Jacob. 

Das  Studium  des  Wj>godzmskisch.e.n  Buches  hinterließ  für  mich 
und  wohl  auch  für  jeden  unbefangenen  Genossenschaftler  bei  dem  bis- 
herigen Zustande  unserer  genossenschaftlichen  Literatur  einen  überaus 
wohltuenden  Eindruck.  In  ebenso  meisterhafter  wie  selbstverständ- 
licher Weise  war  das  Genossenschaftswesen  systematisch  gegliedert, 
war  es  durchforscht  und  die  Ergebnisse  dieser  Forschungen  mit  sehr 
beachtlichen  Rück-  und  Ausblicken  auf  die  deutsche  Genossenschafts- 
bewegung unter  die  einzelnen  Abschnitte  verteilt  und  für  die  begriff- 
liche Auseinandersetzung  verwertet  worden.  Einen  gleichen  Genuß 
schien  das  angekündigte  Buch  von  Jacob  zu  versprechen.  Die  An- 
kündigung einer  volkswirtschaftlichen  Theorie  der  Genossenschaften 
klang  recht  verheißungsvoll.  Nur  in  manchen  Kapiteln  hat  aber  Jacob 
die  in  den  Buchtitel  gesetzten  Erwartungen  erfüllt.  Er  wollte,  wie  er 
im  Vorwort  S.  VII  selbst  sagt,  seine  Arbeit  als  kein  Lehrbuch,  viel- 
mehr als  eine  Ergänzung  zu  unseren  Lehrbüchern  des  Genossenschafts- 
wesens betrachtet  wissen.  Solche  Ergänzung  im  Wege  wissenschaft- 
licher eigener  theoretischer  Erörterung  vermisse  ich  nur  allzu  häufig: 
namentlich  im  ersten  Teile  des  Buches  kehren  für  denjenigen,  der  die 
genossenschaftliche  Literatur  eingehend  kennt,  schon  anderswo  depo- 
nierte Betrachtungen  wieder.  Mit  diesen  Bemerkungen  soll  nicht  das 
lobenswerte  Beginnen  und  die  sehr  fleißige  Arbeit  Jacobs  herabge- 
setzt, wohl  aber  gezeigt  werden,  daß  wenigstens  für  die  drei  ersten 
Teile  des  Buches  der  Buchtitel  verfehlt  ist. 

Das  Buch  Jacobs  gliedert  sich  in  vier  Teile.  Im  ersten  Teile 
untersucht  Jacob  das  wirtschaftliche  Wesen  der  Einzelgenossenschaft 
und  kommt  dabei  zu  dem  richtigen  Resultate,  daß  die  Genossenschaft 
vermöge  ihrer  wirtschaftlichen  Aufgaben  und  ihres  Aufbaues  eine  Per- 
sonalgesellschaft mit  streng  persönlichem  Charakter  der  INIitgliedschaft 
ist.  Er  erörtert  das  Genossenschaftsvermögen,  weist  dem  Gesellschafts- 
kapitale mit  Recht  eine  dienende  Stellung  im  Genossenschaftsorganis- 
mus zu  und  betont  bei  der  Darstellung  der  Genosscnschaftsvcrwaltung 
den  demokratischen  Charakter   der   Genossenschaft.     jNIit   Recht  weist 
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Jacob  bei  der  Wichtigkeit  der  Frage  der  Dividendenpolitik  der  Dar- 
stellung über  die  verschiedene  genossenschaftliche  Gewinnverteilung 
einen  größeren  Raum  zu.  Grundsätzlich  zu  billigen  ist  sein  Stand- 
punkt, daß  hinsichtlich  der  Gewinnverteilung  wahres  genossenschaft- 
liches Empfinden  immer  wieder,  wenn  auch  auf  verschiedenen  Wegen, 
zu  einer  Beobachtung  des  genossenschaftlichen  Grundsatzes  der  Teil- 
nahme der  Genossen  an  den  Vorteilen  der  Genossenschaft  nach  Maß- 
gabe .der  Inanspruchnahme  des  Betriebes  hindrängt.  —  Im  9.  Kapitel 
erörtert  Jacob  auch  die  bekannten  Streitfragen  der  reinen  Selbsthilfe 
bez.  der  Staatshilfe  durch  Kreditgewährung  an  Verbandskassen  seitens 
staatlicher  Zentralinstitute,  insbesondere  seitens  der  Preußischen  Zen- 
tralgenossenschaftskasse.  Jacob  steht  auf  dem  gemäßigten  Standpunkte 
einer  Selbsthilfe  ergänzt  durch  Staatshilfe  i.  S.  einer  allgemeinen,  sei 
es  auch  finanziellen  Förderung  des  Genossenschaftswesens  durch  den 
Staat,  aber  unter  Belassung  jedweder  verantwortlichen  Eigenverwaltung 
der  Einzelgenossenschaft. 

Jacob  versucht  die  Genossenschaft  begrifflich  neu  zu  bestimmen. 
Mir  scheint  aber  seine  zehnzeilige  Definition  S.  169  zwar  richtig,  aber 
zu  lang  und  zu  wenig  präzis  zu  sein. 

Im  zweiten  Teile  seiner  Arbeit  unterzieht  sich  Jacob  der  Aufgabe, 
die  Genossenschaften  systematisch  zu  gruppieren.  In  diesem  Teile 
habe  ich  die  beste  Leistung  Jacob"?,  gefunden.  Hier  geht  Jacob  selb- 
ständig zu  Werke  :  er  prüft  und  erwägt  mit  guten  Gründen  die  früheren 
systematischen  Gruppierungen  von  Schdze- Delitzsch,  Oppenheimer,  Hetz 
und  Kaufmann.  Jacob  kommt  zu  der  Obereinteilung  der  Genossen- 
schaften in  Produzenten-  und  Konsumentengenossenschaften  und  teilt 
wieder  weiter  ein  in  Beschaftungs-  und  Verwertungsgenossenschaften. 
Diese  gruppiert  er  wieder  in  Arbeits-  und  Warenverwertungsgenossen- 
schaften, jene  in  Kredit-  und  Warenbeschaffungsgenossenschaften. 

Der  Darstellung  der  Einzelgenossenschaft  schließt  sich  an  eine  aus- 
führliche Betrachtung  der  genossenschaftlichen  Organisationen  höherer 
Ordnung,  und  zwar  der  Zentralgenossenschaften  und  der  genossenschaft- 
lichen Verbände  (Revisions-  und  Anwaltschaftsverbände).  Das  Buch 
schließt  mit  einer  Betrachtung  der  Genossenschaft  im  wirtschaftlichen 
und  politischen  Kampfe  und  bietet  Ausblicke  auf  den  zukünftigen  ge- 
nossenschaftlichen Sozialismus. 

Jacobe  Schrift  bildet  zweifellos  eine  Bereicherung  unserer  genos- 
senschaftlichen Literatur,  schon  deshalb,  weil  die  genossenschaftlichen 
Lehren  nach  wissenschaftlichen  Gesichtspunkten  vorgetragen  werden 
und  frei  von  jedem  Parteistandpunkte  sind.  Die  gesamte  inländische 
und  ein  gut  Teil  der  ausländischen  Literatur  ist  eingehend  herange- 
zogen und  verwertet  worden.  Die  Darstellung  beschränkt  sich  aber 
auf  das  deutsche  Genossenschaftswesen.  Auch  ist  Jacob  auf  eine  Schil- 
derung der  wirtschaftlichen  Betätigung  der   einzelnen  Genossenschafts- 
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arten  absichtlich  nicht  eingegangen.  M.  E.  hätte  Jacob  durch  ein 
weniger  umfangreiches  Werk,  das  den  gehaltvollen,  in  den  zahlreichen 
Geschäftsberichten,  Jahrbüchern  und  Zeitschriften  schlummernden  Ma- 
terialschatz kritisch  und  volkswirtschaftlich  theoretisch  —  wenn  auch 
nur  nach  einer  bestimmten  Richtung  hin  —  untersuchte,  ein  weit  höheres 
Verdienst  um  die  Erforschung  des  Genossenschaftswesens  erlangen 
können  als  mit  vorliegendem  Buche. 

Hamburg.  Dr.  Rob.  Deumer. 


Fürst,  Adolf.  Die  reichsrechtlichen  Arbeiterkrankenkassen  in  Deutsch- 
land lind  Englaiid.  Ein  juristischer  Vergleich.  Berlin.  Puttkammer  u. 
Älühlbrecht.     1912.     XVI  u.  165  S.     Pr.  brosch.  M.  3.60. 

Die  Arbeit  beginnt  mit  dem  ebenso  stilwidrigen  wie  geschmack- 
losen Satz  :  »Wenn  auch  nach  dem  Dichterwort  das  Leben  der  Güter 
höchstes  nicht  ist,  so  zählt  doch  ein  Leben  in  Krankheit  zu  der  Uebel 
größten«.  Wenige  Zeilen  weiter  macht  der  Verfasser  den  Leser  mit 
der  Unsitte  der  Papuas  auf  Neu-Guinea,  kranke  Stammesgenossen  zu 
töten  bekannt,  um  dann  ziemlich  unvermittelt  ein  Bild  der  Kranken- 
pflege von  den  Zeiten  Alt-Germaniens  bis  zum  19.  Jahrhundert  auf 
29  Zeilen  zu  entrollen. 

Rezensent  bekennt,  daß  diese  Einleitung,  welche  die  Ueberschrift 
trägt:  »Abriß  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  allgemeine  Charak- 
terisierung der  zu  vergleichenden  Verbände,  Abgrenzung  des  Themas« 
ihm  wenig  Gutes  zu  verheißen  schien.  Hat  man  aber  die  Einleitung, 
die  gegen  ihr  Ende  schon  sachgemäßer  wird,  überwunden,  sieht  man 
sich  angenehm  enttäuscht.  Man  findet  eine  flüssig  geschriebene,  gut 
gegliederte  Arbeit,  die  Beachtung  verdient.  Nach  dem  Verlag  in 
Verbindung  mit  der  äußeren  Ausstattung  zu  urteilen,  handelt  es  sich 
wohl  um  eine  Dissertation,  wenn  schon  der  Verlag  einen  entsprechen- 
den Vermerk  dem  Buch  nicht  beigegeben  hat. 

Fürst  vergleicht  die  rechtliche  Natur,  Entstehung,  Beendigung, 
innere  Organisation  und  Beaufsichtigung  der  Versicherungsträger 
der  öff"entlichen  Krankenver-sicherung  in  Deutschland  und  England,  wie 
sie  sich  auf  Grund  des  Krankenversicherungsgesetzes  vom  15.  6.  1883/25. 
5.  1903,  der  Gewerbe-Ordnung  (für  Innungskrankenkassen),  des  Hilfs- 
kassengesetzes  vom  7.  4.  1876/1.  6.  1884  und  der  Rcichsversicherungs- 
ordnung  vom  19.  7.  191 1  für  Deutschland,  auf  Grund  des  Friendly 
Societies  Act  vom  7.  8-  1896/ 1898  für  England  ergeben.  Unberück- 
sichtigt geblieben  ist  der  National  Insurance  Act  vom  26.  12.  191 1,  über 
den  nur  im  Anfang  kurz  referiert  wird.  Durch  diese  Vergleichsgrund- 
lagen erhält  die  Arbeit  in  der  Hauptsache  die  Bedeutung  eines  Bei- 
trags zur  Versichern  ngsgeschichtc,  da  die  Versicherungs- 
träger des  KVG.  und  seiner   Nebengesetze    am    i.  Januar  1914    durch 
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die  wesentlich  anders  organisierten  Versicherungsträger  der  RVO.  er- 
setzt werden,  die  Organe  des  FSA.  aber  durch  das  NIA.  auch  eine 
andere  Stellung  erhalten  haben,  außerdem  durch  andere  Einrichtungen 
(Postsparkasse)  ergänzt  werden.  Hätte  der  Verfasser  sich  auf  die 
RVO.,  die  er  ziemlich  kärglich  bedenkt,  und  den  NIA.  beschränkt, 
diese  Grundlagen  aber  eingehend  verglichen,  würde  das  Buch  auch 
einen  praktischen  Wert  haben.  Bei  dem  wirtschaftlichen  Kon- 
kurrenzkampf zwischen  Deutschland  und  England  ist  nicht  zuletzt  der 
jeweilige  Zustand  auf  sozialversicherungsrechtlichem  Gebiete  in  den 
beiden  Ländern  scharf  im  Auge  zu  halten.  Die  durch  die  Sozialver- 
sicherung bedingte  Belastung  der  Beteiligten  —  in  Deutschland  bereits 
jetzt  über  eine  halbe  Milliarde  Mark  jährlich  —  spielt  selbstredend 
in  diesem  Kampf  eine  gewichtige  Rolle.  Der  wissenschaftliche 
Wert  der  Schrift  ist  trotzdem  anzuerkennen. 

Im  ersten  Teil  behandelt  Fürst  die  juristische  Natur  der  Kassen, 
wobei  er  zutreffend  in  Anlehnung  an  die  von  mir  aufgestellte  Defini- 
tion des  Rechtsbegrififs  der  Versicherung  zu  dem  Ergebnis  kommt,  daß 
die  nach  deutschem  wie  englischem  Recht  bestehenden  Rechtsbezie- 
hungen der  Versicherten  zu  den  Versicherungsträgern  durchweg  als 
Versi  cherungs  Verhältnisse  im  rechtstechnischen  Sinn  aufzufassen 
sind.  Der  Rechtscharakter  der  verschiedenen  in  Betracht  kommenden 
Versicherungsträger  ist  richtig  dargestellt,  insbesondere  auch  die  eigen- 
artige Zwitterstellung  der  englischen  Hilfskassen  zufolge  ihres  Mangels 
an  Rechtsfähigkeit  und  aktiver  Parteifähigkeit,  ein  Uebelstand,  der 
durch  die  Zuziehung  eines  Treuhänders  überwunden  wird.  Die  dem 
englischen  Recht  eigenartige  Institution  des  trustee,  die  in  Deutschland 
trotz  lebhafter  Fürsprache,  namentlich  aus  Anwaltskreisen,  noch  keinen 
rechten  Eingang  gefunden  hat,  hätte  von  Fürst  ohne  vSchaden  für  die 
Geschlossenheit  der  Arbeit  bei  dieser  Gelegenheit  (S.  22  fg.  und 
S.  131  fg.)  wohl  etwas  ausführlicher  besprochen  werden  können;  er 
setzt  hier  Kenntnisse  des  englischen  Rechtslebens  voraus,  die  von  dem 
Interessentenkreis  des  Buches  kaum  allenthalben  zu  verlangen  sind. 
Nicht  beizupflichten  ist  der  auf  S.  53  gebotenen  Konstruktion  für  die 
Person  des  Versicherungsnehmers  bei  den  Kassen  des  KVG.  bez.  der 
RVO.  Fürst  folgert  aus  dem  Umstand,  daß  sowohl  der  Arbeitnehmer 
(^/s)  wie  der  Arbeitgeber  (Vs)  beitragspflichtig  sind,  daß  beide  als  Ver- 
sicherungsnehmer im  technischen  Sinn  anzusehen  sind.  Es  soll  nicht 
bestritten  werden,  daß  man  theoretisch  ein  derartiges  Verhältnis  kon- 
struieren könnte,  wobei  im  vorliegenden  Fall  ein  Zusammentreffen  von 
Versicherung  für  eigene  und  solcher  für  fremde  Rechnung  vorläge ; 
praktisch,  nach  der  ganzen  Entwicklung  der  deutschen  KV.,  hat  die 
Beitragspflicht  des  Arbeitgebers  aber  keinen  versichern  ngs  recht- 
lichen Charakter,  es  handelt  sich,  rechtlich  betrachtet,  um  eine  durch- 
aus selbständige,  auf  sozialen  Motiven  beruhende  Unterstützungspflicht 
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gegenüber  dem  Versicherungsträger  zur  teilweisen  Deckung  seiner 
Leistungen.  Nicht  jeder,  der  einem  Versicherungsunternehmen  regel- 
mäßige Zuwendungen  macht,  freiwillig  oder  zufolge  Rechtspflicht,  tritt 
dadurch  in  ein  Versichern  ngs  Verhältnis.  Daran  ändert  auch 
nichts  der  Umstand,  daß  den  Arbeitgebern  als  Aequivalent  ihrer  Unter- 
stützungspflicht das  Recht  der  Mitverwaltung  der  Kassen  eingeräumt  ist. 

Im  zweiten  Abschnitt  (S.  59 — 141)  erörtert  der  Verfasser  die  Ent- 
stehung, Beendigung  und  innere  Organisation  der  Kassen.  Die  Aus- 
führungen hierüber  bilden  den  nützlichsten  Teil  der  Arbeit,  sie  sind 
auch  demjenigen  zu  empfehlen,  der  sich  nur  für  das  Gebiet  der  deut- 
schen Krankenversicherung  über  diese  wichtigen  Organisationsfragen 
orientieren  will.  Der  gegebene  Rechtszustand  ist  zutreffend  in  über- 
sichtlicher Weise  dargestellt.  Entsprechendes  gilt  für  den  kurzen 
dritten  Teil  (S.  142 — 157):  Die  Beaufsichtigung  der  Kassen. 

Kann  nach  alledem  trotz  der  verunglückten  Einleitung  das  Buch 
als  eine  gute  Leistung  bezeichnet  werden,  so  darf  doch  ein  Mangel, 
an  dem  die  ganze  Arbeit  leidet,  nicht  verschwiegen  werden.  Der  Ver- 
fasser betont,  daß  er  den  Vergleich  nur  in  den  »juristischen  Bezie- 
hungen« vornehmen  wolle  (S.  9) ;  da  er  den  Leser  offenbar  für  so 
flüchtig  hält,  daß  er  darüber  hinweglesen  könnte,  hat  er  noch  aus- 
drücklich den  höchst  überflüssigen  Untertitel  gewählt :  »Ein  juristischer 
Vergleich«  ^).  Eine  rechtsvergleichende  Arbeit  auf  sozialversicherungs- 
rechtlichem Gebiet  erfordert  aber  nicht  nur  ein  Nebeneinanderstellen 
des  Gesetzesstoffes,  wie  es  Fürst  tut,  sondern  vor  allem  ein  Eingehen 
auf  die  sozialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  auf  denen  das  eigen- 
artige Sozialversicherungsrecht  beruht.  Ohne  dies  ersieht  der  Leser 
zwar,  daß  und  welche  Rechtssätzc  und  Rechtseinrichtungen  in  *den 
verglichenen  Ländern  übereinstimmen  oder  abweichen,  nicht  aber, 
warum  diese  Uebereinstimmung  oder  Abweichung  besteht.  Gerade 
darauf  ist  aber  bei  sozialvcrsicherungsrechtlichcn  Vergleichen  Gewicht 
zu  legen.  Wie  alle  rechtsvergleichenden  Arbeiten,  so  haben  auch  so- 
zialversicherungsrechtliche Vergleiche  als  Endzweck  die  Herbeiführung 
internationaler  Rechtseinheit.  Dieses  von  Theoretikern  wie  Praktikern 
der  Sozialversicherung  auch  für  diese  seit  Jahren  angestrebte  Ziel  hat 
zur  Voraussetzung  eine  genaue  Kenntnis  der  inneren  Gründe  der  ver- 
schiedenen nationalen  Rechtssätze,  hier  also  der  sozialen  und  wirt- 
schaftlichen Zustände.  Der  Verfasser  hätte  diese  weitere  Aufgabe 
wohl  auch  zu  lösen  vermocht,  wenn  er  sich  im  Thema  selbst  beschränkt 
hätte,  nur  einen  Ausschnitt  aus  dem  gewählten  Gebiet,  diesen  aber 
in  der  angedeuteten  Richtung  untersucht  hätte.  Sozialversicherungs- 
recht ist  kein  formales,  kein   strenges    Recht ;    die    veränderlichen    so- 


1)  Das  Buch    bildet    insoweit    auch    ein  Beispiel    für    die  in  der  Schrift:  Eine 
Titelfrage,  von  Karl  Bücher  (Leipzig  1912),  behandelten  Fehlgriffe  bei  der  Titelwahl. 
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zialen  und  wirtschaftlichen  Zustände,  denen  es  dienen  soll,  bilden  seine 
wesentliche  Grundlage,  ihre  Kenntnis  und  Erklärung  die  regelmäßige 
Voraussetzung  seiner  vollkommenen  Auslegung,  Anwendung  oder  Dar- 
stellung. 

Leipzig.  Professor  Dr.  jur.  G.  Wörner, 


Wende,  Alexander,  Die  Konzentrationsbewegung  bei  den  deutschen 
Gewerkschaften.  Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  1913.  8".  84  S.  2. —  M. 

Die  vorliegende  Schrift  will  den  Zusammenhang  zwischen  der  Aus- 
gestaltung der  gewerblichen  Betriebsformen  und  der  fortgesetzt  im  Flusse 
befindlichen  Ummodelung  des  Aufbaus  der  deutschen  Gewerkschaften 
beleuchten.  Unter  den  Gründen,  die  die  zunächst  Fachverbände  dar- 
stellenden Gewerkschaften  zwangen,  von  ihrer  ursprünglichen  Gruppie- 
rung abzugehen,  ist  an  erster  Stelle  zu  nennen  die  Kombinierung  früher 
selbständiger  verschiedenartiger  Arbeitsprozesse,  die  Vereinigung  ver- 
schiedener Berufszweige  in  einem  Betriebe.  Denn  mit  der  Zunahme 
der  Betriebskombinationen  wurde  es  einer  solchen  Gewerkschaft  immer 
schwerer  möglich,  durch  Arbeitseinstellung  ihrer  Berufszugehörigen  einen 
Betrieb  lahmzulegen  und  den  mit  derArbeitseinstellung  erstrebten  Zweck 
zu  erreichen.  Es  ergab  sich  von  selbst  die  Notwendigkeit,  auf  den 
Zusammenschluß  der  nach  Betrieben  zusammengehörigen  Arbeiter  hin- 
zuwirken. Das  ist  auch  bereits  geschehen  durch  die  Vereinigung  wich- 
tiger Gruppen  der  Metallarbeiter  zu  dem  Metallarbeiterverband  im 
Jahre  1891,  der  Holzarbeiter  zu  dem  Holzarbeiterverband  1893,  welchen 
beiden  Verbänden  sich  in  den  folgenden  Jahren  noch  eine  Reihe  bisher 
selbständiger  Gewerkschaften  angegliedert  haben.  Eine  der  letzten 
bedeutenderen  Vereinigungen  war  der  Zusammenschluß  der  Verbände 
der  Maurer  und  Bauhilfsarbeiter  im  Jahre  191 1.  Dabei  geht  es  nicht 
immer  ohne  starke  Reibungen  ab,  so  wenn  z.  B.  die  Modelltischler 
ebenso  von  den  Metallarbeitern  wie  von  den  Holzarbeitern  und  die 
Böttcher  in  den  Brauereien  ebenso  von  den  Brauereiarbeitern  wie  von 
den  Holzarbeitern  in  Anspruch  genommen  werden. 

Ein  anderes  wichtiges  Moment,  das  auf  die  Umwandelung  der  ge- 
werkschaftlichen Struktur  nicht  ohne  Einfluß  geblieben  ist,  ist  die 
wachsende  Arbeitsteilung,  insbesondere  die  Arbeitszerlegung  in  den 
Großbetrieben.  Denn  die  damit  ermöglichte  steigende  Verwendung 
von  Maschinen  gestattet  eine  immer  ausgedehntere  Einstellung  von 
ungelernten  oder  nur  angelernten  Arbeitern.  Wollen  die  Gewerkschaften 
auf  sicheren  Erfolg  ihrer  Arbeitseinstellungen  rechnen,  so  müssen  sie  sich 
dazu  bequemen,  auch  ungelernte  Arbeiter  unter  ihre  Mitglieder  aufzu- 
nehmen gegen  geringere  Beiträge  und  entsprechend  niedrigere  Unter- 
stützung bei  Arbeitslosigkeit.  Aeußerlich  kommt  die  veränderte  Auf- 
fassung von  den  Anforderungen   an    ein  aufzunehmendes  Mitglied  oft 
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darin  zum  Ausdruck,  daß  man  den  Namen  ändert.  Aus  dem  ehema- 
ligen >Müllerverband«  wurde  z.  B.  der  > Verband  der  Mühlenarbeiter«, 
aus  dem  »Zentralverband  deutscher  Brauer  und  Berufsgenossen«  der 
»Zentralverband  deutscher  Brauereiarbeiter«.  Daß  die  Fortschritte  der 
Technik,  der  Ersatz  früher  gebrauchter  Rohstoffe  und  Produkte  durch 
neue  sich  in  dem  Verschwinden  alter  oder  dem  Aufgehen  in  neuen 
Gewerkschaften  widerspiegelt,    braucht  wohl   nur    erwähnt  zu  werden. 

Vielleicht  noch  erheblicher  als  die  bisher  genannten  Ursachen  für 
die  Konzentration  der  Gewerkschaften  ist  das  Entstehen  »gemischter« 
Arbeitgeberverbände,  wie  z.  B.  der  Berliner  Holzindustriellen,  sowie  die 
Einsicht,  daß  gemischte  Verbände  widerstandsfähiger  sind,  weil  von 
Aussperrungen  nicht  immer  alle  ihre  ]\Iitglieder  zugleich  betroffen  wer- 
den. Zu  alledem  wirkt  fördernd  auf  die  Konzentrationsbewegung  auch 
die  Aussicht,  an  Agitations-  und  Verwaltungskosten  Ersparnisse  machen 
zu  können. 

Allerdings  stehen  der  Bewegung  auch  mancherlei  Hemmnisse  sach- 
licher und  persönlicher  Art  entgegen.  Zu  den  sachlichen  gehört  unter 
anderen  die  Verschiedenheit  der  Löhne  der  zu  vereinigenden  Ge- 
werkschaftsmitglieder ;  die  besser  bezahlten  Arbeiter  lassen  sich  von 
den  minder  hoch  entlohnten  einer  anderen  Gruppe  der  Gewerkschaft 
nicht  gern  in  ihre  Angelegenheit  hineinreden.  Hinderlich  sind  ferner 
oft  auch  die  Tarifverträge,  die  bei  einer  Gewerkschaft  bereits  bestehen, 
bei  der  anderen  noch  nicht.  Weiter  mag  eine  Gewerkschaft  mit  gut 
ausgebildetem  Unterstützungswesen  eine  andere  nicht  ohne  weiteres  an 
ihren  Errungenschaften  teilnehmen  lassen.  Es  bedarf  oft  langwieriger 
Verhandlungen,  ehe  es  den  Führern  gelingt,  über  solche  und  ähnliche 
Punkte  eine  Einigung  herbeizuführen.  Nicht  minder  groß  als  die  sach- 
lichen Hemmnisse  sind  aber  mitunter  die  persönlichen.  »Zunftstolz«, 
»Berufsdünkel«  sehen  in  der  Vereinigung  einer  Gewerkschaft  gelernter 
Arbeiter  mit  einer  solchen  ungelernter  eine  Herabwürdigung.  Man 
will  keine  Eigenheiten,  keine  Namen  aufgeben,  man  will  individuelle 
Selbständigkeit  wahren,  und  endlich  widerstrebt  mancher  bisheriger 
Führer  aus  persönlichem  Ehrgeiz  einem  Anschluß.  Der  Weg,  den 
man  zur  Ueberwindung  solcher  Hindernisse  einschlägt,  um  trotzdem 
zu  einer  Verständigung  zu  gelangen,  ist  in  der  Regel  die  Einsetzimg 
von  Zentralkommissionen,  Ausschüssen  aus  einzelnen  Gewerkschaften, 
denen  die  Regelung  bestimmter  die  Gesamtheit  betreffenden  Fragen 
übertragen  wird. 

Am  Schlüsse  seiner  Ausführungen  geht  der  Verfasser  kurz  auf  die 
Wirkungen  und  Aussichten  des  Konzentrationsprozesses  ein.  Während 
auf  der  einen  Seite  das  Bedürfnis  besteht,  sich  den  sich  kartellierenden 
Arbeitgeberverbänden  gegenüber  immer  mehr  zusammenzuschließen, 
werden  auf  der  anderen  Seite  die  Rei!:)ungen  zwischen  den  einzelnen 
Berufsgruppen  nicht  geringer.     Auch  muß  man   den  Wünschen  einiger 
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Landesteile  entgegenkommen  durch  Bildung  besonderer  Sektionen,  so 
daß  man  sich  von  dem  Ideal  einer  einzigen  allgemeinen,  von  ihren 
Gegnern  als  »Gewerkschaftsbrei«  bezeichneten  Gewerkschaft  immer 
wieder  entfernt.  Benno  Schmidt. 


Dr.  R  einhold  Ja  ecke l,  Sfaiisiik  und  Verwaltntjg  vnW  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  preußischen  Verwaltungsreform.  Jena,  Verlag  von 
Gustav  Fischer,  1913,  62  S. 

Die  vorliegende  Arbeit  war  ursprünglich    für  die  Berliner  Tagung 
der  Deutschen  statistischen  Gesellschaft  (1912)  bestimmt,  wo  das  Thema 
zur  Diskussion  stand.      Da  der  Verfasser  durch  amtliche   Arbeiten    an 
der  rechtzeitigen   Vollendung    seines   Referates    gehindert   war,  so  hat 
er    dasselbe   nachträglich    als    besondere    Schrift    herausgegeben.     Die 
ganze  Frage  ist  ohne  Zweifel  sowohl  für  die  Statistik  wie  für  die  Ver- 
waltung   eine    höchst    wichtige,    wie    schon    aus   der  großen  Zahl  von 
Schriften  und  Ausführungen  hervorgeht,  die  darüber  geschrieben  worden 
sind.     Sie  gewinnt  dort  noch  mehr  an  Bedeutung,  wo,  wie  gegenwärtig 
in  Preußen   und   Oesterreich,    eine  Reform  der  Verwaltung  angestrebt 
wird.     Jaeckeh   Ausführungen   erwecken    darum    ein   besonderes   Inter- 
esse,   weil   es    nicht    ein    staatlicher    Verwaltungsstatistiker    und    auch 
kein  Kommunalstatistiker,  sondern    ein  Kreisstatistiker   ist,  der 
zum  Gegenstande  das  Wort  nimmt.    Der  preußische  Kreis  Teltow  ist 
bisher  der  einzige  derartige  Selbstverwaltungskörper,  welcher  einen  eige- 
nen statistischen  Dienst  eingerichtet  hat.   Es  ist  leicht  begreiflich,  daß  der 
Leiter  dieses  kreisstatistischen  Amtes   warm   für  den  weiteren  Ausbau 
der  Kreis-  und  Provinzstatistik  eintritt.     Ansätze  zu  einer  Kreisstatistik 
(Kreisbeschreibungen)  seien  in  Preußen  schon  in  den  früheren  Dezen- 
nien vorhanden  gewesen,  aber  eine  wissenschaftliche  Pflege  habe  diese 
Kreisstatistik    damals    ebensowenig    gefunden,    wie    dies   jetzt    bei  den 
Landesverwaltungsstellen   der   Fall    sei.      Nicht   bei    den    Regierungen, 
sondern   bei   den    Provinzen   und    Kreisen,    die  über  eigene  finanzielle 
Mittel   verfügten,   sollte    der    Schwerpunkt  der  lokalen  Statistik  liegen. 
Die  Durchführung  dieses  Gedankenganges   würde    natürlich  eine  nicht 
unwesentliche  Verschiebung  der  bisher  staatlich  geleiteten  statistischen 
Agenden  auf  das  Gebiet   der   Selbstverwaltung   in   sich  schließen.     Es 
ist  sehr    fraglich,    ob    die    bislang    so  stramm  zentralisierte  preußische 
Staatsverwaltung  geneigt  sein  dürfte,  die  Hand  dazu  zu  bieten.     Ohne 
eine  ausreichende  Regelung  des  Unterordnungsverhältnisses  der  neuen 
statistischen  Dienststellen    gegenüber  der   staatlichen  Verwaltung  wird 
davon  nicht  die  Rede  sein  können.      Die  Frage  spitzt  sich  also  dahin 
zu,  wie  dieses  sogenannte  interlokale  Verhältnis  zwischen  Statistik  und 
Verwaltung  juristisch  geordnet  werden  kann.      Denn  eine  vollkommen 
freie    Stellung   der    amtlichen    Statistik   im  Staatsorganismus,  die  dem 
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Verfasser  als  Ideal  vorzuschweben  scheint,  ist  unmöglich.  Die  Ver- 
waltungsstatistik steht  eben  nicht  auf  einer  Linie  wie  ein  Forschungs- 
institut. Theoretisch  läßt  sich  immerhin  die  Forderung  vertreten,  daß 
die  Statistik  neben  der  Verwaltung,  nicht  aber  in  ihr  oder  unter  ihr 
stehen  solle,  was  zu  einer  Gleichstellung  des  statistischen  Zentralamtes 
mit  der  Oberrechnungskammer  führen  müßte.  Allerdings  wäre  damit 
die  Statistik  von  ihrer  heutigen  Abhängigkeit  gegenüber  der  Verwaltung 
befreit,  aber  damit  wahrscheinlich  zugleich  zur  Ohnmacht  und  zum 
Stillstand  verurteilt.  Denn  immer  wird  es  vor  allem  die  Verwaltung 
sein,  welche  der  Statistik  neue  Anregungen  bieten  und  sie  zu  neuen 
Aufnahmen  veranlassen  wird.  Ohne  den  großen  Apparat  der  Ver- 
waltung muß  ferner  die  Durchführung  solcher  statistischer  Aufnahmen 
sich  praktisch  als  unmöglich  erweisen  und  endlich  geht  die  Aufgabe 
der  Verwaltungsstatistik  nicht  selten  sogar  darüber  hinaus,  indem  von 
ihr  auch  praktische  Vorschläge  zur  Nutzbarmachung  der  gewonnenen 
Erhebungsresultate  verlangt  werden  (Arbeitsstatistik!).  Ueberall  tritt  uns 
heute  eine  so  innige  Verbindung  zwischen  Statistik  und  Verwaltung 
entgegen,  daß  wir  ernste  Bedenken  hegen  müssen,  das  statistische 
Zentralamt  auf  die  formell  streng  begrenzte  kontrollierende  Funktion 
nach  Analogie  einer  Oberrechnungskammer  zu  beschränken.  Man 
wird  da  eben  die  richtige  Mitte  finden  müssen,  und  vielleicht  ist  mit 
der  Unterstellung  des  statistischen  Zentralamtes  unter  den  INIinisterprä- 
sidenten  dem  praktischen  Bedürfnisse  Genüge  getan. 

Leipzig,  den  4.  Juli  1913.  Ferdinand  Schmid. 


Prof.    Dr.  S  i  gmun  d  S  c  ho  tt.     Die  großstädtischen  Agglomerationen 
des  Deutschen  Reichs  i8ji — igio.     Heft  I  der  Schriften  des  Verban- 
des   deutscher    Städtestatistiker    (Ergänzungshefte  zum    Statistischen 
Jahrbuch  deutscher  Städte).     Breslau  1912.      Druck  und  Verlag  von 
Wilh.  Gottl.  Korn.     130  S.     8».     Geh.  3.40  Mk. 
Auf  der  XXV.  Konferenz  des  Verbandes  deutscher  Städtestatistiker 
im  Juni  191 1  in  Dresden  wurde  der  Beschluß  gefaßt,  größere  Arbeiten 
aus  dem  Gebiete  der  Städtestatistik  und  Städteverwaltung  in  besonde- 
ren   Schriften    des    Verbandes    als    Ergänzungshefte    zum  Statistischen 
Jahrbuch    deutscher    Städte    in   zwangloser  Folge    herauszugeben.     Als 
erste  dieser  Schriften  ist  die  oben  genannte  Untersuchung   erschienen, 
die  im  wesentlichen  eine  Zusammenfassung  der  früheren  Arbeiten  des 
Verfassers    [vgl.    Protokoll    zur  XVI.    (Altonaer)    Konferenz    und    Stat. 
Jahrbuch  deutscher  Städte  Bd.  XI,  XII,  XIV]  darstellt  und  sie  ersetzt. 
Wertvoll    wird    die  Schrift    aber  dadurch,    daß   hier  diese  Einzelunter- 
suchungen in  einen   organischen  Zusammenhang    gebracht  und  bis  auf 
die  neueste  Zeit  fortgesetzt  worden  sind. 

Im  ersten  Abschnitt,  der  eine  bequeme  Einführung  in  die  Fragen 
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der  Agglomeration  und  Citybildung  bietet,  schildert  der  Verfasser 
den  Anlaß  und  die  allmähliche  Ausführung  seiner  Arbeit  und  verbindet 
damit  eine  kritische  Darstellung  des  bisher  auf  diesem  Gebiete  Gelei- 
steten. Er  betont  dabei,  daß  diese  Arbeit  nichts  anderes  sein  will  als 
eine  gewissenhafte  Sammlung,  Sichtung  und  möglichst  zweckmäßige 
Aufarbeitung  und  Bereitstellung  des  reichhaltigen  Materials.  Dies  dürfte 
auch  völlig  gelungen  und  damit  eine  Grundlage  zu  detaillierten  Unter- 
suchungen gewonnen  sein.  Die  Agglomerationsverhältnisse  und  die 
Citybildung  werden  in  den  beiden  nächsten  Abschnitten  eingehend 
behandelt.  Den  Schluß  bilden  Erläuterungen  und  Einzelheiten,  die  aus 
den  an  die  einzelnen  Großstädte  geschickten  Fragebogen  gewonnen 
sind,  aber  sich  zu  einer  vergleichenden  Darstellung  nicht  eignen,  sowie 
ein  umfangreiches  Tabellenmaterial. 

Die  Schwierigkeiten  einer  derartigen  Arbeit  sind  nicht  zu  verkennen. 
Schon  der  Begriff  der  Großstadt  steht  nicht  einwandfrei  fest.  Für  die 
Statistik  gilt  z.  B.  der  Einwohner  des  »Dorfes«  Hamborn  mit  seinen 
IO2O00  Einwohnern  als  Großstädter,  während  die  freie  und  Hansestadt 
Lübeck,  die  es  bei  der  letzten  Volkszählung  nur  auf  ggooo  Einwohner 
gebracht  hatte,  nicht  als  Großstadt  gerechnet  wird  und  für  diese  Arbeit 
ausscheidet. 

Die  Entwicklungstendenzen  der  einzelnen  Groß>städte  und  ihrer 
Umgebung  sind  so  verschiedenartig,  daß  unter  den  jetzigen  Verhält- 
nissen eine  verfeinerte  statistische  Untersuchung  ausgeschlossen  ist, 
und  man  gewisse  Willkürlichkeiten  mit  in  Kauf  nehmen  muß,  um 
überhaupt  einen  Vergleich  zu  ermöglichen.  So  ist  es  gekommen,  daß 
nicht  der  wirtschaftliche  Einflußbereich  einer  Großstadt,  der  für  jede 
einzelne  bereits  schwer  genug  festzustellen  ist,  zur  Vergleichung  benutzt 
wird,  sondern  die  mathematische  Agglomeration,  d.  h.  das  Gebiet  in- 
nerhalb eines  Kreises  mit  dem  Radius  von  lO  km  um  den  Stadtmittel- 
punkt. Aber  auch  hier  ergeben  sich  große  Schwierigkeiten,  da  die 
Agglomerationen  verschiedener  Großstädte  sich  schneiden,  zum  Teil 
sogar  andere  Großstädte  einschließen.  Verwickelt  liegen  die  Verhält- 
nisse besonders  im  rheinisch-westfälischen  Industriebezirk.  Hier  muß 
mit  einer  gewissen  Rücksichtslosigkeit  vorgegangen  werden,  man  muß 
einzelne  Großstädte  den  Agglomerationen  größerer  Städte  zurechnen, 
um  überhaupt  zu  einer  vergleichenden  Betrachtung  gelangen  zu  können. 
Ob  das  nach  weiteren  zehn  Jahren  nochmals  möglich  sein  v/ird,  so 
schreibt  S  c  h  o  1 1,  scheint  uns  allerdings  mehr  als  fraglich. 

Schwierig  war  auch  vielfach  die  Beschaffung  des  Zahlenmaterials, 
da  den  jüngsten  Großstädten  die  Vornahme  so  eingehender  statistischer 
Arbeiten  nicht  zugemutet  werden  konnte.  So  mußte  mitunter  zu 
Schätzungen  und  Interpolationsrechnungen  gegriffen  werden,  um  über- 
haupt genügendes  Zahlenmaterial  zu  erlangen.  Sorgfältig  wird  aber 
dabei  das  Für  und  Wider  erwogen,  und  der  Verfasser  scheut  sich  nicht, 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1913.    3.  'JÖ 


550 


Literatur. 


die  Mängel  des  Zahlenmaterials  und  seiner  Verwertung  anzugeben.  Zu 
bedauern  ist,  daß  bei  der  Frage  der  Citybildung  nur  der  bevölkerungs- 
statistische Niederschlag,  d.  h.  der  Rückgang  der  Wohnbevölkerung, 
untersucht  werden  konnte.  Andere  wichtige  Momente,  wie  die  Zunahme 
der  Tagesbevölkerung,  die  Zunahme  der  Geschäfte,  die  Errichtung 
von  Neubauten  mit  höherer  Stockwerkszahl,  die  Steigerung  der  Miet- 
preise für  Läden,  Schreibstuben  und  sonstige  Gewerberäume,  die 
Steigerung  der  Grundrente  konnte  leider  nicht  berücksichtigt  werden, 
da  für  die  meisten  Großstädte  kein  Material  vorhanden  ist.  Eine  ver- 
feinerte vergleichende  Darstellung  der  Citybildung  ist  bis  jetzt  also 
unmöglich,  und  wir  sind  angewiesen  auf  monographische  Behandlung 
der  Citybildung,  wie  sie  H.  Schmidt  in  seinem  Werke  :  »Citybildung  und 
Bevölkerungsverteilung  in  Großstädten,  München  1909«  für  acht  Groß- 
städte vorgenommen  hat. 

All  diese  Mängel  und  Schwierigkeiten  zugegeben,  muß  man  aber 
gestehen,  daß  es  Schott  verstanden  hat,  das  an  sich  spröde  und 
dürftige  Material  unter  Beobachtung  aller  Vorsichtsmaßregeln  so  zu 
durchkneten  und  gefügig  zu  machen,  bis  es  überzeugende  Auskunft 
gibt  von  den  Strukturveränderungen  unserer  Großstadtbevölkerung,  von 
den  beiden  entgegengesetzten  Tendenzen  in  der  Bevölkerungsverschie- 
bung, die  ihren  Ausdruck  in  der  Citybildung  und  in  der  Agglomeration 
finden.  Ein  weites  Arbeitsfeld  für  eine  mit  dem  Zeitgeist  fortschrei- 
tende Kommunalpolitik  wird  dadurch  erschlossen,  die  Bedeutung  der 
Eingemeindungsfrage  in  das  rechte  Licht  gerückt,  interessante  Streif- 
lichter auf  die  Tätigkeit  der  kommunalstatistischen  Aemter  in  früherer 
Zeit  und  jetzt  geworfen.  Aber  immer,  wenn  der  Verfasser  an  die 
Grenze  statistischer  Tätigkeit  gekommen  ist,  wo  seine  Aufschlüsse  sich 
bereits  mit  Lebensfragen  kommunaler  Verwaltung  berühren,  macht  er 
Halt,  er  liefert,  um  mit  seinen  eigenen  Worten  zu  sprechen,  seine  Ar- 
beit im  Vorzimmer  ab,  von  dem  aus  eine  Tür  zur  Verwaltung,  die  an- 
dere zur  Wissenschaft  führt,  wenngleich  auch  diese  Zurückhaltung  nicht 
immer  leicht  sein  mag. 

Die  frische  und  lebendige  Art  der  Darstellung,  die  mitunter  recht 
launige  Einfälle  aufweist,  wie  die  Versinnbildlichung  der  Wachstums- 
energie der  einzelnen  Agglomerationen  in  den  vier  Jahrzehnten  seit  der 
Reichsgründung  auf  einem  Notenblatt,  verleiht  der  Arbeit  ihren 
eigenen  Reiz. 

Hermann  H  e  n  n  i  g. 
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Saarbriicker  Bergleute.  Berlin,  W.  Ernst  &  Sohn,  1913.  161  S.  4''. 
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Monographies  industrielles.  Apercu  cconotnicjue,  technologiqiie  et  com- 
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Concours  ouvert  par  la  Societe  d'Economie  Politique 

de  Paris. 

Prix   M  e  r  c  e  t. 

Par  suite  de  l'insuffisance  des  manuscrits  presentes,  la  Societe 
d'Economie  Politique  a  decide  de  proroger  le  Concours  pour  le  Prix 
fonde  par  la  generosite  de  Mr.  Emile  Mercet. 

Lc  nouveau  sujet  mis  au  concours  est : 

»L'evülution  des  idees  protectionnistes  depuis   181 5«. 

Le  prix  comportera  une  medaille  d'or,  d'unc  valeur  approximative 
de  300  fcs,  et  une  soulte  en  espeses  de  m  i  1 1  e  f  c  s. 

II  sera  decernc  au  commencement  de  191 5. 

Les  manuscrits  (en  frant^ais)  sous  devise  et  accompagnes  d'une 
enveloppe  fermee,  rcproduisant  la  devise  et  contenant  noms  et  adresse 
de  l'auteur,  devront  parvenir  ä  Monsieur  Daniel  Bellet,  Secrctaire  Per-, 
petuel  de  la  Societe  d'Economie  Politique,  ä  Maison.s-Laffittc,  avant  le 
31  Decembre  1914. 

Koloniale  Preisaufgabe. 

LIerr  Eduard  Woermann  in  Hamburg  hat  dem  Professorenrat 
des  Kolonialinstituts  in  Hamburg  6000  Mk.  zur  Verfügung  gestellt  als 
Preis  für  die  beste  Bearbeitung  der  Frage: 

>D  u  r  c  h  w  e  1  c  h  e  ])  r  a  k  t  i  s  c  h  e  n  ]\I  a  fi  n  a  h  m  e  n  i  s  t  i  n  u  n- 
s  e  r  e  n  Kolonien  eine  Steigerung  der  G  e  b  u  r  t  e  n  h  ä  u- 
f  i  g  k  e  i  t  und  Herabsetzung  der  Kindersterblichkeit 
bei  der  eingeborenen  farbigen    Bevölkerung  —  des 


Ausschreibuneen. 


563 


wirtschaftlich  wertvollsten  Aktiv  ums  unserer  Ko- 
lonien —  zu  erreichen?« 

In  der  Arbeit  sollen  außer  den  medizinischen  auch  die  religiösen, 
ethnographischen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  untersucht  und  dar- 
gelegt werden,  die  von  Einfluß  auf  die  Geburtenzahl  und  Säuglings- 
sterblichkeit bei  den  Eingeborenen  unserer  Kolonien  sind,  ferner  sollen 
praktische  Voi-schläge  zur  vSteigerung  der  Geburtenhäufigkeit  und  Herab- 
setzung der  Kindersterblichkeit  bei  der  eingeborenen  farbigen  Bevöl- 
kerung gemacht  werden.  Die  Untersuchung  braucht  nicht  auf  alle 
Schutzgebiete  ausgedehnt  zu  werden,  es  werden  auch  Arbeiten,  die  sich 
auf  ein  Schutzgebiet  beschränken,  zum  Wettbewerb  zugelassen. 

Die  Bewerbungsschriften  müssen  in  deutscher  Sprache  möglichst 
mit  der  Maschine  einseitig  geschrieben  und  ohne  Namen,  jedoch  auf 
der  ersten  Seite  mit  einem  Kennwort  oder  Motto  versehen,  in  einem 
versiegelten  weißen  Umschlag  (innerhalb  der  Postverpackung)  einge- 
schlossen sein  und  bis  spätestens  zum  31.  Dezember  19 14  einschließlich 
zur  Post  geliefert  werden  unter  der  Adresse:  Professorenrat  des  Kolo- 
nialinstituts Hamburg  (Preisaufgabe). 

Außer  der  Abhandlung  muß  der  innere  Umschlag  den  vollen 
Namen  und  die  genaue  Adresse  des  Autors  enthalten  in  einem'  beson- 
ders versiegelten  Kuvert,  das  außen  das  Kennwort  oder  Motto  trägt. 

Der  Preis  kann  auch  geteilt  werden.  Die  Entscheidung  wird  bis 
zum  I.  Oktober  191 5  in  der  Deutschen  Kolonialzeitung  bekannt  gege- 
ben. Die  preisgekrönte  Schrift  geht  in  das  Eigentum  des  Hamburgi- 
schen Kolonialinstituts  über,  auch  hat  das  Institut  das  Recht,  die  übri- 
gen Arbeiten    ganz  oder    im  Auszug    oder    teilweise  zu  veröffentlichen.. 

Der  Professorenrat 

des  Hamburgischen  Kolonialinstituts 

Franke,  Vorsitzender. 
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I.   ABHANDLUNGEN. 

VON  DEN  GRENZEN  DER  WIRKSAMKEIT  DES 

STAATES. 

Von 
Rechtsanwalt  und  Notar  Dr.  BRUNO  BEYER  in  Pr.  Eylau. 

I.  Allgemeines. 

Für  die  rechtliche  Betrachtung  der  Frage,  ob  das  Wirken 
des  Staates  begrenzt  sei  oder  nicht,  müssen  zwei  Gesichtspunkte 
auseinandergehalten  werden.  Es  gibt  einerseits  Geschehnisse  und 
Zustände,  welche  vom  Willen  des  Menschen  vollständig  unab- 
hängig sind.  Die  Handlungen  des  Staates  als  Willensbetätigungen 
seiner  Organe  können  sich  solchen  Vorgängen  ebensowenig  zu- 
wenden wie  sonstige  Handlungen  eines  Menschen.  Desgleichen 
können  die  Staatsorgane  derartige  unmögliche  Handlungen  weder 
allgemein  noch  im  besonderen  F'alle  gebieten.  Andererseits  fehlt 
den  staatlichen  Organen  mitunter  die  Zuständigkeit  zu  gewissen 
Handlungen,  die  an  sich  als  menschUche  Willensbetätigungen 
denkbar  sind.  In  dem  letzteren  Falle  entbehrt  das  Handeln  des 
Staates  der  rechtlichen  Grundlage,  im  ersteren  Falle 
der  tatsächlichen. 

IL  Der  Mangel  der  tatsächlichen  Grundlage. 

Ein  seiner  Natur  nach  unantastbares  Gut  eines  jeden  Men- 
schen ist  seine  Ueberzeugung;  sie  ist  schlechthin  von  seinem 
Willen,  von  seinem  Wünschen  und  Streben  unabhängig.  Alle 
Gebote,  die  der  Staat  in  dieser  Beziehung  erläßt,  können  höchstens 
die  Wirkung  haben,  daß  der  davon  Betroffene  Handlungen  unter- 
läßt,  die  sich  aus  seiner  Ueberzeugung  ergeben  oder  Handlungen 
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begeht,  die  mit  dieser  Ueberzeugung  in  Widerspruch  stehen.  Das 
wichtigste  Gebiet,  auf  dem  derartige  staatliche  Gebote  und  Ver- 
bote erlassen  wurden,  ist  das  der  Gewissens-  und  Glaubensfreiheit, 
welche  der  Staat  im  Ausgange  des  Altertums  und  im  Mittelalter 
seiner  Regelung  unterziehen  zu  können  glaubte. 

Auf  ganz  anderem  Gebiete  wie  die  Bekenntnisfreiheit,  welche 
dem  einzelnen  die  Freiheit  der  Wahl  einer  bestimmten  Konfession 
und  das  Bekenntnis  zu  ihr  bez.  zu  keiner  Konfession,  gestattet, 
liegt  die  Betätigung  der  von  einem  Bekenntnis  vorgeschriebenen 
Handlungen  und  insbesondere  die  Betätigung  von  Personenver- 
einigungen, die  sich  zu  Religionsgesellschaften  zusammengeschlos- 
sen haben. 

Solche  Handlungen  unterliegen,  selbstverständlich  unbescha- 
det ihrer  Beurteilung  nach  der  in  jener  Konfession  gelehrten 
Moral  oder  des  für  jene  Gesellschaft  geltenden  Rechts,  den  all- 
gemeinen vom  Staate  erlassenen  Normen. 

Eine  besondere  Behandlung  werden  natürlich  solche  Reli- 
gionsgesellschaften erfahren,  denen  die  meisten  oder  jedenfalls 
die  einflußreichsten  Glieder  des  Staates  angehören.  Bei  ihnen 
findet  sich  häufig  die  Form  des  Staatskirchentums,  bei  welcher 
die  kirchlichen  Angelegenheiten  innerhalb  des  Staates  durch  Or- 
gane desselben  wahrgenommen  werden.  Häufig  bezieht  sich  diese 
Tätigkeit  jedoch  nur  auf  mehr  äußere  Angelegenheiten,  die  dog- 
matische Grundlage  der  ganzen  Kirche ;  die  Prinzipien,  deren 
Anerkennung  in  der  Ueberzeugung  und  in  den  Handlungen  sie 
verlangt,  werden  meistens  spezifisch  kirchlichen  Organen  iiber- 
lassen,  weil  nach  der  Grundidee  wohl  der  meisten  Religions- 
gesellschaften eine  autoritative  Feststellung  ihrer  Leitsätze  nicht 
die  Aufgabe  des  Staates  ist.  In  denjenigen  Staaten,  in  denen 
ein  großer  Teil  der  kirchlichen  Angelegenheiten  durch  Staats- 
organe wahrgenommen  wird,  pflegt  man  die  letzteren  als  kirchen- 
regimentliche  im  Gegensatze  zu  den  eigentlichen  Staatsbehörden 
zu  bezeichnen.  Diese  Benennung  weist  jedoch  auf  keinen  recht- 
lichen Unterschied  hin,  sondern  nur  auf  die  Art  der  Staatsfunk- 
tionen, welche  jene  Organe  wahrzunehmen  haben.  Die  katholische 
Kirche  hat  allerdings  wegen  ihrer  zentralen  Organisation  eine 
staatliche  Tätigkeit  zur  Wahrnehmung  ihrer  Angelegenheiten 
selbst  in  denjenigen  Staaten,  in  denen  die  Mehrheit  der  Unter- 
tanen sich  zu  ihr  bekennt,  nur  in  ganz  geringem  Umfange  auf- 
kommen lassen.     Maßgebend  ist  hierbei  auch  der  Umstand,   daft 
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infolge  ihres  ausgedehnten  Lehrgebäudes  weit  mehr  Handlungen 
als  im  Interesse  der  Kirche  liegend  oder  ihr  widersprechend  von 
ihr  angesehen    werden    als    bei  anderen  Religionsgemeinschaften, 

In  denjenigen  Staaten,  in  denen  nur  ein  geringer  Kreis  kirch- 
licher Angelegenheiten  von  staatlichem  Einflüsse  abhängig  ge- 
macht wird,  indem  staatliche  Organe  besonders  dazu  berufen 
werden,  zu  gewissen  Akten  der  kirchlichen  Oberen  ihre  Zustim- 
mung zu  erteilen  bez.  mit  der  Wirkung,  daß  jene  Akte  durch 
das  staatliche  Recht  verboten  werden,  zu  verweigern,  spricht  man 
von  dem  System  der  kirchlichen  Selbstregierung  und  staatlichen 
Kultuspolizei.  Unter  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche  versteht 
man  eine  der  Behandlung  sonstiger  Personenmehrheiten  gleich- 
artige Stellungnahme  des  Staates  zur  Kirche. 

Bei  diesem  System  unterliegen  die  Handlungen  der  Kirchen- 
glieder, die  ihr  Kult  ihnen  gebietet,  ohne  Rücksicht  auf  diesen 
ihren  Charakter  den  allgemeinen  Rechtsnormen,  insbesondere  den 
allgemeinen  Strafbestimmungen.  Dieses  System  wird  hauptsäch- 
lich gegenüber  Religionsgemeinschaften  angewendet,  deren  Glieder 
nicht  oder  nur  in  ganz  geringer  Anzahl  Staatsuntertanen  sind. 
Wenn  dagegen  eine  verhältnismäßig  große  Anzahl  der  Staats- 
bürger einer  bestimmten  Religion  anhängt,  so  wird,  wie  es  leicht 
erklärlich  ist,  das  Interesse  der  Religion  innerhalb  der  Grenzen, 
die  dem  staatlichen  Wirken  gezogen  sind,  in  größerem  oder 
kleinerem  Umfange  zum  Interesse  des  Staates.  Es  werden  nicht 
nur  allgemeingültige  Normen  erlassen,  die  die  Förderung  dieser 
religiösen  Auffassung  und  ihrer  Betätigung  bezwecken  oder  jeden- 
falls ihre  Unterdrückung  verhindern  sollen,  sondern  es  werden  auch 
bestimmte  Personen  zur  Wahrnehmung  der  Interessen  der  Reli- 
gion als  gleichzeitiger  Staatsinteressen  mit  entsprechenden  Kom- 
petenzen ausgestattet.  Es  liegt  rechtlich  kein  Grund  vor,  derartige 
kirchenregimentliche  Organe  in  rechtlichen  Gegensatz  zu  den 
übrigen  Staatsbehörden  zu  setzen  ^). 

i)  Ein  kurzer,  treffender  Ueberblick  über  die  geschichtliche  Entwicklung  des 
Verhältnisses  der  Staaten  zur  Religion  findet  sich  bei  Humboldt,  Ideen  zu  einem 
Versuch,  die  Grenzen  der  Wirksamkeit  des  Staates  zu  bestimmen  (Reklam,  S.  77) : 

Bei  den  Alten  war  die  Religion  mit  der  Staatsverfassung  innigst  verbunden, 
eigentlich  politische  Stütze  oder  Triebfeder  derselben,  und  es  gilt  daher  alles  das, 
was  ich  im  vorigen  über  ähnliche  Einrichtungen  der  Alten  bemerkt  habe.  Als  die 
christliche  Religion  statt  der  ehemaligen  Partikulargottheiten  der  Nationen  eine 
allgemeine  Gottheit  aller  Menschen  lehrte,  dadurch  eine  der  gefährlichsten  Mauern 
umstürzte,  welche  die  verschiedenen   Stämme  des   Menschengeschlechts  voneinander 
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Die  Untersuchung  der  Frage  nach  den  Grenzen  der  Wirk- 
samkeit des  Staates  ist  bisher  hauptsächHch  in  politischer  Rich- 
tung betrieben  worden.  Man  hat  weniger  das  Gebiet  durchforscht, 
auf  dem  der  Staat  als  Rechtsorganismus  nicht  tätig  werden  kann, 
als  dasjenige,  auf  dem  er  nicht  tätig  werden  soll.  Dies  gilt  ins- 
besondere auch  von  Wilhelm  v.  Humboldts  »Ideen  zu  einem 
Versuche,  die  Grenzen  der  Wirksamkeit  des  Staates  zu  bestimmen«. 
Nach  seiner  politischen  Lehre  ist  die  Aufgabe  des  Staates  die 
Sicherheit  der  Staatsbürger ;  die  Mittel  zur  Erhaltung  dieser 
Sicherheit  dürften  sich  nicht  damit  befassen,  das  Staatsvolk  für 
die  Staatszwecke  bilden  oder  erziehen  zu  wollen.  Die  wichtigste 
Aufgabe  des  Staates  müsse  immer  die  Entwicklung  der  Kräfte 
der  einzelnen  Bürger  in  ihrer  Individualität  sein.  Insbesondere 
dürften  auch  die  Einrichtungen  des  Staates  zur  Verhütung  noch 
nicht  begangener  Verbrechen  nur  den  Zweck  haben,  die  unmittel- 
bare Begehung  derselben  zu  verhindern.  Die  neuere  Lehre 
macht  der  Individualität  des  einzelnen  nicht  so  große  Konzes- 
sionen. Das  Prinzip  des  Fortschritts  verlangt,  daß  der  einzelne 
seine  individuellen  Neigungen  und  Wünsche  dem  Interesse  der 
Gesamtheit  unterordne.  Nicht  was  die  beschränkte  Ansicht  der 
Mehrheit  wünscht,  dient  ihrem  wahren  Besten  ;  was  die  Edelsten 
und  Klügsten  des  Volkes  als  Staatsinteresse  erkannt  haben,  soll 
der  Maßstab  für  die  Ausdehnung  der  Wirksamkeit  des  Staates 
sem  und  ringt  sich  auch  immer  wieder  zur  Geltung  und  Bewäh- 
rung durch.  Die  Frage,  inwieweit  Güter,  welche  einer  Person  ohne 
oder  gegen  ihren  Willen  zugewendet  werden,  doch  auch  für  sie 
wahre  Güter  sind,  liegt  auf  philosophischem  Gebiete. 


absonderten,  und  damit  den  Grund  aller  wahren  Menschentugend,  Menschenent- 
wicklung und  Menschenvereinigung  legte,  ohne  welche  Aufklärung  und  Kenntnisse 
und  Wissenschaften  selbst  noch  sehr  viel  länger,  wenn  nicht  immer,  ein  seltenes 
Eigentum  einiger  Wenigen  geblieben  wären ,  wurde  das  Band  zwischen  der  Ver- 
fassung des  Staates  und  der  Religion  lockerer.  Als  aber  nachher  der  Einbruch 
barbarischer  Völker  die  Aufklärung  verscheuchte.  Mißverstand  eben  jener  Religion 
einen  blinden  und  intoleranten  Eifer  Proselyten  zu  machen  eingab,  und  die  poli- 
tische Gestalt  der  -Staaten  zugleich  so  verändert  war,  daß  man,  statt  der  Bürger, 
nur  Untertanen,  und  nicht  sowohl  des  Staates,  als  des  Regenten  fand,  wurde 
Sorgfalt  für  die  Erhaltung  und  Ausbreitung  der  Religion  aus  eigener  Gewissen- 
haftigkeit der  Fürsten  geübt,  welche  dieselbe  ihnen  von  der  Gottheit  selbst  anver- 
traut glaubten.  In  neueren  Zeiten  ist  zwar  dies  Vorurteil  seltener  geworden,  allein 
der  Gesichtspunkt  der  innerlichen  Sicherheit  und  der  Sittlichkeit  —  als  ihrer 
festesten  Schutzwehr  —  hat  die  Beförderung  der  Religion  durch  Gesetze  und 
Staatseinrichtungen  nicht  wieder  dringend  empfohlen. 
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Die  Rechtsnormen  bezwecken  die  gedeihliche  Existenz  der 
Menschen.  Da  die  Rechtstrenossen  niclit  alle  von  gleicher  Ein- 
sicht und  viele  von  ihnen  mehr  oder  weniger  böswillig  sind,  so 
gehorcht  man  ihnen  in  vielen  Fällen  nicht,  in  andern  nur  wider- 
willig. Es  fragt  sich,  in  welchem  Grade  der  Gesetzgeber  dieses 
Widerstreben  unberücksiclitigt  lassen  darf,  ohne  seiner  Aufgabe, 
dem  Wohle  der  Gesamtheit  zu  dienen,  untreu  zu  werden.  Die 
Antwort  kann  keine  absolut  scharfen  Grenzen  ziehen,  sondern 
nur  relative  Wahrheiten  zu  enthüllen  suchen.  Die  Verstandes- 
und die  sittlichen  Kräfte  der  einzelnen  Menschen  sind  so  erheb- 
lich verschieden,  daß  der  Widerstand  der  geistig  und  sittlich 
Tiefstehenden  (die  natürlich  die  Mehrzahl  ausmachen)  unberück- 
sichtigt bleiben  muß,  wenn  die  Kultur  überhaupt  fortschreiten 
soll.  Jenen  Menschen  werden  dann  eben  mit  Rücksicht  auf  das 
Wohl  der  Gesamtheit  durch  die  Normensetzung  auf  bestimmten 
Gebieten  Güter  aufgedrängt,  die  zwar  von  ihnen  subjektiv  nicht 
als  solche  empfunden  werden,  aber  objektiv  erstrebenswerte  Ziele 
darstellen.  (Z.  B.  wird  ein  Arbeiter,  der  verbotswidrig  in  der 
Nacht  arbeitet,  bestraft.)  Natürlich  ist  es  möglich,  daß  auch  die 
widerstrebende  Masse  im  Einzelfalle  das  Richtige,  so  absurd  es 
auch  zurzeit  erscheinen  möge,  will.  Mit  wachsender  Erkenntnis 
setzt  sich  dann,  wenngleich  manches  Mal  sehr  langsam,  ihr  Wille 
als  Rechtswille  durch.  Andererseits  sind  auch  die  Tüchtigsten 
und  Besten  eines  Volkes  sehr  oft  nicht  ausschlaggebend  für  die 
Normensetzung.  Auch  deren  Ideen  werden  nur  allmählich  die 
Rechtssetzung  der  Rechtsgemeinschaft  beeinflussen. 

Verfehlt  ist  also  die  naturrechtliche  Idee  der  individuellen 
Freiheit,  die  die  Grenze  staatlicher  Tätigkeit  bedingen  soll.  Ein 
Zwang  wird  sich  immer  in  sehr  vielen  Fällen  geltend  machen 
müssen. 

III.   Der  Mangel  der  rechtlichen  Grundlage. 

Die  staatliche  Rechtssetzung  kann  sich  auf  alle  Willensbe- 
tätigungen der  Menschen,  soweit  solche  überhaupt  möglich  sind, 
erstrecken.  Die  Rechtsausführung  durch  Organe  des  Staates  da- 
gegen ist  an  das  gesetzte  oder  gewohnheitsrechtlich  entstandene 
Recht  geknüpft.  Ein  Handeln  von  Staatsorganen  außerhalb  ihrer 
rechtlichen  Zuständigkeitsgrenzen  ist  keine  eigentUche  Staats- 
funktion. Die  sachliche  Unbegrenztheit  des  Wirkungskreises  der 
Staatsgewalt  erstreckt   sich  also    nur  auf  das  Gebiet  der  Rechts- 
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Setzung.  Gelegentlich  der  modernen  Verfassungsbewegung  hat 
man  durch  die  Aufnahme  von  Grundrechten  in  die  Verfassung 
auch  der  Exekutive  gewisse  Grenzen  ziehen  zu  müssen  geglaubt. 

Der  tatsächliche  Erfolg  dieser  Fixierung  von  Grundrechten 
ist  jedoch  eine  Rechtsänderung,  welche  die  entsprechenden 
Rechtsausführungsakte  des  Staates  zur  notwendigen  Folge  hat. 
Wenn  z.  B.  vor  der  Einführung  des  Grundrechtes  der  persön- 
lichen Freiheit  eine  Verhaftung  innerhalb  gewisser  Grenzen  von 
dem  Ermessen  der  sie  anordnenden  Behörde  abhängig  war,  so 
waren  entsprechende  Verhaftungen  vor  dieser  Einführung  unan- 
tastbare Rechtsausführungsakte,  da  sie  sich  auf  bestehendes  Recht, 
auf  Zusländigkeitsnormen,  stützten.  Wenn  nach  der  Einführung 
dieses  Grundrechtes  eine  Verhaftung  oder  sonstige  Beschränkung 
der  persönlichen  Freiheit  nur  in  gewissen,  näher  bezeichneten 
Fällen  und  unter  Beobachtung  bestimmter  Formen  zulässig  war, 
so  handelte  es  sich  nicht  um  die  Beseitigung  von  Uebergriffen 
der  Staatsgewalt,  sondern  um  die  Festlegung  eines  neuen  Rechts- 
zustandes. Ob  nach  dem  bestehenden  Rechtszustande  das  pflicht- 
gemäße Ermessen  der  Organe  des  Staates  für  eine  Beschränkung 
der  persönliclien  Freiheit  maßgebend  ist,  oder  ob  besondere  Vor- 
schriften dafür  existieren,  macht  keinen  prinzipiellen  Unterschied, 
sondern  nur  einen  Unterschied  für  die  Art  und  den  Umfang  der 
Kompetenz  der  ausführenden  Organe.  In  jedem  Falle  ist  der 
Staat  dazu  berufen,  das  bestehende  Recht  auszuführen,  ein  Beruf, 
der  aber  niclit  Gegenstand  einer  gesetzlichen  Kodifikation  werden 
kann,  da  er  sich  von  selbst  versteht. 

Man  pflegt  übrigens  auch  andere  Verfassungsbestimmungen 
als  Grundrechte  zu  bezeichnen,  z.  B.  Verheißungen  bestimmter 
Gesetze.  Diesen  Verheißungen  ist  der  Charakter  als  objektiver 
Rechtsnormen  abzusprechen.  Eine  rechtliche  Verpflichtung  des 
Staates  zum  Erlasse  bestimmter  Rechtsnormen  kann  durch  einen 
eigenen  Rechtssetzungsakt  des  Staates  nicht  entstehen,  weil  der 
letztere  jederzeit  durch  einen  solchen  entgegengesetzten  Inhalts 
aufgehoben   werden  kann. 

Die  Auffassung,  daß  die  Grundrechte  subjektiv-öffentliche 
Rechte  seien,  daß,  anders  ausgedrückt,  die  Untertanen  einen  An- 
spruch gegenüber  dem  Staate  darauf  hätten,  daß  dieser  gewisse 
Handlungen  unterlasse  bez.  vornehme,  ist  eine  naturrechtliche. 
Sie  ergibt  sich  aus  der  Anschauung,  daß  die  Menschen  gewisse 
ewige,  unveräußerliche   Rechte  hiitten,    die  von  keiner,   auch  von 
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keiner  rechtlichen  Gewalt  angetastet  werden  könnten.  Die  Auf- 
fassiuig  tritt  z.  B.  in  der  Bezeichnung  der  Grundrechte  als  »all- 
gemeiner Rechte  des  Menschen«  durch  das  Allgemeine  Landrecht 
hervor.  Tatsächlich  handelt  es  sich  nicht  um  Rechtsgrenzen, 
sondern  um  Erwägungen  der  Gerechtigkeit  und  der  Zweckmäßig- 
keit, welche  das  Entstehen  von  Rechtssätzen  verhindern,  die  zu 
weite  Eingriffe  in  die  Freiheit  des  einzelnen  gestatten  und  an- 
ordnen. Wo  die  Grenze  gezogen  ist,  darüber  entscheidet  aber 
nicht  eine  philosophische  Lehre,  sondern  der  bestehende  Rechts- 
zustand,  nach  dem  sich  die  Organe  des  Staates  zu  richten 
haben. 

Es  gibt  allerdings  in  den  modernen  Staaten  sogar  Rechts- 
normen, die  ein  Klagerecht  wegen  des  publizistischen  Anspruchs 
gegen  den  Staat  gewähren ;  so  ist  nach  deutschem  Reichsrecht 
der  Anspruch  des  Reichsbeamten  auf  Gehalt  sogar  im  ordent- 
lichen Rechtswege  klagbar,  und  in  der  sehr  differenzierten  preu- 
ßischen Verwaltungsgerichtsbarkeit  hat  man  ein  Mittel,  Handlun- 
gen des  Staates,  die  sich  nicht  als  Ausführung  des  gesetzten 
Rechts  darstellen,  zu  verhüten  und  solche,  die  zur  Ausführung 
des  gesetzten  Rechts  erforderlich  sind,  herbeizuführen. 

Diese  Erwägung  verlegt  die  Schwierigkeit  aber  nur  in  ein 
anderes  Gebiet.  Dieser  für  solche  »Ansprüche«  durch  die  Gesetze 
gewährte  Rechtsweg  hat  nur  die  Bedeutung,  daß  jedes  beteiligte 
Glied  der  Rechtsgemeinschaft  und  im  öffentlichen  Interesse  auch 
die  Staatsorgane  die  Möglichkeit  haben  sollen,  die  Entscheidung 
darüber,  was  sich  im  gegebenen  Falle  als  Ausführung  des  ge- 
setzten Rechts  darstellt,  vor  ein  höheres  oder  anderes  Forum  zu 
bringen.  Eine  Rechtspflicht  des  Staates,  diesen  Instanzenweg 
wirklich  zu  gewähren,  läßt  sich  aus  dem  Bestehen  von  Vor- 
schriften, die  ihn  gewähren,  ebensowenig  konstruieren  wie  eine 
Rechtspflicht  zur  Befriedigung  des  in  diesem  Verfahren  gemachten 
»Anspruchs«.  Sowie  es  keine  geschlossene  Zwangskette  inner- 
halb des  Rechts  gibt,  sondern  begrifflich  irgendwo  ein  Ende  sein 
muß,  wo  als  stützende  Basis  nur  die  Moral,  kein  Recht  mehr, 
vorhanden  ist,  so  existiert  der  vom  Staat  geschaffene  Rechtszu- 
stand mit  seinen  Berechtigungen  und  Pflichten  nicht  als  ein  ge- 
schlossenes Ganzes,  sondern  hat  dort  sein  Ende,  wo  es  sich  um 
die  Ausführung  des  gesetzten  Rechts  durch  den  Staat  handelt. 
Der  Staat  hat  die  Macht  und  die  moralische  Pflicht,  unmöglich 
aber  eine  Rechtspflicht  dazu.    Rechtspflichten  bestehen  in  dieser 
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Hinsicht  nur  seitens  der  ausführenden  Organe  gegenüber  dem 
Staate  :  diese  sind  auf  Grund  des  gesetzten  Rechtes  verpflichtet, 
das,  was  das  Recht  im  allgemeinen  anordnet,  im  besonderen 
Falle  auszuführen,  aber  nicht  gegenüber  der  Einzelperson,  sondern 
gegenüber  dem  Staate,  dessen  Rechte  sich  alle  seine  Glieder 
beugen  müssen,  der  sich  aber  selbst  nicht  unter  das  von  ihm 
selbst  gesetzte  Recht  zu  stellen  vermag.  Eine  abweichende  An- 
sicht würde  auch  zu  einer  ungeheuren  Anzahl  subjektiv-öffentlicher 
Rechte  führen. 

Der  Einzelne  kann  durch  Erhebung  einer  Klage  die  Erfor- 
schung und  Entscheidung  eines  Sachverhalts  durch  die  dazu 
kompetenten  Staatsorgane  veranlassen.  Er  kann  durch  Einlegung 
von  Rechtsmitteln  die  Entscheidung  der  Sache  vor  ein  höheres 
Forum  bringen ;  in  dieser  Hinsicht  gibt  es  für  ihn  nach  mo- 
dernem Recht  außer  dem  ordentlichen  Rechtswege  das  Verwal- 
tungsstreitverfahren, durch  welches  die  Klarlegung  gewisser  Tat- 
bestände von  bestimmter  Art  und  ihre  Subsumtion  unter  die 
Rechtsnormen  bestimmten  Behörden  zugewiesen  ist.  In  vielen 
anderen  Fällen  ist  jedem  Gliede  der  Rechtsgemeinschaft  die 
Möglichkeit  gegeben,  durch  Stellung  von  Anträgen  usw.  das 
rechtsausführende  Handeln  der  Staatsorgane  hervorzurufen  oder 
in  Fällen,  in  denen  eine  Verpflichtung  von  Beamten  zum  Ein- 
schreiten von  Amts  wegen  nicht  erfüllt  wird,  durch  ähnliche,  an 
vorgesetzte  Organe  gerichtete  Handlungen  die  Veranlassung  zu 
diesem  Einschreiten,  das  sich  selbst  wiederum  als  Rechts'aus- 
führung  darstellt,  zu  verwirken. 

In  allen  diesen  Fällen  aber  sind  diese  Handlungen  für  die 
Staatsorgane  nur  tatbestandliche  Voraussetzungen  für  eine  be- 
stimmte Art  amtlichen  Handelns,  zu  welchem  sie  auf  Grund  der 
Rechtsordnung  dem  Staate  gegenüber  verpflichtet  sind.  Ihnen 
gegenüber  kann  jede  Klage  nur  einen  rein  formellen  Sinn  haben. 
Man  käme  sonst  dazu,  alle  jene  Fälle  für  Festlegungen  subjektiv- 
öfifentlicher  Rechte  anzusehen,  in  denen  ein  Handeln  bestimmter 
Staatsorgane  im  Interesse  eines  Eiuzelindividuums  auf  dessen  An- 
rufen rechtlich  normiert  ist.  Im  Hinblick  auf  das  Verhältnis  zwi- 
schen dem  Staate  und  seinen  Angehörigen  macht  es  aber  keinen 
wesentlichen  Unterschied,  ob  die  Organe  des  Staates  auf  Grund 
von  Tatbeständen,  die  unabhängig  vom  Willen  der  Staatsglieder 
eintreten,  in  bestimmter  Weise  handelnd  auftreten  müssen,  oder 
ob  sie   dazu  im   Falle   des  Begehrens  von  Staatsgliedern   rechtlich 
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verpflichtet  sind.  Es  handelt  sich  immer  um  bloße  tatbestandhche 
Voraussetzungen  für  bestimmte  Aktionen  der  Organe  des  Staates, 
gleichviel,  ob  der  Wille  der  Betroffenen  mit  diesen  Aktionen 
übereinstimmt,  sie  begehrt,  sie  nicht  will  oder  ihnen  gegenüber 
indifferent  ist. 

Aus  dieser  Negation  der  subjektiv^-öffentlichen  Rechte  folgt 
jedoch  keineswegs  eine  Gefährdung  der  individuellen  F'reiheit 
durch  eine  schrankenlose  Ausdehnung  der  Staatsgewalt.  Vielmehr 
steht  das  Einzelrechtssubjekt  —  wenn  auch  nicht  mit  subjektiven 
Rechten  ausgestattet,  so  doch  unter  voller  rechtlicher  Garantie  — 
der  Staatsomnipotenz  frei  gegenüber,  denn  diese  Allgewalt  ist 
eben  rechtlicher  Natur.  Diese  ihr  anhaftende  Eigenschaft  ist  ihr 
so  wesentlich ,  daß  man ,  sofern  sich  rechtswidrige  Gewalten 
geltend  machen,  von  Staatsgewalten  nicht  mehr  sprechen  kann. 
Rechtlich  aber  sind  die  Staatstätigkeiten  insofern,  als  sie  das 
Recht  setzen  und  ausführen.  Wegen  dieser  in  der  Natur  der 
Staatsgewalt  liegenden  Beschränkungen  ihre  Omnipotenz  zu  be- 
streiten, liegt  ebensowenig  Grund  vor,  als  theologisch  Gottes 
Allmacht  anzuzweifeln,  weil  er  nicht  das  Böse  tun,  oder  philo- 
sophisch ein  allmächtiges  Wesen  deshalb  nicht  anerkennen  zu 
wollen,  weil  es  nicht  nichtallmächtig  sein  könne. 

Mit  der  Vervollkommnung  moralischer  Anschauungen  und 
ökonomischer  Verhältnisse,  die  in  immer  neuen  Kulturprodukten 
zutage  tritt,  vervollkommnet  sich  auch  das  Recht,  das  selbst  ein 
Kulturprodukt  ist  und  andererseits  als  »Pionier  der  Kultur«  in 
besonderem  Maße  die  kulturelle  Entwicklung  befördert.  Schranken 
können  sich  dieser  zwar  entgegenstellen,  dann  aber  haben  sie 
nicht  den  Charakter  rechtlicher  Garantien,  sondern  kulturfeind- 
licher Mächte,  die  nach  dem  auf  diesem  Gebiete  herrschenden 
evolutionistisci.en  Prinzipe  dem  Bessern  allmählich  doch  weichen 
müssen. 

Was  dem  einzelnen  Gliede  des  Staates  wertvoller  ist  als  ein 
ihm  von  der  Theorie  gewährter  Anspruch  gegenüber  dem  Staate 
auf  ein  bestimmtes  Tun  oder  Unterlassen  seiner  Organe,  ist  der 
Umstand,  daß  die  Rechtsanwendung  für  den  Staat  ebenso  Lebens- 
bedingung ist,  wie  sie  für  ihn  die  Voraussetzung  eines  gedeih- 
lichen Wirkens  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  ist.  Ein  Staat,  der 
das  von  ihm  gesetzte  Recht  nicht  ausführen  wollte,  würde  sich 
selbst  aufgeben.  Hieraus  ergibt  sich  auch,  daß  eine  begriffliche 
Scheidung  von   »Rechtsstaat«   und   »Kulturstaat«   unbegründet  ist. 
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DIE    STELLUNG   DES    HANDELS  IN  DER 

NATIONALÖKONOMISCHEN  THEORIE  SEIT 

ADAM  SMITH. 

Von 

JOS.  BURRI. 


Einleitung. 

Der  Handel  ist  wohl  neben  dem  Gelde  das  älteste  Objekt 
nationalökonomischer  Untersuchungen  ^).  Ein  Blick  auf  die  ßücher- 
titel  der  älteren  Literatur  beweist  es.  Indessen  ist  der  Begriff, 
der  jenen  älteren  Abhandlungen  zugrunde  lag,  verschieden  von 
dem  Begriff,  dessen  Entwicklung  hier  einer  Betrachtung  unter- 
zogen werden  soll. 

Nichts  weniger  als  die  gesamte  Nationalökonomie  wurde 
unter  unserem  Begriffe  abgehandelt.  Sonnenfels  nennt,  sie 
die  Handlungswissenschaft  ^)  und  noch  Sismottdis  Richesse 
commerciale  ist  ein  System  der  Volkswirtschaftslehre.  Es  waren 
die  Erscheinungen  der  jungen  kapitalistischen  Verkehrswirtschaft, 
die  die  Aufmerksamkeit  der  damaligen  Schriftsteller  auf  sich 
zogen.  Im  Vordergrunde  ihres  Interesses  stand  der  wirtschaft- 
liche Verkehr  der  Nationen,  der  auswärtige  Handel,  von  wo  aus 
man  die  gesamte  nationale  Wirtschaft  betrachtete. 

Noch  heute  werden  mit  dem  Wort  Handel  sehr  verschieden- 
artige Erscheinungskomplexe  bezeichnet  ^).  Es  ist  daher  not- 
wendig, dieselben  gegeneinander  abzugrenzen. 

Wenn  wir  die  Erscheinungen,  die  noch  in  der  gegenwärti- 
gen Wissenschaft    mit    dem    Worte    Handel    bezeichnet    werden. 


1)  Vgl.  Hermann,  Staatswirtschaftliclie  Untersuchungen,  2.  Aufl.,  S.  65. 

2)  Röscher,  Geschichte  der  Nationalökonomik,  S.   547. 

3)  Vgl.   Lexis,  Art.  Handel  in  Schönbergs  Handbuch  der  pol.  Oekonomie. 
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durchgehen,  so  können  wir  drei  Begrift'e  unterscheiden,  die  man 
mit  dem  Worte  Handel  verbindet.  Jeder  nachfolgende  von  ihnen 
ist  enger  als  der  vorhergehende : 

1.  Handel  im  Sinne  von  wirtschaftlichem  Tausch-Verkehr, 
interpersonalem,  besonders  aber  internationalem  Wirtschaftsverkehr 
(auswärtiger  Handel),  im  großen  ganzen  der  Handelsbegrifif  der 
älteren  Nationalökonomie. 

2.  Handel,  als  diejenige  wirtschaftliche  Tätigkeit,  welche 
den  interpersonalen  Güterverkehr  bewerkstelligt,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  diese  Tätigkeit  in  besonderen  Unternehmungen  orga- 
nisiert sei  oder  nicht,  also  auch  die  dem  Markte  zugewendete 
Tätigkeit  der  Produktionsunternehmungen  im  engern  Sinne  ein- 
geschlossen ,  Handel  als  die  Funktion  des  Güterabsatzes  und 
deren  Organisation  als  einem  arbeitsteiligen  Glied  in  der  Reihe 
der  der  gesellschaftlichen  Bedürfnisbefriedigung  dienenden  Arbeiten. 

3.  Der  in  besonderen  Unternehmungen  organisierte  Handel, 
von  der  subjektiven  Seite  aus  gesehen  auch  die  Gesamtheit  der 
Händlerschaft.     (»Kaufmannshande  1«.) 

Die  englische  und  französische  Sprache  verwischen  den  Un- 
terschied der  verschiedenen  Begriffe  einigermaßen  (Commerce  ^), 
während  die  deutsche  Sprache  wohl  auch  Handel  als  gleichbe- 
deutend mit  wirtschaftlichem  Verkehr  gebraucht,  aber  doch  auch 
zwischen  wirtschaftlichem  Verkehr  und  Verkehr  bewerkstelligen- 
dem Handel  unterscheidet. 

Die  drei  Begriffe  laufen  in  der  Literatur  durcheinander  und 
vermengen  sich  in  mannigfacher  Weise,  so  z.  B.  wenn  man  sich 
allen  Verkehr  durch  Händler  bewerkstelligt  denkt. 

Der  vorliegenden  Arbeit  liegen  hauptsächlich  die  beiden 
letzten  Handelsbegriffe  zugrunde.  Im  Mittelpunkt  der  Unter- 
suchungen steht  der  zweite  Handelsbegrifif,  die  objektive  Han- 
delstätigkeit und  ihre  Stellung  in  der  Volkswirtschaftslehre. 

Es  ist  zu  zeigen,  welche  Stellung  die  dem  Güterabsatz  ge- 
widmete Tätigkeit  in  den  bedeutenderen  Systemen  der  National- 
ökonomie seit  Adam  Smith  eingenommen  hat.  Dabei  stoßen 
wir  sofort  auf  eine  gewisse  Unsicherheit  in  bezug  auf  die  theo- 
retische Stellung  und  politische  Beurteilung  der  Handelsarbeit  im 
Kreise  der  wirtschaftlichen  Tätigkeiten. 

Als  Folge  des  weiten  Handelsbegrififs  der  älteren  National- 
ökonomie ist  eine  unbestimmte  Abgrenzung    der    unter    unserem 

l)  Das  englische   »Trade«  deckt  sich  nicht  ganz  mit  unserem  >Handel«. 
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Begriff  zu  betrachtenden  Erscheinungen  geblieben.  Die  zentrale 
Stellung  des  Handels,  insbesondere  im  früheren  Wirtschaftleben, 
brachte  es  mit  sich,  daß  man  ihn  für  Dinge  verantwortlich  machte, 
die  Erscheinungen  nicht  bloß  des  Handels,  sondern  der  gesamten 
kapitalistischen  Verkehrswirtschaft  sind.  So  läßt  z.  B.  eine  vor- 
wiegend privatwirtschaftliche  Auffassung  und  Definition  des  Han- 
dels die  Frage  des  Verhältnisses  von  Rentabilität  und  Produkti- 
vität einseitig  beim  Handel  aufwerfen.  Durch  die  ganze  Litera- 
tur bis  auf  den  heutigen  Tag  fällt  der  ethisch-apologetische  Charak- 
ter der  Lehre  vom  Handel  auf.  Dithyrambische  Verherrlichung 
wechselt  mit  moralisierender  Verdammung. 

Demgegenüber  handelt  es  sich  erstens  um  eine  reinliche 
Scheidung  von  Theorie  und  Politik,  deren  fortwährende  Vermen- 
gung gerade  auf  unserem  Gebiete  große  Verwirrung  angerichtet 
hat  und  im  weiteren  um  die  Berichtigung  der  auch  theoretisch 
unbefriedigenden  Stellung  der  Handelstätigkeit  im  System  der 
Nationalökonomie,  deren  Grund  vor  allem  in  einer  objektiv-ma- 
terialistischen Auffassung  der   Produktion  zu  suchen  ist. 

Im  ersten,  historischen  Teil  beschränke  ich  mich  im  wesent- 
lichen auf  die  Skizzierung  der  Ansichten  der  hauptsächlichsten 
Autoren  von  SmitJi  bis  zur  neuern  deutschen  Nationalökonomie, 
indem  ich  die  grundsätzliche  Kritik  dem  zweiten,  dogmatischen 
Teile  vorbehalte. 


Erster,  dogmengeschichtlicher  Teil. 

1.  Kapitel. 

I.   Adam  Smith,  Sismondi,   Malthus. 

Die  Stellung  des  Handels  bei  den  Physiokraten  ist  bekannt. 
Produktion  ist  für  sie  gleichbedeutend  mit  Urproduktion,  Schaf- 
fung neuer  Gütermengen  im  stofflichen  Sinne.  Der  Kaufmann 
gehört  zu  den  classes  steriles.  Einer  der  wichtigsten  Fortschritte 
der  ersten  Klassiker  gegenüber  der  Physiokratie  ist  die  Einrei- 
hung von  Gewerbe  und  Handel  in  den  Kreis  der  produktiven 
Tätigkeiten,  erst  zaghaft  bei  Adam  Smith,  dann  voll  und  klar 
bei  /.  B.  Say.  Beide  konnten  ihrem  ganzen  Wesen  nach  dem 
Handel  nicht  feindlich  gesinnt  sein.  Sie  waren  ja  die  unermüd- 
lichen  Verherrlicher  der  Verkehrswirtschaft  und  vertraten  die  Har- 
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monie  von  volkswirtschaftlichen  und  privatwirtschaftlichen  Inter- 
essen. Man  hat  den  Klassikern  oft  den  Vorwurf  gemacht,  daß 
sie  die  Wirtschaft  mit  den  Augen  des  Händlers  betrachtet  hätten. 
Friedrich  List  bezeichnet  aus  diesem  Grunde  die  klassische 
Schule  als  das  eigentliche  Merkantilsystem  ^). 

Ich  beginne  mit  einer  ins  einzelne  gehenden  Darstellung  der 
Lehren  Adam  Smiths,  entsprechend  der  Wichtigkeit  dieses 
Schriftstellers  im  allgemeinen  und  als  Ausgangspunkt  unserer 
Untersuchung  im  besonderen. 

In  den  Kapiteln  über  die  Arbeitsteilung  erwähnt  Smith  den 
Handel  kaum,  da  er  hier  fast  ausschließlich  die  gewerbliche  und 
landwirtschaftliche  Produktion  und  vorzugsweise  die  technische 
Arbeitsteilung  im  Auge  hat.  Immerhin  charakterisiert  er 
sehr  gut  den  engen  Zusammenhang,  der  zwischen  Handel  und 
Verkehrswirtschaft  besteht,  wenn  er  von  dieser  sagt:  »Jedermann 
lebt  so  durch  Tausch  oder  wird  gewissermaßen  ein  Kaufmann 
und  die  Gesellschaft  wächst  zu  einer  eigentlichen  Handelsgesell- 
schaft heran«  -). 

Dagegen  sind  im  Exkurs  über  den  Kornhandel  einige  Aus- 
führungen über  Handel  und  Arbeitsteilung  zu  finden  ^).  Smith 
ist  gegen  die  Ausschaltung  der  Händler,  wie  sie  die  Korngesetze 
anstrebten.  Ein  Fabrikant  oder  ein  Landwirt  könne  seine  Pro- 
dukte nie  so  billig  im  Detail  verkaufen,  wie  ein  Kaufmann,  der 
sich  auf  den  Handel  beschränkt  und  so  »denselben  Vorteil«  hat 
»wie  ein  Arbeiter,  der  seine  ganze  Arbeit  auf  eine  einzige  Ver- 
richtung verwendet«.  Jedenfalls  müßten  die  Fabrikanten  und 
Landwirte  mindestens  den  gleichen  Preis  fordern  wie  der  Kauf- 
mann, da  sie  für  die  Besorgung  des  Absatzes  ebenso  ein  beson- 
deres Handelskapital  benötigten,  wie  dieser.  Durch  Uebernahme 
der  Handelsfunktion  zersplitterten  sie  nur  ihre  Kapital-  und  Ar- 
beitskräfte. 

Die  Funktion  des  Großhandels  besteht  im  »Transport  der 
rohen  oder  verarbeiteten  Produkte  von  den  Orten,  wo  sie  reich- 
lich vorhanden  sind,  nach  denen,  wo  man  ihrer  bedarf«  ■*). 

Ohne    den  Großhandel   »könnte  von  diesen  Produkten    nicht 


i)  Nat.  System,  herausgegeben  von  Eheberg,  S.  286. 

2)  Adam    Smith,    Untersuchungen    etc.      Uebersetzung    von    Stapel,    2.    Aufl., 
Bd.  I,  S.  31. 

3)  B.  IV,  Kap.  5;   Stapel,  Bd.  III,  S.   33  fr. 

4)  B.  II,  Kap.  5;  Stöpel,  Bd.  II,  S.   117. 
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mehr  hervorgebracht  werden,  als  für  den  Gebrauch  der  Umge- 
gend erforderlich  wäre.  Das  Kapital  des  Kaufmanns  vertauscht 
das  überschüssige  Produkt  des  einen  Orts  gegen  das  eines  an- 
dern, ermutigt  dadurch  in  beiden  Orten  die  Gewerbtätigkeit  und 
vermehrt  deren   Genußmittel«  ^). 

Der  Kleinhandel  besorgt  »die  Teilung  der  rohen  und  verar- 
beiteten Produkte  in  so  kleine  Teilchen,  daß  sie  dem  unmittel- 
baren Verbrauch  derer,  die  ihrer  bedürfen,  entsprechen«.  »Gäbe 
es  z,  B.  keine  Fleischhändler,  so  müßte  jeder  auf  einmal  einen 
Ochsen  oder  ein  ganzes  Schaf  kaufen«  ^).  Dadurch  würde  ein 
großer  Teil  des  Vermögens  im  Konsumtionsvorrat  festgelegt, 
während  durch  die  Dazwischenkunft  des  Detailhändlers  ein  jeder 
instand  gesetzt  wird,  »seinen  ganzen  Vorrat  als  Kapital  zu  ver- 
wenden« ^). 

Die  Hauptlehren  Smiths  über  den  Handel  verknüpfen  sich 
mit  der  Produktivitätsfrage,  die  von  jeher  in  der  Betrachtung  des 
Handels  eine  große  Rolle  gespielt  hat.  Produktiv  ist  für  Smith 
diejenige  Arbeit,  die  sich  an  einem  körperlichen  Gegenstand 
fixiert  *)  und  dessen  Tauschwert  erhöht  ^).  Darnach  ist  die  Handels- 
tätigkeit produktiv.  Wer  sein  Kapital  in  der  von  ihm  als  pro- 
duktiv bezeichneten  Weise  anlegt,  ist  selbst  ein  produktiver  Ar- 
beiter ^). 

Diese  Feststellung  wird  indessen  wieder  abgeschwächt  durch 
die  Abstufungen  im  Grade  der  Produktivität,  welche  unser  Autor 
im  fünften  Kapitel  des  zweiten  Buches  hinsichtlich  der  einzelnen 
Erwerbszweige  oder,  wie  er  sich  ausdrückt,  der  verschiedenen 
Kapitalanlagen,  vornimmt. 

Die  vier  möglichen  Arten  der  Kapitalverwendung  sind  nach 
Smith  Rohproduktion,  Gewerbe,  Großhandel  und  Kleinhandel. 
»Kapitalanlagen,  die  nicht  in  die  eine  oder  andere  dieser  Kate- 
gorien gehörten,  lassen  sich  kaum  denken«  ').  »Jede  dieser  vier 
Arten  Kapital  anzulegen,  ist  für  den  Bestand  oder  die  Ausdeh- 
nung der  drei  übrigen  nicht  minder,  wie  zum  allgemeinen   Wohl- 


1)  a.  a.  O. 

2)  a.  a.  O. 

3)  Ebenda  S.    118. 

4)  B.  IV,   Kap.  9;  Stapel,  Bd.  III,  S.  226. 

5)  B.  II,  Kap.  3  ;  Stapel,  Bd.  II,  S.  77  flf. 

6)  a.  a.  O.  S.    119. 

7)  a.  a.  O.  S.   116. 
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Stande  der  Gesellschaft  durchaus  erforderlich«  ^).  Damit  ist  die 
volkswirtschaftliche  Notwendigkeit  des  Handels  mit  aller  Deut- 
lichkeit ausgesprochen.  Das  hätte  für  die  Beantwortung  der 
Produktivitätsfrage  durchaus  genügt.  SDiitJi  läßt  es  aber  nicht 
dabei  bewenden.  Nicht  alle  produktiven  Fürwerbszweige  sind 
gleichmäßig  produktiv.  Eine  Kapitalanlage  ist  um  so  produkti- 
ver, je  mehr  sie  dem  jährlichen  Boden-  und  Arbeitsertrag  der 
Gesellschaft  an  Tauschwert  hinzufügt,  je  größer  ferner  die  Ar- 
beitsmenge ist,  die  sie  in  Bewegung  setzt.  Nach  diesen  Krite- 
rien wird  nun  eine  Rangordnung  der  Produktivität  der  verschie- 
denen Erwerbszweige  aufgestellt. 

»Das  Kapital  des  Kleinhändlers  erstattet  das  des  Grossisten 
samt  dessen  Gewinn  zurück  und  ermöglicht  letzterem  da- 
durch die  Fortführung  seines  Geschäftes.  Der  Kleinhändler  ist 
hierbei  der  einzige  produktive  Arbeiter,  den  das  Kapital  unmittel- 
bar beschäftigt.  In  seinem  Gewinne  besteht  der  ganze  Wert, 
den  diese  Kapitalanlage  dem  jährlichen  Boden-  und  Arbeitser- 
trage der  Gesellschaft  hinzufügt.«  Das  Kapital  des  Großhändlers 
erstattet  das  Kapital  der  Gewerbetreibenden  und  Landwirte  und 
beschäftigt  außerdem  Seeleute  und  Frachtführer.  Das  gewerb- 
liche Kapital  erstattet  dasjenige  anderer  Gewerbetreibender  oder 
das  der  Landwirte,  unterhält  aber  eine  viel  größere  Menge  pro- 
duktiver Arbeiter  und  setzt  so  dem  Arbeitsprodukte  der  Gesell- 
schaft einen  viel  größeren  Wert  zu  als  das  Kapital  beider  Klas- 
sen von  Händlern.  »Kein  Kapital  von  gleicher  Größe  setzt  aber 
eine  größere  Menge  produktiver  Arbeiter  in  Bewegung,  als  das 
des  Landwirts«.  Hier  arbeitet  die  Natur  mit,  und  es  wird  nicht 
nur  der  Unternehmergewinn  des  Landwirts  und  der  Unterhalt 
der  Arbeiter  erzeugt,  sondern,  dank  dieser  Mithilfe  der  Natur, 
ein  Ueberschuß,  die  Grundrente.  —  Der  Handel  also  ist  der  min- 
dest produktive  aller  vier  Wirtschaftszweige.  Die  Lehre,  daß 
jeder  Unternehmer  seinem  Vormann  das  Kapital  ersetze  und  ihm 
so  die  Fortführung  seines  Geschäftes  ermögliche,  ist  von  Tur- 
got  übernommen  ^j. 

Der  Hauptirrtum  des  physiokratischen  Systems  liegt  nach 
Adam  SmitJi  darin,  daß  »es  die  Klasse  der  Handwerker,  Fabri- 
kanten und  Kauflleute  als  ganz  unfruchtbar  und  unproduktiv  dar- 
stellt« ^).     Wenn  auch  diese  Klasse  nur  den  Wert  ihres  Verbrauchs 


i)  a.  a.  O.  S.    117.  2)  Vgl.  Reflexions  etc. 

3)  Siopel,  Bd.  III,  S.  225. 


580  Jos.  Burri: 

erzeugte,  so  könnte  man  sie  doch  nicht  unproduktiv  nennen. 
Dies  sei  aber  nicht  der  Fall.  Gewerbetreibende  und  Kaufleute 
könnten,  gerade  so  gut  wie  die  Bauern,  Ersparnisse  machen. 
Durch  Sparen  entsteht  aber  Kapital  und  Kapital  setzt  wiederum 
produktive  Arbeit  in  Bewegung.  »Wenn,  wie  das  (physiokrati- 
sche)  System  anzunehmen  scheint,  Kaufleute,  Handwerker  und 
Fabrikanten  von  Natur  mehr  zum  Sparen  und  Zurücklegen  ge- 
neigt sind,  als  Grundbesitzer  und  Landleute,  so  werden  sie  wahr- 
scheinlich die  Menge  der  nützlichen  Arbeit  und  mithin  das  wirk- 
hche  Einkommen,  die  Jahresproduktion  ihres  Volkes  in  höherem 
Grade  vermehren  als  diese«  ^).  Also  die  Kaufleute  möglicher- 
weise noch  produktiver  als  die  Landwirte! 

Nun  untersucht  Smith  noch  die  einzelnen  Arten  des  Groß- 
handels nach  dem  Grade  ihrer  Produktivität.  »Aller  Großhandel, 
alles  Kaufen  zum  Zweck  des  Wiederverkaufens  im  großen  läßt 
sich  auf  drei  Gattungen  zurückführen :  den  Binnenhandel,  den 
auswärtigen  Handel  für  den  Verbrauch  und  den  Zwischenhandel  ^)«. 
»Das  Binnenhandelskapital  ersetzt  zwei  Kapitalien  —  es  wird 
hier  vorausgesetzt,  daß  das  Kapital,  welches  »zur  Entsendung 
einer  Partie  Waren  dient,  gewöhnlich  einen  mindestens  gleichen 
Wert  an  anderen  Waren«  zurückbringt«  —  die  beide  im  Acker- 
bau oder  in  der  Industrie  des  Landes  angelegt  waren  und  macht 
es  ihnen  dadurch  möglich,  in  dieser  Anlage  zu  verbleiben«. 
Auch  das  im  direkten  auswärtigen  Handel  angelegte  Kapital  er- 
setzt zwei  Kapitalien,  aber  nur  eines  davon  dient  dem  Unterhalt 
des  inländischen  Gewerbfleißes.  Zudem  ist  die  Umschlagszeit 
im  auswärtigen  Handel  bedeutend  länger  als  beim  Binnenhandel. 
Unter  der  Annahme,  daß  sie  beim  letzteren  einen  Monat,  beim 
erstem  ein  Jahr  betrage  »gewährt  das  eine  dem  Gewerbfleiß  des 
Landes  vierundzwanzig  mal  mehr  Aufmunterung  und  Unterstützung 
als  das  andere«  ^). 

Der  im  Zwischenhandel  angelegte  Teil  der  Kapitalien  eines 
Landes  unterstützt  nicht  die  produktive  Arbeit  dieses  Landes, 
sondern  diejenige  anderer.  Der  Vorteil  besteht  nur  in  den  Ge- 
winnen, die  zurückkehren  und,  wenn  der  Zwischenhandel  mit  ei- 
genen Schiffen  und  Seeleuten  betrieben  wird,  in  Fracht  und  Löh- 
nung. 


i)  Ebenda  S.  229. 

2)  B.  II,  Kap.  5  ;  StöpeJ,  Bd.  II,  S.   127. 

3)  Ebenda  S.   128/29. 
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Binnenhandel  ist  also  vorteilhafter  als  direkter  Außenhandel, 
dieser  produktiver  als  Zwischenhandel.  Am  allervorteilhaftesten 
aber  ist  Landwirtschaft,  obwohl  Smith  gegen  sich  selbst  zugibt, 
daß  wohl  durch  Handel,  selten  aber  durch  Ackerbau  große  Reich- 
tümer erworben  würden. 

Entsprechend  seiner  optimistischen  Grundansicht  behauptet 
Smith  völlige  Harmonie  der  Interessen  zwischen  Händler  und 
Publikum.  Eine  Ausbeutung  der  Konsumenten  kann,  wenigstens 
bei  freiem  Handel,  nicht  stattfinden.  Wenn  der  Händler  in  Zei- 
ten des  Mangels  den  Preis  erhöht,  so  behandelt  er  das  Volk 
»wie  ein  vorsichtiger  Schiffskapitän  zuweilen  seine  Matrosen  be- 
handeln muß.  Sieht  dieser  voraus,  daß  die  Lebensmittel  wahr- 
scheinlich nicht  ausreichen  werden,  so  setzt  er  seine  Leute  auf 
schmale  Kost«  ^).  Die  Konkurrenz  sorgt  dafür,  daß  es  nie  zu 
viel  Händler  geben  kann.  Diese  können  höchstens  einander,  nie- 
mals aber  das  Publikum  schädigen. 

Den  Kaufleuten  ist  Smith  indessen  im  allgemeinen  nicht 
wohl  gesinnt.  Sie  sind  ihm  die  Erfinder  des  verhaßten  Merkantil- 
systems ^).  Er  wirft  ihnen  fortwährend  einen  verwerflichen  Mo- 
nopolgeist vor.  Sie  sind  es,  die  sich  besonders  der  Freiheit  des 
Handels  widersetzen.  Ihre  Interessen  sind  nie  ganz  diejenigen 
des  Publikums.  Gesetzgeberische  Vorschläge  von  ihrer  Seite 
sind  daher  mit  Argwohn  zu  betrachten  ^).  Sie  sind  Kosmopoli- 
ten *).  Vollends  als  Regenten  sind  sie  ihm  nicht  sympathisch. 
Bei  diesen  ungünstigen  Urteilen,  die  mit  seiner  optimistischen 
Grundanschauung  im  Widerspruch  zu  stehen  scheinen,  denkt 
Smith  indessen  nur  an  die  großen  Kolonialhandelsgesellschaften 
seiner  Zeit.  Im  übrigen  haben  wir  seine  Verteidigung  der 
Kaufleute  gegen  die  Physiokraten  gehört,  sowie  seine  hohe  Mei- 
nung von  den  Funktionen,  insbesondere  des  Binnenhandels.  Er 
lobt  die  größere  Wirtschaftlichkeit  des  Kaufmanns  im  Vergleich 
zu  den  Landedelleuten  '")  und  erkennt  in  ihm  den  »Leiter  und 
Führer  des  ganzen  Gewerbfleißes  einer  Nation«  ^). 

Adam.  Smith  zeigt  in  seiner  Lehre  vom  Handel  noch  stark 
physiokratische  Züge.     Besonders  der  Produktivitätsstreit  ist    ein 

i)  B.  IV,  Kap.   5  ;  Sföpel,  Bd.  III,  S.  26. 

2)  B.  IV,  Kap.  8. 

3)  B.  I,  Kap.    II. 

4)  B.  III,   Kap.   4. 

5)  B.  III,  Kap.  4. 

6)  B.  IV,  Kap.  7. 
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physiokratisches  Erbstück,  Obwohl  Smith  die  Funktionen  des 
Handels  im  Organismus  der  Volkswirtschaft  kennt  und  in  weit- 
gehendem Maße  verteidigt,  verfällt  er  mit  seiner  Produktivitäts- 
lehre in  die  Manier  der  früheren,  »eine  Wertskala  der  verschie- 
denen wirtschaftlichen  Beschäftigungen«  zu  errichten  und  »durch 
Ueber-  und  Unterordnung  gegenüber  andern  Zensuren  auszu- 
teilen« ^). 

Sisniondis  Handelsbegriff  ist  sehr  weit.  Er  unterscheidet 
Richesse  commerciale  und  Richesse  territoriale  und  scheint  die 
gesamte  Unternehmertätigkeit  mit  Ausnahme  der  landwirtschaft- 
lichen unter  dem  Gesichtspunkt  der  Handelstätigkeit  aufzufassen  ^). 
Daneben  findet  sich  auch  die  engere  Auffassung  des  Handels 
als  Kaufmannshandel.  Bei  der  Zuerkennung  der  Produktivität 
kommt  es  ihm  in  erster  Linie  auf  die  Akkumulierbarkeit  der 
Arbeitsprodukte  an  ^).  Er  schränkt  also  den  5;«zV//schen  Produk- 
tionsbegriff wiederum  ein.  Die  Beschränkung  richtet  sich  in- 
dessen nicht  so  sehr  gegen  den  Handel  als  gegen  die  persön- 
lichen Dienste. 

Die  Funktionen  des  Handels  sind  im  wesentlichen  Transport, 
Vermittlung  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten,  Kapital- 
ersatz an  die  Produzenten.  Der  Kaufmann  ist  in  Sismondis  Ter- 
minologie kein  producteur  und  seine  Arbeit  kein  travail  productif ; 
er  schiebt  sich  vielmehr  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten 
und  läßt  sich  von  beiden  seine  Dienste  bezahlen*).  Dagegen 
gehört  er  zu  den  classes  productives,  trägt  aber  wiederum'  nur 
indirekt  zur  Produktion  bei,  und  doch  ist  nach  Sismoudi  die 
Produktion  erst  abgeschlossen,  nachdem  das  Produkt  in  den 
Bereich  des  Konsumenten  geschafft  worden  ist.  Ein  hübsches 
Beispiel  für  die  Diskrepanz  der  Begriffe  produzieren,  Produktion, 
Produzent  und  produktiv,  wie  sie  auch  bei  andern  und  später 
häufig  vorkommt. 

Malthus  schließt  sich  im  wesentlichen  an  SmitJi  an  und  hat 
im  übrigen  nicht  besonders  klare  Vorstellungen  von  Produktion 
und  Produktivität.  Reichtum  sind  körperliche  Dinge,  produktive 
Arbeit  ist  solche,  die  Reichtum  schafft  ^).  Das  tut  der  Handel 
in    diesem  Sinne    nicht.     Dennoch    ist    er  produktiv,    da  Malthus 

1)  V,  Wiese,  Art.  Produktion  und  Produktivität  in  der  Festgabe  inx  S(hmoller, 
Bd.  I,  S.  4. 

2)  Vgl.  oben  Einleitung.  3)  Richesse  commerciale,  Bd.  I,  S.  20. 

4)  Nouveaux  Principes,  Bd.  II,  S.    136. 

5)  Principles,  französ.  Ausgabe  von  Motijean,  S.  32,  Definitions,  S.   521. 
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schließlich  mehr  Gewicht  auf  die  Werterhöhung  als  auf  das  Her- 
vorbringen körperlicher  Dinge  legt.  Er  begründet  die  Nützlichkeit 
des  Handels  geradezu  mit  der  durch  ihn  herbeigeführten  Tausch- 
werterhöhung ^).  Das  Wesen  des  Handels  sieht  er  in  der  Ver- 
mittlung des  Tausches.  Der  Handel  führt  eine  bessere  Ver- 
teilung der  Produkte  herbei.  Malthus  redet  ziemlich  verworren 
von  produktiv  und  unproduktiv,  mittelbar  und  unmittelbar  pro- 
duktiv. Es  ist  ihm  indessen,  wie  Sismondi  und  andern,  nur  um 
die  Entfernung  der  persönlichen  Dienste  aus  dem  Kreise  der 
produktiven  Tätigkeiten  zu  tun. 

2.  J.-B.  Say,  Ganilh,  Mac  Culloch,  James  Mill. 

y.-B.  Say  ist  für  unser  Problem  neben  Smith  sicher  der 
wichtigste  der  in  diesem  Zusammenhang  zu  behandelnden  eng- 
lischen und  französischen  Schriftsteller.  In  ihm  befreit  sich  die 
klassische  Schule  fast  ganz  von  dem  Rest  von  Physiokratismus, 
der  ihr  bis  dahin  noch  angehaftet  hatte.  In  glänzender  Darstel- 
lung wird  hier  der  Materialismus  der  physiokratischen  Anschau- 
ungen über  den  Handel  aufgedeckt. 

Von  einschneidender  Bedeutung  ist  vor  allem  die  durch  die 
zweite  Auflage  seines  Traite  eingeführte  Einteilung  der  National- 
ökonomie in  die  drei  Abschnitte  Produktion,  Distribution  und 
Konsumtion  ^).  Damit  wird  die  Frage  aufgeworfen,  ob  der  Handel 
zur  Produktion  gehöre.  Der  bon  sens  eines  Say  vereinigte  unter 
dem  Titel  Produktion  die  Gesamtheit  der  wirtschaftlichen  Tätig- 
keiten, der  j-industries«,  mit  Einschluß  des  Handels.  Später  aber, 
unter  dem  Einfluß  der  materialistischen  Produktivitätslehre  und 
unter  Beschränkung  des  Augenmerks  auf  die  engere  sprachliche 
Bedeutung  des  Wortes  Produktion  wurde  vielfach  auch  in  der 
Nationalökonomie  der  Begriff  wieder  eingeschränkt  auf  Urproduk- 
tion und  Stoffverarbeitung.  Damit  wurde  unter  anderem  auch 
die  Handelsarbeit  aus  dem  Kreise  der  produktiven  Tätigkeiten 
verbannt  und  ihr  eine  höchst  unsichere  und  zweifelhafte  Stellung 
angewiesen.  Oder  es  wurde  ein  Abschnitt  Zirkulation  (Interchange, 
Umlauf,  Verkehr)  eingeschoben  ^),  der  Handel  diesem  zugewiesen 
und  so  die  Einheit  und  Gleichartigkeit  der  wirtschaftlichen  Tätig- 
keiten verwischt. 


1)  a.  a.  O.  S.  354. 

2)  Vgl.   Cannan,  Theories  of  Production  and  Distribution,  Chapt.  II. 

3)  Zuerst  bei  James  Mill,  Elements  of  Pol.  Ec.    182 1. 
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Produktion  ist  für  Say  nicht  Schaffung  von  Stoff,  sondern 
von  Reichtum,  weil  Stoff  überhaupt  nicht  neu  geschaffen  werden 
kann.  Der  Reichtum  besteht  aus  Wert  habenden  Gütern,  ohne 
Beschränkung  auf  materielle  Dinge.  Reichtum  und  Wert  verhalten 
sich  in  ihrer  Größe  proportionaP),  sind  identisch.  Produktion  ist 
also  auch  einfach  Wertschaffung  oder  Werterhöhung.  Produktion 
ist  auch  Schaffung  von  NützUchkeit ;  denn  die  Nützlichkeit  der 
Güter  ist  die  Grundlage  ihres  Wertes  -),  und  der  Wert  der  Maß- 
stab ihrer  Nützlichkeit  ^). 

Die  wirtschaftliche  Tätigkeit  der  Menschen,  welche  die  Pro- 
duktion besorgt,  heißt  »Industrie«'*).  Sie  umfaßt  die  Gesamtheit 
der  Wirtschaftszweige.  »II  n'y  a  qu'une  seule  industrie«  ^).  Nach 
ihrem  Inhalte  kann  man  sie  indessen  in  drei  große  Kategorien 
abteilen,  nämlich  in  die  industrie  agricole,  industrie  manifacturiere 
und  industrie  commerciale  ^).  Aber  ausdrücklich  wird  betont : 
»Ces  trois  industries  concourent  a  la  production  exactement  de 
la  meme  maniere«  ^).  Alle  »Industries«  haben  im  Grunde  die  gleiche 
Funktion :  die  Ermöglichung  der  gesellschaftlichen  Bedürfnisbe- 
friedigung. Und  weiter  :  >L'industrie  commerciale  concourt  a  la 
production  de  meme  que  l'industrie  manufacturiere  en  elevant  la 
valeur  d'un  produit  par  son  transport  d'un  Heu  dans  un  autre<;^). 
Hier  haben  wir  auch  gleich  die  5rt;'sche  Auffassung  von  der 
Hauptfunktion  des  Handels.  Saj  betrachtet  den  Handel  als  die 
Tätigkeit  der  interlokalen  Güterübertragung.  Das  Wesen  des 
Handels  liegt  für  ihn  im  Transport,  nicht  im  Tausch,  wi6  er 
gegen  Condillac  ausführt  ^),  den  er  übrigens  falsch  versteht.  Im 
Tausch  werden  Aequivalente  hingegeben ;  die  Werterhöhung  ist 
Folge  des  Transports,  die  Lage  einer  Sache  ist  eine  ihrer  Modi- 
fikationen, eine  ihrer  Arten  zu  sein^"),  und  obwohl  das  Auge  keinen 
Unterschied  entdeckt  zwischen  einem  Stück  Satin,  das  aus  den 
Lyoner  Werkstätten  hervorgeht  und  dem  gleichen  Stück  auf  dem 


i)  Traite,  7.  Aufl.,  S.  53. 

2)  a.  a.  O.  S.   55. 

3)  a.  a.   O.   S.   56. 

4)  a.  a.  O.  S.  57. 

5)  Cours  coraplet  d'econ.  pol.,  Bd.  I,  S.  212. 

6)  Traite,  S.   57  ;  vgl.  neuerdings  Grunzel,  Handelspolitik,  S.  4/5. 

7)  Traite,   S,   58. 

8)  a.  a.  O.  S.  60. 

9)  a.  a.  O.  S.  61. 
10)  Cours  II,  S.  204. 
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Ladentisch  des  Kaufmanns  in  Wien,  so  ist  doch  eine  Aenderung 
mit  ihm  vorgegangen.  »C'est  une  fagon  que  le  commerce  donne 
aux  marchandises  ....  une  fagon  non  moins  utile,  non  moins 
compliquee  et  non  moins  liazardeuse  qu'aucune  de  celles  que 
donnent  les  autres  industries«  ^).  Nachdem  unser  Autor  so  den 
Handel  der  Produktion  im  engeren  Sinne  näher  gerückt  hat, 
nähert  er  umgekehrt  die  letztere  auch  noch  dem  Handel  an,  in- 
dem er  zeigt,  wie  auch  gewisse  Produktionstätigkeiten  im  engeren 
Sinne  nur,  wie  der  Handel,  einen  Transport  der  Güter  besorgen. 
Es  folgt  das  berühmte  Beispiel  des  Bergbaues  und  der  Fischerei: 
»Dans  certains  cas,  les  autres  industries  produisent  d'une  fagon 
analogue  ä  celle  du  commerce  en  donnant  une  valeur  ä  des 
choses  auxquelles  elles  n'ajoutent  absolument  aucune  qualite 
nouvelle  que  celle  de  les  approcher  au  consommateur.  Teile 
est  l'industrie  du  mineur.  Le  metal  et  la  houille  existent  dans 
la  terre  aussi  complets  qu'ils  peuvent  l'etre,  et  ils  sont  sans 
valeur.  Le  mineur  les  en  tire,  et  cette  Operation  les  rend  propres 
ä  l'usage,  leur  donne  une  valeur.  II  en  est  ainsi  du  hareng  .  .  .« -). 
Beim  Bergbau  ein  Transport  in  vertikaler,  beim  Handel  ein 
Transport  in  horizontaler  Richtung. 

Say  wendet  sich  gegen  die  Theorie  der  Physiokraten  von  den 
»classes  salariees«.  Der  Kaufmann  ist  selbständiger  Produzent  und 
lebt  nicht,  wie  noch  Sis^nondi  meinte,  auf  Kosten  des  Produzenten 
und  des  Konsumenten,  zwischen  die  er  sich  hineinschiebt,  son- 
dern »sur  une  valeur  reelle  ajoutee  par  lui  aux  marchandises  en 
leur  donnant  une  fagon  de  plus,  une  faculte  de  servir«  ^).  Der 
Valor  intrinsecus,  der  »innere  Wert«,  wird  durch  die  Handels- 
tätigkeit erhöht  *). 

Endlich  zeigt  Say,  wie  bei  der  Handelstätigkeit  in  ganz 
gleicher  Weise  Kosten,  Produktionskosten,  aufgewendet  werden 
müssen  wie  bei  jeder  andern  Produktion,  wie  Kapital  und  Arbeit 
in  ganz  gleicher  Weise  fungieren  und  wie  die  Produktionskosten 
nur  in  gleicher  Weise  vermindert  werden  können. 

Neben  der  Auffassung  des  Handels  als  Transport  läuft,  wenn 
auch  noch  unsicher,  die  einfache  organische  Auffassung  als  ein 
für    die  Güterversorgung    notwendiges,    arbeitsteiliges    Glied    der 


1)  Traite,   S.   60. 

2)  a.   a,   O.   S.   62. 

3)  a.  a.  O.   S.  61  ;    Cours  II,  S.  221. 

4)  Traite,   S.  99. 
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gesellschaftlichen  Wirtschaft  einher.  Die  Auffassung  des  Handels 
als  Transport  war  im  Hinblick  auf  den  auswärtigen  Handel  ent- 
standen, mußte  indessen  beim  Kleinhandel  und  bei  der  Speku- 
lation versagen.  Und  so  kommt  Say  dazu,  die  Funktion  des 
Handels  allgemein  in  der  Annäherung  der  Ware  an  den  Käufer 
zu  erblicken.  Er  definiert  den  Handel  als  die  Industrie,  welche 
»met  ä  notre  portee  les  objets  de  nos  besoins  qui  n'y  seraient 
pas  sans  cela  .  .  .«  ^).  Say  weiß,  daß  es  nicht  nur  auf  die  tech- 
nische Herstellung  der  Güter  in  ihrer  objektiven  Brauchbarkeit 
ankommt,  sondern  auch  auf  ihre  Zuführung  zum  bedürfenden 
Subjekt,  daß  ohne  die  Handelstätigkeit  »il  est  impossible  au  con- 
sommateur  de  jouir  de  sa  denree«  ^).  Allerdings  ist  diese  An- 
näherung ans  Bedürfnis  meist  nur  räumlich  gemeint  und  die  Zu- 
gehörigkeit des  Detailhändlers  zur  Produktion  wird  einfach  durch 
die  Notwendigkeit  seiner  F'unktion  für  die  gesellschaftliche  Be- 
dürfnisbefriedigung bewiesen  ^). 

Beim  Spekulationshandel  wird  die  Auffassung  als  Transport 
wenigstens  bildlich  festgehalten,  als  Transport  von  einem  Zeit- 
punkt zu  einem  andern  '*). 

Zu  den  Kaufleuten  gehören  außer  den  Groß-  und  Klein- 
händlern die  Kommissionäre,  Reeder,  Spediteure,  Courtiers, 
Agents  de  change.  Alle  sind  gleicherweise  Produzenten  ^).  Der 
Großhändler  hat  vor  dem  Kleinhändler  nichts  voraus;  auch  der 
durch  Fremde  besorgte  Handel  und  der  Zwischenhandel  des 
heimischen  Kapitals  mit  dem  Auslande  (commerce  de  transport) 
sind  vorteilhaft.  Nach  alledem  muß  es  um  so  verwunderlicher 
erscheinen,  daß  Say  die  Sniif/ische  Rangordnung  der  Gewerbe 
beibehält  und  ungefähr  mit  der  gleichen  Begründung  breit  aus- 
führt <=). 

Auch  für  die  Differenzierung  des  Handelsbegriffs  ist  Say  von 
Wichtigkeit.  Obwohl  sein  Blick  noch  vorzugsweise  auf  den  aus- 
wärtigen Handel  gerichtet  ist,  scheidet  sich  bei  ihm  schon  ziem- 
lich klar  unsere  Auffassung  des  Handels  als  einer  volkswirt- 
schaftlichen Tätigkeit  von  der  alten,  verschwommenen  Bedeutung 
im  Sinne  von  ökonomischem  Verkehr  überhaupt.      Der  objektive 

i)  Traite,  S.   57. 

2)  a.  a.  O.  S.  99. 

3)  Cours  II,  S.  222  ff. 

4)  Traite,  S.   10 1. 

5)  Cours  II,  S.  219  ff. 

6)  Traite,  S.  396  ff. 
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Handelsbegriti",  Handel  als  die  Funktion  des  Güterabsatzes,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  sie  von  einem  Händler  ausgeführt  wird, 
findet  sich  bei  ihm  sehr  deutlich,  wenn  er  davon  spricht,  daß 
die  Klassifikation  der  Gewerbe  nach  Ackerbau ,  Gewerbe  und 
Handel  eigentlich  eine  willkürliche  sei.  »Le  jardinier  est  nego- 
ciant  quand  il  porte  ses  salades  au  marche«  ^).  An  anderer  Stelle 
verspottet  er  sehr  fein  den  Materialismus,  der  in  den  Bestrebun- 
gen auf  »Ausschaltung«   des  Handels  zutage  tritt  -). 

Ich  schließe  hier  zwei  von  y^.-B.  Say  stark  beeinflußte  eng- 
lische Nationalökonomen  an,  James  Mill  und  Mac  CullocJi.  Beide 
reden  von  der  commercial  industry. 

Mill  ist  besonders  wichtig,  weil  er  der  5(7j'schen  Dreiteilung 
des  Systems  der  Nationalökonomie  einen  weiteren  Abschnitt, 
Interchange,  einfügte  ^)  und  die  Kauf  leute  als  »agents  of  inter- 
change<'  diesem  zuteilt.  Einen  Fortschritt  gegenüber  Say  bedeutet 
es,  wenn  Mill  das  Wesen  des  Handels  im  Tausch  anstatt  im 
Transport  erblickt. 

Mill  wendet  sich  sehr  gut  gegen  diejenigen,  welche  dem 
Handel  zwar  keine  unmittelbare ,  aber  wenigstens  mittelbare 
Nützlichkeit  zusprechen  wollen,  und  brandmarkt  den  ganzen  Streit 
um  die  mittelbare  oder  unmittelbare  Produktivität  des  Handels 
als  einen  Streit  um  Worte  ^).  Im  Hinblick  auf  den  auswärtigen 
Handel  findet  er,  daß  der  Handel  durch  Ermöglichung  einer 
produktiveren  Arbeitsteilung  das  Jahresprodukt  der  Volkswirt- 
schaft vermehre  '").  Den  Landbau  zieht  er  jedoch  wegen  der  Rente 
den  andern  Industrien  vor. 

Mac  CullocJi  endlich  streift  den  letzten  Rest  von  Physio- 
kratismus  ab. 

Wie  y.-B.  Say  will  er  den  Begriff  der  Produktion  von  der 
Bedingung  der  Materialität  der  Produkte  befreit  wissen.  Er  be- 
hauptet die  vollständige  Identität  von  Rentabilität  und  Produk- 
tivität, vollkommene  Harmonie  von  privatwirtschaftlicher  und 
volkswirtschaftlicher,  nationaler  und  kosmopolitischer  Betrachtungs- 
weise ^).  Konsequenterweise  räumt  er  mit  der  Bevorzugung  ein- 
zelner Gewerbe   sehr   energisch   auf:    >Nothing   therefore,    can   be 

i)  Cours  I,  S.  214. 

2)  a.  a.  O.  S.  347/48- 

3)  Elements  of  Pol.  Econ.,   3.   Aufl.,  S.  87  ff. 

4)  Commerce  defended,   S.  63. 

5)  a.  a.  O.   S.    105. 

6)  Principles,    i.  Aufl.,  S.  54/55. 
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more  silly  and  childish  than  the  estimates  that  are  so  frequently 
put  forth  of  the  comparative  advantages  of  agricultural,  manufac- 
turing  and  commercial  industry.  They  are  all  intimately  and  in- 
dissolubly  conected,  and  depend  upon,  and  grow  out  of  each 
other  ....  we  are  entitled  to  condemn  every  attempt  to  exalt 
one  species  of  industry  by  giving  it  factitions  advantages  at  the 
expense  of  the  rest,  as  being  impolite  and  pernicious«  ^).  Die  rich- 
tige organische  Ansicht  findet  sich  sehr  schön  formuliert  in  der 
folgenden  Stelle:  »It  has  become  impossible  to  say  exactly  who 
feeds,  clothes  or  entertains  the  Community  as  it  would  be  to  say 
which  of  the  many  workman  employed  in  the  manufacture  of  pins 
is  the  actual  pinmaker,  or  which  of  the  farm-servants  produces 
the   crop-). 

Ganilh  bedauert  den  Rest  von  physiokratischem  Materialis- 
mus bei  Sinith\  dieser  habe  trotz  seiner  siegreichen  Bekämpfung 
des  Dogmas  von  der  alleinigen  Produktivität  des  Ackerbaus  durch 
seine  Rangordnung  der  Wirtschaftzvveige  dieses  wieder  in  vollem 
Umfange  aufgerichtet^).  Ganilh  kritisiert  das  Auseinanderreißen 
der  Gesamtheit  der  wirtschaftlichen  Arbeiten.  Statt  die  Arbeit 
in  ihren  mannigfachen  Verhältnissen,  in  ihrer  Verbindung,  nach 
ihrer  Verschiedenheit  und  in  ihren  Berührungspunkten  mit  dem 
Reichtum  zu  betrachten,  hat  man  jede  Arbeit  besonders  genommen 
und  jeder  einzelnen  Gattung  Eigenheiten  zugemessen,  die  allen 
eigen  sind«^).  Aber  ohne  Aufstellung  einer  Rangordnung  geht 
es  bei  Ganilh  doch  nicht  ab;  er  kehrt  zur  Abwechslung  die  Smith- 
sche  Reihenfolge  um  und  stellt  den  Handel  neben  dem  Gewerbe 
an  die  Spitze. 

3.  Ricardo,  Lauderdale. 

Jean-Baptiste  Say  hatte  sich  die  Idee  der  Produktion  mit 
Hilfe  seiner  Wertlehre  einfach  und  leicht  zurecht  gelegt.  Indem 
er,  wie  wir  sahen,  den  Wert  als  den  ^Maßstab  der  Nützlichkeit  und 
die  Produktion  daher  als  Schaffung  von  Tauschwert  betrachtete, 
machte  er  sich  die  Sache  nur  allzu  leicht  und  forderte  den  Wider- 
spruch eines  Zeitgenossen  heraus,  der  ihm  nicht  an  Glanz  und 
Klarheit  der  Darstellung,  wohl  aber  an  Tiefe  des  Denkens  über- 
legen war. 

1)  a.  a.   O.  S.   155. 

2)  a.  a.  O.  S.    157. 

3)  System  der  pol.   Oekonomie,  Wiener  Uebersetzung   181 4,  S.  70. 

4)  a.  a.  O.  S.  60/61. 
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Ricardo  hat  sich  direkt  mit  unserem  Problem  kaum  befaßt, 
da  sein  Augenmerk  faßt  ausschließlich  auf  den  auswärtigen  Ver- 
kehr und  die  dahinter  liegenden  Verteilungs-  und  Wertprobleme 
gerichtet  ist,  wenn  er  vom  Handel  spricht.  In  diesem  Zusammen- 
hange sieht  er  den  Nutzen  des  Handels  in  der  Vermehrung  der 
Brauchbarkeiten  als  Folge  der  internationalen  Arbeitsteilung^). 
Er  setzt  sich  mit  Say  auseinander  und  betont  den  Unterschied 
von  Reichtum  und  Wert,  die  dieser  identifiziert  hatte.  Die  Wert- 
erhöhung ist  kein  besonderes  Verdienst  des  Handels,  sondern  ein- 
fach die  Folge  vermehrten  Kostenaufwandes^). 

Von  Ricardo  wird  später  noch  zu  sprechen  sein  im  Zusammen- 
hang mit  der  Theorie  des  auswärtigen  Handels. 

An  dieser  Stelle  ist  gleich  Lauderdales,  zu  gedenken,  der 
ebenfalls  auf  die  Diskrepanz  von  Wert  und  Reichtum  aufmerksam 
gemacht  hatte.  Er  will  den  Begriff  der  Produktion  weder  an  die 
Materialität  des  Objektes,  noch  an  den  Tauschwert  binden.  Pro- 
duktiv ist  ihm  jede  Arbeit,  die  zur  Befriedigung  menschlicher  Be- 
dürfnisse beiträgt^). 

4.  John  Stuart  Mill. 

Die  Reihe  der  englischen  und  französischen  Nationalökonomen 
schließt  y.  St.  Mill. 

Trotz  seiner  allgemeinen  Bedeutung  kann  man  nicht  sagen, 
daß  ihm  die  Theorie  der  Handelstätigkeit  viel  zu  verdanken  hat. 
In  verschiedener  Beziehung  bedeutet  er  eher  einen  Rückschritt 
gegenüber  Say,   Mac  CnllocJi  und  dem  älteren  Mill. 

1)  Principles,   Kap.  VII  und  XX. 

2)  Ricardo  zitiert  Say :  »Der  Handel  setzt  uns  in  den  Stand,  ein  Gut  an  dem 
Orte  zu  erlangen,  wo  man  es  gewinnt,  um  es  nach  einem  andern  zu  schaffen,  an 
dem  es  verbraucht  wird.  Er  bietet  uns  daher  die  Möglichkeit,  den  Wert  des  be- 
treffenden Gutes  um  die  ganze  Differenz  zwischen  seinem  Preise  am  ersten  und   am 

zweiten  Orte    zu    erhöhen «      »Zweifellos«,    sagt    dagegen  Ricardo,     »aber  auf 

welche  Weise  wird  ihm  der  höhere  Wert  verliehen  ?  Erstens  dadurch,  daß  man 
zu  den  Produktionskosten  die  Versandkosten,  und  zweitens  den  Profit  für  den  vom 
Kaufmann  gemachten  Kapitalaufwand  hinzuschlägt.  Die  Ware  ist  nur  wertvoller 
aus  demselben  Grunde,  aus  welchem  jede  andere  Ware  mehr  Wert  erhalten  kann, 
d.  h.  weil  man  zu  ihrer  Herstellung  und  Versendung  mehr  Arbeit  braucht,  ehe  sie 
vom  Konsumenten  gekauft  wird.  Das  muß  aber  nicht  als  ein  besonderer  Vorteil 
des  Handels  hingestellt  werden.  Bei  näherer  Prüfung  des  Gegenstandes  wird  man 
finden,  daß  der  ganze  Segen  des  Handels  nur  dem  Umstände  zuzuschreiben  ist, 
daß  wir  mit  seiner  Hilfe  keine  wertvolleren,  wohl  aber  nützlichere  Güter  erwerben 
können.« 

3)  Nationalwohlstand,  Wiener  Uebersetzung   1814,  §   16. 
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Er  hat  die  verschiedene  Verwendung  der  Worte  produktiv 
und  unproduktiv  und  die  Unfruchtbarkeit  des  ganzen  bisherigen 
Produktivitätsstreils  wohl  erkannt,  aber  anstatt  daraus  die  Kon- 
sequenzen zu  ziehen ,  gräbt  er  die  alte  materiahstische  Beschrän- 
kung Smiths  und  Sisniondis  auf  körperhche  Dinge,  die  von  Lauder- 
dale,  Say ,  Mac  Culloch  und  ganz  besonders  von  Senior'^)  glückUcli 
bekämpft  worden  war,  wieder  aus-).  Ihm  liegt  vor  allem  daran, 
den  Produktivitätsbegrifif  von  dem  ethischen  Beigeschmack,  der 
ihm  bisher  angehaftet  hatte,  zu  befreien  und  ihn  als  rein  wissen- 
schaftlichen Begriff  einzuführen.  Die  Aberkennung  der  Produktivi- 
tät sei  keine  Beschimpfung,  wie  Say  und  Mac  Culloch  gemeint 
hatten,  es  handle  sich  vielmehr  um  eine  rein  sprachliche  Unter- 
scheidung. Produktion  ist  Schaffung  von  Vermögen.  Damit  wird 
der  Begriff  Produktion  abhängig  gemacht  vom  Begriff  Vermögen, 
der  seinem  VVortsinne  nach  aufgefaßt  wird  als  eine  Summe  ma- 
terieller akkumulierbarer  Nützlichkeiten.  Jede  Arbeit,  die  solche 
schafft,  ist  produktiv.  Die  Arbeit  der  Kaufleute  ist  produktive 
Arbeit,  denn  sie  verleiht  den  materiellen  Gütern  nützliche  Eigen- 
schaften. Der  Produktivitätsbegriff  ist  bei  3Iill  eher  noch  strenger 
als  bei  seinen  Vorgängern  an  den  Begriff  der  Produktion  gebunden. 
Was  zur  Produktion  gehört,  ist  produktiv.  Die  kaufmännische 
Arbeit  wird  denn  auch  als  Glied  der  arbeitsteiligen  Organisation 
der  volkswirtschaftlichen  Arbeit  im  Abschnitt  Produktion  behandelt. 
Und  doch  stellt  Mill  hier  die  Kaufleute  als  die  »Verteiler*;  den 
Produzenten,  die  distribuierende  Klasse  der  produzierenden  gegen- 
über^). Es  ist  an  dieser  Stelle  aufmerksam  zu  machen  auf  die 
doppelte  Bedeutung  des  Wortes  »Verteilung«  im  J/i/lschen  System, 
die  sich  noch  heute  hie  und  da  vorfindet^). 

Wenn  Mill  vom  Kaufmann  als  dem  Subjekt  der  Verteilung 
spricht,  so  liegt  ein  ganz  anderer  Begriffsinhalt  vor,  als  der,  welcher 
dem  Abschnitt  »Verteilung*  (distribution)  seines  Systems  zugrunde 


i)  Seniors  feine  und  tiefe  Bemerkungen  zum  Produktivitätsproblem  sind  ein 
schätzenswerter  Beitrag  zur  Brechung  der  »Herrschaft  des  Wortes  in  der  National- 
ökonomie«. Er  zeigt,  wie  wir  nur  dann  geneigt  sind,  von  Produktion  zu  reden, 
wenn  nicht  nur  ein  neues  Produkt,  sondern  gleichzeitig  ein  neues  Wort  entstanden 
ist.     Vgl.  Pol.  Economy,  4.  Aufl.,  S.  51/52. 

2j  Vgl.    Cannan,  a.   a.  O.   S.    18  ff. 

3)  Principles,  Uebersetzung  von  Soetbeer,  3.  Aufl.,  Bd.  V,  S.  42  :  >Aus  diesen 
Elementen«  (Groß-  und  Kleinhändlern)  »besteht  die  verteilende  (distribuierende) 
Klasse,  deren  Tätigkeit  die  der  produzierenden  Klasse  ergänzt«. 

4)  Vgl.  Helfferich,  Geld,   i.  Aufl.,  S.  3 10  ff. 
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liegt,  wo  er,  wie  gebräuchlich,  über  Eigentum,  Lohn,  Kapitalge- 
winn und  Rente  redet.  Im  letzteren  Falle  handelt  es  sich  um 
die  Feststellung  des  Anteiles  des  Einzelnen  oder  ganzer  Klassen 
am  Ertrag  des  gesellschaftlichen  Produktionsprozesses,  im  erstem 
um  die  Organisation  der  Zuführung  der  konkreten,  auf  Grund  der 
bestehenden  Verteilung  gebildeten  Gütereingänge.  Das  ist  aber  ein 
Problem  der  Organisation  der  wirtschaftlichen  Arbeit,  und  diese 
wird  heute  noch  vorwiegend,  wie  einst  bei  Mill,  unter  dem  Titel 
>Produktion«   abgehandelt. 

Sehr  glücklich  und  für  die  Differenzierung  des  Handelsbegrififes 
von  einschneidender  Bedeutung  ist  die  Zweiteilung  der  Lehre  vom 
Handel  im  J/?7/schen  System,  entsprechend  den  beiden  Handels- 
begriffen, Handel  als  Verkehr,  insbesondere  internationaler  Güter- 
verkehr, und  Handel  als  Bewerkstelligung  dieses  Verkehrs.  Der 
Handel  im  ersteren  Sinne  wird  dem  Abschnitt  »Tausch«  zugeteilt, 
der  zweite  dem  Abschnitt   2> Produktion«. 


II.  Kapitel. 

I.     Die  älteren   Deutschen,  Kraus,  Sartorius,  Lueder,    Storch 

und  Soden. 

Die  ersten  Deutschen  des  19.  Jahrhunderts  sind  gänzlich 
von  Adam  Smith  abhängig. 

Kraus  trägt  ziemlich  genau  des  großen  Schotten  Lehren 
über  den  Handel  vor  ^) :  der  Handel  ist  produktiv,  weil  er  den 
Waren  einen  Wert  zusetzt.  Er  ist  unmittelbar  produktiv  für  die 
Konsumenten,  mittelbar  für  die  Produzenten  und  Fabrikanten. 
Kraus  stellt  nämlich  die  Produktion  im  Sinne  von  Urproduktion 
der  Fabrikation  gegenüber.  Auch  die  Sfuü/ische  Rangordnung 
der  Gewerbszweige  wird  getreulich  übernommen. 

Die  Engländer  und  Franzosen  haben  wenig  definiert.  Hier 
begegnet  uns  zum  erstenmal  eine  regelrechte  Definition  des 
Handels:  »Handel  .  .  .  oder  das  Gewerbe  desjenigen  Einkaufs, 
welcher  in  der  Absicht  geschieht,  wieder  zu  verkaufen  und  durch 
solchen  Umsatz  zu  gewinnen.  Denn  Käufe,  die  nicht  in  dieser 
Absicht  geschehen,  sowie  Verkäufe,  die  nicht  solche  Sachen  be- 
treffen, die  zum  Verkaufe  angeschaß"t  worden  sind,  gehören  nicht 
zum  eigentlichen  Begriff  des  Handels  -). 

I)  Staatswirtschaft,  I,  S.   13  ff.  2)  a.  a.  O.   S.   17/18. 


5^2  Jos-  Burri: 

Diese  Art,  den  Handel  aufzufassen  und  zu  definieren,  ist  von 
großer  Bedeutung  für  die  weitere  Entwicklung  des  Begriffes  ge- 
wesen. Sie  hat  sich  in  der  deutschen  Nationalökonomie  bis  heute 
erhalten.  Es  ist  nicht  der  Handel  als  volkswirtschaftliche  Funk- 
tion, der  ihr  zugrunde  liegt,  sondern  der  Handel  als  Gewerbe. 
Sie  ist  eine  juristische  Definition. 

Sartorius  schreibt  dem  Handel  zugut,  was  der  Arbeitsteilung 
gebührt  ^).  Liieder  ist  womöglich  noch  ärmlicher.  Die  Plattheit 
seiner  Schreiberei  sei  durch  folgende  Zitate  illustriert:  -Ein  ge- 
sammelter Vorrat  von  Natur-  und  Kunstprodukten  ist  wesent- 
liche Bedingung  des  Handels«  -).  Die  Krämer  sind  ihm  »die  in 
jedem  wohlhabenden  Staate  unentbehrlichste  Klasse  von  Bürgern«. 

Bedeutender  als  die  vorgenannten  Deutschen  sind  unzweifel- 
haft Soden  und  Stof'ch\  bei  ihnen  ist  der  Einfluß  Says  deutlich 
zu  spüren. 

Besonders  Sode/is  Lehre  vom  Handel  hat  große  Aehnlichkeit 
mit  derjenigen  !/.-B.  Saj'S.  Den  Begriff  der  Produktion  dehnt  er 
weit  aus  und  spricht  von  Urproduktion,  industrieller  und  kom- 
merzieller Produktion  ^).  »Das  Kommerz«  erzeuge  allerdings 
nicht  im  gewöhnlichen  Sinne  des  Wortes.  »Aber  in  national- 
wirtschaftlicher Beziehung  bezeichnet  Produktion  die  Beförderung 
eines  genußfähigen  Stoffes  zum  Genüsse,  der  außer  der  zu  dieser 
Beförderung  verwendeten  Kraft  nicht  existiert  haben  würde«  *). 
Die  Loslösung  des  Handelsbegrififs  vom  Händlerstand,  wie  wir 
sie  schon  bei  Saj  angedeutet  fanden,  läßt  sich  aus  folgender 
Stelle  entnehmen:  »Der  Urproduzent,  sowie  der  industrielle  Pro- 
duzent, hört  in  dem  Augenblicke  auf,  das  eine  oder  andere  zu 
sein,  wo  er  andern  seine  Produkte  mitteilt "). 

»Das  Wort  »hervorbringen«  bedeutet«  nach  StorcJi  »wenn 
von  Vermögen  die  Rede  ist,  nicht,  einen  Stoff  erzeugen,  sondern 
einen  Wert  in  diesem  Stoffe.  Jeder  dem  Stoffe  gegebene  Wert 
ist  also  die  Hervorbringnis,  Produktion«  ^).  Storch  macht  auf  den 
Unterschied  zwischen  der  allgemein  sprachlichen  und  der  natio- 
nalökonomischen Bedeutung  des  Wortes  Produktion  aufmerksam  : 

i)  Abhandlungen,  die  Elemente  des  Nationalreichtums  und  die  Staatswirtschaft 
betreffend,  S.  67. 

2)  Nationalindustrie  und  Staatswirtschaft,  S.  297. 

3)  Nationalökonomie,  I,  S.  23/24. 

4)  a.  a.  O.  S.    124  ;  IV,  S.  42/43. 

5)  I,  S.   124. 

6)  ir,  s.  152. 
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»der  wissenschaftliche  Sinn  des  Wortes  Produktion,  Hervorbrin- 
gung, ist  also  dem  gewöhnlichen  nicht  ganz  gleich.  Auf  der 
einen  Seite  versteht  man  unter  Produktion  gemeiniglich  bloß 
körperliche  Gegenstände,  während  die  Wissenschaft  auch  die 
nicht  in  die  Sinne  fallende  Frucht  der  Handelstätigkeit  darunter 
begreift«  '). 

Die  produktive  Arbeit  zerfällt  in  Okkupation,  Rohproduktion, 
Stofifverarbeitung  und  »Austauschung  der  Güter,  um  sie  von  den 
Erzeugern  zu  den  Verzehrern  zu  bringen«  -).  (Industrie  commer- 
gante.)  Das  Merkmal  des  Handels  vom  Höckerweibe  bis  zum 
Großhändler  ist  das  Kaufen  zum  Zwecke  des  Wiederverkaufs  ^). 
Storch  vertritt  auch  die  richtige  organische  Ansicht  von  der  Ein- 
heit aller  Wirtschaftszweige;  mit  ähnlichen  Worten  wie  Mac  Cul- 
loch  :  »Jeder  Gewerbszweig  ist  im  allgemeinen  hervorbringend, 
aber  er  ist  es  nur,  weil  alle  übrigen  es  auch  sind.  Alle  unter- 
stützen sich  wechselseitig  in  der  Erzeugung  von  Gütern,  und  sie 
würden  nichts  hervorbringen,  wenn  sie  voneinander  getrennt 
stünden«  *).  Er  erklärt  geradezu,  daß  das  Jahresprodukt  eines 
Volkes  bestehe  aus  den  Werten,  die  Urproduktion  und  Stofifver- 
arbeitung  geliefert,  und  »dem  Zuwachs  zu  beiden,  welchen  der 
Handel  geliefert  hat«  ■''). 

Eine  sehr  vernünftige  Forderung,  deren  Berücksichtigung  die 
ganze  schiefe  Stellung  des  Handels  zu  beseitigen  geeignet  ge- 
wesen wäre,  stellt  Storch  auf,  wenn  er  verlangt,  daß  die  Produk- 
tivitätsfrage nicht  für  ganze  Klassen  und  Berufe,  sondern  für  die 
einzelne  Arbeit  gestellt  werde.  »Uebrigens  ist  jede  Art  der  Ge- 
werbstätigkeit, Landbau,  Gewerbe,  Handel,  im  allgemeinen  her- 
vorbringend, obschon  es  nicht  jede  einzelne  Arbeit  eines  jeden 
Landwirts,   Gewerks-  und  Kaufmanns  immer  ist«  *^). 

Indessen  schränkt  unser  Autor  seinen  Produktionsbegriff 
wieder  im  materialistischen  Sinne  ein.  Unmittelbare  Produktivi- 
tät, wirkliche  Werterhöhung  ist  »nur  möglich  durch  körperliche 
Veränderung  an  den  Gütern«.  Aehnlich  wie  Ricardo  bekämpft 
Storch  die  Auffassung,    als  ob    der    Handel    nach    Maßgabe    der 


i)  Handbuch  der  Nationalvvirtschaftslehre,  Uebersetzung  von  Rat/,  I,  S.  82. 

2)  I,  S.  83. 

3)  I,  S.   124. 

4)  I,  S.  127. 

5)  I>  S.  130. 

6)  Cours,  I,   S.  95. 
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von  ihm  verursachten  Kosten  produktiv  sei,  wie  Say  gemeint 
hatte.  »Die  Kosten,  mit  denen  ein  Tausch  betrieben  wird«  er- 
scheinen »nur  als  ein  unvermeidUcher  Aufwand  vor  dem  wirkli- 
chen Gebrauche,  wie  eine  Steuer  etwa,  die  auf  die  Brauchbar- 
keit keinen  Einfluß  hat.  Die  mittelbar  hervorbringende  Fähig- 
keit des  Handels«,  nämlich  durch  Unterstützung  der  Produktion, 
»bleibt  dabei  immer  in  ihrer  großen,  unbezweifelten  Wichtig- 
keit« ^).  Uebrigens  will  Storch  das  Transportieren,  Sortieren, 
Verpacken,  als  körperliche  Veränderung  an  den  Gütern,  als  un- 
mittelbare Produktion  gelten  lassen,  obwohl  doch  diese  Arbeiten 
die    objektive  Brauchbarkeit  der  Güter  kaum  alterieren. 

Wir  haben  hier  ein  gutes  Beispiel  für  den  Zwiespalt  der 
alten,  objektiv-materialistischen  Auffassung  der  Produktion,  wonach 
Produktion  nur  eine  sinnlich  wahrnehmbare  Veränderung  am 
Stoffe,  eine  Vermehrung  der  objektiven  Brauchbarkeit  ist,  und 
der  subjektiv-organischen  Auffassung  der  Produktion  als  Beitrag 
zur  gesellschaftlichen  Güterversorgung  überhaupt.  Parallel  mit 
diesem  Zwiespalt  geht,  wie  wir  noch  deutlicher  sehen  werden, 
der  Zwiespalt  zwischen  der  objektiven  Auffassung  des  Wertes 
als  »Brauchbarkeit«  einerseits  und  der  subjektiven  Auffassung  als 
Tauschwert  anderseits. 

2.   Eusebius  Lotz  und  K.   H.   Rau. 

Hatte  bei  Soden  und  Storch  die  organische  Betrachtungs- 
weise unstreitig  vorgeherrscht,  so  setzt  mit  Lotz  und  Rau  wiederum 
eine  Reaktion  ein.  Der  objektivistische  Materialismus  gewinnt 
wiederum  die  Oberhand  und  wirft  die  Lehre  vom  Handel  und 
der  Produktion  hinter   Say,  ja  sogar  hmter  Ad.  Smith  zurück. 

Der  Ausgangspunkt  dieser  Reaktion  bei  Lotz  ist  äußerst 
interessant  und  kennzeichnend.  Lotz  geht  nämlich  auf  den  Wort- 
sinn von  »Produktion«  und  »produzieren«  zurück,  anstatt  sich  an 
die  gleichartigen,  zusammenhängenden  Erscheinungen  zu  halten. 
Der  Soden^z\\&  Produktionsbegriff  widerstrebe  offenbar  dem  Sprach- 
gebrauche ^).  »Produzieren  kann  nichts  anderes  heißen  als  ein 
Ding  hervorbringen,  an  dem  der  Mensch  Tauglichkeit  für  seine 
Zwecke  anerkennt«  ^).  Die  Tätigkeit  des  Kaufmanns  gehört  daher 
nicht    zur    Produktion.       ^Das    Gewerbe    des    Kaufmanns    bringt 

1)  III,  S.  276. 

2)  Handbuch  der  Staatswirtschaftslehre  Bd.  I.   S.   189. 

3)  a.  a.   O.  S.    165. 
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weder  neue  Sachen  hervor  noch  neue  Güter;  es  erweitert  für 
den  Menschen  weder  das  Gebiet  der  Sachenwelt  noch  das  der 
Güterwelt.  Hat  die  Ware,  die  uns  der  Kaufmann  beischaiTt  und 
darbeut,  nicht  schon  an  sich  Tauglichkeit  für  menschliche  Zwecke, 
durch  die  Hand  des  Kaufmanns  erhält  sie  zuverlässig  diese  Taug- 
lichkeit nicht«  ').  In  einer  Fußnote  wendet  sich  Lotz  gegen  »die 
offenbar  unrichtige  Behauptung«  Say?,^  »der  innere  Wert  der 
Ware  vermehre  sich  durch  das  Gewerbe  des  Kaufmanns '.  Man 
sieht,  er  versteht  unter  Wert  die  technische  Brauchbarkeit,  den 
sog.  Gebrauchswert. 

Die  Gründe,  die  bis  anhin  für  die  Einreihung  des  Handels 
unter  die  Produktionstätigkeiten  geltend  gemacht 
worden  waren,  scheinen  ihm  nicht  stichhaltig.  »So  wichtig  und 
wohltätig  wirkend  auch  das  Gewerbe  eines  Kaufmanns  in  anderer 
Beziehung  allerdings  sein  mag,  so  beschränkt  sich  doch  alles, 
was  der  Kaufmann  für  die  menschliche  Sachen-  und  Güterwelt 
leisten  mag,  immer  nur  darauf,  daß  er  beiden,  der  Sachen-  und 
Güterwelt  ihren  bisherigen  Stand  erhält;  dadurch,  daß  er  den 
Ueberfluß  vor  der  Wertlosigkeit  sichert,  welche  jener  darin  zu 
befürchten  haben  würde,  wenn  ihn  der  Güterbesitzer  nicht  für 
seine  eigenen  Zwecke  zu  verwenden  wüßte  oder  sich  nicht  einen 
Dritten  aufzusuchen  vermöchte,  der  jenen  Ueberfluß  im  Wege 
des  Tausches  an  sich  zu  bringen  geneigt  wäre«  2).  Eine  merk- 
würdig oberflächliche  Ansicht  über  die  organische  Funktion  des 
Handels  in  der  Volkswirtschaft!  Schon  Say  hatte  doch  über- 
zeugend dargetan,  daß  es  sich  beim  Handel  nicht  um  die  Ver- 
wertung von  Ueberschüssen  handelt,  wie  etwa  die  früheren  gemeint 
hatten  ^). 

Lotz  hatte  behauptet,  daß  der  Handel  am  Werte  der  Waren 
nichts  ändere.  Hier  behauptet  er,  ohne  die  Handelstätigkeit 
wären  viele  Güter,  nämlich  alle  für  den  Verkehr  produzierten, 
wertlos.  Aus  dem  letzten  Satze  könnte  geschlossen  werden,  daß 
der  Handel  allein  Wert  erzeuge.  Erst  durch  das  »in  den  Verkehr 
bringen«.  Absetzen  der  Ware,  erhält  sie  in  der  Verkehrswirtschaft 

1)  a.  a.   O.  S.    187. 

2)  I.    187/8. 

3)  Melon :  Le  commerce  est  l'echange  du  superflu  pour  le  necessaire.  zit. 
Lexis,  Handel  in  Schönberg%  Handbuch.  B'üsch :  Handeln  heißt,  einen  uns  selbst 
entbehrlichen  Vorrat  an  Natur-  oder  Kunstprodukten,  oder  von  beiden,  anschaffen 
und  andern  mit  V'orteil,  oder  auch  den  Umständen  nach  mit  Verlust  wieder  ab- 
treten, zit.  Röscher,  Geschichte   S.  562. 
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einen  Wert.  Der  innere  Grund  dieses  Widerspruchs  ist  wiederum 
der  verschiedene  Sinn  des  Wortes  Wert,  objektiver  Gebrauchs- 
wert, technische  Brauchbarkeit  im  einen,  subjektiver  Wert  —  Wert 
im  eigentlichen  Sinne  —  im  andern  Falle. 

Besser  ist  die  Auffassung  des  Handels  als  »Vermittlung  des 
Verkehrs  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten«  ^),  auf  jeden 
Fall  bei  Lotz  auch  logischer,  als  bei  vielen  frühern  und  spätem, 
die  den  Handel  der  Produktion  einreihten,  aber  den  Kaufmann 
doch  als  Dritten  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten  stellten. 
Die  Tätigkeit  des  Kaufmanns  ist  für  Lotz  eine  bloße  Dienstleistung 
an  Produzenten  und  Konsumenten,  für  die  er  wohl  ein  großes, 
aber  abgeleitetes  Einkommen  bezieht.  Die  Dienste  des  Kauf- 
manns sind  äußerst  nützlich  und  notwendig,  aber  all  das  —  und 

jetzt  kommt  der  ethische  Pferdefuß  zum  Vorschein  —   »gibt 

der  Beschäftigung  des  Kaufmanns  noch  keinen  gegründeten  An- 
spruch auf  Erhebung  zum  Range  des  wirklichen  Produzenten«  -). 
Es  gelte  allerdings  vom  Kaufmann,  was  die  Physiokraten  behauptet 
hatten,  daß  er  nur  durch  Ersparung  am  Einkommen  reich  werden 
könne.  »Und  daß  ein  solcher  negativer  ^^'eg,  zum  Reichtum  zu 
gelangen,  nicht  der  richtige  sei,  daß  er  dem  positiven  Wege,  dem 
Streben  nach  Wohlstand  und  Reichtum  durch  Güterhervorbringung 
bei  weitem  nachstehe,  daß  er  mit  der  Grundtendenz  alles  mensch- 
lichen Strebens  nach  Gütererwerb,  Besitz  und  Gebrauch  im  klaren 
Widerspruche  sei,  dies  offenbart  sich  jedem  aufmerksamen  Leser 
wohl  von  selbst  (sie !)  ohne  meine  Erinnerung.  Nicht  um  Güter- 
massen durch  die  Versagung  ihres  Genusses  aufzustapeln,  arbeitet 
der  Mensch;  sondern,  was  ihn  zur  Arbeit  treibt,  ist  das  Streben 
nach  dem  Genuß  der  durch  die  Arbeit  hervorgebrachten  Güter. 
Und  wenn  das  kaufmännische  Gewerbe  allerdings  hohe  Achtung 
verdient,  so  verdient  es  diese  Aclitung  doch  nur  um  deswillen, 
weil  es  dem  Menschen  das  Erstreben  dieses  letzten  Zweckes  so 
sehr  erleichtert«  ^). 

Ein  hübsches  Musterehen  willkürlicher,  dogmatischer  Ver- 
schrobenheit! 

Karl  HeinricJi  Raus  Anschauungen  sind  den  Loteschen  nahe 
verwandt.  Immerhin  ist  ein  Fortschritt  festzustellen.  Statt  nämlich, 
wie  Lotz,  vom  Wortsinne  von   :  produzieren«   auszugehen  und  von 


i)  I.  .S.  i88. 

2)  I.  S.  189. 

3)  I.  S.  191. 
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da  aus  dem  Handel  zum  vornherein  eine  Sonderstellung  anzu- 
weisen, stellt  Ran  eingangs  ein  System  der  Zweige  der  Arbeit 
auf.  Er  kennt  wirtschaftliche  Arbeiten,  »welche  die  Befriedi- 
gung der  Bedürfnisse  vermittelst  sächlicher  Güter  zu  fördern  be- 
stimmt sind : 

I.  Durch  Mitwirkung  zu  ihrer  Entstehung, 
II.  durch  Erleichterung  ihres  Uebergangs  in  andere   Hände, 

III.  durch  Erleichterung  des  Gebrauchs  und  der  Erhaltung 
der  Güter«  ^). 

»Die  Arbeiten,  deren  Bestimmung  es  ist,  den  Uebergang 
der  Güter  an  andere  Menschen  zu  fördern,  ohne  eine,  ihren 
Wert  (sc.  obj.  Gebrauchswert,  der  »abstrakte  Wert«  Ratis)  er- 
höhende Veränderung  ihrer  Beschaffenheit  vorzunehmen,  oder 
die  Arbeiten  der  Güterübertragung,  Verkehrsarbeiten  zerfallen  .... 
in  zwei  Abteilungen:  i.  Handelsgeschäfte,  welche  die  Besorgung 
des  Tausches  sächlicher  Güter  zum  Zwecke  haben  ...  2.  die 
Geschäfte  des  Vermietens  und  Verleihens«  '^).  Der  Fortschritt 
bei  Rau  liegt  vor  allem  in  der  organischen  Einordnung  der 
Handelsarbeit  in  den  Kreis  der  wirtschaftlichen  Arbeiten,  wenn 
auch  getrübt  durch  eine  materialistische  Auffassung  der  Produktion. 
Damit  im  Zusammenhang  steht  die  Aufstellung  einer  einzigen 
Hauptfunktion  des  Handels,  nämlich  der  Funktion  der  inter- 
personalen Güterübertragung,  statt  vieler  koordinierter  Funktionen 
für  die  einzelnen  Handelszweige,  wie  etwa  bei  Smith,  welch 
letzteres  Vorgehen  einer  einheitlichen  Auffassung  des  Handels 
nicht  günstig  war.  Rau  sieht  ein,  daß  das  Wesentliche  des 
Handels  im  Tausche  liegt,  nicht  im  Transport  oder  andern 
Nebenfunktionen. 

Indessen  nicht  alles  Tauschen  ist  Handel;  es  gehört  dazu, 
»daß  das  Tauschen  als  besondere  Beschäftigung,  des  Gewinnes 
willen,  d.  i.  als  Gewerbe  betrieben   werde«  ^). 

Doch  ist  aus  einer  andern  Stelle  zu  entnehmen,  daß  der 
Sinn  dieser  Beschränkung  nicht  etwa  der  ist,  daß  nur  Händler 
Handel  treiben  könnten,  wie  dies  von  vielen  mehr  oder  weniger 
stillschweigend  angenommen  wird.  Rau  legt  im  Gegenteil  den 
von  uns  eingangs  aufgestellten  Handelsbegriff 
unter:  Handel,   als  die  Bewerkstelligung  des  wirtschaftlichen 

i)  Volkswirtschaftslehre,   4.  Aufl.   S.    102. 

2)  a.  a.  O.  S.   104/5. 

3)  a.  a.  O. 
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Verkehrs  zwischen  den  einzelnen  Wirtschaften  ohne  Rücksicht 
auf  deren  Organisation  in  besonderen  Unternehmungen.  Er 
weiß,  daß  die  Trennung  von  Handels-  und  Erzeugungstätigkeit 
sich  nicht  rein  in  der  Trennung  von  Handels-  und  Erzeugungs- 
unternehmungen widerspiegelt:  ^Was  wir  jedoch  in  den  Begriffen 
scheiden,  das  kann  im  Leben  verbunden  vorkommen.  Der  Er- 
zeuger einer  Ware,  z.  B.  der  Fabrikant,  kann,  anstatt  sie  auf 
dem  kürzesten  Wege  an  den  Kaufmann  abzusetzen,  den  Kon- 
sumenten selbst  erwarten  oder  aufsuchen,  die  Ware  aufbewahren, 
versenden  u.  dgl.,  kurz,  er  kann  einen  Teil  seines  Kapitals 
darauf  wenden,  um  sich  neben  dem  Gewinne,  den  die  Erzeugung 
abwirft,  auch  einen  Gewinn  aus  dem  Tausche  zu  verschaffen«  ^). 
Diese  objektive  Auffassung  ist  allerdings,  wie  bei  Say,  nicht  die 
dominierende. 

Unser  Autor  verwirft  den  Produktivitätsstreit  ^).  Das  hindert 
ihn  indessen  nichts  gleich  seinen  Vorgängern  eine  Lanze  in  den 
Kampf  zu  tragen  und  dabei  unbewußt  an  seinem  eigenen  Bei- 
spiel zu  zeigen,  wohin  der  Produktivitätsstreit  führt.  »Spottet 
ihrer  selbst  und  weiß  nicht  wie.« 

Er  polemisiert  gegen  Smit/is  und  Says  Begründung  der 
Produktivität  des  Handels. 

Der  Handel  vermehre  nur  den  Kostensatz  und  Preis  der 
Güter,  nicht  aber  deren  Wert  (sc.  technische  Brauchbarkeit). 
»Und  nur  in  der  Vermehrung  der  Wertmenge  liegt  das  Kennzeichen 
der  Produktion.«  ;>Der  Handel  bringt  eine  bessere  Verteilung 
der  Güter  zuwege.'^  »Er  trägt  hierdurch  unstreitig  viel  zur  Be- 
förderung der  Wohlfahrt  in  einem  Lande  bei.  Wird  indessen 
das  Vermögen  desselben  im  ganzen,  der  Gesamtheit  der  Bedürf- 
nisse gegenüber  gedacht,  so  kann  dieses  von  dem  Handel  nicht 
vergrößert  werden.  Derselbe  vergrößert  nur  die  nach  individueller 
Schätzung  angeschlagene  konkrete  Wertmenge  (sc.  subj.  Wert), 
er  erleichtert  den  Gütergebrauch,  indem  er  die  äußere  Bedingung 
desselben,  räumliche  Nähe  und  Besitz  des  Gebrauchenden,  ver- 
wirklicht, hinterläßt  aber  in  der  Beschaffenheit  der  Güter  keine 
Spur,  erhöht  den  Gattungswert  (sc.  obj.  Brauchbarkeit)  derselben 
nicht,  vermehrt  die  ganze  vorhandene  Warenmenge  nicht  im 
mindesten   und   kann  daher  für  sich  allein  betrachtet,  nicht  unter 


1)  Art.  Handel  in  der  allg.  Encyclopädie    der  Wissenschaften   u.  Künste    von 
Ersch  und  Gruber. 

2)  Volkswirtschaftsl.  I.   S.    107. 
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den  Begriff  einer  Produktion  gebracht  werden«  ^).  Es  könne 
wohl  eine  Vermehrung  der  Brauchbarkeit  eintreten  durch  den 
Handel,  aber  nur  für  einzelne.  Demgegenüber  bemerkt  HevDiann 
ganz  richtig,  daß  schließlich  alle  wirtschaftliche  Arbeit  nichts 
anderes  sei  als  Anpassung  eines  Stoffes  an  die  Bedürfnisse  eines 
beschränkten  Kreises  von  Konsumenten^).  Rau  will  zugeben, 
daß  wenigstens  der  auswärtige  Handel  das  Volksvermögen  ver- 
mehre, aber  das  sei  keine  Produktion,  sondern  eine  Einnahme 
aus  fremdem  Vermögen  (!).  Nun  ist  es  interessant  zu  sehen,  wie 
sich  die  Beurteilung  des  Handels  bei  unserem  Schriftsteller  ändert, 
sobald  er  ihn  nicht  mehr  isoliert,  sondern  organisch,  »in  seinem 
Verhältnis  zur  Erd-  und  Gewerksarbeit  betrachtet«.  »Der  Fort- 
gang beider  ist  von  dem  Absätze  der  Erzeugnisse  bedingt  .  .  . 
Ist  eine  besondere  Klasse  von  Handelnden  vorhanden,  so  kann 
diese  die  Tauschgeschäfte  mit  weit  größerem  Erfolge  sowie  mit 
geringeren  Kosten  besorgen,  als  wenn  die  Erzeuger  und  Ver- 
zehrer von  Gütern  sie  ganz  übernehmen  müßten.«  Der  Handel 
erscheint  daher  als  ein  unentbehrliches,  die  Ausdehnung  und 
Fortdauer  der  Stoffarbeiten  bedingendes  Hilfsgeschäft  derselben ; 
er  steht  mit  ihnen  in  der  genauesten  Verbindung  und  ist,  vermöge 
derselben,  mittelbar  hervorbringend. 

Und  nun  folgt  wohl  die  wunderlichste  Blüte,  die  je  im  Garten 
des  Produktivitätsstreites  gewachsen  ist,  dazu  noch,  eine  Ironie 
der  Geschichte,  bei  einem  Autor,  der  den  Produktivitätsstreit 
grundsätzlich  ablehnt.  Es  ist  nämlich  nach  Raii  nur  der  Handel 
mit  neuen  Gütern  produktiv.  »Es  muß  demnach  der  Handel 
mit  schon  früher  produzierten,  bereits  im  Gebrauch  gewesenen 
Sachen,  z.  B.  mit  älteren  Gemälden,  Büchern,  Geräten,  ferner 
mit  Wechseln,  Schuldbriefen,  mit  Grundstücken  u.  dgl.,  von 
dem  Kreise  der  produktiven  Beschäftigungen  ausgeschlossen 
werden«  ^).  Mit  feinem  Spott  fragt  Hermann,  was  wohl  für  ein 
Unterschied  bestehe,  wenn  ein  Schreiner  aus  neuen  Holzstücken 
einen  Stuhl  zusammenleimt  oder  aus  solchen,  die  vorher  schon 
ein  Stuhl  gewesen  sind,  wenn  ein  Händler  alte  Bücher  dem  zu- 
führt, der  sie  lieber  liest  als  ihr  voriger  Besitzer,  oder  sie  dem 
Pappdeckelmacher  verkauft. 

Im  fünften  Buch  der  Rau?,c\\tn  Volkswirtschaftslehre,  »Ueber 


1)  a.  a.   O. 

2)  Staatswirtschaftliche  Untersuchungen,   i.  Aufl.  S.  22, 

3)  Volkswirtschaftslehre  S.    iio. 
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die  produktiven  Gewerbe«  betitelt,  finden  sich  die  speziellen 
Lehren  vom  Handel.  Dabei  werden  der  Grundstückshandel  und 
der  »Papierhandel«,  die  vorn  aus  dem  Kreis  der  produktiven 
Tätigkeiten  herausgeworfen  worden  waren,  wieder  zum  Hinter- 
türchen hereingelassen^).  An  dieser  Stelle  werden  auch  die 
Probleme  des  auswärtigen  Handels  untergebracht. 

Der  Gewerbebegrifif  bei  Rmi  entspricht  noch  so  ziemlich 
genau  der  5rtjj'schen  »Industrie <,  als  wirtschaftlicher  Tätigkeit 
überhaupt.  Dieser  Sinn  ist  bekanntlich  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts verloren  gegangen,  nur  zum  Schaden  der  Theorie  von 
den  wirtschaftlichen  Tätigkeiten. 

3.  F.   B.  W^.  Hermann. 

F.  B.  W.  Hermann  hat  auch  auf  unserm  Gebiete,  wie  auf 
so  vielen  andern  der  theoretischen  Nationalökonomie,  mit  seinem 
gesunden  Sinn  und  seiner  logischen  Schärfe  Vortrefifliches  ge- 
leitet. Seine  Lehren  über  den  Handel  sind,  im  Gegensatz  zu 
seinen  deutschen  Vorgängern  und  Zeitgenossen,  wiederum  von 
echt  klassischem  Geiste  im  besten  Sinne  des  Wortes  durchweht, 
wie  er  sich  nur  bei  dessen  bedeutendsten  englischen  und  franzö- 
sischen Vertretern  findet.  Durch  ihn  wird  nicht  nur  der  Tiefstand 
der  Lehre  bei  Lotz  und  Rau  überwunden,  sondern  die  Theorie 
der  Handelstätigkeit  wird  über  Smith  und  Say  hinaus  zu  einer 
Vollendung  entwickelt,  wie  sie  die  neuere  Wissenschaft  kaum 
mehr  aufweist. 

»Die  Aufgabe  der  wirtschaftlichen  Betrachtung  der  Produktion 
ist,  ....  das  technische  Produkt  als  eine  Zusammenfassung 
gegliederter  Verwendung  der  Tauschwerte  seiner  technischen 
Elemente  darzustellen,  ....  man  könnte  sagen,  die  Betrachtung 
der  Produktion  ni  der  Wirtschaftslehre  habe  zur  Aufgabe  die 
Konstruktion  des  Tauschwertes  des  technischen  Produkts  mit 
möglichst  sparsamen  Elementen  von  Tauschwert <;  -).  Also  genau 
die  Smtt/ische  Anschauungsweise:  Die  Güter  sind  Summen  von 
Tauschwert  und  ihre  Produktion  ist  die  Schaffung  von  Tausch- 
wert nach  Maßgabe  der  aufgewendeten  Kosten.  Damit  ist 
der  Produktionsbegriff  von  dem  sog.  objektiven  Gebrauchswert, 
der  ja  eigentlich  gar  kein  nationalökonomischer  Wertbegriff  ist, 
losgelöst  und  nach  Art  der  Klassiker  an  den  Tauschwert  geknüpft. 

i)  Volkswirtschaftslehre  S.  481  ff. 

2)   Staatswirtschaftliche  Untersuchungen,  2.  Aufl.  S.   157. 
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Die  Tätigkeiten,  die  die  technische  Brauchbarkeit  unverändert 
lassen,  sind  wiederum  in  den  Produktionsbegriff  eingeschlossen, 
Handel  ist  Produktion.  Im  Hermaiuischen  Tableau  der  Produktions- 
tätigkeiten erscheint  der  Handel  als  sachliche  Produktion,  »als 
Versetzung  von  Tauschgütern  an  den  Ort,  Aufbewahrung  derselben 
bis  zu  der  Zeit  und  in  beiden  Fällen  Bereithaltung  und  Anbieten 
derselben  in  der  Quantität,  wo,  wann  und  in  der  sie  am  drin- 
gendsten begehrt  und  daher  am  höchsten  vergolten  werdenc  ^). 
Zum  Handel  gehören  Bank,  Spedition,  Lagerhaltung,  Versicherung, 
Lloyds  etc.  Es  wird  nicht  eine  einzige  Hauptfunktion  des  Handels 
aufgestellt,  sondern  verschiedene,  koordinierte  Funktionen.  Immer- 
hin ist  für  Hermann  der  Handel  in  der  Hauptsache  interlokale 
Güterübertragung,  Transport.  Der  Händler  ist  Produzent  und 
Hennann  hat  die  Konsequenz,  ihn  auch  durchweg  so  zu  nennen. 
Die  innere  Verwandtschaft  zwischen  Produktion  im  engern  Sinne 
und  Handel  wird,  wie  bei  Say,  wiederholt  recht  glücklich  be- 
wiesen. »Das  Produkt  des  Kaufmanns  ist  die  von  ihm  gekaufte 
Ware  an  einem  andern  Orte  oder  zu  einer  spätem  Zeit«  ^).  Das 
Kapital  wirkt  in  allen  Erwerbszweigen  gleich,  und  keiner  hat 
einen  Vorzug  vor  den  andern  ^).  Die  Produktion  im  engern 
Sinne  ist  eigentlich  auch  nichts  anderes  als  räumliche  Veränderung 
der  einzelnen  Stoffteile  und  »soweit  der  Landwirt  und  der  Hand- 
werker flüssiges  Kapital  anwenden,  sind  sie  nichts  als  Handels- 
leute, die  frühere  Arbeiten  und  Nutzungen  aufsammeln  und  in 
begehrterer  Form  feilbieten«  ^). 

In  seiner  ausführlichen  Dogmengeschichte  des  Produktivitäts- 
streits macht  er  gegen  Lotz  und  Ran  geltend,  daß  es  unrichtig 
sei,  »die  Produktion  für  beendet  zu  halten,  ehe  die  Ware  an 
den  Verzehrer  übergehen  kann.  Alle  vorbereitenden  Gewerbe 
sind  nichts  als  Anstalten,  welche  die  Beschaffenheit  der  Dinge 
dem  menschlichen  Bedürfnis  näher  bringen,  warum  soll  das  letzte 
Geschäft,  das  hier  mitwirkt,  der  Handel,  ausgeschlossen  sein } 
Der  Zucker,  der  in  der  Hamburger  Raffinerie  fertig  steht,  ist 
wohl  fertig  für  den  Einwohner  Hamburgs,  aber  nicht  für  den 
Einwohner  Münchens  und  gerade  da  dieser  ihn  erst  brauchen 
kann,  wenn  noch  die  Arbeit  der  Fracht  darauf  verwendet  worden, 


i)  a.  a.  O.  S.   147. 

2)  I.  Aufl.   S.  273, 

3)  a.  a.  O.  S.  272. 

4)  a.  a.  O.  S.  279. 
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erhöht  diese  oder  der  Handel  die  Brauchbarkeit  jenes  nur  relativ 
fertigen  Produktes«  ^).  Es  handelt  sich  gar  nicht  um  objektive 
Veränderung  der  Dinge,  sondern  um  eine  Veränderung,  durch 
die  dem  bedürfenden  Subjekt  die  Möglichkeit  der  Bedürfnis- 
befriedigung näher  gerückt  wird. 

Gegen  Lotzs  Ausgrabung  des  platonischen  Ausspruches  vom 
Kaufmann  als  »Diener«  macht  Hermann  geltend,  daß  der  Kauf- 
mann das  in  gewissem  Sinne  mit  jedem  andern  Produzenten  ge- 
mein habe. 

Den  Materialismus  hat  Hermann  sehr  energisch  abgelehnt. 
Erstlich  durch  weiteste  Ausdehnung  des  Gutsbegrififs,  indem  er  »jede 
begehrte  und  unter  freiem  Wettbewerb  der  Parteien  vergoltene 
Leistung  als  ein  wirtschaftliches  Gut«  betrachtet  ~).  Jede  im 
Vekehr  begehrte  und  bezahlte  Leistung  ist  produktiv.  Der  Ver- 
kehr ist  der  oberste  Richter  über  die  Nützlichkeit  und  Notwen- 
digkeit einer  volkswirtschaftlichen  Tätigkeit.  Da  der  Handel 
ebenso  ursprünglich  produziert,  wie  jeder  andere  Wirtschaftszw'eig, 
so  ist  das  Handelseinkommen  ursprüngliches  Einkommen,  nicht 
abgeleitetes,  wie  Lots  gemeint  hatte:  Wir  haben  hier  die  klassische 
Lehre  von  der  Harmonie  von  volkswirtschaftlicher  und  privat- 
wirtschaftlicher Ergiebigkeit:  Wer  Tauschwert  habende  Leistungen 
produziert,  hat  etwas  volkswirtschaftlich  Nützliches  geleistet. 

4.  Friedrich  List  und  H.  C.  Carey. 

Hatte  mit  Hermann  die  Lehre  von  der  Handelstätigkeit  einen 
gewissen  Höhepunkt  erreicht,  so  zeigt  der  weitere  Verlauf  der 
Entwicklungslinie,  bezeichnet  durch  die  Namen  List,  Carey  und 
Marx,  wiederum  deutlich  absteigende  Richtung.  Nicht  nur  wird 
der  Tiefstand  unter  Lote  und  Rau  wieder  erreicht ;  mit  Marx 
steigt  die  Entwicklungskurve  herab,  bis  zu  dem  Punkte,  von  wo 
sie  ausgegangen  war,  zum  Physiokratismus.  List  und  Carey  haben 
unter    anderem  auch  die  Feindschaft  gegen  den  Handel    gemein. 

Bei  Friedrich  List  erfährt  der  Produktivitätsbegriff  keine 
Vertiefung,  sondern  nur  eine  ungemessene  Erweiterung.  Trotz- 
dem wird  dem  Handel,  der  einseitig  nur  als  »Kaufmannshandel« 
aufgefaßt  wird,  nur  mindere  Produktivität  zugesprochen.  Die 
willkürliche  Anwendung  dieses  Begriffes  springt  in  die  Augen. 
>Allerdings   ist    auch    der  Handel    produktiv,   wie  die   Schule  be- 

i)  a.  a.  O.  S.  22. 
2)  2.  Aufl.  S.  593. 
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hauptet,  aber  er  ist  es  in  ganz  anderer  Art  als  die  Agrikultur 
und  die  Manufakturen.  Diese  bringen  Güter  hervor,  der  Handel 
vermittelt  nur  den  Tausch  zwischen  Agrikulturisten  und  Manu- 
fakturisten,  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten.  Daraus 
folgt,  daß  der  Handel  den  Interessen  und  Bedürfnissen  der  Agri- 
kultur und  der  Manufakturen  gemäß  zu  regulieren  ist,  nicht 
umgekehrt.  Die  Schule  hat  aber  diesen  letztern  Satz  geradezu 
umgekehrt,  indem  sie  das  Wort  des  alten  Goiirnay:  laissez  faire, 
laissez  passer  zum  Wahlspruch  erkor,  ein  Wort,  das  Räubern, 
Betrügern  und  Dieben  nicht  minder  angenehm  klingt  als  dem 
Kaufmann  und  schon  darum  als  Maxime  verdächtig  ist«  ^). 

Eine  energische,  aber  auch  überaus  einseitige  Ablehnung 
des  harmonischen  Optimismus  der  Klassiker,  den  diese  übrigens 
selbst  nicht  so  unbedingt  vertraten,  wie  List  glauben  machen 
will.  Die  Disharmonie  von  volkswirtschaftlichen  und  privatwirt- 
schaftlichen Interessen  wird  einseitig  beim  Handel  behauptet. 
Bei  Ackerbau  und  Industrie  könne  eine  solche  Disharmonie 
nicht  vorkommen. 

Noch  feindseliger,  schiefer  und  verschrobener  sind  Careys 
Ansichten  über  den  Handel.  Immerhin  hat  er  hin  und  wieder 
originelle,  geistreiche  Einsichten. 

Carey  scheidet  scharf  zwischen  Verkehr  und  Handel,  Commerce 
und  Trade,  und  setzt  beide  in  scharfen  Gegensatz.  Dem  erstem 
sagt  er  alles  Gute,  dem  letztern  alles  Schlechte  nach. 

Den  Begriff  des  Händlers  dehnt  er  im  soziologischen  Sinne 
weit  aus.  Händler  sind  für  ihn  alle  diejenigen,  welche  den  Ver- 
kehr, auch  den  außerwirtschaftlichen,  bewerkstelligen.  Auch  die 
Briefträger  sind  für  ihn  Händler'). 

Ganz  richtig  sagt  unser  Autor :  »Verkehr  ist  das  Ziel,  das 
man  überall  wünscht  und  überall  zu  erlangen  sucht.  Der  Handel 
ist  das  Werkzeug,  das  der  Verkehr  zu  seiner  Ausbildung  be- 
nützt« ^).  Dieses  Werkzeug  ist  aber  nach  Carey  dem  Verkehr 
nicht  förderlich,  sondern  hinderlich.  »Die  Menschen,  welche 
kaufen  und  verkaufen,  handeln  und  transportieren,  suchen  die 
Assoziation  zu  verhüten  und  so  die  Aufrechterhaltung  des  Ver- 
kehrs  zu   hindern«  *).     Der  Handel    wird    mit   der  Reibung  einer 


i)  Nat.  System,  herausgegeben  von  Eheberg  S.  218/9. 

2)  Principles  of  Social  Science,  deutsche  Ausgabe  von  Adler  Band  I.  S.  267. 

3)  a.  a.  O.  S.  265. 

4)  a.  a.  O.  S.  266. 
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Maschine  verglichen  ').  Handel  ist  nicht  Produktion,  sondern 
Appropriation,  Der  Kaufmann  bereichert  sich  auf  Kosten  von 
Produzenten  und  Konsumenten.  >Die  Handelsleute  und  Trans- 
porteure vermehren  die  Quantität  der  zum  Konsum  bestimmten 
Lebensbedürfnisse  nicht«  -).  Die  Handelsleute  »nehmen  ihren 
Anteil  hinweg  und  geben  nichts   dagegen«. 

Careys  Ideal  ist  die  Intensivierung  der  Wirtschaft  im  Räume. 
Dadurch  will  er  die  Ausschaltung  der  unproduktiven  Verkehrs- 
arbeit und  deren  produktive  Anwendung  in  Landwirtschaft  und 
Gewerbe  erzielen.  »Je  näher  sich  Produzenten  und  Konsumenten 
stehen  und  je  vollkommener  die  Assoziationskraft  ist,  desto  ge- 
ringer ist  das  Bedürfnis,  die  Dienste  des  Händlers  in  Anspruch 
zu  nehmen,  desto  größer  sind  aber  die  Kräfte  derjenigen,  die 
produzieren  und  konsumieren  und  den  Verkehr  aufrecht  erhalten 
wollen.  Je  weiter  sie  voneinander  entfernt  sind,  desto  mehr 
bedarf  man  der  Dienste  des  Händlers  und  desto  größer  ist  seine 
Kraft,  desto  ärmer  und  schwächer  aber  werden  die  Produzenten 
und  Konsumenten  und  desto  geringer   der  Verkehr«  ^). 

»Das  Vorwiegen  der  Soldaten  und  Handelsleute  kann  man  .  .  . 
als  Zeichen  der  Barbarei  betrachten«  ■*).  Der  Eroberer,  der  nach 
politischer  Macht  strebt,  fühlt  zuweilen  das  Verlangen,  den  Zu- 
stand seiner  Nebenmenschen  zu  verbessern;  allein  der  Handelsmann 
wird  in  seinem  Streben  nach  Macht  von  keiner  Idee  bewegt,  als  von 
der,  auf  dem  billigsten  Markte  zu  kaufen  und  auf  dem  teuersten  zu 
verkaufen.  Er  sucht  die  Waren  auf  dem  einen  herabzudrücken  und 
auf  dem  andern  den  Preis  zu  steigern,  selbst  wenn  seine  Kon- 
sumenten dabei  verhungern«  ^).  Gesellschaftlicher  Fortschritt  und 
Ausschaltung  des  Händlers  gehen  Hand  in  Hand. 

Nicht  ungeschickt,  aber  einseitig  wendet  sich  Carey  gegen 
Mac  Culloch  und  Bastiat,  gegen  die  Art  und  Weise  der  Klassiker, 
im  Wert  und  in  den  Kosten  etwas  Positives  zu  erblicken  und  dem 
Handel  seine  Wert  erhöhende  Tätigkeit  gutzuschreiben ,  eine 
Anschauung,  die  übrigens,  wie  wir  sahen,  schon  von  Ricardo  glück- 
lich bekämpft  worden  war.  »Es  ist  ganz  richtig,  daß  der  Zwischen- 
händler ein  Schöpfer  von  Werten  ist,   allein    gerade    aus    diesem 


i)  a.  a.  o.  S.  271. 

2)  Bd.  IV.  S.   10. 

3)  Bd.  I.  S.  366. 

4)  Bd.  I.  S.  273. 

5)  Bd.  I.  S.  275. 
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Grunde  freuen  sich  alle  Menschen,  wenn  sie  seine  Dienste  ent- 
behren können«  ^).  »Die  Notwendigkeit  dieser  Dienste  sollte  ab- 
nehmen und  die  Menschen  sollten  sich  über  jede  derartige  Ab- 
nahme ebenso  sehr  freuen  wie  über  die  Substitution  des  Dampf- 
bootes für  das  Segelschiff  .  .  .«  Der  hier  ausgesprochene  Gedanke 
ist  ganz  richtig,  nur  einseitig  angewandt.  Es  trifft  auch  für  die 
andern  wirtschaftlichen  Tätigkeiten  zu,  daß  die  Arbeit  um  so 
weniger  produktiv  ist,  je  mehr  Wert  sie  schafft.  Immer  und  immer 
wieder  werden  die  Handelskosten  mit  andern  Augen  betrachtet, 
als  die  übrigen  Produktionskosten.  Es  sind  eben  hier  zwei  Arten 
der  Betrachtung  möglich:  Bei  gegebenem  Produktivitätsgrad  der 
Arbeit  geht  allerdings  die  Vermehrung  der  Werte  mit  einer 
Vermehrung  der  Nützlichkeiten  parallel.  Richtet  man  aber  das 
Augenmerk  auf  die  Veränderlichkeit  der  Produktivität  der  Arbeit, 
so  erscheint  der  Wert  als  der  Ausdruck  der  relativen  Produktions- 
schwierigkeiten; dann  bewegen  sich  Produktivität  und  Wert  in 
umgekehrter  Richtung;  wenn  jene  zunimmt,  nimmt  dieser  ab  und 
umgekehrt.  Smith,  Say,  Mac  CullocJi  sahen  die  Dinge  von  der 
ersteren  Seite:  Carey  wendet  nur  die  zweite  Betrachtungsweise 
an  und  zwar  einseitig  beim  Handel. 

Von  den  intellektuellen  Erfordernissen  der  Handelsarbeit  hat 
Carey  keine  hohe  Meinung:  >Der  Wilde  in  den  Felsengebirgen 
oder  auf  den  Inseln  des  Stillen  Ozeans  ist  ein  ebenso  gewandter 
Handelsmann  als  jener,  der  seine  Lehrzeit  in  New  York  oder 
London  bestanden  hat«  -), 

5.  Karl  Marx. 

Die  Stellung  des  Handels  im  Marxsc\i^vi  System  ist  außer- 
ordentlich lehrreich.  Hier  werden  mit  Marxsc)\&x  Ungeniertheit 
Dinge  ausgesprochen  und  Konsequenzen  gezogen,  die  bei  andern 
nur  in  verblümter  und  undeutlicher  Weise  zutage  treten.  Hier 
haben  wir  die  radikalste  Auseinanderreißung  von  Produktions- 
prozeß im  engern  Sinne  und  Zirkulationsprozeß,  die  schärfste 
Scheidung  von  Produktions-  und  Handelsarbeit.  Auch  abgesehen 
davon,  daß  die  Eigenart  dieses  Schriftstellers  eine  summarische 
Behandlung  nicht  wohl  gestattet,  verlohnt  es  sich  daher  wohl, 
ihm  größeren  Platz  einzuräumen,  um  so  mehr  als  er  zugleich  als 


i)  Bd.  I.  S.   331/2. 
2)  Bd.  I.  S.  272. 
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einziger  die  Stellung  des  Sozialismus  zum  Handel  kennzeich- 
nen soll. 

Ich  setze  die  Marxistischen  Grundlehren,  insbesondere  die 
Wertlehre  voraus. 

Der    Kreislauf  des    Kapitals   stellt    sich    dar    in   der    Formel 

G  —  W   ,^    .  .  .  .  P  .  .  .    W— G'  d.  h.    Geld— Ware   (Arbeit 
(Pm) 

und  Produktionsmittel) Produktionsprozeß Mehr- 
ware— Mehrgeld.  Der  industrielle  Kapitalist  verwandelt  zuerst 
sein  Geld  in  Ware,  G — W,  d.  h.  in  Arbeit  und  Produktionsmittel. 
Diese  gehen  ein  in  den  Produktionsprozeß  P,  wo  Mehrware  und 
Mehrwert,  W,  erzeugt  werden.  Diese  Mehrware  tritt  nun  in  den 
Zirkulationsprozeß,  zwecks  Rückverwandlung  in  Mehrgeld,  G', 
und  Realisation  des  Mehrwerts.  Damit  ist  der  Kreislauf  des 
Kapitals  geschlossen  und  kann  von  neuem  beginnen. 

Der  Zirkulationsprozeß  W — G',  die  Rückverwandlung  der 
produzierten  Ware  in  Geld,  das  dritte  und  letzte  Stadium  des 
Reproduktionsprozesses  des  Kapitals  ist  scharf  zu  scheiden  vom 
Produktionsprozesse  P.  W — G'  ist  nur  die  Realisierung  eines 
schon  vorher  im  Produktionsprozesse  produzierten  Wertes.  Wert 
und  Mehrwert  werden  einzig  im  Produktionsprozeß  geschaffen. 
»Die  Wertveränderung  gehört  lediglich  der  Metamorphose  P, 
dem  Produktionsprozeß  an,  der  so  als  reale  Metamorphose  des 
Kapitals  gegenüber  den  bloß  formellen  Metamorphosen  der  Zir- 
kulation erscheint«  ^).  Im  Handel  werden  ja  nur  Aequivalente 
getauscht,  wie  Marx  auf  Grund  seiner  Wertlehre  und  unter  aus- 
drücklicher Anrufung  der  Physiokraten  behauptet. 

Aber  obwohl  weder  Wert,  noch  Mehrwert  schaffend,  ist  diese 
Metamorphose  der  Waren,  »das  Ueberspringen  des  Warenwertes 
aus  dem  Warenleib  in  den  Goldleib«  -)  für  den  industriellen  Ka- 
pitalisten von  äußerster  Wichtigkeit.  Sie  ist,  wie  Marx  in  einem 
seiner  plastischen  Bilder  treffend  sagt,  der  salto  mortale  der 
Waren.  Mißlingt  er,  so  ist  der  Warenbesitzer  geprellt.  Die 
Waren  stauen  sich  im  Strome  der  Zirkulation,  der  Reproduktions- 
prozeß des  Kapitals  wird  unterbrochen,  Krisis. 

Die  Zirkulation  erfordert  Kosten.  Es  wird  hier,  wie  im  Pro- 
duktionsprozeß konstantes  und  variables  Kapital  verausgabt. 
Gehen  diese  Kosten  nicht  in  den  Wert  der  Ware  ein } 


1)  Das  Kapital,  Bd.  II,  S.  26. 

2)  a.  a.  O.,  I,  S.  85. 
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Die  Zirkulationskosten  zerfallen  nach  Marx  in 
I.  Reine  Zirkulationskosten : 

Kaufs-  und  Verkaufszeit,  Buchführung,  Geld. 
II.   Aufbewahrungskosten. 

III.  Transportkosten  ^). 

Was  zuerst  die  reinen  Zirkulationskosten  anbelangt,  so  können 
diese  niemals  in  den  Wert  der  Ware  eingehen. 

Die  Metamorphose  W — G,  die  Verwandlung  der  Ware  in 
Geld,  ist  Kapitalistenarbeit.  »Die  Zustandänderung  kostet  Zeit 
und  Arbeitskraft,  aber  nicht  um  Wert  zu  schaffen,  sondern  um 
die  Umsetzung  des  Wertes  aus  einer  Form  in  die  andere  hervor- 
zubringen. .  .  .  Diese  Arbeit,  vergrößert  durch  die  beiderseiti- 
gen böswilligen  Absichten,  schafft  so  wenig  Wert,  wie  die  Arbeit, 
die  bei  einem  gerichtlichen  Prozeß  stattfindet,  die  Wertgröße 
des  streitigen  Objektes  vermehrt«  -).  Daran  ändert  sich  auch 
nichts,  wenn  der  Kapitalist  die  Ausführung  dieser  Arbeit  einem 
bezahlten  Lohnarbeiter  überläßt.  Der  sich  in  der  Zirkulations- 
sphäre notwendigerweise  müßig  herumtreibende  Kapitalteil  ist 
einfach  ein  Abzug  am  produktiv  fungierenden  Kapital.  Die 
Uebertragung  der  Arbeit  an  einen  Kommis  ist  für  den  Kapita- 
listen insofern  von  Vorteil,  als  sie  diesen  unproduktiven  Kapital- 
teil vermindern  hilft.  Der  Wert  des  in  Buchführung  und  Geld 
angewendeten  konstanten  Kapitals  scheint  nach  Marx  einfach 
zu  verschwinden,  denn  er  kann  ja  nicht  in  den  Wert  des  Pro- 
duktes eingehen. 

Von  anderer  Natur  sind  die  Aufbewahrungs-  und  Transport- 
kosten. Das  sind  nämlich  gar  keine  Zirkulations-,  sondern  ver- 
kappte Produktionskosten,  wenigstens  soweit  sie  gesellschaftlich 
notwendig  sind.  »Sie  können  aus  Produktionsprozessen  entsprin- 
gen, die  nur  in  der  Zirkulation  fortgesetzt  werden,  deren  produk- 
tiver Charakter  also  durch  die  Zirkulationsform  nur  versteckt 
ist«  ^). 

Ich  beschränke  mich  im  folgenden  auf  eine  Untersuchung 
der  Behandlung  der  Transportkosten  bei  Marx.  Von  hier  aus 
läßt  sich,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  leicht  eine  Bresche  legen 
in  den  Bau  der  J/rtr^'istischen  Theorie  von  den  Zirkulations- 
kosten.     »Die  Produktenmassen  vermehren  sich  nicht  durch  ihren 


i)  Das  Kapital,  Bd.  II,  S.   105  fF. 

2)  Bd.  II,  S.   106. 

3)  Bd.  II,  S.    113. 
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Transport.  Auch  die  durch  ihn  etwa  bewirkte  Veränderung 
ihrer  natürlichen  Eigenschaften  ist  mit  gewissen  Ausnahmen  kein 
beabsiclitigter  Nutzeffekt,  sondern  ein  unvermeidliches  Uebel«  ^). 
Auch  der  objektive  Gebrauchswert  ändert  sich  nicht.  Nach 
Marxs  ganzer  AufTassung  der  Produktion  müßte  also  auch  hier 
keine  Wert-  und  Mehrwertbildung  möglich  sein,  »Aber  der  Ge- 
brauchswert von  Dingen  verwirklicht  sich  nur  in  ihrer  Konsum- 
tion und  ihre  Konsumtion  mag  ihre  Ortsveränderung  nötig  machen, 
also  den  zusätzlichen  Produktionsprozeß  der  Transportindustrie. 
Das  in  dieser  angelegte  produktive  Kapital  setzt  also  den  trans- 
portierten Produkten  Wert  zu,  teils  durch  Wertübertragung  von 
den  Transportmitteln,  teils  durch  Wertzusatz  vermittelst  der  Trans- 
portarbeit« -). 

Marx  sieht  ein,  daß  es  nicht  angeht,  die  Transportierung 
der  Ware  innerhalb  des  Produktionsprozesses,  »Baumwolle  z.  B., 
die  aus  dem  Kardierraum  in  den  Spinnraum  rückt«,  anders  zu 
behandeln  als  den  Transport  der  Ware  aus  der  Produktionssphäre 
in  die  Konsumtionssphäre.  »Und  jetzt  kommt  das  wertvolle 
Eingeständnis :  »  .  .  .  das  Produkt  ist  erst  fertig,  sobald  es 
diese  Bewegung  vollendet  hat«.  Warum  soll  nun  die  Arbeit  der 
interlokalen  Uebertragung  der  Waren  produktiv,  die  der  inter- 
personalen Uebertragung,  die  für  die  Verwirklichung  ihres  Ge- 
brauchswertes in  der  Konsumtion  ebenso  notwendig  ist,  wie  jene, 
nicht  produktiv  sein.^  Wenn  das  Produkt  erst  fertig  ist,  die 
Produktion  erst  beendet  ist,  wenn  es  die  Bewegung  von  der  Pro- 
duktionssphäre in  die  Konsumtionssphäre  vollendet  hat,  dann 
ist  eben  die  Zirkulationsarbeit,  die  dies  vollführt,  nicht  Zirku- 
lationsarbeit, sondern  Produktion,  was  Marx  halb  und  halb  ein- 
gesteht, wenn  er  von  Produktionsarbeiten  spricht,  die  sich  in  der 
Zirkulation  fortsetzen. 

Mit  den  sog.  reinen  Zirkulationskosten,  der  Kaufs-  und  Ver- 
kaufsarbeit, den  Kosten  der  Buchführung  und  des  Geldes,  die 
Marx  für  nicht  produktiv  erklärt,  hat  es  die  ganz  gleiche  Be- 
wandtnis, wie  mit  den  Transport-  und  Aufbewahrungskosten. 
Sie  sind  ebenfalls  notwendig,  um  das  Produkt  aus  der  Produk- 
tionssphäre in  die  Konsumtionssphäre  zu  schaffen.  Um  mit 
Marx    zu    reden:   »Die  Waren    können    nicht    selbst    zu   Markte 


1)  S.   127. 

2)  ebenda. 


Die  Stellung  des  Handels  in  der  nationalökonomischen  Theorie  etc.        ÖOQ 

gehen  und  sich  nicht  selbst  austauschen«  V).  Es  gibt  überhaupt 
kein  Kriterium,  nach  dem  man  Produktions-  und  Zirkulations- 
kosten reinlich  scheiden  könnte.  Will  man  hier  trennen,  so  gerät 
man  sofort  in  eine  heillose  Kasuistik  hinein,  die  Marx  wohlvveis- 
Uch  ziemlich  vermieden  hat  ^).  Marx  läßt  den  Produktionspro- 
zeß da  aufhören,  wo  der  objektive  Gebrauchswert  der  Ware 
festgestellt  ist  —  er  nimmt  die  Produktion  im  engen  materia- 
listischen Sinne  und  zwar  mit  Ausschluß  der  Direktionsarbeit 
—  aber  er  kann  diese  Ansicht  nicht  festhalten.  Bei  der  Aufbe- 
wahrung und  dem  Transport  muß  er  sie  durchbrechen.  Er  weiß, 
»es  gibt  selbständige  Industriezweige,  wo  das  Produkt  des  Pro- 
duktionsprozesses kein  neues,  gegenständliches  Produkt,  keine 
Ware  ist«  ^).  Die  Zirkulationskosten  sind  eben  nicht,  wie  uns 
Marx  weismachen  will ,  bloße  Kapitalistenhändel  ,  sondern  sie 
sind  notwendige  Beiträge  zur  gesellschaftlichen  Güterversorgung. 

In  Wirklichkeit  hat  Marxens  Theorie  von  den  Zirkulations- 
kosten ethischen  Hintergrund,  gerade  wie  seine  Wertlehre.  Die- 
jenigen Arbeiten,  welche  nur  der  »Stufe  der  Warenproduktion« 
eigen  sind,  nur  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  angehören, 
sind  unproduktiv.  Anderseits  gibt  Marx  selber  zu,  daß  z.  B. 
die  Buchhaltung  in  der  sozialistischen  Wirtschaft  noch  notwen- 
diger sei  als  selbst  in  der  kapitalistischen.  Eine  richtige  Theorie 
aber  hat  sich  auf  jeden  Fall  auf  den  Boden  der  Wirklichkeit  zu 
stellen. 

Bis  jetzt  war  das  Zirkulationskapital  ohne  Rücksicht  auf  seine 
Verselbständigung  als  Kaufmannskapital  betrachtet  worden.  Im 
dritten  Bande  wird  nunmehr  das  kaufmännische  Kapital  eingeführt. 
Es  zerfällt  in  Warenhandlungs-  und  Geldhandlungskapital. 

»Das  Gesamtkapital  der  Gesellschaft  betrachtet,  befindet  sich 
stets  ein  Teil  desselben  ....  als  Waren  auf  dem  Markte,  um  in 
Geld  überzugehen  ....  Sofern  diese  Funktion  des  im  Zirku- 
lationsprozeß befindlichen  Kapitals  überhaupt  als  besondere  Funk- 
tion eines  besonderen  Kapitals  verselbständigt  wird,  sich  fixiert 
als  eine  durch  die  Teilung  der  Arbeit  einer  besonderen  Klasse 
von  Kapitalisten  zugewiesenen  Funktion,  ward  das  Warenkapital 
zum  Warenhandlungskapital  oder  kommerziellen  Kapital«  *).    Die 

i)  Bd.  I.  S.  62, 

2)  Bd.  II.  S.    III. 

3)  Bd.  II.  S.  29. 

4)  Bd.  III.   S.  250. 
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Verselbständigung  des  Zirkulationskapitals  hat  jedoch  keinen 
Einfluß  auf  dessen  Produktivität ;  es  bleibt  nach  wie  vor  un- 
produktiv. Marx  zeigt  —  und  darin  kann  man  ihm  zustimmen  — , 
daß  der  Kauf-Verkauf  des  Händlers,  G  —  VV  —  G',  eigentlich 
identisch  ist  rnit  der  Absatzfunktion  des  industriellen  Kapitalisten 
W  —  G'.  Wenn  der  industrielle  Kapitalist  seine  Waren  an  den 
Kaufmann  verkauft  hat,  so  ist  der  Absatz  der  Waren  noch  nicht 
eigentlich  erfolgt.  Die  »Ware  befindet  sich  nach  wie  vor  auf  dem 
Markte  als  Warenkapital,  mit  der  Bestimmung,  ihre  erste  Meta- 
morphose zu  vollziehen,  verkauft  zu  werden  ....  Ihrer  eigenen 
Bestimmung  nach,  ihrer  Stellung  im  Prozeß  nach,  ist  sie  nach 
wie  vor  Warenkapital,  verkäufliche  Ware,  nur  daß  sie  jetzt  in 
der  Hand  des  Kaufmanns,  statt  früher  des  Produzenten  ist.  Die 
Funktion,  sie  zu  verkaufen,  die  erste  Phase  ihrer  Metamorphose 
zu  vermitteln,  ist  dem  Produzenten  durch  den  Kaufmann  abge- 
nommen und  in  sein  besonderes  Geschäft  verwandelt  worden, 
während  es  früher  eine  Funktion  war,  die  dem  Produzenten  zu 
verrichten  blieb,  nachdem  er  die  P"unktion,  sie  zu  produzieren, 
erledigt  hatte«  ^). 

Eine  Betrachtung  der  spezifischen  Eigentümlichkeiten  des 
Warenhandlungskapitales  ist  nach  Marx  »um  so  nötiger,  als  die 
moderne  Oekonomie,  selbst  in  ihren  besten  Repräsentanten,  das 
Handelskapital  direkt  mit  dem  industriellen  Kapital  zusammen- 
wirft und  seine  charakteristischen  Eigentümlichkeiten  in  der  Tat 
ganz  übersieht«  ^).  Aus  meinen  bisherigen  Ausführungen  geht 
hervor,  daß  gerade  das  Umgekehrte  zutrifft,  nämlich  daß  die 
»moderne  Oekonomie«  das  Einheitliche  an  Produktions-  und 
Zirkulationstätigkeit ,  Produktions-  und  Zirkulationskosten  und 
Produktions-  und  Zirkulationskapital  zu  wenig  betont  hat. 

Obwohl  nun  das  Kaufmannskapital  weder  Wert  noch  Mehr- 
wert erzeugt,  muß  es  doch  ebenso  den  jährlichen  Durchschnitts- 
profit abwerfen  —  die  alte  klassische  Lehre  vom  Ausgleich  aller 
Gewinne  — ;  und  wäre  dies  nicht  der  Fall,  so  würde  das  Handels- 
kapital aus  seiner  Anlage  herausgezogen  werden.  Wie  entsteht 
nun  der  merkantile  Profit?  Es  scheint  auf  den  ersten  Blick,  daß 
nach  der  Alarxschen  Wertlehre  ein  Handelskapital  keinen  Profit 
abwerfen  könne.  Der  Gebrauchswert  der  Ware  wird  durch  den 
Handelsprozeß  nicht  verändert,  keine  wertschaffende  Arbeit  wird 

i)  S.  252/3. 

2)  Bd.  III,  S.  250. 
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in  ihr  vergegenständlicht.  Die  Waren,  wie  sie  der  Händler  kauft, 
und  wie  er  sie  verkauft,  sind  genau  gleich  viel  wert.  Der  Kauf- 
mann setzt  nur  ihren,  vom  produktiven  Kapitalisten  begonnenen 
Verkauf,  die  Realisierung  ihres  Preises  fort  und  läßt  sie  daher 
keinen  Zwischenprozeß  durchmachen,  worin  sie  neuen  Mehrwert 
einsaugen  können«^).  Einen  Aufschlag  machen  kann  der  Händler 
schlechterdings  nicht ;  denn  sonst  müßte  er  ja  die  Waren  über 
ihren  Werten  verkaufen.  Nicht  einmal  die  reinen  Zirkulations- 
kosten, die  Ausgaben  an  konstantem  Kapital  für  Geld  und  Buch- 
haltung, an  variablem  für  seine  kommerziellen  Lohnarbeiter  kann 
er  sich  im  Preise  der  Ware  ersetzen  lassen  ;  denn  diese  Kosten 
können  ja  nicht  in  den  Warenwert  eingehen.  Der  Händler  ist 
also  geprellt!  .... 

Doch  nein!  Der  industrielle  Kapitalist  fühlt  ein  menschliches 
Rühren:  damit  der  geplagte  Händler,  der  doch  für  ihn  die 
schwierige  Funktion  des  Verkaufens  übernommen  hat,  zu  seinem 
Durchschnittsprofit  komme,  verkauft  er  ihm  die  Waren  —  unter 
ihrem  Werte.  Der  Händler  ist  gerettet  und  damit  unser  Autor, 
d.  h.  wenn  wir  diesen  Rettungsversuch  als  geglückt  betrachten 
wollen. 

Das  tun  wir  aber  nicht  ohne  weiteres.  Der  Handelsprofit 
ist  allerdings  gerettet,  aber  bei  dieser  Rettung  ist  mittlerweile 
die  Grundsäule  des  jVarxschen  Systems  in  die  Brüche  ge- 
gangen, die  Wertlehre.  Die  Waren  vertauschen  sich  nach  ihren 
Werten,  d.  h.,  nach  Maßgabe  der  in  ihnen  enthaltenen  gesell- 
schaftlich notwendigen  Arbeitszeit,  hatte  Marx  uns  im  ersten 
Bande  gesagt.  Dies  gilt  also  nicht  immer.  Uebrigens  nicht  nur 
im  Verkehr  des  produzierenden  Kapitalisten  mit  dem  nicht  pro- 
duzierenden Kaufmann  ist  dieser  Fundamentalsatz  aufgehoben, 
sondern  bereits  im  Verkehr  zwischen  dem  Rohstoffproduzenten 
A,  dem  Weiterverarbeiter  B  und  dem  Fertigfabrikanten  C  -), 
müssen  die  Waren  unter  ihren  Werten  vertauscht  werden,  damit 
die  Gleichheit  der  Profitrate  gewahrt  bleibe^).  Der  Unterschied 
ist  nur  der,  daß  im  letzteren  Falle  Kapitalisten,  bei  denen  Mehr- 
wert produziert  wird,  nur  nicht  proportional  dem  aufgewendeten 
Kapital,    diesen    Mehrwert    proportional    verteilen,    im    Verkehr 


i)  S.  266. 

2)  Ferner    zwischen    dem   Maschinenfabrikanten     und    dem    Baumwollspinner, 
der  dessen  Maschinen  gebraucht. 

3)  Vgl.  Adler,    Die  Grundlagen  der  Karl  Marxschen  Kritik  S.    105. 
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zwischen  dem  industriellen  Kapitalisten  und  dem  Kaufmann  der 
letztere  Mehrwert  abgetreten  erhält,  obwohl  er  selbst  gar  keinen 
produziert  hat. 

Beispiel;  Das  Produkt  setze  sich  zusammen  aus  720  c  plus 
180  V  =  900;  m  =  100%  =  180;  Produktionspreis  also  720  c 
plus  180  V  plus  180  m  =  1080.  Rate  des  Mehrwerts  =  180  :  180 
=  100%;  Profitrate  =  900:180  =  20%.  Wir  nehmen  nun  an, 
daß  100  zusätzliches  Kaufmannskapital  aufgewendet  wurde  einzig 
für  den  Kauf  und  Verkauf  der  Waren,  nicht  im  Prozesse  v^erbraucht, 
also  durch  den  Verkaufspreis  voll  ersetzt,  hinzukomme.  Diese 
100  Kaufmannskapital  nehmen  Teil  am  Gesamtmehrwert  von  180. 
Der  auf  das  Gesamtkapital  von  nunmehr  looo  entfallende  Mehr- 
wert von  180  verteilt  sich  auf  900  industrielles  Kapital  =  162 
und  100  merkantiles  Kapital  =  18.  Die  Profitrate  ist  nunmehr 
l80/o.  Der  industrielle  Kapitalist  verkauft  dem  Händler  die  Ware 
zu  900  plus  162  =  1062,  dieser  verkauft  sie  weiter  zu  1062  plus 
18  =  1080,  nämlich  zu  ihrem  Werte.  Durch  die  Dazwischen- 
kunft  des  Kaufmannskapitals  wird  die  Durchschnittsprofitrate  ver- 
ringert. 

Aber  warum  läßt  sich  der  industrielle  Kapitalist  in  dieser 
Weise  die  Profitrate  schmälern  und  Mehrwert  abzwacken?  Jl/arx 
bleibt  die  Antwort  nicht  schuldig.  Wenn  das  Kaufmannskapital 
nicht  existierte,  müßte  der  industrielle  Kapitalist  die  Funktion 
des  Verkaufens  selbst  übernehmen.  Dazu  brauchte  er  ebensogut 
zusätzliches  Kapital  wie  der  Kaufmann,  ja  es  muß  angenommen 
werden,  daß  er  mehr  Kapital  in  der  Zirkulation  festlegen  müßte, 
also  sich  selbst  seine  Profitrate  noch  mehr  verkleinern  müßte, 
als  wenn  er  die  Funktion  des  Verkaufens  dem  Händler  überläßt 
und  diesem  dafür  einen  Teil  seines  Profites  abtritt.  »Das  Kauf- 
mannskapital schafft  ....  weder  Wert  noch  Mehrwert,  d.  h.  nicht 
direkt.  Sofern  es  zur  Abkürzung  der  Zirkulation  beiträgt,  kann 
es  indirekt  den  vom  industriellen  Kapitalisten  produzierten  Mehr- 
wert vermehren  helfen,  und  soweit  es  den  Markt  ausdehnen  hilft 
und  die  Teilung  der  Arbeit  zwischen  den  Kapitalisten  vermittelt, 
also  das  Kapital  befähigt,  auf  größerer  Stufenleiter  zu  arbeiten, 
befördert  seine  Funktion  die  Produktivität  des  industriellen  Ka- 
pitals .  .  .  .<  ^).  Es  ist  schwer,  einen  größeren  Unterschied  darin 
zu  finden,  ob  positiv  Mehrwert  produziert  wird,  oder  ob  die  Ver- 
minderung dieses  Mehrwertes  aufgehalten  wird.    Marx  selbst  hatte 

i)  a.  a.  o.  S.  263/4. 
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ja  seinerzeit  den  Aufbewahrungskosten  Produktivität  zugespro- 
chen, weil  sie,  wenn  auch  nicht  den  Wert  vermehrten,  so  doch 
dessen  Verminderung  aufhielten. 

Ich  versage  mir,  die  gewundenen  Pfade  i^/rtr,i"istischer  Ra- 
bulistik  weiter  zu  verfolgen  und  zu  zeigen,  wie  er  den  Lohn  der 
merkantilen  Arbeiter  erklärt.  —  Es  handelt  sich  hier  nach  Marx 
gar  nicht  um  Lohn,  sondern  um  Profit.  Und  wie  er  schließlich 
doch  zugestehen  muß,  daß  auch  die  reinen  Zirkulationskosten, 
die  noch  übrig  blieben,  als  er  mit  vieler  Mühe  Transport-  und 
Aufbewahrungskosten  herauseskamotiert  hatte  ^),  nicht  nur  in  die 
Bildung  der  Durchschnittsprofitrate,  sondern  auch  in  den  Waren- 
wert eingehen. 

Marx  selbst  hat  die  Trennung  von  Produktion  und  Zirku- 
lation, die  er  so  scharf  verficht,  ad  absurdum  geführt. 


III.  Kapitel. 

Die  Theorie  des  auswärtigen  Handels. 

Die  in  Vorstehendem  gezeichnete  Entwicklungslinie  der  Ge- 
schichte unseres  Problems,  die  mit  Karl  Jllarx  ihren  vorläufigen 
Abschluß  finden  soll,  zeigt  in  ihrem  späteren  Verlauf,  mit  Aus- 
nahme von  Hermann,  absteigende  Tendenz  und  in  ihrem  Schluß- 
glied ausgeprägten  Tiefstand.  Dieser  unbefriedigende  Zustand 
setzt  sich  teilweise  bis  in  die  Gegenwart  fort. 

Dies  ist  um  so  verwunderlicher,  als  auf  einem  verwandten 
Gebiete  der  Nationalökonomie,  das  indessen  meist  an  geson- 
derter Stelle  abgehandelt  wurde,  die  produktive  Funktion  des 
Handels  in  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft  längst  einwandfrei 
festgestellt  worden  war.  Ich  meine  die  Theorie  des  auswärtigen 
Handels. 

Adam  Smith  hatte  im  Anfang  seines  Hauptwerks  die  Arbeits- 
teilung innerhalb  der  Volkswirtschaft  und  ihren  Einfluß  auf  die 
Produktivität  der  gesellschaftlichen  Arbeit  in  klassischer  Weise 
dargestellt.  Im  vierten  Buche  zieht  er  die  Folgerungen  daraus 
für  den  Verkehr  zwischen  Ländern.  Auch  hier  handelt  es  sich 
um  die  Ausnützung  der  Vorteile  der  Arbeitsteilung.  »Bei  jedem 
klugen  Hausvater  ist  es  Grundsatz,  niemals  etwas  im  Hause 
machen  zu  lassen,    was    er  billiger    kaufen  kann.     Der  Schneider 

I)  S.  275  ff. 
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macht  sich  seine  Schuhe  nicht  selbst,  sondern  kauft  sie  vom 
Schuhmacher  .  .  .  .«  ^).  »Sie  ....  finden  es  in  ihrem  Interesse, 
ihren  ganzen  Fleiß  auf  dasjenige  zu  verwenden,  worin  sie  etwas 
vor  ihrem  Nachbar  voraus  haben«  und  »was  im  Verfahren  jeder 
Familie  Klugheit  ist,  kann  in  dem  eines  großen  Reiches  schwerlich 
töricht  sein«. 

Gegenüber  der  merkantilistischen  Politik,  die  den  Gewinn  des 
auswärtigen  Handels  in  dem  Zufluß  von  Gold  und  Silber  erblickte, 
zeigt  er,  daß  dieser  Gewinn  in  der  Zunahme  der  jährlichen  Ein- 
künfte der  Landesbewohner  besteht,  und  daß  ein  freier  Handel 
stets  für  beide  Teile  vorteilhaft  ist,  nicht  nur  für  den  Verkäufer  ^). 

Ueber  die  Natur  dieses  Vorteils  und  über  seine  Verteilung 
unter  die  beiden  Kontrahenten  hat  Smith  allerdings  nicht  sehr 
klare  Vorstellungen,  was  aus  seiner  Befangenheit  in  der  Idee  des 
Tauschwertes  herrührt. 

Ricardo  war  es,  der  die  Theorie  des  auswärtigen  Handels 
in  die  Wissenschaft  einführte.  Er  zeigte  deutlicher,  worin  die 
Vorteile  des  Handels  zu  suchen  sind,  nämlich  einzig  und  allein 
in  der  Verbesserung  der  Güterversorgung  für  die  beiden  betei- 
ligten Länder  infolge  Erhöhung  der  Produktivität  der  Arbeit 
durch  internationale  Arbeitsteilung,  nicht  in  der  Vermehrung  der 
Tauschwerte,  sondern  der  Nützlichkeiten.  ;>Es  ist  für  das  Wohl 
der  Menschheit  ....  wichtig,  daß  unsere  Genüsse  durch  Arbeits- 
teilung erhöht  werden  sollen,  d.  h.  dadurch,  daß  ein  jedes  Land 
solche  Güter  erzeugt,  für  welche  es  sich  infolge  seiner  Lage, 
seines  Klimas  und  seiner  andern  natürlichen  oder  künstlichen 
Vorteile  eignet,  und  daß  man  sie  für  die  Waren  anderer  Länder 
austauscht«  ^). 

Aus  Adam  Smith?,  Darlegungen  geht  hervor,  daß  er  sich  die 
Ueberlegenheit  des  einen  Landes  in  der  Produktion  des  für  den 
Austausch  bestimmten  Gutes  als  eine  absolute  dachte.  Ricardo 
dagegen  zeigt,  wie  sogar  dann  ein  für  beide  Länder  vorteilhafter 
Tauschverkehr  zustande  kommen  kann,  wenn  das  eine  Land  dem 
andern  in  allen  für  den  Austausch  in  Frage  kommenden  Produk- 
tionen absolut  überlegen  ist,  wenn  nur  eine  Verschiedenheit  der 
relativen  Produktionskosten  vorhanden  ist  *). 

i)  Buch  IV,  Kap.  2,  Stapel,  Bd.  II,  S.   231. 

2)  Buch  IV,  Kap.  3,  Stöpd,  Bd.  II,  S.  276  ff. 

3)  Principles  Kap.  VII,   Thiele,   125. 

4)  >Zvvei  Menschen  können  sowohl  Schuhe  wie  Hüte  herstellen  und  doch  ist 
der  eine   dem  andern  in   beiden  überlegen;   aber  in   der  Herstellung  von  Hüten  kann 
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Im  internationalen  Handel  vollzieht  sich  nämlich  nach  Ricardo 
die  Verteilung  der  Produktionen  nicht  nach  dem  Orte  der  absolut 
niedrigsten  Produktionskosten.  Die  freie  Zirkulation  der  Produk- 
tionselemente Kapital  und  Arbeit  nach  dem  Gesetz  der  Ausglei- 
chung der  Löhne  und  Gewinne  von  Ort  zu  Ort  und  von  Erwerbs- 
zweig zu  Erwerbszweig  findet  hier  nicht  statt  wegen  der  mannig- 
fachen Hindernisse,  die  einer  Auswandung  von  Kapital  und  Ar- 
beit entgegenstehen. 

Das  Gesetz  der  relativen  Produktionskosten  soll  durch  fol- 
gendes Beispiel  illustriert  werden. 

Wenn  die  zwei  Länder  A  und  B  ihre  Produktivkraft  je  zur 
Hälfte  der  Produktion  der  Waren  x  und  y  zuwenden,  so  erzielen 
sie  folgende  Resultate : 

A  produziert   lo  x  plus   15  y, 

B  »  10  X      »     20  y. 

Bei  isolierter  Produktion  können  sie  zusammen 

erzeugen  20  x  plus  35   y, 

bei  Arbeitsteilung  nach  dem  Gesetz  der  rela- 
tiven Produktionskosten  (A  macht  x,  B 
macht  y)  können  sie  erzeugen  20  x  plus  40  y 

Mehrprodukt  infolge  auswärtigen  Handels  5   y 

Der  Gewinn  aus  dem  auswärtigen  Handel  kann  hier  sozu- 
sagen zahlenmäßig  festgestellt  werden  als  Mehrprodukt  gegenüber 
der  tauschlosen  Wirtschaft. 

y^o/m  Stuart  Mill  vervollkommnete  die  Theorie  besonders 
durch  seine  Untersuchung  über  die  Verteilung  des  Tauschgewinns 
unter  die  Kontrahenten  ^).  Er  zeigte,  nach  welchen  Gesetzen  der 
Tauschgewinn  sich  auf  beide  Kontrahenten  verteilt.  Es  ist  klar, 
daß  bei  jedem  Handelsakt  beide  Kontrahenten  gewinnen  müssen  ; 
denn  sonst  würde  das  Motiv  für  den  Tausch  bei  der  einen 
Partei  fehlen  und  daher  kein  Tauschakt  zustande  kommen  können. 
Es  ist  der  Satz  vom  zureichenden  Grunde,  der  hier  in  Anwendung 
kommt  ^). 

er  seinen  Konkurrenten  nur  um  ein  Fünftel  od.  um  20  %  übertreffen  und  in  der 
von  Schuhen  um  ein  Drittel  oder  um  33V3  %.  Wird  es  dann  nicht  im  Interesse 
beider  liegen,  daß  der  Ueberlegene  sich  ausschließlich  auf  die  Schuhmacherei  und 
der    weniger  geschickte    auf   die  Hutmacherei    verlegen  sollte?«     Principles  S.   129. 

i)  Some  unsettled  Questions  etc.  Essay  I,  Of  the  Laws  of  Interchange  bet- 
ween  Nations  and  the  Distribution  of  the  Gains  of  Commerce  among  the  countries 
of  the  com.mercial  World. 

2)   Auf  den  Handel  angewendet  finden  wir  den  Grundsatz,   daß  jeder  Tausch- 

40* 
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Da  im  internationalen  Handel  nach  Ricardo  die  Werte  sich 
aus  dem  angegebenen  Grunde  nicht  nach  den  Produktionskosten 
richten,  so  muß  ein  anderer  Schlüssel  für  die  Verteilung  des 
lauschgewinnes  gesucht  werden.  John  Stuart  Mill  findet  ihn  in 
der  gegenseitigen  Nachfrage. 

Daß  es  sich  im  Grunde  beim  internationalen  und  beim  Bin- 
nenhandel um  dasselbe  handelt,  nämlich  um  die  Ausnutzung  der 
Vorteile  der  Arbeitsteilung,  daß,  was  für  eine  Gruppe  von  Indi- 
viduen verschiedener  Länder  gilt,  auch  gilt  für  eine  Gruppe  von 
Individuen  desselben  Landes,  wurde  oft  nicht  erkannt. 

So  meint  James  Mill,  im  Widerspruch  zu  seinen  aufgeklärten 
Anschauungen  von  der  Handelstätigkeit,  daß  beim  Tausch  zwi- 
schen Individuen  des  gleichen  Landes  kein  Gewinn  erzielt  werde, 
wohl  aber  im  internationalen  Verkehr:  »It  is  very  true,  that 
when  a  Landholder  has  sixty  quarters  of  corn  and  a  coach 
manufacturer  a  coach,  if  the  coach  is  transferred  to  the  landowner 
and  the  corn  to  the  coachmaker,  the  country  is  not  the  richer«  '). 
Dagegen  :  »When  we  have  exported  .  .  .  .  a  quantity  of  British 
goods  which  in  Britain  are  worth  £  50  and  have  imported  in 
lieu  of  them  a  ton  of  hemp  which  is  worth  £  65  the  riches  of 
the  country  are  by  this  change  increased  fifteen  pounds«-). 

Eine  Erklärung  der  verschiedenen  Betrachtung  von  auswär- 
tigem und  Binnenhandel  ist  wohl  darin  zu  suchen,  daß  beim 
Binnenhandel  die  Arbeitsteilung  als  solche,  beim  auswärtigen 
Handel  dagegen  eher  die  Handelstätigkeit  dem  oberflächlichen, 
am  Sinnfälligen  haftenden  Beobachter  als  Ursache  der  Produk- 
tionserhöhung erschien. 

Erst  Cairnes  zeigte,  daß  dasjenige,  was  Ricardo  als  das 
Eigentümliche  des  internationalen  Handels  betrachtet  hatte,  näm- 
lich den  Austausch  nach  den  relativen  Produktionskosten,  auch 
beim  Binnenhandel  zutreffen  kann,  daß  das  Gesetz  der  relativen 
Produktionskosten  nicht  nur  für  den  Handel  zwischen  Individuen 
verschiedener  Länder  gilt,  sondern  vielmehr  für  den  Verkehr  zwi- 
schen Individuen  von  »non  competing  groups«,  Gruppen,  zwischen 
welchen  Kapital    und  Arbeit    nicht  frei  zirkulieren.     Die  Ausglei- 

akt  vorteilhaft  für  beide  Teile  sein  muß,  schon  bei  dem  alten  englischen  Frei- 
händler Sir  Z?;/^//^)' A^«7r/// /  er  sagt:  »Es  kann  keinen  Handel  geben,  der  unvorteil- 
haft ist;  denn  wenn  sich  das  ergeben  sollte,  würden  ihn  die  Menschen  unterlassen«. 
(Discourses  upon  Trade,  Preface.) 

i)  Commerce  defended,  2.  Aufl.  S.  26. 

2)  a.  a.  O.  S.   33. 
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chung  der  Profitrate  und  des  Arbeitslohnes  kann  auch  innerhalb 
der  Landesgrenzen  Hindernissen  begegnen  und  anderseits  verlieren 
die  Landesgrenzen  immer  mehr  den  Charakter  von  Sperrmauern, 
die  sich  der  freien  Zirkulation  von  Kapital  und  Arbeit  entgegen- 
setzen ^).  Neuerdings  macht  sich  in  verstärktem  Maße  die  Tendenz 
geltend,  den  internationalen  Handel  nach  den  gleichen  Grund- 
sätzen zu  beurteilen  wie  den  Binnenhandel.  *I1  n'y  a  qu'un  com- 
merce«, sagt    Yz'es  Guyoi^). 

Nun  ist  es  klar  und  geht  aus  den  vorstehenden  Darlegungen 
zur  Genüge  hervor,  daß  die  Vertreter  der  Theorie  des  auswär- 
tigen Handels  nicht  in  erster  Linie  den  Handel  in  unserem  Sinne, 
die  Handelstätigkeit  als  die  Ursache  einer  Verbesserung  der  ge- 
sellschaftlichen Güterversorgungen  ansahen,  wenn  sie  von  den 
Vorteilen  des   Handels  sprachen. 

Ursache  des  vermehrten  Produktionserfolgs  ist  nicht  in  erster 
Linie  die  Handelstätigkeit,  sondern  die  allgemeinere  Erscheinung, 
die  gewöhnlich  mit  Arbeitsteilung  bezeichnet  wird.  Es  handelt 
sich  um  die  Ausnützung  der  örtlich  und  persönlich  verschie- 
denen Produktionsbedingungen  zum  Vorteil  der  an  dem  Verkehr 
beteiligten  Wirtschaften,  sei  es  desselben,  sei  es  verschiedener 
Länder. 

Aber  die  Realisierung  der  anerkannten  Vorteile  der  Arbeits- 
teilung ist  ohne  die  Handelstätigkeit  nicht  möglich.  Der  Handel 
ist  es,  welcher  die  Verteilung  der  Produktionen  nach  den  absolut 
bez.  relativ  niedrigsten  Produktionskosten  durch  seine  markt- 
bildende, preisnivellierende  Tätigkeit  ermöglicht,  und  der  dann 
die  notwendige  Verbindung  unter  den  durch  die  Arbeitsteilung 
getrennten  Wirtschaften  wiederum  herstellt.  Die  Arbeitsteilung 
ruft  notwendigerweise  einer  Verbindung,  einer  Wiedervereinigung. 
Die  Vorteile  der  Arbeitsteilung  werden  nur  unter  der  Bedingung 
wirksam,  daß  die  getrennt  produzierten  Güter  getauscht  werden. 
Die  Handelstätigkeit  ist  also  notwendige  Bedingung  für  den  ver- 
mehrten Produktionserfolg  *). 

Die  Konsequenz  der  Theorie  des  auswärtigen  Handels  ist 
die  Anerkennung  der  Produktivität  der  Handelsarbeit.     Die  Ver- 


i)   Cairnes,   Leading  Principles,   S.  355  fF. 

2)  Rapport    am     internationalen    Freihandels-Kongreß     in    Antwerpen     1910 
vgl.  auch  Rapport  von  Denis. 

3)  Cairnes:  »Trade  is  the  necessary  means  of  giving  effect  to  the  Separation 
of  employments«.     (Leading  Principles  S.  356.) 
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treter  dieser  Theorie  hatten  allerdings  selten  Gelegenheit,  dies 
ausdrücklich  auszusprechen,  da  sich  die  Theorie  des  auswärtigen 
Handels  nur  mit  den  grundlegenden  Gesetzen  des  Austausches, 
nicht  aber  mit  der  speziellen  Organisation  der  Verkehrstätigkeit 
befaßt '). 

Es  ist  aber  zweifellos,  daß  jeder  ihrer  Vertreter  von  Sviith 
und  Ricardo  bis  zu  den  neuesten  Freihändlern  die  Frage,  ob  die 
Kaufmannsarbeit  wohl  etwas  zur  Vermehrung  der  Genüsse  bei- 
trage und  ob  sie  dies  in  ähnlicher  Weise  tue,  wie  die  übrigen 
wirtschaftlichen  Arbeiten,  wie  Urproduktion  und  Stoffverarbeitung, 
ohne  weiteres  bejaht  haben  würde. 


Zweiter,  dogmatischer  Teil. 

I.  Kapitel. 
Der  Handelsbegriff  und  seine  Definition. 

Wie  in  der  Einleitung  gezeigt  wurde,  sind  es  recht  vielge- 
staltige Erscheinungen,  die  unter  dem  Begriff  »Handel <;  zusammen- 
gefaßt worden  sind.  Ganze,  große  Komplexe  wirtschaftlicher 
Phänomene,  die  sich  über  das  gesamte  Gebiet  der  National- 
ökonomie erstrecken,  wurden  und  werden  heute  noch  durch  das 
Wort  Handel  bezeichnet  -).  Die  unter  unserem  Begriffe  ^ibge- 
handelten  Lehren  zeigen  immer  und  immer  wieder  die  Tendenz, 
weit  über  die  ursprünglichen  und  eigentlichen  Grenzen  ihres  Be- 
griffes hinauszugehen. 

Indessen  haben  sich  im  Laufe  der  Entwicklung  die  in  der 
Nationalökonomie  unter  dem  Begriff  »Handeln  zusammengefaßten 
Lehren  so  ziemlich  in  zwei  große  Hauptgruppen  getrennt,  die 
als  gesonderte  Problemgruppen  anerkannt  und  daher,  wenn  auch 
nicht  durchweg,  an  gesonderter  Stelle  abgehandelt  werden  ^). 

Dem  einen  Handelsbegriff  liegt  die  weitere  Auffassung  der 
älteren  Nationalökonomie,  Handel  =  Verkehr,  Commerce  ^),  ins- 
besondere   internationaler  Verkehr,    zugrunde.     Es    sind    Fragen 

1)  In  Ricardos  Hauptwerk  fehlt  beispielsweise  ein  zusammenhängender  Ab- 
schnitt über  Produktion,  wo  unsere  Frage  meist  behandelt  zu  werden  pflegte. 

2)  Vgl.  van    der   Borght  Handel  und  Handelspolitik,   i.  Aufl.,  S.    i. 

3)  Vgl.  Die  Grundrisse  von  Philippovich  und  Schmoller. 

4)  Vgl.  Lexis  in  Schönbergs  Handbuch. 
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des  auswärtigen  Handelsverkehres  mit  den  dahinterliegenden 
Produktions-  und  Wertproblemen.  Der  andere  Handelsbegrifif  ist, 
Handel  als  arbeitsteilige  Funktion  in  der  sozialen  Wirtschaft,  als 
die  Funktion  der  Bewerkstelligung  des  Verkehrs  unter  den  ein- 
zelnen Wirtschaften. 

Wir  beschränken  uns  im  folgenden  auf  den  engeren  Handels- 
begriff. 

Es  sind  zu  unterscheiden  die  subjektive  und  die  ob- 
jektive Auffassung,  die  eine  ausgehend  vom  gewerbsmäßigen 
Händler  und  seiner  Tätigkeit,  die  andere  von  der  volkswirtschaft- 
lichen Funktion  der  Güterübertragung  selbst,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  sie  durch  eine  reine  Handelsunternehmung  bewerk- 
stelligt werde  oder  nicht.  Die  subjektive  Auffassung  kann  den- 
noch eine  volkswirtschaftliche  sein,  wenn  sie  nämlich  den  Händler 
nach  seiner  Organfunktion  in  der  Volkswirtschaft  betrachtet,  sie 
kann  aber  auch  eine  bloß  privatwirtschaftliche  sein,  wenn  sie  vom 
gewerbsmäßigen  Händler  und  seiner  privatwirtschaftlichen  Tätig- 
keit des  Kaufens  und  Verkaufens  zum  Zwecke  der  Gewinnerzie- 
lung  ausgeht.  Die  rein  objektive  Auffassung  bedingt  natürlich 
immer  eine  volkswirtschaftliche  Definition. 

Diese  Auffassungen  laufen  nebeneinander  her  und  durch- 
kreuzen sich  in  mannigfacher  Weise.  Es  gibt  wenige  Schrift- 
steller, bei  denen  der  Unterschied  zwischen  dem  Handel  als  ob- 
jektiver Funktion  in  der  Volkswirtschaft  und  dem  Handel  als 
Erwerbszweig  scharf  hervortritt.  Vielfach  werden  beide  identi- 
fiziert, so  wie  man  auch  etwa  die  Gesamtheit  der  gewerblichen 
Unternehmungen  mit  dem  Gewerbe  als  Stoffverarbeitung  zu  iden- 
tifizieren pflegt. 

Für  die  Erkenntnis  der  Funktion  des  Handels  im  allgemeinen 
ist  das  kein  Nachteil.  Dagegen  ergibt  sich  ein  ganz  schiefes  Bild 
durch  die  einseitige  Betrachtung  von  der  privatwirtschaftlichen 
Seite  her.  Eine  empirische  Untersuchung  muß  eben  doch  alle 
Handelsorganisationen,  gleichviel  ob  sie  als  selbständige  Unter- 
nehmung oder  als  Teil  einer  landwirtschaftlichen  oder  gewerb- 
lichen Unternehmung  auftreten,  als  gleichartige  Erscheinungen 
umfassen. 

Es  ist  auch  interessant  zu  sehen,  wie  beim  gleichen  Schrift- 
steller zwei  verschiedene  Umschreibungen  des  Handels  vorkommen 
können,  je  nachdem  er  den  Handel  im  Zusammenhang  mit  den 
übrigen  wirtschaftlichen  Tätigkeiten  oder  aber  isoliert  betrachtet. 
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Im  ersteren  Falle  resultiert  meist  eine  volkswirtschaftliche,  im 
zweiten  Falle  eine  privatwirtschaftliche  Definition  ^). 

Ferner  ist  zu  unterscheiden  zwischen  Definitionen,  die  dem 
Handel  mehrere  koordinierte  Funktionen  zuschreiben,  etwa  jeder 
Handelsart  eine  eigene,  oder  aber  eine  einzige  Hauptfunktion,  von 
der  sich  event.   Nebenfunktionen   ableiten  lassen  '■^). 

Die  an  eine  richtige  Definition  des  Handels  zu  stellenden 
Anforderungen  sind  insbesondere  die  folgenden  zwei : 

Die  Definition  soll  eine  volkswirtschaftliche  sein ;  sie  soll  das 
Wesen  des  Handels  treffen.  Dies  geschieht  am  besten  durch  die 
Hauptfunktion    des  Handels    im  Organismus  der  Volkswirtschaft. 

Die  in  der  deutschen  Nationalökonomie  herrschende  Defi- 
nition ^),  die  im  folgenden  vorerst  einer  Kritik  unterzogen  werden 
soll,  lautet  ungefähr  folgendermaßen  :  Handel  ist  der  ge- 
werbsmäßige Einkauf  und  Verkauf  von  Gütern 
zum  Zwecke  der  G  e  w  i  n  n  e  r  z  i  e  1  u  n  g  '^j. 

Diese    Definition    geht    aus    von    der    privatwirtschaftlichen 


i)  Beispiel :  Röscher^  System  I,  9.  Aufl.  S.  54  :  »Zuteilung  des  Giitervorrates 
an  diejenigen,  welche  unmittelbar  davon  Gebrauch  machen  wollen,  sowohl  von 
Nation  zu  Nation,  Ort  zu  Ort  (Großhandel),  wie  an  die  Bewohner  desselben  Ortes 
(Kleinhandel)«  .  .  .  Dagegen  Röscher  III :  die  privatwirtschaftliche  Kauf- Verkauf- 
definition, siehe  unten  Fußnote  4. 

2)  Besonders  die  ältere  Nat.  Oek.  schreibt  dem  Handel  verschiedene  koordi- 
nierte Funktionen  zu.  So  ist  der  Handel  für  Hermann:  »Versetzung  von  Tausch- 
gütern an  den  Ort,  Aufbewahrung  derselben  bis  zu  der  Zeit  und  in  beiden  Fällen 
Bereithaltung  und  Anbieten  derselben  in  der  Quantität  wo,  wann  und  in  der  sie 
am  dringendsten  begehrt  werden«.     Untersuchungen  2.  Aufl.  S.    147. 

3)  Vgl.  van  der  Borght,  a.  a.  O.  S.   I. 

4)  Röscher ,  Nationalökonomik  des  Handels  und  Gewerbfleißes ,  6.  Aufl. 
S.  59:  »Unter  Handel  verstehen  wir  das  gewerbsmäßig  betriebene  Kaufen  zum 
Wiederverkauf;  also  scharf  unterschieden  sowohl  von  den  Veräußerungsgeschäften 
der  bloßen  Produzenten,  wie  von  den  Erwerbsgeschäften  der  bloßen  Konsumenten«. 
Ad.  Wagner,  Theoretische  Sozialökonomik  I,  S.  211  :  »Der  Handel  ist  der  gewerbs- 
mäßig betriebene  Tauschverkehr  bzw.  der  Einkauf  von  Waren  für  den  Wiederver- 
kauf wesentlich  in  derselben  Gestalt,  zum  Zwecke  eines  regelmäßigen  Einkommen- 
erwerbs im  Gewinn  aus  der  Differenz  zwischen  Ein-  und  Verkaufspreisen  derselben 
Ware  .  .  .«  Lexis,  in  Schönbergs  Handbuch  der  polit.  Oekon.,  3.  Aufl.  Bd.  I. 
S.  811:  »Handel  ist  der  gewerbsmäßige  Betrieb  des  Eintausches  oder  Einkaufes  von 
Gütern  und  der  Wiederveräußerung  derselben  zum  Zwecke  einer  Erzielung  von 
Gewinn.«  Raihgeti^  Art.  Handel  im  W.  V.  2.  Aufl.  Bd.  II.:  Handel  ist  >diejenige 
volkswirtschaftliche  Tätigkeit,  welche  Gewinn  erzielen  will,  indem  sie  den  Einkauf 
und  die  Wiederveräußerung  von  Gütern  gewerbsmäßig  betreibt«.  Mataja,  Art. 
Handel  im  H.  d.  St.  W.,  2.  Aufl.  Bd.  IV :  »Handel  ist  gewerbsmäßig  betrieben  der 
Einkauf  und  Eintausch  von  Gütern  und   die  Wiederveräußerung  derselben«. 
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Tätigkeit  des  Kaufmanns,  sie  ist  eine  subjektiv-privatwirtschaft- 
liche, höchstens  eine  juristische  Definition. 

Für  ihre  Geschichte  ist  es  interessant  zu  sehen,  daß  sie  bei 
den  englisch-französischen  Klassikern,  die  mit  der  Jurisprudenz 
nicht  in  näherer  Verbindung  standen,  nicht  vorhanden  ist.  Die 
Engländer  und  Franzosen  gehen  stets  von  den  sozialökonomischen 
Funktionen  des  Handels  aus.  Dagegen  finden  wir  sie  von  Anfang 
an  in  Deutschland  vor  —  wir  haben  ihr  Auftreten  bei  Kraus 
signalisiert  —  zweifellos  als  ein  Erbstück  aus  der  kameralistisch- 
juristischen  Zeit  der  deutschen  Nationalökonomie.  Es  ist  der 
Handelsbegriff,  wie  ihn  die  gewerbepolizeiliche,  wohl  auch  die 
handelsrechtliche  Gesetzgebung  brauchte  ^). 

Schon  das  Merkmal  der  »Gevverbsmäßigkeit«  verrät  die 
juristische  Herkunft  des  Begriffs.  Es  ist  keinem  Nationalökonomen 
eingefallen,  bei  der  Definition  der  Landwirtschaft  oder  des  Ge- 
werbes einen  ähnlichen  Zusatz  zu  machen.  Aehnlich  verhält  es 
sich  mit  der  Gevvinnabsicht,  als  Kriterium  des  Handels.  Soweit 
die  »Gewinnabsicht«  neben  der  »Gewerbsmäßigkeit«  in  die  Defi- 
nition aufgenommen  ist  ^),  liegt  ein  Pleonasmus  vor,  da  ja  die 
Gewinnabsicht  in  der  Gewerbsmäßigkeit  bereits  enthalten  ist  ^). 
Die  Gewinnabsicht  ist  nichts  dem  Handel  Eigentümliches  *},  Sie 
ist  mindestens  ein  Kriterium  der  kapitalistischen  Unternehmung 
überhaupt.  Unter  dem  Einfluß  der  obigen  Definition  brachte 
man  es  aber  fertig,  dem  Handel  aus  seinem  Gewinnstreben  einen 
Strick  zu  drehen  und  die  Gewinnabsicht  als  etwas  dem  Handel 
Eigentümliches  hinzustellen  ^). 


i)  Vgl.  Grunzel,   System  der  Handelspolitik  S.  3. 

2)  Wagner,  Lexis,  Rathgen. 

3)  Vgl.    Cosack,  Lehrbuch  des  Handelsrechts,  6.  Aufl.  S.  22. 

4)  Vgl.  van  der  Borght,  a.   a.   O.   S.   2. 

5)  Vgl.  oben  List  und  Carey.  —  Selbst  Gustav  Cohn,  der,  wie  kaum 
ein  Zweiter,  auf  Grund  einer  klaren  und  tiefen  Einsicht  in  die  volkswirtschaftliche 
Funktion  des  Handels  die  reaktionären  Angriffe  mit  Energie  und  Geschick  zurück- 
gewiesen hat,  spricht  »von  eigentümlichen  Gebrechen«,  die  diesem  Erwerbszweige 
anhaften  und  sagt,  daß  beim  Handel  »der  Segen  der  Arbeit,  welchen  der  Acker- 
mann, der  Handwerker,  ja  auch  der  große  Landwirt  und  der  große  Industrielle  in 
der  Mühsal  ihres  Berufes  empfinden,  für  den  Kaufmann  zusammenschrumpft  zu  der 
alles  andere  ausschließenden  Berechnung  des  wohlfeilen  Einkaufs  und  des  vorteil- 
haften Verkaufs«.  Grundlegung  S.  467.  Schmoller ^  Grundriß  II,  S,  40:  »Das  Ziel 
aller  Händler  und  aller  sich  einschiebenden  Zwischenglieder  ist  der  Handelsgewinn, 
nicht  die  bestmögliche  Bedienung  der  Gesellschaft«  .  .  .  Das  trifft  doch  bei  jeder 
kapitalistischen  Wirtschaftstätigkeit  zu ! 
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Der  Handel  war  von  jeher  der  Prügelknabe  für  den  Kapita- 
lismus und  Chrematismus.  Es  bestehen  allerdings  intime  Bezie- 
hungen zwischen  Handel  und  Kapitalismus.  Die  Handelsunter- 
nehmung kann  als  der  Prototyp  der  kapitalistischen  Unterneh- 
mung angesehen  werden  ^).  Auch  historisch  war  der  Handel  der 
Bahnbrecher  des  Kapitalismus  ^).  Das  Streben  nach  Gewinn  kann 
nicht  als  Kriterium  des  Handels  dienen,  da  es  der  viel  weiteren 
Erscheinung  des  Kapitalismus  angehört,  von  der  das  ganze  wirt- 
schaftliche Leben  der  Neuzeit,  nicht  nur  der  Handel,  beherrscht 
wird  ^). 

Anderseits  ist  auch  eine  Verherrlichung  des  Handels  nicht 
am  Platze.  Man  darf  nicht  dem  Händler  zuschreiben,  was  dem 
Verkehr  bez.  der  ganzen  Verkehrswirtschaft  gebührt.  Es  liegt 
hier  der  oben  gekennzeichnete  Fall  vor,  daß  dem  Handel  Dinge 
in  die  Schuhe  geschoben  werden,  die  nicht  ihm  eigen,  sondern 
einem  viel  weiteren  Kreise  wirtschaftlicher  Tatsachen  einzureihen 
sind  *). 


i)  Die  Aehnlichkeit  der  üblichen  Definition  des  Handels  mit  der  Sombart- 
schen  Definition  der  kapitalistischen  Unternehmung  ist  aulfallend  :  >Kapitalistische 
Unternehmung  aber  nenne  ich  diejenige  Wirtschaftsform,  deren  Zweck  es  ist,  durch 
eine  Summe  von  Vertragsabschlüssen  über  geldwerte  Leistungen  und  Gegenleistun- 
gen ein  Sachvermögen  zu  verwerten,  d.  h.  mit  einem  Aufschlag  (Profit)  dem  Eigen- 
tümer zu  reproduzieren«.    Der  moderne  Kapitalismus  I,  S.   195. 

2)  Vgl.  Bücher,  Entstehung  der  Volkswirtschaft  (S.    160,    168,   361). 

3)  Dieses  Verhältnis  von  Handel  und  Kapitalismus  wird  umgekehrt  von 
Schmoller,  wenn  er  sagt:  »Was  Marx  Kapitalismus  nennt,  ist  im  ganzen  nichts 
anderes,  als  .  .  .  Abhängigkeit  der  ganzen  Volkswirtschaft  von  den  egoistischen  Ge- 
winnabsichten der  Händlerc.  Grundriß  II,  S.  40.  Lexis,  a.  a.  O.  :  »In  Wirklich- 
keit aber  ist  das  Handelskapital  nicht  schlimmer,  nicht  besser  als  das  in  den  ma- 
teriellen Produktionen  tätige  Unternehmerkapital«.  S.  869.  Ehrenberg,  Der  Han- 
del etc.  S.  47  f. :  »Konkurrenz  und  Preiskampf  von  Urproduktion  und  Gewerbe 
werden  in  der  heutigen  Volkswirtschaft  regelmäßig  überhaupt  erst  durch  Vermitt- 
lung des  Handels,  im  Gedränge  des  Marktes  äußerlich  sichtbar.  Deshalb  hat  es 
den  Anschein,  als  ob  die  vernichtende  Rückwirkung  dieser  Kämpfe  auf  die  Schwä- 
cheren unter  den  Ackerbauern  und  Industriellen  nur  durch  den  Markt  und  den 
ihn  bildenden  Handel  veranlaßt  wird,  während  tatsächlich  zum  großen  Teil  andere, 
außerhalb  des  Handels  liegende  Faktoren  (die  Produktionsbedingungen  von  Acker- 
bau und  Gewerbe  selbst)  die  Hauptursache  jener  vernichtenden  Rückwirkung  bilden 
und  diese  Ursachen  nur  erst  durch  die  Vermittlung  des  Handels  wirksam  werden«. 

4)  Noch  Röscher  betrachtet  die  Handelsgesellschaften  unter  dem  Gesichts- 
punkte von  Händlergesellschaften.  Das  Handelsrecht  ist  längst  nicht  mehr  das 
Recht  des  Handels,  sondern  das  Recht  der  kapitalistischen  Unternehmung.  Aehn- 
lich  verhalten  sich  die  Begriffe  Handelskammer,  Handelsschule,  Handlungsgehilfe, 
die  wohl  ursprünglich  dem  Handel  eigentümlich  waren,    sich  aber  längst  über  das 
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Uebrigens  wird  gar  nicht  aller  Handel  mit  Gewinnabsicht 
betrieben:  Der  Konsumverein  ist  zweifellos  eine  Handelsorgani- 
sation, die  aber  nicht  darauf  ausgeht,  in  kapitalistischer  Art  und 
Weise  Gewinn  zu  erzielen  ^). 

Nicht  nur  das  Merkmal  der  Gewerbsmäßigkeit  bez.  der  Ge- 
winnabsicht ist  anfechtbar,  sondern  auch  dasjenige  des  Kauf- 
Verkaufs  -).  Vor  allem  ist  zu  sagen,  daß  die  Tätigkeit  des 
Kaufmanns  nicht  durch  den  Abschluß  von  Kaufverträgen  er- 
schöpft wird.  Der  Handel  bewerkstelligt  die  interpersonale  Güter- 
übertragung. Diese  kann  aber  nicht  nur  in  der  Form  des  Kauf- 
Verkaufs,  sondern  auch  in  der  Form  von  Darlehen,  Miete,  Pacht, 
vor  sich  gehen  '). 

Die  herrschende  Definition  des  Handels  als  Kauf  zum  Wie- 
derverkauf beruht  auf  der  einseitigen  Betrachtung  des  wichtigsten 
Handelszweiges,  des  Warenhandels.  Der  Bankier,  der  vom  einen 
Geld  leiht,  um  es  dem  andern  zu  verleihen,  treibt  auch  Handel. 
Er  vermittelt  den  interpersonalen  Verkehr,  insbesondere  auch 
durch  die  Ausführung  der  durch  die  Verkehrsvorgänge  notwendig 
werdenden  Zahlungen.  Der  Einkaufs-Kommissionär  ist  ebensogut 
Händler  wie  der  Verkaufs-Kommissionär.  Auch  der  Agent,  der 
Makler,    der  nicht  selbst  kauft  und  verkauft,  sondern  nur  Käufer 

ganze  Gebiet  der  kapitalistischen  Unternehmung  erstrecken.  Das  Objekt  der  Han- 
delswissenschaft ist  nicht  der  Handel,  sondern  die  kapitalistische  Unternehmung, 
gleichviel  welchen  Inhalts.  Die  Handelshochschule  will  auf  die  ökonomische  Seite 
der  Unternehmertätigkeit  vorbereiten,  gleichviel,  welcher  Art.  Die  tatsächliche 
Loslösung  aller  dieser  Erscheinungen  vom  Handel  wird  in  vielen  Fällen  noch  nicht 
erkannt  und  in  den  Begriffen  durchgeführt,  was  im  Interesse  der  Klarheit  zu  wün- 
schen wäre. 

i)  Gegen  die  privatwirtschaftliche  Definition  des  Handels  und  für  die  Aus- 
schaltung der  Gewinnabsicht  aus  der  Definition  vgl.  neuerdings  vom  Standpunkt 
4er  Handelswissenschaft :  Schär,  Handelsbetriebslehre  I.  S.  64  ff. 

2)  Ob  man  anstatt  von  Verkauf  lieber  von  der  darauf  gerichteten  Tätigkeit 
ohne  Rücksicht  auf  den  Erfolg,  von  »Feilbieten«,  spricht,  {y.  d.  Borght  a.  a.  O. 
S.  2)  erscheint  mir  nicht  von  Wichtigkeit.  Ebenso  scheint  mir  das  »Vorrathalten« 
(z'.  d.  Borght  S.  2)  nichts  Wesentliches  zu  sein.  Der  Einkaufskommissionär,  der 
nur  nach  Auftrag  einkauft,  ist  doch  auch  Händler. 

3)  Vgl.  oben  Ran,  und  Hermann,  der  die  Bankiertätigkeit  mit  einschließt. 
Bei  Röscher,  System  I.,  S.  54  sind  die  Geschäfte  des  Darleihens  und  Vermietens 
ausdrücklich  einbezogen;  bei  Schälle,  Ges.  System  II,  3.  Aufl.  S.  124,  wird  der 
Handel  mit  Produktionselementen,  die  Bankiertätigkeit  besonders  genannt.  Vgl. 
auch  Goldschmidt,  Handbuch  des  Ha-ndelsrechts  I,  2.  Aufl.  S.  400,  Cohn,  Grund- 
legung S.  469,  bezeichnet  das  Bankgeschäft  als  einen  Zweig  des  Handels,  als  Han- 
del mit  Geldkapitalnutzungen.  Die  Analogie  mit  dem  Gelde,  das  nicht  nur  dem 
Kauf-Verkauf,  sondern  dem  gesamten  interpersonalen  Verkehre  dient,  ist  naheliegend. 
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und  Verkäufer  aneinander  bringt,  ist  Händler  par  excellence. 
Wollte  man  auch  diese  Erscheinungen  unter  die  Definition  vom 
Kauf-Verkauf  bringen,  so  müßte  man  dem  Kaufbegrifif  seinen 
gebräuchlichen  juristischen  Sinn  nehmen  und  ihm  eine  weitere, 
ökonomische  Bedeutung  verleihen,  was  nicht  angängig  erscheint. 

Ich  habe  bisher  die  herrschende  Definition  aus  sich  selbst 
heraus  kritisiert,  ohne  ihre  Grundlage,  die  Subjektivität,  die  Be- 
schränkung auf  den  Händlerstand  anzutasten.  Ich  gehe  nunmehr 
dazu  über,  die  eigene,  objektive  Definition  aufzustellen  und  zu 
begründen. 

Handel  ist  darnach  diejenige  wirtschaftli- 
che Tätigkeit,  welche  den  interpersonalen  Gü- 
terverkehr bewerkstelligt.  Es  handelt  sich  um  den 
Verkehr,  um  die  Herstellung  und  Aufrechterhaltung  der  Gemein- 
schaft der  Wirtschaftseinheiten,  um  die  Bildung  des  Marktes 
und  die  demselben  zugewendete  Seite  des  Wirtschaftslebens  ^). 
In  der  Verkehrswirtschaft  zerfällt  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  in 
die  technische,  von  ökonomischer  Berechnung  begleitete  Her- 
stellung irgendeiner  Leistung  und  das  »in  Verkehr  bringen«  der- 
selben ^).  Die  beiden  Arten  wirtschaftlicher  Tätigkeit  durch- 
dringen einander.  Ihre  Scheidung  findet  sich  aber  auch  in  der 
Wirklichkeit  durchgeführt :  Trennung  von  technischer  und  kauf- 
männischer Arbeit,  technischer  und  kaufmännischer  Abteilung 
eines  gewerblichen  Großbetriebes,  technischer  und  kaufmännischer 
Leitung,  technischen  und  kaufmännischen  Beamten. 

Handel  in  diesem  Sinne  ist  die  objektiv  volkswirtschaftliche 
Tätigkeit,  unabhängig  von  ihrer  zufälligen  Organisation,  nicht 
als  ein  Ergebnis    der  Berufsgliederung  ^),    sondern    begründet  auf 


1)  Röscher  III,  S.  59:  jEr  (der  Handel)  ist  das  wichtigste  Organ,  welches 
die  einzelnen  Teile  der  Volkswirtschaft  zum  Ganzen  verbindet.«  Vgl.  auch  Schaffte, 
Kap.  u.  Soz.  S.  402  f.  Für  Cohn  ist  der  Handel  »das  Verbindungsglied  der  durch 
die  Arbeitsteilung  getrennten  Wirtschaften«,  Nationalökonomie  des  Handels  und  des 
Verkehrswesens  S.  2.  Dühring  erklärt  den  Handel  als  eine  notwendige  Ueber- 
brückung  der  durch  die  Arbeitsteilung  entstandenen  Trennungen,  Cursus  S.  235. 
Es  ist  hier  zwar  überall  der  Handel  im  subjektiven  Sinne  genommen.  Die  zitierten 
Aussprüche  gelten  aber  ebensogut  für  den  objektiven  Handel  in  unserm  Sinne. 

2)  Schaffte^  Ges.  System  II,  S.  121,  unterscheidet  in  seinem  System  der  wirt- 
schaftlichen Tätigkeiten  Hervorbringung  von  speziellen  Brauchbarkeiten  an  sich 
und  Hervorbringung  der  Verbindung  und  Verknüpfung  der  gesellschaftlichen  Ge- 
sittung. 

3)  Philippovich,  der  im  übrigen  die  subjektive  Kauf-Verkaufsdefinition  bei- 
behält, erkennt  die  Scheidung   zwischen    objektivem    und  subjektivem  Handel    sehr 
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dem  Bestehen  selbständiger,  miteinander  in  Verkehr  tretender 
Wirtschaftssubjekte. 

Während  Urproduktion  und  Gewerbe  Kategorien  der  mensch- 
lichen Wirtschaft  überhaupt  sind,  ist  Handel  in  unserem  Sinne 
nur  eine  Kategorie  der  auf  Privateigentum  ruhenden,  kapitalisti- 
schen Verkehrsvvirtschaft,  nicht  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft 
überhaupt.  Er  besteht  weder  in  der  geschlossenen  Familienwirt- 
schaft, noch  würde  er  sich  finden  innerhalb  der  sozialistischen 
Wirtschaftsgemeinschaft  ^).  Freilich  wird  auch  die  letztere  Ein- 
richtungen benötigen  für  die  Zuführung  der  Güter  an  die  Be- 
dürfenden. Es  fehlt  hier  aber  die  auf  Leistung  und  Gegenleistung 
beruhende    Uebertragung   zwischen    selbständigen  Wirtschaften '-). 

Zur  höchsten  Ausbildung  kommt  der  Handel  in  der  ent- 
wickelten kapitalistischen  Verkehrswirtschaft.  Hier  tritt  uns  die 
Funktion  des  Güterabsatzes  —  von  der  andern  Seite  aus  gesehen, 
die  der  Güterzuführung  —  als  diejenige  Funktion  entgegen,  deren 
Gelingen  oder  Mißlingen  über  Sein  oder  Nichtsein  der  einzelnen 
Unternehmungen  und  den  ungestörten  Fortgang  der  wirtschaft- 
lichen Tätigkeit  entscheidet  ^),  Es  sei  mir  gestattet,  das  Goethi- 
sche  Wort  zu  variieren  : 

Nach  Absatz  drängt, 
Am  Absatz  hängt 
Doch  alles  .... 

Bezeichnend  für  die  entscheidende  Bedeutung  des  Güterab- 
satzes  in    der    modernen  Wirtschaft  ist  der  ungeheuere  Kraftauf- 


gut :  »Es  treffen  ....  in  Fragen  der  Handelsorganisation  immer  zwei  Reihen  von 
Bedürfnissen  und  Bestrebungen  zusammen :  die  Frage  nach  der  Organisation  der 
berufsmäßigen  Tätigkeit  der  Händler  im  engern  Sinne  des  Wortes  und  dann  die 
Frage  nach  der  Organisation  des  Absatzes  der  von  den  Produzenten  hergestellten 
Waren,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  eine  Händlergruppe  vermittelnd  eingreift  oder 
nicht«.  Grundriß  II,  2,  S.  108.  Vgl.  oben  auch  Marx,  der  betont,  daß  es  sich 
um  die  gleiche  Funktion  handle,  ob  der  industrielle  Kapitalist  den  Absatz  selbst 
besorge  oder  ihn  dem  Händler  überläßt. 

i)  Vgl.  Lexis,  in  Schönbergs  Handbuch  S.  860. 

2)  Es  ist  oft  darauf  aufmerksam  gemacht  worden,  daß  gerade  die  Handels- 
funktion in  der  sozialistischen  Wirtschaft  schon  in  der  Vorstellung,  geschweige 
denn  in  praxi  wohl  am  schwersten  zu  ersetzen  wäre.  Vgl.  Schaffte,  Kap.  u.  Soz. 
S.  402  ff.,    Cohn    Grundlegung  S.   468. 

3)  Die  tiefste  Einsicht  in  die  Wichtigkeit  der  Absatzfunktion,  des  Verwan- 
deins der  Ware  in  Geld,  allerdings  einseitig  nur  vom  Standpunkt  des  Unternehmers, 
nicht  von  dem  der    Gesellschaft  aus   gesehen,  haben  wir  wohl  bei  Marx  gefunden. 
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wand     der     gegenwärtigen    Wirtschaftsorganisation     zur    Bewälti- 
gung dieser  Funktion  (Reklame,    Reisende  etc.). 

Man  könnte  nun  meinen,  daß  wir  mit  unserer  Definition 
glücklich  wieder  bei  dem  Handelsbegriff  der  älteren  Zeit  ange- 
langt wären  in  dem  Sinne  des  Smithschen  Wortes,  mit  dem  er 
die  Verkehrswirtschaft  charakterisiert:  »Every  man  becomes  a 
merchant  .  .  .«  ^)  oder  im  Sinne  Djinoyers:  »Nous  sommes  tous 
commercants«  -). 

Jede  Wirtschaftseinheit  muß  einen  Teil  ihrer  Kraft  darauf 
wenden,  mit  den  andern  Wirtschaften  in  Verkehr  zu  treten.  Nun 
ist  aber  bei  vielen  Wirtschaftseinheiten  dieser  Aufwand  quanti- 
tativ so  gering,  daß  er  keine  besondere  Arbeitsorganisation 
nötig  macht  und  daher  füglich  ignoriert  werden  kann.  Es  ist  ein 
Kennzeichen  unserer  Wirtschaftsorganisation,  daß  die  Arbeit  des 
interpersonalen  Verkehrs  in  den  meisten  Fällen  ganz  oder  fast 
ganz  vom  »Verkäufer«  geleistet  werden  muß.  Die  beiden  Ver- 
kehrenden treffen  sich  also  nicht  auf  der  Mitte  des  Weges,  sondern 
der  Verkäufer  sucht  den  Käufer  —  hier  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes  —  auf  und  nimmt  die  Last  der  Verkehrsvermittlung  auf 
sich.  Daher  ist  Handel  in  unserer  Wirtschaft  im  wesentlichen 
Absatzorganisation.  (Immerhin  gibt  es  auch  Handelsorganisationen, 
deren  Schwerpunkt  in  der  Besorgung  des  Einkaufs  liegt :  Konsum- 
verein, Einkaufsgenossenschaften.)  Damit  scheiden  von  vornherein 
die  meisten  »Käufer«,  insbesondere  die  reinen  Konsumtionswirt- 
schaften als  Handelssubjekte  aus.  Aber  auch  nicht  jede  Unter- 
nehmung treibt  Handel.  Ein  handwerksmäßiger  Betrieb  mit 
Kundenproduktion  braucht  keine  Handelsorganisation.  Auch  eine 
Fabrik,  die  an  wenige  Großhändler  absetzt  oder  gar  »im  Lohn« 
arbeitet,  besitzt  eine  Handelsorganisation  nur  in  quantitativ  un- 
erheblichem Maße.  Obwohl  rein  begrifflich  vielleicht  Handels- 
tätigkeit vorliegt,  kann  sie  von  der  Theorie  füglich  ignoriert 
werden,  und  zwar  mit  größerem  Recht,  als  etwa  die  Stoff  ver- 
arbeitende Tätigkeit  der  Hausfrau  bei  einer  Untersuchung  der 
Organisation  der  gewerblichen  Arbeit  ignoriert  wird.  Von  Handel, 
als  einem  Objekt  nationalökononiischer  Untersuchungen  sprechen 
wir  erst  dann,  wenn  eine  besondere  Arbeitsorganisation  für  die 
Besorgung  des  interpersonalen  Verkehrs  vorhanden  ist. 

Es  geht  aber  nicht    an,    nur    die    in  selbständigen  Unterneh- 

1)  B.  I.,  Ch.  IV. 

2)  Vgl.  Lexis  a.  a.  O. 
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mungen  organisierte  Handelsarbeit  als  Handel  zu  bezeichnen, 
besonders  nicht  in  einer  Zeit,  wo  die  tatsächliche  Gliederung  der 
gesellschaftlichen  Arbeit  in  den  einzelnen  Unternehmungen  we- 
niger als  je  nach  dem  Schema  nationalökonomischer  Lehrbücher 
in  Urproduktions-,  gewerbliche  und  Handelsunternehmungen  vor 
sich  gehen  will  ^).  Es  ist  daher  bei  der  Aufstellung  des  Handels- 
begrififs  auf  die  objektiv  volkswirtschaftliche  Funktion  zurückzu- 
gehen, gleichwie  man  für  Urproduktion  und  Gewerbe  ein  objek- 
tives, von  der  Berufsgliederung  unabhängiges  Kriterium  aufge- 
stellt hat  -). 

Wenn  ein  Nähmaschinen-  oder  Schuhfabrikant  nicht  nur  die 
Produktion  im  engeren  Sinne,  sondern  auch  den  Absatz  bis  zum 
letzten  Konsumenten  organisiert,  so  ist  er  eben  nicht  nur  Ur- 
produktions- und  gewerblicher,  sondern  auch  Handelsunterneh- 
mer und  muß  über  eine  ähnliche  Verkaufsorganisation  ver- 
fügen, wie  die  Händler,  denen  er  möglichenfalls  den  Absatz 
überlassen  hätte.  Hierher  gehört  auch  eine  nähere  Betrachtung 
des  Schlagworts  von  der  » Ausschaltung<:  des  Handels.  Der 
Handel  in  unserem  Sinne  kann  nicht  ausgeschaltet  werden.  Er 
ist  eine  notwendige  Kategorie  der  bestehenden  Wirtschaftsorgani- 
sation. Es  handelt  sich  bei  dieser  ganzen  Frage  nicht  um  die 
Beseitigung  des  Handels,    sondern  um  Ersetzung  der  einen  Han- 


i)  »Es  erscheint  durchaus  für  viele  Zweige  der  kapitalistischen  Produktion 
als  das  Endziel  ihrer  Entwicklung,  dort  wieder  anzulangen,  von  wo  der  ganze 
dornenvolle  Weg  der  Verkehrswirtschaft  ausgegangen  war :  bei  dem  bindeglied- 
losen Warenaustausch  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten«.  Somhart^  Kapi- 
talismus II,  S.  413.  In  diesem  Sinne  hat  neuerdings  v.  d.  Borght  dem  »Kauf- 
mannshandel« den  »Fabrik-  und  Handwerkshandel«  beigesellt  und  so  die  dem 
Markte  zugewendete  Tätigkeit  des  groß-  und  kleingewerblichen  Produzenten  unter 
den  Handelsbegriff  gebracht.  Konsequenterweise  dürfte  dabei  der  »Agrarhandel« 
auch  nicht  fehlen.      Vgl.   auch   Gniuzel  a.   a.   O.   S.   5. 

2)  Wir  sind  der  objektiven  Auffassung  des  Handels,  allerdings  nur  andeutungs- 
weise im  ersten  Teil  begegnet,  z.  B.  bei  Say  und  Kau.  Nachträglich  finde  ich 
dieselbe  außerordentlich  klar  und  bestimmt  bei  Cherbuliez,  Precis  de  la  Sience  Ec. 
1862  Bd.  I  S.  373  :  »Quoique  cette  transmission  directe  (direkter  Uebergang  des 
Produktes  vom  Produzenten  zum  Konsumenten)  ne  constitue  pas  toujours  un  acte 
de  commerce,  dans  le  sens  legal  de  ce  mot,  eile  en  presente  toujours  le  caractere 
pour  la  sience  economique,  parce  qu'elle  constitue  toujours  un  acte  de  circulation. 
Le  sens  legal  est  subjeciif ;  le  sens  economique  est  objectii'.  Un  agriculteur  qui 
vend  son  ble  ou  son  vin  ne  fait  pas  un  acte  de  commerce  aux  yeux  de  la  loi, 
parce  qu'il  n'a  pas  achete  pour  revendre ;  il  en  a  fait  un  aux  yeux  de  la  sience 
economique,  parce  qu'il  accomplit  un  transport  et  un  echange  parfaitement  iden- 
tiques  ä  ceux  que  le   commerce  aurait  pu  accomplir  ä  sa  place«. 
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delsorganisation  durch  eine  andere,  wohlfeilere,  wie  Colin  sehr 
richtig  bemerkt  ^).  Den  Verfechtern  der  Ausschaltung,  den  Geg- 
nern des  »Zwischenhandels«,  ist  es  aber  nicht  um  die  Rationah- 
sierung  der  Wirtschaft  zu  tun.  Es  handelt  sich  vielmehr  zum  Teil 
um  eine  reaktionäre  Bewegung,  getragen  von  oberflächlichen,  am 
grob  SinnHchen  klebenden  Anschauungen  des  Wirtschaftslebens, 
gewisser  durch  den  wirtschaftlichen  Rationalismus  in  ihrer  kon- 
servativen Existenz  bedrohter  Interessengruppen.  Es  scheint  auch 
wirklich  Leute  zu  geben,  die  der  Meinung  sind,  die  Folge  eines 
plötzlichen  Verschwindens  aller  Händler  wäre  nur  die,  daß  der 
von  diesen  bis  dahin  erzielte  Gewinn  nunmehr  den  landwirtschaft- 
lichen und  gewerblichen  Produzenten  oder  den  Konsumenten  zu- 
wachsen würde,  während  doch  in  WirkÜchkeit  die  zu  bewältigende 
Funktion  und  ein  größerer  oder  geringerer  Kostenaufwand  an 
Kapital  und  Arbeit  in  jedem  Falle  verbleibt  -).  In  diesem  Sinne 
von  Ausschaltung  des  Handels  zu  sprechen,  ist  geradeso  gescheit, 
wie  wenn  man  von  der  Ausschaltung  der  Urproduktion  sprechen 
wollte,  wenn  eine  Zuckerfabrik  sich  Rübenfelder  zulegt.  Die 
Frage  der  Organisation  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  nach  Einzel- 
unternehmungen ist  eine  Frage  der  privatwirtschaftlichen  Ratio  ^). 
Es  ist  daher  auch  nicht  denen  beizupflichten,  die  im  Zurückgehen 
des  selbständigen  Händlertums  eine  Rückbildung  erblicken,  die 
der  fortschreitenden  »Arbeitsteilung«  als  einem  natürlichen  Ent- 
wicklungsgesetze der  Sozialökonomie  widerspricht  *).  Schon  Ad. 
Smitii  und  die  Klassiker  überhaupt  rechtfertigen,  wie  wir  sahen, 
den  selbständigen  Handel  mit  den  Vorzügen  der  Arbeitsteilung 
und  sahen  es  als  ausgemacht  an,  daß  ein  selbständiger  Handel 
den  Tauschverkehr   billiger    bewerkstelligen    könne  als  die  Land- 

i)  Nationalökonomie  des  Handels  etc.  S.    104. 

2)  Vgl.  Schär,  Handelsbetriebslehre  I,  S.  89,  S.   143,   169  ff. 

3)  Vgl.  Schär,  Handelsbetriebslehre  I,  S.    176. 

4)  So  meint  Ehrenberg:  Die  Uebernahme  der  Handelstätigkeit  durch  den 
Produzenten  oder  Gewerbetreibenden  sei  ein  Rückfall  auf  jene  früheren  Kulturstu- 
fen, auf  denen  die  Tätigkeit  des  Handels  noch  durch  Personalunion  mit  derjenigen 
des  Urproduzenten,  des  Gewerbetreibenden  oder  auch  des  Konsumenten  vereinigt 
war.  A.  a.  O.  S.  65  und  weiter  S.  67  :  »Auf  die  Dauer  kann  die  Arbeitsteilung 
auch  im  Handel  unmöglich  zurückgehen  ;  vielmehr  muß  sie  immer  weiter  schreiten, 
ist  sie  doch  nichts  dem  Handel,  ja  selbst  nichts  der  wirtschaftlichen  Produktion 
Eigentümliches,  sondern  ein  wesentlicher  und  notwendiger  Teil  jeder  Kulturent- 
wicklung. Daher  kann  sie  auch  nur  mit  der  Kultur  selbst  dauernder  Zurückbildung 
anheim  fallen«.  Aehnlich  Gruvzel,  a.  a.  O.  S.  5 :  >  Die  fortschreitende  Arbeits- 
teilung führt  jedenfalls  zur  Selbständigkeit  des  Handels«. 
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wirte  und  Gewerbetreibenden  selber.  Hier  wird  immer  Arbeits- 
teilung mit  der  Teilung  in  selbständige  Unternehmungen  fälsch- 
licherweise verwechselt. 

Die  Ausschaltung  des  reinen  Handels,  insofern  sie  nicht  ein 
frommer  Wunsch  gewisser  Parteien,  sondern  ein  tatsächliches 
Ergebnis  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  ist,  kann  nicht  als 
Rückbildung  aufgefaßt  werden  ^).  Sie  ist  im  Gegenteil  eher  ein 
Zeichen  verminderter  sozialer  und  technischer  Verkehrshindernisse 
und  wachsender  kapitalistischer  und  organisatorischer  Leistungs- 
fähigkeit der  Einzelunternehmung,  die  sich  durch  die  Uebernahme 
der  Handelsfunktion  an  Aufgaben  heranmacht,  die  sie  früher 
anderen  Unternehmungen  überlassen  mußte. 

Durch  die  Kennzeichnung  des  Handels  als  einer  wirtschaft- 
lichen Tätigkeit,  als  Arbeitsorganisation  wird  der  Handel  in 
die  Reihe  der  übrigen  wirtschaftlichen  Arbeiten,  Urproduktion, 
gewerbliche  Produktion  etc.   aufgenommen  und  ihnen  koordiniert. 

Anstatt  von  Vermittlung  des  Güterumlaufs  {Goldschmidt,  Ad. 
Wagner)  rede  ich  lieber  von  der  Bewerkstelligung  des  Verkehrs. 
Ich  habe  es  vermieden,  in  der  Definition  von  Vermittlung  zu 
sprechen,  weil  dadurch  die  Vorstellung  eines  »in  der  Mitte 
Stehenden«,  nämlich  des  Händlers,  erweckt  würde.  Goldschniidt 
sieht  allerdings  gerade  in  der  »Vermittlung«  das  Eigentümliche 
des  Handels,  wobei  er  allerdings  auch  die  Tätigkeit  des  Hand- 
werkers und  des   Fabrikanten  unter  Vermittlung  unterbringt  ~). 

Der  Ausdruck  -interpersonal«  stammt  von  Knies ^).  Dieser 
stellt  den  interpersonalen  Verkehr,  den  Handel,  dem  interlokalen 
und  intertemporalen  —  Transport  und  Kredit  —  gegenüber.  Es 
würde  eigentlich  genügen,  nur  von  Verkehr  zu  sprechen,  da  Ver- 
kehr im  allgemeinen  nationalökonomischen  Sinne  Verkehr  zwi- 
schen einzelnen  Wirtschaften  bedeutet.  Es  muß  aber  durch  die 
Beifügung  des  Wortes  »interpersonal«  der  Anschauung  begegnet 
werden,  es  sei  die  Ortsveränderung  das  Wesentliche  beim  Handel. 
Diese  letztere  Ansicht  findet  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  be- 
sonders häufig  in  der  älteren  Nationalökonomie,  im  Hinblick  auf 
den  auswärtigen  Handel  *).    Sie  hatte  auch  eine  gewisse  Berech- 


i)  Vgl.  V.   d.  Borght,   a.   a.   O.  S.   35  ff. 

2)  »Handel    ist    die    der  Vermittlung    des   Güterumlaufs    gewidmete    Erwerbs- 
■tätigkeit«  Handbuch  I,   2.   Aufl.  S.  398  ff. 

3)  Polit.  Oekonomie,  S.   169/70,  Geld,  2.  Aufl.  S.  87. 

4)  Besonders  ausdrücklich  bei  Say,  aber  auch   bei  Sis/nondi,  Mac  Culloch  u.  a. ; 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     IQ13.    4.  4I 
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tigung,  da  der  Händler  von  damals  meist  gleichzeitig. Fracht- 
führer war.  Heute  überläßt  er  den  Transport  besonderen  Unter- 
nehmungen und  behält  sich  nur  die  Direktion  der  interlokalen 
Uebertragung  vor.  Aber  selbst  wenn  man  diese  Direktionsarbeit 
als  die  Bewerkstelligung  des  interlokalen  Verkehrs  betrachten 
wollte  ^),  so  handelt  es  sich  doch  dabei  keineswegs  um  die  Haupt- 
funktion des  Handels.  Nicht  der  Verkehr  zwischen  Räumen,  son- 
dern zwischen  Wirtschaften  ist  das  wesentliche.  Mit  der  inter- 
personalen kann  eine  interlokale  Uebertragung  des  Gutes  ver- 
bunden sein,  ist  es  aber  nicht  notwendigerweise  ~). 

Wenn  Krupp  Eisenerze  aus  seinen  spanischen  Gruben  nach 
Essen  transportieren  läßt,  so  ist  dies  kein  Handelsakt.  Der 
seßhafte  Detailhandel  besorgt  meist  keine  räumliche  Uebertragung. 
Beim  Immobilienhandel  ^)  kann  davon  schon  gar  keine  Rede 
sein,  wohl  aber  handelt  es  sich  in  beiden  Fällen  um  Verkehr 
zwischen  einzelnen  Wirtschaften.  Die  interlokale  Uebertragung 
ist  höchstens  eine  Konsekutivfunktion  der  interpersonalen  Ueber- 
tragung. Es  sind  daher  auch  diejenigen  Definitionen  anzufechten, 
welche  mehrere  koordinierte  Funktionen  des  Handels  aufstellen 
und  von  räumlicher,  persönlicher,  eventuell,  noch  zeitlicher  Ueber- 
tragung reden  ^). 


neuerdings  u.  a.  wieder  Ehrenberg :  »Die  Ueberfiihrung  der  Güter  nach    dem  Orte 
des  Bedarfs  ist  Sache    des  Handels«.     A.  a.  O.  S.  33:    »Der  Handel    ist    diejenige 
Produktionsart,  welche  die  Aufgabe   hat,  die  örtliche  Knappheit  der  Natur  ai\  wirt- 
schaftlichen Gütern  zu  überwinden«.     S.   34/5. 
i)  Ehrenberg-,  S.  61. 

2)  Vgl.  Koscher  II,  S.   59. 

3)  Der  Immobilienhandel  muß  nationalökonomisch  unbedingt  als  Handel  an- 
gesehen werden.  Anderer  Ansicht  z.  B.  v.  d.  Borght,  S.  15/16:  Es  ist  »gewagt,, 
von  einem  »Immobilienhandel«  zu  sprechen.  Die  Ortsveränderung  der  Güter  von 
den  Produktionsstätten  zu  den  Konsumtionsstätten,  wie  sie  beim  Handel  stattfindet, 
ist  beim  Verkehr  mit  Grundslücken  und  Gebäuden  durch  die  Natur  der  Sache 
ausgeschlossen,  eine  Aufspeicherung  von  Vorräten  findet  ebenfalls  nicht  statt  .  .  .  .« 
Wenn  Koscher  gegen  die  Einreihung  des  Immobilienhandels  den  Ulpianischen  Aus- 
spruch anführt,  mercis  apellatio  ad  res  mobiles  tantum  pertinet,  so  ist  die  von  ihm 
zitierte  Autorität  in  nationalökonomischen  Dingen  nicht  als  solche  anzuerkennen. 
Die  rechtliche  Stellung  des  Immobilienhandels  berührt  uns  hier  nicht. 

4)  Neuerdings    v.  d.  Borght,    S.  4  :    »Handel    ist die    Ueberwindung 

der  persönlichen,  räumlichen  und  zeitlichen  Trennung  des  Konsumenten  vom  Pro- 
duzenten«, anlehnend  Grunzel,  welcher  von  räumlicher  und  zeitlicher  Verteilung 
spricht.  Die  räumliche  Uebertragung  ist  in  der  persönlichen  bereits  enthalten. 
Ehrenberg  will  die  »Sicherung  der  zeitlich  ununterbrochenen  Güterversorgung* 
vom  Handel  abtrennen  und    einem    selbständigen  Zweige    wirtschaftlicher  Tätigkeit 
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Die  hier  vertretene  Ansicht  finde  ich  u.  a.  bei  Schaffte,  der 
das  Wesentliche  des  Handels  im  »personellen  Umsatz«  der  Sach- 
güter erblickt^);  ferner  bei  Schnioller~),  der  von  rechtlicher 
Uebertragung  aus  der  Verfiigungsgewalt  einer  Person  in  die  einer 
andern  spricht^).  Auch  die  sehr  häufige  Wendung  »Handel, 
Vermittlung  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten«  ^)  habe 
ich  vermieden.  Man  müßte  hier  in  erster  Linie  darüber  einig 
sein,  was  man  unter  Produzenten  und  Konsuinenten  versteht, 
ob  man  auch  den  Käufer  von  Rohstoffen  zur  Weiterverarbeitung 
als  Konsumenten  betrachten  will.  Es  kann  auch  Vermittlung 
zwischen  Händler  und  Händler  vorliegen  ^)  oder  eine  Uebertragung 
von  Konsument  zu  Konsument  (Althandel).  Statt  von  Verkehrs- 
vermittlung zwischen  Produzenten  und  Konsumenten  spricht  man 
daher  besser  von  der  Bewerkstelligung  des  Verkehrs  zwischen 
einzelnen  Wirtschaften. 

Bezüglich  des  Handels  als  Güter  Verteilung  verweise  ich 
auf  meine   Ausführungen  bei  J.  St.  Mitl. 

Die  hier  vertretene,  objektive  Auffassung  des  Handels  als 
einer  notwendigen  Kategorie  der  Verkehrswirtschaft  läßt  die 
breiten  Ausführungen,  nicht  nur  der  älteren,  sondern  auch  vieler 
neuerer  Schriftsteller,  über  die  Vorteile  und  Nachteile  des  Handels 
dahinfallen,  da  der  Handel  durch  die  objektive  Auffassung  aus 
der  Sphäre  des  Zufälligen  in  die  des  Notwendigen  gerückt  wird. 
Es  handelt  sich  nicht  mehr  um  etwas  Zufälliges,  das  unter  Um- 
ständen auch  nicht  sein  könnte,  sondern  um  etwas  Notwendiges, 
nicht  erst  zu  Rechtfertigendes,  gleich  wie  es  niemandem  einfallen 
wird,  die  »Vorteile  und  Nachteile«  der  Landwirtschaft  an  sich  zu 
erörtern. 


der  Spekulation  zuweisen.  Es  ist  dagegen  zu  sagen,  daß  alle  wirtschaftliche 
Tätigkeit  der  zeitlich  ununterbrochenen  Güterversorgung  dient.  Spekulation  im 
nationalökonomisch  gebräuchlichen  Sinne  ist  aber  die  dem  Gewinnstreben  dienende 
Berechnung  zukünftiger  ökonomischer  Ereignisse  überhaupt  und  ist  jeder  Unterneh- 
mertätigkeit eigen.  Vgl.  V.  d.  Borght,  S.  21;  ferner  ^^.  Wagner,  Theoret.  Sozialök. 
I.  S.  211.  Grintzel  S.  15;  »Der  Kaufmann,  der  für  seinen  regelmäßigen  Bedarf 
Waren  einkauft,  ist  kein  Spekulant«.  Er  ist  kein  Spekulant,  aber  er  spekuliert, 
i)  Ges.  System  II,  3.  Aufl.  S.    124. 

2)  Grundriß  II,  S.    3. 

3)  Vgl.  oben  auch  Rau  S.  34  f. 

4)  Z.  B.  Rathgen  a.  a.  O.  :  Handel  »diejenige  volkswirtschaftliche  Tätigkeit, 
welche  den  Verkehr  zwischen  Produzenten  und  Konsumenten  vermittelt«.  Aehnlich 
Lexis  und  v.  d.  Borght. 

5)  Vgl.  Schär,  Handelsbetriebslehre   S.    152. 

41* 
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Die  weiteren  Vorzüge  der  aufgestellten  Definition  glaube  ich 
darin  erblicken  zu  dürfen,  daß  sie  einen  zusammengehörigen 
Kreis  von  Erscheinungen  voll  und  klar  umschließt,  daß  sie  die 
Zusammenhänge  sucht  mit  den  verwandten  Erscheinungen  und 
den  nationalökonomischen  Grundbegriffen.  Sie  ist  daher  geeignet, 
als  Grundlage  zu  dienen,  für  eine,  sich  in  das  System  der  Wissen- 
schaft einordnende,  empirische  Untersuchung  der  ihr  zugrunde 
liegenden  Erscheinungen. 


II.   Kapitel: 
Handel  und  Produktion. 

(Die  Stellung  der  Lehre  vom  Handel  im  System  der  Nationalökonomie ;  Die  Han- 
delsarbeit im  Kreise  der  wirtschaftlichen  Arbeiten;  Der  Produktivitätsstreit). 

Die  ältere  Nationalökonomie  von  Smith  bis  Hermami  kommt 
meistens  anläßlich  der  Frage  von  der  verschiedenen  Produktivi- 
tät der  einzelnen  Arbeiten  oder  Kapitalanlagen  auf  den  Handel 
zu  sprechen.  So  Ad.  SmitJi.  Seit  J.  B.  Says,  Traite  liegt  das 
Schwergewicht  der  Lehre  vom  Handel  im  Abschnitt  Produktion; 
doch  ist  es  interessant  zu  sehen,  wie  im  Laufe  der  Entwicklung 
die  Theorie  des  Handels  eigentlich  in  allen  Hauptabschnitten 
der  auf  Say  zurückgehenden  Einteilung  gelegentlich  untergebracht 
wird,  unter  Produktion,  Tausch  (Umlauf),  Verteilung  und  Kon- 
sumtion. Gleich  James  Mill  teilt,  wie  oben  bemerkt,  den  Handel 
dem  Abschnitt  Interchange  zu.  Die  Unsicherheit,  ob  der  Handel 
unter  Produktion  oder  unter  Umlauf  abzuhandeln  sei,  hat  sich 
bis  heute  erhalten.  Immerhin  sind  die  Ausführungen  über  den 
Handel  im  Abschnitte  Umlauf  immer  rudimentär  geblieben. 

In  Deutschland  wurde  die  englisch-französische  Tradition 
übernommen.  Die  grundlegenden  Lehren  wurden  unter  Produk- 
tion, weniger  unter  Umlauf  eingereiht.  Die  speziellen  Fragen 
blieben  der  Volkswirtschaftspolitik  vorbehalten,  die  ja  ursprüng- 
lich in  der  Hauptsache  eine  Lehre  von  der  Förderung  der  ein- 
zelnen Gewerbszweige  war.  Die  Rau^z\\ft  Systematik  ist  uns 
bis  heute  erhalten  geblieben.  Daneben  wurde  der  Handel  zum 
Gegenstand  selbständiger  Werke  gemacht.  Miirhards  Theorie 
und  Politik  des  Handels  ist  ein  unbedeutender  Vorläufer  von 
Roschers  Nationalökonomie  des  Handels  und  Gewerbefleißes. 
Co/üi  faßt  den  Handel    mit    dem    Verkehrswesen    zusammen,    der 
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spezielle  Teil  des  ]l'<i'^>-;u-rschen  Lehrbuches  will  den  Handel 
wieder  mit  dem  Gewerbe  vereinigen.  Die  neuern  Werke  von 
7'an  der  BorgJit  und  GriDizel  befassen  sich  nur  mit  dem  Handel, 
wobei  der  auswärtige  Handel  eingeschlossen  wird.  Die  Tendenz 
zur  l'rennung  und  Verselbständigung  dieser  beiden  Gebiete  zeigt 
sich  neuerdings  in  den  Grundrissen  von  PJälippovicli  und  Sc/nnol- 
ler;  der  erstere  reiht  den  auswärtigen  Handel  unter  Produktions-, 
die  Handelsorganisation  unter  Verkehrspolitik  ein. 

Ich  gehe  dazu  über,  das  Verhältnis  des  Handels  zur  Pro- 
duktion] zu  untersuchen,  in  der  Hoffnung,  von  hier  aus  die  hi- 
storische Stellung  des  Handels  im  System  der  Nationalökono- 
mie am  besten  beleuchten  zu  können. 

Aus  dem  dogmengeschichtlichen  Teil  dieser  Arbeit  ist  er- 
sichtlich, welch  breiten  Raum  die  Fixierung  des  Verhältnisses 
von  Handel  und  Produktion  von  jeher  in  der  Lehre  vom  Handel 
eingenommen  hat:  Immer  wurde  gefragt:  Gehört  der  Handel  zur 
Produktion,  ist  der  Handel  produktiv.?  Von  der  Beantwortung 
dieser  Fragen  hängt  nicht  bloß  der  Ort  der  Unterbringung  des 
Handels  im  System  —  an  sich  keine  Frage  von  grofSer  Wichtig- 
keit —  ab,  sondern  bei  der  seit  Say  umfassenden  Bedeutung  des 
Produktionsbegriffs  im  System  der  Nationalökonomie,  die  grund- 
sätzliche Auffassung  und  Behandlung  dieses  Wirtschaftszweiges 
in  unserer  Wissenschaft.  Eine  objektivmaterialistische  Auffassung 
der  Produktion,  die  dem  Handel  keinen  vollwertigen  Platz  im 
Kreise  der  wirtschaftlichen  Tätigkeiten  einräumte,  hat  vor  allem 
die  prekäre  und  umstrittene  Stellung  des  Handels  verschuldet. 
Zudem  waren  die  beiden  Begriffe  Produktion  und  Produktivität 
stets  mit  einer  ethisierenden  Nebenbedeutung  behaftet.  Sie  wur- 
den so  zum  gefügigen  Werkzeug  einer  willkürlichen  politischen 
Zensierung  der  verschiedenen  wirtschaftlichen  Tätigkeiten.  Ins- 
besondere der  Produktivitätsbegriff  ist  nie  ein  rein  theoretischer 
Begriff  gewesen,  sondern  hat  immer  mehr  oder  weniger  dazu 
gedient,  gewissen  politischen  Werturteilen  das  Mäntelchen  theo- 
retischer Fundierung  umzuhängen.  Die  Aberkennung  der  Pro- 
duktionsangehörigkeit und  der  Produktivität  hatte  nicht  bloß  die 
Bedeutung  einer  theoretischen  Feststellung,  sondern  schloß  ein 
Urteil  im  Sinne  minderer  volkswirtschaftlicher  Nützlichkeit  in 
sich.  Bei  der  Verfolgung  des  Produktivitätsbegriffs  fällt  sofort 
dessen  buntschillernde,  vom  Theoretischen  ins  Politische,  vom 
Wirtschaftlichen  ins  Außerwirtschaftliche,  Kulturelle  und  Ethische 
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spielende,  schwer  faßbare  Gestaltung  auf.  Speziell  der  Handel 
hat  von  jeher  unter  dieser  Verquickung  von  Theorie  und  Politik 
zu  leiden  gehabt  ^). 

Die  Fragen  nach  der  Zugehörigkeit  des  Handels  zur  Produk- 
tion und  nach  der  Produktivität  des  Handels  sind  nicht  getrennt 
zu  behandeln,  obwohl  sie  sich  nicht  durchweg  decken.  Immer 
handelt  es  sich  um  die  Idee  der  Produktion  in  ihrer  wechsel- 
vollen Gestaltung. 

Es  sind  daher  im  folgenden  die  verschiedenen  Produktions- 
begrifife  unter  dem  Gesichtspunkt  der  jeweiligen  Stellung  des  Han- 
dels einer  Untersuchung  zu  unterziehen.  Ich  verfahre  dabei  nicht 
chronologisch,  sondern  versuche  die  innere  Entwicklung  des  Pro- 
duktionsbegriffs vom  objektivistischen  Materialismus 
zum    subjektivistischen    Organizismus  aufzudecken. 

Die  einfachste  Vorstellung  von  Produktion,  zugleich  die  rein 
objektiv-materialistische,  knüpft  an  an  das  sinnliche  Erscheinen 
neuer  Güterstoffmengen :  Produktion  :=  Urproduktion.  Es  ist  klar, 
daß  hier  nicht  nur  der  Handel,  sondern  auch  das  Gewerbe  nicht 
zur  Produktion  gezählt  wird.  Es  ist  dies  die  physiokratische  An- 
schauung. Wir  finden  Nachklänge  daran  bei  SniitJi  und  späteren 
z.  B.  in  Form  einer  für  den  Ackerbau  günstigen  Rangordnung 
der  Gewerbezweige.  Noch  bei  Kraus  wurde  Produktion  im  Sinne 
von  Landwirtschaft  der  Fabrikation  gegenübergestellt.  Schon  hier 
erscheint  die  Verbindung  des  Wertes  mit  dem  Produktionsbqgriff. 
die  sich  bis  heute  aufrecht  erhalten  hat:  Produktion  ist  zugleich 
Wertschaffung.  Da  aber  nach  der  physiokratischen  Lehre  Stoff- 
bearbeitung und  Handel  keinen  Wert  zusetzen  —  beim  Handel 
werden  Aequivalente  getauscht  —  ^),  so  sind  Gewerbe  und  Handel 
auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  nicht  produktiv. 

Eine  nächste  Ausdehnung  des  Produktionsbegriffs  erfolgt 
durch  die  Einbeziehung  der  stoffverarbeitenden  Tätigkeit.  Pro- 
duktion hat  nunmehr  den  Sinn  von  Schaffung  einer  stofflich  ver- 
körperten, objektiven  Brauchbarkeit,  eines  Sachgutes.  Es  ist  dies 
zugleich  der  Produktionsbegriff  des  gemeinen  Sprachgebrauchs, 
von  dem  sich  der  wissenschaftliche  nie  ganz  zu  trennen  vermochte. 
Als   dessen    reine  Vertreter    nenne    ich  Lotz^    Rau    und  Marx  ^). 


i)  Vgl.  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozial-Polilik,   Wien    1909. 

2)  Quesnay :  Le  commerce  n'est  qu'un  cchange  de  valeur  pour    valeur   egale. 

3)  Neuerdings  vertritt  u.  a.  Philippovich  die  Einschränkung    des  Produktions- 
begriffs in  ähnlichem  Sinne. 
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Hier  wird  also  das  Gewerbe  in  den  Kreis  der  produzierenden 
Tätigkeiten  aufgenommen.  Der  Handel  aber  bleibt  daraus  ver- 
bannt. Er  vermehrt  die  »Güterwelt«  nicht,  im  Gegenteil,  er  ver- 
mindert die  von  den  Produzenten  hergestellten  Gütermengen,  in- 
dem er  sich  durch  Verursachung  von  Kosten  einen  Anteil  daran 
sichert.  Die  materialistische  Theorie  argumentiert  etwa  folgender- 
maßen: Der  Zweck  der  Wirtschaft  ist  die  Herstellung  von  Gütern; 
der  Handel  stellt  keine  Güter  her;  er  vermehrt  nur  deren  Kosten, 
ohne  dagegen  eine  Spur  seiner  Wirksamkeit  als  »Aequivalent« 
dafür  zu  hinterlassen.  Ergo  leistet  er  nichts  volkswirtschaftlich 
Nützliches,  er  ist  unproduktiv,  steril.  Sozialisten  und  Agrarier 
sprechen  es  offen  aus:  Der  Handel  ist  ein  Parasit.  Bei  Marx, 
einem  der  konsequentesten  Vertreter  dieser  Anschauung,  wird  der 
Produktionsprozeß,  der  allein  etwas  Nützliches  zustande  bringt, 
zudem  beschränkt  auf  die  materiell  ausführende  Handarbeit.  Pro- 
duktions- und  Zirkulationsprozeß  werden  radikal  auseinander  ge- 
rissen und  unter  ausdrücklicher  Heranziehung  physiokratischer 
Argumentationen  der  Handel  für  unproduktiv  erklärt.  Wir  sahen, 
wie  selbst  dieser  Autor,  durch  Einbeziehung  der  Transportarbeit, 
die  doch  an  der  objektiven  Brauchbarkeit  nichts  ändert,  den  reinen 
Objektivismus  preisgeben  mußte.  Lots  hält  daran  fest,  daß  der 
Handel  nichts  produziere,  spricht  ihm  aber  doch  volkswirtschaft- 
liche Nützlichkeit  freigebig  zu.  Nur  zum  Range  eines  wirklichen 
Produzenten  kann  sich  der  Kaufmann  nimmer  erheben.  Noch 
schwankender  wird  Rai^,  der  dem  Handel  zwar  nicht  auf  Grund 
seiner  selbständigen  Funktion,  aber  doch  im  Hinblick  auf  dessen 
produktionsunterstützende  Tätigkeit  wenigstens  mittelbare  Pro- 
duktivität zugesteht  ^).  Der  dieser  Stufe  des  ProduktionsbegrifTs 
entsprechende  Wertbegrifif  ist  der  objektive  Gebrauchs  »wert«. 
Produktion  ist  zugleich  Schaffung  von  objektivem  Gebrauchswert, 
besser  objektiver,  technischer  Brauchbarkeit;  denn  in  Wirklichkeit 
handelt  es  sich  hier  gar  nicht  um  eine  ökonomische  Wertvorstellung. 
Das  Hereinziehen  des  Wertes  bringt  also  hier  keine  neuen  Gesichts- 
punkte hinzu;  es  wird  nur  mit  andern  Worten  wiederum  dasselbe 
gesagt. 

Der  reine  Materialismus  konnte  indessen  schon  frühe  nicht 
befriedigen.  Produktion  ist  Herstellung  von  Sachgütern,  Wealth, 
Kichesses.     Aber  was    ist   ein    Gut,    was    ist  Wohlstand.^     Liegt 

i)  Aehnlich  neuerdings  Philippovich,  Referat  über  Produktivität  anläßlich  der 
Verhandlungen  des   V.  f.  S.,  Wien   1909. 
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Güterentstehung  nur  dann  vor,  wenn  zugleich  ein  neues  Wort 
entsteht,  oder  handelt  es  sich  nicht  vielmehr  um  neue  Erscheinungen 
überhaupt.  Der  gesunde  Menschenverstand  erkannte  auch,  daß 
der  Handel  und  die  nicht  materiell  produzierenden  Tätigkeiten 
überhaupt,  doch  auch  notwendige  Glieder  der  gesellschaftlichen 
Arbeitsgemeinschaft  sind  und  ihr  redlich  Teil  beitragen  zur  gesell- 
schaftlichen Güterversorgung. 

Man  vertritt  daher  einen  relativen  Materialismus,  der  dem 
Handel,  wenn  auch  unsicher,  Einlaß  in  den  Kreis  der  produktiven 
Tätigkeiten  gewährt,  indem  man  wenigstens  verlangt,  daß  eine 
produktive  Arbeit  sich  an  einem  körperlichen  Ding  »fixieren«  müsse,. 
so  z.  B.  Smith  und  Malthus.  Interessant  ist  hier  vor  allem  J.  St. 
Mill.  Er  verschärft  anfangs  noch  die  materialistische  Auffassung,, 
indem  er,  seinem  Vermögensbegriff  entsprechend,  nicht  nur 
Materialität,  sondern  dauernde  Materialität,  Akkumulierbarkeit  des 
Produkts  verlangt.  Aber  der  Handel  ist  für  ihn  doch  produktiv; 
denn  die  Kaufleute  verleihen  den  körperlichen,  aufbewahrbaren  Gü- 
tern »nützliche  Eigenschaften«;  sie  produzieren  »Brauchbarkeiten«, 

Wir  stehen  hier  am  Uebergangspunkte  des  Objektivismus 
zum  Subjektivismus.  Kann  man  wirklich  vom  Handel  sagen,  er 
bringe  körperliche  Güter  hervor,  ohne  mit  der  Sprache  in  Kon- 
flikt zu  kommen.?  Was  sind  »nützliche  Eigenschaften«  }  Was  ist 
eine  »Brauchbarkeit«,  eine  »Nützlichkeit«?  Handelt  es  sich  um 
objektive  Eigenschaften  eines  Dinges  oder  vielmehr  um  Beziehungen 
des  Dinges  zu  wirtschaftenden  Subjekten,  Im  erstem  Sinne  produ- 
ziert der  Handel  doch  wohl  nicht,  aber  auch  nicht  Bergbau  und 
Fischerei.  Es  handelt  sich  aber  in  Wirklichkeit  gar  nicht  um 
Produktion  an  sich,  wie  Hermami  gegen  den  objektivistischen 
Materialismus  richtig  einwendet,  sondern  um  Produktion  für  Be- 
völkerungsgruppen und  Einzelne  (Opium,  orthopädische  Apparate). 

Diese  offenbare  Schwierigkeit  wurde  zunächst  nicht  gelöst,, 
sondern  umgangen  durch  die  Einführung  des  Tauschwertes  in 
den  Produktionsbegriff.  Produktion  ist  nicht  nur  Schaffung  von 
Sachgütern,  sondern  auch  noch  subsidiär  Schaffung  und  P>hühung 
von  Tauschwert.  Der  Handel,  der  keine  Sachgüter  produziert,, 
ist  produktiv  durch  seine  werterhöhende  Tätigkeit.  Man  kann 
sehr  gut  verfolgen,  wie  oft  das  wohlwollende  Bestreben,  auch 
dem  Handel  ein  Plätzchen  an  der  Sonne  der  Produktivität  ein- 
zuräumen, zu  dieser  subsidiären  Anwendung  des  Tauschwerts 
geführt    hat.      Dieser    Produktionsbegriff    ist    vor    allem    wichtig 
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wegen  seiner  großen  Verbreitung  von  Smith  und  den  englisch- 
französischen Klassikern  bis  zur  modernen  deutschen  Volkswirt- 
schaftslehre. Wo  dabei  der  Tauschwert  nicht  nur  subsidiär  ange- 
wendet wird,  wie  bei  Smith,  Malthus,  J.  St.  Mi//,  sondern  in  den 
INIittelpunkt  rückt,  wie  bei  Saj',  Mac  dd/ocJi,  Hej-viann,  da  ver- 
schwindet der  letzte  Rest  von  Materialismus:  Jede  Arbeit,  die 
Tauschwerte  erzeugt,  ist  produktiv,  ist  volkswirtschaftlich  nützlich, 
sei  sie  Ackerbau,  Stoftbearbeitung  oder  Handel.  Der  Objektivismus 
aber  bleibt.  Man  erkennt  noch  nicht  den  subjektiven  Ursprung 
des  Tauschwerts.  Der  Tauschwert  wird  objektiviert,  man  denkt 
an  einen  Innern  Wert,  einen  valor  intrinsecus,  man  redet  von 
der  Entstehung  von  »Werten«  ^).  Für  Say,  den  markantesten 
Vertreter  dieser  Richtung,  sind,  wie  wir  gesehen  haben,  Nützlich- 
keit und  Wert  identisch,  lieber  die  Produktivität  einer  Leistung 
entscheidet  als  oberster  Richter  der  Verkehr.  Jede  Leistung, 
die  sich  im  freien  Verkehr  behauptet,  dadurch,  daß  sie  bezahlt 
wird,  ist  produktiv. 

Dieser  harmonistischen  Lehre  des  Hochklassizismus  wird 
jedoch  immer  wieder  die  Diskrepanz  zwischen  Wert  und  Reich- 
tum, privatwirtschaftlicher  Rentabilität  und  volkwirtschaftlicher 
Produktivität  entgegengehalten.  Produktiv  ist  nunmehr  nur  die- 
jenige Arbeit,  bei  der  der  volkswirtschaftliche  Erfolg  die  volkswirt- 
schaftlichen Kosten  übersteigt.  Man  verlangt  keine  materielle 
Produktion  mehr,  aber  einen  objektiv  volkswirtschaftlichen  Nutzen. 

Es  ist  klar,  daß  es  jetzt  an  der  Zeit  gewesen  wäre,  die 
Frage  nach  der  Produktivität  ganzer  Wirtschaftszweige  fallen  zu 
lassen,  und,  w^enn  schon  das  Verhältnis  zwischen  volkswirtschaft- 
lichen Kosten  und  volkswirtschaftlichem  Erfolg  maßgebend  sein 
sollte,  auf  das  einzelne  Geschäft  abzustellen,  welche  Forderung, 
wie  wir  sahen,  schon  Storch  erhoben  hatte.  Denn  es  geht  doch 
nicht  an,  ganze  große  sozialwirtschaftliche  P'unktionen,  wie  den 
Handel,  auch  wenn  man  nur  an  die  vom  privaten  Gewinninteresse 
getriebenen  Händler  denkt,  in  Frage  zu  stellen.  Das  wäre  gerade 
so  gescheit,  wie  wenn  man  die  Nützlichkeit  des  Magens  für  den 
Menschen  aufwerfen  und  mit  großem  Aufwand  an  Gelehrsamkeit 
bejahen  und  beweisen  wollte. 

Statt  dessen  fragte  man  ruhig  weiter  nach  der  Produktivität 

i)  Vgl.  Mangoldi,  Grundriß  2.  Aufl.,  bearb.  von  Kleimvächter ;  Schönbergs 
Handbuch,  3.  Aufl.  Bd.  I:  Die  volkswirtschaftliche  Produktion  von  Klehiivächter  \ 
Conrad,   Grundriß  I,   4.   Aufl.   S.   24  f. 
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des  Handels,  ohne  sich  recht  klar  zu  werden,  daß  die  Beant- 
wortung der  Frage,  in  dieser  Richtung  gestellt,  gar  keinen  Er- 
kenntniswert hat. 

Die  weitere  Stellung  der  Produktivitätsfrage  an  den  Handel 
wurde  damit  begründet,  daß  man  ein  Mißverhältnis  von  Produk- 
tivität und  Rentabilität,  »Ausbeutung«,  besonders  häufig  beim 
Handel  feststellen  zu  müssen  glaubte  ^). 

In  Wirklichkeit  treibt  der  vermeintlich  für  immer  unschädlich 
gemachte  Materialismus  auch  jetzt  noch  seinen  Spuk.  Während 
die  Klassiker  mit  ihrer  harmonistischen  Tauschwerttheorie  wenig- 
stens zu  einer  gleichmäßigen  Behandlung  aller  Wirtschaftszweige 
gekommen  waren,  begeht  man  jetzt  gleich  eine  neue  Ungerechtig- 
keit, indem  man  immer  noch  zwischen  Produktion  im  materiellen 
Sinne  und  andern  wirtschaftlichen  Tätigkeiten  einen  Unterschied 
macht,  jener  zum  vornherein  Produktivität  zuerkennt,  diesen 
aber  erst  für  den  Fall,  daß  sie  wirklich  etwas  volkswirtschaftlich 
Nützliches  geleistet  haben. 

Maiigoldt  unterscheidet  volkswirtschaftliche  und  privatwirt- 
schaftliche Produktivität.  Privatwirtschaftlich  produktiv  sind  alle 
wirtschaftlichen  Arbeiten,  »wenn  sie  einen  Erfolg  haben,  der  das 
gebrachte  Opfer  überwiegt«  ^).  Für  die  Produktionsarbeiten  im 
engern  Sinne  scheint  ihm  dieses  Kriterium  der  privatwirtschaft- 
lichen Produktivität  auch  als  Kriterium  der  volkswirtschaftlichen 
Produktivität  zu  genügen.  Dagegen  macht  er  für  die  nicht 
stofflichen  Arbeiten  einen  Vorbehalt:  »Arbeiten,  deren  Ergebnis 
nur  in  veränderter  Verteilung  der  Güter  besteht,  sind  volkswirt- 
schaftlich nur  insoweit  produktiv,  als  sie  entweder  allen  Beteiligten 
zum  Vorteil  gereichen  oder  der  Nachteil  der  einen  durch  den 
Vorteil  der  andern  überwogen  wird  ^).  Immerhin  ist  Maiigoldt 
wenigstens  für  weitgehende  Präsumtion  der  Identität  von  Renta- 
bilität   und    Produktivität.      »Der   ohne    Zwang    sich   vollziehende 


i)  Röscher  III,  §  9  :  »Allerdings  liegt  die  Gefahr  nahe,  daß  der  feilschende 
Kaufmann  durch  Ausbeutung,  wohl  gar  Steigerung  von  Irrtums-  und  Notpreisen 
seinen  Privatgewinn  hoch  über  den  billig  von  ihm  anzueignenden  volkswirtschaft- 
lichen Nutzen  seines  Dienstes  hinaustreibe  und  somit  ein  Parasit  der  Volkswirt- 
schaft werde  auf  Kosten  bald  des  Produzenten,  bald  des  Konsumenten.  Diese 
Gefahr  ist  im  Handel  weit  häufiger,  weit  größer,  auch  älter  als  im  Gewerbefleiß 
oder  gar  im  Landbau«,  Vgl.  auch  Ad.  Wagner,  Theoretische  Sozialökonomie  I, 
S.  212/3. 

2)  Volkswirtschaftslehre  S.  27. 

3)  a.  a.  O.  S.  29, 
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Handel,  bei  dem  alle  Teile  ihre  Rechnung  zu  finden  meinen« 
ist  »in  der  Regel  als  produktiv  anzusehen«. 

Z^A'/'i"  verlangt  einen  »objektiv  volkswirtschaftlichen  Nutzen«^) 
und  will  dem  Handel  Produktivität  zusprechen,  »sofern  diese 
privatwirtschaftliche  Handelstätigkeit  zugleich  das  objektiv  nützliche 
Resultat  erzeugt,  daß  die  Güter  eine  ihre  Brauchbarkeit  erhöhende 
Ortsveränderung  erfahren  und  den  Konsumenten  reichlicher  und 
bequemer  zugänglich  gemacht  werden«  ^). 

PJiilippovicli  stellt  Produktion  im  materiellen  Sinne  und  Erwerb, 
bez.  volksw'irtschaftliche  und  privatwirtschaftliche  Seite  der  Wirt- 
schaftstätigkeit einander  gegenüber  und  gründet  hierauf  den  Gegen- 
satz von  Produktivität  und  Rentabilität,  während  doch,  wie  er 
weiß,  auch  die  »bloßen«  Ervverbstätigkeiten  ihre  volkswirtschaftliche 
Seite  haben,  die  aber  bei  einer  solchen  Betrachtungsweise  mehr 
oder  weniger  lautlos  unter  den  Tisch  fällt  ^). 

Nach  Äd.  Wagner  bemißt  sich  die  Produktivität  des  Handels 
nach  der  Höhe  der  Kostendififerenzen  für  Produzenten  und  Kon- 
sumenten bei  direktem  Absatz  und  direkter  Bedarfsdeckung  einer- 
seits^ und  bei  Dazwischentreten  des  Händlers  anderseits  ^).  Es 
ist  dies  die  umständliche  Begründung  der  volkswirtschaftlichen 
Nützlichkeit  des  Handels  nach  der  oben  zitierten  Art  und  Weise 
von  Smith,  die  sich  in  der  ganzen  Literatur  bis  auf  den  heutigen 
Tag  vorfindet  und  unfehlbar  beginnt:  »Wäre  der  Handel  nicht 
da.   .   .   .« 

Es  ist  aber  doch  wohl  unstatthaft,  den  Wert  der  einzelnen 
Berufe  für  die  Gesamtheit  in  dieser  Weise  zu  bemessen  und  in 
konsequenter  Anwendung  dieser  Betrachtungsweise  die  Produktivi- 
tät und  volkswirtschaftliche  Nützlichkeit  des  Bestehens  eines  beson- 
deren Bauernstandes  mit  der  Unannehmlichkeit  zu  begründen,  die 
bei  dessen  Nichtvorhandensein  dadurch  entstünde,  daß  wir  andern 
selber  pflügen  und  graben  müßten.  Der  Grad  der  Produktivität 
der  großen  Wirtschaftszweige  wäre,  so  gesehen,  ein  unendlich 
hoher.  Die  gute  Folge  dieser  Betrachtungsweise  wäre  vielleicht 
eine  höhere  W^ertschätzung  der  Berufe  unter  einander,  Erkenntnis- 
wert aber  hat  die  Beantwortung  der  Frage  auf  keinen  Fall. 

Diejenigen  Schriftsteller,    die  im  Handel  nicht   so    sehr    eine 


i)  Art.  Produktion  im  H.  d.  St.  W.  2.  Aufl. 

2)  Handel  in  Schönbergs  Handbuch. 

3)  Grundriß  I,  6.  Aufl.  S.   114/5- 

4)  Theoretische  Sozialökonomik  I,  S.  212. 
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privatwirtschaftliche  Erwerbsart,  denn  eine  volkswirtschafthche 
Funktion  erblicken,  legen  der  Produktivitätsfrage  keinen  großen 
Wert  bei.  Die  einseitig  privatwirtschaftliche  Auffassung  des  Han- 
dels hat  hier  wohl  einen  großen  Einfluß  ausgeübt.  Auch  wenn 
man  die  privatwirtschaftliche  Organisation  des  Handels  im  Auge 
hat,  so  geht  es  doch  keinesweg  an,  einen  Unterschied  zu  machen 
zwischen  materiellen  und  immateriellen  wirtschaftlichen  Arbeiten 
und  die  Produktivitätsfrage  einseitig  beim  Handel  zu  stellen.  Alle 
wirtschaftliche  Arbeit  beruht  auf  dem  privatwirtschaftlichen  Er- 
werbsprinzip und  die  Möglichkeit  einer  volkswirtschaftlich  un- 
rationellen Organisation  liegt  bei  allen  Erwerbszweigen  gleichmäßig 
vor  ^).  Da  eine  Ausbeutung  nur  im  Verkehr  stattfinden  kann, 
der  Handel  aber  vorzüglich  auf  den  Verkehr  gestellt  ist,  so  will 
die  Feststellung,  daß  die  Ausbeutung  beim  Handel  besonders 
häufig  sei,  nicht  allzuviel  heißen. 

Aber  auch  wenn  man  bei  der  Stellung  der  Produktivitätsfrage 
nicht  mehr  ganze  Wirtschaftszweige,  sondern  den  einzelnen  Ver- 
kehrsakt, das  einzelne  Geschäft  betrachtet,  so  ergeben  sich  sofort 
neue  Schwierigkeiten.  Was  ist  ein  objektiver,  volkswirtschaftlicher 
Nutzen?  Wann  liegt  Ausbeutung  vor.?  Es  ist  klar,  daß  es  sich 
hier  nur  um  Werturteile  handeln  kann.  Wenn  Mangoldt  ein  pro- 
duktives Handelsgeschäft  für  vorliegend  erachtet,  wenn  dabei  »alle 
Teile  ihre  Rechnung  zu  finden  meinen«,  so  ist  zu  sagen,  daß  nach 
der  modernen  Wertlehre  ein  beidseitiger,  subjektiver  VorteiJ  bei 
jedem  Tauschakt  vorhanden  ist  aus  dem  oben  angeführten  einfachen 
Grunde,  weil  ohne  diesen  Vorteil  das  Motiv  für  einen  Tauschakt 
fehlen  würde.  Und  wenn  Lexis  ")  außer  den  Produktionsarbeiten 
im  engern  Sinne  auch  derjenigen  Arbeit  Produktivität  zuerkennen 
will,  die  zu  »der  Erhöhung  des  objektiv  volkswirtschaftlichen 
Wertes«  eines  Gutes  beiträgt,  so  ist  geltend  zu  machen,  daß  ein 
solcher  objektiver  Wert  nicht  existiert. 

i)  Vgl.  oben  über  Handel  und  Kapitalismus.  Wer  sich  mit  »produktivem« 
Erwerb  befaßt,  wer  pflügt  und  erntet,  schmiedet  und  konstruiert,  der  ist  ohne 
weiteres  gerechtfertigt.  Er  produziert !  Das  ist  genug,  er  ist  gerettet.  Er  hat 
die  weitgehendste  Präsumtion  für  sich,  ein  nützliches  Glied  der  ökonomischen 
Gesellschaft  zu  sein.  Wer  sich  aber  mit  bloßem  Erwerb  befaßt,  der  wird  mit  be- 
sonders kritischen  Augen  betrachtet.  Er  steht  bis  auf  weiteres  unter  dem  Ver- 
dachte, von  der  Ausbeutung  anderer  zu  leben.  Will  er  sich  das  nicht  gefallen 
lassen,  so  hat  er  den  Beweis  zu  liefern,  inwiefern  er  der  Sozialükonomie  nützlich 
oder  gar  unentbehrlich  sei.  Aber  zum  Range  eines  wirklichen  Produzenten,  wie 
Lotz  so  schön  sagt,  kann  er  sich  nie  und  nimmer  erheben. 

2)  Art.  Produktion   im  H.  d.  St.  W. 
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Die  Frage,  ob  ein  objektiver,  volkswirtschaftlicher  Nutzen 
erzielt  worden  ist,  ob  der  beidseitige  subjektive  Vorteil  das  höchst- 
mögliche Maß  objektiven  Nutzens  darstellt,  kann  niemals  objektiv 
beantwortet  werden.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  Ausbeutung 
vorliegt,  erfolgt  nicht  objektiv,  sondern  nach  gewissen  gefühls- 
mäßigen, wirtschaftspolitischen  Idealen  und  scheidet  somit  aus 
dem  Bereich  theoretischer  Erörterungen  aus').  Im  Grunde  handelt 
es  sich  um  ein  Urteil  über  die  herrschende  Wirtschaftsverfassung, 
über  deren  Wert  oder  Unwert  die  Theorie  nicht  zu  entscheiden  hat. 

Wenn  wir  .'.o  den  Materialismus  und  den  Objektivismus  über- 
haupt als  unhaltbar  erkennen,  so  können  wir  nicht  umhin,  alle 
wirtschaftlichen  Arbeiten  gleichzustellen  ^). 

Es  erübrigt  noch,  die  Gleichstellung  der  wirtschaftlichen  Ar- 
beiten, die  organische  Auffassung  positiv  darzulegen  und  zu  be- 
gründen. 

In  der  arbeitsteiligen  W^irtschaft  sind  zur  Erreichung  des 
wirtschaftlichen  Endzweckes,  der  Versorgung  der  Gesellschaft 
mit  Konsumtivgütern  viele  Verrichtungen  notwendig  geworden 
und  haben  sich  selbständige  Geltung  im  Verkehr  errungen,  deren 
Zusammenhang  mit  dem  Prozeß  der  gesellschaftlichen  Güterver- 
sorgung nicht  ohne  tieferes  Eindringen  in  den  Mechanismus  un- 
serer Wirtschaftsverfassung  erkennbar  ist.  Es  sind  dies  in  der 
Hauptsache  die  sog.  zirkulativen  Arbeiten,  diejenigen  Arbeiten, 
die  nicht  der  materiellen  Gütererzeugung,  sondern  dem  Verkehr 
dienen.  Eine  am  Sinnlichen  klebende  oder  einseitig  ethisierende 
Betrachtungsweise  will  diesen  Tätigkeiten  eine  Sonderstellung 
anweisen.  Dem  gegenüber  ist  der  ganze  wirtschaftliche  Arbeits- 
prozeß als  eine  Einheit,  sind  die  einzelnen  wirtschaftlichen 
Arbeiten  organisch,  in  ihrem  Zusammenhang  mit  der  gesellschaft- 
lichen Güterversorgung  zu  betrachten:  II  n'y  a  qu'une  seule  in- 
dustrie. 

In  der  neuern  deutschen  Nationalökonomie  ist  es  besonders 


i)  Für  die  ganze  Frage,  insbesondere  für  den  Streit  zwischen  der  ethischen 
und  der  anethisclien  Richtung  vgl.  bes.  die  Verhandlungen  des  Vereins  f.  Soz.  Pol. 
in  Wien  1909,  wo  der  längst  totgesagte  Produktivitätsstreit  mit  alter  Heftigkeit 
wieder  aufgeflammt  ist. 

2)  Man  könnte  einwerfen,  daß  wir  damit  Produktion  und  Produktivität  wieder 
an  den  Tauschwert  gebunden  hätten,  da  wir  jede  Arbeit,  deren  Produkte  Tausch- 
wert haben,  in  die  Produktion  einbeziehen  wollen.  Das  ist  richtig,  mit  der  Ein- 
schränkung, daß  wir  dabei  über  die  Produktivität,  im  Sinne  von  volkswirtschaft- 
licher Nützlichkeit,    nichts  mehr  aussagen. 
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Roschers  Verdienst,  diese  organische  Betrachtungsweise  betont 
zu  haben  ^). 

^lan  erkannte,  daß  es  nicht  sowohl  auf  Güterherstellung, 
sondern  auf  Konsumtionsvorbereitung  ankomme,  im  Sinne  von 
Roschers  vielzitiertem  Wort  »wenn  jede  Produktion  erst  in  dem 
Augenblick  vollendet  ist,  wo  das  Produkt  für  seinen  letzten  Zweck, 
die  Konsumtion  reif  geworden,  so  ist  der  Handel  gleichsam  das 
Schlußglied  in  der  Kette  der  produktiven  Arbeiten«  -).  Aehnlich 
Gustav  CoJin:  »Alle  diese  Tätigkeiten  (die  wirtschaftlichen)  leiten 
ihren  Anspruch  auf  Produktivität  aus  dem  Grunde  ab,  daß  sie 
notwendige  Beiträge  für  den  gemeinsamen  Zweck  der  Versorgung 
des  Bedarfs  einer  Volkswirtschaft  sind.  Der  Unterschied  des 
einen  Beitrags  gegenüber  dem  andern  besteht  darin,  daß  die  tech- 
nische Form  oder  die  Stelle  des  technischen  Prozesses  eine  ver- 
schiedene ist,  ohne  daß  irgend  ein  besonderer  Anspruch  der 
volkswirtschaftlichen  Bedeutung  aus  jener  Form  oder  aus  jener 
Stelle  zu  folgern  wäre«  ■^). 

Nach  C.  Menger  ist  Produktion  Verwandlung  von  Gütern 
höherer  Ordnung  in  Güter  niederer  Ordnung,  m.  a.  W.  Annähe- 
rung der  Güter  an  das  Bedürfnis,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dies 
durch  physische  Güterhervorbringung  geschehe  oder  nicht.  ^Das 
Ziel  aller  Wirtschaft  ist  nicht  die  physische  Vermehrung  der 
Güter,  sondern  die  möglichst  vollständige  Befriedigung  der  mensch- 
lichen Bedürfnisse  und  zur  Erreichung  dieses  Zieles  tragen  die 
Handelsleute  nicht  minder  bei,  wie  jene  Personen,  welche"  man 
bislange,  von  einem  höchst  einseitigen  Standpunkte  aus  ausschließ- 
lich die  produktiven  nannte«  ^). 

Düliring  läßt  sich  folgendermaßen  vernehmen:  »Der  wissen- 
schaftliche BegrifT  von  der    Produktion    umfaßt    alle    Tätigkeiten, 

1)  System  I,  S.  103:  »Alan  sollte  nicht  vergessen,  die  Volkswirtschaft  als 
einen  Organismus  zu  betrachten,  der  bei  gesundem  Wachstum  immer  mannigfalti- 
gere Organe  entwickelt,  aber  alle  verhältnismäßig  und  nicht  bloß  vom  Ganzen  ge- 
tragen, sondern  auch  ihrerseits  wieder  das  Ganze  tragend.  Das  Gesamtbedürfnis 
der  Volkswirtschaft  wird  durch  die  Gesamttätigkeit  des  Volkes  befriedigt«.  Antro- 
pomorphistische  Gleichnisse  liegen  nahe :  Der  Streit  der  Gewerbe  erinnert  an  den 
Streit  der  menschlichen  Glieder.  »Man  könnte  allenfalls  die  Urproduktion  mit 
dem  Essen  vergleichen,  die  Gewerke  mit  der  Verdauung,  den  Handel  mit  der  Be- 
wegung der  Gliedmaßen,  die  persönlichen  Dienste  mit  dem  Atemholen :  was  doch 
alles  zum  Leben  des  Körpers  gleich  notwendig  ist !«     Röscher  a.  a.  O. 

2)  System  I,  S.  97. 

3)  Nat.  Oek.  des  Flandels  etc.  S.  2. 

4)  Grundsätze  S.   170. 
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welche  erforderlich  sind,  um  die  Waren  und  Leistungen  für  den 
Verbrauch  bereit  zu  stellen.  Er  schließt  also  außer  der  Urpro- 
duktion, die  unmittelbar  an  der  Natur  arbeitet  und  zum  Teil  nur 
Rohstoffe  liefert  und  außer  der  weitem  industriellen  Bearbeitung 
in  der  Fabrikation  auch  noch  die  Transport-  und  Handelsvermitt- 
lung, sowie  alles  ein,  was  im  engern  Sinne  des  Wortes  Zirku- 
lation heißt«  ^). 

Dietzel  kommt  bei  der  Frage  nach  der  Gliederung  des  Stoffes 
der  Volkswirtschaftslehre  auf  unsere  Frage  zu  sprechen.  Im  Gegen- 
satz zu  P/iilippovich  will  er  eher  Produktion  und  Zirkulation  zu- 
sammenfassen, »denn  ein  »Produkt«  ist  im  technischen  Sinn  zwar 
schon  vorhanden,  wenn  es  in  der  Gestalt  vorliegt,  wie  es  vom 
Konsumenten  begehrt  wird;  im  sozialwirtschaftlichen  Sinne  da- 
gegen erst  dann,  wenn  an  ihm  sowohl  die  technische  Arbeit  der 
Erzeugung  wie  die  Hinzuführung  zum  Konsumenten,  der  Zirku- 
lation, vollbracht  worden  ist.  Brennholz  z.  B.,  welches  durchaus 
verbrauchsfertig  im  Walde  lagert,  aber  aus  irgend  einem  Grunde 
den  Weg  zum  Verbraucher  nicht  findet,  nicht  den  Zirkulations- 
akt erledigen  kann,  ist  sozialwirtschaftlich  kein  »Produkt«,  son- 
dern —  sit  venia  verbo  —  ein  »Konsumpt«:  es  hat  nutzlos  Ar- 
beitskraft und  Arbeitszeit  eingesogen«  -). 

In  der  Verkehrswirtschaft  werden  die  wirtschaftlichen  Güter 
objektiviert,  losgelöst  von  den  subjektiven  Zwecken,  denen  sie 
schließlich  dienen  sollen.  Es  entsteht  dadurch  die  Vorstellung 
des  Gutes  an  sich  und  die  Vorstellung,  daß  es  sich  bei  der  wirt- 
schaftlichen Arbeit  nur  um  Herstellung  solcher  objektiver  Güter 
handle.  In  Wirklichkeit  ist  die  Herstellung  nur  die  eine  Phase 
ihres  Lebenslaufes.  Die  Güter  müssen,  zwecks  Vollendung  ihrer 
Bestimmung,  ihr  selbständiges  Leben  aufgeben;  die  Beziehungen 
zu  den  Bedürfnissen  einzelner  Subjekte  müssen  wieder  hergestellt 
werden.  Es  ist  die  schwierige  Aufgabe  des  Handels,  die  Güter 
aus  der  objektiven  in  die  subjektive  Sphäre  überzuführen,  durch 
Ueberwindung  der  durch  die  Auseinanderreißung  von  konkreten 
subjektiven  Bedürfnissen  und  Produktionsprozeß  infolge  der  Ar- 
beitsteilung drohenden  Krisis,  die  »anarchische«  Produktion  zu 
rechtfertigen. 

Wenn  man  den  ganzen  Arbeitsprozeß,  von  der  Entstehung 
des  Gutes  bis  zu  seiner  endgültigen  Ueberführung  in  den  Konsum, 


i)  Cursus  3.  Aufl.   S.    13. 

2)  Theoret.  Sozialökonomik  S.   144. 
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als  Einheit  betrachtet,  so  muß  man  auch  die  irrige  Vorstellung 
aufgeben,  die  aufkommt,  wenn  man  den  Produktionsprozeß  mit 
der  materiellen  Produktion  aufhören  läßt,  daß  der  Handel,  im 
Gegensatz  zur  materiellen  Produktion,  nur  die  Kosten  der  Güter 
vermehre,  ohne  dafür  einen  »Gegenwert«  in  P'orm  eines  Produktes 
zu  hinterlassen  ^).  Alle  Kosten,  nicht  nur  die  Produktionskosten 
im  engern  Sinne,  vermindern  in  gleicher  Weise  das  Endprodukt, 
sind  negativ!  Die  verfügbare  Arbeitskraft  der  Gesellschaft  als 
natürliche  gegebene  Größe  angesehen,  vermindert  jede  Erhöhung 
der  relativen  Kosten,  seien  es  Produktionskosten  oder  Handels- 
kosten, das  Gesamtprodukt.  Insofern  ist  allerdings  der  Handel 
ein  »notwendiges  Uebel,  wie  neulich  ein  preußischer  Handelsmini- 
ster meinte,  aber  auch  nur  in  dem  Sinne  wie  Ackerbau  und 
Gewerbe,  alle  wirtschaftlichen  Arbeiten  überhaupt  ein  notwendiges 
Uebel  sind  2). 

Neben  den  rein  natürlich-technischen  sind  auch  die  sozialen 
Hindernisse  der  Güterversorgung  als  bestehend  anzuerkennen.  So- 
weit vom  menschlichen  Willen  unabhängig,  sind  sie  wie  technische 
Kosten  zu  betrachten,  die  auch  nicht  ohne  weiteres,  sondern  nur 
durch  Rationalisierung  der  Wirtschaft  vermindert  werden  können^). 

Man  hat  die  Sonderstellung  der  Verkehrsgewerbe  auch  damit 
begründen  wollen,  daß  sie  nicht  selbständig  produzieren,  sondern 
»sich  immer  als  dienendes  Glied  den  einzelnen  Produktionsakten 
anschließen«^),  eine  Ansicht,  die  prägnant  in  folgendem  Ausspruche 

i)  Vgl.  Rmi,  Volkswirtschaftslehre  S.  io6;  ferner  bes.  oben  Carey\  neuer- 
dings Philippovlch:  »Die  sekundäre  Rolle,  welche  Handel  und  Verkehr  der  Pro- 
duktion gegenüber  einnehmen,  tritt  deutlich  darin  zu  Tage,  daß  ihre  Tätigkeit 
nie  an  sich  etwas  zur  Vermehrung  des  Güterbestandes  beiträgt«.  Das  Wesen  der 
volkswirtschaftlichen  Produktivität  etc. 

2)  Man  hat  also  wohl  dem  Freiherrn  von  Berlepsch  Unrecht  getan,  wenn 
man  den  zitierten  Ausspruch  als  Ausfluß  mangelnden  Verständnisses  der  Funktionen 
des  Handels  einer  scharfen  Kritik  unterzog. 

3)  Philippovlch  will  bei  Zuerkennung  der  Produktivität  (im  weitern  Sinne)  an 
die  Verkehrsarbeiten  besondere  Vorsicht  walten  lassen,  da  die  Geschäftigkeit  des 
Verkehrs  oft  nicht  ein  Zeichen  größerer  Ergiebigkeit  der  Wirtschaft,  sondern  Folge 
einer  unzweckmäßigen  Verteilung  der  Produktivkräfte  sei.  (Städtebildung).  Diese 
Hindernisse  sind  aber  doch  ganz  gleich  zu  beurteilen,  wie  natürliche  Produktions- 
hindernisse, schlechtes  Klima  usw.  Es  ist  einleuchtend,  daß  eine  empirische  Mes- 
sung des  Produktionsergebnisses  nicht  an  die  Handelsumsätze,  auch  nicht  an  alle 
Stoffproduktionen,  sondern  an  die  großen  Zweige  der  Rohstoffproduktion  anknüp- 
fen muß.  Das  tut  indessen  der  theoretischen  Einsicht  von  der  Einheit  und  Gleich - 
artigkeit  aller  Wirtschaftszweige  keinen  Eintrag.     Vgl.  Referat  in  Wien    1909. 

4)  Philippovich,  a.   a.   O. ;  vgl.   auch  oben  Lotz  und   Kau. 
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Sdimollers,  zum  Ausdruck  kommt:  »Man  kann  wohl  etwa  den 
Landmann,  vielleicht  auch  den  Handwerker  als  gesellschaftlichen 
Selbstzweck  betrachten,  aber  nicht  leicht  irgend  einen  Händler«  ^). 

Zunächst  ist  zu  sagen,  daß  mit  den  Worten  unmittelbar  und 
mittelbar,  die  natürlich  keine  Grenzen  haben,  von  jeher  im  Pro- 
duktivitätsstreit viel  Unfug  getrieben  worden  ist.  Eine  konsequente 
organische  und  sozial-ökonomische  Betrachtungsweise  kann  kein 
Glied  der  arbeitsteiligen  Wirtschaft  als  Selbstzweck  betrachten. 
In  der  Verkehrswirtschaft  arbeitet  jedes  Glied  unselbständig  und 
eines  ist  auf  die  Leistungen  des  andern  angewiesen. 

Wenn  PhilippovicJi  die  Bedeutung  der  Scheidung  zwischen  den 
auf  Produktion  im  engern  Sinne  ruhenden  und  den  »reinen  Yä- 
werbszweigen«  darin  erblickt,  »daß  alle  Angehörigen  auch  der 
letztern  Gruppen  in  ihrer  Güterversorgung  angewiesen  sind  auf 
das  Ergebnis  der  Produktion  in  der  erstem^),  so  ist  zu  sagen,  daß 
diese  Abhängigkeit  doch  eine  gegenseitige  ist. 

Will  man  Produktion  und  Zirkulation  trennen,  so  gerät  man 
nicht  nur  in  eine  unheilvolle  Kasuistik  hinein,  sondern  der  Riß 
setzt  sich  auch  in  die  andern  Teile  des  Systems  der  Wissenschaft 
fort:  Produktionskosten  sind  doch  von  jeher  alle  Kosten  gewesen, 
die  nötig  sind,  um  die  Ware  zu  Markte  zu  bringen. 

PJiilippovicJi  zählt,  im  Gegensatz  zu  seinem  engen  Produktion s- 
begrifif  zum  Prodiiktivkapital  nicht  nur  »die  in  der  Produktion  ver- 
wendeten Sachgüter«,  sondern  auch  »die  die  Produktion  erleich- 
ternden und  fördernden  Verkehrsmittel  und  Verkehrsanstalten 
usw.«.  Wenn  man  aber  einmal  von  »erleichternd«  und  »fördernd« 
spricht,  so  wird  damit  überhaupt  auf  jede  Begrenzung  verzichtet, 
und  es  ist  nicht  einzusehen,  warum  nicht  auch  alle  andern  Kapi- 
talgüter auch  auf  diesen  Titel  Anspruch  erheben  können.  Warum 
soll  Einkommen  aus  »produktionslosem«  Erwerb  abgeleitetes, 
Einkommen  aus  Produktion  im  engern  Sinne  ursprüngliches  Ein- 
kommen sein  ^)  ? 

Die  aus  dem  Vorstehenden  abzuleitende  Forderung  wäre  also: 
Ausdehnung  des  Produktionsbegriffs  auf  alle  wirtschaftlichen  Ar- 
beiten im  Sinne  von  J.-B.  Say.  Die  Lehre  vom  Handel  gehört 
dorthin,  wo  die  Organisation  des  wirtschaftlichen  Arbeitsprozesses, 
die  Lehren  von  Arbeit,    Kapital  und  Unternehmung    abgehandelt 

i)  Grundriß  II,   S.  42. 

2)  Grundriß  I,  S.   115. 

3)  Philippovich,  Grundriß  I,   S.   294. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1913.     4.  \7. 
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werden  und  das  ist  im  System  der  Nationalökonomie  noch  immer 
der  Abschnitt  »Produktion.-.  Dem  gegenüber  erheben  sich  ver- 
schiedene Bedenken.  Die  Geschichte  des  Produktionsbegriffs 
zeigt  zur  Genüge,  daß  dieser  Begriff  sich  nie  dauernd  über  seine 
materiaUstisch-sprachhche  Bedeutung  hinaus  zu  erheben  vermochte. 

Nicht  allzuviele  von  denjenigen,  die  den  Handel  grundsätz- 
lich zur  Produktion  rechneten,  brachten  es  fertig,  diese  Verbin- 
dung konsequent  festzuhalten  und  den  Kaufmann  einen  Produ- 
zenten zu  nennen  ^).  Auch  ist  das  Bedürfnis  nach  einem 
einfachen  Begriff  für  die  stoffliche  Produktion  sehr  groß,  und  mit 
dem  allgemeinen  Sprachgebrauch  hat  unsere  Wissenschaft  doch 
immer  zu  paktieren.  Aus  diesen  Gründen  erscheint  es  mir  nicht 
wünschenswert,  für  die  Wiedereinführung  des  ^"rtj'schen  Produk- 
tionsbegriffs zu  plaidieren. 

Dann  erhebt  sich  aber  die  Frage,  ob  der  Produktionsbegriff 
auch  weiterhin  in  seiner  umfassenden  Stellung,  als  Sammelbegriff 
für  die  bis  jetzt  unter  ihm  abgehandelten  Lehren  von  der  Orga- 
nisation der  wirtschaftlichen  Arbeit  tauge.  Vom  Standpunkt 
unseres  Problems  aus  müßte  das  eher  verneint  werden,  da  sonst 
immer  die  Gefahr  besteht,  daß  den  stofflich  nichtproduzierenden 
Tätigkeiten  eine  Sonderstellung  angewiesen  werde. 

Bei  näherem  Zusehen  ergibt  sich  vielleicht,  daß  es  sich  im 
Grunde  um  die  Lehren  von  der  Organisation  der  wirtschaftlichen 
Arbeit  handelt. 

Auf  jeden  P'all  aber  ist  der  Handel  endlich  außer  Diskussion 
zu  stellen  und  als  Arbeit  zu  betrachten  im  Sinne  des  ersten 
Satzes  von  Wealth  of  Nations. 

Ist  so  die  grundsätzliche  Stellung  des  Handels  im  System 
der  Nationalökonomie  geklärt  und  fallen  damit  die  Ausführungen 
über  Handel  und  Produktion,  der  Produktivitätsstreit  und  die 
langatmigen  und  unnützen  Auseinandersetzungen  über  Vor-  und 
Nachteile  des  Handels  weg,  wird  endlich  die  Theorie  des  aus- 
wärtigen Handels  verselbständigt,  so  bleibt  für  eine  zukünftige 
Lehre  vom  Handel  nur  die  empirische  Untersuchung  und  Beschrei- 
bung der  Gestaltung  der  Handclsfunktion  in  Vergangenheit  und 
Gegenwart,  und  zwar  nicht  nur  des  Handels  als  Beruf,  sondern 
als  der  Organisation  des  interpersonalen  Güterverkehrs. 

l)  Um  ein  Beispiel  anzuführen  :  Röscher,  III,  §  9,  stellt  den  Kaufmann  den 
Produzenten  gegenüber,    obwohl  der  Handel    unter   seinen  Produklionsbegriff   fällt. 
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TAGESFRAGEN  AUS  DER  STÄDTISCHEN 
FLEISCHVERSORGUNG. 

Von 
Dr.  A.  Zurhorst,  Köln   a.  Rh. 

Einleitung. 

Abgeselien  von  einer  unbedeutenden  und  bald  vorüberge- 
gangenen Fleischteuerung  im  Jahre  1889  war  es  bekanntlich  zum 
ersten  Male  im  Jahre  1902,  als  das  Gespenst  des  Fleischmangels 
sich  an  den  Toren  unserer  mit  Arbeitermassen  gefüllten  Groß- 
städte zeigte,  als  eine  Unterernährung  der  breiten  Industriearbeiter- 
klasse ernstlich  zu  befürchten  stand.  Seit  dieser  Zeit  sind  der- 
artige Differenzen  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  hinsichtlich 
der  Nahrungsmittel  tierischen  Ursprungs  fast  zur  Regel  in  Deutsch- 
land geworden.  Gewiß  ist  zuzugeben,  daß  auch  andere  Kultur- 
länder, die  Schweiz,  Oesterreich  usw.  in  den  letzten  Jahren  unter 
Fleischteuerungen  zu  leiden  hatten,  aber  infolge  seiner  fast  bei- 
spiellos starken  industriellen  Entwicklung  nahmen  dieselben  im 
Deutschen    Reiche    einen    besonders    ausgeprägten  Charakter   an. 

Es  erübrigt  sich  hier,  auf  die  Ursachen  dieser  neuzeitlichen 
Erscheinung  auf  dem  wichtigsten  Gebiete  des  Lebensmittelmarktes 
näher  einzugehen.  Die  namentlich  in  den  letzten  Jahren  reichlich 
aufgetretenen  Untersuchungen  haben  liierüber  volle  Klarheit  ge- 
schaffen. Die  deutsche  Viehzucht  ist  in  den  letzten  Jahren  nicht 
imstande  gewesen,  dem  wachsenden  Bedürfnis  nach  Fleischkost 
Rechnung  zu  tragen.  Daß  außer  der  unzureichenden  Vermeh- 
rung des  Viehstapels  auch  noch  andere  Umstände  mitgewirkt 
haben  und  noch  mitwirken,  die  Fleischteuerungen  zu  verschärfen, 
so  der  stellenweise  über  das  berechtigte  Maß  hinausgehende 
Zwischenhandel,  die  häufig  übergroße  Zahl  der  Fleischerläden,  die 
finanzielle    Abhängigkeit    vieler    Metzger    von    den    Viehkommis- 
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sionären  und  sonstigen  Instanzen  des  Vieh-  und  Fleischhandels 
usw.,  ist  ebenfalls  durch  zahlreiche  Feststellungen  erwiesen  worden. 
Die  vorliegende  Arbeit  setzt  die  Kenntnis  dieser  Ursachen 
und  Gründe  voraus,  sie  will  auf  ihnen  weiterbauen.  Dabei  kann 
sie  nur  ein  Teilgebiet  der  ganzen  Fleischversorgungsfrage,  freilich 
das  wichtigste,  in  den  Bereich  ihrer  Untersuchung  ziehen.  Ihr 
Beobachtungs-  uud  Untersuchungsfeld  sind  die  jüngsten  Versuche 
und  Bestrebungen  auf  diesem  Gebiete,  wie  sie  in  den  allerletzten 
Jahren  namentlich  in  den  deutschen  Großstädten  und  seitens  der 
deutschen  Behörden  unternommen  und  zutage  getreten  sind.  Es 
liegt  auf  der  Hand,  daß  über  die  bezüglichen  Maßnahmen  und 
Vorschläge  bisher  in  zusammenfassender  Form  noch  wenig  ver- 
öffentlicht worden  ist.  Wenn  irgendwo,  so  ist  auch  gerade  hier- 
bei der  Satz:  »Alles  fließt«  am  Platze.  Die  gesamten  Anregun- 
gen und  Unternehmungen  der  letzten  Monate,  wie  An-  und  Ver- 
kauf von  Fleisch  durch  die  Stadtverwaltungen,  der  Großbezug 
von  Fleisch  durch  Genossenschaften,  städtische  Viehmästereien 
u.  dgl.  m.  stellen  nur  ganz  bescheidene  Anfänge  dar.  Die 
Erfolge  derartiger  Maßnahmen  lassen  sich  in  ihrem  ganzen  Um- 
fange und  für  die  weitere  Zukunft  auch  durchaus  noch  nicht  über- 
sehen. Sie  sind  die  allerersten  Etappen  auf  dem  Wege,  der 
vielleicht  über  manche  Schwierigkeiten  zum  Ziele  führt.  Läßt 
sich  also  ein  abschließendes  Urteil  über  sie  noch  nicht  geben, 
so  sind  sie  aber  sicher  wert,  gleich  von  Anfang  an  näher  unter- 
sucht und  gewürdigt  zu  werden,  um  dadurch  das  endgültige 
Urteil  über  ihren  dauernden  Wert  und  ihre  Berechtigung  vorzu- 
bereiten und  zu  erleichtern.  Und  diesen  Zweck  verfolgen  auch 
die  nachstehenden  Ausführungen.  Sie  wollen  sich  dabei  in  der 
Hauptsache  befassen  mit  den  jüngsten  Reformversuchen  von  Seiten 
des  Reiches,  der  Einzelstaaten,  der  Gemeinden  und  sonstigen 
Kommunalbehörden,  sowie  der  privaten  Selbsthilfe,  ferner  mit  den 
Aufgaben  der  heimischen  Produktion,  und  im  Anschluß  daran  die 
jüngsten  Anregungen  und  Vorschläge  zur  Behebung  oder  Milde- 
rung der  Pleischteuerungen  einer  Kritik  unterziehen. 

I. 
Abwehrmaßnahmen   und  Aufgaben    der  staatlichen  Behörden. 

Als    die    Fleischversorgungsfrage    in    Deutschland    um     1902 
zum  ersten  Male  in  die  allgemeine  öffentliche  Diskussion  einrückte, 
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als  sie  gewissermaßen  zum  Tagesproblem  wurde,  galt  bald  als  All- 
heilmittel die  Oeffnung  der  Grenzen.  Je  nach  dem  mehr  oder 
minder  radikalen  Standpunkt  der  Interessenten  wurde  das  gänzliche 
oder  teilweise  Beseitigen  der  Einfuhrschranken  als  unabweisbare 
Pflicht  der  Reichs-  oder  Staatsregierung  bezeichnet.  In  allen  Ein- 
gaben an  die  zuständigen  Behörden,  besonders  seitens  der  Kom- 
munalverwaltungen, kehrte  diese  Forderung  wieder ;  man  glaubte 
damit  die  Lösung  der  ganzen  Frage  restlos  herbeiführen  zu  können. 

Die  maßgebenden  Regierungsstellen  haben  aber  gut  daran 
getan,  daß  sie  diesem  anfänglich  fast  allgemeinen  Drängen  nach 
vollständiger  Freigabe  der  Vieheinfuhr  nicht 
nachgekommen  sind.  Wie  würde  es  sonst  jetzt  bei  uns  ausge- 
sehen haben  ?  Es  würden  große  Fleischbasare  und  Fleischwaren- 
häuser wie  Pilze  aus  der  Erde  geschossen  sein  und  das  reelle 
Fleischergew^erbe  untergraben  haben.  Dadurch  dürfte  aber  auch 
vielfach  eine  Ware  in  den  Handel  gebracht  worden  sein,  die 
billigen  Ansprüchen  an  die  Qualität  nicht  genügt  hätte.  Und  an 
Stelle  selbständiger  Gewerbetreibender  wären  Angestellte  von 
Warenhäusern  getreten,  was  im  Interesse  der  sozialen  Gliederung 
unseres  Volkes  zu  bedauern  gewesen  wäre. 

Weiter  würde  durch  eine  solche  radikale  Maßnahme  die 
heimische  Viehzucht  geschädigt  worden  sein,  besonders  aber  die 
Schweinezucht.  Diese  ist  die  beste  Einnahmequelle  des  Kleinbauern 
und  landwirtschaftlichen  Arbeiters.  Ihm  wäre  es  auch  zu  allererst 
nicht  mehr  möglich  gewesen,  mit  dem  unter  billigeren  Erstehungs- 
kosten produzierenden  Auslande  zu  konkurrieren.  Und  die  weitere 
Folge :  Die  Lahmlegung  des  für  die  Kleinsten  und  Aermsten 
unserer  Landbevölkerung  wichtigsten  Betriebszweiges  würde  ent- 
weder eine  bedeutende  Auswanderung  ins  Ausland  herbeigeführt, 
oder  wahrscheinlicher,  da  das  Fortkommen  in  den  hauptsächlich 
für  die  Auswanderung  in  Frage  kommenden  Ländern  sich  seit 
Jahren  verschlechtert  hat,  einen  Zuzug  in  die  Industriestädte 
veranlaßt  und  dort  ein  Ueberangebot  an  Arbeitskräften  nach 
sich  gezogen  haben.  Bei  den  dadurch  reduzierten  Löhnen  hätte 
dann  die  großstädtische  Arbeiterbevölkerung  sich  noch  eher  eine 
ausreichende  Fleischernährung  versagen  müssen  als  unter  den 
herrschenden  hohen  Preisen.  Damit  wäre  zugleich  zu  einem 
großen  Teil  die  große  Kulturarbeit  in  unserm  Vaterlande  gefährdet 
worden,  die  darauf  hinausgeht,  die  sogenannte  Landflucht  nach 
Möglichkeit  einzudämmen. 
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Auch  vom  rein  zollpolitischen  Standpunkte  aus  ist  bis  auf 
den  heutigen  Tag  und  auch  für  die  nächste  Zukunft  ein  voll- 
ständiges Oefifnen  der  Grenzen  für  die  Einfuhr  von  Vieh  und 
Fleisch  nicht  unbedenklich.  Dadurch  würden  dem  näheren  und 
ferneren  Ausland  Zugeständnisse  gemacht,  wofür  dieses  in  Aus- 
nutzung der  Situation  eine  hinreichende  Kompensation  nicht  geben 
würde  und  auch  eine  solche  nicht  verlangt  werden  könnte. 

Bei  dem  jetzigen  Stande  der  ganzen  Fleischversorgungsfrage, 
nachdem  das  Für  und  Wider  einer  solchen  radikalen  Maßnahme 
Jahre  hindurch  erwogen  worden  ist,  ist  es  überflüssig,  hierauf 
noch  näher  einzugehen.  Bei  ganz  abseits  stehenden  Wirtschafts- 
politikern mag  der  Gedanke  eines  vollen  Freihandelssystems  beim 
Vieh  und  Fleisch  noch  diskutabel  sein,  bei  ihnen  mag  bei  unsern 
jetzigen  verworrenen  politischen  Verhältnissen  auch  das  Zustande- 
kommen eines  mitteleuropäischen  Zollvereins  im  Bereich  der 
Möglichkeit  liegen,  bei  den  auf  dem  Boden  der  nackten  Wirk- 
lichkeit sich  bewegenden  Politikern  und  Forschern  kann  dieses 
Problem  als  für  lange  Zeit,  wenn  nicht  für  immer,  als  abgetan 
gelten. 

Ganz  anders  ist  dagegen  die  Frage  der  t  e  i  1  w  e  i  s  e  n 
G  r  e  n  z  e  n  ö  f  1  n  u  n  g  zu  beurteilen  und  zu  beantworten.  Sie 
darf  auch  heute  noch  im  Vordergrund  des  Interesses  stehen  und 
wird  voraussichtlich  noch  lange  als  Angelpunkt,  soweit  Staats- 
hilfe und  staatliche  Maßnahmen  in  Betracht  kommen,  zu  gelten 
haben.  Diese  Frage  ist  auch  eigentlich,  solange  das  Deutsche 
Reich  steht,  nie  ganz  zur  Ruhe  gekommen.  In  seiner  ausführ- 
lichen und  beachtenswerten  Untersuchung  über  die  Fleischver- 
sorgung Deutschlands^)  stellt  Esslen  für  die  Entwicklung  der 
Grenzsperren  und  Einfuhrerschwerungen  sowie  die  Vieh-  und 
Fleischzölle  drei  Perioden  auf.  Die  erste  umfaßt  die  Zeit  von 
der  Gründung  des  Reiches  bis  zum  Ende  der  1870  er  Jahre.  Zu 
Beginn  derselben  bestand  nur  ein  Einfuhrverbot  für  leben- 
des Rindvieh  aus  Rußland  und  eine  gewisse  Einfuhrer- 
schwerung für  dieselbe  Viehgattung  aus  Oesterreich-Ungarn. 
Grund  hierfür  war  die  gefürchtete  Einschleppung  der  Rinderpest. 
Der  neugegründete  Deutsche  Landwirtschaftsrat  verlangte  1873 
ein  völliges  Verbot  der  Einfuhr  auch  aus  dem  letztgenannten 
Lande,    nicht    aber   eine  Erschwerung    der  Einfuhr  von  Schlacht- 

i)  Esslen,    Die    Fleischversorgung    des    Deutschen    Reiches,    Stuttgart    191 2, 
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vieh.  Es  wurde  von  dieser  Seite  sogar  der  Errichtung  von 
Grenzschlachthäusern  das  Wort  geredet.  In  der  zweiten 
Periode,  deren  Anfang  etwa  in  das  Jahr  1879  fällt,  gewannen 
die  Bestrebungen  die  Oberhand,  die  eine  möghchste  Beschrän- 
kung des  Imports  durchzusetzen  suchten.  Das  Freihandelsprinzip 
der  siebziger  Jahre  hatte  sein  Ende  erreicht.  Das  Reichsgesetz  vom 
23.  Juni  1880  ermögUchte  eine  allgemeine  Absperrung  des  Aus- 
landes, wenn  dort  eine  übertragbare  Seuche  herrschte  oder  aus- 
brach. In  einem  solchen  Falle  mußten  die  Einfuhr-  und  Ver- 
kehrsbeschränkungen nicht  nur  auf  die  lebenden  und  toten  Tiere, 
sondern  auch  auf  die  tierischen  Rohstoffe  und  alle  sonstigen 
Gegenstände  ausgedehnt  werden,  die  als  Träger  des  Ansteckungs- 
stoffes in  Frage  kommen  konnten.  —  Diese  Vorschriften  bildeten, 
nebenher  bemerkt,  auch  die  Grundlage  für  das  neue  Viehseuchen- 
gesetz vom  26.  Juni  1909.  —  Die  achtziger  Jahre  brachten  dann 
auf  Grund  des  1880er  Gesetzes  eine  Fülle  von  Einfuhrverboten: 
1885  wurde  die  Ein-  und  Durchfuhr  von  lebenden  Schafen  aus 
Rußland  und  Oesterreich-Ungarn  verboten,  1887  folgte  das  Ver- 
bot der  Einfuhr  von  Schweinen  und  Schweinefleisch  sowie  von 
Würsten  aller  Art  aus  Dänemark,  Schweden  und  Norwegen, 
1889  das  Verbot  der  Einfuhr  lebender  Schweine  aus  Oesterreich- 
Ungarn  sowie  aus  Rußland.  Kurz,  Ende  der  1880er  Jahre  bestand 
in  Deutschland  eine  fast  vollständige  Absperrung  jeder  Vieh- 
und  Fleischeinfuhr.  Die  dritte  Periode  begann  in  der  Caprivi- 
schen  Aera.  Mit  der  Ermäßigung  der  Getreidezölle  ging  eine 
Erniedrigung  der  Vieh-  und  P'Ieischzölle  Hand  in  Hand,  der 
bald  Erleichterungen  für  die  Einfuhr  folgten.  Aber  dieses  Zurück- 
kehren zu  den  freihändlerischen  Ideen  hat  bekanntlich  nicht  allzu 
lange  angehalten.  Nach  dem  Rücktritt  Caprivis  begannen  sich 
die  gelockerten  Schranken  bald  wieder  zu  schließen,  und  seit 
Ende  der  1890er  Jahre  ging  der  Kurs  fast  ununterbrochen  im 
Sinne  der  extremsten  agrarischen  Forderungen.  Den  Schlußstein 
dieser  Wirtschaftspolitik  bildet  der  §  7  des  am  i.  April  1912  in 
Kraft  getretenen  erwähnten  neuen  Reichsviehseuchengesetzes 
von  1909.  Während  nach  dem  gleichen  Paragraphen  des  alten 
Gesetzes  die  bereits  erwähnte  Einfuhr  von  lebenden  oder  toten 
Tieren  oder  tierischen  Produkten  nur  verboten  werden  konnte, 
wenn  im  Auslande  eine  übertragbare  Seuche  in  einem  für  den 
inländischen  Viehbestand  bedrohlichen  Umfange  herrschte,  er- 
mächtigt der  gleiche  Paragraph  des  neuen  Gesetzes  die  Regierung 
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allgemein,  Grenzsperren  »zum  Schutze  gegen  die  Gefahr  der 
Einschleppung  von  übertragbaren  Seuchen  der  Haustiere  aus 
dem  Auslande«   anzuordnen. 

Zur  Vervollständigung  des  Bildes  ist  es  nötig,  auch  die  be- 
stehenden Bestimmungen  über  die  Fleischeinfuhr  unter  die  Lupe 
zu  nehmen.  Es  gelten  hierfür  die  bezüglichen  Vorschriften  des 
Gesetzes  vom  3.  Juni  1900,  betreffend  die  Schlachtvieh-  und  Fleisch- 
beschau. Durch  dieselben  wird  bekanntlich  die  Einfuhr  von 
Fleisch  größtenteils  unmöglich  gemacht.  Verboten  ist  der  Im- 
port von  Fleisch  in  luftdicht  verschlossenen  Büchsen,  von  Würsten 
und  sonstigen  Fleischgemengen,  ferner  von  Pökelfleisch  in 
Mengen  unter  4  kg,  ausgenommen  Schinken,  Speck  und  Därme, 
endlich  von  Fleisch,  das  durch  für  gesundheitsschädlich  gehal- 
tene Zusätze  haltbar  gemacht  worden  ist.  In  diesen  Bestim- 
mungen kommt  ohne  Zweifel  das  gesundheitliche  Moment  der- 
art zum  Ausdruck,  daß  gegen  sie  vom  allgemeinen  Standpunkt 
aus  wenig  eingewendet  werden  kann.  Anders  ist  es  aber  mit 
den  bezüglichen  Vorschriften  über  die  Einfuhr  frischen  Fleisches 
(§  12  des  genannten  Gesetzes).  Danach  dürfen  nur  ganze  Tier- 
körper eingeführt  werden,  die  bei  Rindvieh,  ausgenommen  Kälber, 
und  bei  Schweinen  in  Hälften  zerlegt  sein  können.  Nach  den 
Ausführungsbestimmungen  des  Bundesrates  vom  30.  Mai  1912 
müssen  zudem  mit  den  Tierkörpern  bestimmte  innere  Organe 
in  natürlichem  Zusammenhange  bleiben.  Gekühltes  und  gefrorenes 
Fleisch  unterliegt  denselben  Bestimmungen  wie  das  frische  Fleisch. 
Dabei  ist  die  Einfuhr  von  frischem  Rindfleisch  aus  ganz  Amerika, 
das  hierfür  fast  allein  in  Frage  kommt,  seit  1895  verboten. 
Außerdem  wird  die  Einführung  von  Pökelfleisch,  soweit  sie  zu- 
gelassen ist,  sowie  von  Schinken,  Speck  und  Därmen  neben  den 
Zöllen  durch  ins  Gewicht  fallende  Untersuchungsgebühren  er- 
schwert. 

Bei  dieser  Sachlage  ist  es  gewiß  verständlich,  wenn  in  der 
Eingabe  des  Deutschen  Städtetages  vom  23.  Oktober  1912  an  den 
Reichskanzler  zum  Schluß  betont  wird,  daß  es  nicht  Aufgabe 
der  Städte  sein  könne,  »Mängel  der  Wirtschaftspolitik  durch 
kommunale  Maßnahmen  auszugleichen«.  Gerade  hinsichtlich  der 
Einfuhr  von  Gefrierfleisch  liegen  bekanntlich  namentlich  in  Eng- 
land langjährige  und  derartig  günstige  Erfahrungen  vor,  daß  die 
berufenen  Vertreter  der  deutschen  Stadtverwaltungen  bei  der 
namentlich  im  letzten  Jahr  aufgetretenen  Fleischteuerung  sicherlich 
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in  Wahrung  berechtigter  Interessen  handelten,  wenn  sie  die  Ein- 
fuhr überseeischen,  hauptsäcliHch  argentinischen  GelVierfleisches 
als  gründliches  Abwehrmittel  bezeichneten  und  auf  schleunigste 
Erniöglichung  derselben  drängten. 

Eine  dadurch  nötig  werdende  Aenderung  des  §  12  des  Fleisch- 
beschaugesetzes wurde  bekanntlich  abgelehnt,  aber  ein  teilweiser 
Erfolg  ist  den  Bemühungen  der  Städte  doch  beschieden  worden 
durch  das  Gesetz  vom  13.  Februar  1913,  betr.  vorübergehende 
Zollerleichterung  bei  der  Fleischeinfuhr.  Auf  Grund  desselben 
wird  der  Bundesrat  ermächtigt,  »für  die  Zeit  bis  zum  31.  März 
1914  mit  Wirkung  vom  l.  Oktober  191 2  ab  an  Gemeinden,  die 
frisches,  auch  gefrorenes  Fleisch  von  Vieh  aus  dem  Ausland  für 
eigene  Rechnung  einführen  und  unter  Einhaltung  der  vom  Bun- 
desrate vorgeschriebenen  Bedingungen  zu  angemessenen  Preisen 
an  die  Verbraucher  abgeben,  den  nach  Nr.  108  des  Zolltarifs  er- 
hobenen Eingangszoll  bis  auf  einen  Betrag  zu  erstatten,  der  sich 
ergibt,  wenn  anstatt  der  Zollsätze  von  35  oder  27  Mk.  der  Zoll- 
satz   von  18  Mk.  für    den  Doppelzentner    zugrunde    gelegt  wird«. 

Inwieweit  die  Städte  hiervon  Gebrauch  gemacht  haben,  wird 
uns  in  dem  folgenden  Kapitel  beschäftigen  ;  hier  interessiert  uns 
die  Frage,  ob  die  Regierung  und  die  gesetzgebenden  Körper- 
schaften nicht  einen  Schritt  hätten  weitergehen  können,  um  vor 
allem  den  vielumstrittenen  §  12  des  fraglichen  Fleischbeschau- 
gesetzes zu  mildern  oder  zu  beseitigen.  Wie  in  der  Begründung 
der  Eingabe  des  Vorstandes  des  Deutschen  Städtetages  zutreffend 
hervorgehoben  wurde,  könnte  an  Stelle  der  einzuführenden  Ein- 
geweide sehr  zweckdienlich  eine  Untersuchung  des  Viehs  im  Aus- 
lande durch  beamtete  deutsche  Tierärzte  treten.  Dieser  Unter- 
suchung hätte  sich  dann  im  Inlande  eine  zweite  des  durch  die 
leicht  verderblichen  Eingeweide  nicht  mehr  gefährdeten  Fleisches 
unmittelbar  nach  dem  Auftauen  anzuschließen,  und  eine  Beein- 
trächtigung der  Genußfähigkeit  durch  den  Transport  würde  auf 
diese  Weise  sicher  festgestellt.  Da  die  Fleischpreise  im  laufenden 
Sommer  nach  den  bezüglichen  Marktberichten  noch  keine  Nei- 
gung zum  Fallen  gezeigt  haben,  so  wird  die  nächste  Zukunft 
jedenfalls  diese  Frage  noch  nicht  von  der  Tagesordnung  absetzen 
können. 

Es  soll  dabei  aber  nicht  verschwiegen  werden,  daß  eine  so- 
fortige gänzliche  Freigabe  der  Einfuhr  von  Gefrierfleisch  gewiß 
mannigfache   Bedenken  hat.     Einmal  könnte    und    würde  voraus- 
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sichtlich  die  heimische  Viehzucht  dadurch  eine  erhebliche  Be- 
einträchtigung erfahren,  was  im  Interesse  des  Staatsganzen  nicht 
zu  wünschen  wäre.  Aber  eine  beschränkte  Zulassung,  na- 
mentlich nach  den  an  schiffbaren  Flüssen  gelegenen  Städten, 
muß  in  Zeiten  übermäßiger  Teuerungen,  wie  sie  seit  Jahren 
immer  wiederkehren,  als  ein  durchaus  zu  rechtfertigendes  und  wirk- 
sames Abhilfemittel  bezeichnet  werden. 

Allerdings  dürfen  die  Staatsregierungen  sich  nicht  darauf 
beschränken,  in  der  Einfuhr  von  Gefrierfleisch  ein  Allheilmittel 
zu  erblicken.  Bei  einer  derartig  wichtigen  und  großen  wirtschaft- 
lichen Frage,  wie  es  die  Fleischversorgung  unserer  städtischen 
Bevölkerung  ist,  müssen  mehrere  Reformen  zusammenkommen, 
soll  dauernde  Abhilfe  geschaffen  werden.  Und  zu  diesen  gehört 
u.  E.  vor  allem,  soweit  staatliche  Maßnahmen  dabei  in  Frage 
kommen,  eine  Verbesserung  bez.  Verbilligung  des 
Viehbezugs  auf  den  Eisenbahnen.  Wie  uns  ein 
Blick  in  die  amtliche  Statistik  bestätigt,  sind  die  Schlachtviehpreise 
an  den  einzelnen  Marktorten  außerordentlich  verschieden.  Am 
höchsten  sind  sie  naturgemäß  in  denjenigen  Städten  und  Markt- 
orten, deren  Umgebung  wegen  des  industriellen  Charakters  oder 
unzureichender  Viehzucht  nicht  oder  nur  zu  einem  geringen  Teil 
in  der  Lage  ist,  den  Bedarf  an  Schlachtvieh  zu  decken.  Bei- 
spielsweise sind  die  größeren  Städte  des  Westens  auf  eine  ganz 
bedeutende  Zufuhr  an  Schlachtvieh  aus  anderen  Provinzen  und 
selbst  aus  dem  Auslande,  soweit  die  Einfuhr  freigegeben  ist,  an- 
gewiesen. Zur  Beseitigung  dieses  Uebelstandes,  der  bei  den 
leichter  und  billiger  transportierbaren  pflanzlichen  Nahrungsmitteln 
weit  weniger  zu  beobachten  ist,  müssen  gewiß  mehrere  Faktoren 
zusammenwirken,  aber  Transporterleichterungen  stehen  dabei  an 
erster  Stelle.  Ist  es  doch  bekannt,  daß  die  seit  Jahren  bestehende 
Versendung  von  Naturbutter  als  Eilgut  zu  Frachtgutpreisen  preis- 
nivellierend gewirkt  hat,  daß  beispielsweise  die  Berliner  Butter- 
notierungen auch  im  Kölner  Butterhandel  fast  durchweg  maß- 
gebend sind.  Würde  für  Schlachtvieh  ein  gestaffelter  Zonentarif 
eingeführt,  der  namentlich  für  weitere  Entfernung  eine  erhebliche 
Frachtermäßigung  vorsähe,  so  würden  die  jetzt  vielfach  beobach- 
teten Ungleichheiten  im  Preise  und  Auftrieb  an  den  einzelnen 
Marktorten  sehr  viel  geringer  und  weniger  häufig  auftreten. 

Ein  großes  Arbeitsfeld  bildet  ferner  für  die  Staatsregierungen 
das  Gebiet  der  inneren  Kolonisation,  und  ihre  Auf- 
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gäbe  ist  es,  vorbildlich  zu  wirken,  wenn  hierbei  auch  die  private 
Initiative,  wie  weiter  unten  ausgeführt  wird,  sehr  wohl  berufen 
und  in  der  Lage  ist,  an  ihrem  Teil  mitzuwirken.  Einen  lehr- 
reichen Einblick  in  die  bezüglichen  Verhältnisse  gewährt  uns  die 
»Denkschrift  über  die  Verhandlungen  im  Deutschen  Landwirt- 
schaftsrate  und  aus  der  öffentlichen  Versammlung  des  Vereins  für 
Moorkultur  im  Deutschen  Reiche  im  Februar  1911«^).  In  der  ge- 
nannten Versammlung  hat  bekanntlich  der  Deutsche  Kaiser  selbst 
das  Wort  ergriffen,  um  den  Vertretern  der  deutschen  Landwirt- 
schaft kund  zu  tun,  »daß  es  sein  Wille  sei,  die  in  Preußen  und 
den  übrigen  Bundesstaaten  noch  vorhandenen  Moor-  und  Oed- 
ländereien  in  Kultur  zu  bringen  und  zu  besiedeln,  damit  Deutsch- 
land in  die  Lage  gebracht  werde,  auf  dem  vermehrten  Kulturlande 
reichlich  so  viel  Fleisch  und  Brot  zu  erzeugen,  als  die  Ernährung 
der  Nation  erfordert,  und  damit  die  neu  anzusiedelnde  ländliche 
Bevölkerung  auch  ihrerseits  dazu  beitrage,  die  großen  Aufgaben 
zu  lösen,  die  der  Nation  gestellt  sind  infolge  der  gewaltigen 
wirtschaftlichen  Entwickelung,  welche  das  Deutsche  Reich  in  den 
letztverflossenen  Jahrzehnten  aufzuweisen  hatte«. 

Diese  ein  Programm  darstellende  Aufforderung  war  um  so 
wirksamer,  als  der  Kaiser  den  Vertretern  des  Landbaues  mit 
Hilfe  von  Lichtbildern  von  den  Kultivierungsarbeiten  auf  seinem 
Besitztum  in  Cadinen  eine  anschauliche  Darstellung  geben  konnte. 
Wie  in  der  betreffenden  Denkschrift  ausgeführt  wird,  haben  die 
Kosten  der  Kultivierung  von  rund  500  Morgen  im  ganzen  73  850  Mk. 
betragen,  das  sind  etwa  150  Mk.  pro  Morgen.  Dem  steht  im 
Jahre  1910  bereits  ein  Ertragswert  von  12 000  Mk.  gegenüber, 
also  eine  gewiß  günstige  Verzinsung  des  Anlagekapitals.  Be- 
sonders instruktiv  sind  auch  die  weiteren  Mitteilungen  über  Moor- 
kulturen in  den  genannten  Verhandlungen.  Die  Größe  der  deut- 
schen Moore  wird  mit  rund  2,3  Millionen  ha  angenommen,  eine 
Fläche,  die  z.  B.  diejenige  der  Provinz  Westfalen  noch  um  ein 
Erhebliches  übertrifft.  Und  hier  wäre  es  gewiß  unter  unsern 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  an  der  Zeit,  »eine  Provinz  im  Frie- 
den zu  erobern«,  zumal  die  technische  Möglichkeit,  insbesondere 
auf  Grund  der  Versuche  der  Moorversuchsstation  in  Bremen,  außer 
Zweifel  gestellt  ist,  und  auch  die  Rentabilität  nicht  mehr  in  Frage 
steht.     Daher  darf  mit    vollem  Recht  die   möglichst  schnelle  Be- 


i)  Berlin   191 1,  Verlag  der   »Illustrierten  Landwirtschaftlichen  Zeitung«. 
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siedelung  unserer  Moore  als  eine  der  dankbarsten  und  wichtigsten 
Aufgaben  der  inneren   Kolonisation  bezeichnet  werden. 

Welches  Resultat  dadurch  insbesondere  für  die  Versorgung 
Deutschlands  mit  Fleisch  erreicht  werden  könnte,  darüber  belehrt 
uns  eine  weitere  Denkschrift,  die  mit  der  oben  erwähnten  fast 
gleichzeitig  erschienen  ist,  ebenfalls  herausgegeben  vom  Verein 
für  Moorkultur  usw.,  und  die  von  dem  im  Moorwesen  hervor- 
ragend bewanderten  Oberregierungsrat  Fleischer  im  preußischen 
Landwirtschaftsministerium  verfaßt  wurde.  Von  demselben  wird 
der  Bestand  an  unkultiviertem  Hoch-  und  Uebergangsmoor  in 
Deutschland  auf  rund  1026000  ha,  an  unkultiviertem  Niederungs- 
moor auf  rund  1032  000  ha  und  an  kulturfähigem  Oedland  auf 
ca.  1500000  ha  geschätzt.  Diese  Flächen  würden  nach  dem  genann- 
ten Verfasser  als  kultivierte  Wiesen  an  gutem  Kleegrasheu  rund 
162,9  Millionen  dz  liefern  können,  wodurch  2408  780  Stück  Groß- 
vieh mehr  als  jetzt  ernährt  werden  könnten.  Wenn  auch  das 
heutige  Kulturverfahren,  so  wird  weiter  ausgeführt,  die  Ueberfüh- 
rung  großer  Flächen  in  Grasland  begünstigt,  so  wird  doch  vor- 
aussichtlich der  größere  Teil  der  Hochmoore  der  Anlage  von 
kleineren  und  größeren  Bauernstellen  mit  angemessenem  Acker- 
bau zu  dienen  haben.  Unter  der  Voraussetzung  weiter,  daß  von 
dem  ganzen  noch  unkultivierten  Hochmoorareal  etwa  der  achte 
Teil  in  Weide,  der  vierte  Teil  in  Bauernhöfe  von  80  ha  und  fünf 
Achtel  in  Siedlerstellen  von  je  10  ha  umgewandelt  werden,  wür- 
den die  vorhandenen  1006  000  ha  128250  ha  abgesonderte  Wei- 
defiächen,  3200  Bauernhöfe  zu  je  80  ha  und  67375  Ansiedler- 
stellen zu  je  10  ha  ergeben.  Auf  dieser  Fläche  könnten  67  375 
größere  und  kleinere  Siedlerfamilien  ihren  Lebensunterhalt  finden, 
und  der  Zuwachs  an  Marktvieh  würde  sich  bei  normaler  Bewirt- 
schaftung auf  rund  i  504060  dz  stellen.  Auf  dem  unkultivierten 
Niederungsmoor  —  1032000  ha  —  könnten  gleichfalls  zahlreiche 
Kolonistenstellen  geschaffen  werden,  wie  vor  allem  die  Versuche 
im  bayerischen  Donaumoor  gezeigt  haben.  Nimmt  man  mit  dem 
genannten  Verfasser  der  Denkschrift  an,  daß  etwa  10  %  der 
Fläche  für  die  Kolonisation  in  Betracht  kommen,  so  würden  die 
übrigbleibenden  928800  ha  jährlich  2786400  dz  Lebendgewicht 
erzeugen  können.  Unter  der  weiteren  Voraussetzung,  daß  von 
den  für  die  Ansiedelung  verbleibenden  103  200  ha  rund  50  000  ha 
in  Großbetriebe,  der  übrige  Teil  in  10  ha  große  Kleinbetriebe 
aufgeteilt    und    das  in  den   5320  Kolonistenstellen    erzeugte  Vieh 
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sämtlich  im  eigenen  Haushalt  aufgezehrt  wird,  entfällt  nach  den 
Erfahrungen  auf  der  Moorwirtschaft  Wilhelmshof  auf  der  Kgl. 
Herrschaft  Schmolzin  im  Kreise  Stolp  auf  die  50000  ha  Groß- 
betriebswirtschaften noch  eine  Viehlebendgewicht-Produktion  von 
98  500  dz. 

Mithin  würden  sich  auf  den  gesamten  unkultivierten  Flä- 
chen nach  deren  Inkulturnahme  eine  Mehrerzeugung  von  jährlich 
8183900  dz  Marktviehlebendgewicht  verwerten  lassen.  Gleich- 
zeitig wäre  dadurch  für  72  695  Familien  kleinerer  und  größerer 
Wirtschafter  Existenz  und  Lebensunterhalt  geschaffen. 

Als  Niederschlag  dieser  Feststellungen  und  Bestrebungen 
dürfen  wohl  die  im  laufenden  Jahre  zustande  gekommenen  Gesetze 
über  diese  Materie  gelten,  von  denen  man  im  allgemeinen  Inter- 
esse nur  wünschen  kann,  daß  sie  einen  vollen  Erfolg  bringen. 
Es  ist  dies  das  neue  Moorschutzgesetz  vom  4.  März  191 3  ^)  und 
das  Gesetz,  betr.  die  Bereitstellung  von  Staatsmitteln  zur  För- 
derung der  Landeskultur  und  der  inneren  Kolonisation  vom 
28.  Mai  1913  ^).  Das  zuerst  genannte  Gesetz  dürfte  billigen  An- 
sprüchen, die  in  dieser  Richtung  gestellt  werden  können,  ent- 
sprechen ;  es  wird  bei  sachgemäßer  Anwendung  ausreichen,  um 
die  land-  und  forstwirtschaftliche  Nutzung  unserer  preußischen 
Moorflächen  zu  sichern. 

Anders  muß  das  Urteil  über  das  neue  Kolonisationsgesetz 
lauten.  Nach  v<  i  desselben  werden  zur  Förderung  der  Landes- 
kultur und  der  inneren  Kolonisation  im  ganzen  25  Mill.  Mk.  zur 
Verfügung  gestellt.  Man  kann  hierbei  nur  dem  zustimmen,  was 
bei  der  Beratung  des  Gesetzes  besonders  von  freisinniger  Seite 
gefordert  wurde,  daß  man  für  die  innere  Kolonisation  lieber  200 
Mill.  Mk.  und  für  die  Besitzbefestigung  in  den  national  gefährdeten 
Landesteilen  25  Mill.  Mk.  aufwenden  sollte,  anstatt  umgekehrt 
auf  Grund  des  Besitzbefestigungsgesetzes  vom  26.  Juni  19 12 
nebst  Verordnung  dazu  vom  12.  März  1913^).  Ob  und  inwie- 
weit die  vielen  Millionen  in  den  östlichen  Landesteilen  wirtschaft- 
lich angelegt  werden,  darüber  sind  die  Meinungen  bekanntlich 
sehr  geteilt,  ob  überhaupt  die  nationalpolnische  Bewegung  mit 
den  bisher  angewandten  Mitteln  zum  Stillstand  gebracht  werden 
kann,  ist  eine  ebenso  offene  wie  bestreitbare  Frage.  Bei  der 
inneren    Kolonisation    steht    dagegen    die    Wirtschaftlichkeit    der 

i)  Pr.  Gesetzs.   1913,  Nr.   11  261.  2)  Gesetzs.    1913,  Nr.    11295. 

3)  Gesetzs.   1913,  Nr.   1 1  262. 
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Verwendung  öffentlicher  Mittel  jedenfalls  auf  weit  sicherer  Grund- 
lage. 

Und  was  weiter  die  Verwendung  dieser  ganzen  25  Mill.  Mk. 
anbetrifft,  so  sind  darüber  die  Ansichten  mit  vollem  Recht  ebenso 
geteilt.  Nach  §  2  des  angezogenen  Gesetzes  sollen  12  Millionen 
Mk.  zur  Urbarmachung  der  fiskalischen  Moore  dienen,  3  Millionen 
Mk.  zur  Ausführung  von  Meliorationen  auf  Domänen  und  10  Mil- 
lionen Mk.  zur  Beteiligung  des  Staates  mit  Stammeinlagen  bei 
gemeinnützigen  Ansiedlungsgesellschaften  verwandt  w^erden.  Ge- 
rade hinsichtlich  der  letzten  Verwendungsart  sind  ernstliche  Be- 
denken nicht  von  der  Hand  zu  weisen.  Es  soll  durchaus  nicht 
bestritten  werden,  daß  derartige  Gesellschaften  durchaus  eine  le- 
bensfähige und  brauchbare  Einrichtung  darstellen  und  ebenso 
wie  kapitalistische  Unternehmungen  dieser  Art  vieles  zur  inneren 
Kolonisation  beitragen  können.  Es  ist  ja  auch  neuerdings  Mode 
geworden,  Unternehmungen  wirtschaftlicher  und  sozialer  Natur 
auf  »gemischter«  Grundlage,  d.  h.  unter  Beteiligung  von  Behörden 
und  Privatpersonen  und  unter  der  Schutzmarke  »Gemeinnützig- 
keit« ins  Leben  zu  rufen,  die  dann  bekanntlich  auch  steuerliche 
Erleichterungen  genießen.  So  sind  die  Städte  schon  dazu  über- 
gegangen, gemeinnützige  Wohnungsbaugesellschaften  und  dgl. 
ins  Leben  zu  rufen,  gewissermaßen  als  Folgeerscheinung  der  be- 
sonders in  England  betriebenen  Agitation  gegen  reine  Staats- 
und Stadtbetriebe  und  deren  angebliche  Unwirtschaftlichkeit.  Es 
ist  hier  nicht  der  Ort,  über  diese  neueren  Bestrebungen  ein  Ur- 
teil zu  fällen  ;  die  bisherigen  Erfahrungen  reichen  dazu  auch  kaum 
aus.  Aber  soweit  die  Förderung  der  Landeskultur  und  die  in- 
nere Kolonisation  in  Frage  kommt,  wird  es  vielleicht  noch  eine 
Zeit  geben,  in  der  das  Urteil  dahin  geht,  daß  es  unklug 
war,  daß  der  Staat  sich  die  Initiative  und  Aus- 
führung auf  diesen  wichtigen  Gebieten  teil- 
weise oder  in  einigen  Landesteilen  sogar  größ- 
tenteils habe  aus  d  e  r  H  a  n  d  n  e  h  m  e  n  1  a  s  s  e  n.  So 
sehr  man  im  allgemeinen  auch  für  Dezentralisation  sein  mag,  auf 
diesem  großen  Aktionsfelde  wäre  u.  E.  größtmöglichste  Zentrali- 
sation, ein  Zusammenlaufen  aller  Fäden  an  einer  Stelle,  das  rich- 
tigste und  wirksamste  gewesen. 

Von  den  sogenannten  kleinen  Mitteln,  deren  Durchführung 
zu  den  Aufgaben  des  Staates  in  der  Fleischversorgungsfrage  ge- 
hört, dürfte  besonders  die  Erhühuncr  des  Viehbestandes 
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auf  den  Staatsdomänen  zu  erwähnen  sein.  Es  wäre  na- 
türlich ein  Unding  zu  verlangen ,  daß  jeder  Domänenpächter 
eine  bestimmte  Anzahl  V^ieh  züchten  bez.  mästen  solle.  Aber 
deshalb  ist  es  gewiß  nicht  überflüssig,  in  den  Zeiten  einer  Fleisch- 
teurung  besonders  nachzuprüfen,  ob  nicht  die  Viehhaltung  auch 
auf  den  Domänen  vermehrt  werden  kann.  Diese  Forderung  hat 
auch  u.  a.  bei  den  letzten  gesetzgeberischen  Beratungen  der  fort- 
schrittliche Abgeordnete  Koch,  Gutsbesitzer  bei  Querfurt,  aufs 
nachdrücklichste  erhoben.  Rein  technisch  betrachtet  steht  fest, 
daß  eine  nutzbringende  Bewirtschaftung  eines  Landgutes  auch 
ohne  Viehhaltung  tnöglich  ist,  und  daß  ein  sogenannter  viehloser 
Betrieb  in  Gegenden  mit  häufigen  ansteckenden  Viehkrankheiten, 
bei  starker  Gebirgslage  oder  ungünstigem  Futterbau  u.  ähnl.  m. 
auch  heute  noch  rationell  sein  kann.  Aber  dies  sind  doch  ver- 
schwindende Ausnahmefälle.  Und  deshalb  ist  es  auch  gewiß  zu 
rechtfertigen,  wenn  neuerdings  seitens  des  Landwirtschaftsmini- 
sters eine  Verfügung  erlassen  worden  ist,  um  durch  Vornahme 
von  Meliorationen  auf  den  Staatsdomänen  aus  den  betreffenden 
Fonds  die  Vorbedingungen  für  eine  verinehrte  Fleischerzeugung 
und  Erhöhung  der  Viehbestände  zu  schaffen  ^).  Will  man  noch 
einen  Schritt  weitergehen,  dann  sollte  man  von  dieser  Seite  aus 
möglichst  Bedacht  darauf  nehmen,  bei  Verkauf  von  Domänen- 
grundstücken diese  in  Bauernstellen  von  angemessener  Größe  zu 
zerteilen  und  bei  Neuverpachtungen  von  Domänen,  soweit  wie 
möglich  und  wirtschaftlich  angängig,  eine  Aufteilung  in  kleinere 
Pachtungen  vorzunehmen,  besonders  im  Osten  der  Monarchie.  Denn 
der  Großgrundbesitz  wird  niemals  befähigt  sein,  eine  so  intensive 
Viehzucht  zu  betreiben  wie  der  mittlere  und  kleinere  Landwirt- 
schaftsbetrieb. 

Eine  besondere  Aufgabe  des  Staates  muß  es  schließlich 
auch  bleiben,  für  genügende  Aufklärung  in  den  Produ- 
zentenkreisen zu  sorgen  und  keine  Kosten  zu  scheuen,  die 
diesem  Zwecke  dienen  können.  Dann  werden  wir  auch  in  dieser 
brennenden  Frage  wieder  ruhigeren  Zeiten  entgegengehen  können. 
Gerade  in  dieser  Hinsicht  darf  den  politischen  Parteien  nicht 
ganz  das  Feld  überlassen  werden,  wie  es  bei  den  bisherigen 
Teurungen  viel  zu  sehr  geschehen  ist.  Mit  Freuden  muß  es  da- 
her auch  begrüßt  werden,  daß  Ende  1912  eine  »Reichskommission 
zur  Untersuchung  der  Zustände  im  Vieh-  und  Fleischhandel«  auf 

i)  Verfügung  vom  2.  Juli   1913,  Gesch.  Nr.  II.  6309. 
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Veranlassung  des  Herrn  Staatssekretär    des  Innern  zusammenge- 
treten ist  ^). 

II. 

Maßnahmen  der  Kommunalbehörden  und  deren  weiterer 

Ausbau. 

Wie  es  in  einem  konstitutionellen  Staatswesen  gewöhnlich  zu 
geschehen  pflegt,  wird  bei  hereinbrechenden  Krisen  und  beson- 
deren Vorkommnissen,  die  das  Interesse  der  Allgemeinheit  oder 
großer  Bevölkerungsschichten  berühren,  zuerst  nach  der  Staats- 
hilfe gerufen.  So  geschah  es  auch,  wie  bekannt,  bei  den  ersten 
Fleischteurungen  in  Deutschland.  Die  Gemeinden  insbesondere 
die  Großstadtgemeinden,  die  ja  auch  von  diesen  Teurungen  am 
meisten  betroffen  wurden,  richteten  Petitionen  auf  Petitionen  an 
die  maßgebender  Behörden  und  parlamentarischen  Körperschaften, 
um  diese  zu  veranlassen,  durch  einschneidende  Maßnahmen  der 
ganzen  Frage  eine  baldige  Lösung  zu  verschaffen. 

Als  aber  die  Erkenntnis  mehr  und  mehr  durchdrang,  daß 
die  staatliche  Hilfe  allein  nicht  ausreichen  könne,  um  diese  neu- 
zeitliche Kalamität  im  Ernährungswesen  zu  beheben,  besann  man 
sich  auf  die  alte  Wahrheit,  daß  Selbsthilfe  in  der  Regel  mehr 
leisten  könne  als  das  Eingreifen  des  Staates.  Zwar  war  man 
sich  besonders  in  den  grofistädtischen  Selbstverwaltungskörper- 
schaften  lange  nicht  klar  darüber,  nach  welcher  Richtung'  sich 
die  Initiative  auf  diesem  Gebiete  zu  bewegen  hätte.  Ein  ge- 
wisses Hemmnis  bietet  hierbei  ja  auch  die  vorhandene  Gestal- 
tung des  Gemeindewahlrechts  und  die  diesem  entsprechende  Zu- 
sammensetzung der  städtischen  Körperschaften.  Deshalb  hat  es 
bekanntlich  geraume  Zeit  gedauert,  ehe  von  dieser  Seite  ein 
längst  gebotenes  kräftiges  Vorgehen  ins  Werk  gesetzt  wurde. 

Die  erste,  fast  überall  versuchte  städtische  Maßnahme  war 
die  Vermittlung  oder  der  Ankauf  von  Seefischen. 
Selbst  Gemeinden  unter  5000  Einwohnern  ließen  es  sich  nicht 
nehmen,  auf  diesem  Gebiet  mitzutun.  Solange  die  Einrichtung 
den  Reiz  der  Neuheit  hatte,  ging  alles  gut.  Aber  sobald  die 
Fleischpreise  etwas  nachließen,  begannen  auch  die  Fischverkauts- 
stände  wieder    zu    veröden,    man    kehrte    zu    den   »Fleischtöpfen 


i)  Die  Ermittlungen  und  Feststellungen   derselben  waren  bei  Abfassung  dieser 
Arbeit  noch  nicht  beendigt. 
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Aegyptens«  zAirück.  Die  Ursachen  des  im  allgemeinen  beschei- 
denen Erfolges  dieser  Maßnahme  sind  nicht  schwer  zu  finden. 
Das  Deutsche  Reich  ist  kein  Küstenland,  das  deutsche  Volk  keine 
Nation  von  Seefahrern  und  Schiffern.  Es  muß  erst  an  den  Genuß 
und  die  richtige  Zubereitung  von  Fischfleisch  gewöhnt  werden.  In 
einem  Lande  wie  Holland,  Schweden  oder  Norwegen  ließe  sich 
mit  derartigen  Maßnahmen  viel  erreichen,  abgesehen  davon,  daß 
in  diesen  Ländern  der  Fischgenuß  in  normalen  Zeiten  schon  ein 
sehr  viel  höherer  ist  als  bei  uns.  Wer  beispielsweise  die  Nieder- 
lande bereist,  dem  fällt  sofort  die  Verschiedenartigkeit  der  Fisch- 
gerichte und  ihre  schmackhafte  Zubereitung  auf.  Soll  unser 
Volk  an  einen  erhöhten  Fischgenuß  gewöhnt  werden,  so  muß 
es  erst  zu  einer  besseren  Zubereitung  und  Verwertung  der  Markt- 
fische erzogen  werden.  Deshalb  ist  sehr  anzuerkennen,  wenn 
einige  Stadtgemeinden  dazu  übergegangen  sind,  neben  dem  Fisch- 
bezug auch  eine  Unterweisung  in  der  Zubereitung  vornehmen 
zu  lassen.  Daß  auch  bei  uns  durch  jahrelange  Gewöhnung  und 
Gewohnheit  in  dieser  Beziehung  etwas  erreicht  werden  kann, 
beweisen  unsere  Küstengegenden  und  Städte  in  der  Nähe  des 
Meeres. 

Eine  bessere  Organisation  des  Fischbezuges  ist  daher  gewiß 
anzustreben,  aber  allzugroße  Hoffnungen  dürfen  darauf  wenig- 
stens in  nächster  Zukunft  noch  nicht  gesetzt  werden.  Die 
bisherigen  geringen  Erfahrungen  lassen  auch  ein  bestimmtes  Ein- 
greifen der  Städte  in  den  Fischhandel  kaum  besonders  empfehlen. 
Die  Monopolstellung  dieses  Handelszweiges  ist  zudem  weit  ge- 
ringer als  die  des  Fleischergewerbes.  Nach  den  Ermittlungen, 
die  die  Zentralstelle  des  Deutschen  Städtetages  im  letzten  Jahre 
vornehmen  ließ  ^),  ist  der  Frage  der  kommunalen  Versorgung  mit 
Seefischen  etwa  ein  Drittel  der  erfragten  45  Großstädte  bisher 
nicht  näher  getreten.  In  den  übrigen  erfolgte  der  Einkauf  teils 
in  Verbindung  bez.  durch  Vermittlung  von  Fischereigesellschaften 
und  Verkauf  in  eigener  Regie,  teils  war  der  Verkauf  Händlern 
übertragen,  in  letzterem  Falle  aber  unter  städtischer  Preiskon- 
trolle. Der  Erfolg  dieser  Maßnahme  ist  gemäß  der  angezogenen 
Untersuchung  der  gewesen,  daß  in  ganz  vereinzelten  Fällen  eine 
Abnahme  des  Fleischkonsums  zu  beobachten  war,  nirgends 
aber  eine  Verminderung  der  Fleisch  preise.     Bei 

i)  »Statistische  Beiträge  zur  Frage  der  Lebensmittelversorgung  in  deutschen 
Großstädten«,   bearbeitet  von  Prof.  Dr.  Silberglcit,  Berlin   191 2. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenscli.      1913.     4.  AX 
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den  Seefischpreisen  wurde  dagegen  nicht  selten  ein  preismindern- 
der Einfluß  festgestellt. 

Von  einzelnen  Städten,  die  über  ihre  Maßnahmen  gegen  die 
letzte  Teuerung  der  Oeffentlichkeit  eingehende  Mitteilung  zugehen 
ließen,  verdienen  besonders  Hagen  und  Düsseldorf  her- 
vorgehoben zu  werden.  In  ersterer  Stadt  ergaben  die  im  Winter 
191  l/l2  eingerichteten  Fischmärkte,  als  der  Verkauf  durch  einen 
Geschäftsführer  auf  gemeinsame  Rechnung  der  Stadt  und  einer 
Seefischereifirma  betrieben  wurde,  einen  nennenswerten  Verlust. 
Seit  Herbst  1912  richtete  daher  die  Stadt  einen  Fischverkauf  in 
eigenem  Betriebe  ein,  der  bisher  ohne  Verlust  arbeiten  konnte. 
In  Düsseldorf  wurde  der  Fischverkauf  unter  städtischer  Kon- 
trolle durch  einen  Teil  der  eingesessenen  Fisch-  und  Kolonial- 
warenhändler in  städtischen  Verkaufsstellen  durchgeführt,  und, 
wie  in  der  bezüglichen  umfassenden  Denkschrift  ausgeführt  wird, 
mit  durchaus  befriedigendem  Erfolge.  Dagegen  wird  über  die 
dortselbst  gleichzeitig  eingerichteten  praktischen  Unterweisungen 
in  der  Zubereitung  von  Seefischen  wenig  günstig  berichtet.  An 
den  49  Uebungen  nahmen  nur  854  Frauen  teil,  die  in  der  Mehr- 
zahl nicht  der  Arbeiterklasse,  sondern  dem  mittleren  Bürger-  und 
Beamtenstand  angehörten.  Es  bestätigt  das  nur  unsere  Behauptung, 
daß  unsere  großstädtische  Bevölkerung  mit  Ausnahme  derjenigen 
der  Hafenstädte  für  eine  erhöhte  Ernährung  durch  Seefische 
vorläufig  noch  nicht  das  erwünschte  Interesse  hat.  Und  so  lange 
müssen  jedenfalls  die  Gemeindeverwaltungen  ihre  Tätigkeit  vor- 
nehmlich auf  eine  Verbesserung  des  Fleischbezuges  und  eine 
vermehrte  Ausgleichung  der  Fleischpreise  richten. 

Nach  langem  Zögern  sind  dann  bekanntlich  auch  im  Winter 
1912/13,  als  das  im  ersten  Kapitel  angeführte  Gesetz  vom  13.  Fe- 
bruar 1913  die  Handhabe  dazu  bot,  mehrere  Großstädte  dazu 
übergegangen,  in  den  zünftigen  Vieh-  und  Fleisch- 
handel einzugreifen  und  direkt  an  die  Konsu- 
menten zu  liefern.  Mit  Bedauern  muß  aber  hervorgehoben 
werden,  daß  der  Bundesrat  in  der  Erteilung  der  Erlaubnis  zu 
einer  solchen  Einfuhr  bis  jetzt  recht  engherzig  verfahren  ist.  So 
ist  aus  einer  ganzen  Reihe  von  mittleren  und  kleineren  Städten, 
so  von  Glogau,  Allenstein  usw.  bekannt  geworden,  daß 
diesen  der  Bezug  ausländischen  Fleisches  abgeschlagen  worden  sei, 
während  Stendal  z.  B.  die  Erlaubnis  erhielt.  Bei  einer  der- 
artig verschiedenen  Behandlung    der  Städte    kann    jedenfalls  das 
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Vertrauen  der  in  Mitleidenscliaft  gezogenen  Bevölkerung  zu  dem 
ehrlichen  Willen  der  maßgebenden  Regierungsstellen  nicht  zu- 
nehmen. 

Was  nun  die  Fleischverkäufe  durch  die  Städte  im  einzelnen 
anbelangt,  so  sind  dabei  bis  jetzt  in  der  Hauptsache  zwei 
Wege  beschritten  worden.  Wohl  die  Mehrzahl  der  Städte  ist 
dazu  übergegangen,  den  Verkauf  des  eingeführten  Fleisches 
durch  einen  Teil  der  eingesessenen  Metzger  vornehmen  zu  lassen, 
natürlich  unter  Festsetzung  bestimmter  Preise.  Dieser  Weg 
wurde  u.  a.  auch  in  dem  Wohnort  des  Verfassers  eingeschlagen. 
Der  Erfolg  der  ganzen  Maßnahme  zeigte  sich  sofort  in  eklatanter 
Weise.  Die  Fleischpreise  nahmen  auch  in  den  Läden,  die  den 
Verkauf  des  durch  einen  besonderen  Stempel  kenntlichen  städ- 
tischen Fleisches  nicht  übernommen  hatten,  eine  fallende  Tendenz 
an.  Ja,  einige  auf  die  Urteilslosigkeit  der  Konsumenten  rech- 
nende Großunternehmer  des  Fleischergewerbes  behaupteten  sogar 
auf  schreienden  Reklameplakaten^  einheimisches  Fleisch  noch 
billiger  abgeben  zu  können  als  die  Stadt  das  ausländische.  Aber 
ein  Uebelstand  zeigte  sich  bei  diesem  Verkauf  durch  die  Ver- 
mittlung einzelner  eingesessener  Metzger.  Diese  suchten  durch 
allerlei  »Kniffe«  beim  kaufenden  Publikum  das  ausländische,  in 
seiner  Beschaffenheit  durchaus  einwandfreie  Fleisch  herabzusetzen, 
auch  gelegentlich  durch  übermäßige  Beigabe  von  Fett  die  wirk- 
liche Wohlfeilheit  dieses  Fleisches  stark  zu  vermindern. 

Deshalb  sollten  u.  E.  die  Städte  bei  kommender  Gelegenheit 
lieber  den  zweiten,  allerdings  radikaleren  Weg  betreten  und  den 
Verkauf  des  eingeführten  Fleisches  in  eigenen  Verkaufsstellen 
und  durch  eigene  Angestellte  vornehmen  lassen,  wie  es  vorüber- 
gehend in  Aachen,  wo  das  angesessene  Metzgergewerbe  den 
Verkauf  des  städtischen  Fleisches  zuerst  ablehnte,  und  dauernd 
besonders  in  Berlin- Wilmersdorf  mit  gutem  Ergebnis 
durchgeführt  worden  ist.  Die  »Wilmersdorfer  Blätter«  ^)  bringen 
darüber  folgende  Angaben:  Begonnen  wurde  im  Februar  191 1 
mit  der  Errichtung  einer  Seefischhalle  unter  städtischer  Aufsicht, 
die  sich  gleich  von  Anfang  an  eines  überaus  lebhaften  Zuspruchs 
zu  erfreuen  hatte.  Die  seit  dieser  Zeit  immer  noch  zunehmenden 
Preissteigerungen  gaben  die  Veranlassung,  auf  diesem  Gebiete 
weitere  Schritte  zu  unternehmen.     Zuerst    wurde    die    Frage    des 

i)  »Wihnersdorfer  Blätter«,  herausgegeben  vom  Magistrat  der  Stadt  Berlin- 
Wilmersdorf,   Nr.   3   (Januar    iqn)  und  Nr.   4   (März    19 13). 
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Verkaufs  von  Kartoffeln  seitens  der  Stadt  in  das  Programm  auf- 
genommen, aber  nicht  weiter  verfolgt,  als  die  Preise  für  dieses 
Nahrungsmittel  bald  unter  45  Pf.  für  10  Pfund  —  der  festge- 
setzten Grenze  —  heruntergingen.  Der  gleichzeitig  aufgenommene 
Vorschlag,  für  Reis  und  kondensierte  Milch  Propaganda  zu 
machen  und  außerdem  die  Errichtung  einer  Volksküche  in  die 
Wege  zu  leiten,  gelangte  zur  Durchführung,  indem  in  den  Ge- 
meindemädchenschulen im  Haushaltungsunterricht  auf  den  hohen 
Nährwert  des  Reises  hingewiesen  wurde  und  mit  der  »Volks- 
Kaffee-  und  Speisehallen-Gesellschaft«  in  Berlin  zum  Betriebe 
einer  Volksküche  in  Wilmersdorf  ein  diesbezüglicher  Vertrag  zu- 
stande kam.  Von  bahnb  rechenderBedeu  tu  ng  wurde 
aber  die  weitere  Unternehmung  des  Wilmers- 
dorfer Magistrats,  die  Errichtung  einer  städti- 
schen Fleischhalle.  Diese  wurde  am  22.  Januar  1913 
auf  dem  Gemeindegrundstück  Berliner  Straße  40  eröffnet  und 
bringt  außer  russischem  Rind-  und  Schweinefleisch  auch  Fleisch  von 
gefrorenen  australischen  Hammeln  zum  Verkauf.  Die  Umbaukosten 
haben  7  200  M.  betragen,  die  innere  Einrichtung  der  Verkaufs- 
halle erforderte  4000  M.,  ihre  Grundfläche  beträgt  135  qm.  Die  tech- 
nische Leitung  des  Betriebes  ist  einem  in  langjähriger  Berufsar- 
beit (als  Warenhausmetzger)  erprobten  Fachmann  übertragen, 
die  Erledigung  der  Rechnungs-  und  Kassenführungsgeschäfte 
liegt  einem  Magistratsbeamten  ob.  Das  Personal  setzt  sich  aus 
5  Fleischergehilfen,  i  Kassiererin,  8  Verkäuferinnen  und  i  Lauf- 
mädchen zusammen.  Die  Versorgung  mit  russischem  Rind-  und 
Schweinefleisch  geschieht  auf  Grund  der  hierüber  mit  der  Stadt 
Berlin  getroffenen  Abmachung  von  dem  dortigen  Zentral-V^ieh- 
und  Schlachthof.  Das  australische  Hammelfleisch  wird  dagegen 
durch  den  Berliner  Vertreter  des  Handelsdepartements  der 
südaustralischen  Regierung  bezogen.  Das  P'leisch  lagert  in 
einem  besonderen  Kühlhaus  in  Berlin  unter  Zollverschluß  und 
wird  vor  der  Abgabe  nochmals  veterinärärztlich  untersucht. 

Der  Erfolg  dieser  Maßnahme  der  Stadt  Wilmersdorf 
war  bisher  ein  guter  und  darf  zur  Nachahmung  empfohlen  werden. 
Es  wäre  daher  zu  wünschen,  daß  auch  andere  Großstädte  bald 
etwas  mehr  aus  ihrer  Reserve  herausträten  und  in  ähnlicher  Weise 
die  Fleischversorgung  ihrer  Einwohner  durch  bestimmte  Einrich- 
tungen regelten  und  unterstützten.  Denn  mit  der  billigen  Aus- 
rede,  daß  die  Kommunalbehorden  es  nicht  als  ihre  Aufgabe  an- 
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sehen  könnten,  auf  diesem  Gebiete  selbst  mit  Hand  anzulegen, 
lassen  sich  die  Schäden  einer  derartigen  Kalamität  nicht  besei- 
tigen. Mit  Recht  hob  Oberbürgermeister  z'.  Wagner-\]\v[\  auf 
der  Jubiläums-Generalversammlung  des  Rheinischen  Bauernvereins 
in  Köln  Ende  Mai  des  laufenden  Jahres  hervor,  daß  die  Städte 
wie  in  andern  Dingen  auch  in  der  Fleischlieferung  an  eine  Kom- 
munalisierung herantreten  dürften.  Wenn  es  sich  um  Fragen 
der  Volkswohlfahrt  handele,  führte  der  genannte  Redner  weiter 
aus,  habe  die  Stadt  nicht  nur  das  Recht,  sondern  sogar  die 
Pflicht,  einzugreifen,  zum  mindesten  bestehe  für  sie  die  Pflicht,, 
regulierend  tätig  zu  sein  ^). 

Grundlegende  Einrichtungen,  wie  wir  sie  u.  a.  in  Wilmers- 
dorf antreffen,  erfordern  aber,  wenn  sie  in  größerer  Anzahl  ins  Le- 
gerufen werden,  eine  Voraussetzung,  nämlich  den  A  b  s  c  h  1  u  ß 
langfristiger  Lieferungsverträge.  Schon  bei  den 
erstmaligen  geringen  Fleischeinkäufen  durch  die  Städte  im  letz- 
ten Jahre  zeigte  sich  bald,  daß  der  Handel  die  Situation  derart 
auszunutzen  versteht,  daß  das  ausländische  Fleisch  bald  ebenso 
teuer  zu  stehen  kam  wie  das  einheimische.  Einzelne  westliche 
Großstädte,  die  etwas  spät  mit  ihren  Aktionen  begannen,  mußteii 
sogar  bald  erfahren,  daß  »die  Welt  schon  verteilt  sei«.  Es  ist 
eigentlich  verwunderlich,  daß  das  Mittel  der  Lieferungsverträge 
in  der  ganzen  Pleischversorgungsfrage  so  spät,  wenigstens  in 
größerem  Umfange  auf  den  Plan  getreten  ist,  zumal  gerade  in 
der  Industrie  und  im  Handel  solche  Verträge  schon  lange  in 
Gebrauch  sind ,  und  die  städtische  Bevölkerung  doch  gerade 
diesen  Berufsskreisen  vorwiegend  angehört.  Auch  pflegen  die 
Militärverwaltungen  und  viele  große  Anstaltshaushaltungen  schon 
von  jeher  ihre  Viktualienlieferung  vertraglich  zu  vergeben.  Es 
hat  allerdings  an  schüchternen  Versuchen  seitens  einzelner  Groß- 
stadtverwaltungen nicht  gefehlt,  die  Landvvirtschaftskammern  und 
ähnliche  Vertretungen  der  einheimischen  Produktion  für  diese 
Frage  zu  interessieren,  aber  von  greifbaren  Erfolgen  ist  wenig 
bekannt  geworden. 

Um  so  mehr  sind  daher  die  großzügigen  Versuche  der  öster- 
reichischen Reichshauptstadt  zu  beachten,  die  auf  diesem 
Wege  tatsächlich  die  Führung  beanspruchen  kann.  An  erster 
Stelle  ist  die  »Städtische  Uebernahmsstelle  für  Fleisch  und  Vieh  < 
zu  nennen,  die    im    April    1905    errichtet    wurde.      Sie    dient    als 

I)  Vgl.  hierzu  u.  a.  Nr.  23S  des  »Kölner  Tageblatts«  vom  29.  Mai   1913. 
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Informationsstelle  und  Kommissionär  für  Vieh-  und  Fleischver- 
käufer und  besorgt  alle  mit  der  Fleischversorgung  zusammen- 
hängenden Geschäfte.  Im  Jahre  1907  kam  eine  ständige  Geschäfts- 
verbindung mit  der  landwirtschaftlichen  Viehverwertungsstelle 
des  »Allgemeinen  Verbandes  landwirtschaftlicher  Genossenschaften 
in  Oesterreich«  zustande,  und  seit  dieser  Zeit  war  eine  fast  un- 
unterbrochene Steigerung  der  Umsätze  zu  verzeichnen.  Die 
Menge  der  von  der  genannten  Uebernahmsstelle  verkauften 
Schlachttiere  betrug  1907  im  ganzen  2170  Stück,  1911  dagegen 
5 114,  die  Zahl  der  verkauften  Stück  Stechvieh  in  den  gleichen 
Jahren  19  1 10  bez.  148  959,  das  umgesetzte  Fleischquantum  729513 
bez.  I  HO  201  kg.  ^).  Auch  wurden  im  Jahre  191 1  erhebliche 
Mengen  argentinischen  Fleisches  eingeführt,  deren  Vertrieb  teils 
die  Fleischhauervereinigungen,  teils  die  »Erste  Wiener  Groß- 
schlächterei-Aktiengesellschaft«  übernahmen  ^). 

Das  letztgenannte  Aktienunternehmen  arbeitet  bekanntlich 
unter  kommunaler  Mitwirkung.  Das  Aktienkapital  betrug  bei  der 
Gründung  im  Jahre  1904  fünf  Millionen  Kronen,  woran  sich  die 
Stadt  sofort  mit  einer  Million  Kronen  beteiligte.  Die  Gesellschaft 
ist  durch  Statut  verpflichtet  zu  einer  Mindestschlachtung  von 
lOOOO  Rindern  im  ersten  Jahre,  15000  im  zweiten,  25000 
im  dritten,  35000  im  vierten  und  50000  vom  fünften 
Jahre  an.  Der  Viehbedarf  wird  unter  Ausschluß  des  Zwischen- 
handels direkt  von  den  Mästern  oder  ländlichen  Viehverwer- 
tXingsgenossenschaften  bezogen.  In  jedem  Stadtbezirk  befindet 
sich  mindestens  ein  Stand  für  den  Kleinverkauf,  wo  das  Fleisch 
zum  Selbstkostenpreis  nebst  einem  Regiezuschlag  von  höchstens 
fünf  Prozent  verkauft  werden  muß.  Die  Gemeinde  Wien  ist  ver- 
pflichtet, 75  Prozent  des  Fleischbedarfs  der  kommunalen  Anstal- 
ten von  der  Gesellschaft  zu  beziehen.  Die  Gesellschaftsdauer 
ist  bei  der  Gründung  auf  25  Jahre  festgesetzt  worden.  Ein  Drittel 
der  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  muß  aus  von  der  Gemeinde  er- 
nannten Vertretern  bestehen  ^).  Auch  dieses  Unternehmen  hat 
sich  bis  jetxt  als  durchaus  lebensfähig  bewiesen. 

W^ollen  unsere  Städte  mit  der  Bekämpfung  der  chronisch 
gewordenen  Fleischteuerung  wirklich  Ernst    machen,    so    müssen 


1)  Statistische  Jahrbuch  der  Stadt  Wien  für  das  Jahr   191 1,  S.  626. 

2)  >Die  Gemeindeverwaltung    der  Stadt  Wien  im  Jalne    191 1«,    S.   283  u.   ff. 
bez.  255  u.  ff. 

3)  Vgl.  »Soziale  Praxis«,  Berlin,   2.  Febr.   1905. 
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gleiche  oder  ähnliche  Einrichtungen  getroffen  werden,  mit  vor- 
übergehenden Maßnahmen  ist  bei  dieser  wichtigen  Ernährungs- 
frage nicht  mehr  auszukommen.  Von  den  wenigen  deutschen 
Städten,  die  bisher  derartige  Maßnahmen  ergriffen  haben,  ist  be- 
sonders die  Stadt  U 1  m  zu  nennen.  Wie  Herr  Oberbürger- 
meister V.  Wagner  in  dem  bereits  erwähnten  Vortrage  in  K  ö  1  n 
ausführte,  hat  die  Stadtverwaltung  mit  einer  landwirtschaftlichen 
Genossenschaft  einen  Vertrag  abgeschlossen,  nach  dem  ihr  jährlich 
3  ooo  Schweine  zum  Preise  von  63  bez.  62  Pf.  pro  Pfund  Schlacht- 
gewicht zu  liefern  sind.  Die  Fleischerinnung  übernimmt  die  von 
der  Stadt  überwiesenen  Schweine  und  darf  den  Verkaufspreis 
nicht  höher  als  78  Pf.  festsetzen.  Ein  Risiko  der  Stadt  ist  durch 
besondere  Abmachung  ausgeschlossen ;  ein  solches  könnte  bei 
einem  Einkaufspreis  von  63  Pf.  auch  kaum  eintreten.  Durch 
die  Abmachung  sei  bei  einem  Verbrauch  von  600000  Pfund  das 
Pfund  12 — 22  Pf,  billiger  gewesen  als  in  benachbarten  Orten, 
und  den  Bürgern  seien  etwa  60000  M.  erspart  worden.  Mit 
vollem  Recht  konnte  bei  solchem  Erfolge  für  den  Anfang  v. 
Wagner  die  Ueberzeugung  aussprechen,  daß  das  Vorbild  Ulms 
wohl  nicht  ohne  Nachahmung  bleiben  würde. 

Auch  die  Stadt  Bamberg  hat  Mitte  Oktober  1912  mit 
einer  Genossenschaft  einen  ähnlichen  Vertrag  abgeschlossen,  wo- 
bei der  Preis  für  den  Zentner  Lebendgewicht  auf  50  M.  festge- 
setzt wurde  ^). 

Ein  anderes  Mittel,  das  zeitweilig  für  besonders  wirksam  ge- 
halten wurde,  ist  das  u.  a.  in  S  t  u  1 1  g  a  r  t  seit  1905  bestehende 
Preisfestsetzungsverfahren  durch  eine  aus  Ver- 
tretern der  Stadt  und  der  Metzger  bestehende 
Kommission.  Dieselbe  tritt  mindestens  einmal  im  Monat 
zusammen,  um  die  Kleinverkaufspreise  für  die  nächste  Zeit  fest- 
zusetzen. Die  Metzger  sind  bei  Vermeidung  einer  Konventional- 
strafe zur  Innehaltung  dieser  Preise  verpflichtet.  Durch  diese 
Einrichtung  soll  es  im  allgemeinen  gelungen  sein,  eine  normale 
Spannung  zwischen  den  Vieh-  und  Fleischpreisen  zu  erhalten. 
Als  Gegenleistung  für  dieses  Entgegenkommen  der  Metzger  hat 
sich  die  Stadtverwaltung  verpflichtet,  während  des  Bestehens  des 
Vertrages  keine    Gemeindeschlächterei    zu  errichten. 

Daß  auch  ein  derartiges  Palliativmittel  gute  Erfolge  haben 
kann,  liegt  auf  der  Hand.     Denn  daß  wohl  überall  das  Bestreben 

i)  Vgl.   »Deutsche  Tageszeitung«,    15.  Okt.    1912. 
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der  Metzger  besteht,  bei  fallenden  Viehpreisen  die  Fleischpreise 
möglichst  langsam  folgen  zu  lassen,  ist  eigentlich  ganz  natürlich. 
Auch  die  Ergebnisse  der  erwähnten  Rundfrage  des  Deutschen 
Städtetages  stimmen  hiermit  überein.  Eine  derartige  Ausnutzung 
der  Situation  ist  aber  nichts  Spezifisches.  In  andern  Konsum- 
branchen wird  in  gleicher  Weise  verfahren.  Noch  kürzlich  ging 
eine  Notiz  durch  die  Tagespresse,  daß  beim  Zucker-  und  Kaffee- 
handel trotz  des  gewaltigen  Rückganges  der  Engrospreise  der 
Detailhandel  seine  alten  Preise  ruhig  aufrecht  erhalte.  Wenn 
aber  die  Grossisten  Aufschläge  vornehmen,  bekommen  dagegen 
die  Konsumenten  wohl  mit  ganz  geringer  Ausnahme  diese  höhe- 
ren Preise  sofort  zudiktiert.  Und  die  Allgemeinheit  hat  gewiß 
das  Recht,  gegen  derartige  unmotivierte  Preisfestsetzungen  Front 
zu  machen  und,  wenn  es  sich  wie  beim  Fleisch  um  ein  notwen- 
diges Nahrungsmittel  handelt,  zu  verlangen,  daß  auch  die  Be- 
hörden auf  Reformen  bedacht  sind.  Diese  dürfen  auch,  wenn 
es  sich  um  eine  chronische  Kalamität  wie  die  letztjährigen  Fleisch- 
teuerungen handelt,  nicht  vor  einschneidenden  Maßnahmen,  wie 
wir  sie  in  Wien,  U  1  m  usw.  kennen  gelernt  haben,  zurück- 
schrecken. 

Eine  weitere  beachtenswerte  Etappe  auf  diesem  Wege  ist 
ferner  die  Einrichtung  von  s  t  ä  d  t  i  s  c  h  e  n  S  c  h  w  e  i  n  e- 
m  ästereien.  Gegen  diese  Maßnahme  sind  manche  Beden- 
ken erhoben  worden.  Meistens  wurde  dabei  hervorgehoben,  daß 
ein  städtischer  Betrieb  erheblich  teurer  wirtschafte  als  ein  Pr-ivat- 
unternehmen.  Mag  dies  auch  mit  großer  Beschränkung  der  Fall 
sein,  so  dürfte  es  gerade  bei  einer  derartigen  Mästerei  weniger 
zutreffen,  weil  in  den  Angestellten  der  Schlacht-  und  Viehhöfe 
ein  Personal  vorhanden  ist,  wie  es  ein  Privatunternehmer  auch 
nicht  besser  erlangen  kann.  Die  Leitung  könnte  zweckmäßig 
ein  Schlachthoftierarzt  mit  übernehmen.  Und  dann  ist  es  schließ- 
lich auch  nicht  nötig,  gleich  ein  Unternehmen  ins  Leben  zu  rufen, 
das  vielleicht  die  Hälfte  des  Schlachtbedarfs  liefert.  Nehmen 
wir  beispielsweise  eine  Stadt  mit  looooo  Einwohnern.  In  einer 
solchen  werden  jährlich  rund  i8 — 20  000  Schweine  geschlachtet. 
Für  eine  solche  Stadt  würde  es  genügen,  wenn  in  der  Mastan- 
stalt ein  ständiger  Schweinestapel  von  i  800 — 2  000  Stück  folgen- 
der Altersstufen  vorhanden  wäre:  450  bez.  500  Stück  im  Alter 
von  einem  Vierteljahr,  ebendieselbe  Anzahl  im  Alter  von  einem 
halben  Jahr,  von  Dreivierteljahren  und  von  einem  Jahr  und  älter. 
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Alle  Vierteljahre  hätte  also  ein  Ankauf  von  sogenannten  Läufer- 
schweinen —  12  bis  15  Wochen  alt  —  und  je  nach  der  Preislage 
auch  von  Säuen  und  mageren  oder  halbfetten  älteren  Schweinen 
in  der  Anzahl  von  450 — 500  zu  erfolgen,  um  die  durch  allwö- 
chentliche Schlachtungen  gelichteten  Bestände  wieder  zu  ergän- 
zen. Der  Ankauf  könnte  durch  Lieferungsverträge  mit  einer 
Viehverwertungsgenossenschaft  gesichert  werden.  Eine  solche 
Mästerei  könnte  schließlich  auch  manche  Abfälle  der  Schlach- 
tungen, der  Säuglingsmilchanstalten  usw.  aufs  beste  verwerten. 
Und  die  Beschaffung  des  nötigen  Futters  würde  in  der  Stadt  eher 
billiger  sein  als  auf  dem  Lande,  da  die  Futtermittelhandlungen 
und  Mühlenwerke  hier  mehr  ansässig  sind  als  dort,  und  somit 
die  Transportkosten  geringere  sind.  Teuerer  sind  höchstens  in 
der  Stadt  die  Betriebsflächen  und  Gebäulichkeiten  für  eine  der- 
artige Mästerei,  aber  diese  Unterschiede  fallen  nicht  derartig  ins 
Gewicht,  daß  dadurch  die  Rentabilität  in  Frage  gestellt  würde. 
Die  betreffende  Stadt  hätte  aber  ein  wirksames  Mittel  in  der 
Hand,  in  gewöhnlichen  Zeiten  durch  den  Fleischverkauf  in  eige- 
ner Regie  und  aus  dem  eigenen  Betriebe  preisbildend  und  preis- 
mildernd zu  wirken,  durch  erhöhte  Abschlachtungen  in  Teue- 
rungszeiten aber  wirklich  da  zu  helfen,  wo  es  not  täte  —  durch 
Abgabe  des  Fleisches  nur  an   Minderbemittelte  usw.   — 

Zu  diesem  Vorschlage  wird  vielleicht  bemerkt,  daß  die  bis- 
herigen Versuche  in  dieser  Richtung  in  Karlsruhe,  Lübeck, 
Charlottenburg  usw.  einen  immerhin  nur  bescheidenen 
Erfolg  aufweisen.  Jedes  Unternehmen  von  so  grundsätzlicher 
Neuheit,  wie  es  eine  städtische  Mastanstalt  ist,  hat  Kinderkrank- 
heiten durchzumachen.  Wenn  aber  erst  weitere  Erfahrungen  ge- 
sammelt sind,  werden  auch  diese  wie  bei  so  manchen  andern 
Neueinrichtungen  der  modernen  Kommunalpolitik  überwunden 
werden.  Denn  letzten  Endes  kann  doch  kaum  ein  stichhaltiger 
Grund  dafür  angeführt  werden,  weshalb  eine  Stadtverwaltung 
nicht  gerade  so  gut  und  so  rentabel  eine  größere  Schweinemastan- 
stalt betreiben  kann  wie  ein  Großgrundbesitzer  oder  ein  großes 
industrielles  Werk,  wie  z.  B.  die  Harpener  Bergbau-Aktiengesell- 
schaft, auf  dessen  Einrichtungen  dieser  Art  wir  im  folgenden 
Kapital  noch  zurückzukommen  haben  ^). 


i)  In  Nr.  66  der  »Deutschen  Landwirtschaftlichen  Presse«  vom  16.  Aug.  1913 
wird  mitgeteilt,  daß  die  Stadt  Iserlohn  eine  städtische  Schweinezucht-  und  Mast- 
anstalt zu    errichten    sich  anschickt.     Die    genannte  Stadtgemeinde    besitzt    ein  zu- 
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Alles  in  allem,  für  unsere  Großstadtverwaltungen  ist  und 
bleibt  eine  der  notwendigsten  Tagesforderungen,  recht  bald  mehr 
wie  bisher  zur  Tat  überzugehen  und  Einrichtungen  zu  schaffen, 
die  geeignet  sind,  diesen  ewigen  Schwankungen  in  den  Preisen 
für  Vieh  und  Fleisch  dauernd  Einhalt  zu  gebieten,  und  Sorge  dafür 
zu  tragen,  daß  für  eins  unserer  wichtigsten  und  unentbehrlichsten 
Nahrungsmittel  nicht  Preise  zu  bezahlen  sind,  die  mit  dem  Ein- 
kommen v^on  drei  Vierteln  der  städtischen  Bevölkerung  nicht  in 
Einklang  zu  bringen  sind.  Es  ist  dabei  selbstverständlich,  daß 
nicht  nach  einer  Schablone  gearbeitet  werden  kann;  in  der 
einen  Stadt  sind  die  Verhältnisse  vielleicht  besonders  günstig 
für  langfristige  Lieferungsverträge,  in  einer  andern  muß  vielleicht 
eine  städtische  Vermittlung  wie  in  Wien  hinzukommen;  in  einer 
dritten  empfiehlt  sich  mehr  das  U  1  m  e  r  Muster,  in  einer  vierten 
endlich  ist  die  Einrichtung  einer  eigenen  Fleischerei  wie  etwa  in 
Berlin -Wilmersdorf  das  wirksamste  Mittel.  '>  Wo  ein 
Wille  ist,  da  ist  auch  ein  Weg.«  Wenn  unsere  Stadtverwaltungen 
die  außerordentlich  wichtig  gewordene  1-^rage  der  Fleischversor- 
gung für  die  Folge  nicht  eher  von  der  Tagesordnung  absetzen, 
als  bis  die  Beratungen  sich  zu  einem  Programm  verdichtet  haben, 
dann  wird  auch  in  nicht  zu  ferner  Zeit  der  richtige  Weg  gefunden 
w^erden.  Und  dies  ist  um  so  notwendiger,  als  allem  Anscheine 
nach  die  Preise  in  nächster  Zukunft  weiter  steigen  werden.  In 
einer  Veröffentlichung  im  »Zentralblatt  der  preußischen  Landwirt- 
schaftskammern«  vom  Juli  1913  werden  als  Beweis  hierfür  die 
Preise  angegeben,  die  bei  den  Vergebungen  der  P"leischlieferungen 
für  die  Truppenküchen  der  bedeutendsten  preußischen  Garnisonen 
vereinbart  sind.  Aus  diesen  Kalkulationen  der  Metzgermeister 
ergibt  sich  ganz  unzweideutig,  daß  sie  eine  weitere  Verteuerung 
des  Fleisches  gegen  das  Vorjahr  mit  Bestimmtheit  annehmen. 
Teilweise    werden    darnach  die  Preise   im    zweiten  Halbjahr   191 3 


sammenhängendes  Areal  von  rund  300  Morgen  Acker,  Wiese  und  Weide,  deren 
Nutzung  bisher  einen  Durchschnittspachtpreis  von  ca.  12  Mk.  für  den  Morgen  ergab. 
Es  ist  zunächst  eine  Jahresproduktion  von  1500  Schweinen  oder  rund  20  Proz. 
des  Jahresbedarfs  vorgesehen.  Bezüglich  der  Mästerei  berechnet  der  zu  Begutach- 
tung herangezogene  Tierzuchtinspektor  der  westfälischen  Landwirtschaftskammer, 
daß  das  Anlage-  und  Betriebskapital  105000  Mk.  betrage,  die  Einnahmen  sich  auf 
34  700  Mk.  und  die  Ausgaben  auf  29  800  Mk.  belaufen.  Der  Bürgermeister  Dr. 
Schulte  hat  eine  umfassende  Denkschrift  zu  dem  Projekt  ausgearbeitet.  Nach  einer 
Notiz  in  der  erwähnten  Zeitung  vom  3.  Sept.  1913  beabsichtigt  die  Stadt  Karlsruhe 
ein  ähnliches  Unternehmen  ins  Leben  zu  rufen. 
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noch  ganz  erheblich  über  den  Stand  des  ersten  Halbjahres  hinaus- 
gehen. Dieses  gewiß  sachverständige  Urteil  sollte  einen  weiteren 
Ansporn  geben,  recht  bald  ganze  Arbeit  zu  machen  und  nicht 
die  Dinge  weiter  in  der  bisherigen  Weise  ihren  Lauf  nehmen 
lassen.  Hier  ist  auch  ein  Arbeitsgebiet,  auf  dem  jeder,  der  an 
der  Weiterentwicklung  unserer  städtischen  Gemeinwesen  ein  In- 
teresse hat,  an  seinem  Teil  mitzuarbeiten  berufen  ist. 

Es  ist  bei  einer  so  wichtigen  Angelegenheit,  wie  sie  die 
Versorgung  der  städtischen  und  industriellen  Bevölkerung  mit 
hinreichender  Fleischnahrung  darstellt  ,  die  Frage  schließlich 
nicht  unangebracht,  ob  und  inwieweit  die  sonstigen  kom- 
munalen Behörden,  die  Kreise,  Provinzialver- 
waltungen  u.  dgl.  berufen  sind,  hierbei  zu  ihrem  Teil  mit- 
zuwirken. Gerade  die  Kreisverwaltungen  könnten  u.  E. 
in  dieser  Frage  noch  mehr  tun,  als  bisher  geschehen  ist.  Nament- 
lich in  ländlichen  Gegenden  sind  sie  die  ersten  und  besten  In- 
stanzen für  alle  Maßnahmen  zur  Hebung  der  Viehzucht  und  zur 
Verkürzung  des  Weges  vom  Produzenten  zum  Konsumenten. 
Es  ist  daher  auch  sehr  zu  begrüßen,  wenn  beispielsweise  die 
Landräte,  wie  es  in  einem  Kreise  in  der  Eifel  jüngst  geschehen 
ist,  den  genossenschaftlichen  Schweineverkauf  in  die  Wege  leiten. 
Ebenso  darf  es  als  eine  nachahmenswerte  Tat  bezeichnet  werden, 
wenn  Anfang  August  d.  J.  der  Kreistag  des  Kreises  Glogau 
den  Beschluß  faßte,  dem  Antrage  des  Kreisausschusses  ent- 
sprechend, 25  000  Mk.  aus  Ueberschüssen  der  Kreisumsatzsteuer 
zur  Bildung  einer  »Kaiser  Wilhelm-Stiftung  für  innere  Kolonisation«- 
zu  bewilligen.  Dabei  ist  in  Aussicht  genommen,  zunächst  die 
Ansiedlung  von  Landarbeitern  mit  einem  Besitz  von  i  —  5  ha  zu 
fördern  ^).  Ferner  bewilligte  der  Kreistag  des  Landkreises  Solin- 
gen im  März  1913  lOOO  Mk.,  um  durch  Unterstützungen  kleinen 
Leuten  das  Halten  von  i  bis  2  Schweinen  zu  erleichtern.  Es 
wäre  zu  wünschen,  daß  diesen  Beispielen  bald  andere  Kreise 
folgten. 

Für  die  Provinzialver  waltungen  und  andere 
weitere  Kommunalverbände  liegt  es  ebenfalls  nicht 
außerhalb  ihres  Tätigkeitsgebiets,  erhöhte  Mittel  für  diesen  Zweck 
frei  zu  machen  und  Einrichtungen  zu  schaffen,  die  eine  Ver- 
mehrung der  Viehhaltung  herbeizuführen  geeignet  sind.  Und 
selbst  wenn    zu  diesem  Zwecke  eine    neue  Abteilung,    ein   neues 


l)  »Deutsche  Landwirtschaftliche  Presse«,  Berlin,  vom  6.  Aug.   1913,  S.  763. 


672 


A.    Zurhorst; 


Dezernat  geschaffen  werden  müßte,  wäre  dies  mit  Rücksicht  auf 
die  Wichtigkeit  der  ganzen  Angelegenheit  sicher  berechtigt. 
Denn  darüber  kann  bei  eingehender  Würdigung  aller  einschlägigen 
Verhältnisse  für  Deutschland  nur  eine  Meinung  herrschen,  die 
auch  in  der  erwähnten  Düsseldorfer  Denkschrift  über  die  Fisch- 
und  Fleischverkäufe  im  Herbst  und  Winter  1912/ 13  —  Verfasser 
Beigeordneter  K  n  o  p  p  —  zum  Schluß  zum  Ausdruck  kommt. 
Die  bisherigen  Erfahrungen  weisen  den  Gemeindeverwaltungen 
die  Aufgabe  vorbeugender  Maßnahmen  zu,  und  diese  vorbeu- 
genden Maßnahmen  werden  in  der  Hauptsache,  auch  schon 
aus  nationalen  Gründen,  auf  eine  Vermehrung  der  Vieh- 
haltung zu  richten  sein. 

iir. 

Versuche  und  Erfolge  der  privaten  Selbsthilfe. 

Noch  früher  als  in  Deutschland  sind  in  einem  andern  Lande 
von  privater  Seite  Versuche  unternommen  worden,  für  einen  be- 
stimmten Bevölkerungskreis  oder  die  Arbeiterklasse  eines  be- 
stimmten Werkes  oder  Unternehmens  die  wichtigsten  Konsum- 
artikel im  großen  einzukaufen  und  an  die  Mitglieder,  Genossen 
oder  dgl.  im  kleinen  weiterzugeben,  nämlich  in  E  n  g  1  a  n  d.  Hier 
nahm  bekanntlich  ja  auch  die  industrielle  Entwicklung  weit  eher 
ihren  Aufschwung  als  bei  uns.  Dabei  machte  sich  in  dem  ge- 
nannten Lande  schon  frühzeitig  das  Bestreben  bemerkbar,,  sich 
zum  gemeinsamen  Bezüge  wichtiger  Lebensmittel  zusammenzu- 
schließen und  gleichzeitig  auch  eigene  Betriebe  damit  zu 
verbinden.  Gegenwärtig  betreiben  fast  alle  großen  britischen 
Konsumvereine  auch  eigene  Bäckereien  und  Fleischereien. 
England  darf  also  wohl  als  Ursprungsland  der  sogenannten  K  o  n- 
sumschlächtereien  gelten.  Bezüglich  des  finanziellen  Er- 
folges derselben  gestalteten  sich  die  Verhältnisse,  wie  bekannt, 
anfänglich  nicht  günstig.  In  den  letzten  Jahren  ist  darin  aber 
eine  Wendung  zum  Besseren  eingetreten  ^). 

Günstiger  haben  sich  dagegen  im  allgemeinen  die  konsum- 
genossenschaftlichen Fleischereien  in  der  Schweiz  entwickelt. 
Unter  ihnen  nimmt  besonders  die  Fleischerei  des  Allgemeinen 
Konsumvereins  in  Basel  eine  führende  Stellung  ein,  und  deren 
i)  Vgl.  Jahrbuch  des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine  1910, 
I.  Bd.  S.  517  u.  ff.  und  P.  Togrutid,  Der  Großbezug  von  Fleisch,  M.-Gladbach 
1913,  S.  42  u.  ff. 
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Einrichtungen  haben  heute  geradezu  einen  internationalen  Ruf 
erlangt.  Der  genannie  Konsumverein,  der  1865  gegründet  wurde, 
eröffnete  seinen  ersten  Fleischereibetrieb  bereits  im  Jahre  1871 ;  der- 
selbe mußte  aber  wegen  rrmngelnder  Rentabilität  im  Jahre  1882 
eingestellt  werden.  Um  die  Jahrhundertwende  erfolgte  dann  ein 
neuer  Versuch,  der  sich  eines  nachhaltigen  Erfolges  erfreuen 
durfte.  Im  Jahre  1900  wurde  bereits  ein  Umsatz  von  1,7  Millionen 
Fr.  erzielt  und  im  Jahre  191 2  betrug  derselbe  7  Millionen  Fr. 
oder  über  ein  Viertel  des  Gesamtumsatzes  des  Konsumvereins. 
Auf  dem  letzten,  10.  Genossensc'haftstage  des  Zentralverbandes 
deutscher  Konsumvereine  führte  der  Baseler  Delegierte  Angst 
u.  a.  aus:  Von  den  142000  Einwohnern  Basels  gehören  35000 
Familien  dem  Konsumverein  an,  und  die  Schlächterei  desselben 
deckt  ein  volles  Drittel  des  Baseler  Fleischbedarfs.  Redner 
warnt  aber  davor,  eine  Fleischerei  zu  errichten,  wenn  nicht  ein 
großer  Absatz  zu  erwarten  sei.  Nur  durch  den  gewaltigen  Um- 
satz von  7  Millionen  Fr.  hätte  die  Baseler  Großschlächterei  einen 
Reingewinn  von  402  000  Fr.  im  letzten  Jahre  erzielen  können,  da 
eben  nur  in  einem  Großbetriebe  die  Nebenprodukte  rationell 
verwertet  werden  könnten  '). 

Das  Baseler  Muster  hat  bekanntlich  die  Veranlassung  dazu  ge- 
geben, auch  in  Deutschland  mehrere  ähnliche  Einrichtungen  zu 
schaffen.  Die  erste  derartige  Konsumvereinsmetzgerei  überhaupt 
war  wohl  die  des  Konsumvereins  in  Leipzig-Connewitz. 
Aber  wegen  des  schlechten  Geschäftsganges  dieses  viel  zu  kleinen 
Unternehmens  mußte  der  Connewitzer  Konsumverein  im  Jahre 
1904  liquidieren;  die  Masse  übernahm  der  Konsumverein  Leipzig- 
Plagwitz,  und  diesem  gelang  es,  nachdem  er  erst  in  Basel 
sich  gründliche  Kenntnisse  über  die  Einrichtung  einer  solchen 
Fleischerei  verschafft  hatte,  die  Konsummetzgerei  zur  Blüte  zu 
bringen.  Im  letzten  Geschäftsjahr  ging  der  Umsatz  bereits  über 
3  Millionen  Mk.  hinaus. 

Zu  einer  noch  größeren  Blüte  hat  sich  der  erheblich  jüngere, 
1903  ins  Leben  gerufene  Fleischereibetrieb  des  Konsum-,  Bau- 
und  Sparvereins  »Produktion«  in  Hamburg  entwickelt,  dessen 
Umsatz  im  letzten  Geschäftsjahr  bereits  über  5  Millionen  Mk.  aus- 
machte oder  rund  ein  Drittel  des  Gesamtumsatzes. 

Als  Ableger  der  »Produktion«  wurde  im  Jahre  1911  die  Flei- 
scherei des  Konsumvereins  »Hoffnung«   in  Köln  gegründet.    Die 

i)  Vgl.  u.  a.   »Kölner  Tageblatt«  vom  23.  Juni   191 3. 
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Betriebsräume  sind  Ende  1911  fertiggestellt  worden  und  so  einge- 
richtet, daß  wöchentlich  im  Winter  etwa  300,  im  Sommer  mit 
Rücksicht  auf  den  Umfang  der  Kühlanlagen  etwa  200  Schweine 
—  die  Verarbeitung  sonstigen  Schlachtviehs  ist  zunächst  nicht 
vorgesehen  —  verarbeitet  werden  können.  Der  Meister  sowie 
der  Vorarbeiter  waren  früher  bei  der  Hamburger  »Produktion« 
tätig,  so  daß  der  Betrieb  sich  ganz  nach  dem  Muster  des  Ham- 
burger Unternehmens  richtet. 

Außer  den  genannten  gibt  es  noch  Konsumvereinsmetzgereien 
von  einiger  Bedeutung  u.  a.  in  A  1 1  e  n  b  u  r  g  S.- A.,  in  Aschers- 
leben,   Meerane  i.  S.,  Gotha  usw. 

Es  fällt  aus  dem  Rahmen  dieser  Arbeit,  auf  Einzelheiten  bei 
diesen  Unternehmungen  näher  einzugehen.  In  der  einschlägigen 
Presse  und  Literatur  sind  dieselben  auch  bereits  so  eingehend 
behandelt  worden,  daß  eine  erneute  Untersuchung  sich  erübrigt. 
Nur  ganz  allgemeine  Gesichtspunkte  können  uns  hier  interessieren. 

Dabei  ist  zunächst  hervorzuheben,  daß  solche  Fleischerei- 
betriebe nach  den  bisherigen  Erfahrungen  sehr  wohl  lebens- 
fähig gestaltet  und  erhalten  werden  können,  wenn  sie  mit  ge- 
nügendem Betriebskapital  ausgestattet  sind,  unter 
sachgemäßer  Leitung  stehen  und  einen  sicheren  und 
ausreichenden  Kundenkreis  aufweisen.  Vom  allge- 
meinen Standpunkte  aus  ist  es  auch  zu  billigen,  wenn  durch  solche 
Unternehmungen  für  die  minderbemittelte  großstädtische  Bevöl- 
kerung eine  weitere  Möglichkeit  geschaffen  wird,  sich  zu  angemes- 
senen Preisen  die  nötige  Fleischnahrung  zu  verschaffen.  Denn 
im  großen  und  ganzen  werden  solche  Großbetriebe  im  Metzgerei- 
gewerbe stets  in  der  Lage  sein,  etwas  billiger  zu  liefern  als  der 
kleine  Ladenfleischer.  Das  beruht  schon  auf  dem  billigeren 
Einkauf  im  großen,  auf  der  bessern  Arbeitsteilung  und  der  aus- 
reichenderen Verwendung  von  Maschinen. 

Aber  solche  bisher  wohl  durchweg  von  politisch  gefärbten 
Vereinen,  wenigstens  in  Deutschland,  betriebene  Fleischereien 
haben  auch  mancherlei  Schattenseiten.  Sie  sind  leicht  in  der 
Lage,  einen  unerwünschten  Nebenzweck  zu  verfolgen,  und,  wenn 
ihr  Kundenkreis  einen  bestimmten  Umfang  erreicht  hat,  auch 
Terrorismus  zu  treiben.  Beispielsweise  könnte  ein  Verein  wie 
der  Baseler  Allgemeine  Konsumverein  namentlich  in  Teuerungs- 
zeiten geradezu  schädlich  wirken  für  die  Versorgung  der  Bevöl- 
kerung mit  einem    notwendigen    Lebensmittel,      So    lange    solche 
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Unternehmungen  etwa  ein  Zehntel  bis  zu  einem  Fünftel  die 
P'leischversorgung  der  betreffenden  Stadt  in  der  Hand  haben, 
wird  gegen  deren  Betrieb  von  volks-  und  allgemeinwirtschaft- 
licher Seite  nicht  allzuviel  einzuwenden  sein,  höchstens  daß  da- 
durch die  Zahl  der  Unselbständigen  um  einige  weitere  Tausende 
vermehrt  wird.  Nimmt  ihr  Geschäftsbereich  aber  einen  größeren 
Umfang  an,  so  können  sie  zu  einer  Gefahr  für  die  Allgemeinheit 
werden.  Das  beste  Mittel  zu  ihrer  Bekämpfung,  falls  eine  solche 
an  einzelnen  Orten  notwendig  werden  sollte,  wäre  ohne  Zweifel 
ein  Zusammenschluß  der  privaten  Metzger,  um  mit  ähnlichen 
Mitteln  und  auf  gleichartiger  Grundlage  den  Produktionsprozeß 
zu  verbilligen.  Allerdings  haben  sich  diese  bisher  für  den  genos- 
senschaftlichen Zusammenschluß  wenig  befähigt  bewiesen,  woran 
wohl  meistens  die  häufig  übermäßige  finanzielle  Abhängigkeit 
derselben  von  den  Kommissionären  und  sonstigen  Zwischengliedern 
der  Fleischversorgung  Schuld  sein  mag  ^). 

Anders  sind  dagegen  die  sogenannten  W  e  r  k  s  c  h  1  ä  c  h- 
t  e  r  e  i  e  n  zu  beurteilen,  die  die  zweite  große  Gruppe  der  Selbst- 
unternehmungen auf  diesem  Gebiete  darstellen.  Doch  unterziehen 
wir  die  bedeutendsten  und  bekanntesten  unter  ihnen  zunächst 
einer  kurzen  Beschreibung. 

An  erster  Stelle  ist  hier  die  Kruppsche  Werk- 
schlächterei inEssen-)  zu  nennen,  die  bereits  im  Jahre  1875 
ins  Leben  trat,  und  der  im  Jahre  1894  ein  zweiter  Betrieb  in 
Essen-Altendorf  angegliedert  wurde.  Um  ein  wie  gewaltiges 
Unternehmen  es  sich  handelt,  geht  allein  schon  daraus  hervor, 
daß  der  Umsatz  bereits  7  Millionen  Mark  überstiegen  hat,  also 
größer  ist  als  z.  B.  bei  der  Hamburger  »Produktion«.  Der  Vieh- 
einkauf erfolgt  in  der  Hauptsache  auf  dem  Essener  Schlachtvieh- 
markte und  die  Schlachtung  im  städtischen  Schlachthof.  Der  Ab- 
satz der  Waren  geschah  ursprünglich  nur  an  Arbeiter  und  An- 
gestellte der  Firma,  später  auch  an  die  Kassenärzte  sowie  die 
Witwen  von  Arbeitern  und  Angestellten,  so  daß  der  Kreis  der  Be- 
zieher in  Essen  selbst  und  auf  den  umliegenden  Kruppschen  Werken 
aus  rund  50000  Arbeitern  und  Angestellten  besteht,  wovon  etwa 
30000  verheiratet    sind.     Die  Kruppsche  Werkmetzgerei  ist  also 


i)  Vgl.  F.  Kothe,  Die  Fleischversorgung  der  Großstädte  unter  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  Preisbildung  und  Preisentwicklung,  dargestellt  auf  Grund  der 
Verhältnisse  der  Stadt  Köln,  M. -Gladbach   1912,  S.   58. 

2)  Vgl.  u.  a.:  P.   Togrund,  Der  Großbezug  von  Fleisch,  a.  a.  O.   S.  77  u.  fi". 


576  A-   Zurhorst : 

in  der  angenehmen  Lage,  über  einen  gewaltigen  Kundenkreis  zu 
verfügen,  und  das  ist  auch  wohl  der  Hauptgrund,  daß  das  Unter- 
nehmen sich  so  gut  entwickeln  konnte.  Natürlich  soll  damit  nicht 
gesagt  werden,  daß  die  Organisation  des  Betriebes  nicht  aufs 
beste  eingerichtet  sei,  ein  großer  Absatz  ist  aber  für  derartige 
Unternehmungen  die  erste  Grundlage. 

In  erheblich  geringerem  Umfange  als  von  der  Firma  Krupp 
sind  dann  auch  von  einigen  schlesischen  Industriewerken  derartige 
Schlächtereien  ins  Leben  gerufen  worden.  Die  bekanntesten 
sind  wohl  die  der  Obersch  lesischen  Eisenbahn  be- 
darf s -Aktiengesellschaft  in  Friedens  hütte,  deren 
Umsatz  etw^a  ein  Zehntel  desjenigen  der  Kruppschen  Werk- 
schlächterei beträgt,  dann  die  gleichartigen  Einrichtungen  bei 
den  Huldschi  nekywerken  in  Gleiwitz,  bei  der  Ver- 
einigten Königs-  undLaurahütte  in  Königshütte 
usw.  Die  Metzgerei  der  erstgenannten  Aktiengesellschaft  hat  in- 
sofern eine  Besonderheit  aufzuweisen,  als  es  im  Gegensatz  zu 
Krupp  und  den  anderen  Werken  jedem  freisteht,  seinen  Bedarf 
bei  ihr  zu  decken.  Infolgedessen  können  in  Friedenshütte  kaum 
private    Metzgereien    bestehen. 

Eine  besondre  W^ürdigung  verdient  hier  schließlich  noch 
die  bezügliche  Einrichtung  der  Harpener  Bergbau-Aktien- 
gesellschaft in  Dortmund.  Während  die  anderen  in- 
dustriellen Großunternehmungen  sich  durchweg  auf  die  Fleischerei 
beschränken,  ist  die  Harpener  Bergbau- Aktiengesellschaft  "nach 
dem  Muster  einiger  englischer  Konsumvereine  einen  bedeuten- 
den Schritt  weiter  gegangen  und  hat  auch  eine  eigene  Schweine- 
züchterei  und  -mästerei  eingerichtet.  In  unserer  Zeit  ist  dieses 
Unternehmen  von  prinzipieller  Bedeutung,  zumal  damit  gleich- 
zeitig ein  Versuch  der  inneren  Kolonisation  unternommen  worden 
ist.  In  dem  dem  Verfasser  persönlich  näher  bekannten  Orte 
Geeste  bei  Meppen,  Reg.-Bez.  Osnabrück,  hat  die  Gesellschaft  im 
Jahre  1907  ungefähr  looo  ha  Heide-  und  Oedland  angekauft  und 
diese  zu  kultivieren  begonnen.  Wer  die  Bodenverhältnisse  der 
dortigen  Gegend  kennt,  der  muß  es  als  eine  vorbildliche  Tat 
bezeichnen ,  daß  ein  kapitalkräftiges  Großunternehmen  der  In- 
dustrie dazu  übergegangen  ist,  Boden  in  Kultur  zu  nehmen, 
der  sonst  vielleicht  noch  Jahrzehnte  lang  in  der  alten  extensiven 
Weise  als  Schafweide  weiter  benutzt  worden  wäre.  Auch  wäre 
die  eingesessene  Bevölkerung    kaum    in    der  Lage    gewesen,    der- 
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artig  umtangreiche  und  auch  kostspielige  Kulturarbeiten  in 
Angriff  zu  nehmen.  Denn  es  war  nicht  nur  eine  durchgreifende 
Entwässerung  nötig  —  über  50  km  Gräben  mußten  angelegt 
werden  — ,  sondern  auch  der  vielfach  verfilzte  und  versumpfte 
anmoorige  Heideboden  mußte  sehr  gründlich  bearbeitet  werden, 
ehe  seine  Umwandlung  in  Aecker,  Wiese  und  Weide  erfolgen 
konnte.  Dazu  waren  viele  Gebäude  zu  errichten,  Schrotmühlen 
und  sonstige  landwirtschaftliche  Maschinen  anzuschaffen,  so  daß 
die  Anlage  und  Betriebseinriclitung  eine  hohe  Summe  erforderten. 
Trotzdem  läßt  die  Rentabilität  schon  jetzt  die  besten  Hoffnungen 
zu,  eine  ßprozentige  Verzinsung  des  gesamten  angelegten  Kapi- 
tals bei  reichlichen  Abschreibungen  wird  schon  jetzt  erreicht. 
Dabei  ist  aber  die  gesamte  Kultuifläche  noch  nicht  in  den  Be- 
trieb eingeschlossen.  Die  Gesellschaft  will  durch  dieses  groß- 
zügige Unternehmen  ihre  ca.  25  000  Arbeiter  mit  Fleisch  versorgen, 
was  ihr  auch  in  den  nächsten  Jahren  schon  gelingen  dürfte. 
Auch  die  Fabrikation  von  Wurst-  und  Dauerwaren  ist  in  den 
Betrieb  mit  aufgenommen.  Aber  noch  ein  weiterer  Vorteil  ist 
mit  diesem  Unternehmen  für  die  Gesellschaft  verbunden,  der 
ebenfalls  nicht  gering  angeschlagen  werden  darf.  Sie  hat  auf 
ihrem  Gute  in  Geeste  eine  Stätte,  wo  sie  erholungsbedürftige  und 
teilweise  invalide  Arbeiter  zweckmäßig  vorübergehend  und  teil- 
weise auch  dauernd  unterbringen  kann.  Diese  werden  dort,  mit 
leichteren  landwirtschaftlichen  Arbeiten  beschäftigt,  sehr  viel 
besser  in  der  freien  Gottesnatur  sich  erholen,  als  wenn  sie  in 
irgend  einer  Erholungs-  und  Heilanstalt  enge  zusammengedrängt 
leben  müssen.  Es  wird  für  die  gesunden  Arbeiter  auch  eine 
willkommene  Abwechselung  sein,  wenn  sie  für  kürzere  oder 
längere  Zeit  auf  einer  derartigen  Gutsanlage  arbeiten  können. 
Und  dieses  soziale  Moment  kommt  u.  E.  bei  dem  ganzen  Unter- 
nehmen nicht  an  letzter  Stelle.  Es  wäre  daher  auch  sehr  zu 
wünschen,  daß  andere  Großunternehmen  der  Industrie  diesem 
Beispiele  bald  folgen  würden.  Wie  wir  im  ersten  Kapitel  erkannt 
haben,  gibt  es  in  Deutschland  noch  sehr  viel  Bodenfläche,  die 
der  Kultur  und  der  Besiedelung  harrt.  Die  bisher  staatlicherseits 
dafür  ausgeworfenen  Mittel  sind  zu  gering,  um  bahnbrechend 
vorzugehen.  Die  Anlagen  in  Geeste  haben  rund  2  Millionen  Mk. 
erfordert,  nach  dem  erwähnten  Gesetz  vom  28.  Mai  1913  sollen 
aber  nur  12  Millionen  Mk.  zur  Urbarmachung  der  fiskalischen 
Moore    und    lo  Millionen  Mk.  zur  Beteiligung   an  gemeinnützigen 
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Ansiedelungsgesellschaften  verwandt  werden,  wahrlich,  ein  Tropfen 
auf  den  heißen  Stein. 

Was  nun  die  Werkmetzgereien  ganz  allgemein  anbelangt, 
so  dürfte  ihnen  vor  den  Konsumvereinsschlächtereien  der  Vorzug 
zu  geben  sein.  Es  ist  behauptet  worden,  auch  sie  böten  ein 
Mittel  in  der  Hand  in  diesem  Falle  des  Fabrikherrn,  terroristische 
Maßnahmen  durchzusetzen.  Solche  können  vorkommen  und  sind 
auch  schon  bei  den  sogenannten  Werkwohnungen  vorgekommen. 
Hier  hat  der  Unternehmer  tatsächlich  ein  Mittel  in  der  Hand,  in 
Dififerenzzeiten  sein  Eigentumsrecht  in  unliebsamer  Weise  zu  be- 
tätigen. Aber  bei  einer  Einrichtung  wie  einer  VVerkschlächterei 
lassen  sich  solche  Versuche  doch  zu  schwer  durchfuhren.  Die 
betreft'enden  Unternehmer  sind  auch  meistens  viel  zu  gute  Kauf- 
leute, um  sich  auf  diese  Weise  gewissermaßen  ins  eigene  Fleisch 
zu  schneiden.  Denn  es  erfolgt  der  Vieheinkauf  meist  in  einer 
derart  gebundenen  Form,  selbst  wenn  keine  formellen  Lieferungs- 
verträge abgeschlossen  sind,  daß  ein  unvermitteltes  Aufgeben 
der  bisherigen  Bezugsquellen  für  den  Unternehmer  selbst  zu 
Unzuträglichkeiten  führen  würde.  Andererseits  gehört  Fleisch 
zu  den  Waren,  die  nicht  auf  Stapel  gelegt  werden  können.  Auch 
würde  bei  einem  teilweisen  Ausschluß  der  Werkangehörigen  von 
dem  Fleischbezug  die  Kontrolle  vollständig  versagen.  Es  ist 
doch  z.  B.  in  Essen  ein  offenes  Geheimnis,  daß  nicht  Bezugs- 
berechtigte, ja  selbst  Metzger,  aus  den  Kruppschen  Verkaufsläden 
Fleisch  in  Hülle  und  Fülle  sich  zu  verschaffen  wissen.  Was  aber 
eine  Werkmetzgerei  vor  der  gleichen  Einrichtung  der  Konsum- 
vereine, namentlich  der  kleineren,  auszeichnet,  ist  vor  allem  die 
größere  Einheitlichkeit  des  Betriebes,  die  stets  dieselbe  bleibende 
Oberleitung  des  ganzen  Unternehmens,  die  meistens  größere 
Kreditwürdigkeit  und  damit  größere  Geneigtheit  der  Lieferanten 
zu  billigen  Preisen,  das  Fehlen  jeder  Ueberschußwirtschaft  —  die 
Werkmetzgereien  gelten  bekanntlich  meistens  als  gemeinnützige 
Anstalten  und  werden  dementsprechend  steuerlich  behandelt  — 
und  nicht  zuletzt  die  wirtschaftliche  und  soziale  Gleichheit  der 
Bezieher. 

Sonstige  private  Selbsthilfeeinrichtungen 
außer  denen  der  genannten  beiden  Gruppen  haben  bisher  eine 
nennenswerte  Bedeutung  nicht  erlangt.  Daß  auch  Beamtenvereine 
z.  B.  in  ihrem  Geschäftsbereich  den  Verkauf  von  Wurst  und  ge- 
räucherten   oder    getrockneten     I<~leiscliwaren    fast    durchweg  mit 
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aufgenommen  haben,  ist  allgemein  bekannt;  es  unterscheidet  sich 
dies  aber  kaum  davon,  wenn  zwei  oder  mehrere  Bekannte  ge- 
legentlich oder  auch  dauernd  gemeinsam  eine  bestimmte  Ware 
von  der  Produktionsstelle  beziehen,  z.  B.  Schinken  aus  Westfalen, 
Wurst  aus  Thüringen  usw.  Solche  Maßnahmen  haben  nichts 
Programmäßiges  aufzuweisen;  sie  können  zu  einer  wirklichen  Ab- 
wehr oder  Verminderung  von  Fleischteuerungen  wenig  beitragen. 
Sie  haben  daher  auch  hier  auszuscheiden. 

Bei  diesen  ganzen  Selbsthilfeunternehmungen  im  allgemeinen 
sowie  bei  den  Abwehrmaßregeln  gegen  die  Fleischteuerungen 
im  besonderen  bedarf  u.  E.  grundsätzlich  die  Frage  der  Be- 
antwortung, ob  die  bestehenden  privaten  In- 
stanzen —  die  Metzger  und  Zwischenhändler  —  bisher  so 
schlecht  funktioniert  haben,  daß  nach  wohl  fast 
allgemeiner  Annahme  —  auch  die  oben  erwähnte  Reichs- 
kommission befaßt  sich  ja  gerade  mit  dieser  Materie  —  hier 
zu  allererst  Wandel  geschaffen  werden  müßte. 
Die  Ergebnisse  der  Umfragen  und  der  Ermittlungen  über  die 
Viehpreise  vom  Stall  zum  Viehhof  seitens  der  genannten  Kom- 
mission sind  noch  nicht  an  die  Oeffentlichkeit  gedrungen;  über- 
haupt soll  im  kommenden  Herbst  erst  Beschluß  darüber  gefaßt 
werden,  wie  die  Tagespresse  mitteilt  '),  ob  es  angebracht  erscheint,, 
das  durch  die  Enquete  gewonnene  Material  zu  veröffentlichen. 

Doch  liegen  von  anderer  Seite  Ermittlungen  dieser  Art  be- 
reits vor,  auf  die  einzugehen  sich  verlohnen  dürfte.  Vor  allem 
verdienen  hier  die  im  letzten  Jahre  vorgenommenen  Untersu- 
chungen des  Statistischen  Amts  der  Stadt  Halle  a.  S.  über  den 
Anteil  der  Großschlächtereien  am  Schlächter- 
gewerbe in  den  deutschen  Großstädten  erwähnt 
zu  werden.  Die  betreffende  Rundfrage  ist  an  29  Städte  zwi- 
schen 100  000  und  600000  Einwohner  gerichtet  worden,  von  denen 
27  ein  ausreichendes  Material  geliefert  haben.  Es  haben  sich 
bei  dieser  Untersuchung  ganz  auffallende  Unterschiede  in  den 
einzelnen  Großstädten  ergeben.  Zunächst  zeigen  sich  diese,  wie 
aus  der  vom  genannten  Amt  in  der  »Städtezeitung«  vom  4.  März 
1913  veröffentlichten  nachstehenden  Uebersicht  hervorgeht,  hin- 
sichtlich der  Zahl  der  Fleischer  im  Verhältnis  zur  Einwohnerzahl. 
Die  Extreme  bilden  Erfurt  —  i  Fleischer  auf  541  Einwohner  — 
und  Kiel  —  i  Fleischer    auf    1420    Einwohner  — .     Aber   auch 

i)  Vgl.  u.  a.   »Kölner  Lokal-Anzeiger«  vom  20.  Juni   1913. 
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in  den  andern  Städten  sind  die  Unterschiede  größtenteils  er- 
heblich. Und  es  ist  selbstverständlich,  daß  ein  Metzger  mit 
einer  geringen  Konsumentenzahl  einen  höheren  Zwischenverdienst 
zu  erlangen  bestrebt  ist,  wie  ein  anderer  mit  einer  doppelten  oder 
gar  dreimal  so  hohen  Zahl  Abnehmer. 

Bezüglich  der  Zahl  der  Großschlächtereien  walten  ähnliche 
Verhältnisse  ob.  In  Halle  betrug  ihr  Anteil  nicht  weniger  als 
29,6  %  aller  im  Fleischergewerbe  tätigen  selbständigen  Gewerbe- 
treibenden, in  Augsburg,  K  a  r  1  s  r  u  h  e  ,  M  a  i  nz  und  S  tutt- 
g  a  r  t  gibt  es  dagegen  überhaupt  keinen  Engrosschlächter.  Das 
Statistische  Amt  führt  dazu  mit  Recht  aus,  in  diesen  Zahlen 
liege  eine  Erklärung  dafür,  daß  die  Metzger  in  Halle  betonen, 
sie  könnten  mit  den  Preisen  nicht  heruntergehen ;  die  große  Zahl 
der  Engrosschlächter  läßt  dies  nicht  zu.  Wären  in  der  genannten 
Stadt  anstatt  65  Engrosfleischer  nur  15  —  was  auch  ausreichen 
würde  — ,  müßten  nicht  219,  sondern  bloß  169  Gewerbetreibende 
am  Fleischhandel  verdienen.  Und  wie  in  H  a  11  e  liegen  die  Ver- 
hältnisse mit  geringer  Ausnahme  mehr  oder  minder  auch  in  den 
anderen  Großstädten.  Wenn  die  Konkurrenz  hierbei  nicht  selbst 
Abhilfe  schafft,  was  also  nach  den  vorliegenden  Untersuchungen 
nicht  überall  der  Fall  ist,  dann  ist  es  gewiß  berechtigt,  daß  die 
behördlichen  und  die  privaten  Instanzen  für  Abhilfe  sorgen  und 
selbst  mit  starker  Hand  in  die  Verhältnisse  eines  Gewerbes  ein- 
greifen, um  wieder  normale  und  berechtigte  Zustände  herbei- 
zuführen. Das  ist  bei  andern  Konsumartikeln  auch  gescheiien, 
bei  Verkehrsmitteln  ist  ein  solches  Eingreifen  in  den  Gang  der 
Entwicklung  fast  allgemein  durchgeführt,  bei  der  Versorgung 
mit  Licht  und  Kraft  ebenfalls,  so  daß  es  schließlich  nichts  Un- 
gerechtes mehr  darstellen  kann,  wenn  auch  in  der  Fleischver- 
sorgung ähnliche  Tendenzen  mehr  und  mehr  an  Boden  gewinnen 
oder  schließlich  zur  Notwendigkeit  werden.  Bezüglich  der  wei- 
teren Einzelheiten  der  dankenswerten  Untersuchungen  sei  auf  die 
Uebersicht  S.  681   verwiesen. 

Im  Anschluß  hieran  und  zur  weiteren  Klärung  dieser  wich- 
tigen Tagesfrage  sei  es  dem  Verfasser  gestattet,  seine  im  Jahre 
1905  in  seinem  damaligen  Wohnort  Aachen  vorgenommenen 
Untersuchungen  über  den  Verdienst  der  Fleischer  und  Viehhändler 
hier  kurz  zusammenfassend  wiederzugeben  ^). 

l)  Vgl.  Zurho7-st,  Beiträge  zur  großstädtischen  Fleischversorgungsfrage  im 
>Archiv  für  Städtekunde«   Stuttgart   1906,  S.  26  u.   ff. 
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Stadt 

Ein- 
wohner- 

Zahl 

der 

Fleischer 

Ein 

Fleischer 

auf 

Zahl 

der 

Laden- 

Zahl 

der 

Engros- 

Engros- 
fleischer 
in  Proz. 
aller 
Fleischer 

Ein 
Laden- 
fleischer 

zahl 

zus. 

?  Einw. 

fleischer 

fleischer 

aui 
?  Einw. 

Altena 

172628 

153 

II28 

150 

3 

2,0 

II5I 

Augsburg 

102  487 

136 

753 

137 

— 

0,0 

753 

Breslau 

512  105 

683 

749 

629 

54 

7.9 

814 

Cassel 

153  196 

178 

861 

177 

I 

0,6 

865 

Chemnitz 

287  807 

325 
etwa 

886 

308 
etwa 

17 

etwa 

5.2 

934 

Cöln 

516527 

640 
rund 

807 

600 
rund 

40 

6,2 

861 

Danzig 

170337 

217 

785 

200 

17 

7,8 

852 

Dortmund 

214  226 

187 

1146 

184 

3 

1,6 

II 64 

Erfurt 

III  463 

206 

541 

156 

50 

24,3 

715 

Essen 

294653 

232 

1270 

230 

2 

0,9 

1281 

Halle 

180843 

219 

826 

154 

65 

29,6 

"74 

Hannover 

302  375 

375 

806 

371 

4 

i.i 

815 

Karlsruhe 

134  313 

121 

IIIO 

121 

— 

0,0 

IIIO 

Kiel 

211  627 

149 
etwa 

1420 

112 

etwa 

37 
etwa 

24,8 

1889 

Königsberg 

245  994 

350 
etwa 

703 

280 
etwa 

70 

20,0 

878 

Leipzig 

589850 

566 

1042 

500 

66 

11,7 

"79 

Magdeburg 

279  629 

370 

756 

316 

54 

14,6 

885 

Mainz 

HO  634 

183 

603 

183 

— 

0,0 

603 

Plauen 

121  272 

122 

994 

108 

14 

11,5 

1123 

Stettin 

236  113 

260 

908 

254 

6 

2,3 

930 

Stuttgart 

286218 

298 

964 

298 

— 

0,0 

964 

Durchschnitt 

— 

— 

S74 

— 

8,4 

955 

Steuerverhältnisse  der  wohlberechtigten, 
selbständigen  Fleischer,  Viehhändler,  Bäcker 
und  Maurer  in   Aachen  in  den  Jahren  1 900  und  1905 . 


Jahr       Anzahl 


1900 
1905 

1900 

1905 

Dagegen: 

1900 

1905 

1900 
1905 


154 
136 

18 
17 

160 
146 

21 
19 


Durchschnittssteuer- 
leistung 
I.  Aletzgermeister 
196.26  Mk. 
244.21      > 
II.  Viehhändler 
159.39  Mk. 
178.07      » 

III.  Bäckermeister 

123.77  Mk. 
170.00     » 

IV.  Maurermeister 

195.31   Mk. 
239.69     » 


Höchstbesteuerter    Niedrigstbesteuerter 


2566.24  Mk. 
3069.08      s> 

420.46  Mk. 
490.90     » 

1709.20  Mk. 
2126.54     » 

776.02  Mk. 
796.00     » 


12.60  Mk. 
14.10     » 

13.60  Mk. 
14.10     » 

12.60  Mk. 
14.10      s. 

12.60  Mk. 
21.15     » 


Bei  allen  vier  Gewerbegruppen  ist  also  in  den  fünf  Jahren 
eine  Steigerung  des  Durchschnittssteuersatzes  eingetreten.  Der- 
selbe beträgt  bei  den  Metzgermeistern  47,95  Mk.,  bei  den  Viehhänd- 
lern 18,68  Mk.  und    bei    den    zum  Vergleich    angeführten  beiden 
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letzten  Gruppen  46,23  bez.  44,38  Mk.  Es  dürfte  daraus  zu  ent- 
nehmen sein,  daß  die  Aachener  selbständigen  Metzger  in  der  ge- 
nannten Zeitspanne  keinen  übermäßigen  Gewinn  eingeheimst 
haben  ;  ja,  man  geht  vielleicht  sogar  nicht  fehl  mit  der  Behaup- 
tung, daß  dieselben  trotz  der  höchsten  Steuerzunahme  weniger 
Reingewinn  gehabt  haben  als  z.  B.  die  Bäckermeister,  weil  das 
Metzgergewerbe  wohl  stets  ein  höheres  Betriebskapital  erfordert 
als  das  Bäcker-  und  das  Maurergewerbe.  Daraus  dürfte  sich 
auch  erklären,  daß  der  höchstbesteuerte  Metzger  eine  weit  höhere 
Steuer  bezahlt,  wie  die  Höchstbesteuerten  der  andern  Gruppen. 
Die  Steuerbeträge  der  Viehhändler  stehen  hinter  denen  der  üb- 
rigen ganz  erheblich  zurück,  was  zum  Teil  auch  darauf  zurück- 
zuführen sein  dürfte,  daß  Aachen  als  Viehhandelsplatz  eine 
bescheidene  Rolle  spielt,  wogegen  beispielsweise  in  Köln  An- 
gehörige dieser  Berufsgruppe  vorhanden  sind,  die  über  50000  Mk. 
Jahreseinkommen  und  mehr  verfügen. 

Von  Interesse  ist  nun  noch  zu  erfahren,  wo  die  1905  feh- 
lenden Gewerbetreibenden  der  vier  Gruppen  von  1900  geblieben 
sind.  Von  den  im  letzten  Jahre  in  der  Gemeindewählerliste  feh- 
lenden Metzgern  von  1900  war  einer  Invalide  geworden  mit  ge- 
ringer Steuerleistung,  einer  als  Viehhändler  bezeichnet  und  einer 
mit  98,50  Mk.  Ergänzungssteuer  unter  die  Rentner  gegangen. 
Vier  fanden  sich  noch  als  Metzger  bezeichnet  im  Adreßbuch  vor, 
zahlten  aber  keine  Steuern  mehr,  zwei  waren  in  die  nächste  Um- 
gebung von  Aachen  gezogen,  und  einer  fand  sich  mit  14. io>Mk. 
Steuer  in  der  Liste  als  Arbeiter  wieder.  Acht  waren  verstorben, 
ihre  Witwen  führten  das  Geschäft  weiter  bez.  hatten  sich  wieder 
verheiratet. 

Von  den  1900  als  Viehhändler  eingetragenen  Personen  fehlte 
1905  nur  einer,  der  eine  Wirtschaft  angefangen  hatte,  und  diese 
schien  gemäß  der  angegebenen  Steuerleistung  weit  mehr  einzu- 
bringen  als   das   frühere  Gewerbe. 

Von  den  selbständigen  Bäckern  fehlten  1905  vierzehn  Mann. 
Zwei  von  diesen  waren  mit  48,50  bez.  281  Mk.  Ergänzungssteuer 
Rentner  geworden,  je  einer  Reisender  und  Ackerer  mit  geringer 
Steuerleistung,  einer  zum  Konditorgehilfen  herabgesunken  und 
einer  verzogen.  Einer  hatte  eine  Mehlhandlung  übernommen, 
und  einer  fand  sich  mit  geringer  Steuerleistung  als  ohne  Gewerbe 
verzeichnet  wieder,  während  sechs  verstorben  waren. 

Von    den    beiden    in    der  Liste    von   1905    nicht    wiederkeh- 
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renden  Maurermeistern  hatte  einer  sich  mit  62  Mk.  Ergän/.ungs- 
steuer  zur  Ruhe  gesetzt,  und  einer  war  in  eine  nahegelegene 
Industriestadt  gezogen. 

Auf  Grund  der  vorhegenden  Feststellungen  kann  also  der 
Verdienst  der  Aachener  Metzger  in  der  angegebenen  Zeit 
nicht  als  anormal  bezeichnet  werden;  für  Köln  hat  Rothe  in  seiner 
erwähnten  Schrift  die  gleiche  Beobachtung  gemacht.  Es  ist  mit 
ziemlicher  Sicherheit  anzunehmen,  daß  auch  in  andern  Groß- 
städten in  dieser  Beziehung  ähnliche  Verhältnisse  obwalten,  wenn 
auch  allgemein  das  Metzgergewerbe  nicht  gerade  zu  den  unloh- 
nendsten gehört.  Mißstände  herrschen  in  dieser  Hinsicht,  wie  uns 
die  Hallesche  Untersuchung  erkennen  läßt,  in  der  Zahl.  Es  sind 
in  den  meisten  Städten  zu  viel  Personen  vorhanden,  die  vom 
Fleischergewerbe  und  Viehhandel  leben  wollen,  und  dies  muß 
unbedingt  zu  einer  unnötigen  Verteuerung  führen.  Natürlich 
kann  deshalb  in  einem  Lande  mit  Gewerbefreiheit  wie  Deutsch- 
land nicht  die  Forderung  nach  Konzessionierung  des  Fleischer- 
und Viehhändlergewerbes  erhoben  werden,  aber  volles  Recht 
haben  andererseits  in  den  jetzigen  Teuerungszeiten  alle  Bestre- 
bungen, die  eine  Verkürzung  und  Vereinfachung  des  Weges  von 
der  Produktion  zu  den  Konsumenten  anzubahnen  suchen.  Und 
von  diesem  Standpunkte  aus  müssen  auch  die  bisherigen  pri- 
vaten Selbsthilfeversuche  beurteilt  und  gewürdigt  und  ihre  weitere 
Verbreitung  gefördert  werden. 

IV. 
Rechte  und  Pflichten  der  deutschen  Viehproduktion. 

Jeder  die  Grundlagen  eines  Staatswesen  nicht  gefährdende 
Stand  hat  das  Recht  nicht  nur  der  Existenz,  sondern  auch  des 
Schutzes,  wenn  seine  Interessen  in  Frage  stehen.  Er  kann  ver- 
langen, daß  ihm  ebenso  wie  andern  Angehörigen  des  Staats- 
ganzen die  Möglichkeit  belassen  wird,  sich  weiter  zu  entwickeln 
und  sich  den  jeweilig  gegebenen  Verhältnissen  anzupassen.  Be- 
sonders gilt  dies  aber,  wenn  es  sich  wie  bei  unsern  Viehzüchtern 
um  einen  Berufsstand  handelt,  der  in  erster  Linie  das  Rückgrat 
unseres  Staatswesens  bildet,  dessen  Betriebsmittel  einen  großen 
Teil  unseres  Nationalvermögens  ausmachen.  Im  allgemeinen  kann 
unsere  Landwirtschaft  sich  auch  gewiß  nicht  beklagen,  daß  es 
ihr  an  staatlicher  Förderung  und  Unterstützung  gefehlt  hat.     Es 
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liegt  das  auch  wohl  mit  an  der  geschichtlichen  Entwicklung 
Deutschlands,  in  seinem  allmählichen  Uebergang  vom  Agrar-  zum 
vorwiegenden  Industriestaat.  Die  maßgebenden  Instanzen  in 
Staat  und  Gesetzgebung  suchten  zu  erreichen,  daß  diese  Ent- 
wicklung in  möglichst  langsamem  Tempo  vor  sich  gehe,  und  sie 
haben  gut  daran  getan.  Denn  eine  noch  schnellere  industrielle 
Entwicklung  hätte  jedenfalls  noch  weit  größere  Teuerungen,  Ab- 
wanderungen vom  Lande  usw.  hervorgerufen. 

Daß  die  mächtig  aufblühende  deutsche  Industrie  sich 
um  ihre  ältere  Schwester,  um  die  Landwirtschaft,  in  dieser  neu- 
zeitlichen Entwickelungsperiode  sehr  viel  gekümmert  habe,  läßt 
sich  im  allgemeinen  nicht  behaupten.  Besonders  war  es  die 
industrielle  Arbeiterschaft,  die  in  kurzsichtiger  Kirchturmspolitik 
anläfilich  der  bisherigen  Fleischteuerungen  die  radikalsten  Maß- 
nahmen wie  vollständige  Oeffnung  der  Grenzen  und  dergl.  für  an- 
gebracht hielt,  um  die  durch  verschiedene  Gründe  hervorgerufenen 
bedauerlichen  Preissteigerungen  auf  einmal  zu  beseitigen,  selbst 
wenn  dabei  eine  große  Klasse  Staatsbürger  in  ihrer  Existenz  ernst- 
lich gefährdet  würde.  Die  deutschen  Landwirte  haben  aber  ebenso 
wie  die  Industriearbeiter,  denen  durch  unsere  soziale  Gesetzge- 
bung so  manche  Erleichterungen  und  Vorteile  verschafft  worden 
sind,  das  Recht,  in  ihrem  Bestände  erhalten  und  von  andern 
ßerufsständen  richtig  gewürdigt  und  beurteilt  zu  werden.  Land- 
wirtschaft und  Industrie  können  und  müssen  als  gleichwertige 
Erwerbsfaktoren  nebeneinander  bestehen  und  mit  einander-  aus- 
kommen. Beide  sind  auch  in  weitestem  Maße  aufeinander  an- 
gewiesen. 

Auch  läßt  es  sich  wohl  nicht  ganz  von  der  Hand  weisen, 
daß  die  deutschen  Städte  mit  verschwindender  Ausnahme  in 
dem  bisherigen  Teuerungskampfe  der  heimischen  Viehproduktiori 
nicht  immer  das  richtige  Verständnis  entgegengebracht  haben. 
Stadt  und  Land  müssen  ebenfalls  zusammenarbeiten,  beide  kön- 
nen nicht  ohne  einander  in  ihrer  Entwicklung  fortschreiten.  Je- 
denfalls zeugt  es  nicht  von  einem  übermäßigen  Entgegenkom- 
men der  Städte,  w^enn  die  ^Nachrichten  des  Verbandes  hanno- 
verscher landwirtschaftlicher  Genossenschaften«  im  August  d.  J. 
berichten  konnten  :  »Wie  in  allen  Heischteuerungszeiten  hat  man 
auch  im  letzten  Fleischteuerungsjahr  nicht  verfehlt,  dem  Land- 
wirt die  Schuld  an  den  hohen  Fleischpreisen  in  die  Schuhe  zu 
schieben.      Die  deutsche  Landwirtschaft  hat  sich  aber  gegen  alle 
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Verdächtigungen  dadurch  gereinigt,  daß  sie  in  der  teuersten 
Zeit  den  Städten  einen  Teil  des  Bedarfs  an  Schweinen  zum  Durch- 
schnittspreis der  verflossenen  fünf  Jahre  angeboten  hat.  Die 
Landwirte  der  Provinz  Hannover,  insbesondere  die  MitgHeder 
der  Viehverwertungsgenossenschaften,  haben  ihren  Landwirtschafts- 
kammern ein  Jahresquantum  von  ca  30000  Schweinen  im  Lebend- 
gewicht von  200  bis  225  Pfd.  zu  einem  Preise  von  49  Mk.  pro  Ztr.  Le- 
bendgewicht für  fünf  Jahre  zur  Verfügung  gestelh.  Diese  30000 
Schweine  hat  die  Landwirtschaftskammer  nacheinander  verschie- 
denen Städten  angeboten,  das  erste  Angebot  von  300  Schweinen 
pro  Woche  erfolgte  an  die  Stadt  Hannover,  und  zwar  zum 
Durchschnittspreise  der  letzten  fünf  Jahre  nach  der  amtlichen 
Preisfeststellung  des  Hannoverschen  Zentral-Schlacht-  und  Vieh- 
hofes, abzüglich  20  %  frei  Viehrampe  Hannover.  Bei  großem 
Entgegenkommen  der  Hannoverschen  Stadtverwaltung  scheiterte 
der  Abschluß  an  der  Widerspenstigkeit  der  Fleischer.  Die  Be- 
denken der  Fleischer  richteten  sich  zunächst  gegen  die  Lang- 
fristigkeit des  Vertrages,  sodann  vor  allem  gegen  die  Gleichmä- 
ßigkeit der  Qualität  der  abzunehmenden  Schweine.«  Der  Artikel 
führt  dann  inhaltlich  weiter  aus,  daß  nach  Hannover  der  Firma 
Krupp,  mit  der  die  Verhandlungen  allerdings  noch  nicht  abge- 
schlossen seien,  sowie  andern  Großstädten  wie  Dortmund,  Frank- 
furt a.  M.,  Karlsruhe  usw.  ähnliche  Angebote  gemacht  seien, 
aber  bisher  ohne  Erfolg.  Auch  seitens  der  andern  Landwirt- 
schaftskammern seien  bis  jetzt  keine  Abschlüsse  zustande  gekom- 
men. Es  wird  dann  zum  Schluß  wörtlich  ausgeführt:  »So  be- 
dauerlich diese  Resultate  auch  sein  mögen,  sie  haben  doch  für 
die  Landwirtschaft  den  Beweis  erbracht,  daß  sie  bereit  ist,  zu 
einer  vernünftigen  ausgleichenden  Preisgestaltung  die  Hand  zu 
bieten.  Die  deutsche  Landwirtschaft  wird  anch  bei  etwaiger 
wiederkehrender  Fleischteuerung  bereit  sein,  Vieh  zu  normalen 
Preisen  anzubieten.  *; 

Weiter  hat  unsere  Viehzucht  ebenso  wie  jeder  andere  Pro- 
duktionszweig das  Recht,  frei  zu  bleiben  von  behördlichen 
Vorschriften  über  Züchtungsrichtungen,  Zahl 
der  zu  haltenden  Viehstücke  und  dergl.  m.  Der 
deutsche  Bauernstand  kann  verlangen,  daß  er  unabhängig  bleibt 
in  seiner  Bewirtschaftung,  daß  ihm  erhalten  bleibt,  wodurch  er 
sich  bisher  so  stark  und  unabhängig  gefühlt  hat,  sein  Selbstbe- 
stimmungsrecht. 
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Aber  diesen  Rechten  haben  auch  weitgehende  Pflichten  zu 
entsprechen,  will  der  deutsche  Viehzüchter  den  auf  ihm  ruhenden 
AufjJaben  nachkommen.  An  erster  Stelle  wird  es  dabei  nötig 
sein,  jedes  Mittel  anzuwenden,  das  unter  Garantie  einer  ange- 
messenen Rente  eine  Verbesserung  und  Vermehrung 
der  Vieh  Produktion  herbeizuführen  geeignet  ist.  Als 
Vorbedingung  hat  hierbei  ein  Steigerung  der  Futter- 
produktion zu  gelten.  Wie  in  einer  kürzlich  erschienenen 
Schrift  von  F.  Weiß  ausgeführt  wird,  läßt  es  sich  mit  Sicherheit 
durch  die  mögliche  Steigerung  der  Wiesen-,  Weiden-  und  Futter- 
erträge, durch  die  Bebauung  von  Neuland  und  Brache  sowie 
durch  die  bessere  Behandlung  der  geernteten  Früchte  erreichen, 
»soviel  Tiere  mit  auf  der  eigenen  Scholle  produzierten  Futter- 
mitteln weiter  zu  ernähren,  daß  das  bestehende  Defizit  an  Fleisch 
sowohl  als  auch  der  aus  der  Bevölkerungszunahme  resultierende 
Mehrbedarf  auf  lange  Jahre  gedeckt  werden«^). 

Hinsichtlich  der  Steigerung  derViehzucht  ist  eben- 
falls die  letzte  Möglichkeit  noch  lange  nicht  erreicht.  Demgemäß 
ist  es  die  Aufgabe  unserer  Landwirtschaft,  noch  mehr  wie  bisher 
die  Viehhaltung  in  den  Vordergrund  ihrer  Bewirtschaftung  zu 
rücken.  Besonders  gilt  dies  hinsichtlich  der  Rind  Viehzucht, 
deren  Zunahme  bekanntlich  in  den  letzten  Jahren  verhältnismäßig 
am  wenigsten  mit  der  zunehmenden  Bevölkerung  Schritt  gehalfen 
hat.  Hier  ist  daher  vor  allem  nötig,  durch  zweckentsprechende 
Zuchtwahl,  durch  angemessene  Fütterung  und  durch  Ersatz«  tie- 
rischer Arbeitskräfte  durch  Maschinen  mit  elektrischem  oder  über- 
haupt motorischem  Antrieb  eine  Steigerung  der  Fleischproduktion 
herbeizuführen. 

Auch  der  allerdings  ungemein  stark  angewachsene  Seh  weine- 
st apel  ließe  sich  noch  in  zunehmendem  Maße  erhöhen.  Gerade 
dieser  Betriebszweig  fordert  keinen  hohen  Kapitalaufwand  und 
ist  selbst  in  der  kleinsten  Wirtschaft  mit  gutem  Erfolge  durch- 
führbar. Dabei  wird  Schweinefleisch  von  der  deutschen  Arbeiter- 
küche am  meisten  begehrt,  so  daß  eine  Ueberproduktion  nicht 
so  leicht  eintreten  kann. 

Weiter  ist  es  längst  an  der  Zeit  nachzuprüfen,  ob  nicht  die 
so  sehr  zurückgegangene  Schafzucht  wieder  gehoben  werden 
kann.     Gewiß  hat  dieser  Betriebszweig  seit  Jahrzehnten    mit    un- 

l)  F.  Weiss,  Grundfragen  unserer  Fleischversorgung  (von  der  Landwirtschaft- 
lichen Hochschule  Hohenheim  gekrönte  Preisschrift),  M. -Gladbach    1913. 
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günstigen  Verhältnissen  zu  kämpfen.  Die  Aufteilung  der  Ge- 
meindeweiden, die  Ablösung  der  Weidegerechtigkeiten,  die  Zu- 
sammenlegungen, die  Aufforstungen,  die  zunehmende  Intensi- 
vierung des  Ackerbaus,  die  früher  sehr  niedrigen  Wollpreise  usw. 
haben  viel  dazu  beigetragen,  die  Schafzucht  zum  Stiefkind  werden 
zu  lassen.  Aber  das  alles  sollte  die  Landwirte  nicht  abhalten, 
den  neuen  Verhältnissen  entsprechende  Schäfereigenossenschaften 
und  Schafzuchtvereine  ins  Leben  zu  rufen  und  mit  deren  Hilfe 
einen  neuen  Anlauf  zu  nehmen.  Der  Erfolg  würde  jedenfalls 
nicht  ausbleiben. 

Ferner  ließe  sich  durch  eine  zweckmäßige  Liebung  der 
Ziegenzucht  manches  zur  Bekämpfung  des  chronisch  ge- 
wordenen Fleischmangels  beitragen.  Durch  geschickte  Vereins- 
tätigkeit und  aufklärende  Maßnahmen  kann  auch  hier  gewiß  man- 
ches erreicht  werden. 

Eine  größere  Bedeutung  könnte  ferner  gerade  in  Deutsch- 
land nach  dem  Beispiele  der  Nachbarländer  Frankreich  und  Bel- 
gien die  Kaninchenzucht  erlangen.  In  Frankreich  werden 
nach  statistischen  Erhebungen  jährlich  über  loo  Millionen  Kanin- 
chen gezüchtet,  in  Belgien  im  Verhältnis  noch  mehr.  Ferner 
blüht  die  Kaninchenzucht  in  England  und  Holland.  Dabei  ist 
das  Fleisch  dieser  Tiere  so  billig  und  kann  auch  so  billig 
erstellt  werden,  daß  es  gerade  für  die  am  meisten  unter  den 
Teuerungen  leidenden  ärmeren  Bevölkerungsschichten  besonders 
in  Frage  kommt.  Aber  es  ist  nötig,  daß  auch  hierüber  mehr 
Aufklärung  wie  bisher  verbreitet  wird.  Mit  einigen  Sportvereinen 
in  oder  in  der  Nähe  größerer  Städte  läßt  sich  eine  Massenzucht 
nicht  erreichen,  hierzu  muß  das  weitverzweigte  Netz  der  landwirt- 
schaftlichen Vereine  dienen. 

Sehr  im  argen  liegt  endlich  bei  uns  die  Geflügelzucht. 
Im  Jahre  1900  betrug  der  Wert  der  Mehreinfuhr  an  geschlachtetem 
Federvieh,  an  Gänsen,  Haushühnern  und  sonstigem  Federvieh  37 
Millionen  Mk.,  im  Jahre  1910  dagegen  schon  über  62  Millionen  Mk. 
Diese  erheblichen  Summen  könnten  jährlich  dem  Nationalvermögen 
erhalten  bleiben,  wenn  die  deutsche  Landwirtschaft  den  Bedarf 
an  Geflügelfleisch,  dessen  Konsum  übrigens  fortdauernd  im  Steigen 
begriffen  ist,  vollständig  deckte.  Da  nach  zahlreichen  Versuchen 
nicht  bestritten  werden  kann,  daß  Geflügelzucht  bei  den  heutigen 
Preisen  nicht  nur  im  großen,  sondern  auch  im  Kleinbetrieb  ren- 
tabel ist,    wäre    es  wirklich    an  der  Zeit,    daß  die  heimische  Pro- 
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duktion  sich  mehr  wie  bisher  ihrer  Aufgabe  bewußt  würde.  Von 
allerhöchster  Stelle  ist  vor  Jahren  das  Wort  gefallen :  »Wir 
Deutschen  brauchen  Amerikaner«,  oder  mit  anderen  Worten: 
Leute  mit  Unternehm.ungsgeist,  wie  sie  am  meisten  in  Amerika 
anzutreffen  sind.  Es  fehlen  uns  Geflügelanstalten,  wie  eine  solche 
beispielsweise  in  G  e  m  e  n  bei  Münster  von  einem  aus  Amerika 
zurückgekehrten  Geflügelzüchter  auf  der  Gräflich  Landsbergschen 
Geflügelfarm  eingerichtet  worden  ist.  Die  Geflügelzucht  ist 
dabei  der  Haupterwerbszweig  der  genannten  Besitzung^). 

Und  zuletzt  noch  eins :  Zum  Wirtschaften  gehört  wie  zum 
Kriegführen  Geld  und  abermals  Geld.  Dabei  befindet 
sich  der  Geld-  und  Hypothekenmarkt  seit  etwa  1907  in  einer 
Verfassung,  die  für  unsere  Landwirtschaft  außerordentlich  un- 
günstig ist.  Auch  ist  bekannt,  daß  seit  Jahren  Großbanken  an 
der  Arbeit  sind,  das  überflüssige  Kapital  vom  platten  Lande  weg- 
zuziehen, um  es  der  Industrie  und  dem  Handel  zuzuführen.  Die 
notwendige  Folge  ist  ein  ungesunder  Geldmangel  auf  dem  Lande 
und  eine  Verteuerung  des  Kredits,  die  naturgemäß  lähmend  auf 
den  ganzen  Landwirtschaftsbetrieb  einwirken  muß.  Auch  die 
ländlichen  Sparkassen  und  Kreditgenossenschaften  haben  unter 
dieser  Geldaufsaugung  der  Industrie-  und  Handelsbanken  em- 
pfindlich zu  leiden.  Darum  ist  es  mehr  als  je  Zeit  und  Aufgabe 
unserer  Landwirte,  sich  zusammenzuschließen  und  Mittel  und 
Wege  zu  suchen,  wie  hier  Wandel  geschaffen  werden  kann. 
Gewiß  ist  nicht  ganz  von  der  Hand  zu  weisen,  daß  der  "Staat 
auch  zu  einem  gewissen  Teil  die  Verpflichtung  hat,  dieser  unge- 
sunden Entwicklung  entgegenzutreten,  aber  letzten  Endes  hat 
Selbsthilfe  vor  Staatshilfe  zu  gehen.  Es  ist  dies  ein  Problem, 
dessen  Lösung  zuerst  unserer  Landwirtschaft  zufallen  muß.  Und 
gelingt  es  ihr,  Einrichtungen  zu  schaffen,  die  zu  mäßigem  Zins- 
fuß Geld  zur  Verfügung  stellen,  um  die  Viehzucht  vergrößern  zu 
können,  dann  würde  die  Zeit  nicht  mehr  fern  sein,  in  der  die 
heimische  Produktion  den  deutschen  Fleischbedarf  vollauf  decken 
könnte.  Namentlich  würde  dies  der  Fall  sein,  wenn  sich  zu  an- 
gemessenen Bedingungen  Kredite  fänden,  die  auch  das  Aufkommen 
von  Großbetrieben  für  Vieh  bestimmter  Gattung  mehr  als  bisher 
ermöglichten.  Diese  Aufgabe  zu  lösen,  darf  getrost  als  die 
wichtigste     Arbeit    der    nächsten  Zukunft    unserer    Land- 


l)  Eine  ausführliche  Besclireibung    der  Anlage  findet  sich  in  der   >Ueutschen 
Landwirtschaftlichen  Presse«   vom  9.  April    191 3. 
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Wirtschaft  bezeichnet  werden.  Gelingt  es  ihr  hierbei,  neue  gangbare 
Wege  zu  finden,  dann  wird  auch  die  Vieh-  und  Fleischproduktion 
bald  die  im  allgemeinen  und  nationalen  Interesse  erwünschte 
Höhe  erreichen. 

Schlusswort. 

Es  darf  mit  Genugtuung  festgestellt  werden,  daß  anläßlich 
der  jüngsten  Fleischteuerung  die  Staatsregierungen  und  alle  be- 
teiligten Faktoren,  die  Städte,  Kreise  usw.,  sowie  auch  die  heimische 
Landwirtschaft  zum  ersten  Male  in  größerem  Umfange  zu  prak- 
tischen Versuchen  und  Maßnahmen  übergegangen  sind.  Den 
vielen  Worten  und  Erwägungen  sind  endlich  Taten  gefolgt. 
Allerdings  hat  sich  hierbei,  wie  wohl  zu  erwarten  stand,  etwas 
Dauerndes  im  allgemeinen  noch  nicht  ergeben.  Die  Reichs- 
regierung hat  ihre  Zusage  der  beschränkten  Einfuhr  von  aus- 
ländischem Vieh  und  Fleisch  vorläufig  nur  auf  Widerruf  ge- 
geben ^).  Die  Städte  sind  mit  geringer  Ausnahme  dazu  über- 
gegangen, ihre  teilweise  recht  zaghaften  Versuche  in  den  laufenden 
Sommermonaten  wieder  einzustellen  tmd  erneut  eine  abwartende 
Stellung  einzunehmen.  Die  Landwirtschaft  hat  neue  Lieferungs- 
verträge mit  Kommunen  und  großen  Abnehmern  ähnlicher  Art 
in  der  letzten  Teuerungszeit  nicht  zustande  gebracht. 

Es  wird  dadurch  die  alte  Erfahrungstatsache  wieder  bestätigt, 
daß  es  außerordentlich  schwer  ist,  in  überkommene  Einrichtungen 
Bresche  zu  schlagen.  Die  starken  und  zielbewußten  Organisationen 
besonders  der  Viehhändler  und  Großschlächter  haben,  den  auf 
sie  gerichteten  Sturm  noch  einmal  überstanden.  Aber  einige 
Scharten  sind  doch  zurückgeblieben.  Auch  auf  dieser  Seite  wird 
man  sich  der  Einsicht  nicht  mehr  verschließen  können,  daß  der 
Bogen    in  Zukunft    nicht  mehr  allzu  straff  gespannt  werden   darf. 

Sicherlich  wäre  es  aber  auch  verfehlt,  mit  einem  Male  alle 
Zwischenglieder  zwischen  Produktion  und  Konsumtion  bei  einem 
der  wichtigsten  Nahrungsmittel  auszuschalten.  Es  fehlt  gewiß 
nicht  an  Beispielen,  daß  eine  Ausmerzung  einer  Zwischeninstanz 
besonders  im  Handel  ohne  große  Nachteile  für  beide  Seiten 
erfolgen  kann.    Man  denke  hier  nur  an  das  verhältnismäßig  schnelle 

i)  Wie  Münchener  Blätter  melden,  sind  erfreulicherweise  die  Ausnahmetarife 
für  frisches,  nicht  zubereitetes  Fleisch  zum  Verbrauch  im  Inlande  sowie  für  zur 
Schlachtung  im  Inlande  bestimmte  Tiere  in  Wagenladungen  bis  zum  31.  Dezember 
1914  verlängert  worden. 
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Verschwinden  der  kleinen  Tuchgrossisten  besonders  in  Nord- 
deutschland. Die  Verbindung  zwischen  Fabrikant  und  Schneider 
wurde  eine  direkte.  Auch  ist  es  zu  bekannt,  als  daß  hier  näher 
darauf  einzugehen  wäre,  wie  die  Genossenschaften  in  der  Stadt 
und  namentlich  auf  dem  Lande  ganze  Gruppen  von  Zwischen- 
instanzen beseitigt  haben,  die  Maschine  noch  alle  Tage  ganze 
Erwerbsstände  überflüssig  macht.  Das  liegt  eben  in  unserer 
fortschreitenden  Entwicklung  begründet  und  darf  auch  als  berech- 
tigt gelten.  Aber  bei  einem  so  allgemeinen  Konsum-  und  Tages- 
artikel wie  Fleisch  läßt  sich  die  Beseitigung  des  Zwischen- 
handels nicht  so  schnell  vornehmen,  ohne  daß  ganz  empfindliche 
Stockungen  eintreten. 

Deshalb  darf  nichtsdestoweniger  das  Ziel  nicht  aus  dem  Auge 
verloren  werden.  Es  hat  sich  in  den  letzten  Teuerungszeiten  an 
vielen  Orten  unzweifelhaft  feststellen  lassen,  daß  in  der  Fleisch- 
versorgung eine  zu  lange  und  schwer  passierbare  Brücke  zwischen 
Produzenten  und  Konsumenten  besteht.  Und  deshalb  ist  es  auch 
gewiß  nichts'  Ungewöhnliches  und  Unberechtigtes,  wenn  neue 
Wege  gesucht  werden,  die  den  bisherigen  Weg  an  Kürze  über- 
treffen, zumal  nach  den  bisherigen,  wenn  auch  geringen  Erfahrungen 
nicht  mehr  bestritten  werden  kann,  daß  die  ganze  Fleischver- 
sorgungsbewegung in  diesem  Zeichen  am  ersten  siegen  kann. 
Daß  die  Ansichten  über  das  Wie  dieser  notwendigen  Wegver- 
kürzung noch  geteilt  sind,  liegt  in  der  Natur  der  Sache  und  auch 
in  der  Kürze  der  Zeit,  die  eine  volle  Klärung  noch  nicht  bringen 
konnte.  Nur  muß  es  verurteilt  werden,  die  ganze  Frage  von 
neuem  einem  laissez  faire,   laissez  passer  zu   überlassen. 

Wenden  wir  uns  zusammenfassend  den  einzelnen  bisher  ver- 
suchten hauptsächlichsten  Maßnahmen  nochmals  kurz  zu,  so  darf 
allgemein  gesagt  werden,  daß  die  seitherigen  staatlichen 
Eingriffe  nicht  allzuviel  genutzt  haben  und  auch  eine  wirk- 
liche Reform  nicht  herbeiführen  konnten,  da  keine  einzige  grund- 
legende Maßnahme  zur  Durchführung  gelangte.  Die  neuen  Ge- 
setze über  die  innere  Kolonisation,  die  widerrufliche  Zulassung 
der  Einfuhr  von  Vieh  und  Fleisch  usw.  vermögen  eine  wirkliche 
Stoßkraft  nicht  auszuüben.  Und  die  weiter  in  Frage  stehende 
große  Maßnahme ,  die  Herabsetzung  der  Getreide- 
zölle und  das  damit  notwendige  Hindrängen  der  landwirt- 
schaftlichen Produktion  zur  vermehrten  Viehzucht,  von  der  sich 
besonders  Eßlen  in  seinem   mehrfach  erwähnten  Werke  das  Meiste 
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verspricht,  kann  noch  nicht  als  spruchreif  bezeichnet  werden. 
Sind  an  und  tür  sich  zollpoUtische  Veränderungen  ein  zwei- 
schneidiges Schwert,  so  gilt  dies  von  der  Umgestaltung  der  Agrar- 
zölle  in  ganz  besonderem  Maße.  Unsere  Zollsclivvärmer  mögen 
nie  vergessen,  daß  der  Landwirtschaftsbetrieb  und  seine  Größen- 
einteilung sich  nicht  so  schnell,  leicht  und  krisenlos  umgestalten 
lassen,  wie  ein  industrielles  —  oder  Handelsunternehmen.  Wenn 
hier  ein  tiefer  Einschnitt  gemacht  werden  soll,  so  muß  gleich- 
zeitig eine   lange   Frist   für  die   Vernarbung  gesetzt  werden. 

Tatsächlich  kann  auch  hinsichtlich  der  Fleischversorgung  von 
einer  unbedingt  notwendigen  Herabsetzung  der  Getreidezölle  kaum 
die  Rede  sein.  Wie  u.  a.  die  unter  der  Urteilsfähigkeit  der  Land- 
wirtschaftlichen Hochschule  in  Hohenheim  stehende  erwähnte 
preisgekrönte  Untersuchung  von  F.  WeiJ  überzeugend  nachweist, 
kann  die  deutsche  Landwirtschaft  ohne  himmelstürzende  Um- 
wandlung unserer  Zollgesetze  den  gesamten  Fleischbedarf  des 
deutschen  Volkes  auf  Jahre  hinaus  decken,  wenn  sie  ihr  Mög- 
lichstes tut  und  mit  durchführbaren  Reformen  bald  ans  Werk 
geht.  Die  nötigste  Forderung  ist  daher  u.  E.,  aufklärend  zu 
wirken  und  die  heimische  Produktion  immer  wieder  an  ihre  natio- 
nalen Aufgaben  zu  erinnern.  Erst  wenn  auf  diese  Weise  das  Ziel 
nicht  erreicht  wird,  soll  man  ernstlich  an  unserer  Zollpolitik  rütteln. 

Ebenso  ist  es  u.  E.  noch  nicht  an  der  Zeit,  das  zweite  viel- 
fach vom  Staate  verlangte  große  Mittel  in  Anwendung  zu  bringen, 
nämlich  die  vollständige  Zulassung  von  ausländi- 
d  i  s  c  h  e  m  Gefrierfleisch.  Unter  den  jüngsten  Veröffent- 
lichungen verlangt  dies  u.  a.  die  Schrift  von  A.  Müller,  die  aller- 
dings im  Vorwort  vom  Verfasser  als  Tendenzschrift  bezeichnet 
wird  ^).  Gegen  eine  beschränkte  Einfuhr  besonders  nach  den  an 
der  See  und  den  schiffbaren  Flüssen  gelegenen  größeren  Städten 
in  Teuerungszeiten  kann  gewiß  nichts  eingewendet  werden,  ihre 
Forderung  darf  sogar  bei  weiter  zunehmender  Fleischteuerung  als 
notwendig  gelten.  Aber  ehe  dabei  ganz  nach  dem  Muster  Eng- 
lands vorgegangen  wird,  sollte  man  bedenken,  daß  dieses  Land 
ganz  andere  wirtschaftliche  Verhältnisse  aufweist  wie  Deutsch- 
land; dort  muß  infolge  der  nicht  gerade  glücklichen  Agrarver- 
fassung  und  der  verhältnismäßig  geringen  landwirtschaftlich  ge- 
nutzten Fläche  rund  ein  Drittel  des  Fleischkonsums  mit  aus- 
ländischem Fleisch   gedeckt    werden,    bei  uns  beträgt  das  Defizit 

i)  A.   Müller,  Fleischeinfuhr?     Berhn   1912. 
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aber  erst  wenige  Prozente.  Wegen  dieses  geringen  Mankos  aber 
bereits  ein  Experiment  versuchen,  das  vvomöglicii  unsere  heimi- 
sche Viehzucht  in  große  Schwierigkeiten  bringt,  ist  wenigstens 
unter  den  jetzigen  Verhältnissen  noch  ein  zu  großes  Wagnis. 
Ob  schHeßHch  die  Verfechter  der  freien  Fleischeinfuhr  —  soweit  es 
sich  nicht  um  Interessenten  handelt  —  wirklich  englische  Zustände 
ernstlich  herbeiwünschen,  muß  wohl  doch  bezweifelt  werden. 
Sind  es  denn  wirklich  so  erstrebenswerte  Zustände,  wenn  der 
Grundbesitz  wie  in  England  zu  einem  weit  größeren  Teile  wie  bei 
uns  von  Pächtern  bewirtschaftet  wird,  wenn  nicht  zuletzt  infolge 
der  ausländischen  Fleischeinfuhr  der  Grund  und  Boden  immer 
mehr  zum  Genußvermögen  wird  ? 

Und  dann  die  durch  die  Fleischeinfuhr  bedingte  Abhängig- 
keit vom  Auslande,  von  einigen  wenigen  Großimporteuren!  Be- 
reits im  Jahre  1910,  als  die  ersten  diesbezüglichen  Anregungen 
die  breite  Oeffentlichkeit  beschäftigten,  brachte  die  Presse  die 
unwiderlegt  gebliebene  Mitteilung,  daß  die  Bestrebungen  des 
amerikanischen  Fleischtrustes  dahin  gingen,  den  gesamten  Fleisch- 
handel in  die  Hand  zu  bekommen.  Die  deutsche  Regierung  hat 
damals  durch  ihre  Auslandsvertreter  Erkundigungen  einziehen 
lassen,  die  ergeben  haben,  daß  zwischen  den  argentinischen  Fleisch- 
gesellschaften und  dem  nordamerikanischen  Fleischtrust  ein  Kon- 
zern besteht.  Falls  Deutschland  und  andere  größere  kontinen- 
tale Staaten  die  freie  Fleischeinfuhr  zuließen,  wie  bald  würden 
die  jetzt  nur  noch  wenigen  unabhängigen  Fleischzentren-  ver- 
schwinden, und  der  Welt-Fleischtrust  wäre  eine  vollendete  Tat- 
sache! Einen  wie  beschämenden  Rückzug  müßten  dann  alle  gut- 
gläubigen Vertreter  der  unbeschränkten  argentinischen  oder  son- 
stigen ausländischen  Fleischeinfuhr  antreten,  wenn  in  der  Zeit 
einer  Fleischteuerung  der  Fleischtrust  einfach  die  Preise  diktierte 
und  die  Inlandproduktion  dann  so  geschwächt  wäre,  daß  sie 
keinen  ausreichenden  Ersatz  mehr  Schäften  könnte. 

Die  Maßnahmen  der  größeren  Städte  können 
ebenfalls  nur  als  erste  Versuche  bezeichnet  werden;  sie  haben 
ein  fest  umgrenztes  Programm  nur  in  ganz  vereinzelten  Fällen 
erkennen  lassen,  und  sie  traten  bei  der  letzten  Teuerung  meistens 
auch  viel  zu  spät  auf  den  Plan.  Hierzu  mag  die  anfänglich  ent- 
gegengesetzte kraftvolle  Stellungnahme  des  Deutschen  Städtetages 
ihr  gut  Teil  beigetragen  haben  ;  jedenfalls  waren  sich  die  maß- 
gebenden Kreise  lange  Zeit  nicht  klar  darüber,    ob  sie  zu  Taten 
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Übergehen  sollten.  Als  sie  trotz  ihres  prinzipiellen  Standpunktes 
nach  und  nach  doch  dazu  übergingen,  die  Einführung  von  aus- 
ländischem Vieh  und  Fleisch  ins  Werk  zu  setzen,  ließen  trotz 
des  teilweisen  Verpassens  der  besten  Situation  die  günstigen  Er- 
folge nicht  auf  sicli  warten,  die  Preise  auch  für  inländisches 
Fleisch  ließen  nach.  Wie  es  aber  in  solchen  Fällen  zu  geschehen 
pflegt,  blieb  es  auch  diesmal  nicht  aus,  daß  Interessenten,  in 
diesem  Falle  Großhändler,  aus  der  Not  eine  Tugend  machten. 
Als  die  ersten  Fleischlieferungsabkommen  mit  den  Städten  ab- 
gelaufen waren,  wurden  die  Preise  »im  Hinblick  auf  die  steigende 
Nachfrage«  sofort  in  die  Höhe  gesetzt,  obwohl  damals  alle  Welt 
behauptete,  das  Ausland  habe  noch  einen  Ueberfluß  an  Schlacht- 
vieh aufzuweisen.  Wie  die  erwähnte  Düsseldorfer  Denkschrift 
ausführt,  mußte  die  Stadt  bereits  im  Dezember  1912  für  das  aus- 
ländische Vieh,  das  sichtlich  hinter  dem  anfänglich  bezogenen 
qualitativ  zurückstand,  4  Pf.  für  das  Kilogramm  mehr  bezahlen 
als  vorher.  Das  sind  Tatsachen,  die  zu  denken  geben  und  die 
mit  zwingender  Logik  dazu  führen  müssen,  nicht  jede  Fleisch- 
teuerungsmaßnahme beim  etwaigen  Sinken  der  Preise  oder  wäh- 
rend der  Sommermonate  wieder  aufzugeben,  sondern  dauernde 
Einrichtungen  zu  schaffen.  Ebenso  wie  der  Staat  sich  teil- 
weise zu  hohen  Preisen  Kohlengruben  erworben  hat,  um  keine 
monopolistischen  Bestrebungen  der  Grubenmagnaten  aufkommen 
zu  lassen  oder  solche  wenigstens  bekämpfen  zu  können,  kann 
keine  größere  Stadt,  versteht  sie  die  Zeichen  unserer  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  und  die  ihr  dabei  zufallenden  Aufgaben  rich- 
tig, mehr  umhin,  zur  Verhütung  oder  wenigstens  Milderung  der 
immer  wieder  zu  erwartenden  Fleischteuerungen  einen  dauern- 
den Regulator  zu  schaffen. 

Und  hierbei  kommt  nach  Lage  der  ganzen  Verhältnisse  in 
erster  Linie  die  Errichtung  einer  städtischen  Fleisch- 
halle in  Frage.  Bei  gutem  Willen  wird  es  auch  jeder  Stadt 
gelingen,  mit  den  bestehenden  mehr  als  26  000  bäuerlichen  Or- 
ganisationen Lieferungsverträge  für  diesen  neuen  Regiebetrieb 
auf  lange  Jahre  zu  angemessenen  Preisen  abzuschließen.  Jede 
Stadt  hat  es  dann  natürlich  auch  in  der  Hand,  an  welche  Be- 
völkerungskreise sie  das  Fleisch  abgeben  will,  ob  nur  an  die 
ärmeren  Bürger  oder  an  alle.  Wo  die  Verhältnisse  dazu  ange- 
tan sind,  kann  eine  städtische  Viehmästerei  hinzu- 
kommen.     Auf    diese  Weise    ist    namentlich    in  Teuerungszeiten 
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eine  Garantie  gegeben,  daß  der  Zwischenhandel  und  das  wohl 
überall  mehr  oder  minder  vorhandene  Metzgermonopol  nicht  mehr 
willkürliches  Spiel  treiben  können.  Dagegen  muß  eine  über- 
wiegende oder  gar  gänzliche  Versorgung  der  Bevölkerung  mit 
Fleisch  durch  eine  städtische  Einrichtung  in  unserer  Zeit  als 
Utopie  bezeichnet  werden. 

Was  schließlich  die  Maßnahmen  der  privaten 
Selbsthilfe  anbelangt,  so  ist  deren  weiterer  Ausbau  erstre- 
benswert, so  lange  derselbe  in  angemessenen  Grenzen  bleibt. 
Solche  private  Unternehmungen  sind  ebenfalls  berufen  und  be- 
fähigt, preisbildend  und  preisnivellierend  zu  wirken.  Sie  wären 
aber  nicht  ohne  Gefährdung  berechtigter  Interessen  des  Metzger- 
und  auch  des  Viehhändlerstandes  durchführbar,  und  es  wäre  auch 
zu  weit  gegangen,  wollte  man,  wie  jüngst  namentlich  von  kon- 
servativer Seite  vorgeschlagen  wurde,  schon  jetzt  in  größerem 
Umfange  mit  der  Bildung  von  sogenannten  Verbrauchs- 
genossenschaften beginnen.  Das  könnte  unser  soziales 
Gewissen  nicht  billigen,  ganz  abgesehen  davon,  daß  solche  Unter- 
nehmungen wahrscheinlich  in  vielen  Fällen  den  Konsum  nicht 
billiger  befriedigen  könnten  als  das  zünftige  Metzgergewerbe. 

Abschließend  sei  nochmals  hervorgehoben,  daß  auf  Grund 
objektiver  Forschung  und  der  bisher  gesammelten  Erfahrungen 
die  möglichste  Lösung  der  Fleischversorgungsfrage  in  Deutschland 
unter  den  gegebenen  sozialen  wirtschaftlichen  und  nationalen 
Verhältnissen  nicht  durch  ein  Inverbindungsetzen  mit  dem  näheren 
oder  ferneren  Auslande,  sondern  durch  Reformen  und  Maßnahmen 
herbeizuführen  ist,  die  auf  eine  bessere  Interessen-  und  Ar- 
beitsgemeinschaft zwischen  Konsumenten  und 
Produzenten  hinauslaufen.  Hierbei  fallen  der  deutschen  Vieh- 
zucht die  wichtigsten  Aufgaben  zu,  aber  auch  die  Träger  der  mo- 
dernen Kommunal-  und  Sozialpolitik,  die  Städte,  müssen  ihr  hilf- 
reich die  Hand  reichen.  Dann  kann  auch  der  Erfolg  nicht  aus- 
bleiben. 
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Der  wirtschaftliche  Riesenkampf  des  Unterwesergebietes. 

Von 

Dr.  F.  G  eh  rke. 

Wie  die  politische,  so  wächst  auch  die  wirtschaftliche  Entwicklung 
immer  mehr  ins  Riesenhafte.  Wenn  man  von  dem  Balkan  absieht,  wo 
ein  neuer  Zwergstaat  aus  Verlegenheitsgründen  geschaffen 
wurde,  ist  überall  die  Tendenz  erkennbar,  daß  die  Kleinstaaten  ver- 
schwinden, um  größeren  Staatengebilden  Platz  zu  machen,  aus  deren 
Zahl  sich  dann  wieder  einige  wenige  Weltstaaten  herausheben.  Genau 
so  ist  die  wirtschaftliche  Entwicklung.  Man  unterscheidet,  um  hier 
nur  den  Seehandel  herauszugreifen,  schon  zwischen  Welthäfen  und 
solchen  kleineren  Umfangs.  Nicht  mehr,  wie  noch  vor  einigen  Jahr- 
zehnten, in  etwa  zwei  Dutzend  Häfen  zwischen  Memel  und  Rhein,  son- 
dern nur  in  einigen  wenigen  spielt  sich  das,  was  man  unter  »Seehandel« 
versteht,  jetzt  ab.  Der  überseeische  Großverkehr  beschränkt  sich 
gar  auf  nur  zwei  Häfen,  Hamburg  und  Bremen,  zu  denen  vielleicht 
Emden  als  dritter  treten  wird.  Auf  den  Namen  eines  Welthafens  hat 
aber  von  allen  deutschen  Seestädten  nur  Hamburg  Anspruch,  selbst 
Bremen  rangiert  nur  in  der  zweiten  Klasse,  der  »Großhäfen«,  wie  man 
sie  bezeichnen  könnte. 

Noch  vor  25  Jahren  sah  man  Hamburg  und  Bremen  als  ungefähr 
gleichwertige  Mittelpunkte  für  den  Seeverkehr  an.  In  der  Tat  besaß 
Bremen  damals  in  mancher  Beziehung  sogar  ein  entschiedenes  Ueber- 
gewicht  über  Hamburg.  Der  Norddeutsche  Lloyd  stand  in  den  1880er 
Jahren  noch  an  führender  Stelle,  vor  der  Hamburg-Amerika  Linie.  Im 
Jahre  1887  kamen  bei  Hamburg  von  3  920000  Registertonnen  einlaufen- 
der Schiffe  nur  i  104  736  Registertonnen  auf  die  außereuropäische  Fahrt, 
bei  Bremen  jedoch  entfielen  darauf  935  349  von  seinen  1445000  Re- 
gistertonnen. Im  Durchschnitt  der  Jahre  1877 — 1881  bezifferte  sich, 
nach  einem  Gutachten  der  Bremer  Handelskammer  vom  Jahre  1882, 
die  Wareneinfuhr   von   außereuropäischen  Plätzen  in  Hamburg  auf  27, 
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in  Bremen  auf  67%  des  Gesamtverkehrs,  und  die  überseeische  Ein- 
fuhr bewegte  im  gleichen  Jahresdurchschnitt  in  Hamburg  12,4  und  in 
Bremen  13,1  Millionen  Zentner.  Dies  ist  jetzt  anders  geworden,  und 
gewaltig  sind  die  vom  Eibverkehr  bewegten  Werte  über  diejenigen  des 
Weserhandels  hinweggeschnellt.  Es  ist  fast  schon  so  weit  gekommen, 
daß  man  in  manchen  Kreisen  Hamburg  nur  mehr  als  »den«  deutschen 
Seehafen  betrachtet  —  und  behandelt  — ,  während  man  zu  Bremen 
weniger  Zutrauen  hat.  Es  sei  zurückgeblieben  und  weniger  leistungs- 
fähig, behauptet  man,  in  Hamburg  sei  >mehr  los«  usw.  Das  sind  aber 
irrige  Meinungen,  die  im  Interesse  unparteilicher  Beurteilung  einer  Rich- 
tigstellung bedürfen. 

Das  steht  ja  außer  Frage :  Hamburg  hat  einen  weit  leb- 
hafteren Verkehr  als  die  alte  Weser  Stadt.  Aber  was  ist 
der  Grund  dafür?  Fast  einzig  und  allein  seine  günstigere  geographische 
Lage.  Es  liegt  an  derjenigen  Stelle  des  offenen  Meeres  (die  Eibmün- 
dung ist  ja  nur  eine  unmittelbare  Fortsetzung  davon),  wohin  die  großen 
Ozeandampfer,  ohne  zu  leichtern,  unter  normalen  Verhältnissen  mit  der 
Flut  am  weitesten  östlich  gelangen  können.  Es  hat  ein  ausgezeich- 
netes binnendeutsches  Hinterland,  das  sich  über  den  großartigen  In- 
dustriemittelpunkt und  Güterverbraucher  Berlin  durch  die  Verbin- 
dungskanäle und  die  Oder  bis  nach  Oberschlesien  und  die  Elbe  und 
Saale  entlang  über  das  sächsische  Industrierevier  bis  nach  Böhmen 
hinein  erstreckt.  Es  hat,  wie  in  ihm  der  ganze  Handel  mit  Ostdeutsch- 
land seinen  natürlichen  Ausgangspunkt  findet,  den  deutschen  Verkehr 
mit  Nord-  und  Osteuropa  fast  ausschließlich  an  sich  reißen  können 
und  ist  für  die  nordgermanischen  Länder  der  Stapelplatz,  der  sie  mit 
all  den  »Kolonialwaren«  versorgt,  die  sie  unmittelbar  nicht  einführen 
können.  Der  breite,  tiefe  Schlauch  der  Elbe  ist  ein  wunderbares,  na- 
türliches Tor,  das  nur  sehr  wenig  »korrigiert«  zu  werden  braucht. 

Das  Unter  wesergebiet  ist  nicht  in  einer  so  glück- 
lichen Lage.  Im  Osten  steht  Hamburg  mit  dem  unübersteigbaren 
Wall  seiner  stolzen  Kraft  und  Grüße.  Im  Westen  wird  sein  Verkehrs- 
gebiet durch  Antwerp  en  und  Rotterdam  eingeengt.  Zwischen 
Elbe  und  Rhein  strömt  die  Weser  wie  auf  einer  schmalen  Wasser- 
scheide dahin.  Der  größte  Teil  der  ganzen  ungeheuren  Gütererzeugung 
Rheinland-Westfalens,  des  jetzt  größten  zusammenhängenden  Industrie- 
bezirks der  Erde,  fließt,  dem  Laufe  des  Rheines  folgend,  nach  Westen 
ab  und  nährt  die  holländischen  und  belgischen  Häfen.  Selbst  der  B  a  u 
des  Mittellandkanals  wird  schwerlich  eine  Aenderung 
darin  eintreten  lassen.  Im  Gegenteil  ist  zu  befürchten,  daß  er  auch 
den  Verkehr  der  Provinz  Hannover  mehr  nach  Westen  ablenken  wird, 
der  jetzt  noch  in  der  Hauptsache  nach  Bremen  gerichtet  ist.  Ferner 
strebt  in  neuerer  Zeit  Emden  mächtig  empor.  Wenngleich  die  rück- 
wärtigen Verbindungen   dieses  Hafens    noch   weniger  gut  sind  als  die- 
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jenigen  Bremens  und  er  im  Uebcrscehandel  noch  so  gut  wie  keine 
Wurzel  geschlagen  hat,  weil  ihm  der  Eigenhandel  und  die  alten  per- 
sönlichen Beziehungen  fehlen,  fällt  doch  schwer  in  die  Wagschale,  daß 
das  Gewicht  des  größten  deutschen  Bundesstaats  hinter  ihm  steht,  der 
den  ausgesprochenen  Willen  hat,  gerade  diesen,  seinen  westlichsten, 
Hafen  zu  begünstigen.  Kurz,  das  Hinterland  des  Unterwesergebietes 
ist  schmal,  industriearm  und  reicht  über  wenige  hundert  Kilometer 
nicht  hinaus. 

Das  Haupthindernis  aber,  das  die  Entwicklung  des  Unter- 
wesergebietes, insbesondere  also  des  Staates  Bremen  mit  den  beiden 
großen  Häfenkomplexen  Bremen  und  Bremerhaven  hemmt,  ist  die 
Weser  selbst.  Wohl  ist  ihre  Mündung  so  breit,  daß  man  beim 
Rotesand-Leuchtturm  nur  bei  sehr  klarem  Wetter  den  Blick  vom  einen 
zum  andern  Ufer  senden  kann.  Aber  ihr  fehlt  die  genügende  Tiefe. 
Barren  von  Sand,  den  die  Oberweser  hinabschwemmt,  und  die  enormen 
Massen  von  Schlick,  die  die  Nordsee  in  den  Strom  spült  und  die  der 
Wechsel  der  Gezeiten  nur  unvollständig  wieder  mit  hinab  ins  Meer 
nimmt,  sind  Nachteile  schwerster  Art.  Der  Ozeangroßverkehr  mußte, 
50  km  weseraufwärts,  aber  noch  immer  70  km  von  Bremen-Stadt  ent- 
fernt, in  Bremerhaven  Halt  machen. 

Wollte  Bremen  also  nicht  in  die  Bedeutungslosigkeit  einer  ver^ 
kehrslosen  Binnenstadt  verfallen,  so  mußte  es  durchsetzen,  daß  es  sich 
einen  guten,  hindernislosen,  unmittelbaren  Anschluß  an  den  Weltver- 
kehr sicherte :  es  mußte  die  Weser  so  weit  vertiefen,  daß 
auch  große  Schiffe  in  sie  einlaufen  und  möglichst  in 
Bremen  selbst  löschen  konnten.  Diese  Notwendigkeit  ist 
der  Angelpunkt,  um  den  sich  Bremens  beispiellose  Anstrengungen  wäh- 
rend der  letzten  Jahrzehnte  drehten.  Die  glückliche  Lösung  der  Fragen 
aber  hat  den  kühnen  Hanseaten  Recht  gegeben,  und  die  Hunderte  von 
Millionen  Mark  sind  nicht  nutzlos  ausgegeben. 

Von  Hannoversch-Münden,  wo  Werra  und  Fulda  sich  vereinen,  ist 
die  Weser  ein  sehr  seichter  Fluß.  Die  im  Verein  mit  Preußen  vor- 
genommene Vertiefung  hat  aber  bewirkt,  daß  der  Flußverkehr  jetzt  un- 
gehindert vor  sich  gehen  kann,  falls  nicht  gerade  außergewöhnliches 
Niedrigwasser  ist.  Bis  in  die  kanalisierte  Fulda  hinauf,  nach  Kassel, 
besteht  ein  regelmäßiger  Eil-  und  Schleppdampferdienst.  Die  Groß- 
schiffahrt erreichte  seit  je  ihr  Ende  in  Bremen,  wo  die 
Flutwelle,  die  von  der  Nordsee  täglich  zweimal  heraufkommt  und  den 
Wasserspiegel  um  (in  Bremen)  etwa  1,10  m  hebt,  noch  kräftig  zu 
spüren  ist.  Aber  bis  in  die  1880er  Jahre  hinein  hatte  das  Einlaufen  der 
Schiffe  seine  Gefahren.  In  unregelmäßigem,  verwildertem,  von  Sand- 
bänken häufig  unterbrochenem  Lauf  strömte  die  Weser  ins  Meer.  So- 
lange die  Seeschiffahrt  nur  mit  flachgehenden  Fahrzeugen  ausgeübt 
wurde   und   solange  Zeit   noch   kein  Geld    war   und  man  sich  infolge- 
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dessen  nichts  daraus  machte,  unterwegs  liegen  zu  bleiben  und  die 
nächste  Flut  abzuwarten,  ging  es.  Aber  als  die  Dampfschiffahrt  em- 
porblühte, schnellere  Reisen  ermöglichte  und  dadurch  dem  alten  so- 
genannten Stapelhandel  den  Todesstoß  gab  und  als  die  Größe  und 
Tiefe  der  Fahrzeuge  immer  mehr  wuchs,  klaffte  ein  Spalt.  Die 
Großschiffahrt  hörte  in  dem  1827  gegründeten  Bre- 
merhaven auf,  die  Klein  Schiffahrt  und  der  (ober- 
deutsche) Binnenverkehr  begannen  in  Bremen-Stadt. 
Dazwischen  lag  eine  70  km  breite  verkehrstechnische  Wüste.  Es  galt, 
sie  zu  überbrücken,  und  Bremen  ging  mutig  ans  Werk.  Nach  den 
Plänen  des  genialen  Oberbaudirektors  Franz  ins  begann  man  nach 
langen  und  schwierigen  Vorbereitungen  im  Jahre  1887  das  Riesen- 
werk der  Begradigung  und  Vertiefung  des  Stromes. 
Diese  »Unterweserkorrektion«  war  der  Dornröschenkuß,  der 
die  alte  Hansastadt  zu  neuem,  blühendem  Leben  erweckte.  1894  ^^'^r 
sie  vorläufig  beendet:  die  Weser  war  so  'weit  vertieft  worden,  daß  es 
Schiffen  von  5  m  Tiefgang  möglich  war,  »in  einer  Tide  von  Bremen- 
Stadt  nach  See  zu  gelangen«.  Das  heißt:  Ebbe  und  Flut  wechseln  be- 
kanntlich in  Zeiträumen  von  etwa  sechs  Stunden  ab;  wenn  nun  ein 
Schiff  von  5  m  Tiefgang  Bremen  bei  Hochwasser  verließ,  konnte  es 
mit  ablaufendem  Wasser  nach  See  gelangen,  ohne  daß  die  Ebbe  ihm 
unter  dem  Kiel  fortlief  und  es  unterwegs  auf  Grund  setzte.  Hand  in 
Hand  mit  diesen  Stromverbesserungsarbeiten  gingen  großartige  Hafen- 
anlagen. Im  Jahre  1888  wurde  Bremen  zum  Freihafen  erklärt,  und  am 
I.  Oktober  jenes  Jahres  wurde  der  Freihafen  I  eröffnet,  der  bei  einer 
Länge  von  2  km  eine  Breite  von  1 10  m  besitzt  und  an  beiden  Seiten 
mit  einer  doppelten  Reihe  von  Speichern  und  mit  vielen  Dutzen'den 
hydraulischer  Krähne  eingefaßt  ist. 

Die  Folgen  all  dieser  Arbeiten  waren  außerordentlich  se- 
gensreich. Bis  1888  hatte  der  Bremer  Warenhandel  an  schwerem 
Siechtum  gelitten  und  zeigte  nur  einen  sehr  geringen  Aufschwung,  der 
bei  weitem  nicht  dem  wirtschaftlichen  Fortschreiten  Gesamtdeutsch- 
lands entsprach.  Von  1873 — 1888,  also  in  einem  Zeitraum  von  15 
Jahren,  erhöhte  sich  der  Gesamtverkehr  Bremens  um  noch  nicht  ein- 
mal 40  Millionen  Mark.  Aber  schon  das  Jahr  1890  bringt  ein  Mehr 
von  über  200  Millionen  Mark.  Die  folgenden  Zahlen  beweisen,  daß 
die  günstigere  Entwicklung  auch  seitdem  angehalten  hat.  Es  betrug 
(Werte  in  1000  Mark)  Bremens  allgemeiner  Warenverkehr 
ohne  Edelmetalle: 


1873 

529834 

1888 

552932 

1889 

663  543 

1890 

749  939 

1895 

806  306 

1900 

I  100  696 
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1905:  I  341  259 
1910  :  I  908  458 
1912  :  2318  070 

In  den  zwei  Jahrzehnten  von  1888 — 1908  hob  sich  der  Waren- 
verkehr 

Deutschlands  in  der  Einfuhr  von   100  auf  234,     in    der  Ausfuhr    von   100  auf  200, 

durchschnittlich  von   100  auf  217; 

Hamburgs  ^      »  »  »      100     >>     258,     in    der  Ausfuhr    von   100  auf  248, 

durchschnittlich  von   100  auf  253; 

Bremens  »      »  »  »      100     »     305,    in    der  Ausfuhr    von    100  auf  310, 

durchschnittlich  von   100  auf  308. 

Bremen  hat  also  die  stärkste  prozentuale  Steige- 
rung  zu   verzeichnen. 

Die  Vertiefung  der  Unterweser  hat  auch  für  die  nichtbremischen 
Häfen  sehr  günstige  Folgen  gehabt.  So  ist  beispielsweise  der  Schiffs- 
verkehr von  Nordenham  von  rund  40000  Reg. -Tonnen  im  Jahre  1888 
auf  jetzt  mehr  als  eine  Viertelmillion  Reg. -Tonnen  gestiegen.  Brake 
hat  ein  ähnliches  Wachstum  zu  verzeichnen.  Wenngleich  diese  Unter- 
weserhäfen insofern  eine  Einbuße  erleiden,  als  große  Dampfer,  die  sonst 
in  ihnen  löschten,  jetzt,  nach  der  Vertiefung,  an  ihnen  vorbei  nach 
Bremen  fahren,  so  haben  sie  doch  einen  großen  mittelbaren 
Nutzen  dadurch,  daß  der  Gesamtverkehr  der  Weser  wächst  und  auch 
sie  befruchtet.  Es  heißt  deshalb  wenig  weitsichtig  und  wenig  freund- 
schaftlich gehandelt,  wenn  Oldenburg  nicht  nur  nichts  zu  den  Ver- 
tiefungskosten beiträgt,  sondern  sich  seine  Einwilligung,  daß  Bremen 
die  Vertiefung  auf  eigene  Kosten  vornimmt,  noch  mit  Millionen  be- 
zahlen läßt, 

Die  Vertiefung  der  Weser  für  den  Verkehr  mit  Schiffen  von  5  m 
Tiefgang  genügt  aber  den  Ansprüchen  nicht  mehr.  In  den  letz- 
ten Jahren  hat  die  Gröfie  der  Seeschiffe  immer  mehr 
zugenommen,  eine  Erscheinung,  die  nicht  etwa  auf  die  deutsche 
Nordseeküste  beschränkt,  sondern  ganz  allgemeiner  Natur  ist.  So  ist 
die  Entwicklung  bei  der  englischen  Handelsmarine  folgendermaßen : 
In  den  letzten  zwölf  Jahren  sank  der  Gesamtrauminhalt  der  englischen 
Handelsdampfer  bis  looo  Netto-Reg.-Tonnen  von  949000  auf  768000 
—  also  ein  Rückgang  um  19% ;  der  Rauminhalt  der  Dampfer  von 
1000 — 2000  Netto-Reg.-Tonnen  sank  von  2862000  auf  2054000  — 
also  ein  Rückgang  um  27%;  dagegen  stieg  der  Gesamtrauminhalt  der 
2 — 3000  Netto-Reg.-Tonnen  fassenden  Dampfer  in  dem  erwähnten  Zeit- 
raum von  1969000  auf  4  104000  Netto-Reg.-Tonnen,  das  ist  eine  Steige- 
rung um  108% !  Aehnlich  in  Deutschland.  Der  Gesamtrauminhalt  der 
Schiffe  von  lOOo — 2000  Netto-Reg.-Tonnen  zeigt  zwar  eine  —  sehr 
langsame  —  Steigerung,  nämlich  von  311  000  auf  434000  Tonnen.  Die 
Großschiffe,  d.  h.  die  2 — 3  000  Tonnendampfer,  weisen  aber  eine  Steige- 
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rung  des  Netto-Rauminhalts  von  210000  auf  604000  Tonnen  auf,  also 
eine  Steigerung  um  i6S%l 

Diese  Größen-  und  damit  Tiefgangssteigerung  hat  für  die  Häfen 
sehr  unangenehme  Folgen.  Kaum  einer  ist  von  der  Natur  so  ausge- 
stattet, daß  ihm  die  Aenderung  gleichgültig  sein  kann.  Sie  alle  muß- 
ten die  Fahrrinnen  vertiefen.  So  hat  z.  B.  Rotterdam  seinen  etwa 
;^^  km  langen  Seekanal,  den  sog.  N  i  e  u  w  e  n  W  a  t  e  r  w  e  g  ,  auf  durch- 
gehends  9  m  bei  Niedrigwasser  vertieft.  So  mußte  Hamburg  die 
Elbe  weiter  ausbaggern  lassen.  So  mußte  auch  Bremen  in  den  sau- 
ren Apfel  beißen.  Nach  jahrelangen  Verhandlungen  hat  es  im  Früh- 
jahr dieses  Jahres  endlich  von  Preußen  und  Oldenburg  als  den  beiden 
Uferstaaten  die  Genehmigung  erhalten,  die  Weser  so  weit  zu  ver- 
tiefen, daß  Schiffe  mit  7  m  Tiefgang,  die  gegen  Ende  der  Flut 
den  Bremer  Freihafen  verlassen,  in  einer  Tide  nach  See  gelangen 
können. 

Solche  Ausbaggerungen  verursachen  sehr  erhebliche  Kosten.  Rot- 
terdam gab  für  den  Nieuwen  Waterweg  bislang  etwa  70  INIillionen  Mark 
aus.  Bremen  kostete  allein  die  Korrektion  der  Unterweser,  d.  h.  der 
Strecke  von  Bremen  bis  Bremerhaven,  bislang  mehr  als  70  Millionen 
Mark,  wozu  noch  etwa  lO  Millionen  Mark  für  die  Ausbaggerung  einer 
genügend  tiefen  Fahrrinne  in  der  »Außenweser«  (Strecke  von  Bremer- 
haven bis  See)  kommen.  Was  die  neue  Vertiefung  kosten  wird,  läßt 
sich  vorerst  nur  annähernd  schätzen.  Die  tatsächlichen  Baggerarbeiten 
werden  überschläglich  8 — 9  Millionen  Mark  verschlingen.  Mindestens 
ebensoviel  aber  wird  Bremen  an  Entschädigungen  an  die  Anlieger  des 
Stromes  zahlen  müssen,  da  durch  die  Stromvertiefung  der  Grund- 
wasserspiegel gesenkt  und  die  Marschländereien  dadurch  im  Werte 
vermindert  werden.  Die  Senkung  des  Grundwasserspiegels  ober- 
halb der  Stadt  hat  Bremen  dadurch  verhindert,  daß  es  bei  Ha- 
stedt  ein  großes  Wehr  baute,  das  gleichfalls  seine  10  INIillionen  INIark 
kostet. 

Nun  besteht  aber  ein  sehr  großer  Unterschied  zwischen  den  ein- 
zelnen Häfen  bezüglich  der  Deckung  solcher  Strom  Ver- 
besserungsausgaben. Hinter  Rotterdam  steht  der  Gesamtstaat 
der  Niederlande  und  hat  seinem  größten  Hafen  einen  erheblichen  Teil 
der  Kosten  abgenommen.  Emdens  Verkehrswege  nach  dem  Binnen- 
lande werden  durch  Preußen  ausgestaltet,  und  seine  Ausgaben  für  Fahr- 
wasservertiefung sind  verhältnismäßig  sehr  gering.  Hamburg  ist  eine 
Millionenstadt  und  hat  sowieso  viel  weniger  Vertiefungskosten  gehabt 
als  Bremen,  weil  die  Elbe  die  bessere  natürliche  Fahrrinne  ist.  Bremen 
dagegen  ist  ein  völlig  auf  sich  allein  angewiesener  kleiner  Stadtstaat, 
der  so  gut  wie  gar  keine  werbenden  Anlagen  (im  eigentlichen  Sinne, 
wie  die  preußischen  Eisenbahnen)  hat  und  dessen  Einnahmequellen  in 
der  verhältnismäßig   geringen  Anzahl   seiner  Steuerzahler  einen  Boden 
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finden,  dessen  Fruchtbarkeit  und  Hergabekraft  nur  beschränkt  ist.  Die 
Anlagen,  die  Bremen  schafft,  kommen  ebensogut  Preußen  und  Olden- 
burg, ja  darüber  hinaus  dem  ganzen  Reiche  zugute.  Man  denke  nur 
an  die  Verwendbarkeit  der  großen  auf  der  Weser  beheimateten  und 
verkehrenden  Schnelldampfer  als  Aufklärungs-  und  Transportschiffe  der 
Kriegsmarine  ;  an  die  Zufluchtsstätten  und  Docks,  die  die  Kriegsflotte 
in  der  Weser  und  speziell  in  dem  bremischen  Unterweserhafen  findet, 
ohne  daß  sie  nennenswerte  Ausgaben,  geschweige  denn  das  Gesamt- 
risiko dafür  hat ;  an  die  Kanalisierung  der  Oberweser  und  die  dadurch 
ermöglichte  Aufschließung  der  südlichen  Teile  der  Provinz  Hannover, 
Thüringens  und  Bayerns  infolge  verkehrstechnischer  Verkürzung  ihres 
Transportweges  zur  See;  an  die  Tatsache,  daß  Hamburg  erst  durch 
und  im  Kampfe  mit  Bremens  Konkurrenz  groß  geworden  und  daß 
Bremen  der  einzige  deutsche  Hafen  ist,  der  im  Falle  der  Schließung 
der  Elbe  durch  Blockade  oder  Quarantäne  (Choleraepidemie !)  unter 
Umständen  Hamburgs  Funktionen  allein  und  unvorbereitet  auf  solche 
Plötzlichkeit  übernehmen  muß.  Aber  trotz  alledem  hat  Bremen  so  gut 
wie  keinen  Zuschuß  von  den  anderen  Bundesstaaten  erhalten.  Im 
Gegenteil  muß  es  sich  sogar  die  Erlaubnis,  die  Weser  auf  seine  Kosten 
zu  vertiefen,  teuer  erkaufen  —  eine  seltsame  Unlogik !  Besonders  Ol- 
denburg versteht  zu  handeln ! 

Das  einzige,  was  Bremen  erreicht  hat,  ist,  daß  es  durch  Reichs- 
gesetz die  Ermächtigung  erhielt,  von  den  Ladungen  aller  mindestens 
300  cbm  Raumgehalt  besitzenden  Schiffe,  die  aus  See  nach  bremischen 
Häfen  oberhalb  Bremerhavens  oder  von  diesen  Häfen  nach  See  gingen, 
nach  vollständiger  Durchführung  der  Korrektion  (d.  h.  der  ersten, 
etwa  1894  beendeten)  eine  Abgabe,  die  sog.  Weserschiffahrts- 
abgabe, zu  erheben  in  einer  Höhe,  daß  durch  sie  die  tatsächlichen 
Ausgaben  für  die  Vertiefung  und  Begradigung  —  also  nicht  etwa  auch 
diejenigen  für  die  überaus  kostspielige  Unterhaltung!  —  niedrig  ver- 
zinst würden.  Die  Abgabe  wird  seit  dem  i.  April  1895  erhoben  und 
schwankt  je  nach  den  Waren  zwischen  Mk.  1.80  (Tarifklasse  I)  und 
M.  — .40  (Tarifklasse  VII)  für  die  Tonne  zu  1000  kg. 

Nach  dem  von  der  Handelskammer  aufgestellten  Voranschlage  soll- 
ten sich  im  28.  Betriebsjahre  die  Einnahmen  erstmalig  höher  stellen 
als  die  Zinsen,  und  im  65.  Betriebsjahre  sollte  die  ganze  wegen  der 
Korrektion  aufgenommene  Schuld  durch  eben  diese  Einnahmen  getilgt 
sein.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  ganze  Art  und  Weise  der  Ab- 
rechnung zu  kritisieren.  Man  wird  in  manchen  Punkten  abweichender 
Meinung  sein  können.  Aber  das  darf  mit  Stolz  hervorgehoben  werden 
und  ist  ein  Erfolg  von  durchschlagender  Beweiskraft,  daß  die  Ver- 
kehrsvoranschläge erheblich  überschritten  wurden. 
In  den  letzten  Jahren  stellten  sich  die  veranschlagten  zu  den  tatsäch- 
lichen Einnahmen  aus  der  Schiffahrtsabgabe  wie  folgt: 
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1909/10  veranschlagt   1060000  Mk. ;    tatsächlich   1305424  Mk. 
1910/11  »  I  100  000      »  »  I  371  451      » 

1911/12  T  I  140000      »  »  I  512  552     » 

1912/13  »  I  180000      »  »  (weitere,    bei    Drucklegung    noch 

nicht    genau    festgestellte    erheb- 
liche  Steigerung). 

Aber  eine  genügende  Verzinsung  der  Anlage  ist  trotz  dieser  er- 
freulichen Erscheinung  weder  eingetreten  noch  wird  sie  jemals  er- 
folgen. Zur  Zeit  ist  zur  Balanzierung  der  Abrechnung  ein  jährlicher 
Zuschuß  von  rund  einer  halben  Million  erforderlich,  und  das  wird  sich 
auch  in  Zukunft  kaum  ändern.  Das  wahrscheinliche  Mehr  der  Ein- 
nahmen wird  durch  das  Älehr  der  Zinsenlast  verschluckt. 

Selbst  wenn  Bremen  wollte,  dürfte  es  die  Abgabe  —  ebenso  wie 
die  Hafentarife  (Kailadegebühr,  Auf-  und  Absetzen,  Hafenbahnfracht 
usw.)  —  gar  nicht  so  weit  hinaufsetzen,  daß  dadurch  rechnungsmäßig 
eine  genügende  Verzinsung  der  Ausgaben  erzielt  würde.  Eine  solche 
Maßnahme  würde  ein  zweischneidiges  Schwert  sein,  das  zu  leicht  den 
eigenen  Herrn  fällen  könnte.  Die  Gebühren,  die  in  den  einzelnen 
Häfen  erhoben  werden,  sind  so  genau  gegeneinander  ausbalanziert, 
daß  schon  eine  geringe  Verschiebung  die  nachteiligsten  Folgen  haben 
würde.  Die  vielleicht  zeitweilig  sich  ergebenden  Mehreinnahmen 
würden  durch  die  verkehrsabschreckende  Wirkung  der  Erhöhung  mehr 
als  wett  gemacht  werden.  Der  Großhandel  ist  rücksichtslos,  weil  er 
sonst  nicht  bestehen  kann  im  internationalen  Wettbewerb,  und  unper- 
sönlich. Er  rechnet  mit  Bruchteilen  von  Pfennigen  und  bevorzugt, 
wenn  er  auch  ein  Menschenalter  hindurch  über  den  einen  Hafen  ver- 
schiffte, ohne  weiteres  einen  andern,  sobald  dieser  ihm  kleine  Vorteile 
bietet.  Mehr  als  irgendwo  anders  muß  es  die  Masse  machen  und  die 
Wahrscheinlichkeit,  durch  größeren  Warenumschlag  mittel- 
baren Nutzen  zuhaben,  der  sich  in  der  Befruchtung  des  gesamten 
Wirtschaftslebens  der  Stadt  äußert. 

Nachstehend    ein  Beispiel,   wie  kalkuliert   wird.     Wolle  infuhr. 

a)  Grundkosten   in  Hamburg  (bei  Löschung  am  Kai): 

Kailandungsgebühr        3  Pfg.    (seltener   10  Pfg.,  je  nach  Konnossementsklausel) 
Hafenbahnfracht  15      » 

zus.    18  Pfg.,   seltener  25  Pfg.  pro   100  kg. 

Bei  Löschung  im  Strom  stellen  sich  die  kleinen  Partien  etwas 
teurer. 

b)  Kosten  in  Bremen: 

Krahngebühr  81/2  Pfg. 

Zuschlag  2  »      (bei  Weiterverladung  mit  der  Bahn) 

Hafenbahnfracht  4  > 

zus.  14^/.'   Pfg.  i>ro    100  kg. 

Kommt  die  Wolle  von  Australien  (im  Lloydstcamer  nach  Bremer- 
haven), dann  entstehen  keine  weiteren  Kosten.    Handelt  es  sich  jedoch 
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um  Kap-  oder  La  Plata-WoUen,  dann  müssen,  weil  die  Dampfer  weser- 
aufwärts  kommen,  18  Pfg.  Weserschiftahrtsabgabe  bezahlt  werden.  Diese 
Wollen  sind  also  mit  32^2  Pfg.  pro  100  kg  belastet,  d.  h.  ohne  Schiff- 
fahrtsabgabe, ohne  die  nur  zum  Teil  erhobenen  Verzinsungskosten  be- 
sonderer Anlagen,  stellt  sich  der  Bezug  über  Bremen  günstiger,  mit 
Schiftahrtsabgabe  derjenige  über  Hamburg.  So  kommt  es,  daß  sich 
für  die  Woll-Wäschereien  und  -Kämmereien,  die  nach  einem  zwischen 
ihnen  getroffenen  Abkommen  nur  »ab  Seehafen«  abnehmen,  der  Bezug 
über  Hamburg  billiger  stellt.  So  kommt  es,  dafJ  sogar  Blumenthal, 
das  doch  ungefähr  ein  Vorort  Bremens  ist,  seine  Wolle  großenteils 
über  Hamburg  bezieht;  selbstredend  nicht  dann,  wenn  die  Löschung 
aus  Argo-Dampfern  gerade  im  preußischen  und  daher  abgabefreien 
Blumenthal  selbst  erfolgen  kann. 

Die  vorhin  kurz  angedeutete  Tatsache,  daß  der  Handel  sich  le- 
diglich nach  den  Vorteilen  richte,  die  ein  Platz  ihm  biete,  entspringt 
einer  Entwicklung,  die  je  länger,  je  mehr  in  die  Erscheinung  tritt.  Sie 
beruht  auf  einer  tiefgreifenden  Verschiebung  nicht  nur  des  Wesens, 
sondern  auch  der  äußeren  Umstände,  unter  denen  der  Warenverkehr 
arbeitet,  hier  insbesondere  auf  der  Wahl  des  Standortes  der  In- 
dustrie- und  Handelsfirmen.  Um  es  kurz  zu  sagen:  der  Eigen- 
handel mit  überseeischen  Ländern  zieht  sich  von  der 
Seeküste  verhältnismäßig  schnell  ins  Binnenland 
zurück.  Die  Seestadt  wird  immer  mehr  zum  Speditions- 
platz, der  die  Ware  nur  nach  Vorschrift  Auswärtiger  behandelt,  aber 
kein  Eigentum  an  ihr  und  deshalb  kein  freies  Verfügungsrecht  über 
sie  hat. 

Bremen  hat  als  einzige  der  deutschen  Staaten  und  Städte  seit 
einer  Reihe  von  Jahren  in  seiner  Statistik  eine  Trennung  des 
Eigen  handeis  und  des  Speditions  handeis  durchgeführt. 
Ganz  genau  kann  sie  natürlich  nicht  sein.  Häufig  ist  ein  Teil  dessen, 
was  in  der  Statistik  als  Speditionshandel  erscheint,  dem  Eigenhandel 
zuzurechnen  (Beispiel:  ein  Bremer  Exporteur  kauft  in  St.  Gallen  Sticke- 
reien und  läßt  sie  der  Einfachheit  halber  gleich  seefertig  verpackt  an 
einen  Bremer  Spediteur  gehen,  der  sie  dann  als  Speditionsgut  kla- 
rieren muß).  Mindestens  ebenso  häufig  aber  sind  Fälle,  wo  ein  Gut 
offiziell  als  Eigentum  eines  seestädtischen  Handelshauses  die  Bremer 
Zollgrenze  passiert,  während  dieses  tatsächlich  nur  als  Spediteur  fun- 
giert. Aber  trotzdem  läßt  die  statistische  Trennung  sehr  interessante 
Einblicke  in  den  Handel  und  dessen  Vertikalspaltung  tun. 

Dem  Werte  nach  kommt  etwa  die  Hälfte  des  bre- 
mischen Gesamt  Warenhandels  auf  den  Speditionshan- 
del.    Die  Zahlen  für  191 2  sind: 

Einfuhr  2  318  070  Will.  Mk., 

davon  Speditionshandel   i  153  117      »         »      =   49)75%! 
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Ausfuhr  2  208  333  Mill.  Mk,, 

davon  Speditionshandel    i  153  117      »         »      =    52,420/^. 

An  der  seeseitigen  Ein-  und  Ausfuhr  war  im  Jahre  1912  der 
Speditionshandel  mit  49  und  S-%  beteiligt.  Sein  Anteil  an  der  Einfuhr 
ist  in  den  letzten  Jahren  ziemlich  unverändert  geblieben,  derjenige  an 
der  Ausfuhr  aber  ist  in  den  letzten  12  Jahren  von  76^/2  auf  82%  ge- 
stiegen. Ueberhaupt  nimmt  der  Speditionshandel  gerade  im  Handel 
(speziell  Ausfuhrhandel )  mit  den  für  Deutschland  allerwichtigsten  Ueber- 
seegebieten  im  Warenverkehr  der  Seestädte  einen  immer  größeren 
Raum  ein.     So  im  Südarnerikahandel  (Argentinien  über  Bremen) : 


Einfuhr     1906:    63%,     Einfuhr    1911:    74 


Ausfuhr    1906:    83%,     Ausfuhr    191 1:    92%, 

SO  im  Handel  mit  Australien,  wo  gar  mehr  als  ^/lo  auf  den  reinen  Spe- 
ditionshandel kommen.  Je  mehr  sich  der  Kulturstand  jener 
Gegenden  hebt,  um  so  leichter  wird  es  für  das  Binnen- 
land, direkte  Geschäftsverbindungen  mit  ihnen  anzu- 
knüpfen und  die  Seestadt  zu  umgehen.  Es  schickt  einfach 
Reisende  nach  drüben  oder  knüpft  mit  überseeischen  Agenten  an  und 
kann  deshalb  die  Geschäfte  ebensogut  von  Berlin  oder  Leipzig  aus 
leiten  als  von  einer  meeresnahen  Stadt  aus.  Diese  letztere  gebraucht 
er  nur  noch  als  Speditionsplatz,  an  den  ihn  nichts  als  jeweiliger  Vor- 
teil kettet. 

Aehnlich  ist  es  mit  der  überseeischen  Einfuhr.  Als  das  Segel  noch 
Herrscherin  der  See  war,  blühte  der  Stapelhandel  der  Seestädte,  weil 
die  Schiffe  klein  waren  und  sehr  zeitraubende  Fahrten  hatten,  wobei 
sich  ihre  von  Wind  und  Wetter  abhängige  Ankunftszeit  nicht  genau 
vorhersagen  ließ.  Das  Handelshaus  der  Seestadt  mußte  deshalb  in 
seinen  Speichern  genügend  Auswahl  und  Vorrat  haben,  um  alle  W^ünsche 
des  Binnenlandes  sofort  befriedigen  zu  können.  Diese  ertragreiche 
monopolistische  Zwischenstellung  wurde  gebrochen,  als  der  Dampf  die 
Herrschaft  antrat  und  als  die  Elektrizität  die  Nachrichtenvermittlung 
übernahm.  Knappe  5  Tage,  durch  die  heftigsten  Gegenstürme  nur 
wenig  aufgehalten,  gebrauchen  die  heutigen  Schnelldampfer  zur  Ueber- 
querung  der  Breite  des  Atlantischen  Ozeans,  nur  ig  Tage,  um  nach 
Brasilien  zu  kommen.  In  ihren  Riesenbäuchen  können  sie  das  Viel- 
fache von  dem  aufnehmen,  was  die  alten  Segclkutter  zu  laden  ver- 
mochten. Ganze  riesige  Ernten  werden  in  wenigen  Wochen  herüber- 
geschafft. Man  denke  nur  an  die  Baumwollflut,  die  alljährlich  im  Sep- 
tember mehrere  Millionen  Doppelzentner  dieses  Rohstoffes  im  Werte  von 
mehr  als  einer  halben  jNIilliarde  INIark  von  den  Südstaaten  der  Union 
aus  New  Orleans,  Savannah,  Galveston,  Pensacola,  Mobile  usw.  nach 
Bremen  schwemmt.  Nicht  anders  steht  es  mit  den  Kaffeeernten  und 
den  Erträgnissen  der  Tabakplantagcn  Brasiliens,  mit  der  Verfrachtung 
der  Wollschuren  vom    Kap,    vom   La  Plata   und    aus  Australien.     Der 
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Baumwollhandel  ist  allerdings  durch  die  großartige  Organisation  der 
sog.  »Bremer  Baumwollbörse«  mit  ihren  mustergültigen  Einrichtungen 
für  Klassifikation,  Arbitrage,  Schiedsgerichte  usw.  an  Bremen  gefesselt, 
seit  einiger  Zeit  auch  durch  die  Terminbörse.  Aber  bei  anderen  Waren 
ist  das  nicht  der  Fall.  Es  wird  nach  Typmuster  gekauft  und  dann 
das  Geschäft  durch  Depeschenwechsel  in  Ordnung  gebracht,  ohne  daß 
man  auf  die  Vermittlung  des  seestädtischen  Importeurs  angewiesen  ist. 
Mit  dem  »Empfangen«,  wie  der  technische  Ausdruck  lautet,  der  ein- 
treffenden Sendungen  wird  einfach  ein  Spediteur  betraut.  Die  Lösch- 
und  sonstigen  Umschlagseinrichtungen  in  den  großen  europäischen 
Hafenplätzen  sind  so  vorzüglich,  höchste  Schnelligkeit  ist  derartig  mit 
automatischer  Sicherheit  vereint,  daß  ein  Risiko  so  gut  wie  ausge- 
schlossen ist.  So  war  es  möglich,  daß  anstatt  Bremens  der  größte 
deutsche  Wollkäufer  jetzt  Berlin  geworden  ist.  Ist  die  Einfuhrfirma  in 
Bremen  ansässig,  dann  kann  sie  die  Ladung  nach  Bremen  dirigie- 
ren —  der  Spediteur  aber  kann  dies  nicht. 

Der  überseeische  Eigenhandel  entgleitet  also  der  Seestadt  immer 
mehr  und  drückt  sie  zu  einem  Speditionsplatz  herab.  Als  solcher  hat 
aber  der  Platz  die  besten  Aussichten,  der  der  größere  ist.  Wer  viel 
hat,  dem  wird  viel  gegeben,  und  wer  wenig  hat,  dem  wird  auch  sein 
weniges  noch  genommen  —  dieser  Satz  gilt  auch  hier.  Je  größer  der 
Platz,  um  so  ausgedehnter  und  dichter  ist  das  Netz  seiner  auslaufen- 
den und  seiner  rückwärtigen  Verbindungen.  Um  nur  einen  Punkt  her- 
auszuheben: im  Sammelladungsverkehr  steht  eine  Weltstadt  wie  Ham- 
burg mit  den  kleinsten  Nestern  in  fast  täglicher  direkter  Verbindung, 
einkommend  und  auslaufend.  Einem  kleineren  Verkehrsmittelpunkte 
ist  dies  aber  schon  deshalb  nicht  möglich,  weil  die  für  die  Befüllung 
der  Güterwagen  nötigen  Gütermengen  einfach  nicht  immer  vorhanden 
sind.  Die  Speditionsfirmen  hüten  sich,  die  Wagen  halbleer  laufen  zu 
lassen,  und  suchen  es  deshalb  so  einzurichten,  daß  die  Verladung  über 
Hamburg  vorgenommen  wird.  Erst  wenn  auch  dorthin  kein  Wagen 
befüllt  werden,  die  billigere  Fracht  also  nicht  ausgenützt  werden  kann, 
tritt  Bremen  wieder  in  Wettbewerb.  Würde  der  Spediteur  anders  kal- 
kulieren, dann  würde  ihm  ein  tüchtigerer  Konkurrent  bald  die  Trans- 
porte w^egschnappen.  Bei  den  weiten  Entfernungen,  die  häufig  in  Frage 
kommen,  macht  eben  die  eventuelle  Ersparnis  an  Eisenbahnfracht  zu 
viel  aus. 

Ueberhaupt  ist  für  den  binnendeutschen  Empfänger  oder  Ver- 
schiffer  die  Wahl  des  Speditionsplatzes  in  allererster 
Linie  von  den  binnendeutschen  Transportwegen  und 
ihrer  Billigkeit  abhängig.  Denn  nur  die  Kosten  »frei  ab  oder 
an  Bord  Schiff«  bis  frei  Heimatstation  des  Wareneigners  sind  maß- 
gebend. Denn  sie  sind  gestaffelt  und  richten  sich  nach  der  Länge  des 
Transportweges  und  der  Wohlfeilheit  des  Transportmittels.  Die  Fracht 
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von  und  nach  Uebersee  kommt  für  diese  Kalkulation  nicht  in  Frage, 
denn  in  der  Ozeanreederei  herrscht  der  Grundsatz  möglichster  Frach- 
tengleichheit. Ob  ein  für  Hongkong  oder  Melbourne  bestimmtes  Gut 
den  Dampfer  in  Hamburg,  Bremen,  Rotterdam  oder  gar  erst  in  einem 
italienischen  Hafen  erreicht,  ist  vollkommen  gleichgültig;  die  Fracht 
ist  die  gleiche.  Wenn  und  weil  nun  also  von  weiten  Gebieten  Deutsch- 
lands die  Eisenbahn-  oder  Kahnfracht  nach  einzelnen  Häfen  unge- 
fähr die  gleiche  ist,  so  können,  um  auf  die  obige  Beweisführung  zu- 
rückzukommen, die  Hafen  tarife  der  Seeplätze  den  Ausschlag  bil- 
den, wenn  nicht  aus  bestimmten  Gründen,  zwecks  schnellster  Expedition, 
die  Ware  vielleicht  nach  einem  bestimmten  Hafen  gerichtet  werden 
muß,  weil  sie  in  einem  andern  einen  so  schnellen  Dampfer  nicht  mehr 
erreicht.  Der  Erhöhung  der  Tarife  sind  also  sehr  enge  Grenzen  ge- 
zogen. 

Im  folgenden  seien  einige  Zahlen  gegeben,  die  auch  dem  Laien 
eine  Vorstellung  davon  vermitteln  können,  wie  ungeheure  Kapitalien 
in  den  der  Schiffahrt  dienenden  Anlagen  investiert  sind.  .Sie  mögen 
gleichzeitig  als  Erklärung  dafür  dienen,  daß  bei  der  vorliegenden  Unter- 
suchung das  Hauptgewicht  auf  Bremen  gelegt  ist,  demgegenüber  die 
preußischen  und  oldenburgischen  Weserinteressen  sehr  gering  sind. 

Die  Gesamtkosten  der  Unterweserkorrektion  einschließlich  der 
Bauzinsen  und  der  Unterhaltung  des  Geschaffenen  betragen  bis  Ende 
März  1912:  70149826  Mark,  die  zu  mehr  als  ^/lo  von  Bremen  ge- 
tragen worden  sind.  Insgesamt  hat  Bremen  für  seine  Häfen  und  Eisen- 
bahnen bislang  über  227  Millionen  INIark  ausgegeben.  Diese  ungeheure 
Summe  verzinst  sich  nur  zu  etwa  1^/4%.  Da  man  aber  mit  einem 
durchschnittlichen  Zinssatze  von  etwa  3^/4%  für  die  aufgenommenen 
Anleihen  rechnen  muß,  ergibt  sich,  daß  Bremen  jährlich  schon  jetzt 
etwa  472  Millionen  Mark  ä  fonds  perdu  zuschießen  muß  ! 

Die  Seedampferflotte  des  Wesergebietes  ist  zum  weitaus  größten 
Teile  in  bremischen  Händen.     Die  Zahlen  sind  : 

33  bremische  Reedereien  hatten   1912  : 
478  Dampfer        mit   l  258  082  Reg.-Tonnen 
und  Segelschiffe     »        148  371  ■»  1406  813  R.-T. 

26  preußische  Reedereien  hatten    1912: 
86  Dampfer        mit        22  838  Reg.-Tonnen 
und  .Segelschiffe     »  2  952  »  25  790       » 

15   oldenburgische  Reedereien  hatten   1912: 
104  Dampfer        mit         63  926  Reg.-Tonnen 

und  Segelschiffe     »  21  663 » S5  5S9      > 

zus.      I  518  192  R.-T. 


Von  der  Gesamttonnage  der  Seeschiffe  entfielen  191 1  auf  Bremen 
93,2%,  Preußen  1,2%,  Oldenburg  5,6%. 

Die  Aktienreedereien  des  Wesergebietes  arbeiteten  im  Jahre  191 1 
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mit  einem  Gesellschaftskapital  von  225,78  Millionen  und  Anleihen  von 
94,37  Millionen,  insgesamt  also  320,15  Millionen  Mark.  Rechnet  man 
hierzu  die  Privatreedereien  und  die  umfangreichen  dem  Umschlag  des 
Seeverkehrs  dienenden  Anlagen  der  großen  und  zahlreichen  Speditions- 
firmen, so  kann  man  sich  selbst  einen  Ueberschlag  machen,  was  alles 
das  Unterwesergebiet  im  Kampfe  um  seine  wirtschaftliche  Stellung  und 
darüber  hinaus  als  Vorkämpfer  für  Deutschlands  Gesamtwirtschaft  ge- 
leistet hat  und  noch  leistet.  Insbesondere  aber  verdient  Bremen  die 
höchste  Anerkennung. 

Leider  hat  es  diese  bislang  nicht  in  genügendem  Maße  erfahren. 
Im  Gegenteil  scheint  man  den  kleinen  Freistaat  in  außerbremischen 
Kreisen  nicht  selten  geradezu  als  einen  Feind  zu  betrachten,  den  man 
bekämpfen  müsse.  Das  Reich  ist  gleichgültig  gegen  den  schweren 
Kampf  seiner  zweitgrößten  Seestadt.  Preußen  und  Oldenburg  aber  sind 
mehr  als  gleichgültig.  Bremen  will  gar  kein  INIitleid  und  keine  Gnade. 
Es  will  auch  keine  Sondervorteile,  die  ihm  nicht  zukommen.  Es  will 
nur,  daß  man  ihm  nicht  Lasten  aufbürdet,  die  auch  andere  Bundes- 
staaten oder  das  Reich  als  solches  tragen  müßten.  Kurz,  es. verlangt 
mit  mehr  fairness  behandelt  zu  werden  —  und  dieses  Verlangen  kann 
es  mit  vollem  Rechte  stellen.  Hoffentlich  tut  es  das  nach  all  den 
schweren  Enttäuschungen  nicht  umsonst! 


Die  Indianerfrage  in  Nordamerika. 

Von 

Leopold   Katscher  (London). 

Wenn  die  Bundesregierung  der  Vereinigten  Staaten  den  Kuba- 
nern und  Filipinos  gegenüber  die  Verwaltungsmißgriffe  und  Behand- 
lungsübereilungen, die  Dummheiten  und  Schändlichkeiten,  wie  sie  im 
Umgang  mit  den  Indianern  der  Union  sich  so  vielfach  geltend  gemacht 
haben,  fast  gänzlich  vermied,  so  geschah  es  wahrscheinlich  gerade  in- 
folge der  hundertjährigen  Erfahrungen  im  Umgang  mit  der  eingebore- 
nen Rothaut  —  ein  Umgang,  den  die  berühmte  amerikanische  Schrift- 
stellerin Helen  Hunt  Jackson  in  ihrem  fesselnden  Buche  »A  Century  of 
dishonor«  (1905)  geradezu  als  »ehrlos«  bezeichnet,  während  Georg 
Frieder ici  {^!>\x\d^\z.x\tx  und  Anglo-Amerikaner«,  Braunschweig  1900)  nach 
langem  Aufenthalt  an  Ort  und  Stelle  die  Ueberzeugung  gewann,  daß 
»die  Bürger  der  großen  Republik  dem  roten  Mann  bis  auf  den  heu- 
tigen Tag  das  größte  Unrecht  getan  haben« ;  und  er  findet  die  un- 
vernünftige Art  der  Ausrottung  der  Eingeborenen  beklagenswert.  Die 
Kulturwelt  hat  alle  Ursache,  Betrachtungen  über  die  Indianerfrage  an- 
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zustellen,    denn   seit   etwa    dreißig   Jahren   macht   diese  Rasse    nur   zu 
häufig  in  der  Presse  von  sich  reden. 

Dies  geschieht  gewölinlich  durch  Angriffe  auf  Unionstruppen  oder 
auf  benachbarte  weiße  Ansiedler  oder  auf  die  Regierungsbeamten. 
Leider  sind  diese  Angriffe  nicht  selten  begreiflich,  weil  herausgefor- 
dert. Freilich  sind  die  Anbeter  des  »Großen  Geistes«  nicht  immer 
der  unschuldige  Teil,  vielmehr  geht  auch  von  ihnen  manche  Räuberei 
oder  Bluttat  aus.  Der  beste  Beweis  dafür,  daß  die  Ursache  der  un- 
erquicklichen Zustände  in  der  falschen  Indianerpolitik  der  Vereinigten 
Staaten  liegt,  ist  die  Tatsache,  daß  die  kanadischen  Indianer  mit  den 
Weißen  Kanadas  im  besten  Einvernehmen  leben,  weil  Regierung  und 
Bevölkerung  von  Kanada  ihnen  die  Treue  nicht  zu  brechen  pflegen. 
In  der  ersten  Hälfte  der  achtziger  Jahre  machte  der  damalige  Gou- 
verneur von  Britisch-Kanada,  der  Marquis  von  Lome  —  gegenwärtig 
Herzog  von  Argyll,  Oheim  des  jetzigen  Königs  Georg  von  England  — 
eine  Inspektionsreise  durch  den  Westen  der  Kolonie  und  bekam  da- 
mals reichliche  Gelegenheit,  von  der  Ergebenheit  der  indianischen 
Stämme  jener  Gebiete  für  die  »Große  Mutter«  (d.  h.  die  Königin  von 
England)  sich  zu  überzeugen.  Sie  erfreuen  sich  nämlich  einer  recht 
guten  Behandlung.  Die  Beamten  haben  unmittelbar  vielleicht  wenig 
für  sie  getan,  wohl  aber  alle  amtlichen  Versprechungen  getreu  erfüllt. 
Der  Wortführer  einer  Abordnung  der  am  Wabigusee  hausenden  Stämme 
hielt  folgende  Ansprache :  >Wir  sind  in  Begleitung  unserer  Frauen  und 
Kinder  hierhergekommen,  um  uns  die  Ehre  zu  geben,  den  Schwieger- 
sohn unserer  großen  Mutter  zu  sehen.  Wir  danken  der  Königin  für 
ihre  milde  Behandlung ;  ihre  Vertreter  haben  uns  nicht  betrogen,  wie 
die  Indianer  in  den  Vereinigten  Staaten  betrogen  werden.  Ich  trage  diese 
mir  von  der  Königin  verliehene  Silbermedaille  mit  der  größten  Liebe 
und  Hochachtung.« 

Die  gleichen  befriedigenden  Verhältnisse  könnten  in  der  Union 
herrschen,  wenn  daselbst  vernünftig  verfahren  worden  wäre  und  noch 
verfahren  würde.  Statt  dessen  behandelte  man  die  Rothäute  früher  in 
grausamer,  vernichtender  Weise,  während  sie  jetzt  unter  dem  Walten 
der  vor  mehr  als  dreißig  Jahren  begonnenen  sog.  »Friedenspolitik«, 
die  nicht  minder  verfehlt  angelegt  ist,  unter  der  Schwäche,  Ungerech- 
tigkeit, Unvernunft  und  Unbeständigkeit  der  Bleichgesichter  zu  leiden 
haben.  Die  Zahl  ihrer  Stämme  in  der  Union  beträgt  gegenwärtig  34, 
die  in  sechs  ziemlich  verschiedene  Völkerschaften  zerfallen.  Gesetzlich 
sind  sie  durchweg  »SchiHzlinge«  der  Bundesregierung;  über  die  Art 
und  Weise  ihrer  Versorgung  innerhalb  der  bekannten  »Reservationen« 
schreibt  Miß  A.  R.  Crane  in  der  New-Yorker  Monatsschrift  »Arena«  : 
»Unter  der  Aegide  des  Washingtoner  Indianer-Amtes  werden  sie  im  Sinne  der 
von  Grant  eingeführten  »Friedenspolitik«  mit  Nahrung,  Kleidung,  Wohnung,  ärzt- 
licher Behandlung,  kirchlichem  Schulunterricht  und  geistlichen  Predigten  versehen ; 
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auch  an  Flinten  und  Munition  fehlt  es  nicht.  Man  verteilt  sie  unter  zehn  ver- 
schiedene Sekten  (Quäker,  Methodisten,  Römisch-Katholische,  Baptisten,  Presby- 
terier,  vereinigte  Presbyterier,  Episkopalen,  Independenten,  Unitarier,  Lutheraner) 
und  läßt  sie  von  Landwirten  —  von  denen  freilich  nicht  wenige  bloße  Prolektions- 
kinder sind,  die  in  Wirklichkeit  nichts  verstehen  —  in  der  Kunst  unterweisen,  Kar- 
toffeln, Kohl  und  Weizen  zu  bauen  ....  Sie  treiben  ungestraft  Bigamie  und 
lungern  träge  in  ihren  Hütten  herum.  Ihr  Landwirtschaftsbetrieb  heißt  sehr  wenig, 
dafür  sammeln  sie  lieber  Schießbehelfe  und  unterhalten  sich  mit  Jagden  .... 
Unter  diesem  »System^;  werden  die  Indianer  und  die  Regierung  in  gröbster  Weise 
betrogen.  Da  die  vom  Indianer-Amt  ernannten  Vertreter,  Aerzte,  Prediger,  Lehrer 
und  sonstigen  Reservationsangestelllen  mit  der  politischen  Verwaltung  wachseln, 
sind  sie  eifrig  bemüht,  das  Eisen  zu  schmieden,  so  lange  es  heiß  ist.  Aber  nicht 
nur  sie,  sondern  auch  die  benachbarten  weißen  Ansiedler  (Squatters)  wollen  aus 
der  Rothaut  möglichst  viel  herausschlagen,  und  daher  gesellen  sich  zu  der  bösen 
Korruption  der  Angestellten  die  Einfälle  Weißer,  welche  die  Indianer  zur  Wieder- 
vergeltung in  Gestalt  von  Ueberfällen  auf  oft  ganz  unschuldige  Bleichgesichter  ver- 
anlassen.« 

Dazu  kommt  noch,  daß  man  glaubt,  christlicher  Unterricht  und 
geistliche  Predigten  allein  könnten  genügen,  um  aus  den  Indianern 
rechtgläubige  Christen  zu  machen.  Diese  Ansicht  bildete  den  Grund, 
aus  welchem  Graut  die  Eingeborenen  aus  der  Obhut  des  Militärs  nahm 
und  derjenigen  der  Sekten  anvertraute.  Wie  aber  sollen  sie  gute 
Christen  werden,  wenn  die  Weißen  dabei,  ummitlNIiß  O-«;/^' zu  sprechen, 
nicht  aufhören,  »sie  um  die  Lebensmittel  und  die  warmen  Decken  zu 
betrügen,  welche  die  Regierung  ihnen  als  Belohnung  dafür  versprochen 
hat,  daß  sie  Christen  werden?  Solche  Verkehrtheiten  müssen  sich 
rächen  ....  Warum  regieren  wir  diese  Leute  nicht  so,  wie  wir  die 
Weißen  regieren  ?  Warum  stellen  wir  sie  nicht  unter  unsere  Gesetze, 
machen  wir  sie  nicht  für  ihre  Handlungen  verantwortlich,  lassen  wir 
sie  nicht  zu  den  Kosten  der  Staatsverwaltung  beitragen?  An  den  In- 
dianern liegt  nicht  die  Hauptschuld  ;  wenn  wir  unwissende  Angehörige 
welcher  Nationalität  immer  zu  vielen  Tausenden  in  die  Re- 
servationen setzen  und  sie  durch  Versorgung  mit  Kleidung,  Nahrung, 
Wohnung,  Waffen  usw.  zum  Müßiggang  verleiten  wollten,  wie  lange 
würden  sie  sich  ruhig  verhalten?« 

In  der  bekannten  New-Yorker  INIonatsschrift  »The  Forum«  liefert 
F.  E.  Leupp,  ein  früheres  Mitglied  des  Indianer-Amtes,  einen  ty- 
pischen Beitrag  zur  Kenntnis  der  Weise,  in  welcher  mit  der  Rothaut 
umgesprungen  wird,  indem  er  die  ITrsachen  des  im  Jahre  1899  ausge- 
brochenen Aufstandes,  der  an  den  Ufern  des  Leech-Sees  (INIinnesota) 
lebenden  »Pillagers«  (Plünderer)  bloßlegt.  Die  Regierung  erwarb  von 
diesem  Stamm  sehr  billig  700  000  Acker  Landes,  um  darauf  einen  an- 
deren befreundeten  Indianerstamm  anzusiedeln.  Dieser  aber  zog  es  vor, 
sich  anderswo  niederzulassen  und  verkaufte  die  700000  Acker  für  einen 
sechzehnmal  so  hohen  Preis  an  Weiße.    Ein  anderer  Betrug  wurde  an 
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den  Pillagers  dadurch  verübt,  daß  man  ihnen  durch  falsche  Ver- 
sprechungen einen  wertvollen  Fichtenwald  abschwindelte.  Obgleich  die 
Waldschätzung  ganz  unentgeltlich  zu  haben  gewesen  wäre,  mußte  der 
Stamm  eine  hohe  Summe  dafür  bezahlen  und  sie  ergab  überdies  ein, 
wie  Leupp  sich  ausdrückt,  »niederträchtig  wahrheitswidriges«  Ergebnis  ; 
so  z.  B.  lautete  sie  bei  einem  Posten  auf  iiooo  Fuß  Holz,  während 
eine  Nachmessung  das  Vorhandensein  von  295  000  bewies.  Eine  dritte 
Schurkerei  besteht  darin,  daß  die  Beamten  der  Regierung  ungeheure 
Beträge  für  Gefangene,  Zeugen  usw.  anrechnen,  in  Wirklichkeit  aber 
den  Indianern  sehr  wenig  oder  auch  gar  nichts  auszahlen.  Kehrt  z.  B. 
ein  Zeuge  hungrig  und  ohne  Entschädigung  heim,  so  grollt  er  und 
weigert  sich,  einer  nächsten  Vorladung  Folge  zu  leisten.  Er  wird  ver- 
haftet, aber  von  seinen  empörten  Genossen  befreit.  Soldaten  erschei- 
nen und  geben  einen  Schuß  ab,  den  die  Indianer  mit  einer  Salve  er- 
widern und  der  »Aufstand«  ist  fertig!  Letipp  schreibt,  an  diese  »Re- 
bellion« anknüpfend  : 

»Diese  Pillagers  gehören  zu  den  Tschippewas,  welche  von  jeher  warme  Freunde 
der  Weißen  gewesen  sind  und  daher  unsererseits  nur  Freundlichkeit  verdienen 
würden.  Die  Geschichte  der  Ansiedlung  von  Nord-Minnesota  und  West-Wiskonsin 
ist  erfüllt  von  Beweisen  des  Entgegenkommens  dieser  Rothäute.  Besonders  wäh- 
rend unseres  Krieges  mit  den  Sioux  (1S62)  blieb  der  Stamm  trotz  aller  Ver- 
suchungen seinen  loyalen  Versprechungen  treu.  Und  wie  haben  wir  seine  Ehr- 
lichkeit belohnt  ?  Wir  haben  die  Bedingungen  des  Länderkaufs  nicht  erfüllt,  ihn  zu- 
gunsten einiger  politischen  Industrieritter  um  seine  wertvollen  Forsten  gebracht, 
seine  Finanzen  mit  einer  gefahrvollen  Schuldenlast  behaftet  und  unseren  Vertretern 
gestattet,  aus  seiner  Unwissenheit  in  Rechtssachen  Kapital  zu  schlagen.  So  be- 
lohnen wir  ihn   .  .   .   .< 

Kein  anderes  Volk  ruft  so  sehr  auseinandergehende  Beurteilungen 
hervor  wie  die  Indianer.  Leser  der  Fenimore  Cooperschen  Romane, 
der  Birdschen  Erzählungen,  der  einseitigen  Reiseschilderungen  be- 
geisterter Missionare  oder  interessierter  Handelsagenten  sind  geneigt, 
die  Indianer  in  nebelhaft  romantischer  Weise  zu  bewundern,  von  ihnen 
nur  das  Beste  zu  halten  und  allem  Schlimmen,  das  man  ihnen  nach- 
sagt, keinen  Glauben  zu  schenken.  Andere  Leute  hingegen  —  nament- 
lich die  Weißen  im  amerikanischen  Westen,  die  mit  dem  »edlen  Vil- 
den«  häufig  in  Berührung  kommen  und  in  fortwährender  Furcht  vor 
dessen  raubmörderischen  Ueberfällen  leben  —  sprechen  von  ihm  nie 
ohne  Abscheu,  denn  sie  halten  ihn  für  doppelzüngig,  hinterlistig,  ver- 
räterisch und  grausam.  Gewiß  sind  die  Indianer  das  alles  sehr  oft; 
aber  sie  haben  alle  Ursache,  dieselben  Eigenschaften  der  kaukasischen 
Rasse  zuzuschreiben.  Der  indianische  Christenpriester  Sayers  dürfte 
recht  haben,  wenn  er  meint,  daß  die  Weißen,  mit  denen  seine  Stam- 
mesgenossen an  den  Grenzen  der  großen  Republik  in  Berührung  kom- 
men, »häufig  noch  ärger  sind  als  die  Roten,  welche  ursprünglich  härm- 
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loser  und  weit  minder  verräterisch  waren«.  Die  Indianer  sind  zu  dem, 
was  sie  sind,  wahrscheinlich  größtenteils  durch  den  Treubruch,  die 
Habgier  und  die  Selbstsucht  der  Squatters  geworden,  deren  Rück- 
sichtslosigkeit in  »Mr.  Lo«  —  wie  der  Indianer  im  »far  west«  genannt 
wird  —  die  Ueberzeugung  befestigen  mußte,  das  Bleichgesicht  k  ö  n  n  e 
gar  nicht  anders  sein  als  gleißnerisch  und  gewissenlos. 

Die  Kenntnis  der  gegenseitigen  Beziehungen  zwischen  Rothäuten 
und  Bleichgesichtern  in  Amerika  genügt  nicht  zur  Beurteilung  des  Cha- 
rakters der  ersteren.  Unbefangene  Grübler  über  das  »indianische  Pro- 
blem« müssen  den  Schlüssel  hierzu  zunächst  und  hauptsächlich  in  den 
Moralbegriffen,  dem  Sittlichkeitswertmesser  der  Urbewohner  suchen. 
In  dieser  Hinsicht  schreibt  Dodge  —  ein  Autor,  der  einen  großen  Teil 
seines  Lebens  inmitten  verschiedener  Indianerstämme  zubrachte  • —  sehr 
richtig : 

»Als  Kind  wird  der  Indianer  nicht  erzogen.  Von  seiner  frühesten  Jugend  auf 
kennt  er  nur  ein  Gesetz :  den  eigenen  Willen.  Er  lernt  nicht  zwischen  Recht  und 
Unrecht  unterscheiden.  Seine  Mutter  letzt  sein  aufhorchendes  Ohr  nicht  mit  Ge- 
schichten von  »guten  kleinen  Kindern«  und  »fürchterlichen  Strafen  für  schlimme 
Buben«.  Furcht  vor  Strafe  schreckt  übermütige  oder  zornige  Knaben  von  nichts 
ab.  Niemand  belehrt  ihn  über  die  Schönheit  und  Belohnung  der  Tugend  oder  die 
Abscheulichkeit  und  Ahndung  des  Lasters.  Die  Männer,  die  er  täglich  sieht  und 
an  deren  Beispiel  er  sich  bildet,  bemessen  ihren  Wert  und  ihre  Bedeutung  nach 
dem  Grade  ihrer  Grausamkeit,  der  Anzahl  der  von  ihnen  erbeuteten  Skalps  und 
dem  Umfange  ihrer  Plünderungen.  Seine  Mutter  nährt  in  ihm  nur  den  Wunsch, 
möglichst  bald  ein  hervorragender  Kämpfer  und  Räuber  zu  werden.  Der  Unter- 
richt seines  Vaters  hat  nur  den  Zweck,  ihn  zu  einem  tüchtigen  Jäger,  Plünderer 
und  Mörder  zu  machen.« 

Da  dem  Indianer  jeder  moralische  Sinn  nach  unseren  Begriffen 
abgeht,  kann  er,  gleich  den  Königen  Englands,  »kein  Unrecht  tun«. 
Mord  und  Diebstahl  sind  seine  Erwerbszweige.  Er  betrachtet  den  Mut 
des  Weißen  für  närrisch,  weil  dieser,  um  einem  Feinde  das  Leben  zu 
nehmen,  sein  eigenes  aufs  Spiel  setzt.  Er  hält  es  für  richtiger  —  und 
rühmt  sich  dessen  —  seinen  Eeind  in  einen  Hinterhalt  zu  locken  oder 
ihn  im  Schlafe  zu  überrumpeln  oder  aus  einem  Versteck  auf  ihn  zu 
schießen.  Er  ist  überzeugt,  daß  niemand,  der  skalpiert  worden,  in  den 
Himmel  kommen  könne,  und  er  hat  beim  Skalpieren  gewiß  keinen  an- 
deren Gedanken  als  das  Streben,  sein  Opfer  möglichst  zu  schädigen, 
indem  er  es  ums  Seelenheil  bringt.  Darum  auch  macht  er  im  Kriege 
mit  anderen  kupferfarbenen  Stämmen  oft  die  verzweifeltsten  An- 
strengungen, den  Leichnam  eines  gefallenen  Freundes  davonzutragen, 
ehe  derselbe  von  seinem  Besieger  skalpiert  wird.  Einige  Stämme  tun 
sehr  religiös;  aber  ihre  Religion  erstreckt  sich  nur  auf  die  Vorteile, 
die  ihr  »guter  Gott«  ihnen  hienieden  zuwenden  kann,  und  auf  das  Un- 
heil, das  sie  zu  erwarten  hätten,  falls  ihr  »schlechter«  Gott  die  Ober- 
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band  erlangen  sollte.  Sic  unternehmen  daher  keinen  Streifzug,  ohne 
ihre  »Götter«  zu  befragen,  ob  die  Auspizien  günstig  oder  ungünstig 
seien,  was  ja  bekanntlich  auch  die  alten  Römer  taten.  Der  Indianer 
glaubt  zwar  an  ein  künftiges  Leben,  an  ein  Jenseits,  doch  erstreckt 
sich  die  Macht  seiner  beiden  Gottheiten  nicht  über  die  irdische  Lauf- 
bahn hinaus ;  er  glaubt  nicht,  daii  sein  Schicksal  in  jener  anderen  Welt 
von  seinem  Verhalten  auf  Erden  abhänge. 

Die  vorstehenden  Tatsachen  erklären  manches  und  entschuldigen 
vieles.  Höchst  bezeichnend  für  den  Charakter  der  modernen  Kupfer- 
haut ist  das  folgende  Gebet,  das  ein  Mitglied  des  Stammes  der  »Krähen« 
an  den  »Großen  Geist«  richtete  und  das  wir  vor  vielen  Jahren  in  einer 
Zeitung  lasen: 

»Ich  bin  arm,  das  ist  schlimm.  Laß  mich  ein  Häuptling  werden.  Gib  mir 
viele  Pferde  ;  laß  mich  schöne  Pferde  stehlen ;  gewähre  mir  diese  Bitte.  Laß 
mich  durch  Betrug  Flinten  erwerben.  Gib  mir  ein  schönes  Weib.  Gib  mir  täg- 
lich Büffelfleisch.  Wir  brauchen  keinen  tiefen  Schnee  ;  wenig  Schnee  ist  vorteil- 
haft. Laß  mich  »Schwarzfüße«  (ein  den  Krähen  feindlicher  Stamm)  töten.  Gib 
uns  Decken  und  feine  Speisen.  Gib  den  Leuten  überhaupt  reichlich  zu  essen  und 
viele  schöne  Büffel.     Halte  die  Leute  vom  Lügen  ab,  das  wird  gut  sein.« 

Als  Hauptzug,  als  unausrottbarste,  tiefstwurzelnde  Eigenschaft  der 
modernen  Indianer  kann  man  im  allgemeinen  den  Haß  gegen  das 
Bleichgesicht  bezeichnen,  dessen  systematisches  Vorrücken  genügt,  um 
sie  zu  verdrängen.  In  den  »Reservationen«  der  Union  leben  sie,  wie 
gesagt,  teils  ganz  wild,  teils  halb  von  der  Kultur  beleckt.  Im  großen 
ganzen  haben  sie  sich  als  zivilisationsunfähig  erwiesen.  Ob  das  auch 
dann  der  Fall  sein  würde,  wenn  sie  im  allgemeinen  besser  behandelt 
worden  wären  oder  wenn  man  zu  ihrer  Zivilisierung  andere  Maßregeln 
ergriffen  hätte,  ist  eine  offene  Frage.  In  Wirklichkeit  ist  Mr.  Lo  nicht 
nur  nicht  zivilisiert  worden,  er  hat  auch  alle  edlen  Eigenschaften,  die 
er  möglicherweise  einst  besessen  haben  mag,  jedenfalls  längst  einge- 
büßt. Der  Reisende  kann  von  INIexiko  bis  Nebraska  wandern,  ohne  auf 
eine  einzige  Rothaut  zu  stoßen,  die  malerisch  oder  romantisch  genug 
wäre,  um  auch  nur  im  entferntesten  an  den  »Letzten  Mohikaner«  zu 
erinnern. 

Der  schlimmste  aller  Anfälle,  die  Mr.  Lo  in  neuerer  Zeit  auf  das 
verhaßte  Bleichgesicht  verübt  hat,  ging  im  September  iggi  von  den 
Apatschen  in  Arizona  aus  und  richtete  sich  gegen  eine  Abteilung  Unions- 
soldaten. Man  hatte  in  Washington  gedacht,  dieser  überaus  wilde  Stamm 
sei  ruhig  und  mürbe  geworden,  wie  man  dies  ja  auch  von  den  vor 
15 — 20  Jahren  in  Dakota  und  Nevada  wieder  aufgestandenen  Sioux  so 
lange  geglaubt  hatte.  Offenbar  aber  hatten  die  Apatschen  nur  eine 
günstige  Gelegenheit  abgewartet,  um  ihr  Mütchen  recht  stark  kühlen 
zu  können.  Zur  genannten  Zeit  überrumpelten  sie  jenen  Trupp  und 
metzelten  einige  Offiziere,  sowie  eine  größere  Anzahl  Soldaten  nieder. 
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Wie  alle  Indianer,  welche  mit  regulären  Truppen  ein  Hühnchen  pflücken 
wollen,  haben  auch  die  Apatschen  die  liebenswürdige  Gewohnheit,  die-- 
selben  entweder  in  einen  Hinterhalt  zu  locken,  oder  des  Nachts  im 
Feldlager  zu  überfallen  und  möglichst  viele  ins  Jenseits  zu  befördern, 
wobei  sie  freilich,  wenn  sie  auf  einen  mit  der  Fehdeführung  mit  ihnen 
bewanderten  General  stoßen,  in  der  Regel  zehnmal  so  große  Verluste 
erleiden,  als  die  Opfer  ihres  Hasses.  Oft  werden  Gruppen  ahnungs- 
loser Reisender,  die  nicht  wissen,  daß  in  der  Nähe  Rothäute  hausen, 
plötzlich  von  deren  entsetzlichem  Kriegsgeschrei  überrascht  und  bekom- 
men alsbald  eine  totbringende  Salve  in  den  Rücken.  Man  nimmt  all- 
gemein an,  daß  den  zur  INIannbarkeit  heranwachsenden  Ajjatschenjüng- 
lingen  der  feierliche  Eid  abgenommen  wird,  keinen  Angehörigen  der 
kaukasischen  Rasse,  der  ihnen  in  den  Weg  kommt,  zu  schonen:  weder 
INIann,  noch  Weib,  noch  Kind.  Die  Apatschen  sind  denn  auch  der  ge- 
fürchtetste  aller  Stämme.  In  Cozzen%  Buche  »Das  Wunderland«,  welches 
Arizona  behandelt,  werden  sie  folgendermaßen  geschildert : 

»Ihr  Charakter  gleicht  dem  des  Prairienwolfes  —  sie  sind  feig,  blutdürstig, 
schleicherisch.  Sie  suchen  stets  Gelegenheit,  Frauen  und  Kinder  umzubringen  und 
dann,  wenn  möglich,  zu  entfliehen.  In  die  Enge  getrieben,  kämpfen  sie  allerdings 
tapfer  und  verzweifelt.  In  ganz  Süd-Arizona  gibt  es  kaum  eine  Geviertmeile,  in- 
nerhalb welcher  die  Apatschen  nicht  kaukasisches  Blut  vergossen  hätten.  Die 
Apatschen  können  nun  und  nimmer  gezähmt,  unterjocht  oder  zivilisiert  werden..« 

Sämtliche  der  Unionsarmee  angehörenden  Indianerbekämpfer  teilen 
die  Ansicht  Cozzens,  und  diese  darf  ohne  weiteres  auf  viele  andere 
Stämme  ausgedehnt  werden.  Ueberhaupt  ist  auf  die  Dauer  an  ein 
freundliches  Zusammenleben  von  Indianerminderheiten  mit  Weißen- 
mehrheiten nicht  mehr  zu  denken. 

Einerseits  zieht  ]\Ir.  Lo,  statt  innerhalb  seiner  Reservereviere  zu 
jagen  oder  Ackerbau  zu  treiben,  es  —  wie  erwähnt  —  nur  zu  häufig 
vor,  deren  Grenzen  in  räuberischer  Absicht  zu  überschreiten;  ander- 
seits machen  sich  die  benachbarten  Squatters  kein  Gewissen  daraus, 
bei  ihm  einzufallen  und  Teile  seiner  Reservationen  an  sich  zu  reißen, 
um  sie  für  ihre  Zwecke  zu  kultivieren,  und  so  macht  die  Verdrängung 
immer  größere  Fortschritte.  Alle  Gegenden ,  in  denen  die  heute 
noch  einigermaßen  großen  Stämme  Sioux,  Apatschen,  »Krähen«, 
Chippewas  etc.  hausen,  erfreuen  sich  so  großer  landwirtschaftlicher 
oder  mineralischer  Reichtümer,  daß  ihre  weiße  Bevölkerung  mit  er- 
staunlicher Schnelligkeit  anwächst,  und  bald  werden  die  Ausdehnung 
des  Eisenbahnnetzes,  die  zunehmende  Einwanderung  und  die  sich  immer 
mehr  ausbreitende  Kultur  dem  roten  Mann  vollends  das  INIesser  an  die 
Kehle  setzen. 

Nicht  nur  Miß  Jackson,  ]\Iiß  Crane  und  Friederici  sind  heftige  Geg- 
ner des   Reservationssystems;   auch  der  berühmte  Prediger  Lyma?i  Ab- 
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bott  gehört  zu  dessen  scharfen  Verurteilern,  wenngleich  er  die  schlechte 
Behandlung  der  Indianer  nicht  der  absichtlichen  Ungerechtigkeit,  son- 
dern der  Kurzsichtigkeit  und  Unwissenheit  des  Publikums  zuschreibt. 
In  einem  Arikel,  den  er  1899  in  der  »North  American  Review«  ver- 
öffentlichte, lesen  wir : 

»Man  schaffe  die  Reservationen  ab  ""and  behandle  die  Rothaut  wie  man  alle 
anderen  Völkerschaften  bei  uns  behandelt.  Statt  des  »väterlichen«  Schutzes,  der 
sie  nicht  schützt,  und  des  unentgeltlichen  Unterhaltes,  der  sie  zum  ewigen  Bettler 
macht,  gebe  man  ihr  die  Freiheit,  gewähre  ihr  Gerechtigkeit  und  lasse  sie  für  sich 
selber  sorgen.  Man  gestatte  ihr,  sich  über  das  ganze  Festland  zu  verbreiten.  Frei- 
lich wird  sie  dann  bald  verschwinden,  aber  —  je  früher  dies  geschieht,  desto 
besser.  Wir  haben  keinen  Grund,  sie  zu  erhalten,  denn  sie  versteht  es  nicht,  sich 
unserer  höheren  Kultur  anzupassen.  Untergeordnete  Rassen,  die  das  nicht  können, 
müssen  sterben.« 

Für  einen  Geistlichen  ist  eine  solche  Sprache  etwas  sonderbar. 
Auch  Miß  Crane  befürwortet  —  jedoch  ohne  die  grausam  radikale 
Nutzanwendung  Lymann  Abbott%  —  die  Beseitigung  der  Reservationen, 
die  Freiheit  und  Selbsterhaltung  der  Indianer;  diese  sollten,  wenn  sie 
essen  wollen,  arbeiten  müssen,  statt  durch  Anhäufung  und  Nichtstun 
zu  Missetaten  verleitet  zu  werden.  »Wir  sollten  diese  intelligente  Rasse 
den  Landesgesetzen  unterstellen  und  sie  würde  sich  anständig  be- 
tragen ....  Die  Notwendigkeit  wird  sie  zivilisieren.  Aber  noch  so 
viele  Predigten  können  aus  ihr  keine  Christen  und  noch  so  große  po- 
litische Sympathien  keine  Kulturmenschen  machen.« 

Zivilisieren?  Vielleicht!  Aber  erhalten?  Jedenfalls  nicht  in  ihrer 
Ursprünglichkeit.  Das  Darwinsche  Naturgesetz  vom  »Ueberleben  des 
Geeignetsten«  zeigt  sich  nirgends  in  so  grellem  Lichte  wie  bei  der 
langsamen,  aber  sicheren  Verdrängung  des  »Mr.  Lo«.  Der  Menschen- 
freund mag  das  Verschwinden  der  L^rbevölkerung  bedauern,  aber  es 
kann  nicht  gänzlich  aufgehalten  werden.  Die  Natur  will,  daß  Völker- 
schaften kommen  und  gehen.  Ueber  kurz  oder  lang  müssen  sämtliche 
Indianerstämme  —  auch  jene,  die  jetzt  vielleicht  noch  vor- 
übergehend zunehmen —  aussterben;  einige  werden  sich  vorher  als 
sehr  zäh  erweisen  und  den  Weißen,  insbesondere  den  Truppen  der 
Vereinigten  Staaten,  noch  manche  harte  Nuß  zu  knacken  geben;  aber 
daß  ihre  Tage  mehr  oder  minder  gezählt  sind,  unterliegt  keinem  Zweifel. 
Vor  einem  Vierteljahrhundert  äußerte  General  Shertnan:  »Die  Indianer 
müssen  uns  gänzlich  aus  dem  Wege  gehen;  tun  sie  es  nicht,  so  müssen 
sie  die  Folgen  hinnehmen.«  In  der  nackten  Wirklichkeit  ist  es  ihnen  aber 
unmöglich,  den  Bleichgesichtern  »gänzlich  aus  dem  Wege  zu  gehen«, 
denn  der  Ingenieur,  der  Farmer  und  der  Bergmann  finden  sich  eben 
allgemach  ein,  wo  es  Indianer  gibt.  Der  Strom  der  Einwanderung 
schwillt  so  stark  an,  daß  sogar  in  Süd-Arizona,  West-Texas  und  Neu- 
Mexiko  —  ungemein    mineralreichen  und  fruchtbaren  Landstrichen  — 
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die  kühnen,  wilden  Nomaden  ihrem  Schicksale,  dem  weißen  Manne  zu 
weichen,  nicht  mehr  entgehen  können  .  . 


Ich   habe   vorhin  von    einer  teihveisen  günstigen  Wendung   in  der 
Indianerfrage   der  Vereinigten  Staaten  gesprochen.     Sie  besteht  darin, 
daß   man  begonnen   hat,   die  Cran'eschen    und  Abboiischen   Mahnungen 
zu  beherzigen.     Seit  wenigen  Jahren  stellt  die  Regierung  sich  auf  den 
Standpunkt,  den  Indianern  Selbsthilfe  und  Fleiß  zu    lehren.     Sie  weist 
ihnen  versuchsmäßig  Land  als  Eigentum  an,    unterrichtet  sie  über  die 
Notwendigkeit    der    Arbeit    als    eines   INIittels    zur    Lebensfristung   und 
trachtet   sie   nach  Möglichkeit  auf  eigene  Füße  zu  stellen.     Die  Probe 
ist   tatsächlich    gelungen    —   wenigstens  vorläufig.     Anfangs  waren  die 
Versuchsobjekte    begreiflicherweise    recht    aufgebracht    über    das   Auf- 
hören ihres  Faulenzerlebens,  allein  bald  gewöhnten  sie  sich  so  sehr  an 
den  neuen  Zustand,  daß  jetzt  bereits  eine  verhältnismäßig  bedeutende 
Anzahl  von  Unionsindianern  ständig  mit  Landwirtschaft,  Viehzucht  und 
Bewässerungsarbeiten  beschäftigt  ist :  im  Westen,  Südwesten,  besonders 
auf   den  Zuckerrübenfeldern    von  Colorado    und    Arizona.     Bei    Bahn- 
bauten verdienen  sie  ebenfalls  in  ansehnlicher  Zahl  ein  schönes  Stück 
Geld  als  Lohnarbeiter.    Recht  viele  von  ihnen  sind  übrigens  schon  auf 
eigenen  Farmen  tätig;  namentlich  die  Stämme  von  Minnesota,  Montana, 
Arizona,    Idaho,    Wyoming   und  Kalifornien    widmen  sich  immer  mehr 
dem  Bodenbau.     In   dieser  Weise    wird  man  die  Rothaut,  wenn  über- 
haupt,  jedenfalls  weit  eher  >zähmen«  als  durch  die  sie  zu  Müßiggang 
und    Unfug  verleitende   Reservationspolitik.     Sollte    es    gelingen,    dem 
neuen   Zustande   Dauer   zu   verleihen,   was  sich   ja    im  Laufe  der  Zeit 
zeigen  muß,  so  würden  die  Indianer  allgemach  in  der  übrigen  Bevölke- 
rung  aufgehen,   und  dies  würde   einem  baldigen  Verschwinden  gleich- 
kommen.    So  oder  so :  ihr  Untergang  ist  nicht  mehr  aufzuhalten.    In- 
zwischen scheint  das  neue  System  sich  gut  zu  bewähren;  sonst  würde 
es   wohl    kaum   zu   dem  Projekt    eines  Indianer-Kongresses  gekommen 
sein.     Die  Anregung    zu    dieser  geplanten  Tagung  rührt   von  dem  be- 
kannten  indianischen  Journalisten   Charley  Graß  her,  der  ein  Vollblut- 
Irokese  ist.     Im  Organisationskomitee  sitzen  vor  allem  die  Häuptlinge 
der  Krihks,  Tschoktahs,  Tschikasahs,  Seminolen  und  Irokesen  —  jener 
Stämme,  die  seit  langer  Zeit  den  »Bund  der  fünf  zivilisierten  Indianer- 
stämme« bilden.    Nach  dem  veröffentlichten  Beteiligungsaufruf  hat  der 
Kongreß,    der  aus  der  Union,    aus  Kanada   und  aus  Mexiko  beschickt 
werden  soll,    den  Zweck,    >'daß  die   nordamerikanischen  Indianer  sich 
einmal   gründlich    miteinander   aussprechen    können,   solange    es  noch 
Zeit  ist,  denn  die  Jahre  der  roten  Rasse  sind  gezählt.« 

Also    auch    diese   selbst    glaubt   nicht   mehr  an  ihren  Fortbestand. 
Der  Kongreß  selbst  wird  ein  denkwürdiges  Ereignis  sein,  falls  er  statt- 
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finden  sollte  ;  wann  dies  geschehen  wird,  steht  freilich  noch  nicht  fest. 
Inzwischen  wurde  am  22.  Februar  (1913)  im  Hafen  von  New-York  ein 
50  Meter  hohes  Indianerdenkmal  enthüllt,  und  zwar  auf  der  höchsten 
Spitze  von  Staten  Island,  kann  also  von  niemand  übersehen  werden. 
Es  besteht  in  einer  auf  riesigem  Unterbau  ruhenden  ungeheuren  In- 
dianergestalt, die  mit  den  zwei  Schwurfingern  der  Rechten  das  india- 
nische Friedenszeichen  gibt.  Bei  der  Enthüllungsfcicr  waren  nicht  we- 
niger als  33  greise  Stammeshäuptlinge  in  voller  Gala  anwesend ;  einige 
von  ihnen,  die  früher  zu  den  gefürchtetsten  Weißenfeinden  gehört  und 
das  Bleichgesicht  schwer  bekämpft  hatten,  hielten  sogar  sehr  fried- 
liche und  versöhnliche  Ansprachen.  Der  Erbhäuptling  der  Oyalla- 
Sioux  schüttelte  dem  Präsidenten  Taft  »offiziell«  die  Hand.  Das  von 
einem  Herrn  Bodman  Wanamaker  gestiftete  Monument  trägt  die  In- 
schrift »Einer  sterbenden  Rasse'<.  Gegen  diese  Widmung  erhebt  das 
Bundes-Indianeramt  zu  Washington  Einspruch,  da  das  frühere  rapide 
Aussterben  aufgehört  habe  und  an  dessen  Stelle  seit  der  Jahrhundert- 
wende sogar  eine  beträchtliche  Zunahme  getreten  sei:  1890  243000, 
1900  270000  und  1910  sogar  schon  305000  Köpfe  in  den  Vereinigten 
Staaten.  Das  ist  eine  überraschende,  bisher  —  auch  den  Kongreß- 
befürwortern —  unbekannt  gebliebene  Tatsache,  die  sehr  zum  Nach- 
denken anregt,  kann  aber  jedenfalls,  wie  gesagt,  nur  eine  vorübergehende 
Erscheinung  sein. 


Die  jüdische  "Wohlfahrtspflege  in  Deutschland. 

Ihre    geschichtliche    Entwicklung    und    ihre    gegenwärtigen 

Leistungen. 

Von 

Dr.  AV.  Hanauer,  Frankfurt  a.  M. 

Wenn  auch  heute,  nachdem  Staat  und  Kommunen  die  Führung 
übernommen  haben,  der  konfessionellen  Wohlfahrtspflege  nicht  mehr 
die  Bedeutung  zukommt,  wie  in  früheren  Zeiten,  so  weist  sie  doch  auch 
gegenwärtig  noch  höchst  beachtenswerte  Leistungen  auf;  sie  ergänzt 
die  üftentliche  Wohlfahrtspflege  in  einem  ^Nlaße,  daß  sie  in  dem  weit- 
verzweigten Betriebe  unserer  öff"entlichen  Einrichtungen  gar  nicht  weg- 
zudenken ist.  Das  gilt  sowohl  von  der  christlichen,  wie  der  jüdisehen 
Charitas.  Aber  während  die  Leistungen  der  ersteren  vor  allen  Augen 
offen  daliegen,  blüht  die  jüdische  Wohlfahrtspflege  vielfach  im  Ver- 
borgenen. Sie  ist  außerdem  so  weit  verzweigt  und  so  reich  gegliedert, 
daß  sie  kaum  von  wenigen,  und  auch  von  den  Fachmännern  nicht 
übersehen  werden  kann ;  dies  um  so  mehr,    als  auch  die  Literatur  die 
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Materie  bisher  sehr  stiefmütterlich  behandelt  hat  und,  von  dem  Auf- 
satze Breslaners  :  »Die  jüdische  Wohltätigkeit  und  Wohlfahrtspflege  in 
Deutschlands  (Archiv  für  Volkswohlfahrt  igog  S.  97)  abgesehen,  keine 
zusammenfassende  Bearbeitung  dieses  Gegenstandes  vorhanden  ist. 

Es  dürfte  daher  nicht  überflüssig  sein,  einmal  im  Zusammenhang 
darzustellen,  wie  sich  die  jüdische  Wohlfahrtspflege  historisch 
entwickelt  hat,  welchen  Umfang  sie  in  der  Gegenwart  ange- 
nommen hat,  ihre  charakteristischen  Merkmale  herauszu- 
schälen und  darzulegen,  welche  Bedeutung  ihr  im  Rahmen  der  all- 
gemeinen Wohlfahrtspflege  zukommt. 

Dies  soll  Aufgabe  dieser  Untersuchung  sein,  bei  der  in  erster  Linie 
die  Verhältnisse  in  Deutschland  berücksichtigt  werden  sollen. 

I.  Historisches. 

Die  Armenunterstützung,  die  Wohltätigkeit  war  den  Juden  im  mo- 
saischen Gesetz  als  religiöse  Pf  1  i  cht  vorgeschrieben.  Bezeichnend 
ist  hier  u.  a.,  daß  Wohltätigkeit  und  Almosen  sprachlich  dasselbe  be- 
deuten wie  Gerechtigkeit,  d.  h.  nur  der  galt  als  gerecht  han- 
delnd, der  die  Armen  unterstützte.  Den  Armen  mußte  der  zehnte  Teil 
des  Einkommens  gegeben  werden.  Im  alten  Judäa  gab  es  bereits  eine 
wohl  ausgebildete  Armengesetzgebung,  u.  a.  durch  die  Vorschrif- 
ten, daß  die  Ecken  des  Getreidefeldes,  die  Nachlese,  die  Ernte  der 
Brache  den  Armen  reserviert  werden  müßten. 

Prohibitiv  gegen  die  Verarmung  wirkte  daneben  die  ausgezeich- 
nete Agrar-  und  Sozialgesetzgebung.  Die  Vorschriften  über  die  gleiche 
Ackerverteilung,  über  das  Sabbatjahr,  in  welchem  die  Schulden  ver- 
fielen und  die  wegen  Armut  als  Sklaven  verkauften  frei  gelassen  werden 
mußten,  über  das  Jobeljahr,  in  welchem  die  verkauften  Besitzungen 
wieder  an  den  Besitzer  zurückfallen  mußten,  die  Bestimmung,  daß  dem 
Taglöhner  der  verdiente  Lohn  nicht  vorenthalten  werden  dürfe;  all' 
dies  bewirkte  einen  gewissen  Vermögensausgleich,  es  verhinderte  einer- 
seits, daß  übergroße  Vermögen  sich  in  den  Händen  weniger  ansam- 
melten, es  wirkte  dem  Kapitalismus  entgegen  und  es  ist  daher  durch- 
aus unrichtig,  wenn  Sombart  die  mosaische  Gesetzgebung  als  den  Kapi- 
talismus fördernd  ansieht,  andrerseits  verhinderten  diese  Gesetze  die 
Entstehung  eines  heruntergekommenen,  besitzlosen  Proletariats,  wie  denn 
tatsächlich  in  biblischen  Zeiten  der  Bettel  unbekannt  war.  Bemerkens- 
wert ist,  daß  das  jüdische  Schrifttum  sich  bereits  mit  Schärfe  gegen 
die  Theorie  w'endet,  als  ob  die  Armut  je  in  der  Welt  beseitigt  werden 
könne.  Es  wird  gelehrt,  daß  nicht  der  Umsturz  der  staatlichen  Ord- 
nung, die  Auflösung  der  sozialen  Verhältnisse  und  der  Beginn  einer 
neuen  Gesellschaftsordnung  die  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Armut  seien, 
und  die  Gleichheit  der  Menschen  in  ihren  sozialen  Verhältnissen  als 
eine  Unmötflichkeit   betrachtet.     Die   Armut    wird   als  in   der  mensch- 
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liehen  Gesellschaft  begründet  angesehen,  es  soll  also  nicht  ihre  völ- 
lige Vernichtung  angebahnt,  sondern  nur  deren  Ausbreitung  und  ihre 
Folgen  bekämpft  werden. 

In  den  Reden  der  zum  Schutze  der  Armen  sich  erhebenden  Pro- 
pheten erhalten  die  mosaischen  Lehren  über  Armenpflege  und  Wohl- 
tätigkeit eine  weitere  Fortbildung.  Ihre  zahlreichen,  markanten  Aus- 
sprüche sind  ein  Beweis  dessen,  wie  der  berühmte  Satz  des  Jesaias  : 
»Brich  dem  Hungrigen  dein  Brod,  betrübte  Hungrige  bringe  in  dein 
Haus,  siehst  du  Nackte,  so  bekleide  sie  und  deinem  Fleische  entziehe 
dich  nicht«,  oder  der  Ausspruch:  >Opfer,  Gebet  und  Fasten  haben 
keinen  Wert,  so  lange  sie  nicht  von  Liebeswerken  begleitet  sind«. 

Auch  die  Lehrer  des  Talmud  predigen  in  zahllosen  Sentenzen  und 
Lehrsprüchen  die  Notwendigkeit  und  den  hohen  ethischen  und  reli- 
giösen Wert  der  Wohltätigkeit  und  Mildtätigkeit.  Auf  drei  Dingen  be- 
ruht die  Welt,  lautet  ein  bekannter  Ausspruch  eines  rabbinischen  Wei- 
sen, auf  Gotteslehre,  Gottesdienst  und  der  Ausübung  von  guten 
Werken. 

Ein  prinzipieller  Grundsatz  der  jüdischen  Gesetzgebung  war  dabei, 
daß  der  Fremde  in  gleicher  Weise  unterstützt  werden  müsse,  wie 
der  Israelite,  entsprechend  dem  Gebot  der  Nächstenliebe  und  der  Vor- 
schrift, daß  Fremdlinge  nicht  bedrückt  werden  dürfen. 

Unabhängig  von  der  Pflicht  der  L-nterstützung  des  Armen  war  aber 
daneben  im  jüdischen  Schrifttum  der  Grundsatz  in  Geltung,  den  Armen 
auf  die  Selbsthilfe  zu  verweisen  durch  die  Mahnung,  das  Heil 
nicht  von  außen  zu  erwarten,  sondern  durch  rüstige  Arbeit  den  Kampf 
mit  den  widrigen  Mächten  aufzunehmen.  Die  Selbsthilfe,  unterstützt 
durch  das  hilfreiche  Entgegenkommen  der  Menschen,  wird  als  das  beste 
Mittel  zur  Beseitigung  der  Armut  angegeben. 

Lazarus'^)  findet  das  Prinzip  der  biblischen  und  talmudschcn  Wohl- 
fahrtspflege darin,  daß  vor  allem  gelehrt  wird,  wie  die  Not  beseitigt 
werden  soll ;  nicht  Almosen  sollen  in  erster  Linie  gewährt  werden,  son- 
dern es  soll  dem  Armen  geholfen  werden,  dadurch,  daß  man  ihm  ohne. 
Zins  leihe  und  daß  man  ihm  Arbeit  verschaffe. 

Einer  besonderen  Fürsorge  erfreuten  sich  die  Witwen  und  Wai- 
sen. Die  Unterdrückung  ihrer  Rechte  wird  als  ein  fluchwürdiges  Ver- 
brechen betrachtet,  den  Witwen  muß  die  Nachlese  überlassen  werden, 
ihr  Kleid  darf  nicht  gepfändet  werden.  Die  kinderlose  Witwe  soll  vom 
Bruder  ihres  verstorbenen  INIannes  geheiratet  werden,  und  ihre  ver- 
mögensrechtlichen Verhältnisse  waren  gesetzlich  geregelt. 

In  noch  höherem  Maße  genoß  das  verwaiste  Kind  den  Schutz 
der  Gesetze  und  der  Behörden.  Das  V  ormun  dscha  fts  wesen  war 
so  vorzüglich  geordnet,  daß  es  wohl  einen  Vergleich  mit  unserer  Zeit 


l)  Lazarus,  Ethik  des  Judentums.     2.   Band.     Frankfurt    191 1,  S.  229. 
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aushalten  konnte.  Die  Vormundschaft  währte  bei  Knaben  bis  zum  drei- 
zehnten, bei  Mädchen  bis  zum  zwölften  Jahre.  Das  Gericht  ernannte 
einen  Vormund,  wenn  der  Vater  nicht  testamentarisch  einen  solchen 
bestimmt  oder  das  Kind  sich  einen  solchen  erwählt  hatte.  Das  Vor- 
mundschaftsamt war  ein  Ehrenamt,  nur  Männer  von  strengster  Recht- 
lichkeit konnten  dazu  gewählt  werden.  Ihre  Pflicht  war  nicht  nur,  das 
Vermögen  des  INIündel  zu  verwalten,  sondern  auch  die  Sorge  für  die 
geistige  und  leibliche  Erziehung  des  Kindes  zu  übernehmen.  Auch 
Irrsinnigen  und  Taubstummen  wurde  vom  Gericht  ein  Vormund  be- 
stellt. Bei  hilflosen  ehelichen  und  unehelichen  Kindern  alimentierte 
das  Gericht  das  Kind  aus  dem  Vermögen  des  Vaters,  das  uneheliche 
Kind  wurde  von  dem  sich  dazu  bekennenden  Vater  alimentiert. 

Zu  den  religiösen  Vorschriften  gehörte  ferner  neben  der  Unter- 
stützung der  Armen  und  der  Beschützung  der  Witwen  und  Waisen  die 
Ausstattung  der  Bräute  und  die  Pflege  der  Kranken. 

Nach  der  Auflösung  des  jüdischen  Staates  und  seiner  Umwand- 
lung in  eine  römische  Provinz,  mit  der  Zerstreuung  des  jüdischen  Vol- 
kes, wobei  auch  die  wichtigsten  Teile  der  Agrar-  und  Sozialgesetz- 
gebung außer  Kraft  traten,  war  es  notwendig,  die  Armenpflege  n  e  u 
zu  ordnen  und  neue  Organisationen  zu  schaffen^).  Jetzt  begegnen  wir 
bereits  den  Anfängen  einer  öffentlichen  gemeindlichen  Armenpflege. 
Als  unerläßliche  Bedingung  eines  regulären  Gemeindewesens  galt  es, 
daß  es  eine  Armenkasse  habe.  Es  wurden  jetzt  Almosenvorsteher  ein- 
gesetzt und  bestimmte  Almosensammlungen  vorgenommen,  teils  von 
Geld,  teils  von  Nahrungsmitteln,  die  wieder  zur  Verteilung  kamen.  Die 
Almosenvorsteher  besaßen  die  INIacht,  die  armen  Gemeindemitglieder 
von  Beiträgen  zu  entbinden,  die  anderen  aber  zu  zwingen,  Beiträge  zu 
leisten.  Zur  Schlüsselsammlung,  d.  h.  zur  Gewährung  von  Nahrungs- 
mitteln war  jeder  verpflichtet,  der  30  Tage  in  der  Gemeinde  ansässig 
war,  zur  Büchsensammlung,  der  3  INIonate  in  ihr  seinen  Wohnsitz  hatte. 
Auch  kannte  man  bereits  eine  Art  von  Ausschlußsätzen,  indem  je  nach 
der  Menge  des  Besitzes  an  Naturalien  oder  Geld  zum  Verzichtleisten 
auf  Armenunterstützung  aufgefordert  wurde. 

Die  systematische  Armenpflege  war  eine  Schöpfung  der  Chassi- 
däer-Bruderschaften  oder  Essäer,  die  solcher  Liebestätigkeit  ihr  ganzes 
Leben  weihten  2).  Eine  alte  essäische  Einrichtung  waren  auch  die 
Hospize  für  durchreisende  Fremde.  Wo  sich  jüdische  Ansiedler  nie- 
derließen, entstand  unter  dem  Schatten  der  Synagoge  ein  gastfreund- 

i)  Nach  Preuss  (Bibl.  talm.  Medizin,  Berlin  191 1,  S.  515)  bestand  allerdings 
schon  zur  Zeit  des  Tempels  in  vielen  Städten  eine  Bruderschaft,  der  das  Einsam- 
meln der  Gaben  und  ihre  gerechte  Verteilung  oblag.  Diese  Bruderschaften  befaßten 
sich  auch  mit  der  Krankenpflege. 

2)  Kohler,  Zum  Kapitel  der  jüdischen  Wohlfahrtspflege  in  Festschrift  für 
A.  Berliner,   Frankfurt  a.  M.,    1909,   S.    196. 
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liches  Fremdenquartier,  worin  Arme  und  Kranke  Unterkunft  und  Pflege 
fanden. 

Später  wird  die  Armenpflege  reicher  organisiert.  Sie  gliederte  sich 
u.  a.  in  Organisationen  für  Bekleidung  und  Verköstigung  Armer,  für 
die  Ausstattung  armer  Bräute,  Erziehung  und  Ernährung  der  Waisen, 
für  die  gastfreundliche  Aufnahme  und  Verpflegung  von  Durchreisenden, 
für  Krankenpflege  und  Beerdigung.  Die  Normen  dieser  Vereine  dienten 
allen  Wohlfahrtseinrichtungen  späterer  Generationen  als  Muster  und 
bildeten   die    Grundlage   der    in  keiner  Gemeinde    fehlenden   Institute. 

Namentlich  für  die  Krankenpflege  bildeten  sich  sehr  frühe  be- 
sondere Organisationen.  Kranke  zu  besuchen,  galt  als  hochheiliges 
Liebeswerk.  Zur  Krankenpflege  sollte  jeder  sich  berufen  fühlen  und 
persönliche  Dienstleistungen  sollten  überall  eintreten,  wo  sie  erforder- 
lich waren.  Da  aber  nicht  jeder  persönlich  sich  zur  Ausübung  der 
Krankenpflege  eignete,  so  wurden  in  den  Gemeinden  besondere  Ver- 
eine gebildet,  die  sog.  heiligen  Vereinigungen,  die  Chewras,  deren 
Mitglieder  speziell  der  Krankenpflege  oblagen,  die  sie  persönlich  aus- 
zuüben hatten.  Sie  übten  bei  Arm  und  Reich  unentgeltlich  ihre  Pflichten 
aus,  hielten  Nachtwachen  ab  und  ließen  niemals  den  Kranken  und  den 
Sterbenden  ohne  Beistand  undHilfe^).  Derartige  Vereine  wurden  selbst 
in  der  kleinsten  Gemeinde  gebildet. 

Im  Mittelalter  erfuhr  die  jüdische  Armenpflege  auch  theoretisch 
eine  Fortbildung,  indem  die  jüdischen  Schriftsteller  und  Religionslehrer 
sich  in  ihren  Schriften  vielfach  mit  der  Kommentierung  und  Auslegung 
der  Vorschriften  über  die  Wohltätigkeit  befaßten. 

So  hat  der  berühmte  Religionsphilosoph  Moses  Mainonides  auf 
Grund  der  Lehren,  welche  die  jüdischen  Gesetzesquellen  über  AVohl- 
tätigkeit  enthalten,  acht  Stufen  der  Liebesdienste  gezählt^).  Die  ersten 
sieben  trennt  er  insofern  von  der  achten,  als  sie  den  Aermsten  helfen 
wollen,  die  bereits  so  tief  ins  Elend  geraten  sind,  daß  sie  von  der 
Unterstützung  anderer  leben  müssen.  Auf  der  untersten  Stufe  wird 
nicht  so  viel  gegeben,  wie  der  Arme  nötig  hat,  und  es  wird  unwillig 
gegeben.  Umfassen  die  sieben  Stufen  alle  Arten  der  Wohltätigkeit  für 
die  Almosenempfänger,  so  ist  die  achte  Stufe,  also  die  höchste,  die- 
jenige, welche  der  Verarmung  vorbeugt,  dadurch,  daß  dem  Unbemit- 
telten ein  Darlehen  gewährt,  die  Mittel  zu  einem  Geschäfte  gegeben, 
oder  daß  ihm  Arbeit  verschafft  wird. 

Das  Mittelalter  zeitigt  eine  neue  Einrichtung  auf  dem  Gebiet  der 
Krankenpflege :  das  Krankenhaus.  Nach  Brisch  wurde  bereits  im 
II.  Jahrhundert    in  Köln  ein   jüdisches    Krankenhaus    errichtet. 

1)  Berliner,  Aus  dem  inneren  Leben  der  deutschen  Juden  im  Miltelalter, 
2.  Auflage.      1900.     S.    120. 

2)  Horovitz,  Die  Wohltätigkeit  bei  den  Juden  im  allen  Frankfurt.  Frank- 
furt a.  M.,    1896,  S.    14. 
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Diese  Krankenhäuser,  meist  noch  sehr  primitiver  Einrichtung,  dienten 
jedoch  vielfach  zugleich  als  Fremdenherbergen  uud  Armenhäuser.  Ein 
jüdisches  Armenhaus  gab  es  in  Frankfurt  a.  INI.  bereits  1473.  Da  in 
Frankfurt  die  Stättigkeit,  d.  h.  das  Wohnrecht  von  dem  Besitz  eines 
gewissen  Vermögens  abhängig  war,  Unbemittelten  daher  die  Nieder- 
lassung versagt  war,  so  verhalfen  die  ansässigen  Juden  den  unbemit- 
telten Zuwanderern  zum  Aufenthalt  dadurch ,  daß  sie  dieselben  als 
Dienstboten,  Lehrmeister  und  Schreiber  in  ihr  Haus  aufnahmen.  Aus 
diesen  vielen  »Dienstboten«,  Lehrmeistern  und  Schreibern  entwickelte 
sich  bald  ein  ansehnlicher  Stamm  von  einheimischen  Armen,  die  der 
Rat  schließlich  duldete.  Neue  vertriebene  Arme  kamen  und  fanden 
Dienst,  indem  man  ihnen  oft  wohl  dadurch  Platz  machte,  daß  man 
die  alten  Dienstboten  als  Ortsarme  in  das  Armenhaus  brachte.  So 
kam  es,  daß  die  Frankfurter  jüdische  Gemeinde  im  Jahr  1473  12  steuer- 
zahlende INIitglieder  hatte,  während  in  ihrem  Armenhause  23  erwerbs- 
unfähige ]\Ienschen  Verpflegung  hatten. 

Nicht  immer  befand  sich  jedoch  in  den  jüdischen  Gemeinden  das 
Unterstützungswesen  auf  der  Höhe.  Es  gab  auch  Perioden,  wo  es  im 
Argen  lag.  So  fand  der  Rabbiner  Moses  JNIinz,  als  er  im  Jahre  1469 
nach  Bamberg  kam,  das  Armenwesen  vernachlässigt.  Es  war  kein  Geld 
in  der  Armenbüchse  der  Synagoge  und  des  Friedhofes  und  niemand 
hörte  auf  die  Klagen  von  durchreisenden  Armen,  wenn  sie  Nahrung 
und  Kleidung  verlangten.  Der  tatkräftige  Rabbiner  wandte  sein  erste 
Sorge  der  Organisation  der  Armenpflege  zu,  der  er  neue  Quellen  er- 
öffnete durch  die  Verordnung,  daß  jeder  INIann  und  jede  Frau  aus  der 
Gemeinde  auf  Ehr  und  Gewissen  den  vierten  Teil  der  üblichen  Zchnt- 
spende  von  jedem  im  Geschäft  erzielten  Verdienst  in  eine  verschlos- 
sene Büchse  zu  legen  habe,  die  der  INIonatsvorsteher  oder  der  Ver- 
walter des  Armenwesens  von  Haus  zu  Haus  tragen  sollte^). 

Rabbiner  waren  es,  die  auch  in  der  Fr  ankf  u  r  t  er  jüdischen  Ge- 
meinde sich  um  die  Wohlfahrtspflege  verdient  machten.  Im  16.  Jahr- 
hundert war  es  der  Rabbiner  Akiba  Frankfurter,  der  die  Wohltätig- 
keitspflege durch  Gründung  zahlreicher  Vereine  organisierte  und  im 
17.  Jahrhundert  der  Rabbiner  Josef  Hahn,  der  das  Armenwesen  re- 
organisierte. Er  beseitigte  den  Hausbettel  dadurch,  daß  er  das  INIo- 
natsgeld  jeden  Monat  erheben  ließ,  und  bewirkte,  daß  die  Verwaltung 
dasselbe  wöchentlich  den  Armen  gab.  1635  faßte  der  Gemeindevor- 
stand den  Beschluß,  daß  die  verschiedenen  Almosenverwalter  der  Ge- 
meinde täglich  sich  versammeln  sollten,  um  über  ihre  Tätigkeit  sich 
zu  verständigen,  damit  es  nicht  mehr  vorkommen  könne,  daß  mancher 
Würdige  benachteiligt   werde,   während  die  Zudringlichen    den  Vorteil 


i)  Eckstein,  Geschichte  der  Juden  im  ehemaligen  Fürstentum  Bamberg.    Bam- 
berg,  1898,  S.  67. 
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haben.  Der  moderne  Gedanke  von  der  Zentralisation  der  einzelnen 
Zweige  der  Wohltätigkeit  ist  demnach  hier  bereits  verwirklicht  worden. 
Auch  wurde  1631  beschlossen,  einen  Gemeindcarzt  anzustellen,  der  die 
Armen  unentgeltlich  behandeln  sollte.  Diese  noch  heute  bestehende 
Institution  blickt  demnach  auf  eine  bald  dreihundertjährige  Geschichte 
zurück.  Die  Notwendigkeit,  einen  besonderen  jüdischen  Gemeindearzt 
zu  verpflichten,  ergab  sich  aus  dem  Umstände,  daß  die  jüdischen  Aerzte 
meist  sehr  renommiert  waren  und  daher  vielfach  nach  auswärts  zu  reichen 
Leuten  und  Fürstlichkeiten  berufen  wurden,  so  daß  die  Gemeinde  ohne 
Arzt  war.  Auch  in  einigen  anderen  Gemeinden  wurde  schon  früh  ein 
Armenarzt  angestellt,  der  oft  zugleich  Spitalarzt  war. 

Wenn  auch  die  Juden  für  ihre  Armen  und  Hilfsbedürftigen  selbst 
zu  sorgen  und  keinen  Anspruch  an  die  christlichen  Almosenanstalten 
hatten,  so  verzichteten  die  Regierungen  doch  nicht  auf  jede  Ein- 
mischung in  die  Regelung  der  jüdischen  Armenpflege.  So  bestimmte 
die  Frankfurter  Juden-Stättigkeit  vom  Jahr  161 6,  daß  die  Hälfte  der 
von  den  Juden  wegen  Uebertretung  der  Stättigkeitsvorschriften  zu  er- 
legenden Geldbußen  an  ihre  Hausarme  verteilt  werden  sollte  ^).  In 
Hamburg  ging  man  noch  einen  Schritt  weiter,  indem  der  Senatsbe- 
schluß vom  18.  Februar  1757  bestimmte,  daß  den  jüdischen  Armen  von 
der  Herrenmühle  wohlfeileres  Mehl  verabfolgt  werde.  Diese  Vergün- 
stigung ist  alles,  was  die  Stadt  Hamburg  je  direkt  für  die  jüdischen 
Armen  geleistet  hat  2). 

Als  zu  Unterstützende  erscheinen  die  ansässigen  Armen,  ferner  die 
durchreisenden  Bettler  und  endlich  werden  auch  bereits  Unterstützungen 
an  auswärtige  Gemeinden  bei  besonderen  Umständen  sowie  nach  Palä- 
stina gesandt.  Träger  der  Unterstützungen  sind  neben  den  Gemeinden 
und  Vereinen  auch  die  immer  mehr  aufkommenden  Stiftungen.  So 
wurden  in  Frankfurt  a/M.  im  i8-  Jahrhundert  von  jüdischen  Bürgern 
nicht  weniger  als  64  größere  und  kleinere  Stiftungen  gemacht,  deren 
Grundkapital  zwischen  500  und  3000  Gulden  sich  bewegt.  Eine 
große  Sorge  und  Last  erwuchs  den  jüdischen  Gemeinden  durch  das 
namentlich  im  17.  und  18.  Jahrhundert  sehr  überhand  nehmende  Bettler- 
unwesen. Die  Regierungen  verboten  den  jüdischen  Bettlern  vielfach 
den  Eintritt  in  die  Stadt.  So  bestimmte  eine  Frankfurter  Verordnung 
vom  Jahre  1731,  daß  Betteljuden  nicht  die  Stadt  betreten  dürfen,  viel- 
mehr ihre  Almosen  an  den  Toren  von  den  Judenbaumeistern  ausbe- 
zahlt werden.  In  Hamburg  war  ein  jüdischer  Vorsteher  bestellt  und 
die  Armenordnung  von  1789  verbot  den  armen  Juden  nicht  nur  das 
Betteln,  sondern  den  wohlhabenden  Juden  auch  das  Almosengeben  bei 

1)  Beyerbach,  Sammlung    der  Verordnungen    der  Freien  Stadt  Frankfurt  a/M. 
1798  S.   1288. 

2)  Haarbleicher,  Aus  der  Geschichte  der  Deutsch-Israelitischen    Gemeinde   in 
Hamburg.     Hamburg    1886   S.    16. 
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Strafe.  Darauf  wurden  in  Hamburg  die  jüdischen  Armcnanstalten  neu 
organisiert,  es  wurden  in  allen  Synagogen  Männer  gewählt,  welche  die 
Gemeindemitglieder  zu  bestimmten  monatlichen  Subskriptionen  für 
Armenzwecke  veranlassen  und  das  Geld  unter  die  Armen  verteilen 
sollten. 

Die  Verköstigung  der  durchreisenden  Armen  geschah  bei 
den  Gemeindemitgliedern  mittels  Anweisung  durch  die  sog.  Pletten 
(Billets).  Je  nach  seiner  Steuerleistung  hatte  der  einzelne  eine  ent- 
sprechende Anzahl  von  derartigen  Speisebillets  zu  übernehmen,  die 
Beherbergung  der  fremden  Wanderer  erfolgte  in  den  Bettlerherbergen, 
die  ebenfalls  bei  den  Behörden  vielfach  Anstoß  erregten,  so  daß  auf 
Abschaffung  derselben  gedrungen  wurde.  In  Ansbach  gingen  die  ver- 
schiedenen Verhandlungen  und  Beschlüsse  darüber  durch  das  ganze 
18.  Jahrhundert  1).  Den  Juden  lag  sehr  viel  daran,  daß  eine  solche 
Herberge  gestattet  wurde,  da  außerdem  die  Bettler  ihnen  selbst  mehr 
Unannehmlichkeiten  bereiteten. 

Ganz  vorzüglich  scheint  die  jüdische  Armenpflege  in  Hamburg  im 
18.  Jahrhundert  organisiert  gewesen  zu  sein  und  zwar  durch  das  Statut 
der  Hamburg-Altonaer  Gemeinde  von  1726.  Sehr  eingehend  war  hier 
für  die  fremden  und  ansässigen  Armen  gesorgt.  Die  Verteilung  der 
Speisebillets  für  Durchreisende  war  genau  normiert  und  der  §  148  be- 
stimmte, daß  an  bestimmten  Festtagen  für  die  anwesenden  Armen 
jeder  nach  seinem  taxierten  Vermögen  besondere  Abgaben  leisten  solle  -). 
Sehr  weitgehend  waren  die  Vorschriften  zugunsten  der  ansässigen 
Armen.  So  finden  wir  unter  den  mancherlei  Verfügungen  zugunsten 
der  Armen  auch  die,  daß  die  Gemeinde  wohlhabende  Leute  zwingen 
konnte,  ihren  Verwandten  und  zwar  nicht  bloß  Aszendenten  und  Des- 
zendenten eine  angemessene,  regelmäßige  Unterstützung  und  einen  Zu- 
schuß bei  Ausstattung  ihrer  Töchter  zukommen  zu  lassen.  §  77  des 
Gemeindestatuts  schrieb  vor,  daß,  wenn  eine  INIagd  3  Jahre  lang  bei 
Gemeindemitgliedern  in  Dienst  gestanden  und  sich  während  dieser 
Zeit  ehelich  versprochen  habe,  ihr  von  der  Gemeindekasse  eine  Bei- 
steuer von  20  M.  gereicht  werden  sollte  ;  doch  solle  es  solcher  Bei- 
steuern nicht  mehr  wie  12  im  Jahre  geben.  Daneben  nahm  in  Ham- 
burg im  Ig.  Jahrhundert  das  Vereinswesen  einen  großen  Aufschwung. 
1870  wurde  ein  Verein  begründet  zur  Heiratsausstattung  der  Töchter 
der  Mitglieder,  1766  ein  Verein  zur  Verteilung  von  Fleisch  an  den 
israelitischen  Feiertagen,  1783  eine  Gesellschaft  zur  Lieferung  von 
Feuerungsmaterial  an  Arme,  1796  ein  Verein  zur  LTnterstützung  armer 
Greise  und  ein  Verein  für  Waisenpflege.  Die  Pfleglinge  wurden  bei 
den  Müttern  bez.  bei  Verwandten   untergebracht.     Seit  der  Franzosen- 


i)  Hänle,  Geschichte  der  Juden  im  ehemaligen  Fürstentum  Ansbach.     Ansbach 
1867  S.    137. 

2)  Mitteilungen  der  Gesellschaft  für  jüdische  Volkskunde.    Heft  XI.   1903  S.  95. 
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zeit  wurde  die  Waisenpflege  von  der  Gemeinde  übernommen.  Daneben 
traten  viele  Stiftungen  ins  Leben  und  man  zählt  heute  noch  in  Ham- 
burg 77  Legate,  die  vor  1812  gemacht  wurden. 

Seit  alten  Zeiten  war  es  Sitte,  in  den  jüdischen  Gemeinden  der 
Armen  in  Palästina  zu  gedenken  und  bei  besonderen  Notständen 
anderen  Gemeinden  beizuspringen.  Die  Palästinagelder  rührten  in  Ham- 
burg teils  aus  bestimmten  Festspenden,  teils  aus  freiwilligen  Opfer- 
gaben und  Vermächtnissen  her.  Sie  wurden  gesondert  verwaltet  und 
den  von  Zeit  zu  Zeit  eintreffenden  Boten  der  vier  Gemeinden:  Jeru- 
salem, Hebron,  Zefad  und  Tiberias  übergeben,  in  anderen  Gemeinden 
wurden  die  Spenden  direkt  ins  heilige  Land  gesandt.  Im  Jahr  1790 
wurde  in  Hamburg  für  Belgrad  gesammelt,  im  Jahre  1799  für  die  un- 
glückliche Gemeinde  in  Sinigaglia. 

In  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  wurden  in  den  meisten 
deutschen  Ländern  Judengesetze  zur  Regelung  der  gemeindlichen  Ver- 
hältnisse der  Israeliten  erlassen,  die  zum  größten  Teil  heute  noch  in 
Kraft  sind.  Ein  Teil  dieser  Gesetze  enthält  auch  Vorschriften  über 
die  jüdische  Armenpflege,  indem  meistens  an  den  bisherigen  Einrich- 
tungen der  jüdischen  Armenpflege  nichts  geändert,  dieselbe  vielmehr 
gesetzlich  sanktioniert  wurden.  So  sagt  der  §  59  des  Judengesetzes 
von  1847  für  die  altpreußischen  Provinzen,  daß  die  der  besonderen 
Armen-  und  Krankenpflege  gewidmeten  Fonds  und  Anstalten,  welche 
schon  bisher  von  den  jetzigen  und  früheren  Vorständen  der  Juden- 
schaften  verwaltet  und  beaufsichtigt  worden  sind,  auch  künftig  von 
denselben,  vorbehaltlich  des  Oberaufsichtsrechtes  der  Regierung,  be- 
aufsichtigt und  verwaltet  werden,  neue  derartige  Fonds  und  Anstalten 
aber  nur  dann,    wenn  dies  in    der  Stiftung    ausdrücklich   bestimmt   ist. 

Nach  §  22  der  Kurhessischen  Verordnung  über  die  gemeinheit- 
lichen Verhältnisse  der  Israeliten  vom  30.  12.  1823  soll  das  Armen- 
wesen der  Israeliten  wegen  der  mancherlei  dabei  eintretenden  religiösen 
Beziehungen  und  wegen  der  besonderen  jüdischen  milden  Stiftungen 
vorerst  noch  von  dem  christlichen  gesondert  bleiben.  Eine  jede  Syna- 
gogengemeinde hat  demnach  ihre  Armen  allein  zu  versorgen  und  kann 
von  den  Christen  andere  als  freiwillige  Beiträge  nicht  erwarten.  Die 
Israeliten  sind  daher  auch  nicht  verbunden,  zu  Versorgungsanstalten 
für  christliche  Arme  beizutragen.  Eine  Ausnahme  allein  machen 
Kranken-  und  Sterbekassen  und  allgemeine  Heilanstalten,  in  diese 
können  Juden  aufgenommen  werden,  sie  können  aber  ihrer  Religion 
wegen  keine  eigenen  Einrichtungen  darin  fordern.  Die  weitere  Für- 
sorge wegen  der  Einrichtung  des  Gemeindearmenwesens  haben  die 
Vorsteher  zu  treffen. 

Etwas  weiter  in  der  Verbindung  zwischen  jüdischer  und  christ- 
licher Armenpflege  geht  das  Hannoversche  Gesetz  von  1842.  Nach 
§   48    sollen    für   das   jüdische  Armenwesen  nach  den  bereits  erfolgten 
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oder  noch  zu  erlassenden  Vorschriften  Verbände  bestehen,  welche 
auch  mehrere  Synagogengemeinden  in  sich  beziehen  können.  §  49 
schließt  jedoch  eine  Verbindung  der  jüdischen  Armenpflege  mit  der 
christlichen,  da  wo  sie  besteht  oder  mit  gegenseitiger  Zustimmung 
eingeführt  wird,  nicht  aus.  Eine  solche  Verbindung  kann  aber,  sofern 
nicht  besondere  Verträge  entgegenstehen,  durch  die  Landvorsteher 
auf  Anordnung  des  betreffenden  Armenverbandes  aufgehoben  und  ein 
besonderer  jüdischer  Armenverband  angeordnet  werden. 

Noch  weiter  gehen  die  Gesetze  für  die  Juden  Schleswig-Holsteins. 
Nach  der  Verordnung  für  das  Herzogtum  Holstein,  betr.  die  Verhält- 
nisse der  Juden  vom  8.  Dezembar  1850  gehören  die  Juden  an  den 
Orten,  wo  eine  besondere  Armenkommission  bisher  nicht  bestanden  hat, 
gleich  anderen  Einwohnern  zur  Distriktsarmenkommune  und  sie  haben 
gleich  den  anderen  INIitgliedern  ihre  Beiträge  zu  leisten.  An  anderen 
Orten,  wo  die  Juden  bisher  eine  besondere  Armenkommission  gebildet 
haben,  behält  es  einstweilen  bei  den  bisherigen  Einrichtungen  sein  Be- 
wenden. Dieselbe  Vorschrift  gilt  auch  nach  dem  deutschen  Gesetze  vom 
14.  Juli  1863  für  die  Juden  Holsteins,  doch  ist  hier  noch  der  Satz  an- 
gefügt, daß  es  der  Regierung  vorbehalten  bleiben  soll,  eine  Vereinigung 
der  jüdischen  mit  der  christlichen  Armenkommune,  sobald  solches  den 
Umständen  nach  tunlich  erscheint,  zu  verfügen. 

In  Frankfurt  a./M.  wurde  1809  die  Verwendung  der  Stiftungen, 
auf  Anordnung  der  großherzoglich  primatischen  Regierung  einer  genauen 
Revision  unterzogen  und  die  darüber  erlassenen  Verfügungen  durch 
Senatsbeschluß  von  18 19  bestätigt.  Nach  dieser  Verordnung  haben 
die  Administratoren  der  israel.  Stiftungen  in  vorgeschriebenen  Perioden 
einer  eigens  hierfür  bestehenden  Stiftungssektion  Rechnung  abzulegen 
und  bei  Verteilung  von  Stipendien  öffentliche  Aufforderungen  ergehen 
zu  lassen.  Das  Regulativ  von  1839,  die  Verwaltung  der  Israel.  Ge- 
meinde betreffend,  enthält  keine  Bestimmungen  über  das  Armen- 
wesen. 

In  Baden  führt  das  Edikt  vom  13.  Januar  1809  aus,  daß,  da  das 
Armenwesen  von  jeher  hauptsächlich  als  Anhang  des  Kirchenwesens 
behandelt  wurde,  und  sowohl  wegen  der  geteilt  bleibenden  Stiftungs- 
mittel, als  auch  wegen  der  mancherlei  religiösen  Verpflichtungen,  welche 
die  Juden  auf  sich  haben,  abgesondert  bleiben  müssen,  die  Juden  ihre 
Armen,  Waisen  und  Kranken  allein  zu  versorgen  hätten  und  daher  von 
den  Christen  andere  als  freiwillige  Beiträge  wie  auch  Gnadengeschenke 
des  Staates  nicht  erwarten  dürften,  wogegen  sie  auch  zu  den  christlichen 
Armenversorgungsanstalten  beizusteuern  nicht  angehalten  werden  könn- 
ten. Falls  jedoch  eine  jüdische  Gemeinde  an  einer  gemeinschaftlichen 
Armen-  oder  Krankenversorgungsanstalt  teilnehmen  will,  so  steht  ihr 
dies  gegen  Leistung  der  verhältnismäßigen  Beiträge  frei,  insofern  die 
älteren    Interessenten     dieser    Anstalt,    welche   ein    Einwilligungsrecht 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     11)13.    4.  A.7 
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haben,  hier  einwilligen  und  die  Ordnung  der  inneren  Einrichtung  keine 
Störung  erleidet. 

Alle  die  Bestimmungen  über  die  Armenpflege  der  Juden  in  den 
noch  gültigen  Judengesetzen  sind  natürlich  seit  Verleihung  der  Staats- 
bürgerrechte an  die  Juden  und  mit  Einführung  der  staatlichen  Armen- 
gesetzgebung außer  Kraft  getreten. 

Das  hat  jedoch  nicht  verhindert,  daß  auch  in  der  Gegenwart 
noch  die  jüdische  Armen-  und  Wohlfahrtspflege  sich  hoher  Blüte  erfreut, 
ja,  daß  sie  noch  in  fortwährender  Aufwärtsentwicklung  begriffen  ist. 

II. 

Umfang  und  Organisation  der  jüdischen   Wohlfahrts- 
pflege in  der  Gegenwart. 

Um  eine  Uebersicht  über  die  gegenwärtige  jüdische  Wohlfahrts- 
pflege zu  gewinnen,  teilen  wir  die  Organisationen  zweckmäßig  in  8 
Gruppen  ein.    Dieses  System  würde  umfassen: 

1.  Die  Anstalten  der  allgemeinen  Armenpflege 
und  Wohltätigkeit, 

2.  Einrichtungen  für  Kinderpflege, 

3.  Fürsorgeeinrichtungen  für  das  weibliche  Ge- 
schlecht, 

4.  Fürsorgeeinrichtungen  für  Altersschwache, 

5.  Fürsorgeeinrichtungen  für  Kranke  undSieche, 

6.  Für  Sorgeeinrichtungen  zurAusbildungundFort- 
h  il  fe   im  Beruf, 

7.  Maßnahmen  für  durchreisende  Armen. 

8.  Wohlfahrtseinrichtungen  fürjud  en  imAusland^). 

I.  Anstalten  der  allgemeinen  Armenpflege   und  Wohltä- 
tigkeit. 

In  diese  Gruppe  fassen  wir  zunächst  Einrichtungen  zusammen,  die 
gegenüber  den  Gruppen  2 — 8  von  einer  Spezialisierung  absehen.  In- 
teressant ist  es  zu  verfolgen,  wie  die  Spezialisierung  und  Diff"erenzie- 
rung  der  Wohlfahrtseinrichtungen  mit  der  Größe  der  Gemeinde  ständig 
wächst.  In  der  Zwerggemeindc  gibt  es  überhaupt  entweder  keine  be- 
sondere Organisationen  oder  nur  einen  Verein  für  Unterstützungs- 
zwecke ;  aus  der  Gemeindekasse  oder  aus  den  Mitteln  dieses  Vereins 
werden  alsdann  alle  notwendigen  Unterstützungen  gewährt.  Aber  auch 
in  vielen  mittleren  und  größeren  Gemeinden  gibt  es  neben  den  Vereinen 
zu  speziellen  Fürsorgezwecken  allgemeine  Armen-   und  Wohltätigkeits- 

l)  Zahlreiche  Berechnungen  des  folgenden  Kapitels  sind  auf  Grund  der  An- 
gaben des  »Handbuches  der  jüdischen  Gemeindeverwaltung  und  VVohlfahrtspflege<, 
herausgegeben  vom  Deutsch-israel.  Gemeindebund  Berlin   191 1.  erfolgt. 
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vereine,  welche  überall  da  eintreten,  wo  nicht  Spezialvcrcinc  für  irgend 
einen  besonderen  Notstand  bestehen  oder  die  auch  neben  diesen  wirken. 
In  diese  Gruppe  zählen  wir  alsdann  auch  die  Organisationen,  welche 
gewissen  elementaren  Bedürfnissen  der  Armen  zu  genügen  bestimmt 
sind,  das  sind  die  Vereine  und  Stiftungen  zur  Gewährung  von  Kleidung, 
Wohnung  und  Nahrungsmitteln. 

Die  Wohnung  wird  den  Unbemittelten  entweder  direkt  unent- 
geltlich gewährt  oder  gegen  eine  geringe  Entschädigung,  wie  in  Dresden, 
Hamburg,  Berlin,  Breslau,  Rawitsch  und  Hildesheim,  oder  es  wird  aus 
Vereinen  und  Stiftungen  eine  Beihilfe  zur  Wohnungsmiete  gegeben ; 
hierher  gehören  auch  die  in  zahlreichen  Gemeinden  bestehenden,  teil- 
weise sehr  alten  Vereine  zur  Lieferung  von  Heizmaterial  an  Arme. 

Was  die  Gewährung  von  Nahrungsmitteln  anbelangt,  so  bestehen, 
wenn  wir  von  der  Verabreichung  von  Verküstigung  an  Gefangene  und 
Soldaten  an  den  Feiertagen  absehen,  weil  es  sich  hier  weniger  um  Un- 
terstützungs-  wie  um  rituelle  Zwecke  handelt,  in  sechs  Großgemeinden 
Suppenanstalten  (Volksküchen,  Speisehäuser),  welche  Speisen  an  Unbe- 
mittelte zum  größten  Teil  unentgeltlich,  zum  kleinen  Teil  gegen  ge- 
ringe Entschädigung  abgeben.  In  Berlin  ist  die  Volksküche  mit  einer 
Kochschule  verbunden,  in  Breslau  werden  Speisen  an  Arme  ohne  Un- 
terschied der  Konfession  verabreicht.  Die  Frankfurter  Suppenanstalt 
für  Israel.  Arme  verabreichte  im  Jahre  1910  61  342  Portionen,  davon  an 
zahlende  Personen  5736,  an  Kranke  und  Wöchnerinnen  1704  Portionen. 

2.   Einrichtungen  für  Kinderpflege. 

Die  sozialhygienische  Fürsorge  für  das  Jugendalter  hat  bekannt- 
lich in  den  letzten  Jahrzehnten  in  Deutschland  eine  reiche  Entwicklung 
erfahren,  und  gerade  hier  war  die  Fürsorge  für  die  israelitischen  Kinder 
bemüht,  all'  die  modernen  Errungenschaften  auch  den  jüdischen  Kindern 
zu  gute  kommen  zu  lassen.  Dies  zeigt  sich  gleich  auf  dem  Gebiete 
der  Säuglingsfürsorge.  In  Frankfurt  a./M.  besteht  eine  Säug- 
lingsfürsorgestelle, eine  Säuglingsmilchküche,  Aufsicht  über  die  Kost- 
kinder und  eine  Kollektivvormundschaft  über  die  israelitischen  unehe- 
lichen hilfsbedürftigen  Kinder.  Ein  Säuglingsheim  gibt  es  in  Cöln, 
organisierte  Säuglingsfürsorge  wird  u.  a.  noch  in  Posen,  Berlin  und 
Hamburg  geübt. 

Für  Kinder  jenseits  des  Säuglingsalters  sind  die  Kinderbewahran- 
stalten,  die  Kindergärten,  deren  es  5  gibt,  sowie  die  Kinderhorte  zur 
Beaufsichtigung  für  Schulkinder  während  der  schulfreien  Zeit,  deren 
12  in  Wirksamkeit  sind,  bestimmt.  Zur  vollständigen  Aufnahme  hilf- 
loser Kinder  dient  das  Kinderheim  des  Fürsorgevereins  für  hilflose 
Kinder  mit  30  Betten  in  Berlin,  sowie  das  Kinderhaus  in  Frankfurt 
a./jNI.  Eine  Anzahl  von  Vereinen  und  Stiftungen  hat  sich  die  Erziehung 
armer   Kinder    zur  Aufgabe    gestellt,    auch   gibt    es  für   diesen    Zweck 
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einige  geschlossene  Anstalten,  von  denen  die  bedeutendste  die  Erziehungs- 
anstalt Ahlem  bei  Hannover  ist,  welche  dazu  bestimmt  ist,  verwaiste 
und  hilfsbedürftige  Knaben  in  der  Gärtnerei,  in  der  Landwirtschaft 
und  im  Handwerk,  die  Mädchen  in  der  Hauswirtschaft  und  in  Hand- 
arbeiten auszubilden. 

INIit  großer  Vorliebe  nimmt  sich  die  jüdische  Fürsorge  speziell  der 
Schuljugend  an.  Es  gibt  besondere  Stiftungen  für  hilfsbedürftige  Schüler. 
Vereine  bezahlen  Schulgeld  für  arme  Schüler  oder  gewähren  Stipendien, 
andere  sorgen  für  die  Kleidung  armer  Schulkinder,  wieder  andere  für 
die  Verköstigung,  es  wird  Milch  und  warmes  Frühstück  verabfolgt ;  in 
Cöln  besteht  eine  Suppenanstalt  für  schulpflichtige  Kinder.  An  israe- 
litischen Feiertagen  wird  armen  Kindern  beschert.  Mehr  praktischen 
Bedürfnissen  dient  die  Einrichtung  von  Schulküchen,  wie  solche  z.  B. 
in  Frankfurt  und  Cöln  bestehen,  um  die  INIädchen  bereits  im  schul- 
pflichtigen Alter  in  den  Elementen  der  Haushaltungskunde  zu  unter- 
richten. Vereine  für  Ferienkolonien  gibt  es  in  9  Städten,  daneben 
haben  aber  die  Logen  vom  Unabhängigen  Orden  Bne  Berith  auf  diesem 
Gebiete  sehr  segensreich  gewirkt,  17  Logen  statten  Ferienkolonien  auf 
eigene  Kosten  aus,  8  Logen  besitzen  an  der  See  und  auf  dem  Lande 
eigene  Ferienheime.  Zur  Nachkur  werden  in  einigen  Logen  den 
Kindern  Stärkungsmittel  verabreicht;  in  anderen  Logen  treten  zur  Er- 
gänzung der  Ferienkolonien  die  Halbkolonien,  Ferien-  und  Jugendspiele 
hinzu ;  in  Berlin  werden  mit  armen  Kindern  Ferienausflüge  veranstaltet. 

Eine  Art  der  Fürsorge  für  Kinder,  die  seit  Jahrhunderten  sich  im 
Judentum  sehr  hoher  Entwicklung  erfreut,  ist  die  Waisenpflege.  Die 
offene  Waisenpflege  wird  von  Gemeinden,  Stiftungen  und  Vereinen  geübt. 
Die  Waisenkommission  der  Berliner  israelitischen  Gemeinde  versorgt 
372  Kinder  teils  in  fremder  Pflege,  teils  bei  den  Angehörigen.  Daneben 
gibt  es  noch  in  Deutschland  46  jüdische  Waisen  Stiftungen 
und  Ve  r  e  i  n  e,  welche  Erziehungsbeiträge  für  Waisen  gewähren.  Die 
bedeutendsten  unter  diesen  sind  der  Landesverein  israelitischer  Waisen 
in  Baden,  welcher  103  Kinder  versorgt,  die  Moses  Mendelsohnsche 
Waisenstiftung  in  Berlin  für  50  Kinder;  die  israelitische  Waisenstiftung 
in  München  gewährt  32  Kindern  Erziehungsbeiträge,  die  Sternsche 
Stiftung  in  Frankfurt  versorgt  25  Zöglinge. 

Die  geschlossene  Waisenpflege  weist  40  Anstalten  auf.  31  dieser 
Anstalten,  deren  Ziffern  uns  bekannt  geworden  sind,  verpflegen  1041 
Waisenkinder,  so  daß  im  Durchschnitt  auf  eine  Anstalt  33  Zöglinge 
entfallen,  eine  Ziffer,  die  mit  Rücksicht  auf  die  individuelle  und  familiäre 
Behandlung  der  Pfleglinge  nicht  zu  hoch  erscheint.  Bemerkenswert 
ist,  daß  eine  Anzahl  der  Anstalten  neben  den  eigentlichen  Waisen 
auch  sonstige  Arme  und  Hilflose  aufnimmt.  Die  Sorge  der  Anstalten 
für  die  Pfleglinge  erstreckt  sich  meist  über  die  Schulentlassung  hinaus 
auf  die  Ausbildung  und  Ueberwachune:  im  Berufe. 
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Der  ofifencn  Krankenpflege  für  Kinder  dienen  einige  Vereine  und 
Stiftungen  zur  Gewährung  von  Krankenunterstützung,  Kuren  usw.,  der  ge- 
schlossenen das  israelitische  Kinderhospital  in  Frankfurt  a./M.  mit 
12  Betten  sowie  9  Kinderheilstätten  in  Soolbädern  und  eine  Kinder- 
heilstätte in  Norderney.  Zur  Behandlung  und  Versorgung  verkrüppelter, 
gebrechlicher  und  siecher  Kinder  sind  einige  Stiftungen  in  Berlin  und 
Frankfurt  a./j\I.  bestimmt. 

Der  Erziehung  geistig  zurückgebliebener  Kinder  nimmt  sich  die 
Wilhelm-Augusta-Viktoria-Stiftung  in  Beelitz  an,  welche  42  Kinder  ver- 
pflegt; die  jüdische  Taubstummenanstalt  in  Berlin  weist  49  Zöglinge 
auf,  die  erst  vor  einigen  Jahren  gegründete  Blindenanstalt  6  Zöglinge. 

Mit  der  Fürsorge  für  verwahrloste  Kinder  oder  für  Kinder,  bei 
denen  Verwahrlosung  zu  besorgen  ist,  befaßt  sich  die  Fürsorgekommis- 
sion der  israelitischen  Gemeinde  in  Berlin,  auf  diesem  Gebiet  wirkt 
segensreich  auch  der  Verein  »Weibliche  Fürsorge«  in  Frankfurt  a./M. 
Endlich  sind  hier  zu  erwähnen  die  beiden  vom  deutsch-israelitischen 
Gemeindebund  errichteten  Fürsorgeerziehungsanstalten  für  Knaben  zu 
Repzin  mit  37  Zöglingen,  und  die  für  Mädchen  in  Plötzensee. 

3.  Fürsorge  für  Frauen. 

Die  älteste  Art  der  Fürsorge  für  Frauen  und  Mädchen  ist  die 
Unterstützung  armer  und  kranker  Frauen  durch  allgemeine  und  spezielle 
Wohltätigkeitsinstitute,  daneben  ist  die  Fürsorge  der  israelitischen 
Frauenvereine  in  erster  Linie  hilfsbedürftigen  Frauen  und  Mädchen 
gewidmet.  Sehr  alt  und  sehr  verbreitet  sind  die  Stiftungen  und  Vereine 
zur  Ausstattung  von  armen  Bräuten  sowie  diejenigen  zur  Unterstützung 
von  Wöchnerinnen.  So  gewährt  der  18 15  gegründete  Frauenverein 
zur  Unterstützung  armer  Wöchnerinnen  in  Hamburg  armen  unbeschol- 
tenen israelitischen  Frauen  bei  der  Entbindung  Hebamme,  Geburts- 
helfer, Wärterin,  Bett-  und  Leibwäsche,  Kinderzeug,  Geld  u.  a.,  sogar 
eine  Amme.  Frauenvereine  in  Berlin  und  Frankfurt  a./M.  gewähren 
Hauspflege  für  arme  jüdische  Wöchnerinnen,  der  Berliner  Verein  ver- 
fügt sogar  über  ein  Wöchnerinnenheim.  Man  sieht  demnach,  daß  die 
gegenwärtig  so  aktuellen  Bestrebungen  nach  einem  verbesserten  Mutter- 
schutz bei  den  Juden  längst  verwirklicht  sind.  Bemerkenswert  ist  auch 
die  Tatsache,  daß  die  Juden  in  Deutschland  nicht  mehr  alles  Heil  in 
der  Verheiratung  der  Mädchen  sehen,  daß  man  vielmehr  bestrebt  ist, 
dieselben  einem  Beruf  außerhalb  der  Ehe  zuzuführen  und  die  Bildungs- 
möglichkeiten für  einen  solchen  zu  schaffen.  So  werden  Ausstattungs- 
stiftungen und  Vereine  kaum  mehr  begründet,  wohl  aber  Organisationen 
zur  Ausbildung  junger  Mädchen  in  Hauswirtschaft,  für  den  Beruf  der 
Lehrerin,  Kontoristin,  Krankenpflegerin,  höhere  Berufe  usw.  Haus- 
haltungs-  und  Kochschulen  zur  Ausbildung  junger  Mädchen  für  den 
Dienstbotenberuf   gibt   es    7,    die   allerdings   nicht   bloß  gemeinnützige 
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Zwecke  im  Auge  haben,  sondern  auch  die  Nebenabsicht  verfolgen, 
den  jüdischen  Hausfrauen  einen  Stamm  tüchtigen  Hauspersonals  zur 
Verfügung  zu  stellen. 

Eine  Sonderstellung  nimmt  das  israelitische  INIädchenheim  in  Bres- 
lau ein,  welches  junge  Mädchen  für  ihren  künftigen  Beruf  vorbereitet. 
Sie  werden  als  Lehrerinnen,  Kindergärtnerinnen,  Pflegerinnen,  Haus- 
arbeitslehrerinnen, Stützen  der  Hausfrau,  für  den  kaufmännischen  Beruf 
und  für  Hausarbeiten  ausgebildet. 

Der  Forthilfe  im  Berufe  dient  die  Stellenvermittlung,  wie  sie  z.  B. 
in  Frankfurt  a./M.  von  zwei  Vereinen  geübt  wird.  In  Berlin  besteht 
eine  Stiftung  zur  Beschaffung  von  Nähmaschinen  für  arme  israelitische 
Frauen,  in  Leipzig  eine  Darlehenskasse  für  Frauen  und  Mädchen. 
INIädchenheime,  deren  Zweck  es  ist,  den  Mädchen,  die  als  Angestellte 
tätig  sind,  ein  Heim  zu  bieten,  und  sie  dadurch  vor  sittlicher  und  ge- 
sundheitlicher Gefährdung  zu  schützen,  gibt  es  9,  dem  gleichen  Zweck 
dienen  die  Mädchenklubs.  Der  Frankfurter  Mädchenklub  macht  es 
sich  zur  Aufgabe,  im  Erwerb  stehenden  Mädchen  in  behaglichen  Aufent- 
haltsräumen während  der  Abendstunden  Unterricht,  Anregung  und 
Unterhaltung  zu  geben.  Für  sittlich  gefährdete  Mädchen  besteht  das 
Heim  des  Frauenbundes  in  Isenburg  bei  Frankfurt  a./M.  Erholungs- 
bedürftige und  Rekonvaleszenten,  Frauen  und  Mädchen  können  das 
Genesungsheim  in  Lehnitz  mit  62  Betten  benutzen,  ein  Erholungsheim 
findet  sich  ferner  in  König  i./O.  Das  israelitische  Frauenheim  in 
Bad  Nauheim  ist  dazu  bestimmt,  Herz-  und  Rheumatismuskranke  im 
eigenen  Heim  zu  verpflegen. 

4.  Altersfürsorge. 

Der  Aufnahme  und  Versorgung  armer  und  erwerbsunfähiger  Greise 
jüdischer  Konfession  dienen  in  Deutschland  35  Anstalten,  die  meist 
für  das  engere  Ortsgebiet  bestimmt  sind,  in  einigen  Fällen,  wie  in 
Ostpreußen  und  Baden,  sich  auf  weitere  Gebiete  beziehen.  Die  meisten 
dieser  Anstalten  werden  von  Vereinen  unterhalten,  einige  sind  auch 
von  Gemeinden  und  Stiftungen  begründet.  In  den  meisten  Fällen  er- 
folgt die  Aufnahme  und  Verpflegung  unentgeltlich,  in  einigen  Anstalten 
gegen  geringen  ZuschufJ.  Die  Gründung  dieser  Anstalten  fällt  über- 
wiegend in  die  letzten  20  Jahre,  nur  wenige  reichen  bis  in  die  erste 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  zurück,  einige  Pfründneranstaltcn  sind 
zugleich  Sicchenanstaltcn.  In  Cöln  und  Hannover  und  in  einer 
Anzahl  anderer  Städte  ist  das  Altersheim  mit  dem  Krankenhaus  ver- 
einigt. In  19  dieser  Anstalten,  deren  Insassenziffer  mir  bekannt  ge- 
worden ist,  werden  782  Pfründner  verpflegt,  die  größte  Anstalt  ist  die 
bereits  1829  begründete  Altersversorgungsanstalt  der  jüdischen  Gemeinde 
in   Berlin,    welche    in    3    Anstalten    305    Betten    aufweist.      Außer    den 
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Altersheimen  gibt  es  noch  2  Vereine  und  2  Stiftungen  in  Deutschland, 
welche  die  Begründung  von  Altersasylen  ins  Auge  fassen. 

Besondere  Anstalten  sind  für  die  Aufnahme  von  alten  und  erwerbs- 
unfähigen jüdischen  Lehrerinnen  bestimmt:  das  Lehrerinnenheim  in 
Berlin  mit  22  Insassinnen,  das  zu  Breslau  mit  13  und  zu  Frankfurt 
a./M.  mit  8  Pfleglingen.  In  Dessau  gibt  es  ein  Asyl  für  alte  jüdische 
Gelehrte. 

Da  die  geschlossene  Altersfürsorge  so  gut  ausgestattet  ist,  ist 
dementsprechend  die  offene  organisierte  Fürsorge  weniger  entwickelt ; 
abgesehen  von  Berlin,  wo  9  Stiftungen  zur  Fürsorge  für  arme  alte 
Leute  bestehen,  gibt  es  im  Reiche  noch  6  Stiftungen  und  Vereine  zur 
Unterstützung  armer  Greise;  in  Bamberg  besteht  eine  Separatstiftung 
für  alte  Dienstboten. 

5.  Fürsorge  für  Kranke. 

Die  Fürsorge  für  Kranke  scheidet  sich  in  eine  offene  und  ge- 
schlossene. Der  offenen  Krankenpflege  dienen  neben  den  allgemeinen 
Wohltätigkeitsvereinen  die  speziellen  Krankenunterstützungsvereine,  die 
Kranke  mit  Geld  unterstützen,  namentlich  auch  Beihilfen  zu  Bade- 
kuren gewähren.  Hierher  gehören  auch  die  weit  verbreiteten  Kranken- 
pflegevereine, die  sog.  Chewrahs,  die  Krankenpflege  und  Unterstützung 
in  Naturalien  und  Geld  gewähren,  auch  vielfach  freien  Arzt,  wozu  sie 
besondere  Aerzte  angestellt  haben,  und  Arzneien  sowie  Badekuren 
bewilligen.  Die  Unterstützung  erfolgt  entweder  an  Mitglieder  des 
Vereins  oder  an  andere  Bedürftige  oder  an  beide  Kategorien.  Einen 
Rechtsanspruch  auf  freien  Arzt,  Medikamente,  Krankengeld  und  Kur- 
beistand gewähren  die  Krankenkassen,  unter  welchen  die  israeliti- 
schen Männer-  und  Frauenkrankenkassen  in  Frankfurt  a./M.  in  erster 
Linie  zu  nennen  sind,  die  eigene  Krankenanstalten  mit  zusammen 
30  Betten  für  ihre  erkrankten  Mitglieder  besitzen. 

Der  geschlossenen  Krankenpflege  dienen  19  Krankenanstalten, 
unter  welchen  die  Krankenhäuser  in  Berlin,  Hamburg  und  Breslau  die 
größte  Bettenzahl  aufweisen.  In  Hamburg,  Breslau,  Hannover,  Cöln, 
Posen  werden  auch  christliche  Patienten  aufgenommen.  Mehrere  dieser 
Anstalten  sind  mit  Polikliniken  zur  ambulanten  Krankenpflege  ausge- 
stattet, und  es  werden  auch  arme  Stadtkranke  durch  besondere  Armen- 
ärzte in  ihren  Wohnungen  behandelt.  Daneben  gibt  es  noch  in  Bädern 
9  Kurhospitäler  zur  Aufnahme  armer  israelitischer  Kurgäste  während 
der  Badesaison. 

Einen  bedeutenden  Fortschritt  hat  die  jüdische  Krankenpflege 
durch  die  Begründung  der  Vereine  für  jüdische  Krankenpflegerinnen 
zu  verzeichnen.  Es  gibt  jetzt  14  derartige  Vereine,  die  bezwecken, 
jüdische  Mädchen  zu  Krankenpflegerinnen  auszubilden  und  diese 
Schwestern    allen  Kranken   ohne  Unterschied  der  Konfession  zur  Ver- 
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fügung  zu  stellen.  Diese  Vereine  bilden  zusammen  einen  Verband. 
Die  Zahl  der  ausgebildeten  Schwestern  beträgt  ungefähr  200;  in  einer 
Anzahl  von  Städten  bestehen  eigene  Schwesternhäuser.  Die  Schwestern 
sind  teils  in  den  Krankenhäusern,  teils  als  Gemeinde-  und  Armen- 
schwestern tätig.  Außer  von  den  Vereinen  werden  Schwestern  auch 
noch  von  der  Großloge  des  Ordens  Bne  Berith  ausgebildet  und  in 
verschiedenen  Städten  stationiert.  Während  die  meisten  Krankenhäuser 
auch  Sieche  aufnehmen,  gibt  es  noch  in  Berlin,  Frankfurt  a./O.  und 
Frankfurt  a./lNI.  sowie  in  Hamburg  besondere  Siechenanstalten  für 
Israeliten. 

6.  Fürsorge    für    Ausbildung    und    Forthilfe    im    Beruf. 

Während  die  bisher  beschriebenen  Institutionen  dazu  bestimmt 
waren.  Verarmten  die  notwendige  Hilfe  angedeihen  zu  lassen  und  Hilf- 
losen Unterstützung  zu  gewähren,  haben  die  jetzt  zu  betrachtenden 
Fürsorgemaßnahmen  den  Zweck,  prophylaktisch  vor  der  Verar- 
mung zu  schützen  einerseits  dadurch,  daß  Unbemittelten  eine  Aus- 
bildung in  einem  bestimmten  Berufe  gewährt  wird,  bez.  sie  in  dieser 
Ausbildung  gefördert  werden,  andrerseits  andere,  auch  schon  im  Berufe 
stehende  unterstützt  und  dadurch  vor  dem  geschäftlichen  Ruine  ge- 
schützt werden. 

Was  die  Ausbildung  anlangt,  so  gibt  es  53  Institutionen,  Vereine 
und  Stiftungen,  welche  ausschließlich  oder  vorwiegend  oder  auch  neben 
anderen  Unterstützungszwecken  dazu  bestimmt  sind,  Schüler,  Präparanden 
und  Seminaristen  durch  Gewährung  von  Stipendien,  durch  Bezahlung 
von  Schulgeld  usw.  zu  unterstützen.  Ebenso  viele  Vereine  und  Stiftungen 
bezwecken,  Hochschülern  Stipendien  zu  gewähren ;  für  Studierende  der 
Malerei,  Bildhauerkunst  und  Musik  bestehen  3  Stiftungen,  für  Studierende 
und  Künstler  5,  für  Schüler  und  Studierende  7,  für  Seminaristen  und 
Studierende  i. 

Nicht  minder  wie  für  die  Förderung  der  geistigen  Berufe  sind  die 
Juden  aber  auch  darauf  bedacht,  die  Verbreitung  des  Handwerkes, 
unter  ihren  Glaubensgenossen  zu  fördern.  Es  gibt  15  Vereine  und 
Stiftungen,  welche  die  Ausbildung  von  Handwerkern  bezwecken, 
13  Vereine  zur  Unterstützung  von  Handwerkerlehrlingen  zweifellos 
ebenfalls  bei  der  Ausbildung,  25  Vereine  und  Stiftungen  bezwecken 
die  Förderung  und  Verbreitung  des  Handwerkes  unter  den  Juden. 
Auch  diese  unterstützen  junge  Leute,  wenn  sie  ein  Handwerk  ergreifen, 
daneben  unterstützen  diese  Vereine  aber  auch  Handwerksgesellen  und 
Meister,  sei  es  bei  der  Niederlassung,  sei  es  durch  spätere  Gewährung 
von  Darlehen.  Der  älteste  Verein  ist  die  Gesellschaft  zur  Verbreitung 
von  Handwerken  und  Ackerbau  unter  den  Juden  Preußens,  welche 
bereits  181 2  gegründet  wurde  und  im  vergangenen  Jahre  94  Zög- 
linge ausbildete.     Alle  diese  Vereine  sind  in  dem  Verband  der  Vereine 
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für  Handwerk  und  Bodenkultur  zusammengeschlossen.  Der  Ausbildung 
im  Handwerk  dienen  auch  die  jüdischen  Gewerbeschulen  in  Straßburg 
und  Mühlhauscn.  In  4  Städten  bestehen  sog.  Lehrlingsheime,  Internate 
zur  Aufnahme  und  Verpflegung  von  Handwerkslehrlingen. 

Der  Förderung  der  Bodenkultur  unter  den  Juden  widmen  sich 
6  Vereine  und  Stiftungen.  Die  bedeutendste  dieser  Organisationen 
ist  die  Simonschc  Stiftung  in  Hannover,  die  ein  Vermögen  von 
c.  3%  Millionen  besitzt.  Dieselbe  bezweckt  die  Förderung  der  Hand- 
und  Fabrikarbeit  sowie  der  Landwirtschaft  und  des  Gartenbaus  unter 
den  Juden.  Sie  unterhält  auch  das  Lehrgut  Steinhorst  in  Hannover 
zur  Ausbildung  junger  Israeliten  in  der  Landwirtschaft. 

Was  die  Forthilfe  im  Beruf  anlangt,  so  gibt  es  8  Vereine  und 
Stiftungen  zur  Aufhilfe  für  bedrängte  Geschäftsleute  und  Gewerbe- 
treibende. 26  Darlehenskassen  und  Vereine  in  24  Orten  gewähren 
Darlehen  entweder  zinsfrei  oder  gegen  geringen  Zins.  In  Frankfurt  a.lM. 
hat  ein  Verein  zur  Versicherung  gegen  Stellenlosigkeit  seinen  Sitz. 
Vereine  für  Arbeitsnachweis  und  Stellenvermittlungsvereine  gibt  es  4, 
daneben  aber  in  zahlreichen  Städten  Arbeitsnachweise  als  Einrichtungen 
der  Logen  des  U.  O.  B.  B. 

Der  Berliner  Verein  für  Arbeitsnachweis  hat  1910  2481  Personen 
in  feste  Stellungen  untergebracht  und  993  Personen  vorübergehende 
Beschäftigung  nachgewiesen.  Mit  Arbeitsstätten  sind  die  sog.  »Peahs«, 
Brockensammlungen,  wie  solche  in  5  Städten  gegründet  wurden,  ver- 
bunden. Diese  wollen  erwerbslosen  Glaubensgenossen  durch  Ein- 
sammeln, Umarbeiten  und  Ausbessern  der  überwiesenen  Gaben  ständige 
Beschäftigung  verschaffen.  Zur  Unterstützung  von  jüdischen  Hand- 
werkern gibt  es  24  Vereine  und  Stiftungen,  abgesehen  von  den  15 
Vereinen  zur  Förderung  des  Handwerkes,  welche  größtenteils  eben- 
falls hilfsbedürftige  Handwerker  unterstützen.  Mit  der  Unterstützung 
hilfsbedürftiger  Lehrer  und  Kultusbeamten  befassen  sich  15  Organi- 
sationen. 

7.  Fürsorge  für  Wanderarme. 

Während  die  bisher  geschilderten  Fürsorgemaßnahmen  der  orts- 
bez.  landesansässigen  jüdischen  Bevölkerung  zu  gute  kommen,  bleibt 
der  Wohltätigkeitssinn  der  Juden  jedoch  nicht  auf  diese  beschränkt, 
sondern  er  erstreckt  sich  auch  auf  die  Wanderarmen;  ja  selbst  die 
hilfsbedürftige  jüdische  Bevölkerung  des  Auslandes  wird  in  den  Unter- 
stützungskreis einbezogen. 

Die  Wanderarmen  zu  unterstützen,  hat  stets  als  ein  nobile  officium 
bei  den  Juden  gegolten,  wenn  auch  die  Wanderbettelei  als  eine  große 
Last  empfunden  wurde.  Die  Wanderarmen  werden  entweder  aus  der 
Gemeindekasse  direkt  unterstützt  oder  von  den  allgemeinen  Wohltätig- 
keitsvereinen;   nur    in   größeren    Städten   bestehen   besondere    Vereine 
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zur  Unterstützung  der  Wanderbettler.  Die  Wanderarmen  scheiden 
sich  in  Inländer  und  Ausländer,  unter  den  letzteren  prävalieren  die 
Russen,  Galizier  und  Ungarn.  Vielfach  sind  diese  Armen  die  Opfer 
der  Rechtlosigkeit,  der  Bedrückungen  und  der  wirtschaftlichen  Not 
und  sie  greifen  zum  Wanderstab,  um  in  anderen  Ländern  namentlich 
in  Amerika  sich  eine  neue  Existenz  zu  suchen;  vielfach  befinden  sich 
unter  den  Bettlern  Kranke  und  altersschwache  Elemente,  nicht  selten 
aber  auch  arbeitsscheue,  betrügerische  Professionsbettler.  Um  den  er- 
werbsfähigen Armen  Gelegenheit  zur  Arbeit  und  zum  Verdienst  zu  ge- 
ben, wurde  vor  lo  Jahren  die  jüdische  Arbeiterkolonie  in  Weißensee 
gegründet,  die  von  durchschnittlich  500  Personen  jährlich  bevölkert 
wird.  Die  Arbeiter  werden  mit  Rohrflechterei,  Bürstenfabrikation  und 
Poliererei  beschäftigt. 

Der  armen  Auswanderer  hat  sich  seit  Jahren  der  Hilfsverein  deut- 
scher Juden  angenommen,  er  hat  ein  Zentralbureau  für  jüdische  Aus- 
wandererangelegenheiten mit  lokalen  Comites,  auch  eine  Anzahl  Grenz- 
bureaux  errichtet,  welche  sich  der  Auswanderer  sowohl  wie  der  Rück- 
wanderer, d.  h.  derjenigen,  welche  entweder  bei  der  Landung  in  Ame- 
rika nicht  angenommen  wurden  oder  aus  sonstigen  Gründen  ihre  alte 
Heimat  aufsuchen  wollen,  annehmen  und  sie  so  rasch  wie  möglich  an 
ihr  Reiseziel  befördern.  Allein  nach  Amerika  wanderten  nach  der  amt- 
lichen Statistik  von  1904 — 1908  647763  Juden.  Da  die  jüdische  Aus- 
wanderung nach  Amerika  nur  etwa  Vs  der  jüdischen  Auswanderung 
überhaupt  ausmacht,  so  muß  die  Zahl  der  in  den  letzten  5  Jahren  Aus- 
gewanderten auf  über  800000  veranschlagt  werden.  Von  diesen  Aus- 
wanderern nimmt  die  Hälfte  bis  zwei  Drittel  ihren  Weg  durch  deutsches 
Gebiet  ^). 

Eine  Reform  auf  dem  Gebiete  der  Wanderarmenfürsorge  bezweckt 
die  1910  gegründete  »Deutsche  Zentralstelle  für  jüdische 
Wanderarmenfürsorge«.  Sie  hat  zur  Absicht  die  Beseitigung 
des  Hausbettels  und  die  Einschränkung  des  Wanderbettels.  Zu  diesem 
Zwecke  werden  in  allen  preußischen  Provinzen  und  deutschen  Ländern 
Landes-  und  Provinzialkassen  gebildet,  deren  Mitglieder  die  einzelnen 
Ortskassen,  Gemeinden  und  Vereine  sind  und  die  ihre  Spitze  in  der 
Zentralstelle  haben,  daneben  sind  die  Grenzbureaux  wirksam.  Die 
Abfertigung  der  Armen  erfolgt  ausschließlich  am  Sitz  der  Provinzial- 
bez.  Landeskassen  bez.  der  Grenzbureaux.  Hier  werden  die  Vor- 
sprechenden einer  Prüfung  unterworfen,  die  Würdigen  von  den  Un- 
würdigen geschieden  und  die  Reisenden  auf  dem  nächsten  Wege  ihrem 
Bestimmungsort  zugesandt.  Mit  den  Kassen  sollen  Arbeitsstätten  ver- 
bunden werden.  Bemerkenswert  ist,  daß  durch  die  neue  Organisation 
bereits  eine  Abnahme  des  Wanderbcttels  konstatiert  werden  konnte. 


l)    Mitteilungen    des    deutsch-israelitischen    Gemeindebundes    Nr.  74,    S.   Iio. 
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8.     Wohlfahrtspflege    für    Juden     in     a  u  ß  e  r  d  e  u  t  s  ch  e  n    Ländern. 

Schon  in  früheren  Jahrhunderten  haben  es,  wie  bereits  erwähnt, 
die  Juden  als  Ehrenpflicht  betrachtet,  die  Armen  im  heiUgen  Lande 
zu  unterstützen,  und  die  aus  diesem  Lande  erscheinenden  Almosen- 
sammler sind  mit  reichen  Gaben  heimgeschickt  worden.  Die  bedrückte 
Lage  der  Juden  im  Orient  hat  dann  im  vorigen  Jahrhundert  zu  einer 
internationalen  Organisation  der  Wohlfahrtspflege  geführt,  es  entstand 
die  Alliance  Israelite  Universelle  in  Paris,  die  einerseits 
allen  Juden,  die  ihres  Glaubens  wegen  geistig  und  materiell  bedrückt 
und  verfolgt  werden,  hilfreich  beisteht,  andrerseits  die  kulturell  rück- 
ständigen Juden  der  Kultur  zuführen  will.  So  hat  die  Alliance  in  den 
Balkanstaaten,  in  Asien  und  Nordafrika  ein  großartiges  Schulwerk  ge- 
schaffen, vor  allem  Elementarschulen,  aber  auch  Handwerkcrschulen 
und  Lehrerseminare.  Der  Etat  dieser  großen  Wohlfahrtsinstitution  be- 
trug 19 10  über  2  Millionen  Mark.  In  Deutschland  bestehen  etwa 
400  Bezirks-  und  Lokalkomitees,  die  in  der  deutschen  Konferenzge- 
meinschaft ihren  Mittelpunkt  haben. 

Auch  der  Zweck  des  Hilfsvereins  der  deutschen  Juden  ist 
die  Förderung  der  sittlichen,  geistigen  und  wirtschaftlichen  Entwicklung 
der  Juden  in  den  Ländern,  in  welchen  dieselben  bedrückt  werden. 
Bei  der  Organisation  und  Durchführung  des  Hilfswerkes,  das  die  Po- 
grome und  Exzesse  gegen  die  Juden  in  Rußland  und  Rumänien  er- 
forderlich gemacht  hatten,  hat  der  Hilfsverein  deutscher  Juden  mit  an 
erster  Stelle  gestanden.  Er  hat  eine  umfassende  Organisation  auf  dem 
Gebiete  des  Auswanderungswesens  innerhalb  Deutschlands  und  eine 
dauernde  feste  Verbindung  mit  den  Auswanderungs-  und  Einwanderungs- 
ländern zur  Durchführung  einer  systematischen  Fürsorge  für  die  Aus- 
wanderer und  Rückwanderer  geschaffen.  1905— 1909  haben  1390000 
Personen  die  Unterstützung  des  Hilfsvereins  in  Anspruch  genommen 
und  nahezu  50  000  Personen  wurde  die  Erreichung  des  Reisezieles  er- 
möglicht. In  Galizien  suchte  er  die  Lage  der  Juden  durch  Begrün- 
dung wirtschaftlicher  Institutionen,  wie  Unterstützung  genossenschaft- 
licher Kreditvereine,  Einführung  von  Heiraarbeitsindustrien  zu  heben. 
In  der  europäischen  Türkei,  speziell  in  Palästina  ist  eine  große  Zahl 
von  Schulen  und  Kindergärten  gegründet  worden.  Auch  hat  der  Hilfs- 
verein sich  an  der  Bekämpfung  des  Mädchenhandels  beteiligt.  Die 
Einnahmen  des  Hilfsvereins  betrugen  1910  350  000  M. 

Neben  diesen  großen  Organisationen  gibt  es  noch  eine  Anzahl 
kleinerer  Vereine  für  Wohlfahrtspflege,  speziell  für  Palästina.  Hierher 
gehören  u.  a.  Vereine  zur  Förderung  des  Ackerbaues  und  des  Hand- 
werkes unter  den  Juden  des  heiligen  Landes.  Der  1906  gegründete 
Verein  Bezalel  hat  die  Verbreitung  des  Kunstgewerbes  und  der  Haus- 
industrie in  Palästina  zum  Zweck.     Der  Verein  Esra   will    den    armen 
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bedrängten  Kolonisten  Palästinas  Hilfe  bringen.  Er  hat  durch  Ver- 
anstaltung von  Ausstellungen  palästinischer  Produkte  dazu  beige- 
tragen, diesen  den  deutschen  Markt  zu  erobern.  Eifrig  betätigt  sich 
auch  die  Zionistische  Organisation  an  der  Hebung  der  Kultur  in  Palä- 
stina. Die  Allgemeine  Jüdische  Kolonisationsorganisation  will  eine 
planmäßige  Kooperation  aller  im  Orient  tätigen  jüdischen  Organisati- 
onen herbeiführen.  Endlich  gibt  es  noch  Vereine  zur  Unterhaltung 
von  Schulen,  Waisen-  und  Krankenhäusern  in  Palästina. 


Wenn  wir  nunmehr  noch  zum  Schlüsse  die  charakteristischen 
Merkmale  der  jüdischen  Wohlfahrtspflege  kurz  hervorheben  dürfen,  so 
finden  wir  ein  solches  zunächst  darin,  daß  sie  lückenlos  das  gesamte 
Menschenleben  von  der  Geburt  bis  zum  Tode  umfaßt  und  für  jede 
Lebenslage  und  Gefährdung  besondere  Institutionen  und  Organisationen 
schafft.  Ein  weiteres  Moment  ist  dies,  daß  die  jüdische  Wohlfahrts- 
pflege nicht  etwa  auf  einem  veralteten  Standpunkte  stehen  geblieben 
ist,  sondern  mit  den  modernen  Anschauungen  über  Armenpflege  und 
Wohltätigkeit  fortschreitet  und  sich  ständig  an  den  Ergebnissen  der 
letzteren  anlehnt  und  an  ihnen  orientiert.  Ein  letztes  Charakteristi- 
kum der  jüdischen  Wohlfahrtspflege  endlich  ergibt  sich,  wenn  wir  das 
Maß  der  dem  Einzelnen  gereichten  Unterstützung  betrachten;  die  dem 
einzelnen  Unterstützungsbedürftigen  gewährte  Unterstützung  ist  nämlich 
durchweg  eine  viel  reichlichere,  wie  sie  von  der  allgemeinen 
Armenpflege  gewährt  wird.  Die  Bedeutung  der  jüdischen  Wohlfahrts- 
pflege für  die  öffentliche  Armenpflege  liegt  darin,  daß  letztere  durch 
erstere  in  erheblichem  Maße  entlastet  wird,  einmal  durch  die 
eminent  prophylaktische  Wirksamkeit  der  jüdischen  Wohlfahrtspflege, 
andrerseits,  weil  die  jüdischen  Armen  infolge  Bestehens  derselben  die 
(ififentliche  Armenpflege  nur  in  ganz  geringem  Umfange  in  Anspruch 
nehmen.  Auch  in  der  Zukunft  wird  die  jüdische  Wohlfahrtspflege,  so 
lange  es  überhaupt  eine  konfessionelle  Armenpflege  gibt,  ihre  Existenz- 
berechtigung behalten. 


Die  sozialen  Folgen  der  modernen  Erfindungen. 

Vortrag  von  Georges  Blondel,  Professor  der  Staatswissenschaften  in  Paris,  gehalten 
in  Lyon  am  27.  April   1912. 

Autorisierte  Ucbersetzung  von  F.  H.  Neukamp. 

Bei  Betrachtung  der  gesamten  wirtschaftlichen  Umwandlungen 
unserer  Zeit  fallen  besonders  die  zahlreichen  und  mannigfachen  Er- 
findungen der  letzten  Jahre  auf,  Erfindungen,  die  —  wie  man  wohl 
sagen  kann  —  scharfe  Unterschiede  zwischen  der  heutigen  Kultur  und 
derjenigen  verflossener  Jahrhunderte  hervorgerufen  haben. 
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Unsere  Vorfahren  lebten  jahrhundertelang  so,  als  ob  sie  auf  sich 
selbst  angewiesen  wären ;  alle  zur  Befriedigung  der  materiellen  Lebens- 
bedürfnisse des  Menschen  unentbehrlichen  Produkte,  wie  Nahrung, 
Wohnung  u.  a.  m. ,  wurden  im  Hause  oder  in  bescheidenen  Werkstätten 
mit  Hilfe  von  Frau  und  Kindern,  mitunter  auch  einigen  wenigen  Ange- 
stellten oder  Lehrlingen,  hergestellt.  Die  Kaufleute  legten  ihre  Waren 
einer  anspruchslosen  Kundschaft  vor,  die  ihnen  eigentlich  immer  treu 
blieb,  da  ein  Wohnungswechsel  zu  den  größten  Seltenheiten  gehörte. 
Diese  Kundschaft  hatte  auch  Vertrauen  zu  den  angebotenen  Waren 
und  dachte  nicht  daran,  daß  man  ihr  Besseres  zu  geringerem  Preise 
bieten  könne;  sie  gewöhnte  sich  auch  an  die  langsame  Herstellung  der 
Waren  und  Arbeiten.  Es  fehlte  ein  Streben  nach  neuen  P^rfindungcn; 
nur  einzelne  Forscher  interessierten  sich  für  Naturwissenschaft  und  deren 
praktische  Anwendung ;  die  wenigen,  die  es  unternahmen,  den  Schleier, 
der  über  den  Naturgeheimnissen  lag,  zu  lüften,  wurden  überall  als 
Zauberer  angesehen. 

Dieser  Zustand  hat  sich  völlig  verändert;  zweifellos  gab  es  zu  allen 
Zeiten  erfinderische  Köpfe;  es  ist  eine  wohl  bekannte  Tatsache,  daß 
man  schon  im  Altertum  ganz  ansehnliche  INIaschincn  hatte.  Im  Mittel- 
alter erscheinen  drei  Erfindungen  von  hervorragender  Bedeutung:  das 
Pulver,  der  Kompaß  und  die  Buchdruckerkunst,  Erfindungen,  die  gewisser- 
maßen die  Neuzeit  eingeleitet  haben.  Doch  erst  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts hat  der  Erfindergeist  wahre  Wunderwerke  geschaffen. 

Die  meisten  Erfindungen  unserer  Zeit  erscheinen  als  eine  ununter- 
brochene Folge  wissenschaftlicher  Fortschritte,  als  ein  unstillbarer  Wissens- 
durst, der  alle  Gesellschaftsschichten  mehr  als  je  zuvor  ergreift.  Die 
fast  geschlossene  Reihe  moderner  Erfindungen  beruht  auf  der  mehr  oder 
weniger  genialen  Anwendung  der  Wissenschaft  für  unsere  Bedürfnisse. 
Diese  Bedürfnisse  haben  wiederum  ihrerseits  ein  ständiges  Anwachsen  der 
wissenschaftlichen  Entdeckungen  hervorgerufen,  sie  haben  am  meisten  zu 
der  starken  Vermehrung  der  Produktion  beigetragen,  die  alle  Statistiker 
zu  verzeichnen  haben.  Die  Produktion  hat  sich  in  der  zweiten  Hälfte 
des  ig.  Jahrhunderts  —  und  fünfzig  Jahre  sind  wenig  in  der  Weltge- 
schichte —  verhundertfacht,  wie  man  wohl  sagen  darf. 

Die  Erfindungen  haben  aber  auch  deshalb  so  bedeutende  Folgen 
gehabt,  weil  sie  in  Verbindung  mit  einer  Tatsache  aufgetreten  sind, 
über  die  man  nicht  stillschweigend  hinweggehen  kann,  nämlich  mit 
dem  Auftreten  des  Wettbewerbs,  einer  Erscheinung,  von  der  Leroy- 
Beaulieti  sagt,  daß  sie  »zum  ausschlaggebenden  Faktor  in  der  Volks- 
wirtschaft geworden  ist«. 

Wenn  die  Erfindungen  die  Produktion  gefördert  haben,  so  ist  es  auch 
unverkennbar  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  Produzenten  gewesen, 
die  Konkurrenz  zu  überflügeln,  höhere  Gewinne  zu  erzielen,  bessere 
Absatzgebiete  und  einen  größeren  Kundenkreis  zu    finden.     Der  Wett- 
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bewerb  hat  seinerseits  wiederum  dem  Erfindergeist  Anregung  gegeben. 
Man  weiß,  welchen  Riesengewinn  eine  glückliche  Erfindung  in  wenigen 
Monaten,  ja  in  einigen  Tagen  bringen,  aber  wie  sie  auch  Vermügens- 
verhältnisse,  die  allgemein  für  sicher  galten,    zerrütten  kann. 

Der  Wettbewerb  macht  sich  heute  auf  allen  Gebieten  wirtschaft- 
licher Tätigkeit  geltend:  bei  der  Gütererzeugung,  beim  Austausch  von 
Waren  und  Arbeitskräften,  beim  Güter-  und  Kreditverkehr.  Er  hat 
auch  großen  Einfluß  auf  die  Lage  der  Arbeiterschaft. 

Die  Konkurrenz  ruft  allerdings  auch  unerfreuliche  Zustände  hervor. 
Aber  sie  ist  derart  in  unsere  Sitten  und  Gebräuche  eingedrungen,  daß 
wir  uns  an  sie  gewöhnen  müssen.  Niemand  wird  ihre  Vorteile  verkennen. 
Viele  IMenschen  in  bescheidener  Stellung,  die  früher  dazu  verurteilt 
waren,  im  Elend  ihr  Leben  zu  verbringen,  gelangen  jetzt  durch  den 
Konkurrenzkampf  auf  eine  höhere  Stufe  sozialer  Lebensstellung.,  Wenn 
der  Wettbewerb  auch  furchtbare  Kämpfe  hervorruft,  denen  mitunter 
Personen  zum  Opfer  fallen,  die  unsere  Teilnahme  verdienen,  so  stählt 
er  doch  auch  die  Charaktere,  entwickelt  den  Unternehmungsgeist  und 
festigt  den  Willen.  — 


Ich  kann  unmöglich  hier  all'  die  großen  und  kleinen,  mehr  oder 
minder  beachtenswerten  Erfindungen  aufzählen,  von  den  bedeutenden 
Erfindungen  der  Gelehrten  bis  zu  den  oft  einfachen  mitunter  aber  auch 
ertragreichen  Erfindungen  bescheidener  Arbeiter. 

Prüft  man  die  heute  vorhandenen  Produktionsmittel,  so  staunt  man 
über  die  gewaltigen  Werkzeuge,  die  der  menschlichen  Gesellschaft  zur 
Verfügung  stehen.  Unser  Zeitalter  wird  mit  Recht  das  Zeitalter  der 
Maschine  genannt.  Welche  Mannigfaltigkeit  an  INIaschinen:  Schwebe- 
bahnen, Gebläsemaschinen,  Fallhämmer,  Winden,  Wellen,  Krahnen  zum 
Heben  riesiger  Gewichte,  Motoren  aller  Art,  Bohrmaschinen,  Pressen, 
Fräsmaschinen,  Siebmaschinen,  Zentrifugen,  Ventilatoren,  Gefrierma- 
schinen, die  Liste  läßt  sich  gar  nicht  zu  Ende  führen.  Und  welch' 
genialer  Geist  steckt  in  den  Werkzeugmaschinen  ;  auf  diesem  Gebiete 
scheint  das  alte  Europa  den  Vorsprung  der  Vereinigten  Staaten  jetzt 
beinahe  wieder  eingeholt  zu  haben:  Bohr-,  Fräs-,  Hobel-,  Biege- 
maschinen, Maschinen  für  Eisen  und  Holz,  Maschinen  für  grobe  und 
feine  Arbeit,  die  Maschine  ist  der  moderne  Herkules,  der  ein  ganzes 
Heer  von  Menschen  ersetzt,  ein  Herkules,  der  es  ermöglicht,  größere 
Reinlic'hkeit  in  den  Werkstätten  zu  erzielen  und  nützliche  Verbesse- 
rungen zur  Erhaltung  von  Leben  und  Gesundheit  einzuführen. 

Die  Naturkraft,  die  in  den  letzten  Jahren  den  größten  Nutzen 
gebracht  hat,  scheint  die  Elektrizität  zu  sein,  die  im  ig-  Jahrhundert 
fast  unbekannt  war  und  noch  nicht  volle  sechzig  Jahre  praktische  An- 
wendung findet.  Das  Studium  der  Elektrizität  hat  nach  und  nach  gezeigt, 
daß  zu  den  bisher  bekannten  und  benutzten  Energieformen,  deren  man 
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sich  ehemals  bediente,  der  mechanischen,  der  kalorischen  und  der  chemi- 
schen noch  eine  vierte,  die  elektrische  gefügt  werden  muß,  die  um  so 
größere  Dienste  leistet,  als  sie  Kräfteumwandlungen  wundervoll  vermittelt. 

INIit  Hilfe  der  Elektrizität  sammelt  man  jetzt  selbst  in  den  höchsten 
Bergen  die  solange  ungenutzte,  treibende  Kraft  der  Wasserfälle  und 
Gießbäche,  um  sie  hunderte  von  Kilometern  weiter  zu  leiten.  Mit  ihrer 
Hilfe  gewinnen  wir  besonders  hohe  Wärmegrade  und  werden  mit  ihr  auch 
eines  Tages  noch  hunderte  von  Naturkräften  benutzen,  deren  wir  uns  jetzt 
kaum  bedienen,  wie  die  Kraft  der  Winde  oder  die  Kraft  der  Gezeiten. 

Die  Elektrizität  in  ihrer  Verbindung  mit  der  Chemie  ist  eine  zu- 
kunftsreiche Wissenschaft,  die  uns  noch  große  Ueberraschungen  bringen 
wird.  Die  Elektrochemie  und  Galvanoplastik  haben  bereits  neue 
]\Iaschinenwunder  gebracht.  — 


Wenn  man  die  modernen  Erfindungen  an  seinem  geistigen  Auge 
vorüberziehen  läßt,  so  erkennt  man  bald,  daß  sie  eine  starke  Rück- 
wirkung im  wirtschaftlichen  und  sozialen  Leben  hervorgerufen  haben. 
Und  von  dieser  Rückwirkung  will  ich  jetzt  besonders  sprechen. 

Zunächst  muß  ich  bemerken,  daß  die  Vervollkommnung  der  Ma- 
schinen, vom  rein  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  betrachtet,  die 
wunderbare  Erscheinung  der  Konzentration,  die  ein  hervorragender 
Zug  der  modernen  Entwicklung  ist,  erleichtert  hat.  Diese  Konzentration 
zeigt  sich  zunächst  in  der  Bildung  großer  Arbeiterheere,  in  der  Er- 
richtung von  Riesenwerkstätten,  die  hunderte  und  tausende  von  Arbeitern 
beschäftigen.  Aus  den  neuesten  Berichten  der  berühmten  Firma  Krupp 
geht  hervor,  daß  dieses  Riesenunternehmen  in  Essen  wie  in  seinen 
verschiedenen  Zweigniederlassungen  nahezu  70000  Personen  beschäftigt. 
In  Belgien  haben  die  Cockerillwerke  11 000  Personen.  Creusot  unge- 
fähr ebenso  viel.  Es  gibt  heutzutage  eine  große  Anzahl  Werke,  in 
denen  über  loooo  Arbeiter  tätig  sind. 

Bei  ihrer  Anwendung  auf  die  Produktion  haben  die  modernen 
Erfindungen  noch  eine  zweite  Folge  gehabt.  Sie  haben  die  Arbeits- 
teilung, die  bis  dahin  sozusagen  nicht  bestand,  begünstigt.  Die  Arbeits- 
teilung erschien  ehemals  nur  in  der  herkömmlichen  Form  der  verschiede- 
nen Gewerbe.  Erst  mit  der  Einführung  des  Fabrikbetriebes  tritt  eine 
technische  Arbeitsteilung  ein.  Erst  das  herrschende  Fabriksystem  führt 
zu  Versuchen,  die  Gesamtbewegungen  in  eine  Reihe  möglichst  einfacher 
Teilbewegungen  zu  zerlegen,  nachdem  man  festgestellt  hat,  daß  jede 
fabrikmäßige  Arbeit  im  Grunde  eine  Reihe  von  Bewegungen  ist;  diese 
einfachen  Bewegungen  werden  verschiedenen  Arbeitern  übertragen,  der- 
art, daß  jeder  nur  eine  möglichst  einfache  Bewegung  auszuführen  hat  und 
zwar  immer  die  gleiche.  Diese  Art  der  Arbeit  wurde  zuerst  von  dem 
berühmten  englischen  Nationalökonomen  Adam  Smith  in  einer  englischen 
Nadelfabrik  beobachtet,  die  ihm  die  berühmten  viel  zitierten  Worte  eingab. 
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Heutzutage  führen  die  meisten  Arbeiter  in  den  großen  Fabriken  nionate- 
und  jahrelang  die  gleiche  Bewegung  aus.  Ich  stellte  kürzlich  in  der 
Stahlwarenfabrik  von  Rogers  in  Sheffield  fest,  daß  ein  Taschenmesser 
durch  mehr  als  neunzig  Hände  geht.  In  der  bekannten  Fabrik  von 
Joseph  Gillot  sind  ungefähr  zwanzig  Arbeiter  mit  der  Herstellung  einer 
Feder  beschäftigt.  Diese  Arbeitsteilung  ist  ebenso  in  Deutschland  ausge- 
bildet; in  der  Nagel-  und  Drahtfabrik  zu  Gleiwitz  in  Oberschlesien  geht 
ein  ganz  einfacher  Nagel  durch  die  Hände  von  siebzehn  Arbeitern. 

Die  Gründe  für  diese  scharf  ausgebildete  Arbeitsteilung  sind  wohl 
bekannt ;  die  Erfahrung  hat  gezeigt,  daß  die  gleiche  Anzahl  Arbeiter 
viel  mehr  Arbeit  leisten  kann,  wenn  diese  Arbeiter,  anstatt  vollständige 
Gegenstände  oder  auch  nur  größere  Teile  von  Gegenständen  herzustellen, 
sich  in  die  verschiedenen  Produktionsphasen  derart  teilen,  daß  eine 
einzelne  Person  an  jedem  Gegenstande  nur  ein  Stückchen  Arbeit  aus- 
führt. Auf  diese  Weise  werden  die  Herstellungskosten  beträchtlich 
verringert.  Die  Arbeitsteilung  kann  freilich  nur  in  Betrieben  mit  voll- 
kommenen maschinellen  Einrichtungen  und  nur  bei  bedeutenden  Pro- 
duktionsmengen einen  hohen  Grad  erreichen. 

Die  modernen  Erfindungen  haben  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte 
aus  noch  eine  dritte  Folge  gehabt.  Sie  brachten  den  Ersatz  der  Män- 
ncrarbeit  durch  Frauenarbeit.  jNIit  Hilfe  der  bekannten  genialen  Ma- 
schinen können  gewisse  Arbeiten,  für  die  früher  große  Körperkräfte 
unentbehrlich  waren,  von  Frauen,  jungen  INIädchen  und  Kindern  ge- 
leistet werden. 

Da  die  Frauen  geringeren  Lohn  als  die  Männer  beanspruchen 
(sie  sind  anspruchsloser  und  streiken  nicht  so  leichtj,  wird  heutzutage 
die  Frauenarbeit  immer  mehr  benutzt.  In  manchen  Zweigen  der  Tex- 
tilindustrie ist  sie  von  ganz  besonderer  Bedeutung,  nämlich  da,  wo  es 
mehr  auf  die  Geschicklichkeit  als  auf  die  bloße  Körperkraft  ankommt. 

Selbst  in  gewissen  Zweigen  der  Hüttenindustrie  hat  die  Frauen- 
arbeit ihren  Einzug  gehalten  und  die  Männerarbeit  verdrängt ;  so  sind 
der  Frauenarbeit  u.  a.  auch  bestimmte  Stellen  in  der  elektrischen  In- 
dustrie im  Rheinland  vorbehalten ;  die  letzten  Berichte  über  die  Lage 
dieser  Industrie  zeigen  deutlich,  daß  die  Zahl  der  hier  angestellten 
Frauen  schneller  zunimmt  als  diejenige  der  von  ihr  beschäftigten  Männer. 

Diese  Entwicklung  hat  nicht  nur  vom  wirtschaftlichen,  sondern 
auch  vom  sozialen  Standpunkte  aus  sehr  ernste  Folgen.  Sie  verschafft 
den  Arbeiterfamilien  zweifellos  schätzbare  Hilfsquellen,  aber  die  Häus- 
lichkeit leidet  darunter,  das  Gefühl  der  Familienzusammengehörigkeit 
wird  abgeschwächt,  das  bereits  in  Gegenden  mit  großen  Arbeiteran- 
häufungen sehr  vermindert  ist.  Die  schweren  hieraus  entstehenden 
sittlichen  Unzuträglichkeiten  brauche  ich   nicht  besonders  zu  betonen. 

Von  ganz  besonderem  Interesse  sind  die  Folgeerscheinungen,  welche 
die  neuzeitlichen  Erfindunsren  im  sozialen  Leben   hervorgerufen  haben. 
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Sie  sind  zu  zahlreich,  um  hier  alle  betrachtet  werden  zu  können ;  ich 
bespreche  also  nur  die  wichtigsten. 

Zunächst  stelle  ich  fest,  daß  die  Erfindungen  seit  Jahren  dazu  ge- 
führt haben,  den  Konsum  ins  Riesenhafte  zu  steigern  ;  damit  ging  eine 
übertriebene  Steigerung  der  Lebensbedürfnisse  in  allen  Gesellschafts- 
schichten Hand  in  Hand. 

Die  Sorge  um  die  Behaglichkeit  beschäftigt  besonders  die  Leute, 
die  sich  kleinere  und  größere  Genüsse  aller  Art  in  Nahrung,  Kleidung, 
Hygiene,  Zerstreuungen.  Vergnügen  vcrschaften  können,  Genüsse,  die 
durch  die  Erfindungen  erheblich  gesteigert  wurden.  Dank  der  Maschinen 
ist  vieles,  was  früher  nur  die  Reichsten  kaufen  konnten,  nach  und 
nach  auch  für  Unbemittelte,  manches  selbst  für  die  Armen  erreichbar 
geworden. 

Diese  Sorge  um  das  Wohlleben  ist  derart  weit  getrieben  worden, 
daß  sie  allmählich  unsere  Sittenprediger  beunruhigt,  die  die  Frage  auf- 
werfen, ob  denn  wirklich  das  Anwachsen  der  Wünsche  auch  eincVer- 
mehrung  des  Glückes  mit  sich  bringt.  Das  Glück  ist  in  Wirklichkeit 
ein  durchaus  relativer  Begriff;  was  dem  einen  Befriedigung  gewährt, 
gewährt  sie  dem  anderen  nicht.  Der  Anfang  des  Glückes,  sagt  man 
nicht  ohne  Grund,  ist  ein  reicher  Schatz  von  Unbefangenheit  und  das 
beste  Mittel,  das  Glück  zu  finden,  ist,  es  nicht  zu  sehr  zu  suchen ; 
aber  heutzutage  ist  die  Jagd  nach  dem  Glücke  zu  groß.  Der  Anblick 
unserer  modernen  Kultur  hat  in  den  unteren  Volksschichten  eine  Un- 
menge von  Wünschen  wachgerufen,  die  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
berechtigt  sind,  aber  meistens  nicht  im  Einklang  mit  den  in  diesen 
Volksschichten  vorhandenen  Mitteln  stehen,  um  sie  jemals  zu  befrie- 
digen. Früher  war  der  Geschmack  viel  einfacher  und  die  Entbehrungen 
dementsprechend  leichter  zu  ertragen.  Aber,  wie  ein  Philosoph  einmal 
gesagt  hat,  da,  wo  das  Gefühl  der  Entbehrung  fehlt,  w^ird  auch  das 
Bedauern,  entbehren  zu  müssen,  nicht  aufkommen.  Der  Arbeiter  ist  viel 
anspruchsvoller  als  früher,  er  tut  es  den  wohlhabenden  und  reichen 
Leuten  zu  gerne  gleich.  Aber  seinen  Ansprüchen  sind  Grenzen  ge- 
zogen, er  kann  sich  nur  einen  kleinen  Teil  des  ersehnten  Behagens 
verschaffen.  Und  dann  befällt  ihn  nur  allzu  oft  ein  Gefühl  des  Neides, 
das  sein  Gemüt  erhitzt.  Die  sozialen  Ungleichheiten  treft^en  ihn  hart, 
verbittern  ihn  mehr  als  früher ;  er  vergißt  allzu  leicht,  dafi  die  moder- 
nen Erfindungen  zur  Erhöhung  der  Löhne  beigetragen,  ihn  von  einem 
Teile  unangenehmer  Arbeit  befreit  haben,  die  er  ehemals  zu  verrichten 
hatte ;  er  vergißt,  daß  er  sich  jetzt  viele  Annehmlichkeiten  verschaften 
kann,  an  die  sein  Vater  und  Großvater  niemals  gedacht  haben.  Was 
ihn  so  schmerzlich  berührt,  ist  zu  sehen,  w'ie  andere  sich  Annehmlich- 
keiten verschaften,  auf  die  er  verzichten  muß.  Er  gleicht  dem  Kinde, 
das  ein  dargebotenes  Stück  Kuchen  zurückweist  mit  den .  Worten : 
»Den  mag  ich  nicht,  ich  will  denselben  wie  mein  Bruder  haben.« 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1913-     4.  Ao 
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Herr  de  Seiüiac  hat  kürzlich,  anläßhch  der  Streiks  in  Nordfrank- 
reich, eine  sehr  interessante  Abhandlung  veröffentlicht  über  den  »Fort- 
schritt der  Maschine  und  die  Feindseligkeit  der  Arbeiter«.  Er  zeigt 
in  seiner  Untersuchung,  daß  die  meisten  Arbeiter  bei  ihrer  ungenügenden 
Bildung  noch  unter  dem  starken  Vorurteil  leiden,  daß  die  Maschine 
ein  Feind  sei,  dessen  Vordringen  sie  aufhalten  müßten. 

Herr  de  Seilhac  erinnert  hierbei  an  die  feindliche  Haltung  der  Haus- 
weber in  Lyon  gegen  die  Jacquardmaschine,  der  alten  Postkutscher 
gegen  die  Eisenbahn,  der  Klempner,  die  Konservenbüchsen  herstellten, 
gegen  die  Lötmaschine,  die  ihre  ga-nzc  Industrie  umwandelte,  der  Sar- 
dinenfischer, die  Rollnetze  nicht  gebrauchen  wollen,  trotzdem  mit  diesen 
Netzen  in  einigen  Ländern  glänzende  Erfolge  erzielt  worden  sind. 

Mit  anderen  Worten  :  viele  Arbeiter  fürchten  die  Ergebnisse  von 
Umwandlungen,  die  in  industriellen  Betrieben  eintreten  können.  Sie 
fürchten  sich  vor  den  Fortschritten  im  Maschinenbau  und  dem  allzu 
großen  Erfolge  mancher  Erfindungen. 

Das  ist  ein  instinktives  Gefühl  und  seine  Wurzeln  sind  alt.  Wir 
werden  nicht  so  leicht  unwillig  gegen  die  Arbeiter,  wenn  wir  uns  daran 
erinnern,  daß  Colbert,  der  große  Minister  Ludwigs  XIV.,  der  Frankreich 
so  große  Dienste  geleistet  hat,  als  er  eines  Tages  den  Besuch  eines 
Erfinders  erhielt,  der  ihm  eine  Maschine  zeigte,  die  die  Arbeit  von 
zwanzig  Arbeitern  ausführte,  ihm  antwortete :  »Wie,  ich  tue  mein 
Möglichstes,  um  den  Arbeitern  möglichst  viel  Beschäftigung  zu  verschaffen, 
und  Sie  wollen  die  Arbeiter  unterdrücken;  nehmen  Sie  Ihre  Maschine 
wieder  mit!« 

Herr  de  Seilhac  macht  mit  Recht  darauf  aufmerksam,  daß,  wenn 
der  Fortschritt  der  Maschine  die  Arbeiter  beunruhigt,  dies  darin  be- 
gründet ist,  daß  solche  Fortschritte  Unruhen  und  Krisen  mit  sich 
bringen,  die  oft  vorübergehende  Notlagen  der  Arbeiter  hervorrufen ; 
aber  für  die  Mehrzahl  der  Arbeiter  ist  nicht  der  allgemeine  industrielle 
Fortschritt  die  Hauptsache.  Sie  beschäftigen  sich  hauptsächlich  mit 
ihren  eigenen  Interessen  und  stellen  ohne  Bedenken  ihr  persönliches, 
ruhiges  Fortleben  über  nützliche  Umwandlungen,  denen  die  nationale 
Industrie  unterworfen  ist.  Sie  halten  in  einer  eigenartigen  Verzweif- 
lung am  alten  Werkzeug,  alten  Gewohnheiten  fest,  versuchen  jede 
ihnen  bedrohlich  erscheinende  Entwicklung  aufzuhalten. 

Ich  möchte  aber  nicht  behaupten,  daß  dieses  Gefühl  des  Miß- 
trauens gegenüber  der  Maschine  allgemein  sei.  Viele  Arbeiter  bewun- 
dern aufrichtig  die  soeben  besprochenen  Erfindungen,  erkennen  auch 
wohl  an,  daß  sie  einen  Fortschritt  der  Menschheit  darstellen  und 
weigern  sich  keineswegs,  die  Einführung  der  Maschinen  in  den  Be- 
trieben anzunehmen.  Aber  sie  machen  eine  andere  Einrede :  »Ja, 
sagen  sie,  diese  schönen  Erfindungen  haben  eine  beträchtliche  Entwick- 
lung des  Reichtums  zur   Folge  gehabt,    große  Vermögen    konnten    mit 
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ihrer  Hilfe  in  kurzer  Zeit  erworben  werden.  Wir  Arbeiter  glauben 
nun  aber,  daß  wir  dabei  niclit  den  uns  rechtmäßig  gebührenden  Anteil 
des  durch  uns  verdienten  Reichtums  erhalten  haben.«  Sicherlich  ist 
Frankreichs  Reiclitum,  um  einmal  nur  von  diesem  Lande  zu  sprechen, 
durch  alle  möglichen  Erfindungen  seit  einem  Jahrhundert  bedeutend 
gestiegen;  man  nimmt  an,  daß  seit  1815  Frankreichs  Nationalvermögen 
sich  verfünffacht  hat;  es  beträgt  heute  über  250  Milliarden  Franks. 
Zweifellos  ist  der  größte  Teil  dieser  250  Milliarden  im  Besitz  einer 
Minderheit.  Trotzdem  aber  das  Eigentum  in  Frankreich  viel  mehr 
verteilt  ist  als  in  vielen  anderen  Ländern,  besteht  in  Wirklichkeit  doch, 
das  ist  wenigstens  die  Schlußfolgerung  der  vom  Vicomte  d'Azmtel 
angestellten  Untersuchungen,  eine  starke  Anhäufung  des  Reichtums  in 
einigen  wenigen  Händen,  und  unbestreitbar  haben  besonders  die  Ein- 
künfte der  unteren  Volksschichten  (die  beinahe  drei  Viertel  der  Be- 
völkerung ausmachen)  zugenommen;  denn  die  Löhne  sind  seit  1850' 
fast  um  das  Doppelte  gestiegen;  dennoch  muß  man  anerkennen,  daß 
die  Einkünfte  der  wohlhabenden  Klassen  bedeutend  stärker  zugenommen.- 
haben. 

Mit  anderen  Worten :  Die  Klassenunterschiede  zwischen  den  einzel- 
nen Gesellschaftsschichten  haben  sich  seit  einem  halben  Jahrhundert 
verschärft. 

Bei  Betrachtung  des  intensiven  modernen  Lebens,  der  fieberhaften 
Produktionstätigkeit,  die  uns  ringsum  umgibt,  hat  man  mit  Recht  ge- 
sagt, daß  die  Menschen  heutzutage  im  Laufschritt  vorwärtsstürmen,  ein 
ruhiger  Schritt  ihnen  aber  nicht  mehr  gelingt.  Die  Folgen  dieses 
Vorwärtsstürmens  und  Ueberholens  sind  die  schärferen  Gegensätze  und 
größeren  Unterschiede  zwischen  den  einzelnen  Volksschichten.  Je 
mehr  der  Reichtum  des  Landes  wächst,  desto  mehr  vergrößern  sich 
die  Ungleichheiten  zwischen  den  einzelnen  Klassen.  Zwar  haben  sich 
die  Löhne  verdoppelt,  aber  entgegen  den  Prophezeiungen  Frederic 
Bastiats  im  Jahre  1848  sind  die  Gewinne  der  Unternehmer,  Kapitalisten 
und  Arbeitgeber  viel  stärker  angewachsen.  Die  Arbeiter  sahen  zwar 
ihr  Vermögen  sich  verdoppeln,  aber  bei  einer  beschränkten  Zahl  Be- 
vorrechteter dieses  Vermögen  verdrei-,  vervier-  und  verfünffacht;  bei 
manchen  ist  das  Vermögen  noch  viel  stärker  angewachsen.  Solche 
Zustände  läßt  sich  der  Arbeiter  nicht  eben  gern  gefallen.  Ihn  kränkt 
heute  mehr  ein  Reichtum,  der,  wie  er  selbst  zugibt,  oft  das  Ergebnis 
großer  Erfindungen  ist,  als  ihm  früher  jemals  die  sozialen  Ungleich- 
heiten, die  er  für  nützlich  und  als  Schickung  betrachtete,  ein  Dorn  im 
Auge  waren.  Man  wird  dem  Arbeiter  umsonst  erklären,  daß  manche 
Leute  deshalb  so  große  Gewinne  erzielen,  weil  sie  sich  großen  Gefahren 
aussetzen.  Man  wird  ihm  vergeblich  die  oft  recht  lange  Konkursliste 
vor  Augen  halten.  Solche  Gegengründe  überzeugen  den  Arbeiter 
wenig.     Er  antwortet  ohne  Zögern,  daß  Arbeitgeber  und  Kapitalisten 

48* 


744 


Miszellen. 


sich  leicht  durch  Zusammenschluß  gegen  diese  Gefahren  sichern  können, 
und  daß  es  wirklich  Länder  gibt,  wo  durch  die  Entwicklung  der 
Kartelle  und  Trusts  bemerkenswerte  Erfolge  erzielt  worden  sind.  Es 
beherrscht  den  Arbeiter  einzig  das  Gefühl,  daß  die  modernen  Erfindungen 
eine  starke  Entfaltung  des  Reichtums  herbeigeführt  haben,  und  er  glaubt 
von  diesen  Wohltaten  keinen  genügenden  Anteil  erhalten  zu  haben. 
Nach  den  Erklärungen  der  Arbeiter  entstehen  Konkurse  dadurch,  daß 
viele  Leute  ohne  die  unerläßliche  berufliche  Befähigung  und  Geschick- 
lichkeit die  industrielle  Laufbahn  einschlagen,  ohne  vor  allem  die 
nötige  wirtschaftliche  Vorbildung  zu  besitzen.  Die  Erfahrung  zeigt 
tatsächlich,  daß  nur  mittelmäßige  und  verschwenderische  Leute  von 
der  Konkurrenz  vernichtet  werden,  deren  Streben  nicht  im  richtigen 
Verhältnis  zu  ihrem  Einkommen  steht.  Diese  Leute  wissen  nicht,  daß 
man,  um  in  den  wirtschaftlichen  Kämpfen  unserer  Zeit  zu  bestehen, 
mehr  Kenntnisse  und  Eifer  haben  muß,  als  sie  wohl  glauben. 

Auch  die  Umwandlungen  in  der  geistigen  Bildung  der  Arbeiter 
müssen  in  unserer  demokratischen  Zeit  viel  mehr  beachtet  werden. 
Der  demokratische  Zug  unserer  Zeit,  der  durch  alle  Kulturstaaten 
weht,  hat  die  Großmächte  allmählich  zu  Regierungsformen  geführt, 
bei  denen  das  Volk  einen  großen  Teil  der  ausübenden  Gewalt  in 
Händen  hat.  Die  bürgerliche  und  politische  Gleichberechtigung  ist 
fast  schon  erreicht,  kein  Wunder,  daß  das  Volk  heute  auch  größere 
wirtschaftliche  Gleichheit  erstrebt. 

Diese  Gleichheit  kann  nun  nach  Ansicht  der  Arbeiter  nur  durch 
eine  andere  Arbeitseinrichtung  erreicht  werden,  nämlich  durch  eine 
gleichmäßige  Verteilung  des  erzielten  Gewinnes. 

Die  hitzigsten  Arbeiter  sind  offene  Anhänger  des  Sozialisrnus. 
Andere  halten  ein  Eingreifen  des  Staates  für  notwendig. 

Die  ersteren  begeistern  sich  für  die  Lehren  von  Karl  Marx. 
Wir  wollen,  sagte  Bebet  einmal,  daß  in  der  Gesellschaft  alle  Menschen 
gleichgestellt  sind.  Es  darf  keine  Armen  mehr  geben,  die  Unglücklichen 
dürfen  nicht  mehr  in  Spelunken  zusammengepfercht  werden,  jedermann 
soll  nach  Arbeit  und  Verdienst  bezahlt  werden.  Die  Kollektivisten 
suchen  überall  in  der  gegenwärtigen  wirtschaftlichen  Organisation 
Ungleichheit  und  Ausbeutung  nachzuweisen.  »Zwischen  der  besitzenden 
und  nichtbesitzenden  Bevölkerung,  sagte  kürzlich  einer  ihrer  Anhänger, 
läßt  sich  keine  Brücke  schlagen,  es  besteht  ein  tiefer  Abgrund,  in  dem 
eine  der  beiden  Klassen  bleiben  muß,  aber  wir  werden  bis  zur  völligen 
Vernichtung  unserer  Ausbeuter  kämpfen«. 

Noch  lange  nicht  teilen  alle  Arbeiter,  die  sich  heute  Sozialisten 
nennen,  diese  Ansicht ;  für  die  Mehrzahl  ist  der  Sozialismus  nur  ein 
vSammelbegriff  ihrer  Bestrebungen,  die  den  Arbeitern  größere  Bewegungs- 
freiheit gestatten,  um  der  sogenannten  Tyrannei  des  Kapitalismus  zu 
entrinnen   und   sich  der  mißbräuchlichen  Gewalt  der  Kapitalisten  und 
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Arbeitgeber  zu  entziehen.  Viele  von  ihnen,  die  sich  zwar  Sozialisten 
nennen,  fragen  sich,  ob  der  Kollektivismus  im  Falle  seiner  Verwirk- 
lichung nicht  mehr  Nachteile  als  Vorteile  bringen  werde.  Aber  sie 
glauben  doch,  sich  dem  bisher  herrschenden  Systeme  widersetzen  zu 
müssen,  und  meinen,  daß  die  Kapitalisten  sich  allzu  leicht  bereichern 
könnten.  Aber  wie  sind  diese  Zustände  zu  ändern  ?  Ein  neues  Element, 
sagen  sie,  muß  in  die  Industriebetriebe  eindringen.  Der  Staat  muß 
einschreiten,  um  die  Güterverteilung  zu  regeln.  Sie  zählen  lediglich 
auf  den  Staat,  um  die  bestehenden  Ungleichheiten  zu  beseitigen,  um 
die  Verteilung  der  Güter  und  Gewinne  zu  regeln  und  um  auch  die 
Entwickelung  eines  sogenannten  sozialen  Schmarotzertums  zu  verhindern, 
eines  Schmarotzertums,  in  dessen  Diensten  heutzutage  eine  große  Zahl 
von  INIenschen  tätig  ist,  deren  Streben  nicht  auf  Gütererzeugung,  sondern 
auf  das  Zusammenraffen  von  Reichtümern  gerichtet  ist,  Menschen,  die 
mitunter  eine  gesellschaftliche  Stellung  erreichen,  die  weder  ihrer 
Arbeit  noch  ihren  Verdiensten  entspricht. 

Man  verlangt,  daß  jenes  staatliche  Eingreifen  sich  zunächst  auf 
dem  Gebiete  des  Finanzwesens  insbesondere  durch  die  Art  der  Neu- 
einrichtung des  Steuerwesens  zeige.  Und  diese  sozialen  Reformatoren 
schrecken  auch  nicht  davor  zurück,  dem  Staate  weitgehende  Befugnisse 
zu  gewähren,  um  den  Vermögensverhältnissen  der  Einzelnen  nachzu- 
spüren. 

Wir  dürfen  uns  in  dieser  Hinsicht  keinen  Täuschungen  hingeben. 
Der  Gedanke  an  eine  Einziehung  großer  Vermögen  gewinnt  in  der 
Arbeiterklasse  immer  mehr  an  Boden,  selbst  unter  den  Anhängern  des 
persönlichen  Eigentums,  die  die  kollektivistischen  Ideen  verwerfen. 
Wie  sie  meinen,  muß  an  Stelle  der  alten  Lehre  von  den  indirekten 
Steuern  der  Grundsatz  der  direkten  Besteuerung  treten,  und  es  wäre 
verkehrt,  wie  es  so  lange  Zeit  geschah,  nach  den  am  wenigsten 
drückenden  statt  nach  möglichst  gerechten  Steuern  zu  suchen.  Im 
Namen  der  Gerechtigkeit  verlangen  sie  eine  derartige,  zusammenge- 
setzte Steuergesetzgebung,  die  nach  ihrer  Meinung  eine  allzu  leichte 
Anhäufung  von  Reichtümern  und  Kapitalien  in  wenigen  Händen  ver- 
hindert. Diese  Ideen  haben  seit  einigen  Jahren  große  Fortschritte 
gemacht.     Sie  verdienen  ein  sorgfältiges  Studium. 

Wer  diese  Vorstellungen  für  die  Zukunft  für  beunruhigend  hält, 
muß  sich  bemühen,  den  Arbeitern  die  Unzuträglichkeiten  klar  zu  machen, 
die  entstehen,  wenn  man  die  Besitzenden  mit  solchen  Maßnahmen 
treffe,  den  Kapitalisten  den  Krieg  erkläre,  die  Bildung  großer  Handels- 
häuser hindere,  die  allein  den  Wettstreit  in  den  Weltwirtschaftskämpfen 
aushalten  können,  in  denen  unser  Land  so  furchtbaren  Konkurrenten 
gegenübersteht. 

Der  Gedanke  an  die  Notwendigkeit  einer  Steuerreform  spuckt 
nicht  allein  in  den  Köpfen  der  Arbeiter. 
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Man  hat  mit  Recht  gesagt,  daß  die  soziale  Frage  nicht  nur  eine 
Magen-  sondern  auch  eine  Machtfrage  sei.  In  den  großen  Fabriken, 
die  ihren  Fortschritt  der  Maschine  verdanken,  merkt  der  Arbeiter 
leicht,  daß  seine  Abhängigkeit  desto  drückender  wird,  je  bedeutender 
die  Fabriken  und  je  sinnreicher  die  Maschinen  werden.  Er  glaubt, 
durch  den  Riesenmechanismus,  dessen  Sklave  er  fast  geworden  ist, 
vernichtet  zu  werden,  er  fühlt  sich  als  ein  wertloses  Glied  eines  sehr 
verwickelten  Räderwerks,  dessen  Bedeutung  er  kaum  versteht.  Er 
fühlt  sich  nicht  nur  vom  Räderwerk  der  Maschine  ergriffen,  sondern 
auch  noch  den  Wirkungen  der  verwickelten  wirtschaftlichen  Erschei- 
nungen unterworfen,  deren  Folgen  er  unmöglich  erkennen  kann. 

Um  solchen  Lagen  zu  widerstehen,  sucht  er  natürlich  Stütze  bei 
der  Genossenschaft. 

Die  x\rbeitergenossenschaft  hat  vornehmlich  die  Form  des  Syndikats. 
Die  Fortschritte  der  Syndikate  stehen  im  direkten  Zusammenhang 
mit  dem  Anwachsen  der  Fabriken,  der  Entwickelung  der  Maschinen, 
der  Vervollkommnung  der  Werkzeuge.  Wenn  es  auch  sicher  unter 
den  syndizierten  Arbeitern  viele  Leute  mit  vernünftigen  und  gemäßigten 
Anschauungen  gibt,  die  nur  eine  Verbesserung  ihrer  materiellen  Lage 
erstreben,  so  bilden  sich  doch  auch  viele  ein,  daß  das  Syndikat  der 
Ausgangspunkt  einer  durchgreifenden  Umwälzung  sein  müsse,  die  die 
vollständige  Abschaffung  des  Unternehmertums  bezweckt. 

Man  muß  zugeben,  daß  die  herrlichen  Erfindungen,  auf  die  wir 
so  stolz  sind,  eine  Annäherung  der  Gesellschaftsschichten  erschwert 
und  den  Gegensatz  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  von 
Jahr  zu  Jahr  verschärft  haben. 

Viele  Arbeiter  glauben,  daß  ihre  Interessen  im  schärfsten  Gegen- 
satze zu  denen  der  übrigen  Gesellschaftsschichten  stehen,  und  der 
Klassenkampf  eine  eiserne  Notwendigkeit  unserer  Zeit  geworden  sei. 
Der  Klassenkampf  wird  durch  Vorbereitung  der  Gemüter  auf  den 
Generalstreik  in  die  Tat  umgesetzt.  Wie  G.  Sorel,  der  beredte  Ver- 
fasser der  »Gedanken  über  die  Gewalt«  so  trefflich  erklärt  hat,  glauben 
die  Arbeiter,  daß  durch  den  Generalstreik  die  gegenwärtige  Ordnung 
eines  Tages  einer  Ordnung  weichen  muß,  die  sie  endgültig  von  allem, 
was  sie  als  eine  Art  ungerechter  Bevormundung  ansehen,  befreien 
wird,  die  sie  abschütteln  wollen. 

Dieser  Haß  richtet  sich  nicht  gegen  die  Erfindungen  selbst,  sondern 
gegen  die  Tatsache,  daß  die  Erfinder  und  besonders  die  Ausnutzer 
der  Erfindungen  ihr  Interesse  fast  ausschließlich  der  technischen  Seite 
der  Entdeckungen  zuwenden,  während  sie  die  sozialen  Folgen  nicht 
genügend  beachten ;  sie  berücksichtigen  nicht  hinreichend,  daß  die  Erfin- 
dungen, indem  sie  das  frühere  Gleichgewicht  umstoßen,  Ausstände  ver- 
anlassen, Haß  und  Feindschaft  heraufbeschwören,  die  deshalb  so 
schwerwiegende    Folgen    haben,    weil    die    Industrie     unvermeidlichen 
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Krisen  ausgesetzt  ist,  deren  periodische  Wiederkehr  jetzt  erwiesen 
ist.  Sie  haben  es  nicht  verstanden,  Probleme  gründlich  zu  studieren, 
die  eine  starke  Rückwirkung  auf  die  Lage  der  Arbeiter  haben  und 
den  sozialen  Frieden  gefährden  können.  Die  leitenden  Kreise  haben 
es  nicht  begriflfen,  daß  sie  sich  nicht  damit  begnügen  kcinnen,  die 
glückliche  Anwendung  moderner  Erfindungen  stolz  zu  genießen,  son- 
dern daß  sie  auch  die  Veränderungen,  die  sie  notwendigerweise  in 
den  Anschauungen  der  Arbeiter  herbeiführen,  studieren  müssen. 

Das  sind  schwierige  Probleme,  viel  zu  verwickelt,  um  eine  einfache 
und  genaue  Lösung  zu  finden.  Man  muß  die  verschiedensten  Faktoren 
dabei  in  Betracht  ziehen.  Man  muß  den  neuen  Arbeiterbestrebungen 
Rechnung  tragen,  die  dem  Bedürfnis  nach  Selbständigkeit  entspringen, 
das  in  der  Luft  liegt,  einem  Gefühl  seiner  Persönlichkeit,  das  der  Ar- 
beiter lebhafter  als  früher  empfindet. 

Man  muß  auch  den  Bedürfnissen  jeder  industriellen  Unternehmung 
und  den  Aufgaben  Rechnung  tragen,  die  ein  großer  Staat  wie  Frank- 
reich nun  einmal  hat:  nämlich  eine  große  Industrie  zu  besitzen  und 
für  Kämpfe,  in  die  alle  Staaten  verwickelt  werden,  im  voraus  stark 
gerüstet  zu  sein.  Frankreich  kann  aus  diesen  Wirtschaftskämpfen  in 
Zukunft  nur  unter  gewissen  Opfern  siegreich  hervorgehen  und  nur 
dann,  wenn  es  seinen  Handel,  seine  Industrie  und  seine  Produktion 
entwickelt  und  auch  seinen  Reichtum  vermehrt.  Einen  schweren  Vor- 
wurf muß  man  den  Syndikaten  deshalb  besonders  machen,  weil  sie  nicht 
begreifen,  daß  wir  große  Industrielle,  große  Kaufleute  und  große  Fi- 
nanzmänner brauchen,  um  mit  den  Nachbarmächten  konkurrieren  zu 
können. 

Seien  wir  mit  aller  Kraft  auf  Reformen  bedacht  und  zwar  auf  Re- 
formen, die  von  einer  Empfindung  der  Gerechtigkeit  und  Brüderlich- 
keit beseelt  sind  und  die  nichts  gemein  haben  mit  den  gehässigen  Be- 
strebungen der  Revolutionäre.  Untersuchen  wir  gründlich  und  unpar- 
teiisch, wie  es  dieses  Studium  verlangt,  die  verschiedenen  wohl  anwend- 
baren Mittel,  um  eine  befriedigende  Verteilung  der  irdischen  Güter 
herbeizuführen.  Wir  müssen  aber  energisch  alle  kollektivistischen  Utopien 
zurückweisen,  die  nur  eine  Verschlechterung  unserer  scheinbar  mangel- 
haften Gesellschaft  herbeiführen  würden.  Wir  dürfen  uns  aber  nicht 
von  den  verlockenden,  doch  oft  trügerischen  Lehren  solcher  Personen 
verleiten  lassen,  die  da  glauben,  daß  eine  wachsende  Einmischung  des 
Staates  in  die  Produktion  den  Umlauf  und  die  Verteilung  der  Güter, 
die  beste  Lösung  der  sozialen  Frage  herbeiführen  könne. 

Bei  genauem  .Studium  der  französischen  und  ausländischen  Arbeits- 
einrichtungen zeigt  die  Beobachtung,  daß  die  neuen  Zustände,  über 
die  ich  soeben  gesprochen  habe,  um  so  weniger  drückend  sind,  und 
daß  die  modernen  Erfindungen,  auf  die  ich  Sie  aufmerksam  gemacht 
habe,   um  so  weniger  unangenehme  Rückwirkungen  haben,  als    alle  ir- 
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gendwie  Bevorrechteten,  sich  vor  allem  bemühen,  den  Enterbten,  den 
Armen,  die  nicht  immer  in  genügendem  Maße  die  Früchte  ihrer  Arbeit 
erhalten  oder  Opfer  unglücklicher  Umstände  sind,  nicht  nur  große 
Geldsummen,  sondern  anch  reiche  Gaben  aus  dem  Schatze  ihres  Wissens, 
ihrer  Erfahrung  und  ihres  Mitgefühls  zuzuwenden. 
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Dr.  Franz  Zizek,    Soziologie  und  Statistik.     INIünchcn,  Duncker  und 
Humblot,  1912.    47  S.  8". 

Wir  haben  vor  nicht  langer  Zeit  in  dieser  Zeitschrift  (68.  Jahr- 
gang, S.  222  f.)  eindringlich  darauf  hingewiesen,  daß  es  vielen  Statist- 
ikern und  Soziologen  immer  noch  nicht  recht  klar  geworden  ist,  daß 
die  Statistik  und  die  Soziologie  nur  Zwillingsschwestern  und  daß  beide 
nur  Töchter  einer  Mutter,  der  allgemeinen  Gesellschaftswissenschaft, 
sind.  Wo  diese  Erkenntnis  fehlte,  hat  sich  nur  zu  oft  Streit  und  gegen- 
seitige INIißachtung  an  Stelle  harmonischen  Vorgehens  und  wechsel- 
seitigen Verständnisses  eingestellt.  Namentlich  sind  viele  Statistiker 
bisher  nur  zu  geneigt  gewesen,  auf  ihre  jüngere  Schwester,  die  Sozio- 
logie, mit  dem  Hochmute  methodischer  Ueberlegenheit  herabzublicken. 
In  jüngster  Zeit  hat  sich  dieses  Verhältnis  allerdings  zu  bessern  be- 
gonnen und  die  im  Jahre  191 1  in  Anlehnung  an  die  deutsche  sozio- 
logische Gesellschaft  erfolgte  Gründung  einer  statistischen  Tochterge- 
sellschaft ist  ein  sehr  erfreuliches  Zeichen  dieses  Umschwunges.  Die 
vorliegende  Schrift  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  die  Beziehungen  zwi- 
schen der  Soziologie  und  der  Statistik  in  eingehender  Weise  zu  unter- 
suchen, und  ist  daher  ebenfalls  als  ein  Symptom  fortschreitenden  Ver- 
ständnisses zwischen  den  Vertretern  beider  Disziplinen  freudig  zu  be- 
grüßen. Haben  doch  beide  Wissensgebiete,  wenn  man  wenigstens  die 
Statistik  nicht  als  bloße  Methodenwissenschaft  auffaßt,  dasselbe  For- 
schungsobjekt gemein,  und  speziell  für  die  Ergründung  des  gegenwär- 
tigen Gesellschaftslebens  kann  die  Statistik  ihrer  Zwillingsschwester 
ohne  Zweifel  noch  unschätzbare  Dienste  leisten.  Voraussetzung  hiefür 
ist  freilich,  daß  die  moderne  Verwaltungsstatistik  sich  daran  gewöhne, 
bei  ihren  zahlreichen  und  so  groß  angelegten  Massenbeobachtungen 
neben  den  Verwaltungszwecken  mehr  als  bisher  auch  die  Wünsche  der 
soziologischen  Forschung  zu  berücksichtigen.  Soll  aber  der  Verwal- 
tungsstatistiker für  die  Wünsche  der  Soziologen  das  nötige  Verständnis 
aufbringen,  dann  muß  er  eben  auch  wenigstens  die  Grundelemente 
dieser  Disziplin  beherrschen  und  sich  in  den  Gedankengang  des  Sozio- 
logen vertiefen  können.     Wir  gelangen  damit   zu   der  Forderung,    daß 
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der  moderne  Verwaltungsstatistikcr  in  höherem  Maße  als  wie  bisher 
soziologisch  geschult  werden  müsse.  Es  genügt  für  ihn  nicht  mehr, 
Staatswissenschaften  oder  gar  nur  Jura  studiert  zu  haben,  wenn  er  be- 
fähigt sein  soll,  die  Mittel  des  statistischen  Verwaltungsapparates  in  den 
Dienst  einer  wirklich  tiefgründigen  Gesellschaftsforschung  zu  stellen. 
Man  wirft  den  Oesterreichern  gern  vor,  daß  sie  den  westlichen  Kultur- 
völkern in  ihren  Einrichtungen  oft  nachhinken.  Es  mag  sein,  daß  die 
Mittel  der  Verwaltung  hier  nicht  immer  ausreichen,  um  die  volle  Eben- 
bürtigkeit mit  den  westlichen  Nachbarn  zu  erreichen.  Eines  ist  aber 
sicher:  In  der  raschen  Auffassung  moderner  Ideen  sind  uns  unsere 
österreichischen  Landsleute  nicht  selten  entschieden  überlegen.  Das 
zeigt  nicht  nur  die  vorliegende  höchst  anregende  Schrift,  sondern  noch 
weit  mehr  die  Tatsache,  daß  die  seit  einiger  Zeit  tagende  österreichische 
Kommission  zur  Förderung  der  Verwaltungsreform  vor  kurzem  beschlos- 
sen hat,  neben  dem  obligaten  statistischen  Kolleg  für  alle  Studierenden 
der  Jurisprudenz  auch  noch  ein  solches  über  Gesellschaftslehre  einzu- 
führen. Während  die  Statistik  in  Deutschland  sich  nur  mühsam  zur 
Stellung  einer  selbständigen  Disziplin  an  den  Hochschulen  emporringt 
und  soziologische  Vorlesungen  hier  fast  nirgends  gehalten  werden, 
weil  der  Nationalökonom  oder  Kulturhistoriker  dieses  Gebiet  allein 
okkupieren  zu  müssen  glaubt,  bedeuten  die  erwähnten  Vorschläge  der 
österreichischen  Kommission,  falls  sie  zur  Durchführung  gelangen  soll- 
ten, einen  gewaltigen  Fortschritt.  An  allen  Universitäten  Westöster- 
reichs werden  danach  in  absehbarer  Zukunft  Vertreter  beider  Diszi- 
plinen nebeneinander  zu  wirken  berufen  sein  und  Zeugnis  dafür  ab- 
legen, daß  in  der  Tat  zwischen  der  Statistik  und  der  Soziologie  innige 
Wechselbeziehungen  bestehen. 

Ferdinand  S  c  h  m  i  d. 


O  s  tla  n  d ,  Jahrbuch  für  ostdeiitsche  Interessen.  Herausgegeben  von 
Albert  Dietrich,  Otto  Ilötzsch,  Manfred  Laubert,  Dietrich  Schäfer,. 
Max  Sering,  Leo  Wegener,  Kurt  Wiedenfeld,  Erich  Zechlin.  i.  Jahr- 
gang 1912.  Oskar  Eulitz'  Verlag.  Lissa,  P.  291  S.  8".  Geh.  4  M., 
geb.  5  M. 

Wie  der  Untertitel  der  vorliegenden  Schrift  erkennen  läßt  und  in 
der  von  Otto  Hötzsch  verfaßten  Einführung  näher  ausgeführt  wird,  soll 
dieses  Jahrbuch  einem  doppelten  Zweck  dienen.  Es  soll  erstens  dazu 
helfen,  die  vorwiegend  auf  den  Westen  gerichteten  Blicke  der  Deut- 
schen auf  den  Osten  zu  lenken  und  eine  lebhaftere  Anteilnahme  an 
der  wirtschaftlichen,  politischen,  kulturellen  Entwicklung  des  von  Natur 
ungünstiger  gestellten  ostelbischen  Landes,  besonders  der  Grenzpro- 
vinzen wachzurufen,  und  zweitens  soll  es  aufrüttelnd  und  aufmunternd 
auf  die  das  Vordringen  des  Polentums    nur    ungenügend    beachtenden 
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deutschen  Volksgenossen  wirken.  Diese  Absicht  wollen  die  Heraus- 
geber dadurch  verwirklichen,  daß  sie  über  die  natürlichen  und  ge- 
schichtlich gewordenen,  über  die  wirtschaftlichen  und  geistigen  Grund- 
lagen, auf  die  der  ganze  Osten  gestellt  ist,  aufklären,  und  daß  sie  in 
ihrem  Jahrbuch  neben  einmaligen  wissenschaftlichen  Aufsätzen  über 
einzelne  Gebiete  des  VVirtschafts-  und  Geisteslebens  fortdauernd  Be- 
richte über  die  Weiterentwicklung  der  einmal  behandelten  Fragen 
bringen  und  allen  neu  auftretenden  Erscheinungen  ihres  Interessenge- 
bietes Aufmerksamkeit  schenken.  So  hat  man  sich  das  Programm  ge- 
dacht und  deshalb  schon  in  diesem  Jahrgange  eine  Trennung  in  zwei 
Abschnitte  vorgenommen,  von  denen  der  erste  »Aufsätze'<,  der  zweite 
»Uebersichten«  über  die  einzelnen  Zweige  der  Polenfrage  und  des  ost- 
deutschen Wirtschaftslebens  enthalten.  Allerdings  entbehrt  diese  Tren- 
nung in  diesem  Jahrgange  noch  des  inneren  Grundes,  denn  die  Ab- 
handlungen in  beiden  Abteilungen  unterscheiden  sich  insofern  gar  nicht 
voneinander,  als  sie  ziemlich  alle  eine  Art  erster  Einführung  in  die  einzel- 
nen Probleme  der  Ostmarken  darstellen. 

NaturgemäfS  bringt  der  Nationalökonom  den  einzelnen  Untersuch- 
ungen eines  solchen  Sammelwerkes  wie  des  Jahrbuchs  ein  verschiedenes 
Interesse  entgegen.  Manche  von  ihnen,  wie  die  von  Dietrich  Schäfer 
über  deutsche  Sprachgrenzen  und  Sprachehkämpfe,  oder  die  von  Otto 
Hötzsch  über  die  Polenfrage  in  Rußland  und  Oesterreich ,  die  von 
Christiani  über  deutsche?  und  polnisches  Volksbildungswesen  in  Posen, 
von  Kaisig  über  denselben  Gegenstand  in  Oberschlesien,  wird  er  nicht 
ohne  Nutzen  lesen,  obwohl  sie  wirtschaftliche  Fragen  nur  sehr  mittel- 
bar betreffen.  Für  LVr  sind  ungleich  wichtiger  die  Arbeiten  über  ein- 
zelne Wirtschaftszweige  in  kleineren  oder  größeren  Gebieten  des  Os- 
tens. Und  auch  hiur  wird  er  scheiden  in  solche,  die  ihren  Gegen- 
stand ohne  jede  Rücksicht  auf  nationale  oder  auch  konfessionelle  Fragen 
behandeln,  und  solche,  bei  denen  immer  der  Gesichtspunkt  des  Kampfes 
gegen  einen  anderssprachlichen,  konfessionell  und  kulturell  verschiede- 
nen Volksteil  der  politischen  Einheit  des  Reiches,  gegen  die  Polen, 
eine  wichtige  Rolle  spielt. 

Zu  der  ersteren  Gruppe  von  Arbeiten,  die  den  nationalen  Kampf 
ganz  oder  so  gut  wie  ganz  außer  acht  lassen,  gehören  die  von  Wieden- 
feld  über  den  deutschen  Osten  im  Verkehrssystem  der  Gegenwart,  von 
Münsterberg  über  den  Handel  der  Ostmark,  von  Georg  Hoffniann  über 
die  oberschlesische  Montanindustrie  und  ihre  Entwicklung  in  den  bei- 
den letzten  Jahrzehnten  und  von  Angstin  über  die  ostdeutsche  Land- 
wirtschaft. Von  diesen  müssen  die  Aufsätze  von  Wiedenfeld  und  Hoff- 
mann  zu  den  besten  gerechnet  werden,  die  das  Jahrbuch  überhaupt 
enthält.  Wiedenfeld  gibt  nach  einer  kurzen  Charakteristik  der  für  den 
Verkehr  wichtigen  Momente :  Transportkosten,  Transporttempo  und 
Berechenbarkeit   der  Transporte    einen    vorzüglichen    Ueberblick    über 
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die  trotz  Vorhandenseins  großer  Ströme  ungünstigen  Binnenschiffahrts- 
und Seeschiffahrtsverhältnisse  der  Ostseeländer  und  über  die  Bedeu- 
tung, die  daher  einer  zweckmäßigen  Tarifpolitik  der  Eisenbahn  zu- 
kommt, besonders  weil  ein  großer  Teil  des  Ostens  durch  private  Klein- 
bahnen aufgeschlossen  ist,  die  sich  finanziell  nur  durch  hohe  Tarife 
tragen  können  und  für  die  die  allgemeinen  Eisenbahntarife  nicht  gelten. 
Ganz  ausgezeichnet  ist  dann  der  Aufsatz  von  Hoffinatni  über  die  IVIon- 
tanindustrie,  weil  Techniker  und  Volkswirt  in  gleicherweise  zur  Sprache 
kommen.  In  anschaulicher  Weise  wird  der  Laie  in  die  Schwierigkeiten 
des  oberschlesischen  Berg-  und  Hüttenwesens  eingeführt  und  auf  die 
Verschiedenheiten  gegenüber  z.  B.  dem  rheinischen  Revier  hingewiesen. 
Und  ebenso  einleuchtend  sind  die  Betrachtungen  über  die  große  Be- 
deutung der  Absatz-  und  Frachtverhältnisse,  sowie  bei  der  großen  Nähe 
der  Reichsgrenze  der  Zollpolitik  für  den  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Aufstieg  der  Südostecke  Deutschlands.  In  einem  besonderen  Artikel 
am  Schlüsse  des  Jahrbuchs  sind  die  Betriebsergebnisse  der  letzten  Jahre 
mitgeteilt,  die  nach  verhältnismäßig  ungünstigen  Jahren  einen  leisen 
Fortschritt  erkennen  lassen.  Gegenüber  diesen  beiden  Aufsätzen  er- 
scheinen die  über  den  Handel  und  die  Landwirtschaft  etwas  dürftig. 
In  dem  ersteren  heben  sich  die  wichtigsten  Zweige,  der  Getreidehandel 
und  der  Holzhandel,  zu  wenig  von  den  übrigen  ab ,  und  in  dem 
letzteren  wird  nicht  viel  mehr  als  Zahlenmaterial  aus  der  Reichsstatistik 
geboten. 

Zu  der  anderen  Gruppe  von  Aufsätzen,  in  denen  es  sich  immer 
mehr  oder  weniger  um  den  Gegensatz  von  Deutschtum  und  Polentum 
dreht,  gehören  die  übrigen  bisher  noch  nicht  genannten.  Es  dürfte 
genügen,  auf  sie  im  einzelnen  hinzuweisen.  Verschiedene  knüpfen  an 
die  seit  1886  betriebene  Ansiedlungspolitik  an,  in  der  die  Teilnahme  des 
Staates  an  dem  nationalen  Kampf  seinen  schärfsten  Ausdruck  findet. 
So  die  Aufsätze  von  Zechlin  über  die  Polenfrage  in  Preußen  einschließ- 
lich der  Tätigkeit  der  Ansiedlungskommission,  von  Dietrich  über  die 
Besitzfestigung,  von  Nehring  über  die  deutsche  Kleinsiedlung  in  Posen 
und  Westpreußen.  Eine  andere  Seite,  die  Organisierung  durch  Ge- 
nossenschaften u.  a.  besonders  unter  der  kleinbäuerlichen  Bevcilkerung, 
haben  die  Artikel  von  Sontag  \^^x  die  Abwehrmaßnahmen  des  Deutsch- 
tums in  Oberschlesien  auf  finanziellem  Gebiete  und  von  Swart  über 
deutsches  und  polnisches  Genossenschaftswesen  in  den  Provinzen  Ost- 
und  Westpreußen,  Posen  und  Schlesien  zum  Gegenstand,  während 
Vosberg  die  polnische  Organisation  und  Krause  das  deutsche  und  pol- 
nische Handwerk  behandeln.  Einige  Autoren  wie  Sontag  geben  zu  einem 
großen  Teile  eigene  Erfahrungen  zum  besten  und  ihre  Aufsätze  erhalten 
dadurch  für  den  Leser  einen  anderen  Wert  als  diejenigen,  welche  auf 
schon  vfjrhandenen  Untersuchungen,  wie  den  Schriften  des  Vereins  für 
Sozialpolitik,  aufbauen. 
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Im  ganzen  ist  der  Inhalt  des  Jahrbuchs  in  seiner  ersten  Gestalt 
etwas  bunt  und  ein  allgemeines  Urteil  wird  man  erst  fällen  können, 
wenn  mehrere  Jahrgange  vorliegen,  die  einander  ergänzen.  Einzelnes, 
wie  das  Ansiedlungswesen,  ist  ausgiebig  bedacht,  anderes,  wie  die 
außerordentlich  wichtige  Grundbesitzverteilung,  die  Fideikommißbildung, 
das  Wanderarbeitswesen  fehlen  noch  so  gut  wie  ganz.  Die  summa- 
rische Behandlung  des  Handels  wäre  durch  Einzeluntersuchungen  z.  B. 
über  den  Geflügelhandel,  Eierhandel,  Spiritushandel  fortzusetzen.  Auf 
diese  Weise  würde  sich  das  Jahrbuch  als  eine  Art  Archiv  für  ost- 
deutsche Wirtschaft  und  Wirtschaftspolitik  besondere  Freunde  erwerben 
können.  Unbenommen  bliebe  es  dabei  natürlich  den  Herausgebern, 
auch  den  anderen  Zweck,  die  Stärkung  des  Deutschtums  gegen  das 
Polentum  im  Auge  zu  behalten.  Benno  Schmidt. 


Goldsc  hmidt,    Ernst    Friedrich,    Heimarbeit,    ihre     Entstehung 
und  Ausai'twtg.     München,  E.  Reinhardt,  1913.     52  S.  S». 

Es  ist  schon  bedauerlich  genug,  daß  heute  eine  Menge  unreifer 
Doktordissertationen  durch  die  vielen  bestehenden  Sammlungen  auf  den 
nationalökonomischen  Büchermarkt  gelangt.  Daß  auch  Studierende,  die 
es  zur  höchsten  akademischen  Würde  noch  nicht  gebracht  haben,  den 
Gegenstand  mit  welchem  sie  zuerst  bekannt  werden,  literarisch  aus- 
schlachten, braucht  wirklich  nicht  mehr  dazu  zu  kommen.  Der  Ver- 
fasser der  vorliegenden  Schrift  nennt  sie  auf  dem  Titel  ein  »Referat, 
gehalten  am  14.  Februar  191 3  im  Seminar  des  Herrn  Geh.  Hofrats 
Professor  Dr.  L71J0  v.  Brentano.«  Es  ist  aber  doch  sicher  unmöglich, 
daß  der  genannte  Universitätslehrer  ihm  seine  Zustimmung  zu  dieser 
Veröffentlichung  gegeben  hätte.  Denn  dieselbe  liest  sich  stellenweise 
wie  die  Schreibübungen  von  Karlchen  Mießnick  in  einem  bekannten 
Witzblatte;  sie  bietet  neben  diesen  formalen  Gebrechen  auch  inhaltlich 
zu  so  vielen  Bedenken  Anlaß,  daß  man  unmöglich  glauben  kann,  der 
Verfasser  habe  seinem  Gegenstande  ein  ernstliches  Studium  gewidmet. 
Er  teilt  seinen  Stoff  in  zwei  Teile :  Im  ersten  behandelt  er  die  Ent- 
stehung der  Hausindustrie.  Sie  kann  »einen  fünffachen  Ursprung  haben; 
nämlich  A.  die  Entwicklung  der  Hausindustrie  als  eine  Nebenbeschäfti- 
gung der  bäuerlichen  Bevölkerung;  B.  der  Ursprung  der  Hausindustrie 
in  der  allmählichen  Entwicklung  aus  dem  Handwerk;  C.  die  Rück- 
entwicklung der  Fabrik  zur  Hausindustrie ;  D.  die  Verpflanzung  der 
Hausindustrie  von  einem  Bezirk  in  den  andern;  E.  die  Entwicklung 
der  Hausindustrie  durch  denAuflösungsprozeß  früherer  sozialerverbände.« 
Daß  der  Punkt  D  logisch  zu  den  Punkten  A — C  nicht  paßt,  wird 
ebenso  übersehen,  wie  im  unklaren  gelassen  wird,  was  unter  der 
»Auflösung  früherer  sozialer  Verbände«  verstanden  werden  soll.  Der 
Verfasser    sagt:     »Hierher    gehören   schuldhaft   verkrachte   Existenzen 
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jedes  Standes  und  jedes  Berufes,  vor  allem  deklassierte  Handwerks- 
meister.« Aber  diese  sind  doch  schon  unter  Punkt  B  behandelt.  Auch 
die  Beispiele,  die  zu  jeder  dieser  Ursprungsarten  aus  der  Literatur 
angeführt  werden,  verwirren  mehr,  als  daß  sie  erläutern.  Im  zweiten 
Teile  soll  »die  Ausartung  der  Hausindustrie«  behandelt  werden.  Dabei 
scheint  von  der  Auffassung  ausgegangen  zu  sein,  daß  im  Beginn  jede 
Hausindustrie  befriedigende  Verhältnisse  aufweise  und  daß  das,  was 
über  Wohnung,  Ernährung,  Arbeitszeit,  Entlöhnung  u.  dgl.  berichtet 
wird,  Entartungserscheinungen  betreffe,  nicht  aus  dem  Wesen  des 
Betriebssystems  hervorgehe.  Eingeleitet  wird  dieser  Teil  durch  eine 
»Vorbemerkung«,  die  mit  dem  Satze  beginnt:  »Im  folgenden  ist  die 
Frauenarbeit  als  eine  eigene  Untersuchung  jeden  Zweiges  unterblieben.« 
Wie  es  scheint,  soll  das  heißen,  der  Verfasser  habe  in  den  folgenden 
Spezialdarstellungen  die  Frauenarbeit  nicht  berücksichtigt.  Aber  dem 
widerspricht  der  Schlußsatz  der  »Vorbemerkung«,  wo  es  heißt:  »So 
viel  allgemein  über  die  Frauenarbeit.  Das  Besondere  werde  ich,  soweit 
es  erforderlich  scheint,  bei  der  Besprechung  der  einzelnen  Industrien 
erwähnen.«  Das  mag  als  Probe  für  die  Art  der  Darstellung  genügen. 
Man  kann  wirklich  schwer  begreifen,  wie  ein  solches  Elaborat,  das 
fast  auf  jeder  Seite  nach  der  roten  Tinte  des  Lehrers  schreit,  einen 
Verleger  hat  finden  können.  — r. 


Beckmann,    Friedrich,    Die     Futtermittelzölle.       Eine    wirtschafts- 
politische   Untersuchung.      München,    Duncker    &    Humblot,     1913, 

134  S.  8",  3.50  ^^■ 

Die  vorliegende  Abhandlung  schließt  sich  als  selbständige  Unter- 
suchung an  eine  im  vorigen  Jahre  erschienene  Arbeit  des  Verfassers 
über  die  Getreideeinfuhrscheine  an.  Beide  Gegenstände,  die  Getreide- 
einfuhrscheine und  die  Futtermittelzölle,  stehen  nach  seiner  Meinung 
heute  im  Vordergrunde  des  öffcntlich-parteipolitisciien  Kampfes  und 
verdienen  deshalb  eine  ausgiebige  grundsätzliche  und  objektive  Be- 
handlung. Den  Futtermittclzöllcn  ist  sie,  wie  zugestanden  werden 
muß,  in  dieser  Schrift  zuteil  geworden. 

Seine  Arbeit  beginnt  der  Verfasser  mit  einem  Kapitel  über  die 
wirtschaftsgeschichtliche  Entwicklung  der  Futtermittclzölle,  d.  h.  der 
Zölle  auf  Gerste  und  Mais,  welche  Futtermittel  allein  mit  einem  Zoll 
belastet  sind.  Die  Gerste,  früher  hauptsächlich  zu  Brauzwecken  ver- 
wendet, zeichnete  sich  vor  den  andern  Getreidearten  dadurch  aus, 
daß  ihr  Anbau  und  ihr  Preis  durch  die  ausländische  Konkurrenz  ver- 
hältnismäßig wenig  beeinflußt  wurde.  Aus  diesem  Grunde  war  die 
Gerste  1379  auch  nur  mit  einem  mäßigen,  den  Anbau  schützenden 
und  die  Preise  etwas  steigernden  Zollsatz  belegt  worden,  der  bis  1887 
als  Retorsionszoll  gegen  Rußland  auf  2,25  M.  erhöht  wurde.     Von  den 


Literatur. 


•55 


allgemeinen  Zollherabsetzungen  der  Caprivischen  Handelsverträge  blieb 
die  Gerste  so  gut  wie  unberührt.  Trotzdem  begann  seit  1893 194  '^^n 
Rußland  her  eine  stark  anschwellende  Einfuhr  von  Gerste  einzusetzen. 
Sie  wurde  aber  nicht  als  lästig  empfunden,  denn  infolge  der  Stagnation 
und  des  Sinkens  der  Brotgetreidepreise  war  ein  großer  Teil  der 
deutschen  Landwirtschaft,  besonders  im  Westen,  zu  verstärkter  Viehzucht 
und  Viehmast  übergegangen  und  diesem  die  Zufuhr  von  Futtergerste 
—  um  solche  handelte  es  sich  meistens  bei  der  russischen  Zufuhr  — 
sehr  willkommen.  Seit  1905  ist  Gerste  die  am  stärksten  eingeführte 
Getreideart  und  ihr  Hauptabnehmer  der  viehzüchtende  Bauer.  Der 
deutsche  Landwirt  hat  deshalb  jetzt  zwei  Wünsche  je  nach  seiner 
Stellung  als  Produzent  oder  Konsument  von  Gerste.  Als  Produzent 
von  Braugerste  wünscht  er  hohe  Preise,  als  Konsument  russischer 
Futtergerste  niedrige  Preise.  Hieraus  erklärt  sich  die  Zwiespältigkeit 
unter  den  Landwirten,  besonders  den  Braugerste  erzeugenden  Süd- 
deutschlands und  den  Gerste  als  Futtermittel  verwendenden  Nord- 
deutschlands, bei  der  Stellungnahme  zum  Gerstenzoll  im  Zolltarif  von 
1902,  die  in  der  Schrift  beleuchtet  wird.  Das  Endergebnis  des  Kampfes 
war  eine  Differenzierung  des  Gerstenzolles  in  einen  solchen  für  Brau- 
gerste (4  M.)  und  Futtergerste  (i  INI. — 1,50  ]\I.).  Im  russischen  Handels- 
vertrag von  1906  wurde  der  letztere  auf  1,30  M.  festgesetzt.  Da  von 
Natur  keine  ausreichenden  Merkmale  zur  Unterscheidung  von  Brau- 
und  Futtergerste  gegeben  sind  und  der  höhere  Braugerstenzoll  leicht 
umgangen  werden  konnte,  ergaben  sich  aus  dem  Denaturierungsverfahren 
für  Futtergerste  neue  Schwierigkeiten,  die  erst  mit  Einführung  der 
Eosinfärbung  1909  verschwanden. 

Als  Wirkung  der  Zolldifferenzierung  zeigte  sich  ein  Rückgang  der 
Einfuhr  der  Braugerste,  dagegen  eine  Zunahme  im  Anbau  der 
Braugerste  in  Deutschland.  Für  Futtergerste  wurde  immer  mehr  das 
Ausland,  das  hier  gleichbedeutend  ist  mit  Rußland,  ausschließlicher 
Lieferant.  Der  Zollausfall  des  Reiches  infolge  Herabsetzung  des 
Futtergerstenzolles  von  2  M.  auf  1,30  INI.  wurde  mehr  als  wettgemacht 
durch  die  verstärkte  Zufuhr.  Durch  die  Gerstenzolldifferenzierung  ist 
auch  die  Maiseinfuhr  stark  zurückgedrängt  worden,  da  der  Maiszoll 
gegenüber  den  Hauptlieferanten,  Vertragsstaaten  mit  Meistbegünsti- 
gungsanspruch, 3  M.  beträgt. 

Im  zweiten  Teil  seiner  Schrift  behandelt  der  Verfasser  neuere 
Erörterungen  zur  Frage  der  Futtermittelzölle.  So  geht  er  auf  die 
Frage  der  Verteuerung  der  Futtermittel  und  deren  Einwirkung  auf  die 
Fleischpreise  ein.  Die  Möglichkeit  der  Verteuerung  der  Gerste  durch 
den  Zoll  lehnt  der  Verfasser  bei  der  Geringfügigkeit  des  Satzes,  der 
noch  nicht  einmal  10  Proz.  des  Wertes  entspricht,  ab.  Auch  die 
Verteuerung  des  Maises  hebt  sich  nach  ihm  infolge  der  zollfreien 
Einfuhr  von   Maiskleie    und    anderen    Maisfabrikaten   auf.      Auch   bei 
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Futterknappheit  erkennt  er,  und  zwar  nur  dem  Maiszoll,  höchstens 
eine  etwas  verschärfende  Wirkung  zu.  Ebenso  findet  er  die  Ursachen 
für  die  Beschränkung  der  Viehhaltung  in  der  Beschränkung  des  dem 
Einzelbetrieb  zur  Verfügung  stehenden  Grund  und  Bodens  und  im  Leute- 
mangel. Dagegen  kommt  er  zu  dem  Ergebnis,  das  der  Mittelbetrieb 
von  einer  Verteuerung  der  Futtermittel  durch  den  Zoll  stärker  be- 
troffen wird  als  der  Großbetrieb.  Eine  Fleischteuerung  kann  nach 
ihm  durch  Futtermittelzölle  nur  mittelbar  beeinflußt  werden,  insofern 
als  die  Verteuerung  der  Schweine  als  fast  einziger  Verbraucher  der 
Gerste  und  des  Maises  auf  die  Verteuerung  anderen  Schlachtviehs 
zurückwirkt.  Das  gibt  dem  Verfasser  den  Anlaß,  im  dritten  Teile  der 
Schrift  die  Organisation  der  Schweineproduktion  zu  behandeln. 

Auf  die  Einzelheiten  dieses  Kapitels  einzugehen,  würde  zu  weit 
führen.  Es  sei  deshalb  nur  das  Ergebnis  mitgeteilt,  das  dahin  lautet, 
daß  die  Ermäßigung  des  Gerstenzolles  auf  1,30  M.  die  Schweinefarmen, 
die  kapitalistischen  Schweinezüchtungs-  und  Schweinemastgroßbetriebe 
ins  Leben  gerufen  und  entwickelt  hat,  und  daß  die  Aufhebung  des 
Futtermittelzolles  ihr  eine  Ueberlegenheit  über  alle  anderen  Schweine- 
haltungsformen, namentlich  die  Eigenbedarfshaltung  des  kleinen  Mannes, 
verleihen  würde.  In  einem  Schlußkapitel  werden  die  wichtigsten 
Ergebnisse  noch  einmal  zusammengefaßt.  Benno    Schmidt. 


Schmidt,  Fritz,  Liquidation  und  Prolongation  im  Effektenhandel. 
Eine  systematische  Darstellung  ihrer  Technik.  Leipzig,  Poeschel, 
1912.     IV  u.  283  S.     M.  11.50,  geb.  M.  13. — . 

Der  Verfasser  bietet,  dem  Untertitel  seiner  Arbeit  entsprechend, 
eine  auf  umfangreichem  Materiale  beruhende  systematische  Darstellung 
der  Technik  der  Liquidation  und  Prolongation  im  Effektenterminhandel. 
Eine  Untersuchung  der  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  dieser  Börsen- 
geschäfte ist  nicht  beabsichtigt  gewesen. 

Jeder  der  beiden  Teile,  in  die  die  Arbeit  naturgemäß  zerfällt, 
behandelt  in  einem  ersten  Abschnitte  die  Grundzüge  der  Abwicklung, 
in  einem  zweiten  die  tatsächlichen  Verfahren  an  den  wichtigsten 
deutschen  und  ausländischen  Börsen.  Besonders  eingehend  konnte 
die  Frankfurter  Börse  und  für  das  Prolongationsgeschäft  auch  die 
Berliner  Börse  berücksichtigt  werden. 

In  den  grundlegenden  Abschnitten  werden  Zweck  und  Methoden 
der  Liquidation,  bez.  Prolongation  in  ausführlicher  Weise  behandelt 
und  nach  ihrer  praktischen  Verwendbarkeit  beurteilt.  (Vereinigung 
des  ersten  Verkäufers  mit  dem  letzten  Käufer,  die  Lieferung  der 
Effekten,  die  Zahlung;  die  Prolongationsvergütung,  Verhältnis  zwischen 
Prolongation  und  Liquidation,  Einfluß  der  Effektenzinsen  auf  die  Pro- 
longation.)    Die  speziellen  Abschnitte  berücksichtigen  neben  der  Tätig- 
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kcit   der  Liquidationszentrale   auch    die   Abwicklung   der   behandelten 
Börsengeschäfte  innerhalb  einer  Frankfurter  Bank. 

Die  Darstellung  des  für  manchen  Leser  etwas  spröden  Stofifes  ist 
klar.  Die  Sprache  bedient  sich  vielleicht  in  etwas  zu  reichem  ^laße 
der  börsenüblichen  Ausdrucksweise.  Die  Arbeit  Schmidta  kann  als 
Grundhige  für  börsentechnische  Uebungen  und  als  Studienmaterial  für 
Handelstechnikcr  gute  Dienste  leisten.  Einer  weiten  Verbreitung  des 
Buches  in  den  Kreisen  der  Studierenden  dürfte  allerdings  der  hohe 
Preis  kaum  förderlich  sein.  Dr.  Ernst  Pape. 


M 0  rg enstern ,  Dr.  Hugo,  Hof-  und  Gerichtsadvokat,  Ocster- 
reichisches  Gesinderecht,  Handbuch  und  system.  Darstellung  des 
gesamten,  in  Oesterreich  geltenden  Gesinderechtes  nach  den  bestehen- 
den 24  Dienstbotenordnungen,  einschl.  der  Gesindepohtik  und  des 
Verwalttmgsverfahrens  in  Gesindestreitigkeiten.  Wien,  Manzsche 
Verlagsbuchhandlung,  1912.  XII  u.  240  S. 

Das  vorliegende  Handbuch  ist  eigentlich  der  zweite  Teil  des  vom 
Verfasser  bereits  im  Jahre  1902  mit  Unterstützung  des  arbeitsstatistischen 
Amtes  in  dessen  »Mitteilungen«  erschienenen  geschichtlichen  Werkes 
über  das  österreichische  Gesindewesen  und  Gesinderecht.  Von  dem 
bekannten  Werke  Kühlers  » Gesinde wesen  und  Gesinderecht  in  Deutsch- 
land«, (1896)  unterscheidet  es  sich  in  vorteilhafter  Weise  durch  die 
systematische  Darstellung  des  Stofifes.  Beide  Werke  sind  ein  Zeichen 
der  Zeit.  Ihr  Erscheinen  beweist,  daß  die  Wissenschaft  heute  selbst 
jenen  Volksschichten,  die  bislang  oft  ein  recht  patriarchalisches  Dunkel 
bedeckte,  in  steigendem  Maße  ihre  Aufmerksamkeit  zuzuwenden  beginnt. 
Die  längste  Zeit  hat  man  sich  gerade  um  diese  Volksschichten  herz- 
lich w-enig  gekümmert.  Erst  die  auf  dem  flachen  Lande  beginnende 
Zersetzung  des  alten  patriarchalischen  Dienstbotenverhältnisses  und 
die  damit  in  Zusammenhang  stehende  Landflucht  hat  den  Gesetz- 
geber aus  seiner  früheren  Ruhe  aufgerüttelt,  und  die  Wissenschaft  ist 
bald  seinen  Spuren  gefolgt.  Das  vorliegende  Handbuch  ist  aber  nicht 
in  erster  Linie  eine  Darstellung  dieser  verschiedenen  Bestrebungen 
zur  Um-  oder  Fortbildung  des  überkommenen  Dienstbotenverhältnisses, 
sondern  vor  allem  eine  dogmatische  Darstellung  des  geltenden  Dienst- 
botenrechtes mit  Berücksichtigung  der  Judikatur  und  mit  Einschluß 
des  Verfahrens  in  Gesindesachen.  Nur  nebenbei  finden  wir  auch  Aus- 
führungen über  Gesindepolitik,  welches  Wort  der  Verfasser  übrigens 
in  einem  etwas  eigenartigen  Sinne  zu  nehmen  scheint,  indem  er  die 
sogenannten  Wohlfahrtseinrichtungen  zugunsten  des  Gesindes  nicht 
unter  diesen  Begriff  bringt,  sondern  diesen  Einrichtungen  (S.  215  fif.) 
eine  selbständige  Stellung  einräumt.  Von  der  geplanten  ausführlichen 
Kritik  des   geltenden  Gesinderechtes  und   von  Reformvorschlägen   hat 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1913.    4.  AQ 
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der  Verfasser  aus  Zeitmangel  Abstand  nehmen  müssen.  Es  ist  dies 
aufrichtig  zu  bedauern,  weil  gerade  er  im  Hinblick  auf  seine  langjährige 
Beschäftigung  mit  der  INIaterie  zu  einer  kritischen  Würdigung  dieses  bis- 
her so  vernachlässigten  Rechtsgebietes  besonders  berufen  gewesen  wäre. 
Aber  auch  für  das,  was  uns  der  Verfasser  hier  bietet,  müssen  wir  ihm 
dankbar  sein.  Denn  es  war  angesichts  der  außerordentlichen  Zer- 
splitterung des  Rechtsstoffes  —  wir  haben  in  Oesterreich  mehr  als  20 
Dienstbotenordnungen  —  gewiß  keine  leichte  Aufgabe,  hier  eine  über- 
sichtliche Darstellung  zu  bieten.  Dazu  kommt,  daß  für  das  landwirt- 
schaftliche Gesinde  vielfach  ein  Sonderrecht  gilt  und  zur  Ergänzung 
des  Dienstbotenrechtes  nicht  selten  auf  die  Bestimmungen  des  allge- 
meinen bürgerlichen  Gesetzbuches  zurückgegriffen  werden  muß.  Vor 
nicht  langer  Zeit  war  auch  das  Interesse  unserer  österreichischen  Juristen 
ganz  besonders  immer  nur  einer  der  verschiedenen  unbemittelten 
Volksschichten,  nämlich  der  gewerblichen  Arbeiterklasse,  zuge- 
wendet. Wir  sind  seither  auch  hierin  vorwärts  gekommen  und  Morgen- 
stern?, Buch  bedeutet  eine  weitere  wichtige  Etappe  auf  dem  Wege  der 
wissenschaftlichen  Durchforschung  unseres  gesamten  sozialen  Rechts- 
lebens. 

Ferdinand   Schmid. 


Roß,  Lisa,  Weiblicht  Dienstboten  und  Dienstbotenhaltung  in  England. 
(Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik.  Ergänzungsheft  8-) 
Tübingen,  Mohr,   191 2.     99  S.  8°-     Pi'-  3  M. 

Man  hat  bei  der  Lektüre  der  Schrift  den  Eindruck,  als  stehe  ihr 
Umfang  nicht  im  rechten  Verhältnis  zum  Inhalt.  Eine  knappere  Dar- 
stellungsweise, eine  sorgfältige  Vermeidung  von  Wiederholungen  schon 
ausgesprochener  Gedankengänge,  auch  eine  sparsamere  Verwendung 
von  Steigerungen  wie  »enorm«,  »exorbitant«,  »ungeheuer«,  hätten  sicht- 
lich das  Urteil  des  Lesers  nicht  ungünstig  beeinflußt.  Vor  allen  wären 
auch  das  Ergebnis  der  Untersuchungen  und  das  dazu  aufgebotene 
Beweismaterial  in  ein  richtiges  Verhältnis  gekommen. 

Nach  einer  etwas  steifleinenen  theoretischen  Einleitung  über  die 
Gründe,  weshalb  man  Dienstboten  hält,  über  ihre  indirekte  Einwirkung 
auf  die  Produktivität  der  Einzel-  und  der  Volkswirtschaft  und  darüber, 
wann  und  wo  mit  der  Dienstbotenhaltung  ein  Luxus-  oder  ein  Kultur- 
bedürfnis erfüllt  wird,  vergleicht  die  Verfasserin  die  Zahlen  der  die 
Dienstboten  enthaltenden  Berufsabteilungen  in  den  Statistiken  der 
einzelnen  Länder.  Im  folgenden  Kapitel  glaubt  sie  auf  Grund  einiger 
Notizen  von  zwei  oder  drei  Gewährsmännern  das  Dienstbotenwesen 
in  England  im  18.  Jahrhundert  genügend  charakterisiert  zu  haben  und 
geht  dann  daran,  nach  den  einzelnen  Zensuszahlen  die  Ziffern  der 
Dienstboten  von  England  festzustellen  und  mit  denen  von  Deutschland 
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zu  vergleichen,  wobei  sich  ergibt,  daß  die  Dienstbotenhaltung  in 
Deutschland  rascher  abnimmt  als  in  England.  Hierauf  wird  ein  auf 
recht  tönernen  Füßen  stehender  Versuch  gemacht,  den  Anteil  der  Be- 
rufsarten an  der  Dienstbotenhaltung  zu  ermitteln,  was  Anlaß  zu  Er- 
örterungen über  Standespflichten  gibt.  Dagegen  ist  das  nächste  Kapitel 
über  die  geographische  Verteilung  der  Dienstbotenhaltung  gut  gelungen 
und  auch  den  daraus  gezogenen  Folgerungen  zuzustimmen,  vor  allem 
der,  daß  die  Gelegenheit  zu  anderer  Erwerbstätigkeit  besonders  in 
der  Textilindustrie  das  Angebot  von  Dienstboten  vermindert.  Damit 
schließt  der  erste  Hauptteil  der  Schrift.  Im  zweiten  werden  die  Berufs- 
bedingungen der  weiblichen  Dienstboten  behandelt,  so  der  Altersauf- 
bau, der  Familienstand,  die  Herkunft  und  die  Gebürtigkeit  und  dann 
die  einzelnen  Dienstbotenarten  charakterisiert.  Dieses  Kapitel  ist 
ganz  gut  geglückt,  weil  die  Verfasserin  offenbar  aus  eigener  An- 
schauung redet.  Ebenso  sind  die  folgenden  über  Arbeitslohn  der  Dienst- 
boten und  ihre  soziale  Lage  in  England  recht  lehrreich.  Sie  zeigen 
den  großen  Unterschied  zwischen  dem  reicheren  England  und  Deutsch- 
land in  der  Bezahlung,  die,  wie  die  Verfasserin  an  mehreren  Stellen, 
richtig  bemerkt,  sich  nach  der  Höhe  der  hierfür  verfügbaren  Mittel 
richtet.  Sie  zeigen  auch,  daß  infolgedessen  das  Standesbewußtsein 
der  Dienstboten  in  England  ein  viel  größeres  ist  als  bei  uns  und  daß 
sie  nach  dem  Muster  Amerikas  immer  mehr  aus  der  Familiengemein- 
schaft, wie  sie  bei  uns  noch  vielfach  üblich  ist,  in  den  Stand  sich  nach 
Stunden  verdingender  Arbeitskräfte  übertreten.  Die  Schlußkapitel 
handeln  über  den  Dienstbotennachweis  und  Dienstbotenorganisationen. 
Die  Arbeit  hantiert  etwas  stark  mit  Zahlen  der  offiziellen  oder 
privaten  Statistik,  die  auch  anderen  zugänglich  sind,  und  der  Zuschnitt 
der  Darstellungen  wirkt  manchmal  recht  nüchtern.  Manches  vermißt 
man  auch,  so  z.  B.  Mitteilungen  über  Kündigungsfristen,  wie  überhaupt 
in  diesem  Falle  einige  Angaben  vergleichender  Art  über  das  in  England 
und  Deutschland  bestehende  Gesinderecht,  Meldewesen  bei  der  Polizei 
usw.  am  Platze  gewesen  wären.  Benno   Schmidt. 


Berliner  Gemeinderecht.  Hrsg.  vom  Magistrat.  Zweite  ergänzte  Auflage. 
Berlin,  Julius  Springer,  191 3.  Dritter  Band:  Schulverwaltung, 
Abteilung  I:  Volksschulen,  Taubstummen- und  Blindenschulen,  255  S. 
8°,  geb.  M.  4.20.  Zehnter  Band:  Gaswerke  und  Elektrizitätsangelegen- 
heiten, 282  S.  8",  geb.  ]\I.  4.60. 

Die  Ausgabe,  deren  erste  Bändchen  hiermit  erscheinen,  soll  das 
gesamte  Verwaltungsrecht  der  Stadt  Berlin  zur  Darstellung  bringen. 
Die  erste  Auflage  war  in  den  Jahren  1902 — 1909  in  ii  Bänden  erschie- 
nen, ist  aber  inzwischen  —  abgesehen  von  ihrer  UnvoUständigkeit  — 
zum  größten  Teile  veraltet.     Die  neue  Auflage  soll  auch  die  noch  feh- 
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lenden  Teile  umfassen  und  wird  darum  auf  einen  weit  größeren  Um- 
fang angenommen.  Da  das  Verwaltungsrecht  der  Stadt  Berlin  alle  Ge- 
biete berührt,  für  welche  die  Gemeinden  zuständig  sind,  so  wird  das 
Werk  für  die  Kommunalverwaltungen  weitgehendes  Interesse  bieten, 
wenn  es  auch  keineswegs  in  allen  Fällen  anderen  Gemeinden  wird  zum 
Muster  dienen  können.  Die  Ausstattung  ist  angemessen ;  der  Preis  ist 
zu  hoch.  Solche  Publikationen  müssen  doch  auf  allgemeine  Verbrei- 
tung rechnen  und  allen  zugänglich  sein,  die  für  kommunale  Angelegen- 
heiten Interesse  haben.  —  r. 


A.  S  i  g  e  r  u  s ,  Handelsbetriebsstatistik  mit  besonderer  Befücksichtigung  der 
Warefihandelsbetriebe  (Heft  2  der  Ergänzungshefte  zum  deutschen 
statistischen  Zentralblatt).  Leipzig,  Teubner,  1913.  IV  u.  82  S.  8*'. 
Man  war  lange  Zeit  gewöhnt,  unter  der  > Handelsstatistik«  ledig- 
lich die  statistischen  Nachweisungen  über  den  auswärtigen  Warenver- 
kehr zu  verstehen.  Erst  nach  und  nach  ist  es  klar  geworden,  daß  der 
Statistik  des  Handels  noch  viele  weitere  Aufgaben  gestellt  werden 
müssen.  In  der  Statistik  des  Güterverkehrs  auf  den  Eisenbahnen  und 
Wasserstraßen  ist  ein  imponierendes  Gegenstück  zu  der  alten  Statistik 
des  Außenhandels  entstanden.  Aber  auch  die  bisherige  Handelsbe- 
triebsstatistik genügt  jetzt  nicht  mehr.  Auch  in  Deutschland  machen 
sich  schon  seit  längerer  Zeit  allerlei  volkswirtschaftliche  Tendenzen 
bemerkbar,  welche  teils  neue  Betriebsformen  im  Bereiche  des  Handels 
(Warenhäuser,  Filialgeschäfte  etc.)  hervorrufen,  teils  eine  Ueberfüllung 
der  überkommenen  Warendetailhandelsgeschäfte  zeitigen  und  dadurch 
schwere  Mißstände  herbeiführen.  Es  geht  daher  nicht  mehr  gut  an, 
die  Handelsbetriebsstatistik  wie  bisher  sozusagen  als  ein  Anhängsel  der 
allgemeinen  Gewerbestatistik  zu  behandeln.  Die  vorliegende  Schrift 
bietet  eine  recht  instruktive  Bearbeitung  dieses  jetzt  recht  modernen 
Themas.  Der  Verfasser  geht  von  den  bisherigen  Leistungen  der  deut- 
schen Betriebszählungen  aus  und  unternimmt  es,  nachdem  er  die  Ver- 
gleichbarkeit dieser  Zählungen  geprüft  hat,  ihre  Ergebnisse  für  den 
Warenhandel  in  eingehender  Darstellung  vorzuführen.  Hieran  reiht 
sich  als  zweiter  Teil  eine  Untersuchung  über  den  weiteren  Ausbau  der 
deutschen  Handelsbetriebsstatistik.  Der  Verfasser  will  diesen  Ausbau 
in  einer  zweifachen  Richtung  bewerkstelligt  wissen,  nämlich  einmal 
durch  Aufnahme  weiterer  Schilderungsobjekte  in  die  allgemeine  ge- 
werbliche Betriebsstatistik  und  sodann  durch  Schaffung  einer  ergänzen- 
den kommunalen  Handelsbetriebsstatistik.  In  ersterer  Beziehung  wird 
namentlich  die  Berücksichtigung  der  Handlungsreisenden,  der  Schau- 
fenster und  des  Eigenproduktionsabsatzes  im  kleinen  gefordert.  Bei 
der  kommunalen  Handelsbetriebsstatistik  aber  soll  das  Hauptge- 
wicht   auf  die  Ermittlung   des  Warenbezuges    und    des  Warenabsatzes 
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gelegt,  daneben  jedoch  auch  die  Geschäftsform  und  die  Betriebsdauer  in 
eingehender  Weise  festgestellt  werden.  Man  wird  den  bezüglichen 
Ausführungen  gerne  beistimmen.  Sie  zeugen  von  richtigem  Verständ- 
nis für  jene  Kernfragen,  um  die  sich  die  ganze  Entwicklung  des  heu- 
tigen Warenhandels  dreht.  Mit  dieser  unserer  Anerkennung  für  den 
Verfasser  wollen  wir  freilich  nicht  gesagt  haben,  daß  wir  uns  die  Durch- 
führung derartiger  ergänzender  Erhebungen  über  die  Handelsbetriebe 
gar  zu  leicht  vorstellen.  Denn  bei  den  Fragen  des  Warenbezuges  und 
des  Warenabsatzes  handelt  es  sich  nicht  mehr  bloß  um  gewöhnliche 
Schilderungsobjekte,  sondern  zum  Teile  bereits  um  Intimitäten,  welche 
die  gewöhnlichen  Geschäftsleute  zu  offenbaren  nicht  immer  willens 
sind.  Ferdinand  Schmid. 
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Wirming  hau  s ,  Prof.  Dr.  A.,  Denkschrift  zur  Beiirteihmg  der 
wirtschaftlichen  Lage  und  der  OrganisationsbestrebJingen  in  der  Rhein- 
schiffahrt. Beilage  zum  Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Cöln. 
Cöln,  Du  Mont-Schaubergsche  Buchhandlung,   191 3.    97   S.  8». 

Leener,  G.  de,  La  politiqne  des  transports  en  Belgiqne.  Bruxelles, 
Misch  &  Thron,  1913.  320  S.  g"-  Fr.  3.—.  (Instituts  Solvay  Actualites 
sociales.) 

D.   Versicherungswesen.     Wohnungsfrage. 

Wörner,  Prof.  Dr.  jur.  Gerhard,  Die  Landesbrandver siehe- 
rungsanstalt  für  das  Königreich  Sachsen  (S.-A.  2iVi%  Das  deutsche  Fetierver- 
sicherungszvcsen.  Festschrift  zum  25jährigen  Regierungsjubiläum  S.  M. 
Kaiser  Wilhelms  IL,  hrsg.  von  der  Gesellschaft  für  feuerversicherungs- 
geschichtliche Forschung  zu  Halle).  Hannover,  Rechts-,  Staats-  und 
sozialwissenschaftlicher  Verlag  o.  J.    16  S.  8*^. 

Das  soziale  Versicherungswesen  im  Großherzogtum  Baden.  Mitgeteilt 
vom  Statistischen  Landesamt.  Karlsruhe  o.  J.  20  S.  8".  Arbeitsnach- 
weis, Streiks  und  Aussperrungen  sowie  Tarifgemeinschaften.  Ebenso. 
10  S.  8°.  (S.-A.  aus  dem  Statistischen  Jahrbuch  für  das  Großh.  Baden, 
40.  Jahrg.  191 3.) 

Sammlung  von  Entscheidungen  des  Reichsversiche rungsamts ,  der  Lan- 
desversicherungsämter ttnd  der  Oberversicherungsämter.  Hrsg.  von  Brei t- 
ha7t,pt,  Kais.  Regierungsrat.  Berlin-Wilmersdorf,  Neue  Verlagsanstalt 
(1913).    Jahrg.  I  (1912/3).    702  S.  8«.    M.   15.—. 

Schriften  des  Bayerischen  Landesvereins  zur  Förderung  des  Woh- 
nungswesens, Heft  10 :  Bericht  über  die  Konferenz  über  studentisches 
Wohnungswesen  an  den  HochscJmlen  des  deutschen  Sprachgebiets,  abgehalten 
zu  München,  2^.  Mai  igij.  Hrsg.  vom  Ständigen  Arbeitsausschuß. 
München,  E.  Reinhardt,   1913.    182  S.  8°. 

E.  Geld-  und  Bankwesen. 

Gutniaufi,  Dr.  Franz,  Das  französische  Geldwesen  im  Kriege 
(1870— 1878).  Straßburg,  J.  Trübner,  1913.  525  S.  8°.  M.  12.—  (Ab- 
handlungen aus  dem  Staatswissenschaftlichen  Seminar  zu  Straßburg, 
Heft  XXX). 

Riesser,  Geh.  Justizrat  Dr.,  Das  Bankdepotgesetz.  Für  die  Praxis 
erläutert.  3.,  völlig  neubearbeitete  Auflage.  Berlin,  O.  Liebmann, 
1913.     165  S.    s"-    M.  4.—,  geb.  M.  4.80. 

Steiner,    Fritz    G.,    Die    Entwicklung   des    Mobilbankwesefis    in 
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Oesterreich.  Von  den  Anfängen  bis  zur  Krise  von  1873.  Wien,  Konegen, 
1913.  271  S.  8".  M.  6.50.  (Studien  zur  Sozial-,  Wirtschafts-  und 
Verwaltungsgeschichte,  hrsg.  von  K.  Grünberg  VIII.) 

Untersuchungen  über  das  Volkssparwesen.  Hrsg.  vom  Verein  für 
Sozialpolitik  II. — IV.  Band.  München,  Duncker  &  Humblot,  191 3. 
424.  309.  373  S.    8'^.    (Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  137.) 

F.  Arbeiterfrage. 

Hitze,  Prof.  Dr.  Franz,  Zur  Wnrdigrmg  der  deutschen  Arbeiter- 
Sozialpolitik.  Kritik  der  Bernhardschen  Schrift:  Unerwünschte  Folgen 
der  deutschen  Sozialpolitik.  Mit  Beiträgen  von  Geh.  Oberregierungsrat 
Dr.  Wuermeling  und  Sanitätsrat  Dr.  Faßbender.  M.-Gladbach,  Volks- 
vereins-Verlag, 1913.     124  S.    8".    M.  1.60. 

Jahresberichte  der  Königlich  Sächsischen  Gewerbe-Aufsichtsbeamten 
für  igi2.  Nebst  Berichten  der  kgl.  sächs.  Berginspektoren.  Sonder- 
ausgabe.    Berlin,  Reichsdruckerei,  1913.     309  S.    8". 

Soziales  Mtiseum.  Zehnter  Jahresbericht  igi2.  Hrsg.  vom  Vorstand. 
Frankfurt  a.   M.,  Selbstverlag,  191 3.     52  S.    4". 

Volksheim  Hamburg.  Bericht  über  das  zwölfte  Vereinsjahr  191 2 
bis  1913.     74  S.    S". 

Erhebung  über  die  Kinderarbeit  in  Oesterreich  im  Jahre  igo8.  IL  Teil : 
Textliche  Darstellung,  IL  Heft.  (K.  K.  Arbeitsstatistisches  Amt  im 
Handelsministerium.)     Wien,  A.  Holder,  191 3.     S.  79 — 348.    4». 

Pnbblicazioni  dell'  Ufficio  del  Lavoro  Serie  B,  N.  37 :  Statistica 
degli  scioperi  avvenuti  in  Italia  neW  anno  iQoy.  Roma  Bertero  e  C. 
1913.     221  S.  Fol. 

Report  on  Condition  of  Woinan  and  Child  Wage-earners  in  the  Utiited 
States  in  19  volumes.  Vol.  XIV:  Causes  of  Death  among  Woman  and 
Child-Cotton-mill Operatives.  430  S. — Vol.  XVIII:  EmploymentofWomen 
and  Children    in    selected   Industries.     531   S.    8".    Washington  191 2/3. 

V.  Finanzwissenschaft. 

Finaitzwirtsc haftliche  Zeitfragen,  hrsg.  von  Prof.  Dr.  Georg, 
Scha?tz  und  Prof.  Dr.  Julius  Wolf,  Stuttgart,  F.  Enke,  1913:  — 
Heft  I.  Strutz ,  Senatspräsident  Dr.  G.,  Reichs-  und  Landessteuern  im 
Hinblick  auf  die  Deckting  der  Wehrvorlagen.  72  S.  8".  M.  2.40.  — 
Heft  2.  Erzberger,  M.,  Der  Wchrbeitrag  I^IJ.  33  S.  8°.  M.  1.20. 
—  Heft  3.  Kappe,  Prof.  Dr.  H.,  Die  Veredelung  der  Matrikularbeiträge. 
32  S.  M.  1.20.  —  Heft  4.  Hermes,  Dr.  y.,  Der  Gesetzentwurf  über 
das  Erbrecht  des  Staates.  32  S.  M.  i. — .  —  Heft  5.  Schwarz,  Dr. 
Otto,  Die  finanzielle  Stellung  der  europäischen  Großmächte,  Zugleich  im 
Hinblick  auf  ihre  finanzielle  Kriegsbereitschaft.  45  S.  M.  1.40.  — 
Heft  6.  van  der  Borght,  Dr.  R.,  Wehrbeitrag  und  Deckutigsgesetze 
vom  j.  Juli  igij.     85  S.    M.  2.80. 
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O dcnki rchen,  Dr.  Fritz,  Interesse ntenbeiträge,  insbesondere  die 
Beiträge  des  §  9  des  Kommunalabgabengesetzes  vom  14.  Juli  1893. 
Tübingen,  Mohr,  1913.  124  S.  8".  M.  4. — ,  in  der  Subscription 
M.  3.—.  (Abb.  aus  dem  Staats-,  Verwaltungs-  und  Völkerrecht,  hrsg., 
von  Zorn  u.  Stier-Somlo,  XII,  3.) 

Rechmmg  der  Stadt  Straßburg  für  das  Reclinungsjahr  19 11.  Straß- 
burg, Elsäss.  Druckerei  und  Verlagsanstalt,   1913.     287  S.    4". 

VI.  Statistik. 

Ballod,  Prof.  Dr.  Karl,  Grundriß  der  Statistik,  enthallend  Be- 
völkerungs-,  Wirtschafts-,  Finanz-  und  Handelsstatistik.  Berlin,  J. 
Guttentag,  191 3.    348  S.    8*^. 

Gebiete  und  Methoden  der  amtlichen  Arbeitsstatistik  in  den  wichtigsten 
Industriestaaten.  Bearbeitet  im  Kais.  Statistischen  Amte,  Abteilung  für 
Arbeiterstatistik.  Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag,  19 13.  696  S.  8". 
(Beiträge  zur  Arbeiterstatistik  Nr.  12). 

Itirroni,  Costantino  Bresciani,  Studi  sulle  variazioni  stagio- 
tiali  di  alcuni  fenomeiti  demografici.  (Estr.  dal  vol.  II  degli  »Annali 
del  Seminario  giuridico«  della  Universita.  di  Palermo.)  Palermo,  Luigi 
Gaipa,  191 2.  48  S.  8*^.  —  La  correlazione  fra  la  stattira  e  l'indice 
cefalico  secondo  la  statistiche  antropometriche  militari  italiane.  —  SulPiiso 
dei  nietodi  per  la  jjiisura  della  variabilitä  e  della  correlazione  nell  'econoniia 
induttiva.  (Estr.  wie  oben).  Palermo,  Luigi  Gaipa,  191 2.  58  S.  8". 
La  richezza  delle  citta.  (Estr.  wie  oben).  Palermo,  Luigi  Gaipa,  19 12. 
100  S.  8".  —  Le  variazioni  »cicliche«  dei prezzi.  (Estr.  wie  oben).  Pa- 
lermo, Luigi  Gaipa,   1913.     58  S.    8^. 

Statistiqne  des  accidents  du  travail.  Elaboree  par  1' Office  du  Travail 
d'apres  les  documents  fournis  en  execution  de  la  loi  du  24  decembre 
1903.  Annee  1906.  2  Tomes.  Bruxelles,  Lebegue  &  Cie.,  1912. 
863  u.  685  S.     40. 

Hamburgs  Handel  und  Schiffahrt  im  Jahre  igi2.  Statistische  Ueber- 
sichten,  hrsg.  vom  Handelsstatistischen  Amt.  Hamburg,  Druck  von 
Schröder  &  Jeve,  1913.     368  S.     Fol. 

Statistische  Daten  über  die  Stadt  Breslau.  12.  Ausg.  Mit  Vergleichs- 
zahlen früherer  Jahre  und  anderer  deutscher  Großstädte  zusammen- 
gestellt vom  Statistischen  Amt.     Breslau,  Graß,  Barth  &  Comp.,   1913. 

117     S.       12<^. 

Sätiglingsernährung,  Säuglingssterblichkeit  und  Säuglitigsschutz  in  deti 
Städten  Hannover  und  Linden.  Veröffentlicht  von  dem  Komitee  zur 
Ermittlung  der  Säuglingsernährung  in  Hannover-Linden.  Berlin,  G. 
Stilke,  1913.     136  S.     8». 

Statistisches  Jahrbuch  für  die  Königl.  Haupt-  und  Residenzstadt 
Königsberg.     V.  Jahrgang  191 2.     Im  Auftrage  des  Magistrats  hrsg.  vom 
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Städtischen  Statistischen   Amt.     Königsberg   i.    Pr.    191 3,    Hartungsche 
Zeitung,  1913.     92  S.     8^.     50  Pf. 

Statistik  des  atiswärtigen  Handels  des  Vertragszollgebietes  der  beiden 
Staaten  der  österr.-ungar.  Alonarchie  im  Jahre  igi2.  Hrsg.  vom  han- 
delsstatistischen Dienste  des  k.  k.  Handelsministeriums.  I.  Band: 
Spezialhandel,  1191  S.  II.  Band:  Vormerkverkehr.  Durchfuhr.  492  S. 
8'.    Wien,  Hof-  und  Staatsdruckerei,   1913. 

Oesterreichische  Justizstatistik.  Ein  Handbuch  für  die  Justizverwal- 
tung. Berichtsjahr  1910.  (K.  k.  Statistische  Zentralkommission.)  Wien, 
K.  Gerolds  Sohn,   1913.    365  S.  8°.    Kr.  4. — . 

Statistisches  Jahrbuch  der  autonomoi  Landesverwalttmg  in  den  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern.  Hrsg.  durch  die 
k.  k.  statistische  Zentralkommission  auf  Grund  der  von  den  Ländern 
gelieferten  statistischen  Tabellen  und  Materialien,  XI.  Jahrg.  Wien, 
Hof-  und  Staatsdruckerei,   1913.    441  S.  8*. 

Mitteilungeji  des  statistischen  Landesanites  des  Herzogtums  Bukowina. 
XVII.  Heft.  Veröffentlicht  vom  statistischen  Landesamte.  Czernovvitz, 
H.  Pardini,  1913.    100  S.  8". 

Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Wien  für  das  Jahr  igil.  29.  Jahrg. 
Bearbeitet  von  der  Alagistratsabteilung  für  Statistik.  Wien,  Gerlach  & 
Wiedling,  1913.    962  S.  gr.  8". 

Danmarks  Statistik,  Stat.  Tabelvaerk  B.  Nr.  6  :  Damnarks  civile  og 
kriminelle  Retspleje  i  aarenc  igoö — igio.  Udg.  af  det  Statistiske  De- 
partement. 146  S.  Kr.  2.50.  —  D.  Nr.  30:  Danmarks  Vareindjörsel  og 
Udförsel  i  aaret  igi2.  52  S.  4°.  Kr.  i. — .  Statistiske  Sammendrag,  1913. 
Udg.  af  det  Statistiske  Departement.  Köbenhavn,  Gyldendalske  Bog- 
handel, 1913.    71   S.  8".    Kr.  I. — . 

Aargauische  statistische  Mitteibmgen,  N.  F.  I:  Die  Krankenversiche- 
rung im  Kanton  Aargau  von  igo'] — igii.  Hrsg.  vom  Kantonalen  Sta- 
tistischen Bureau.    15  S.  Fol.  mit  Tabellen  und  i   Karte. 

/}.!.  Bericht  über  die  Zivilstafidsbewegung,  die  Todesursachen  und  die 
ansteckenden  Krankheiten  im  Kanton  Basel-Stadt  igio.  Bearbeitet  vom 
statistischen  Amte  in  Verbindung  mit  dem  Physikus  in  Basel,  1913. 
65  S.  40. 

Annuaire  statistiqne  du  royaumc  de  Serbie.  Public  par  la  Direction 
de  la  statistitjue  d'Etat  du  Royaume  de  Serbie.  XII. '^'"^  Tome.  1907 
et  1908.  Beigrade,  Imprimerie  du  Royaume,  1913.  1096  S.  8°.  (Ser- 
bisch und  französisch.) 

Rapport  de  la  Commission  ministerielle  sur  les  statistiqucs  officielles 
de  Canada  avec  un  Appendice  contenant  des  notes  ä  l'appui  de  ce 
rapport.  Public  par  ordre  du  Ministre  du  Commerce.  Ottawa,  1913. 
79  S.  8». 

(Abgeschlossen  den   17.  September    1913.) 
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Preisaufgabe 

der  Rödinger -Stiftung  in  Tübingen. 
»Die  Vererbung  des  ländlichen  Grundbesitzes  in  Württemberg.': 

Gewünscht  wird  eine  eingehende  Untersuchung  und  Darstellung 
der  heute  bestehenden  Formen  der  ländlichen  Vererbung  in  den 
verschiedenen  Teilen  Württembergs  und  ihrer  geschichtlichen 
Entwicklung  sowie  der  Frage  einer  gesetzlichen  Regelung, 
und  zwar  in  der  Art  der  Untersuchungen  in  dem  von  Sering  heraus- 
gegebenen Sammelwerk  »Die  Vererbung  des  ländlichen  Grundbesitzes 
in  Preußen«.  (Vergl.  Dr.  Fritz  Elsas:  »Zur  Frage  des  Anerbenrechts 
in  Württemberg«,  Schmollers  Jahrbuch,  Band  37,  3.) 

Der  Preis  beträgt  2000  INI.   Die  Arbeit  ist  am  i.Mai  1917  einzuliefern. 
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